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Arheiterverfiherungsgelche. 


Textausgabe 


mit Einleitung, Anmerkungen und den wichtigſten 
Ausführungsvorſchriften 


von 


Dr. Robert Piloty, 


o. ö. Profeſſor der Rechte in Würzburg. 





Zweite vollftändig umgenrbeitete Auflage. 


Band I. 


Die Unfallversicherungsgesetze: 


I. Abänderungsgeieß. 
I. GewerbesUnfallverfiherungsgejeß. 
III. Unfallverfiherungsgefet für Cand- und Sorftwirthichaft. 
Iv. Bau-Unfallverfiherungsgeieß. 
v. Anhang (Beamtenfürforgegefet, Gefangenengeieß etc.). 





München 1902 
C. 5. Bed’fche Derlagsbudhhandlung 
Oskar Bed, 


Unfallverficherungsgefeke 


bom 30. Juni 1900 


in der Saffungder Befanntmachungdes Reichskanzlers 
vom 5. Juli 1900 ' 


(mit Ausſchluß des See-Unfallverficherungsgejeßes) 
erläutert 


bon 


Dr. Bobert Piloty, 


o. d. Profeſſor der Rechte in Würzburg. 





München 1902 
C. 5. Beck'ſche Derlagsbuchhandlung 
Osfar Bed. 


Als I. Band der 2. Auflage diefer erläuterten Gejamt: 
Ausgabe der Ürbeiterverfiherungsgejeße ift er: 
ſchienen: 


Tnvalidenversicherungsaesetz vom 13. Juni 1899 erläutert 
von Dr. Robert Piloty, o. d. Prof. der Rechte in 
Würzburg, 1900, XIX u. 509 ©. Geb. 3 AM 50 0. 


Vorwort. 


Dieſe Ausgabe umfaßt und erläutert ſämmtliche Unfall» 
verjicherungsgejege mit Ausnahme des See⸗UVG., aljo das 
Abänderungsgejeh, das Gewerbe-Unfallverficherungsgejeg, das 
Unfallverficherungsgejeg für Land- und Forſtwirthſchaft und 
. das Bau-Unfallverjicherungsgejeg. Vom See⸗UVG. ijt wegen 
feiner geringeren Bedeutung für Süddeutichland nur ein den 
Umfang der Verficherung enthaltender Auszug (88 1—7, 152, 
153) im Anhang abgedrudt. Die Fürforge-Gejehe für Be- 
amte, Soldaten und Gefangene find ebenfalls ohne Erläuter- 
ungen dem Anhang einverleibt. 

Bei den Erläuterungen ift vielfach auf das Handbuch 
der Unfallverfiherung Bezug genommen. Es hat dabei dem 
Berfafler diejer Ausgabe die zweite Auflage des Handbuchs 
(erfter Abdrud) vorgelegen. 

Neben den Baragraphenziffern des Gejebestertes iſt 
überall in Klammer angegeben, ob die Beitimmung neu oder 
aus einer Beitimmung des früheren Gejeßes herübergenommen 
ift und ift im legten Fall ftet3 der entiprechende Paragraph 
des früheren Gejeßes in Klammer beigedrudt. Es ift dieß 
namentlih mit Rüdficht auf den Gebrauch meiner Ausgabe 
des neuen Invalidenverſicherungsgeſetzes geichehen, da in den 
Noten diefer Ausgabe noch die Paragraphen der früheren 
Unfallverficherungsgefege citirt find. 

Würzburg im März 1902. 


Dr. Bobert Biloty. 
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Abänd.G. Geſetz, betr. die Abänderung der Unfallver⸗ 
fiherungägefeß e. 

AN. = Amtliche Nachrichten des Reichsverſicherungsamtes. 

Bau-G. — Bau-⸗Unfallverſicherungsgeſetz. 

Gew.-G. — Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetz. 

IVG. = Invalidenverſicherungsgeſetz vom 13. Juli 1899. 

HB. —= Handbud) der Unfallverficherung, zweite Auflage. 

Komm.-Ber. — Kommilfiond-Beridt. 

Kr. VG. — Krantenverficherungsgejeg vom 15. Juni 1883 
in der Faljung der Novelle vom 10. April 1892. 

LVA. = Landesverficherungsamt. 

Im. © = Unfallverfiherungsgejeg für Land- und Forſt⸗ 
wirthſchaft. 

Motive = Motive zum Geſetz, betr. die Abänderung der 
Unfallnerficherungägejebe. 

Rg. — Reger, Enticheidungen-Sammlung, Anhang, umfaſſend 
die Entſcheidungen des Reichsverſicherungsamtes. 

RGVG. — Reichsgerichtsverfaſſungsgeſetz. 

RGO. oder RGew.O. — Reichs⸗Gewerbeordnung. 

RVA. — Reichsverſicherungsamt. 

See-⸗-G. — See⸗Unfallverſicherungsgeſetz. 


Berichtigungen. 


S. 15 vorletzte Zeile lies „allgemeinen“ ſtatt Allgemeinen. 

©. 151 gehört das Schlußzeichen“ bei Zeile 25 von 
oben zur vorhergehenden Zeile. 

In meiner Ausgabe des Snvalidenberficherungögeießes 
(2. Aufl.) findet fih in der Note bei 8 190 (©. 341) ein 
Nechenfehler. Statt 51 Jahre ift dort 61 Jahre zu jeßen 
und dementiprechend das Folgende zu ändern. 





Die Novellen zu den Unfallverfiherungsgejeßen haben 
ebenjowenig wie das Sinvalidenverficherungsgefeg vom 
13. Juli 1899 die Grundlagen des bisherigen Rechtes 
geändert. Sie bedeuten feine Reform, fondern nur eine 
Reviſion desjelben und Haben nur in einer großen An 
zahl von Einzelheiten Neues gebradit. 

Selbſt die formelle Anordnung der Geſetze ift im 
MWejentlihen die alte geblieben. Das Ausdehnungsgefek 
vom 5. Mai 1885 ift, ſoweit e8 noch galt, aufgehoben 
(Abänd. G. 8 1 Ab. IT) und fein Anhalt ift in die anderen 
Gefege übergegangen. Die übrigen 4 Unfallverficherungs- 
gejebe beftehen unter den Bezeichnungen: Gewerbe-Unfall- 
verficherungsgeſetz (Gew.®&.), Unfallverfiherung für Land⸗ 
und Forſtwirthſchaft (Im. ©), Bau-Unfallverfiherungs: 
geſetz (Bau⸗G.) und See⸗Unfallverficherungsgeſetz (See⸗G.). 
Neu hinzugekommen find das Geſetz, betreffend die Ab- 
änderung der Unfallverficherungsgejfete (Abänd. G.) und 
das Geſetz, betreffend die Unfallfürjforge für Gefangene 
(Gef.G.). Das erfte von diejen beiden Gefeken ift eine 
Art Einführungsgejeb und verhält fi) zu den übrigen 
Unfallverfiherungsgejegen und zum Sinvalidenverficher: 
ungsgeſetz wie etwa das Gerichtsverfaffungsgejeb zu den 
Prozeßordnungen. Es enthält gemeinfame Beitimmungen 
für die ganze Unfallverficherung und theilweife auch für 
die Invalidenverſicherung, namentlid Hintihtüi Wer 


XIV Einleitung. 


Organifation und Xhätigfeit der Schiedögerichte und 
Berfiherungsämter. 

Im Einzelnen find folgende Aenderungen bervor= 
zubeben :*) 

1. Der Kreis der verfiherten Perjonen ift 
nicht unerheblich erweitert worden. Schwierigkeiten der 
Organijation und Dedung haben ed zwar nit an: 
gezeigt erjcheinen Laffen, die Unfallverficderung ſchon jebt 
allgemein auf das Handwerk, die Dienjtboten und auf 
die große Menge ber Arbeiter ohne beftimmtes und 
dauerndes Dienftverhältniß auszudehnen, es ift vielmehr 
die Ausdehnung nur auf folche Perfonenklaffen erfolgt, 
deren Ausjchluß bisher neben der Verficherung verwandter 
Perſonenklafſen befonders empfindlich war. Dieß iſt nah 
dem Gew.G. $ 1 der Fall hinſichtlich der Betriebe der 
Schloffer, Schmiede, Tenfterpuger, Bräuer, Fleiſcher, der 
Lagerei und der mit dem Handelsgewerbe verbundenen 
Lagerungs⸗, Holzfällungs:, Perjonen- und Güterbeför- 
derungöbetriebe. Dieß ift ferner der Fall Hinfichtlich der 
Betriebe der See: und Küftenfifcherei und der Tleineren 
GSeefahrzeuge von nicht mehr als 50 Kubikmeter Brutto« 
raumgehalt. 

Weitere Ausdehnung bringen die neuen Gejeße, in= 
dem die Verficherung fortan ſich nicht nur auf die eigent- 
liche Betriebsbejchäftigung, fondern auch auf die etwaigen 
häuslichen und fonftigen Beichäftigungen im Dienfte der 
Arbeitgeber erftredt (Gew. G. $ 3). 

Ferner find auch bei ber Unfallverficherung nunmehr 
die Werfmeifter und Techniker den Betriebsbeamten gleich: 
geftellt und ift die Gehaltögrenze für die nothmwendige 
Verfiherung all dieſer Perfonen von 2000 Mk. auf3000 ME. 
erhöht worden (Gew. G. $ 1). 








*) Bol. meinen Auffah in den Blättern für abmin. 
Praxis 1901 ©. 1ff. 
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Durch das oben angeführte Gefangenen-Fürſorge— 
Geſetz ift die Unfallfürjorge auf Gefangene und andere in 
ähnlicher Lage befindliche, nicht frei beichäftigte Perſonen 
ausgedehnt worden. Die Form der Fürſorge ift indeß 
nicht die der Verficherung, fondern fie gleicht der penſions⸗ 
mäßigen TFürforge, welche für Beamte und Soldaten 
durch das Reichögejeg vom 15. März 1886/18. Juni 1901 
(RGBl. S. 211 ff.) geregelt worden if. Die Fälle, in 
welchen die Gefangenen und ihnen gleichgeftellte Perſonen 
Beiftungen zu beanfpruchen haben, find die Folgen folcher 
Unfälle, die fie bei einer Xhätigfeit erleiden, welche für 
freie Arbeiter regelmäßig die Unfallverficherung begründet. 
Die Leiftungen, welche fie zu beanfipruchen haben, find 
benjenigen der Unfallverfiherung analog, nur in Einigem 
gefürzt und bei Körperverlegungen an bie VBorausfehung 
gefnüpft, daB fie aus der Gefangenjchaft oder bem fon= 
ftigen Verhältniß der Unfreiheit ausfcheiden. Die Laft 
trägt regelmäßig der Bunbesftaat des Anftaltzfikes. 
Dieſem ift es indeß überlaffen, durch Landesgeſetz andere 
Träger, indbefondere Gemeinden, durch Vertrag auch 
Arbeitgeber, welche unfreie Arbeiter befchäftigen, heran 
zuziehen. Das Verfahren ber TFeitftellung und Auszahlung 
ift im Wefentlichen dem bei der Unfallverfiherung be⸗ 
ftehenden nachgebildet, Doch findet über die Feſtſtellung 
fein Rechtsftreit, jondern nur Beichwerbeverfahren ftatt. 

2. Der Gegenstand der Unfallverfiderung ift 
nad wie vor in erfter Linie ber Betriebsunfall mit feinen 
Thädlihen Folgen. Dur die Ausdehnung ber Ver—⸗ 
ficherung auf häusliche und fonftige Beſchäftigungen im 
Dienfte des Arbeitgebers ift jedoch ber Begriff des zu 
entfhädigenden Unfalles erweitert worden. Die Ver— 
fiderung umfaßt jetzt auch Unfälle, welche im urſächlichen 
Zuſammenhang mit ſolchen Beſchäftigungen ſich ereignen. 

3. Die Leiſtungen aus der Unfallverſichevung 
ſind zwar im Allgemeinen nach Irt und Umgeoo Wr 
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geändert worden. Im Einzelnen ordnen aber die No— 
vellen folgende Erhöhungen und Ermeiterungen der bis» 
berigen Leiftungen an: 

a) Die Vollrente ift von 66° °o bis zum vollen 
Betrag des ahresarbeitsverbienftes zu erhöhen, wenn 
ber völlig Erwerbaunfähige auch hülflos, d. i. auf fremde 
Hülfe angewiejen if. Auf Erhöhung hat der Verlekte 
in folder Lage Anſpruch (Gew.G. 8 9 ID. 

b) Ein Verleßter, ber fchon vor dem Unfall völlig 
erwerbaunfähig war, wird regelmäßig in feiner Ver—⸗ 
fiherungsbeichäftigung fich befinden und erhält wie bi3- 
her, fall er dennoch verfichert war, regelmäßig feine 
Rente, ſondern nur Heilfoftenerfaß. Die Novelle ordnet 
aber auch für folche Verletzte bei völliger Hülflofigfeit 
Gewährung einer Rente bis zur Hälfte der Vollrente an 
(8 9 Abf. IIND. 

c) Berficherte, die durch die Verlegung nur theil- 
weiſe erwerbaunfähig geworben find und deshalb regel» 
mäßig nur eine Theilrente beziehen, können durch den 
Genoffenichaftsvorftand eine Erhöhung der Rente zuge» 
billigt erhalten biß zum Betrag der VBollrente, wenn und 
folange fie in Folge des Unfall und ohne eigene Schuld 
arbeitslos find. Einen Anſpruch auf ſolche Erhöhung 
haben fie nicht ($ 9 Abf. IV). 

d) Für den Fall der Tödtung ift ein Sterbegeld 
zu leiften, welches nach ber Novelle von mindeſtens 30 Mt. 
auf mindeftens 50 ME. erhöht worden ift und regelmäßig 
den 15. Theil des Aahresarbeitsverdienites beträgt, wäh» 
rend es früher das Zmanzigfache des durchichnittlichen 
Tagesverbienftes betragen hat ($ 15 Abi. I Ziff. 1). 

e) Die Rente, welche im Tall der Tödtung den et- 
twaigen Hinterbliebenen oder im Fall der Verlegung den 
Angehörigen des etwa im Krankenhaus Untergebracdhten 
zu leiften ift, wird nad den Novellen einem größeren 
Kreis von Angehörigen zugänglih und ift aud) im Be— 
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trage theilweije erhöht worden. An der Rente find nun— 
mehr auch die ehelichen und unehelichen Kinder einer 
alleinjtehenden, weiblichen Perſon ohne Rüdficht darauf, 
ob dieje verheirathet, verwittiwet oder ledig ift und die 
erwerbsunfähigen Wittwer betheiligt. Auch elternlofe 
und hülfsbedürftige Enkel, wenn ihr Lebensunterhalt 
ganz oder theilweiſe durch den Berftorbenen beftritten 
worben ift, Haben Anfpruch auf Rente. Unter den gleichen 
Borausfegungen (Hülfsbebürftigfeit und bisherige Be—⸗ 
ftreitung des Bebensunterhaltes durch ben Verftorbenen) 
haben nunmehr auch bie Aſcendenten Anſpruch auf Rente 
und ift es für ihren Anſpruch nicht mehr wie bisher 
Borausjegung, daB der Verftorbene ihr einziger Ernährer 
war. Eine Erhöhung des Rentenantheils ift namentlich 
bamit angeorbnet, daß bie einfachen Waiſen ftatt 15% 
jest die 20 9% des Jahresarbeitsverdienſtes erhalten, 
welche bisher nur den Doppelmwaijen gewährt wurden. 
Der Anfprud) der Hinterbliebenen und Angehörigen 
geftaltet jich ferner nad) der Novelle injofern günftiger 
als bisher, als der ber Berechnung zu Grunde zu legende 
Sahresverdienft nicht mehr ftetö derjenige iſt, wonach eine 
Rente des PVerunglüdten zu berechnen gewejen wäre. 
Diefer Verdienſt fann ſchon in Folge eines früheren 
Unfall gekürzt gewejen fein. Es ift nunmehr in ſolchem 
Talle dem maßgebenden Verdienft die früher bezogene 
Unfalltente des Getödteten bis zum Betrag des jener 
Rente zu Grunde gelegenen Sjahresverdienftes Hinzu: 
zurechnen (88 15 ff.) 

f) Dem in einer Heilanſtalt untergebrachten Ver⸗ 
letzten und ſeinen Angehörigen kann eine beſondere Unter⸗ 
ſtützung zugebilligt werden. Es Tann dieß durch Genoſſen— 
ſchaftsſtatut allgemein angeordnet oder bei vorliegender 
Bedürftigkeit durch den Vorſtand im einzelnen Fall ver- 
fügt werden ($ 22 Abf. IV). 

g) Ausnahmsweiſe verkürzt fih die regelmöhigr 
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Dauer von 13 Wochen für die Karenzzeit und iſt bie 
Unfallrente jchon vor deren Ablauf, wenn der Anſpruch 
eines Verletzten auf Krankengeld oder fein etwaiger 
Unterftügungsanfpruc) gegen den Unternehmer vor Ab- 
lauf der Karenzzeit hinfällig wirb. Beſteht in folchem 
Tall eine die 13 Wochen vorausfichtlich überdauernde 
Erwerbaunfähigfeit, jo iſt dem Verletzten die Unfallrente 
im unmittelbaren Anjchluß an jene Leiftungen zu ge— 
währen. Das Gleiche Tann durh Statut auch für den 
Tall angeordnet werben, daß die verbliebene Erwerbs⸗ 
unfähigfeit die 13 Wochen vborausfichtlich nicht über: 
dauert ($ 13). 

h) Eine Reihe von Erleichterungen und Vortheilen 
im Intereſſe der Verfiherten ordnen bie Novellen im 
Verfahren der Teititelung an. Es find namentlich fol- 
gende zu nennen: 

Beichleunigtes Verfahren (8 71 Abſ. D; Theilbeſcheid 
über die Anordnung eines Heilverfahrens ($ 71 Abi. Tl); 
vorläufige Zubilligung einer Entſchädigung, wenn end- 
gültige Feſtſtellung nicht fofort erfolgen kann ($ 71 
Abſ. III), oder wenn ein Entjehädigungsfall zwar vor— 
liegt, die angegangene Berufsgenoſſenſchaft aber ſich nicht 
für die verpflichtete erachtet (8 73 Abſ. II); es ift in 
biefem Fall die für verpflichtet erachtete Berufögenofjen- 
Ihaft durch die zuerft angegangene zur Entfcheidung zu 
veranlafjen und ein negativer Kompetenztonflift eventuell 
durch das Neichöverfiherungsamt von Amtswegen aus: 
zutragen; Benachrichtigung des Verlekten oder der Hinter: 
bliebenen für den Fall beabfichtigter Ablehnung des An— 
ſpruchs ($ 70); Befragung des behandelnden Arztes im 
Borverfahren ($ 69 Abf. III); Erweiterung der zur Antrag⸗ 
jtellung zujtändigen Behörden und Zulafjung der restitutio 
bei verjäumter Friſt ($ 72). 

i) Das PBerfahren bei veränderten Verhältniſſen, 
insbejondere bei nachträglich erhöhter oder verminderter 
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Erwerbsfähigkeit war bisher wegen unzweckmäßiger und 
nicht ausreichend ſcharfer Regelung vielfach Quelle von 
Streitigkeiten. Den Intereſſen der Verſicherten kommen 
auch hier eine Reihe von Verbeſſerungen entgegen. Es 
ſind namentlich zwei Neuerungen hervorzuheben: 

Nach Ablauf von zwei Jahren ſeit der erſtmaligen 
Feſtſtellung darf eine anderweitige Feſtſtellung nur in 
Zeiträumen von mindeſtens je einem Jahre erfolgen. 

Nach Ablauf von fünf Jahren ſeit der erſtmaligen 
Feſtſtellung darf eine anderweitige Feſtſtellung nur auf 
Antrag durch Entſcheidung des Schiedsgerichts und nicht 
mehr einſeitig durch die Berufsgenofſenſchaft vorgenommen 
werden. 

k) Auch für das Streitverfahren find einige Neuer: 
ungen angeordnet worden, jo die Heranziehung einer 
nicht beflagten Ber.Gen. zum Streit im Rekursverfahren 
($ 82), Maßnahmen zur Vermeidung mehrfacher Verur⸗ 
tbeilungen wegen eines Anſpruchs ($ 83). 

1) Die rechtliche Möglichkeit der Mebertragung von 
Entſchädigungsanſprüchen war bisher eine ſehr bejchränfte. 
Sie iſt e8 auch nach den Novellen geblieben. Doch find 
in übereinftimmender Weiſe wie für die Invaliden— 
verfiderung einige weitere Ausnahmen von dem lMeber- 
tragungsverbot angeordnet worden. Bejondere Beachtung 
verdient die Beitimmung, wonach der Berechtigte mit 
Genehmigung der unteren PVerwaltungäbehörde feinen 
Anſpruch ganz oder. theilmeife übertragen Tann. Die 
untere Verwaltungsbehörde ift damit theilweiſe zur Kuratel- 
behörde der Rentner geworden. (Gew.G. $ 96, Inv.⸗ 
Ge. $ 55.) 

m) Zu den praftifch wichtigeren Neuerungen gehört 
auch die Beitimmung des Gew.®. $ 95, wonad) die Be—⸗ 
rufsgenoſſenſchaften für jolche Verlekte, denen eine Theil: 
rente von 15% oder weniger zugebilligt worden ift, eine 
entiprechende Kapitalabfindung anordnen könnew. 
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4. An der Organifation der Berfiherung ift nichts 
Wefentliches geändert worden. Wir erwähnen nur, daß 
für die zur Verfiherung neu berangezogenen Betriebe 
und Verficherten theilweife die Neubildung von Berufs 
genofjenichaften in Ausfiht genommen worden (Abänd.Gef. 
8 2) und eben in der Ausführung begriffen if. Auch 
ift für die beftehenden Berufögenofjenfchaften eine fchärfere 
und dem fachlichen Beitand entiprechendere Abgrenzung 
des Umfangs vorgejehen (Gew.®. $ 28 Abi. ID). 

5. An die Stelle der eigenen Schiedögerichte der 
Inv. Verſicherung und der Unfallverficderung find gemein- 
jame Sciebögerichte für Arbeiterverficherung getreten. 
Die Verſchmelzung ift in der Weile erfolgt, daß bie 
Sciedögerichte der Unfallverfiherung aufgehoben (Abänd.- 
Gel. $ 3 Abſ. ID), ihre Geſchäfte den Schiedögerichten der 
nvalidenverfiderung übertragen (Abänd. Geſ. $ 3 Abf. I) 
und deren Geichäftsgang und Zuſammenſetzung diejer 
Vebertragung ent|prechend modificirt worden find (Abänd.⸗ 
Ge. 88 A FF). Während diefe Sondergerichte nach ihrem 
Auftrag ftaatlide Gerichte find, jtellen fie Hinfichtlich der 
Koftendedung Forporative Einrichtungen der Berufs- 
genoffenfchaften und Derficherungsanftalten dar. Der 
Antheil diefer Beiden an der Laft bemißt fich nad} der 
Zahl der aus dem Bereich jeder Verficherung angefallenen 
Prozeffe. Für Organifation und Geichäftsgang ber neuen 
Sciedögerichte gelten fortan die Beftimmungen des IVG. 
88 1053 ff. mit den aus Abänd.Geſ. 88 3 bis 10 ſich er- 
gebenden Modifikationen. 

6. Während durch diefe gemeinfame Einrichtung 
ein etwas engerer Anſchluß zwiſchen Unfal- und Inva— 
lidenverfiherung angebahnt ift, Hat für die Beziehung 
zwiſchen Unfall: und SKranfenverficherung eine ftärfere 
Annäherung durch die Regeln ftattgefunden, welche den 
Uebergang von Leiftungen aus der Kranfenverficherung 
zu ſolchen aus der Unfallverfiherung ordnen. Diefe 
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Regeln betreffen die Rechte der Uebertragung und Ueber— 
nahme und die entſprechenden Rechte auf Erſatz und 
Ueberweiſungen (Gew.®. 88 11ff., 25 ff.). 

7. Die durch Geſetz ſcharſ abgegrenzten Aufgaben 
ber Unfallverſicherung find durch das Abänd. Geſ. 8 23 
um einige fakultative Einrichtungen erweitert worden. 
Die Berufsgenoſſenſchaften dürfen hienach mit Geneh— 
migung des Bundesrathes Einrichtungen treffen: 

a) zur Derficherung der Betriebsunternehmer und 
der ihnen in Bezug auf Haftpflicht gleichitehenden Per: 
fonen gegen Haftpflicht, | 

b) zur Errichtung von Rentenzufhuß- und Penfions- 
fallen für Betriebsbeamte, ſowie für die Mitglieder der 
Berufsgenoffenfchaft, die bei ihr verficherten Perfonen 
und die Beamten der Berufögenoffenichaft, ſowie für die 
"Angehörigen all diefer Perjonen. 

Alle diefe Einrichtungen können aber nur auf frei: 
willige Betheiligung der zu VBerforgenden gegründet werden. 


Den angeführten Neuerungen reiht fi eine große 
Anzahl minder erheblicher Aenderungen an, die hier über- 
gangen werben follen. Eine tiefer eingreifende Neuerung, 
wie es etwa Die neue Laftenvertheilung der Invaliden— 
verficherung geweſen iſt, hat die Reviſion der Unfall: 
verficherung nicht zu verzeichnen. Die viel erörterten 
Probleme der Ausdehnung der Unfallverfiderung auf 
das Handwerf, die Dienftboten und die außerbetriebs:- 
mäßigen Arbeiter, dann die Einführung des Kapital: 
deckungsprinzips und die Herftelung eines Anfchluffes in 
der Organifation an die Korporationen der Invaliden— 
und der Kranfenverficherung find curae posteriores und 
treten an Wichtigkeit hinter der fortwährenden Sorge 
für eine prompte Durchführung der beftehenden Ein= 
rihtung zurüd. 


I. Abändernngsgefeh. 





Vorbemerkungen. Die neuen Unfallverficherung?: 
geſetze, ſämmtlich vom 30. Juni 1900 batirt, find zuerft 
in der alten Paragraphirung im RGEBl. Nr. 26 ©. 335 ff. 
und dann nochmal mit neuer und fortlaufender Paragra: 
phirung im RGEBl. Nr. 29 ©. 573 1 publicirt worben. Dieſe 
leßte Publikation erfolgte auf Grund 8 28 dieſes Abänderungs: 
gejeßes durch Bekanntmachung de? Reichskanzlers v. 5. Juli 
1900 (RGEBl. ©. 573) und enthält den nunmehr geltenden 
zen und die nunmehr maßgebende Paragraphirung der 

eſetze. 

Das Abänderungsgeſetz iſt eine Art von Einführungs⸗ 
geſetz. Seine Beſtimmungen über Schiedsgerichte (683 10, 
20) und Verſicherungsämter (58 11—22) beziehen ſich auf den 
Geltungsbereich aller Unfallverficherungsgefege und des Sin: 
dalidenverficherungsgejeßes. Die Beitimmungen über Berufe: 
genofjenichaften beziehen fich zum Theil ($ 23) auf alle, zum 
Theil ($ 2) nur auf gewerbliche Berufsgenofjenchaften. 


Geſetz, 
betreffend die Abänderung der Unfallverfiherungs: 
gejebe. 
Bom 30. Juni 1900. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, 
König don Preußen ꝛc., derordnen im Namen des 
Reiche, nach erfolgter Zuftimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 

Biloty, Unfallverficherungsgefege. \ 


2 I. Abänderungsgejeß. 


Abänderung der bisherigen Geſetze. 
8 1. 

I Das Unfallverfiherungsgefeg vom 6. Yuli 1884 
(Reichs-Geſetzbl. ©. 69), der Abſchnitt A des Geſetzes, be- 
treffend die Unfall: und Kranfenverficherung der in land— 
und forftwirthfchaftlichen Betrieben befchäftigten Perſonen, 
bom 5. Mai 1886 (Reichs-Geſetzbl. S. 132), das Geſetz, 
betreffend die Unfallverficderung der bei Bauten beichäf: 
tigten Perfonen, vom 11. Juli 1887 (RcReichs-Geſetzbl. 
©. 287) und das Geſetz, betreffend die Unfallverficherung 
ber Seeleute und anderer bei der Seefchiffahrt betheiligter 
Perfonen, vom 13. Juli 1887 (Reichs-Geſetzbl. ©. 329) 
erhalten die aus den Anlagen erfichtlihe Faflung. 

U Das Gefeß über die Ausdehnung der Unfall: und 
Krankenverſicherung vom 28. Mai 1885 (Reichs-Geſetzbl. 
©. 159) wird aufgehoben. 

u Mo in Geſetzen auf Beltimmungen Bezug ge= 
nommen wird, welche hiernach abgeändert oder aufgehoben 
werden, find darunter die an deren Stelle getretenen 
Beitimmungen zu verftehen. 

Zu 8 1 Abſ. J1: Die 4 in Abi. I aufgeführten älteren 
Unfallverficherungsgefeße find nach diefer Vorjchrift zwar nicht 
formell wohl aber faktiſch aufgehoben und durch die neuen 
Gejeße in der „aus den Anlagen erfichtlichen Faſſung“ erfegt 
worden. Die neuen Gejege treten nach den näheren Beſtimm⸗ 
ungen der 88 25 bis 27 in Kraft. 

Das Gemwerbeunfallverficherungsgejeb (1384), das Bau: 
unfallverficherungagejeß (1887) und dag Seeunfallverficherung3: 
gejeß (1887) find darnach in vollem Umfang aufgehoben und 
erjeßt. Das land: und forftwirthichaftliche Unfallverficherungs- 
gejet (1886) ift nur in dem auf die Unfallverficherung be- 
züglichen Abſchnitt A aufgehoben und erſetzt worden, während 
der auf die Krankenverſicherung bezügliche Abſchnitt B des 
alten Geſetzes bis auf Weiteres noch injoweit gilt, als ex 
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nicht ſchon duch Art. 32 Abi. II des RGeſ. v. 10. April 1892 
(Krantengejeg-Novelle) aufgehoben worden ift. Die 88 134 
Abf. I, 135, 139, 140 des Abfchnittes B find nämlich ſchon 
durch dieſes Gejeß aufgehoben worden. ©. Anlage 3. 

Zu Abi. I: Das „Ausdehnungsgeſetz“ iſt hinfichtlich 
ber auf die Srankenverficherung bezüglichen Vorſchriften ber 
SS 15, 16, 17 Ab. II fchon durch Art. 32 Abf. II des Reif. 
d. 10. April 1892 (Kranfengefeg: Novelle) und nunmehr auch 
hinfichtlich der übrigen, die Unfcllverficherung betreffenden 
Vorſchriften außer Kraft gejeßt worden. Der Zeitpunkt der 
Wirkſamkeit diefer Aufhebung beftimmt fich nad) $ 25 Ab. III 
dieſes Geſetzes, iſt alſo der 1. Oktober 1900. Er beftimmt 
fi nicht nach 8 25 Abſ. I Ziff. 2, denn die nad) dem Aus: 
dehnungsgeſetz verficherten Perjonen gehören nicht zu den: 
jenigen, welche erft durch 88 1, 2 dee Gew. UVG.'s der Ver: 
fiderung „neu unterftellt" worden find. 

Die neuerdings aufgehobenen Vorjchriften des Ausdehn⸗ 
ungsgeſetzes find in das Gewerbe-Unfallverficherungsgejeh auf: 
genommen worden. Dieß gilt insbejondere von den nach 
jenem Gefeß verficherten Gewerbözweigen und Betriebsarten. 
8 1 Ziff. 1 des Ausdehnungsgeſetzes findet fich in $ 1 Ziff. 3 
bes Gew.UDBG., $ 1 Ziff. 2 und 3 des Ausd.G. in $ 1 Ziff. 4 
be Gew.NBG., 8 1 Ziff. 4 und 5 des Ausd.G. in 1 
Ziff. 5 und 6 des Gew. UWG.'s. Die 88 2, 3, 4 Abſ. II, 
7, 9, 10 des Ausd.G. find in den Abſchnitt VII des 
Gew.UBG.3 ala 88 128 bis 133 übergegangen. 84 Abf. I 
des Ausd.G. ift in $7 des Gew. UVG.'s, 811 Sa 2 des 
Ausd.G. in 8 28 Abf. I Sat 3 des Gew. UVG.'s, 8 13 bes 
Ausd.G. in $ 68 des Gew. UVG.'s und 8 14 des Ausd.G. in 
$ 118 des Gew. UWG.'s enthalten. Die 88 8, 11 Sa 1, 12 
de Ausd.G.’3 fallen als erledigt weg. 

Die Aufhebung des Ausdehnungsgeſetzes hat nicht Die 
Wirkung, dab die auf Grund diefes Geſetzes errichteten Be: 
rufögenofienichaften zu beftehen aufhören. Das Gew. UVG. 
ift für fie an die Stelle der aufgehobenen Rechtögrundlage 
getreten. | 
au Abſ. IH: Die Vorjchrift ift auch anzumenden auf 
diejenigen Vorſchriſten der älteren Unfallverficherungägejeße, 
welche in die neuen unverändert übernommen worden Km. 


\* 
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Errichtung neuer Bernfögenofienichaften. 
. 82. 

I Die Errichtung von Berufögenoffenfchaften für die 
duch $ 1 des Gemwerbe-Unfallverfiherungsgejeges der 
Unfallverfiherung neu unterjtellten Gewerbszweige oder 
deren Zutheilung zu beftehenden Berufsgenoſſenſchaften 
erfolgt dur) den Bundesrath nad Anhörung von Ver: 
tretern ber betheiligten Gewerbszweige und Genofien- 
ſchaften. 

U Bis zur Genehmigung der Statuten ber auf Grund 
diefes Geſetzes errichteten Berufsgenoffenichaften können 
durch Beichluß des Bundesraths aus den auf Grund der 
Gefeße vom 6. Juli 1884 (Reichs-Geſetzbl. ©. 69), vom 
28. Mai 1885 (Reichs⸗-Geſetzbl. ©. 159), vom 11. Juli 
1887 (Reichs-Geſetzbl. S. 287) und vom 13. Yuli 1887 
(Reichs-Geſetzbl. S. 329) errichteten Berufsgenoſſenſchaften, 
ohne Rückſicht auf die in dieſen Geſetzen vorgeſchriebenen 
Vorausſetzungen, nad) Anhörung der betheiligten Ge— 
noſſenſchaftsvorſtände Gewerbszweige ausgeſchieden und 
einer anderen Berufsgenoſſenſchaft zugetheilt werden. 

m In den neu errichteten Berufsgenoſſenſchaften 
wird das Statut durch eine Fonftituirende Genoſſenſchafts— 
verfammlung beſchloſſen. Dieſe beiteht aus Delegirten 
von Handelskammern, Gemwerbefammern oder ähnlichen 
wirtHichaftlichen Vertretungen, welchen die Unternehmer 
ber betreffenden Gewerb3ztveige angehören. Die Landes— 
Zentralbehörden bezeichnen Diejenigen Stellen, welche zur 
Entjendung von Delegirten befugt fein follen, und be- 
ftimmen für jede derjelben unter Berüdlichtigung ihrer 
wirthichaftlichen Bedeutung die Zahl der Delegirten. 
Erſtreckt fich der Bezirk der Berufsgenoſſenſchaft über dag 
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Gebiet eines Bundesftaats hinaus, fo werben die zur 
Entjendung von Delegirten befugten Stellen unb die 
Zahl der einer jeden berfelben zujtehenden Delegirten nad) 
Benehmen mit den betheiligten Landesregierungen dom 
Reichafanzler beitimmt. 

IV Die Berufung ber fonftituirenden Genoſſenſchafts⸗ 
verfjammlung und die Leitung ihrer Verhandlungen er- 
folgt bis zur Wahl eines proviforifchen Vorftandes durch 
das Reicha-Verficherungsamt. 

v Bei den neu errichteten Genofjenfchaften endet Die 
erite Wahlperiode der Vertreter der Arbeiter mit dem 
1. Januar 1906. 

Zu Abi. I: Die Errichtung neuer Berufsgenofjenfchaften 
für bie nah 8 1 des Gew. UVG.'s neu verficherten Perfonen 
erfolgt nicht nach der Regel des Gejehes dv. 6. Juli 1884 
88 12 ff. durch die Vertreter der betheiligten Induſtriezweige 
felbft, jondern entiprechend der Ausnahmenorm de $ 15 jenes 
Geſetzes durch den Bundesrath. Weber die Ermittelung der 
Berficherungd: Betriebe ſ. Gew.O. 8 35. 

Zu Abi. II: Die Mebergangsvorfchrift des Abſ. II ift 
zwar nur zu dem Zweck erlafjen worden, Aenderungen am 
Beftande der Berufsgenofjenichaften, welche durch die Ver: 
ficherung neuer Gewerbszweige veranlaßt werden, in einer 
bequemeren al3 der in $ 31 des UVG.'s v. 1884 vorgefchrie- 
benen Form vorzunehmen, in der im Abf. II angegebenen 
Form können aber bis zu dem dort bezeichneten Seitpunfte 
auch anderweitige Veränderungen, die fich durch die biäherige 
Erfahrung etiva ala zweckmäßig herauzgeftellt haben, anges 
ordnet werden. 

Nach Abi. II können auch aus beftehenden Genofjenfchaften 
Gewerbszweige ausgeſchieden und einer nach Abf. I neu er« 
richteten Genoſſenſchaft zugetheilt werden. 

Die Wirkungen der nach Abf. II angeordneten Beränder: 
ungen beftimmen ſich nach $ 53 Abf. IT, IV bis VII des Gem.: 
UVG.'s. 


6 1. Abänderungagefeb. 


3a Abſ. III vol. 44 14 und 16 bes UVG.'s v. 1884. 
Zu Ai. V vgl. Gew. VG. 8 114 Abf. II. 


Schiedsgerichte. 


Organiſation der Schiedsgerichte für Arbeiter: 
verſicherung— 

Tuch die Novellen And die Schiedsgerichte der Unfall: 
verfiherung mit denjenigen ber Snvalidenverficherung ver: 
ihmnfzen worden. Dieſe DVerfchmelzung ift zwar in der 
Wzorie erfolgt, daß die Schiedögerichte der Unfallverficherung 
auigehoben ($3 Abi. II), ihre Geſchäfte den beftehenden Schieds— 
gerichten der inpalidenverficherung übertragen ($ 3 Abf. I) 
und deren Zujammenfeßung und Geichäftsgang diejer Ueber— 
tragung entiprechend mobificirt worden find (88 4 ff.), bie 
„Schiedsgerichte für Arbeiterverfichernng” find jedoch 
nicht als Schiebögerichte der Invalidenverſicherung anzuſehen, 
benen bie Geſchäfte der Unfallverficherung ala eine ihnen fremde 
Angelegenheit übertragen find, fondern fie find ftaatliche 
Sondergerichte, denen die Geſchäfte beider Verficherungen aus 
gleichem Rechtstitel (Geſetz) obliegen, fie find gemeinſame Ein- 
richtungen beider Verficherungen (vgl. insbeſ. $ 10). Nach 
ihrem Auftrag find die Schiedögerichte ftaatliche, Hinfichtlich 
ber Koftendedung find fie forporative Einrichtungen. 

Die Beitimmungen der früheren UVG. über die Schieds— 
gerichte find aufgehoben, für die Organifation und den Ge: 
ſchäftsgang der neuen Schiedögerichte Für Arbeiterverficherung 
gelten fortan die Beltimmungen des Invalidenverſicherungs⸗ 
gejeßes SS 103 ff. mit den in $$ 3 bis 10 dieſes Geſetzes ent- 
haltenen Modifikationen. 

Die Ernennung der Bureaubeamten der Schiebögeridhte 
und die Handhabung der Disciplin ihnen gegenüber obliegt 
den Borftänden der Verficherungsanftalten (Komm. Ber. ©. 5). 


Das Verfahren vor den Echiedögerichten ift neuerdings 
geregelt durch die BO.v. 22. Nov. 1900 (RGBL. S. 1017, AN. 
XVI ©. 781 ff.), durch welche die bisher geltenden VO.en dv. 
2. Nov. 1885 (RGBl. S.279), v. 13. Nov. 1887 (RGEBl. ©.253) 
und d. 6. Dez. 1899 (REBL. ©. 677) erjekt und außer Kraft 
gejegt worden find. S. Anlage. 
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83. 

I Die Entſcheidung von Streitigkeiten über Entſchä— 
digungen auf Grund ber Unfallverſicherungsgeſetze wird 
den gemäß 88 103 ff. des Invalidenverſicherungsgeſetzes 
errichteten Schiedögerichten übertragen. Dieſe führen 
fortan die Bezeihnung: „Schiedsgericht für Arbeiter: 
verficderung” mit Angabe des Bezirkes und des Sites. 
Bei Streitigkeiten über Entſchädigungen für die Folgen 
von Unfällen in Betrieben, für welche zugelaſſene be= 
fondere SKaffeneinrichtungen beftehben (88 8, 10, 11 des 
Invalidenverſicherungsgeſetzes), treten die für dieje errich- 
teten Schiedagerichte an die Stelle der Schiedögerichte für 
Arbeiterverficherung. 

I Die bisherigen Schiedögerichte für die einzelnen 
Berufsgenoffenihaften und Ausführungsbehörden werden 
aufgehoben. Die bei diefen Gerichten ſchwebenden Strei- 
tigfeiten gehen in der Lage, in welcher fie fich zu dem 
im 8 25 Ab. 1 bezeichneten Zeitpunfte befinden, auf Die 
nach diefem Gejebe zuftändigen. Schiedögerichte über und 
find von dieſen zu erledigen. 

Zu Abf. I: Die Uebertragung ift eine vollftändige und 
bezieht fich nicht nur auf die eigentliche Entſcheidung fondern 

auch auf alle damit in Zufammenhang ftehenden Gefchäfte, 
tweldhe bisher durch die Schiedsgerichte der Unfallverficherung 
wahrgenommen worden find. 

Verzeichniß der neuen territorialen und Kaſſen⸗Schieds⸗ 
gerichte ſ. in AN. XVII ©. 207 ff. 

Die Einrichtung von Schieb3gerichten bei den befonderen 
Kaffeneinrichtungen der Inv.Verſ. ift nach $ 8 Abi. I Ziff. 4 
IVG. geſetzliche Vorausſetzung [ir x Zulafſung ſolcher Kaſſen. 
Vgl. meine Ausgabe des IVG. 

Zu Abſ. II: Der —* are »ichwebenden Gtreitig: 
feiten vollzieht fich in complexu und ‚ipso jure, fo daß zu 
verfahren ift, al3 ob alle Alte, welche in diejen Streitigkeiten 
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nm ben Eihiebögerichten der MB. vorgenommen worden find, 
mon ben Sihledogerichten für Arbeiterverficherung borgenommen 
machen MÜLCEN. 


3.48 bei ſchwebenden Streitigkeiten anzumendende Kedt 
ft rrgelmählg dasıenige der früheren UVBG. Als ſchwebend 
—0 nur ſolihe Streitigkeiten, im denen die Berufung zum 
hranzgeshhte ſchon dor Aufhebung der alten Echiebägeridte 
erhhefänmeig eingelegt War, bet welchen alfo bie exfte ji: 
Mr bes Anſpruchs noch auf der Grundlage des biäherigen 
Hohn enlelgb iſt. Vgl. $ 27 dieſes Gefehes. 


s 4 

e Kie Auhl der Beiſitzer der Schiedsgerichte ($ 14 
ut der Vupalidenderficherungsgefeßes) kann bon det 
nteheihyinnbe des Bundesſtaats, in welchem der Si} 
ns therhagerichls delegen iſt, oder von der durd ſie 
ohnehin onbrren Behörde erhöht werden; dabei fan 
ech Henmmb Werden, wieviel Beifitzer am Sitze des 
ehls ober in deifen naher Umgebung wohnen 
on ehelbab ſern uruſſen. Erſtreckt fich der Bezirk de 
oo nrgecc his Mbwa Gebiete oder Gebietätheile mehrerer 
yon, To tond die Beſtimmung, fofern ein Ein: 
eng spe Den betheiligten Landesregierungen nidt 
make non Neuhotungler getroffen. Die Zahl ber 
mp a ber Rlaſſe der Arbeitgeber und der 

a eniullens je zwänzig betragen. 
ya son Sahirdogerichlen, deren Bezirk Theile der 
te Hund gu Vertretern der VBerficherten 
oo sa ar) und befahrene Schiffahrtzfundige, 
2 Stesantpondentrheder oder Bevollmächtigte 

. Hafoltositiherungsgeleßes) find, 7 


ae Altmann Der Zahl der ! 
| water mu) wir vor gemäß S 
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des Ind. VG.'s durch Statut der BVerficherungsanftalt, nur 
kann nach $ 4 Abſ. I die ftatutarifche Zahl durch Anordnung 
der zuftändigen Behörde erhöht werden und ift die gejehliche 
Minbeftzahl einzuhalten. 

Die Beitimmung der Zahl der Beifiter der Kafien: 
Schiedgerichte erfolgt ebenfall® regelmäßig durch Statut der 
Kaffe; der Bundesrath kann aber die Zulafjung von der Auf: 
ftellung einer beftimmten Zahl abhängig machen oder von 
den zugelafjenen Kajjen die Anordnung einer höheren ala 
der bisherigen ftatutarifchen Zahl verlangen. 

Die Mindeftzahl von je 20 aus der Klaſſe der Arbeit: 
geber und der Arbeiter bildet auch die Norm für die Kaſſen— 
Schiedsgerichte. 

Durch die Beſtimmung über Wohnfitz oder Beſchäftigungs— 
ort ber Beiſitzer iſt $ 104 Abſ. V mit 862 Abſ. III abge: 
ändert. Es befteht nicht mehr die Regel, daß die Hälfte 
fämmtlicher Beifiger am Ort oder in der Nähe des Schieds— 
gericht? zu wohnen hat, jondern darüber, ob ein ſolches Er: 
forderniß zu ftellen ift und wie groß event. die Zahl der am 
‚Ort wohnenden fein muß, beftimmt die zuftändige Behörde 
nach freiem Ermeſſen. Nur die Hälfte der geringften nach 
dem Inv. VG. verlangten Zahl von Beifigern muß aud in 
Zukunft nad ae Abſ. III des IVG. am Sit des Schiede- 
gericht Wohnfi haben oder beichäftigt fein. (Komm. Ber. 
S. 7.) Dem Wohnen am Ort ift dad Wohnen in deſſen 
„naher Umgebung“ gleichgeitelt und nicht mehr mie bisher 
ein Wohnen in einer „Entfernung bis zu 10 Kilometer“. 

Zu Abſ. II: vgl. außer Ind. Berj.Gef. $ 88 Abf. IT auch 
$5 und $ 12 Abf. III dieſes Geſetzes. 


85. 

I Die für den Gib des Schiedögerichtd zuftändige 
Landes Zentralbehörde oder die durch fie beftimmte andere 
Behörde entjcheidet, wieviel Beifiter von dem Ausſchuſſe 
der DVerficherungsanftalt. (8 104 Abſ. 3 des Invaliden— 
verſicherungsgeſetzes) aus ſolchen Berufögenofjenfchaften 
oder Ausführungsbehörden zu wählen find, die im Be— 
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ze des Schiedsgerichts vertreten find. Die Beitimmung 
35 $4 Abi. 1 Sat 2 findet Anwendung. 

Wird eine jolhe Anordnung getroffen, fo find die 
zst Eertretung der Arbeitgeber beftimmten Beifiter für 
t’e Serufzgenofienichaften aus den ftimmberechtigten Mit- 
stern der Genoflenichaften, deren gejeglichen Vertretern 
ars bevollmäcdhtigten Leitern ihrer Betriebe, für die Aus— 
#zSrungsbehörden aus den Beamten ber Betriebe, für 
wilde die Ausführungsbehörde beftellt ift, zu wählen. 
Ten Boritänden der Berufsgenoffenichaften und den Aus- 
fügrungsbehörden ift Gelegenheit zu geben, geeignete Per— 
ionen in Vorſchlag zu bringen. Ausgejchloffen find Per- 
ionen, welde dem Borftand einer für den Bezirk in 
Betracht kommenden Berufögenoffenichaft oder Sektion 
oder einer für den Bezirf in Betracht kommenden Aus- 
führungsbehörde angehören, ſowie die Vertrauensmänner. 
Tie zur Vertretung der Verficherten bejtimmten Beifißer 
find aus den Perjonen zu wählen, welche in einem ber 
Genoſſenſchaft zugehörenden oder der Ausführungsbehörde 
unterjtehenden Betriebe beichäftigt find. 

HI Wird die im Abſ. 1 bezeichnete Anordnung für 
eine Knappſchafts-Berufsgenoſſenſchaft getroffen, jo kann 
durch deren Statut beftimmt werden, daß die zur Ver— 
tretung der PVerficherten bejtimmten Beifiter von ben 
Knappſchaftsälteſten zu wählen ind. 

Wahl der Beifiter aus Berufskreiſen der Un: 
fallverfiherung. 

Zu Abf. I: Die Wahl jämmtlicher Beifiger gejchieht 
nach der Regel bed Inv. VG. 8 104 Abf. III durch den Aus: 
ſchuß derjenigen Verficherungsanftalt, für deren Bezirk dag 
Schiedsgericht errichtet if. Die Perſonenkreiſe, aus welchen 
die Beifiker zu wählen find, beftimmen ſich ebenfall3 nach 
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ber Regel des Inv. Verſ. G.'s 8 104 Abi. III, dazu 8 104 Abſ. IV 
und $ 88. Die allgemeinen Vorausſetzungen der Wählbar: 
keit beſtimmen fich für alle Beifiter nah IVvG. 8 88. Dazu 
fommen aber neben den die MWählbarkeit einfchränfenden 
Vorſchriften über Wohnfik und Beichäftigungsort ($ 4 Abf. I 
dieſes Gef.) noch die beſonderen Vorjchriften der Landes: 
Gentralbehörden über eine Bertretung der Beruf: 
genofjenjhaften und Ausführungsbehörden in den 
Beifigerftellen ($ 5 dieſes Gej.). 

Anordnungen auf Grund des 8 5 Abf. I find nicht obli- 
gatoriich, hängen vielmehr ganz vom Ermefjen der Landes: 
Gentralbehörden ab. Wird aber eine Vertretung der Berufs: 
genofjenichaften und Ausf. Behörden angeordnet, fo kommen 
für jedes Schiedsgericht in Betracht diejenige BG. und 
Audf.Beh., deren Bezirke mit demjenigen des Schiebsgericht? 
ganz oder theilweiſe fi deden. Die Ausſchließung einzelner 
Arten von Ber.Gen. oder Ausf.Beh. oder einzelner Ber.Gen. 
oder Ausf.Beh. ift unzuläjfig. 

Deber die Wahl von Arbeitervertretern für die Im. Ber.: 
Gen. vgl. Im. ©. 8 122. 

Zu Abf. I: Die Aufgaben diefer Vertreter der Perfonen: 
freife der Unfallverficherung find die gleichen mie die aller 
übrigen Beifiger, fie haben nicht bejondere Intereſſen der 
Unfallverficherung zu vertreten oder etwa nur an den aus 
der Unfallverfiherung entfpringenden Streitfällen theilzu: 
nehmen. 

Den Schiedsgerichts-Beiſitzern aus dem Wrbeiterftand 
kommt neben ihrer Beifigerthätigfeit auch noch gemäß $8 11 
Abſ. III und 22 Abf. III dieſes Geſetzes die Wahl der Der: 
treter der Verficherten beim Verſicherungsamte zu. 

Zu Abſ. III: vgl. 8 134 Abf. II lit. b des Gew. UVG.'s. 


86. 

Solange und foweit die feitgefeßte Zahl von Bei— 
fißern nicht gewählt ift oder die Gewählten ihre Dienit- 
leiftung verweigern, hat die untere Vermwaltungsbehörde, 
in deren Bezirke ſich der Sitz des Schiedsgericht befindet, 
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die fehlenden Beiliger aus der Zahl der wählbaren Per- 
onen zu berufen. 

Zu 8 6 vgl. IVG. SS 90 Abi. II, 104 Abſ. V. Bol. auch 
Gew. UBS. 846. Sobald die Wahl zuftande fommt und 
die Gewählten ihrer Funktion nachlommen, treten die Er: 
nannten außer Funktion. 

87. 

I Bei der Verhandlung find, foweit es fih um Un- 
fälle in der Land- und Forftwirthichaft oder im Berg: 
baubetriebe handelt, Beifißer aus diefen Berufszweigen, im 
Uebrigen Beifiger aus den ſonſtigen der Verficherung unter: 
liegenden Betrieben zuzuziehen. Ausnahmen find nur in 
einzelnen Fällen aus bejonderen Gründen zuläffig. 

I Im Uebrigen kann ber Vorſitzende des Schieds- 
gericht? auf Antrag der Berufögenofjenichaft, der Aus- 
führungsbehörde oder eines Entiehädigungsberechtigten zur 
Verhandlung und Entfheidung in einem einzelnen alle, 
abweichend von der feſtgeſetzten Reihenfolge, Beiliger aus 
den Betrieben derjenigen Berufsgenofjenichaft oder Aus- 
führungsbehörde zuziehen, welcher der Betrieb, in dem 
fih der Unfall ereignet hat, angehört. Sofern ſolche 
Beifiger nicht vorhanden find, können Beiliger aus 
anderen Betrieben beftimmt werden, die dem Betrieb, in 
welchem fich der Unfall ereignet hat, wirthichaftlich nahe 
ftehen. Hat der Vorſitzende einen foldden Antrag abge: 
Tehnt, fo fann vor Beginn der Verhandlung eine Ent— 
icheidung des Schiedsgerichtd über den Antrag beanſprucht 
werden, welche endgültig ift. 


3u 87 val. IVG. $ 106 Abſ. II. 

Zu Abſ. I: Bei der Heranziehung der Beifiber zu den 
Nerhandlungen der Schieddgerichte ift nach dem Inv. 
VG. auf die bejondere Berufsthätigfeit der Beiſitzer Teine 
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mit 
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Rüdficht zu nehmen. Kommen Streitigkeiten au den UVG. 
zur Berhandlung, fo ift die Berufsthätigfeit der Beifiter 
(pafjende Beifiger) zu berüdfichtigen. Handelt es fih um Uns 
fälle der Land: oder Forſtwirthſchaft, jo find Beifiker aus biejen 
Berufszweigen heranzuziehen, wobei auch Landwirthe für Un: 
fälle aus der Fortſtwirthſchaft und umgefehrt verwendbar find. 
Bei Unfällen im Bergbau find nur Bergleute ala Beifiter 
verwendbar. Bei Unfällen fonftiger Betriebszweige dürfen nur 
Beifiger verivendet werden, welche ald Arbeitgeber oder Ar- 
beiter irgend einem der Unfallverficherung unterliegenden Be: 
triebe zugehören; ausgenommen find jedoch bei diejer Gruppe 
die Angehörigen der Land: und Forfiwirthichaft und Des 
Bergbaubetrieb3. 

Ein befonderer Grund, welcher eine Ausnahme von obigen 
Regeln rechtfertigt, ift dad Nichtvorhandenfein der ausreichen: 
den Zahl pafiender Beifiger. 

Unpaffenden Beifitern gegenüber befteht ein Ablehnung3: 
recht des Entfchädigungsberechtigten. Zudem bildet die Der: 
wendung unpaffender Beifiger einen Revifiondgrund. 

Zu Abf. U: „Beifiber aus den Betrieben derjenigen 
BÖ.....": Es ift auch zuläffig, Unternehmer, Betriebsleiter, 
Betriebzbeamte oder Arbeiter de3 Betriebs, in dem ber Uns 
fa fich ereignet, heranzuziehen. 

Der Antrag ift an den Borfienden zu richten und kann 
ſpäteſtens bis vor Eröffnung der Verhandlung über die be: 
treffende Berufung mündlich oder fchriftlich geftellt werden. 


88. 

I Das Sciebögericht wählt bei Beginn eines jeden 
Geſchäftsjahrs in feiner erften Spruchſitzung, in der Regel 
nad Anhörung der für den betreffenden Bezirk oder 
Bundesftaat zuftändigen Werztevertretung, aus der Zahl 
der am Site des Schiedsgerichts wohnenden approbirten 
Aerzte Diejenigen aus, welche als Sachverftändige bei 
den DBerhandlungen vor dem Schiedögericht in ber Regel 
nad) Bedarf zuzuziehen find. Den zugezogenen Sacher: 
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Errichtung nener Berufsgenoflenichaften. 
82. 

I Die Errichtung von Berufögenofjenfchaften für die 
durch $ 1 des Gemerbe-Unfallverfiherungsgeießes ber 
Unfallverfiherung neu unterjtellten Gewerbszweige oder 
deren Zutheilung zu beftehenden Berufsgenofjenichaften 
erfolgt durch den Bundesrath nah Anhörung von Ver- 
tretern ber betheiligten Gewerbszweige und Genofjen- 
ſchaften. 

U Bis zur Genehmigung der Statuten der auf Grund 
dieſes Geſetzes errichteten Berufsgenoſſenſchaften können 
durch Beſchluß des Bundesraths aus den auf Grund der 
Geſetze vom 6. Juli 1884 (Reichs-Geſetzbl. S. 69), vom 
28. Mai 1885 (NReich3-Gefegbl. ©. 159), vom 11. Juli 
1887 (Reichs-Geſetzbl. ©. 287) und vom 13. Juli 1887 
(Reichs-Geſetzbl. S. 329) errichteten Berufägenofjenichaften, 
ohne Rückſicht auf die in diefen Gejegen vorgefchriebenen 
Vorausfegungen, nad) Anhörung der betheiligten Ge— 
nofjenichaftsvorftände Gewerbszweige ausgejchieden und 
einer anderen Berufsgenofjenichaft zugetheilt werden. 

II In den neu errichteten Berufögenofjenichaften 
wird das Statut durch eine fonftituirende Genoſſenſchafts— 
verfammlung beſchloſſen. Dieſe beiteht aus. Delegirten 
von Handelskammern, Gemwerbefammern oder ähnlichen 
wirthichaftlihen Vertretungen, welchen die Unternehmer 
der betreffenden Gewerbögweige angehören. Die Vandes« 
Zentralbehörden bezeichnen diejenigen Stellen, welche zur 
Entfendung von Delegirten befugt fein follen, und be- 
ftimmen für jede derjelben unter Berüdjichtigung ihrer 
wirthichaftlicden Bedeutung die Zahl der Delegirten. 
Erſtreckt fi) der Bezirk der Berufsgenoſſenſchaft über dag 
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Gebiet eines Bundesſtaats Hinaus, jo werden die zur 
Entjendung von Delegirten befugten Stellen und die 
Zahl der einer jeden derjelben zuftehenden Delegirten nad) 
Benehmen mit den betbeiligten Landesregierungen vom 
Reichskanzler bejtimmt. 

IV Die Berufung der fonftituirenden Genofjenichafts- 
verfammlung und die Leitung ihrer Verhandlungen er- 
folgt bis zur Wahl eines provijorifchen Vorftandes durch 
das Reichs-Verſicherungsamt. 

” Bei den neu errichteten Genoſſenſchaften endet die 
erite Wahlperiode der Vertreter der Arbeiter mit dem 
1. Januar 1906. 


Zu Abſ. I: Die Errichtung neuer Berufsgenofjenfchaften 
für die nah $ 1 des Gew. UVG.'s neu verficherten Perfonen 
erfolgt nicht nach der Regel des Gejehes v. 6. Juli 1884 

8 12 ff. durch die Vertreter der beteiligten Induſtriezweige 
felbft, jondern entjprechend der Ausnahmenorm des $ 15 jenes 
Geſetzes durch den Bundesrath. Weber die Ermittelung ber 
Verficherungs: Betriebe j. Gew.O. 8 35. 


Zu Abſ. II: Die Uebergangsvorfchrift des Abſ. II if 
zwar nur zu dem Zweck erlaffen worden, Aenderungen am 
Beitande der Berufsgenoffenjchaften, welche durch bie Ber: 
fiherung neuer Gewerbszweige veranlaßt Werden, in einer 
bequemeren ala der in $ 31 des UVG.'s v. 1884 vorgefchrie- 
benen Form vorzunehmen, in der im Ab. II angegebenen 
Form können aber bis zu dem dort bezeichneten Zeitpunfte 
auch anderweitige Veränderungen, die fich durch die bisherige 
Erfahrung etwa ala zwedmähig herausgeftellt haben, ange: 
ordnet werden. 

Nach Abi. II können auch aus beftehenden Genoſſenſchaften 
Gewerbszweige ausgeſchieden und einer nach Abi. I neu er 
richteten Genoſſenſchaft zugetheilt werden. 

Die Wirkungen der nad) Abf. II angeordneten Veränder: 
ungen beftimmen fich nad) $ 53 Abi. II, IV bis VII des Gew.⸗ 
UVG.'s. 
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88 185. Die Berpflichtung befteht auch über die Dauer ihres 
Beifigerdienfted hinaus. 

Abſ. V: Die Befugniß fteht dem Schiedögericht, nicht 
dem Borfigenden zu. Sie befteht auch, wenn der Verletzte 
zur Berhandlung nicht geladen worden ift. Die Zubilligung 
erfolgt nur auf Antrag. 

8 10. 

I Die Koften des Schiedsgerichts find nad) Ablauf 
des Rechnungsjahrs der Verfiherungsanftalt von den be- 
theiligten Berufögenoffenfchaften und Ausführungsbehörden 
antheilig zu erftatten. Dabei wird das Verhältniß zu 
Grunde gelegt, in welchem die Zahl derjenigen gegen ihre 
Beicheide eingelegten Berufungen, welche in dieſem Jahre 
erledigt worden find, zur Gelfammtzahl der vor dem 
Schiedögericht in demfelben Zeitraum erledigten Beruf: 
ungen Steht. Die Vertheilung der Koſten auf die Ver- 
fihderungsanftalten, die Berufsgenoſſenſchaften und Aus: 
führungsbehörden erfolgt durch den Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts. 

DO Die Koſten des Verfahrens, welche durch die ein— 
zelnen Streitfälle erwachſen, ſowie ſolche befondere Koften, 
welche dur) die ausnahmsweiſe Zuziehung von Beilikern 
gemäß $ 7 Abi. 2 entftehen, find von demjenigen Träger 
der Verfiherung zu zahlen, gegen befjen Bejcheid Die Be- 
rufung eingelegt ift. 

DI Das NReicha-Verficherungsamt ift befugt, hierüber 
nähere Beftimmungen zu erlafjen. 

IV Das Schiedsgericht ift befugt, den Betheiligten 
ſolche Koſten des Verfahrens zur Laft zu legen, welche 
durch Muthwillen oder durch ein auf Verichleppung oder 
Srreführung berechnetes Verhalten derfelben veranlaßt 
worden find. 
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Koften der Gerihtshaltung. Bol. IVG. 8 107, 
defjen Abf. I durch $ 10 dieſes Gejeges wejentlich modifizirt 
worben ift. Die Koften des Schiedögerichtd trägt fortan bie 
Berficherungsanftalt gemeinfam mit denjenigen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften, deren Bezirke fich mit demjenigen des Schiebögerichts 
ganz oder theilweije deden. Einen Beitrag haben auch dag 
Reich, die Staaten und Gemeinden für diejenigen Betriebe 
Fer wofür die Verficherung durch Ausführungsbehörden 
erfolgt. 

Den Bertheilungsmaßftab bildet die Zahl der erledigten 
Berufungen. Jedem der Betheiligten (Berficherungsanftalt, 
Berufsgenofjenichaft, Ausführungsbehörde) kommt fo viel 
Antheil an den Geſammtkoſten zu, als der Zahl von Feſt—⸗ 
ftellung3befcheiden entipricht, welche von ihm erlaſſen, durch 
Berufung angefochten und im legten Jahr durch Urtheil bes 
Schiedsgerichts geprüft worden find. 


Tür die Unterfcheidung zwiſchen den Koſten be3 
Schiedsgerichts im Allgemeinen und den Koften de3 
einzelnen Streitfalles, welde in Abj. I und II ges 
macht ift, giebt das Gefe nicht hinreichend Tlare Merkmale. 
In, den Motiven ©. 15 heißt ed: „Die ausfcheibbaren 
Koften des Verfahren? im einzelnen Streitfall bleiben, wie 
e8 bisher bei den an einzelnen Orten für mehrere Berufs- 
genofjenjchaften verbundenen Schiedögerichten gehalten worden 
ift, zu Laften besjenigen Träger? der Berficherung, gegen 
deſſen Bejcheid die Berufung eingelegt ift.“ 


Die Unterfcheidung zwiſchen allgemeinen und bejonderen 
Koften deckt fich offenbar nicht mit der in der K. VO. über 
ba3 Verfahren vor ben Schiedögerichten v. 22. Nov. 1900 in 
88 20 und 21 gemachten Untericheidung zwiſchen gerichtlichen 
und außergerichtlichen Koſten. In Abſ. I und II des 8 10 iſt 
überhaupt nur von den Koſten des Gerichts die Rede. 


Beſondere Koſten im Sinne des Abſ. II find vor Allem die 
Koften der Beweißaufnahme, welche durch das Gericht jelbit 
angeordnet worden ift. 

Zu Abſ. IV: vol. IVG. 8 64 Ab}. V, 8 104 Abi. V Ziff. 3 
und 8 159 Abſ. II. 
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Reichs: Berfiherungsant. 

Das Reicha:-Berfiherungsamt und die Landes: Verficherungs: 
ämter find Eentralftellen bes Reichs-bezw. der Aundesftaaten, 
welche ala oberfte Gerichte und Verwaltungs(⸗Auffichts)Stellen 
ausfchließlich für Angelegenheiten der Unfall: und Invaliden: 
Berficherung eingefegt find. Mit der Kranfenverficherung find 
fie nicht befaßt. 

Die Einrichtung diefer Aemter beruht auf den früheren 
Unfallverficherungageießen, insbefondere auf dem UVG. v. 
6. Zuli 1884 88 87 ff. Nunmehr find für Organifation unb 
Koften, fowie theilweije für den Gejchäftegang diefer Aemter 
bie Beftimmungen diejes a maßgebend, während ber 
Wirkungskreis derfelben ſich nad den Vorſchriften ber 
einzelnen Unfallverficherungsgefete, nämlich inSbefondere Gew.⸗ 
UVG. SS 80 ff., 125 ff., land: u. forftw. UVG. SS 86 ff. und 
131 ff, Bau-UBS. 88 37, 41, See⸗UVG. 88 84 ff., 127 ff, 
Gefangenen:UBG.8$ 11 Abſ. V, ſowie nad) Inv. VG. 88 108 ff., 
116 ff. beſtimmt. Sn dieſen Beſtimmungen find die Verſicherungs⸗ 
ämter vor Allem als die Aufſichtsbehörden der Unfall: und 
Invalidenverſicherung, ſoweit dieſe Verfiherungen durch ihre 
regelmäßigen Träger (Berufsgenofjenichaften, Berficherungs: 
anitalten) bejorgt werden, eingejebt und ift das Reichsver⸗ 
fiherunggamt für die Invalidenverſicherung ausfchlieklich, 
für die Unfallverficherung mit den Landesverficherungsämtern 
zujammen, ala oberfte Inſtanz für Rechtsſtreitigkeiten 
über Entſchädigungsanſprüche aus der Verſicherung beftellt. 
Daneben find dieſen Nemtern durch zahlreiche Einzelvorfchriften 
eine größere Anzahl einzelner gerichtlicher und Verwaltungs 
Funktionen auf dem Gebiete der Arbeiterverfiherung über: 
tragen. Vgl. meine Ausgabe des IVG. 8 108 Note und 
Anlage 13 ©. 497. 


$ 11. 

I Das Reichs-Verſicherungsamt Hat feinen Si in 
Berlin und befteht aus ftändigen und nidhtftändigen Mit- 
gliedern. 

I Der Bräfident und die übrigen ftändigen Mit- 
glieder werden auf Vorſchlag des Bundesraths vom Kaiſer 
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auf Lebenszeit ernannt. Aus ben ftändigen Mitgliedern 
werden vom Kaijer die Direftoren und bie Borfikenden 
der Senate ernannt. Die übrigen Beamten des Neichd- 
Verficherungsamts werden vom NReichöfanzler ernannt. 

II Bon ben nichtftändigen Mitgliedern werben ſechs 
vom Bundesrath, und zwar mindeftend vier aus feiner 
Mitte, jech® als Vertreter der Arbeitgeber von den Vor— 
ftänden der Berufsgenofjenjchaften und den Ausführungs- 
behörden ſowie ſechs als Vertreter der Verficherten von 
den dem Arbeiterjtand angehörenden Beifikern der Schied8- 
gerichte gewählt. 

IV Die Vertreter der Arbeitgeber und der Verficherten 
werden auf die Berufsgenoffenfchaften und Ausführungs- 
behörden in ber Weiſe vertheilt, daß 

a) für den Bereich des Gewerbe- und bes Bau-Unfall- 

verſicherungsgeſetzes, 

b) für den Bereich des Unfallverſicherungsgeſetzes für 

Band» und Forftwirthichaft, 

c) für den Bereich des See⸗Unfallverſicherungsgeſetzes 
je zwei Vertreter der Arbeitgeber und je zwei Vertreter 
der DVerficherten gewählt werden. 

v Bei der Wahl der Vertreter der Verficherten find 
wahlberechtigt | 

a) für die Land» und Forftwirthichaft nur die land: 

und forſtwirthſchaftlichen Beifiker der Schiedägerichte, 

b) für die See-Unfallverfiherung nur bie auf Grund 

bed See-Unfallverficherungsgejehes verjicherten oder 

auf Grund bes 8 4 Abf. 2 berufenen Beifiter der 

Schiedsgerichte, 

c) für die gewerbliche und die Bau⸗Unfallverſicherung 

die ſonſtigen Beiſitzer der Schiedögerichte einfchließ- 

2* 
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lich der Berfiger der auf Grund ber 88 8, 10 des 

noelibenverticherungsgefeßes errichteten Schieds⸗ 

gerichte. 

Tas Keihs-BA. ſteht unter der dienſtlichen Aufficht 
des Krıhsamtes bes Innern, dem inbeflen in Bezug auf die 
Berhherungsperwaltung nur wenige Funktionen vorbehalten 
Ann. sl. nur SE.v. 19. Oft. 1900 88 3, 5, 6, 9. 

Im KIA. iſt eine befondere Abtheilung für In— 
palıbenvertigerung mit einem bejonberen, vom Saifer 
ernannten Vorntzenden errihtet. Kaiſ. BD. v. 6. Dez. 1899 
Z#. 1,2: yet BL. v. 19. Stt. 1900 84. 

Im AA. iit femer auf Grund IVG. $ 124 eine Red: 
nungstelle als Gentralftelle für die ganze Inv. Verſ. er: 
richnet. Endlich find Sprudfammern fowohl für die Inv.⸗ 
eis far die Uni Verſ. zu errichten. 

Zu Abi. I: Zas REN. erfreut fi einer fehr bunten 
Zulemmeniegung von ftändbigen und unftändigen Mitgliedern. 
65 Hecht aus Berufsbeamten, Vertretern des Bundesrathes, 
Vrriretern der Arbeitgeber und der Verficherten. Die ftän- 
Ligen Virtglieder find Berufsbeamte. Sie werben auf Lebens 
zeit und auf die Zauer des Beltandes des RPA.'s als ftän: 
dige Inhaber dieſes Amtes im Hauptamte beftellt. Die 
übrigen Mitglieder find unftändig, d. h. fie find entweder 
fommiffarisch (Bundesrathsvertreter, richterliche Beamte) oder 
auf rund von Wahlen für eine 5jährige Wahlperiode (Ber: 
treter der Arbeitgeber und Arbeiter) zugetheilt. 

Su Abf. II: Auf die ftändigen Mitglieder des RPA.'s 
findet das Reichsbeamtengeſetz Anwendung. 

Beſondere gefegliche Borausfegungen der Anftellung be: 
ftehen niht. Die Zahl der ftändigen Mitglieder beftimmen 
Bundesrath und Kaifer nach dem Bedürfnip. 

3u den unftändigen Mitgliedern gehören auch die be: 
zufamäßigen, richterlicden Beamten, welche beim RVA. im 
Nebenamte beftellt oder ihm kommiſſariſch zugetheilt werden 
fönnen und in den Fällen des 8 16 beizuziehen find. 

Der Präfident hat die Leitung bes formalen Dienfteg, 
Vertheilung der Referate, ift Vorgeſetzter ber Kanzlei, ber 
Rechnungsftelle und aller fonft etwa einzurichtenden Bureau. 
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Er hat in allen Sachen, welche nicht durch Geſetz oder Ber: 
ordnung der Beſchlußfafſung im Collegium überwieſen find, 
die erforderlichen Beichlüffe auf eigene Verantwortung zu 
fafien. Vgl. über jeine Stellung die K. DO. v. 19. Oft. 1900 
(Anlage 6). 

Die Vorfigenden der Senate wurden biäher auf Grund 
be 8 27 der BD. v. 5. Aug. 1885 durch den Präfidenten bes 
RVA.'s ernannt. 

Die vom Reichtlanzler zu ernennenden „übrigen Be: 
amten“ find das ee Kanzlei und "Dienftperfonal. 
Dal. UBS. v. 1884 8 87 Ab. V 

Zu Abſ. IT: Der Bundesrath it in Bezug auf die 
Auswahl der Mitglieder, welche nicht aus feiner Mitte ge 
wählt werden müſſen, in feiner Weife beſchränkt. Die Mo: 
tive führen aber auß: „Für die neu zu Ichaffenden Stellen 
werden nur Beamte in Trage kommen, die in folge intenfiver 
Beichäftigung mit der Arbeiterberficherung über befondere 
Sachkunde verfügen, gleichzeitig aber in der Lage find, neben 
ihren fonftigen dienftlichen Obliegenheiten an der Arbeit im 
Reichsverficherunggamte thätigen Antheil zu nehmen.” In 
ber Kommiſſion wurde dem beigefügt, daß man beabfichtige, 
nur ſolche Perfonen zu beftimmen, welche als Mitglieder 
eines Minifteriums einen hoben Dienftrang einnehmen. 

An der Wahl der Vertreter der Arbeitgeber haben die 
Berfiherungsanftalten feinen Theil. Sie erfolgt nur durch 
die Vorſtände der Berufsgenoſſenſchaften und Ausf. Behörden. 

An der Wahl der Vertreter der Berficherten find weder 
die DBerficherungsanftalten unmittelbar noch die Berufe: 
genofjenichajten und Ausführungsbehörden, jondern nur bie 
dem Arbeiterftand angehörigen Beifiker der Schiedsgerichte 
betheiligt. 

Für die Vertreter der Arbeitgeber und Verficherten find 
nach Bedürfniß gemäß $ 13 Stellvertreter zu wählen. 

Ueber die Wahl beftimmen 88 11 Abj. IV, V, 12 bis 14, 
fowie gemäß $ 14 Abf. X der Bundesrath dag Nähere. 

Zu Abi. IV: Die Vorjchrift entfpricht den bisherigen 
Beftimmungen des UVG. v. 1884 8 87 Abf. III des land: und 
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forſtw. &. v. 1886 $ 95 Ab. II und des See-UVG. v. 1887 
897 Abf. I. _ | | 

Zu Abi. V: Die Vorfehrift findet Anwendung ohne Rück: 
fit darauf, ob die Landes-Centralbehörde von ihrem Recht 
aus $5 Gebrauch gemacht hat oder nicht. Schiedägerichte, 
bei welchen demnach entweder die landwirthichaftliche oder 
gewerbliche Berufsart unter den Beifitern nicht vertreten ift, 
eiden bei den Wahlen von Vertretern der fehlenden Beruf3: 
art aus. . 

Wenn die See-Berufsgenofjfenihaft von ihrer Befugnik 
aus IVG. $ 11 Gebrauch macht, findet für ihre Betheiligung 
an den Wahlen lit. b nicht lit. c Anwendung. 

8 12. 

I Mählbar find deutfche männliche, volljährige, im 
Reichögebiete wohnende Perfonen. Nicht wählbar ift, wer 
zum Amte eines Schöffen unfähig ift ($ 32 des Gerichte- 
verfaſſungsgeſetzes). 

u Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber find die 
ſtimmberechtigten Mitglieder der Genofjenichaften, deren 
gejeßliche Vertreter ſowie die bevollmächtigten Leiter ihrer 
Betriebe, außerdem für Ausführungsbehörden die die Ge- 
ſchäfte der Genoflenichaftsvorftände führenden Beamten 
fowie die jonftigen Beamten der Betriebe, für welche die 
Ausführungsbehörde beftellt ift. 

IM Wählbar zu Nertretern der Verficherten find Per— 
fonen, die auf Grund der betreffenden Unfallverjicherunga- 
gefege verfichert find, für den Bereich der See-Unfall- 
verficherung auch befahrene Schiffahrtsfundige, welche nicht 
Rheder, Meitrheder, Korrefpondentrheder oder Benollmädh- 
tigte ($ 33 des See⸗Unfallverſicherungsgeſetzes) find. 

Zu 812 vgl. IVG. 8 88 und 8 104 Abf.V.$ 12 Abi. I 
ftimmt mit $ 88 Abf. 1a.a.D. völlig überein. 

8 32 des Gerichtöverfafjungsgejeßes Tautet: 

„Anfähig zum Amte eines Schöffen find: 
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1. Perſonen, welche die Befähigung in Folge ftrafgerichts 
licher Berurtheilung verloren haben; 

2. Perfonen, gegen welde das SHauptverfahren wegen 
eines DBerbrechend oder Vergehens eröffnet ift, das die Ab: 
erfennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur 
Bekleidung Öffentlicher Aemter zur Folge haben Tann; 

3. Perfonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in 
ber Verfügung über ihr Vermögen bejchränft find.“ 

Eine Pflicht zur Annahme der Wahl befteht nicht. Ab: 
lehnungsgründe oder Strafen wegen Annahmevermweigerung 
beftehen nicht. IVG. 8 90 Abf. II, IH findet feine Anwend⸗ 
ung. Vgl. jedoch 8 14 Abſ. III dieſes Geſetzes. 

Zu Abſ. II: vgl. Gew. uVG. 8 55 mit 8 37 Ziff. 4 und 
die Parallelſtellen der andern Seſege Geſetzliche Vertreter 
find nur die nach Geſetz berufenen Vertreter juriſtiſcher oder 
handlungsunfähiger Perjonen. „Bevollmächtigte Leiter des 
Betriebs“ vgl. A. N. IS. 209 N. 47 (Rg. XI, 124). 

Zu Abf. III: Für die Wählbarkeit ift es gleichgültig, 
ob bie Verficherung unmittelbar auf Gefeß oder auf Beſchluß 
des Bundesrath3 (Gew. UVG. 8 4 Ziff. 2) oder auf Senofjen: 
ſchaftsſtatut (Gew. UVG. $ 5) beruht. 

Hinfichtlich de3 Bereichd der See-UV. vgl. $ 4 Abf. IL 


8 13. 


Für. die Vertreter der Arbeitgeber und der Ber: 
fiherten find in der gleichen Weiſe nach Bedürfniß Stell: 
vertreter zu wählen, welche die Mitglieder in Behinder- 
ungafällen zu vertreten haben. Scheidet ein Jolches Mit- 
glied während der Wahlperiode aus, jo Haben für den 
Reit derjelben die Stellvertreter in der Reihenfolge ihrer 
Wahl als Mitglied einzutreten. 


8 13 ift aus 8 87 Abi. IV (Novelle vom 16. Mai 1892) 
berdorgegangen. 

Die Stellvertreter find im Tall des Ausſcheidens der 
Mitglieder als Erjagmänner zu berufen. Die Berufung in 
„Behinderungsfällen” hat nur ftattzufinden, wenn Die vor: 
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bandenen und verwendbaren Mitglieder für den Dienft nicht 
ausreichen. 

Die Mitglieder und Stellvertreter fcheiden während ber 
Wahlperiode aus: 

1. im Todesfall; 

2. bei Wegfall ber Mählbarkeit (8 12 Abſ. I bis III); 

3. im Falle der Amtsenthebung ($ 14 Ab. II). 


8 14. 

I Die Wahl der Vertreter der Arbeitgeber und der 
Berficherten erfolgt unter Leitung des Reicha-Verficherungs- 
amts in getrennter Wahlhandlung mittelft fchriftlicher 
Abſtimmung nad) relativer Mehrheit der Stimmen; bei 
Stimmengleichheit entfcheidet da 2008. Das Stimmen: 
verhältniß der einzelnen Wahlkörper beftimmt der Bundes- 
tath unter Berüdfichtigung der Zahl der verficherten Per- 
Tonen. Der Bundesrath kann beitimmen, daß und in 
welcher Weije die Wahlen nach Bezirken zu erfolgen 
haben und wie die zu wählenden Perjonen auf einzelne 
Bezirke zu vertheilen find. Das Ergebniß der Wahl ift 
öffentlich befannt zu machen. 

U Die Amtsdauer der nichtitändigen Mitglieder und 
ihrer Stelivertreter währt fünf Jahre. Die Gemwählten 
bleiben nad) Ablauf dDiefer Zeit jolange im Amte, bis 
ihre Nachfolger ihr Amt angetreten haben. Die Aus— 
Tcheidenden ſind wieder wählbar. 

IM Werden Hinfichtlih eines Gemwählten Thatjachen 
befannt, welche deſſen Wählbarfeit nad) Maßgabe dieſes 
Geſetzes auzjchließen, oder welche fih ala grobe Ver— 
legungen der Amtspflicht darjtellen, jo ift der Gewählte, 
nachdem ihm Gelegenheit zur Außerung gegeben worden 
ift, durch Beichluß des Reichs-Verſicherungsamts feines 
Amtes zu entheben. 
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8 14 Abſ. J und II iſt aus UVG. v. 1884 8 87 Abſ. II 
hervorgegangen. 8 14 Abſ. II iſt dem IVG. 8 91 nad) 
gebildet. Dieſe Beſtimmung iſt ſchon durch IVG. 8 110 Abſ. III 
Schlußſatz auf das Reichsverficherungßsamt bezogen worden. 
IVG.8 110 Abſ. II Schlußſatz iſt nunmehr durch 8 14 Abj. III 
dieſes Geſetzes erſetzt und damit aufgehoben. 

Zu Abſ. I: Innerhalb des Rahmens der geſetzlichen Vor⸗ 
Schriften und der ettwaigen Anordnungen des Bundesrathes 
über die Bildung von Wahlbezirken, regelt das Reichöver: 
fihjerungsamt die Formen des Wahlverfahrene und leitet 
durch Kommiſſäre die Wahlen der einzelnen Wahlkörper. Vgl. 
Be. de RPA.'s A. N. II S. 59, V ©. 310 ff., 369 

Der Gewählte ift von dem Ergebnif der Mahl zu be: 
nadhrichtigen und über Annahme oder Ablehnung zu befragen. 
Dal. 8 12 Note. 

Zu Abf. II: Die Amtsdauer und Wahlperiode ift durch 
die Novelle von 4 auf 5 Jahre erhöht worden. Die Amts: 
bauer der unter der Herrſchaft früherer Gefege gewählten 
Mitglieder iſt durch die Uebergangsbeſtimmung des 8 24 all: 
gemein bis 1. Januar 1902 feftgejegt. Ueber Funktionsver⸗ 
gütung und Reifetoftenerfat j. $ 19 Abſ. III dieſes Geſetzes. 


Zu Abſ. I: Abſ. III findet auch auf Stellvertreter (8 13) 
Anwendung. Ob die die Wählbarkeit ausfchließenden That: 
ſachen jhon zur Zeit der Wahl vorhanden und damals un: 
befannt geblieben find oder ob fie F nachher eingetreten 
find, ift gleichgültig. Bel. IVG. 8 91N 

St die Wahl auf einen gemäß $ 12 duicht Wahlbaren 
gefallen, ſo iſt ſofort Nachwahl vorzunehmen. Wird die 
Thatſache erſt nachträglich bekannt, ſo kann das RVA. nach 
Bedürfniß Erſatzwahl anordnen. 

Das RDA. hat die Wahlen einer Prüfung zu unterziehen. 

Auf die Beſchlußfaſſung des RVA.'s findet weder 8 16 
noch 3 18 dieſes Geſetzes Anwendung. 

Die nah $ 19 dem zu enthebenden Mitgliebe zuftehenden 
Anſprüche auf Vergütung und Reifekoftenerfag können ihm 
bei Antvendung des $ 14 Abſ. III nicht entzogen werden. Doch 
hat ein des Dienfte enthobenes Mitglied für jein letztes 
Dienftjahr nur Anſpruch auf den Theil der Jahresvergütung, 
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welcher der Dauer feiner in diefen Jahre thatlädhlich ge: 
leifteten Dienſte entfpricht. 
8 15. 
Die Entfcheidungen bes Reichs-Verſicherungsamts find 
endgültig, foweit in den Gefegen nicht ein Anderes be— 
ftiimmt ift. 
8 15 ift aus UVG. v. 1884 8 88 Abi. I Sab 2 hervor: 


gegangen. 

Eine Anfehtung von Beichlüffen des RPA.'s bei dem 
biefem Amte dienſtlich vorgefeßten Reichdamte des Innern 
findet überhaupt nicht ftatt. Dadurch ift die Unabhängigkeit 
des RVA.'s von feiner vorgeſetzten Dienſtſtelle in jehr weit: 

ehendem Maße gefichert. Doch ift e8 den dem RBN. unter: 

Heltten KHörperichaften, Berufegenofienichaften und Berficher: 
ungsanftalten nicht benommen, die verfafjunggmäßige Be: 
ſchwerde zum Reichskanzler, dem verantivortlichen Miniſter 
des Reiche, in Sachen der Berwaltung zu erheben und ift 
biefe Beſchwerde durch Vermittelung des RA.'s des Innern 
an den Reichskanzler zu leiten. 

Eine Anfehtung der Beichlüffe des RPA.'s dur Be: 
fchwerde beim Bundesrathe ift ausnahmsweiſe zuläffig gemäß; 
Gew. UVG. 8 39 Ab. I, landw. UVG. 8 40, Bau:-UPG. 88 14, 
22 Abſ. III, See-UVG. 8 39, wenn das RVA. der Errichtung 
ober Abänderung des Statut? der Genofjenjchaft die Ge: 
nehmigung verweigert. 

§ 16. 


I Die Enticheidungen des Reichs-Verſicherungsamts 
erfolgen in der Beſetzung von fünf Mitgliedern einjchlie- 
lich des Vorjigenden, unter denen fi) je ein Vertreter 
der Arbeitgeber und der Verficherten befinden muß, und 
unter Zuziehung von zwei richterlihen Beamten, wenn 
es ſich Handelt 

1. um die Entſcheidung auf Rekurſe gegen die Ent— 
ſcheidungen der Schiedsgerichte; 
2. um die Entſcheidung vermögensrechtlicher Streitigkeit 
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bei Veränderungen des Beftandes der Berufögenoflen- 

ſchaften; 

3. um die Entſcheidung in den Fällen des $ 73 Abſ. 2, 
88 82, 83 Abſ. 2, 88 85, 116, 124 Abi. 3 des Ge: 
werbe-Unfallverficherungsgefeßes, $ 79 Abf. 2, 88 88, 
89 Abi. 1, 2, 88 91, 124, 130 Abſ. 3 des Unfallver- 
fiherungsgejeßes für Land- und Forftwirthichaft, 8 78 
Abſ. 2, 88 86, 87 Abſ. 1, 2. 8889, 122 Abſ. 1, $ 126 
Abi. 3 des See-Unfallverjicherungsgefeßes. 

II Beſchlüſſe, durch welche Refurfe ohne mündliche 
Verhandlung zurückgewieſen werden (Gewerbe⸗Unfallver⸗ 
ficherungsgeſetz $ 81 Abſ. 1, Unfallverficherungsgefeg für 
Land- und Forftwirthichaft 8 87 Abſ. 1, See-Unfallver: 
ſicherungsgeſetz $ 85 Abſ. 1) erfolgen in der Beſetzung mit 
drei Mitgliedern, unter denen fich je ein Vertreter der 
Arbeitgeber und der Verficherten befinden muß. 

UI Die Vertreter der Arbeitgeber und der Verficherten 
find, fofern e8 fich nicht um allgemeine Angelegenheiten 
Handelt, nur zu denjenigen Verhandlungen zuzuziehen, 
bei denen es fi um Angelegenheiten der Berufsgenoffen- 
ſchaften handelt, für welche fie gewählt find. 

Zu 816 vgl. IVG. 8 110. Die Bildung von „Sprud): 
kammern“ für die Erledigung der richterlichen Aufgaben des 
RVA.'s ift ſowohl für die Inv. Verſ. ald auch für die Unf.: 
Berf. angeordnet. Die Bejegung diefer Kammern ift aber 
für Sachen beider Verficherungen eine verfchiedene. Bei Inv.⸗ 
Sachen muß die Hammer mit „mindefteng 4”, bei Unf.-Sachen 
muß fie ftet3 mit 7 Mitgliedern bejegt fein. In beiden Kammern 
bat ftet3 je ein Vertreter der Arbeitgeber und ber Verficherten 
zu fiten. Bei Inv.⸗Sachen ift ein richterlicher Beamter zu: 
zuziehen, bei Unf.-Sachen find e3 deren 2. In beiden Kammern 


hat ferner ein Berufsbeamter den Vorfitz. Im Uebrigen 
werden die Mitglieder der Kammer nach Zahl und Klafie 
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durch den Präfidenten beftimmt. Der Präfident hat in dieſer 
Weiſe bei Unfall-Sachen zwei Mitglieder frei zu beſtimmen, 
während er bei Inv.⸗Sachen nur noch ein Mitglied beftimmen 
muß und die Zuziehung weiterer Mitglieder in feinem Er: 
mefſen fteht. Der Präfident hat es damit in der Hand, die 
Spruchkammern der Inv. Verſ. auf die gleiche Beſetzungsziffer 
zu Ve wie diejenigen der Unfallverficherung. 
Sn meiner Ausgabe des IVG. ift bei $ 110 in Note 
an. Abf. I ein Irrthum untergelaufen und zu jagen, daß bie 
tinbeitaahl der Spruchfammer: Mitglieder 5 (nicht 4) beträgt. 

Der Vorſchlag des Entwurfs, wonach die Zuziehung 
tichterlicher Beamter fakultativ fein follte und an ihrer Stelle 
nah Ermeijen ftändige Mitglieder, welche die Fähigkeit zum 
Richterdienfte befäßen, herangezogen werden ſolten iſt von 
der Kommilfion abgelehnt worden ( Komm. Ber. ©. 2 

Zu Abf. II: Bol. IVG. 88 110 Abſ. II und 117 ar II. 
Dazu Gew.UBG.$ 81 Abi. I und die Parallelftellen. 

Zu Ab}. III: Die Vorfchrift bezieht ſich wie der ganze 
8 16 nur auf die Behandlung von Sachen der Unfallver: 
fiherung. Sie ift herübergenommen aus $ 95 Abſ. III des 
früheren landw. UVG. und aus $ 97 Abf. III des früheren 
Be UBS. und bezieht fih auf 8 11 Abf. IV und V dieſes 

eſetzes. 

Für die Inv Verf. vgl. IVG. 8 110 Abſ. III, wonach in 
Angelegenheiten dieſer Verſicherung die vorhandenen Vertreter 
der Arbeitgeber und Verſicherten ohne Rückſicht auf ihren be— 
jonderen DBerufszweig beliebig herangezogen werden können. 


8 17. 

I Mil ein Senat des Reicha-Verficherungsamts in 
einer grundjäglichen Rechtöfrage von der Entſcheidung 
eines anderen Senat? abweichen, fo ift die Sache zur 
Entiheidung an einen erweiterten Senat zu verweilen. 
Diefer entjcheidet unter den Vorſitze des Präfidenten des 
Reichs-Verſicherungsamts in der Bejegung mit zwei nicht- 
ftändigen Mitgliedern des Reichs-Verſicherunggamts aus 
den vom Bundesrathe gewählten Mitgliedern, zwei ftän- 
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digen Mitgliedern, zwei richterlihen Beamten und je 
zwei Vertretern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. 
An Stelle der vom Bundesrathe gewählten Mitglieder 
fönnen ftändige Mitglieder des Reichs-Verſicherungsamts 
zugezogen werden. 

U Das Gleiche gilt, wenn ein Senat von ber Ent- 
ſcheidung des erweiterten Senats abweichen will. 

5 17 bezieht fich formell nur auf die Unfallverficherung, 
hat aber materiell auch für die Invalidenverficherung Geltung, 
indem da3 bier Angeorbnete für die Ind. Verſ. ſchon durch 
die Kaiſ. B. v. 6. Dez. 1899 Ziff. 5 beftimmt ift. Bal. jetzt 
VO. v. 19. Oft. 1900 88 23, 24. 

Die Anordnung ift im Intereſſe ber Einheitlichkeit der 
Rechtſprechung gegeben und entipricht darin der Vorfchrift 
des 8 137 des Ger.Berf.Gei. 

Die Berweifung der Sade in den „erweiterten Senat" 
erfolgt regelmäßig durch Beichluß ber Spruchfammer und 
bat FH Ausſetzung der Verhandlung vor der Spruchfammer 
zur Tyolge. 

Durch Kaiſ. BD. auf Grund $ 19 Abf. TV Tann das 
Recht der Verweiſung in ben erweiterten Senat auch dem 
Borfitenden der Spruchlammer, d. i. bem Prafidenten des 
RVA.'s übertragen werben. 

Während der erweiterte Senat in Sachen ber Inv. Verſ. 
in der Beſetzung von 7 Mitgliedern, einſchl. des Vonfienden 
entſcheidet, iſt der erweiterte Senat in Sachen ber Unf.Berf. 
mit 9 Mitgliedern, einſchl. des Vorſizzenden, beſetzt. 


8 18. 
In folgenden Angelegenheiten: 

1. bei der Vorbereitung der Beſchlußfaſſung des Bundes— 
raths über die Beitimmung, welche Betriebe mit 
bejonderer Unfallgefahr nicht verbunden und deshalb 
nicht verficherungspflichtig find ($ 1 Abſ. 3 des Ge— 
werbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes); 

0. bei der Vorbereitung der Beichlußfaffung des Bundes: 
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raths über die Genehmigung von Veränderungen des 

Beitandes der Berufsgenoffenfchaften (8 52 a. a. O., 

$ 62 des Unfallverficherungsgefeßes für Land- und 

Forſtwirthſchaft), über die Auflöfung einer leiftungs- 

unfähigen Genoflenihaft (8 54 des Gewerbe-Unfall- 

verficherungsgefeßes, $ 64 des Unfallverficherungs- 
gejebes für Land- und Forſtwirthſchaft, $ 57 des 

See-Unfallverficherungsgejeßes) ; 

3. bei der Beihhlußfaffung über die Genehmigung von 
Borichriften von Unfällen ($ 112 des Gewerbe-Unfall⸗ 
verficherungsgefeßes, $ 120 des Unfallverficherungs- 
gejeßes für Land» und Foritwirthichaft, $ 118 des 
See-Unfallverficherungsgefebes) 

ift mindeftens je ein nichtitändigee Mitglied aus den 
Vertretern der Arbeitgeber und Verficherten zuzuziehen. 

Bon der im 8 18 gegebenen Borfchrift abgejehen, beftimmt 
fih da8 Berfahren in den hier bezeichneten Sachen nach ben 
Regeln der Kaiſ. BO. über das Verfahren des RPA.'s dom 
19. Oft. 1900. Bgl. unten $ 19 Abf. IV Note. 

8 16 Abſ. III findet Hier nicht Anwendung. 

Das Citat des 81 Abſ. 5 in Ziff. 1 ift ein Redaktions⸗ 
verjehen; es jollte heißen $ 2 Abi. 3. 

8 19. 

I Die Koften des Reicha-Verfiherungsamts und des 
Verfahrens vor demfelben trägt das Reich. 

U Das Reichs-Verſicherungsamt ift befugt, den Be⸗ 
theiligten jolche Koſten des Verfahrens zur Laft zu legen, 
welche durch Muthwillen oder durch ein auf Verfchleppung 
oder Irreführung berechnetes Verhalten derſelben ver— 
anlaßt worden find. 

II Die nichtitändigen Mitglieder erhalten für die 
Theilnahme an den Arbeiten und Sitzungen des Reichs» 
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Verfiherungsamts eine nach dem Sahresbetrage feftzu- 
jeßende Vergütung, und Diejenigen, welche außerhalb 
Berlins wohnen, außerdem Erjah der Koften der Hin- und 
Rückreiſe nach den für die vortragenden Räthe der oberften 
Reichsbehörden geltenden Säßen (Verordnung vom 21. Juni 
1875, Reich8-Gejeßhl. ©. 249). Die Beitimmungen im 
$ 16 des Gejebes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der 
Reichöbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs-Geſetzbl. ©. 61) 
finden auf fie feine Anwendung. 

IV m Uebrigen werden die Formen des Verfahrens 
und der Geſchäftsgang des Reichs-Verſicherungsamts durch 
Satferliche Verordnung unter Zuftimmung des Bundes 
raths geregelt. 

Zu Ab. II vgl. Inv. VG. 864 Abf. V und 8 104 Abſ. V. 
Der Beichluß über die Auferlegung von Koften ift in ber 
Regel gemeinfam mit dem Beichluß über die Sache jelbft, 
alfo regelmäßig durch die zufländige Spruchfammer zu fafien. 
Eine Anfechtung dieſes Befchluffes gibt es nicht. 

Zu Abf. M: vgl. 8 14 Abf. III Note a. €. 

Der alleg. $ 16 des Reichs-Beamtengeſetzes lautet: „Kein 
Reichsbeamter darf ohne vorgängige Genehmigung der oberften 
Neichebehörde ein Nebenamt oder eine Nebenbefchäftigung, 
mit welcher eine fortlaufende Remuneration verbunden ift, 
übernehmen oder ein Gewerbe betreiben. Diefelbe Genehmis 
gung ift zu dem Eintritt eines Reichsbeamten in ben Vor: 
ftand, Verwaltungs- oder Auffichtsrat einer jeden auf Erwerb 
gerichteten Geſellſchaft erforderlich. Sie darf jedoch nicht er: 
theilt werden, fofern die Stelle mittelbar oder unmittelbar 
mit einer Remuneration verbunden ift. 

Die ertheilte Genehmigung ift jederzeit widerruflich.. 

Zu Abi. IV: Auf Grund des Abi. IV ift ergangen ie 
VO. v. 19. Oktober 1900, betr. den Gefchäftdgang und das 
Verfahren des RVA.s (RGEBl. ©. 983 ff, A. N. XVI 
©. 731 ff). Durch diefe BO. find nicht nur die biöher für 
bie Unfallfachen beftehenden BO.en vom 5. Aug. 1885 (RGBl. 

©. 255) und v. 13. Nov. 1887 (RGEBl. ©. >) tonden 8 
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die für Invalidenfachen erlaffene BO. v. 6. Dez. 1899 (RGBl. 
©. 687) aufgehoben und erſetzt worden. 


Regelung des Gebührenweiens. 
820. 

I Die Gebühren der Rechtsanwälte im Verfahren vor 
den Schiedögerichten und dem Neicha-Verficherungsamte 
werden durch Kaiſerliche Verordnung mit Zuftimmung 
des Bundesraths, die Gebühren im Verfahren vor den 
Landes-Berfiherungsämtern von den Landesregierungen 
feftgejeßt. 

U Eine Vereinbarung über höhere Beträge ift nichtig. 

Eine Regelung des Gebührenweſens für Rechtsanwälte 
war bisher nicht vorgefehen. Die Gebühren der Parteiver: 
treter richteten fich daher nach Privatablommen und nach den 
gerichtlichen Beichlüffen. 

Nunmehr ift eine Ordnung der Sache dem Verordnungs- 
wege nicht nur überlafjen, jondern überiviefen. BO. v. 22. Dez. 
1901 (REBL. ©. 497). 

8 20 findet nicht nur auf Unfall:, fondern auch auf 
Invalidenſachen Anwendung. Die VBorjchrift tritt gem. $ 25 
Abſ. 2 erſt am 1. San. 1902 in Kraft. 

Nach dem Komm.Ber. ©. 30 findet $ 20 Abf. II nicht 
nur auf Rechtsanwälte, jondern auch auf „private Parteiver: 
treter, indbejondere Volksanwälte, Nechtsfonjulenten u. a.“ 
Anwendung. 

Landes-Berfiherungsänter. 
s 21. 

I In den einzelnen Bundesitaaten können für das 
Gebiet und auf Koften derjelben Landes-Verſicherungs-— 
ämter errichtet werden. 

U Die Wirkſamkeit des Landes-Verficherungsamts 
beſchränkt fich auf Berufsgenoffenfchaften, welche nur jolche 
Betriebe umfaſſen, deren Sit im Gebiete des betreffenden 
Bundeöftant3 belegen ift. 
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Die 88 21, 22 find an Stelle der 88 92, 93 ded UBG. 
1884, 545 bed BauuVG. v..1887 und der 88 100, 101 
beB {w. UVG. vd. 1886 getreten. 

Die LBUe. ftehen unter Dienftaufficht ihrer Landesregie⸗ 
— (Miniſterien) und beſtehen auf Koſten der betr. Bundes⸗ 

aaten. 

Landesverficherungsämter find z. Zt. errichtet in Bayern, 
Kar. Sachſen, Württemberg, Baden, Bellen, Medlenburg- 
Schwerin, De enge eh Reuß ä. L. (vgl. A. N. II S. 83, 
100, IV ©. 2, 234 f., 77). 

Der Wirkſamkeit S LVae. unterſtehen die Berufs⸗ 
genofjenfchaften der I. u. fw. Unf.Berf. und die Verficherungs⸗ 
anftalten der Inv. Verſ. Die Verſicherungsanſtalt Medlen: 
burg, welche für beide Großherzogthümer Medlenburg errichtet 
ift, unterfteht dem LBA. Medlenburg: Schwerin; für Reuß ä. V. 
ift feine Verficherungsanſtalt errichtet und tft demnach) bier in 
Saden der Inv. Verſ. ded RPA.'s allein zuftändig. 

Der Wirkfamfeit des bayer. LVA.'s unterfteht außer: 
bem die bayer. Holz-Ind.-Berufsgenofjenfchaft und die bayer. 
Bau⸗Gewerks-Ber.Gen. Dem jähfiihen LVA. unterfteht 
ferner die ſächſ. Textil:Ber.Gen. und die ſächſ. Holz-Ber.Gen. 
Dem württemb. LVA. endlich unterfteht auch die württemb. 
Baugewerfd:Ber.Gen. 

Die Wirkfamkeit der LVAe. ala Gerichte erftredt fich 
ferner auf diejenigen Staat3betriebe des betr. Bundesſtaates, 
für welche die Durchführung der Verfiherung Sache des betr. 
Bundesſtaats ift. 

Die Zuftändigfeit der LVAE. ift nicht die gleiche in Sachen 
ber Unf. Verſ. und der Inv. Verſ. Während in Sachen ber 
Unf.Beri. da3 LVA. nicht nur Auffichtaftelle jondern auch 
oberfte richterliche (Rekurs-)Inftanz ift, hat in Sachen ber 
Inv. Verſ. eine oberftrichterliche Zuftändigfeit nur dad REN. 

Ueber die Zuftändigkeit der Landesverficherungsämter 
dgl. im Mebrigen Gew. UVG. 8 127, Im. UVG. 8 133, Baus 
UVG. 8 41. 


822. 
I Das Landes-Verſicherungsamt beſteht aus ſtändigen 
und nichtſtändigen Mitgliedern. 
Piloty, Unfallverſicherungsgeſetze. 
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U Die ftändigen Mitglieder werden von dem Landes— 
beren des betreffenden Bundesſtaats auf Vebenszeit er- 
nannt. Don den nichtftändigen Mitgliedern werden in 
getrennter Wahlhandlung unter Leitung des Vandes— 
Verfiherungsamts mittelft fchriftlicher Abſtimmung vier 
ala Vertreter der Arbeitgeber und vier. ala Vertreter der 
Berjicherten und zwar in der Art gewählt, daß aus jeder 
Kategorie mindeftens zwei auf die Land- und Yorjtwirth: 
Ihaft und, ſoweit fonftige Träger der Unfallverficherung 
unter der Aufficht des Landes-Verſicherungsamts ftehen, 
auf diefe Träger mindeftens je einer entfallen. 

TI Die Wahl erfolgt unter entiprechender Anwendung 
der Vorſchriften des 8 11 Abſ. 4, der $$ 12, 13, 14 
Abſ. 1, 2 mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Bundes 
raths die Landes-Zentralbehörde tritt. Sedo nehmen 
an der Wahl der Vertreter der Arbeitgeber nur die Vor- 
ftände derjenigen Berufsgenofjenfchaften Xheil, melche 
Betriebe, deren Si im Gebiet eines anderen Bundes: 
ftaat3 belegen tft, nicht umfafjen, ſowie die auf da3 Ge: 
biet des Bundesſtaats bejchränften Ausführungsbehörden, 
und an der Wahl der Vertreter der Verficherten nehmen 
nur die Beifiger derjenigen Schiedögerichte Theil, deren 
Sitz im Gebiete des Bundesſtaats belegen ift. 

IV Umfaßt der Wirkungsfreis des Landes-Verlicher- 
ungsamt3 außer land» und forftwirthichaftlichen Betrieben 
nur noch Wusführungsbehörden für Bauarbeiten, jo 
brauchen demjelben als nichtitändige Mitglieder nur je 
zwei Dertreter der Land: und Forſtwirthſchaft anzu= 
gehören. 

V Das Stimmenverhältniß der einzelnen Wahlförper 
bejtimmt die Landesregierung unter Berüdfichtigung der 
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Zahl der bei den betreffenden Genoflenjchaften und Aus: 
führungsbehörden verficherten Perſonen. 

vi Die Enthebung eines Vertreters der Arbeitgeber 
oder der Verficherten (S 14 Ab. 3) erfolgt durch das 
Landes-Verficherungsamt. | 

VI Die Beftimmungen der 88 16, 18, 19 Abj. 2 
finden auf das Landes-Verſicherungsamt entprechende An: 
wendung. 

vm Sm MUebrigen regelt die Landesregierung die 
Tormen des Verfahrens und den Gefchäftägang bei dem 
Bandes-PVerficherungsamte ſowie die den nichtftändigen 
Mitgliedern zu gewährende Vergütung. 

8 22 handelt von Sufammenfegung, Gliederung, Bejeb: 
ung, Verfahren und Geſchäftsgang der LVAe. Diejelben find 
in Bezug auf Zufammenfegung, Gliederung und Belegung 
dem RVaA. durchaus nachgebildet. Died gilt namentlich von 
der Verbindung von Berufsbeamten und Vertretern der Arbeit: 
geber und Berficderten. Dagegen fällt natürlich eine Ber: 
tretung de3 Bundesrath3 bei den LVBAe. weg. 

In Bezug auf Berfahren und Gefchäftsgang find zivar 
die Sandesregierungen bei Erlaß der betreffenden Anordnungen 
an bie für das RUN. im Verordnungswege erfolgte Regelung _ 
. nicht gebunden, es fiimmen aber dieje Anordnungen mit den 
für das RUN. beitehenden Regeln Doc) im MWejentlichen 
überein. 

Zu Abi. I: vgl. 8 11 Abi. 1. 

. Zu Abſ. II: Die Ernennung ber Hänbigen Mitglieber 
fann im Haupt: oder Nebenamte erfolgen. Die Zahl d 
ftändigen Mitglieder beftimmt der Landesherr, fie muß aber 
Sb VI u yenden mindeften? 3 betragen (j.$ 16 Abf. I, 
8 22 


Die Zahl ber Vertreter der Arbeitgeber und ber Ber: 
fiherten beträgt regelmäßig minbeften® je zwei. Bei den 
LWie., welchen nur land: und forftwirthichaftliche BG.en und 
Staatöbetriebe unterftehen, müſſen diefe Vertreter ſämmtlich 
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der Land: und Forſtwirthſchaft entnommen fein. Unterſtehen 
dem LVA. auberdem noch Ausführungsbehörden für Baus 
arbeiten, aber feine weiteren Genoſſenſchaften oder fonftige 
Staat3betriebe, Jo hat die Landesregierung zu beftimmen, ob 
es bei diejer ausschließlichen Vertretung der Band: und Forſt⸗ 
wirthichaft verbleiben foll, oder ob dem LVA. auch noch je 
ein oder je zwei Vertreter der Arbeitgeberichaft und der Ber: 
fiherten Diejer Yauarbeiten zuzutheilen find. Vgl. Abf. IV 
dieſes Paragraphen. 

In allen anderen fällen (Bayern, Sachſen, Württemberg) 
beträgt Die Sefammtzahl je vier Vertreter der Arbeitgeber und 
der Verficherten.. Es find je zwei Bertreter der Arbeitgeber 
und der Berficherten der Land: und Forſtwirthſchaft zu ent: 
nehmen, während von ben vier anderen Bertretern je ein 
Arbeitgeber und ein Verficherter aus der Genoſſenſchaft oder 
den Staatöbetrieben bezw. aus den hiebei verficherten Per: 
fonen zu entnehmen find, worauf fich die Aufficht dea LVA .’z 
erftredt. Der 4. Vertreter der Arbeitgeber und der 4. Ver: 
treten der Verſicherten endlich find nach Beitimmung der 
Kandesregierung entweder ebenfalld diejen Kreiſen oder eben: 
fall$ der Yand» und Forſtwirthſchaft zu entnehmen. 

Zu Abf. III: Die zu LVBUe. wahlberechtigten Schieds⸗ 
gerichtsbeifiger find Durch dieſes Wahlrecht von der Berech: 
tigung zur Theilnahme an ben Wahlen für’ RVA. nicht 
ausgeſchloſſen. 

$ 11 Abſ. IV findet hier keine Anwendung; an deſſen 
Stelle tritt da8 in $ 22 Abf. II Angeorbnete. 

& 11 Ab. V findet Anwendung, nur daß lit. b nicht in 
Betracht kommt. Ä | 

$ 12 ift anwendbar mit der Modifikation, daß zur Wähl: 
barkeit im Allgemeinen Wohnfit in dem Staatögebiet, für 
welches das LVA. errichtet ift, gehört und daß die Wählbar: 
feit weiter durch Zugehörigkeit zu einer dem LBA. unter: 
ftellten Genofienfchaft (bezw. Staatsbetrieb) bedingt ift. 

$ 14 Abſ. I findet Anwendung nicht nur mit der Maß: 
gabe, daß die dort dem Bundesrath übertragenen Anord- 
nungen der Landesregierung, fondern auch mit der Bejonder: 
heit, daß die Leitung der Wahl, welche bort dem RB. über: 
tragen ift, hier dem betr. LVA. zufteht. 


Weitere Einrichtungen der Berufsgenoſſenſchaften. 8 23. 37 


Tür die Amtsdauer und Wahlperiode der nichtftändigen 
Mitglieder der LBXe. |. 8 24 dieſes Geſetzes. 

a Abi. IV: val. die Note bei Abi. II. 

u Abſ. V: vol. $ 14 Abi. I Satz 2. 

u Ubi. VOL: Die VBorjchriften des $ 16 finden in vollem 
Umfang für LBAe. Anwendung, nur mit der Befonderheit, 
daß bie Zuftändigkeit nad 8 16 Ziff. 2 da nicht befteht, wo 
dem LVA. nur eine BG. untergeordnet ift und daß bie 
Streitigkeiten au8 dem SeeuVG. für LVAe. nicht in Betracht 
fommen. 

18 Ziff. 1 ift nicht anwendbar für LVXe, 

a Abf. VII: vgl. 8 19 Abf. II und IV. 


Weitere Einrichtungen der Bernfsgenofienichaften. 
8 23. 

I Die Berufögenoffenichaften find berechtigt, Einrich- 
tungen zu treffen 

1. zur Verſicherung der Betriebsunternehmer und ber 
ihnen in Bezug auf Haftpflicht gleichgeftellten Per- 
ſonen gegen Haftpflicht; 

2. zur Erridtung von NRentenzufchuß- und Penſions⸗ 
faflen für Betriebsbeamte fowie für die Mitglieder 
der DBerufsgenoffenichaft, die bei ihr verficherten 
Perſonen und die Beamten der Berufsgenofienichaft 
fowie für die Angehörigen diefer Perfonen. 

1 Die Theilnahme an diejen Einrichtungen ift frei: 
willig. Soweit es fih um Haftpflihtanfprüdhe aus der 
reichögefehlichen Unfallverficherung handelt, darf bei der 
Einrichtung unter 1 nicht mehr als zwei Drittel durch 
Berfiherung gededt werden. 

I Beichlüffe der Genofjenihaftsverfammlung, durch 
welche Einrichtungen der im Abf. 1 bezeichneten Art ge= 
troffen werden, fowie die Hierfür erlaffenen Statuten 
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und deren Abänderung bedürfen der Genehmigung bes 
Bundesraths. 

IV Die Berufsgenoſſenſchaften unterliegen auch in 
Bezug auf diefe Einrichtungen der Auflicht des Reichs— 
Verſicherungsamts. 

Zu 823 vgl. Gew.UBG. 8 5, insb. Abſ. III. 

Die Einrichtungen, welche 8 23 zuläßt, find: 

1. Haftpflichtverficherungen, 
2. Rentenzuſchuß⸗ nnd Penſionskaffen. 

Beide Einrichtungen And fakultativ. Weder für die Ein: 
richtungen felbft, noch für die Betheiligung an denfelben be- 
fteht Zwang. Ein ſolcher fann aud nicht durch Landesgeſetz 
“ eingeführt oder von Auffichtäiwegen geübt werden. Es kann 
inabefondbere auch die Genehmigung von Statuten oder 
Etatutenänberungen nicht von der Einführung diefer Ver: 
anftaltungen abhängig gemacht werden. Andererſeits ift das 
Recht der BG. zur Einführung gemäß Abf. III von ber Zu: 
ftimmung des Bundesraths, welche nach freiem Ermeſſen er: 
theilt oder derweigert wird, abhängig. Der Bunbesrath ift 
auch benjenigen Berufsgenofjenfchaften gegenüber zuftändig, 
welche einem LVA. unterftehen. Für die Beauffichtigung da: 
gegen ift diefen Genoſſenſchaften gegenüber auch Hinfichtlich 
diefer Einrichtungen da3 betr. LVA. zuſtändig. ©. Abf. IV 
und Gew. UVG. 8 127 Abf. L, Im. Gef. $ 133 Abi. I und Baus 
UVG. 8 Al. Die lebtere Vorſchrift nimmt zwar in Abf. II 
auf 8 23 dieſes Geſetzes nicht ausdrüdlich Bezug, wohl aber 
ift diefe Bezugnahme mittelbar in 8 41 Abi. 1 des BauuVG. 
erfolgt. Polizeiliche Vorſchriften des Landesrechts, welchen 
ſolche Einrichtungen unterliegen, find durch $ 23 nicht berührt. 
Vgl. Motive. 

Haftpflihtverfiderungen können fih nur auf 
Unternehmer und Angeftellte von Genoſſenſchaftsbetrieben er: 
ſtrecken. Es ift nicht außgefchloffen, daß mehrere Genofien: 
Ichaften zu gemeinfamen Einrichtungen diefer Art fich ver: 
binden. Die Berficherung Tann fi) auf die Haftungen aus 
Gew. UVG. 88 135 ff. und die Parallelftellen erftreden, wobei 
8 23 Abſ. 2 Satz 2 zu beachten ift. Sie fann aber auch auf 


Uebergangabeftimmung. 8 24. 39 


diejenigen Haftungen ausgedehnt werben, welchen Betriebs: 
unternehmer und Angeftellte nach Privatrecht gegenüber andern 
ala ben nach ben UVG.en verfidderten Perſonen unterliegen. 
In dieſem Fall findet $ 23 Abf. II Sat 2 feine Anwendung. 

Rentenzuſchuß- und Penſionskaſſen können fich 
entweder auf alle in Ziff. 2 genannten Perjonenklaffen oder 
auf einzelne Arten derſelben erftreden. Sie können nur für 
ſolche Perſonen, welche Genofjenfchaftöbetrieben zugehören und 
für deren Angehörige, jowie für Beamte der BG. und deren 
Angehörige eingerichtet werden. Es können ſolche Einricht: 
ungen fich auch auf Betrieböbeamte, welche nicht verfichert 
find, erftreden. Auch für folche Einrichtungen können mehrere 
Berufsgenoſſenſchaften fich verbinden. 

Eine Unterftüßung derartiger Einrichtungen aus Mitteln, 
welche der Berufsgenoffenichaft durch Beiträge der UV. zu: 
Rieben, ift unzuläffig.e Gew UVG. 8 31 und die Parallel: 
ftellen. 

Uebergangsbeſtimmung. 
8 24. 

Die Wahlperiode der nach den bisherigen Beftim- 
mungen gewählten Vertreter der Verſicherten und nicht: 
ftändigen Mitglieder des Reichs-Verſicherungsgamts ſowie 
der Bandes-Verficherungsämter und die Wahlperiode ihrer 
Stellvertreter endet mit dem 1. Januar 1902. Die Aus- 
Icheidenden bleiben jedoch ſolange im Amte, bis die nad) 
den neuen Beltimmungen an deren Stelle Gewählten ihr 
Amt angetreten haben. 

$ 24 bezieht fich nicht nur auf alle zur Zeit bes Inkraft⸗ 
tretend der Wahlbeitimmungen dieſes Gejeßes im Amte be: 
findlichen gewählten und nichtftändigen Mitglieder bes RPA.'s 
und aller LVAe., jondern auch auf die zur Beichlußfafjung 
über bie Unfallverhütungsvorfchriften gemäß Gew. UVG. 88 113 
Abſ. II, 114 (früher UVG. 8 79) berufenen Vertreter ber 
Arbeiter. Dagegen gilt er nicht für die Wahl der Schied2- 
gerichtäbeifiger, welche fich nach den Vorichriften des IVG. 
regelt. 
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Mit dem 1. (richtiger: 2.) Januar 1902 beginnt die erſte 
Wahlperiode ded neuen Gejebes für die obengenanuten 


Kategorien. 
Ueber die auf, grund des 8 24 erfolgten Nachwahlen |. 
A. N. XVII S. 163 
Geſetzeskraft. 
825. 


1 Der Zeitpunkt, von welchem ab 
1. die im 8 3 bezeichneten Schiedsgerichte an die Stelle 
der bisherigen nach Berufsgenofjenichaften errichteten 
Schiedögerichte treten; 
2. die Unfallverfiherung für ſolche Betriebszweige in 
Kraft tritt, welche durch 88 1, 2 des Gewerbe-Infall- 
verficherungsgejeßed und durch 88 152 ff. des See- 
Unfallverficherungsgefeßes der Unfallverfiderung neu 
unterftellt find, 
wird mit Zuftimmung des Bundesratha durch Kaiferliche 
Verordnung beftimmt. 

I Die Beftimmungen des 8 20 dieſes Gefehes, der 
88 25 bis 27 des Gemwerbe-Unfallverficherungsgeleges, ber 
88 30 bis 32, 51, 53 Ab. 3, 88 57, 107, 108, 109 des 
Unfalfverficherungsgefeßes für Land» und Forſtwirthſchaft 
fomwie der 88 29 bis 31, 49, 104 des See-Unfallverfiche- 
rungsgeſetzes treten erjt am 1. Sjanuar 1902 an die Stelle 
der bisherigen Beftimmungen. 

I Im Uebrigen tritt dieſes Gejeg am 1. Oftober 
1900 in Kraft. 


Zu Abſ. I: Durd VD. v. 2. Dez. 1901 ift die Unfall- 
verficherung für die in Ziff. 2 genannten Betriebszweige dom 
1. $an. 1902 ab in Kraft gefeßt. worden. 

Zu Abi. II: Die hienach erft am 1. Januar 1902 
in Kraft tretenden Borfchriften beziehen fi) auf folgenbe 
Gegenftände: 


Geſetzestraft. 88 2527. 4 


1. Gebührenweien (8 20 dieſes Geſetzes); 

2. Berhältniß der Unfallverfiderung zu den Kranken⸗ 
kaſſen, Armenverbänden zc. (Gew.UBG. 88 25 big 27, Im. Gef. 
88 30 bis 32, SeeGeſ. 88 29 bis 31); 

3. Bemeffung und Erhebung der Beiträge unter Ab: 
ſchätzung der Betriebe bei der Im. und See-UV. (lw Ge]. 88 51, 
53 Abj. 3, 107 bis 109, See-Geſ. 88 49, 104). 

Zu Ab}. IT: Am 1. Oktober 1900 find nicht nur alle 
in Abf. I und II dieſes Paragraphen nicht bezeichneten Bor: 
Ichriften dieſes —2 ſondern auch die vier neuen UVG. 
mit dem Texte, welchen fie durch die Bekm. des RK. vom 
5. Juli 1900 (REBL. ©. 573 ff.) erhalten haben, in Kraft 


getreten. 
8 26. 


Sofern bis zum 1. Januar 1902 die Statuten einer 
-Berufsgenofienihaft die nach dem gegenwärtigen Gejet 
erforderlichen Aenderungen nicht rechtzeitig erfahren follten, 
werden diefe Abänderungen durch das Reichs-Verſicherungs⸗ 
amt von Auffihtswegen vollzogen. 


Zu 826 vgl. $ 20 Abf. III des UVG. v. 1884. 
Zuftändigfeit des WA.'s ſ. UBG. 8 127 Abf. I, BauG. 
8 41 Abi. IL Im. G. 8 133 Abf. I. 


8 27. 

Die Beitimmungen diefes Geſetzes, infoweit fie für 
die Berechtigten günftiger find, finden auch Anwendung 
auf die erfte Feſtſtellung von Entſchädigungsanſprüchen 
aus Unfällen, welche ſich vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ereignet Haben, fofern diefe Anſprüche bereits 
nach den bisherigen Unfallverficherungsgefegen begründet 
waren und zu jenem Zeitpunft über diejelben noch nicht 
rechtskräftig entſchieden ift. 

8 27 entipricht dem $ 193 des IVG. 


Rückwirkende Kraft kommt weder dieſem Abänderungs- 
geſetz noch den Novellen der einzelnen UVG. regelmäßig zu. 
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Entſchädigungsanſprüche aus Unfällen, welche fi) dor dem 
Sntrafitreten dieſes Geſetzes und der Novellen ereignet haben, 
find daher regelmäßig nach den bisherigen Geſetzen zu be: 
urtheilen. Der maßgebende Zeitpunkt ift der 1. Oftober 
1900 (825 Abf. III). 8 25 Ab. I und Il kommen bier nicht 
in Betracht. Vgl. A. N. XVII S. 551 Nr. 1875 (Rg.XXIE©. 70). 
Auf Saden, die am 1. Oktober 1900 jchon rechtöfräftig 
entfchieden waren, finden die neuen Geſetze überhaupt feine 
Anwendung mehr. Dies gilt auch bei etivaiger Wiederaufnahme. 
Dagegen findet Rückwirkung ansnahmsweiſe ftatt, wenn 
es fich handelt um einen noch nicht rechtskräftig bejchiedenen 
Anſpruch auf Entichädigung, welcher aus einem vor bem 
1. Oktober 1900 erfolgten Unfall entftanden ift und welcher 
auch nach den biöherigen Br Ar begründet war. Die Be: 
ftimmungen der neuen Geſetze find aber nur dann und in- 
fomweit anzuwenden, ala fie für den Berechtigten günftiger 
find als die entfprechenden Beftimmungen der früheren Geſetze. 
Die Anwendung ber neuen günftigeren Beſtimmungen 
bat in diefen Fällen zu erfolgen nicht nur dann, wenn etwa 
eine Feſtſtellung des Anſpruches vor dem 1. Oktober übers 
haupt noch nicht ftattgefunden hat, jondern auch im Bee 
rufungd: und Revifionsverfahren oder auch im Berfahren 
einer jpäteren, wiederholten Feſtſtellung wegen veränderter 
Berhältniffe dann, wenn die erfte Feftitellung vor dem 1. Of: 
tober 1900 unter Anwendung des früheren Recht? bereits 
erfolgt aber noch nicht rechtäfräftig geworden war. Vgl. A. N. 
XVI ©. 776 Nr. 1822, 1827 (Rg. XX ©. 77, 82), XVII 
©. 398 Nr. 1860 (Rg. XXI ©.38), au XVII ©. 556 N. 1876. 
Die neuen Vorſchriften über die Behandlung von „Ber: 
änderungen der Verhältniſſe“ Gew.G. 88 88 ff. bei folchen 
Unfällen, welche fi) vor dem 1. Oktober 1900 ereignet haben 
und über welche die erſte Feſtſtellung jchon vor dem 1. Oktober 
1900 rechtskräftig erfolgt ift, find ın. E. ſtets anzumenden 
und ohne Rüdficht darauf, ob fie dem Verſicherten günftig 
find ober nicht, wenn es ſich hiebei um die rechtlichen Folgen 
 thatfächlicher Vorgänge (Veränderungen) handelt, welche erft 
jeit dem 1. Oftober 1900, alfo unter der Herrfchaft der neuen 
Geſetze eingetreten find. Vgl. auh A.N. XVII ©. 398 Nr. 1859 
(Reg. XXI ©. 38). | 


Geſetzeskraft. 8 28. 48 


| 8 28. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, den Text der 
Unfallverficherungsgefege unter fortlaufender Nummern: 
folge der Paragraphen jedes einzelnen diefer Geſetze durch 
das Reichd-Gefetblatt befannt zu machen. 


©. Beim. des Reichskanzlers v. 5. Juli 1900 (RGEBl. 
©. 573). 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unter: 
fchrift und beigedrudtem Kaiferlichen Inſiegel. 


Gegeben Travemünde, den 30. uni 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 
Graf von Poſadowsky. 


I. Gewerbe-Unfallverfigerungsgefeh. 


Borbemerfungen. Das GUDVBG. ift wie die übrigen 
Novellen vom 30. Zuni 1900 datirt. Dieſes Datum, nicht 
bazjenige der Beim. des RE. v. 5. Juli 1900, ift dad maß: 
gebende. Die maßgebende Publikation bagegen ‚N die durch 
diefe Belanntmadung erfolgte im RGBl. ©. 585 ff. 

Das Gew.G. ftellt eine Novelle zu dem 108, v. 6. Juli 
1884 dar. €3 find diejfem die fachlich aufrechterhaltenen Vor: 
Schriften de3 früheren Ausdehnungsgejeges vom 28. Mai 1885 
eingefügt (vgl. Abänderungsgeſetz $ 1 Abſ. II Rote) und es find 
ihm die nunmehr im Abänderungsgejege zufammengeftellten 
Beftimmungen über Schiedögerichte, Verſicherungsämter xc. 
entnommen. 

Das Gew.G. enthält überwiegend Borfchriften über 
Unfallverjiherung. Ueber die Krankenverſicherung 
der nach diefem Geſetze verficherten Perjonen ſ. das Kranken: 
verficherungsgeieg dom 15. Juni 1883 und 10. April 1892. 
Ueber da3 Verhältniß zwiſchen Unfall: und Krankenverficher⸗ 
ung ſ. die 88 11 bis 14, 23, 25 bis 27 dieſes Geſetzes. 


I. Allgemeine Beitimmungen. 


Borbemerfung. Der I. Abſchnitt umfaßt: 

1. Die Beichreibung de3 Kreiſes der gegen Unfälle nad 
biefem Gejeß verficherten Perjonen (88 1 bis 7). Diejer Kreis 
erweitert ſich um die nad) l. u. fm. G. 88 1 bis 6, Bau-UDES. 
Fg8 1613 5, See-UVG. 88 1 bis 7 verficherten Perfonen. Eine 
der Unfallverficherung entiprechende Fürſorge befteht für 
Reiche: und Staatzbeamte fowie für Soldaten nad) dem RG. 
vd. 18. Juni 1901 (RBBL. ©. 211 ff. |. unten Anlage 2), früher 


— 


II. Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetz. Allgem. Beſtimmungen. $1. 45 


RE. v. 15. März 1886 (REBL. ©. 53), ſ. Anlage 2 und für 
Gefangene nad) dem RG. vom 30. Juni 1900 (f. unten alt 3); 
2. den Gegenftand der Unfallverfiherung ($ 1 A 


55 8, 9); 
3. den Gegenftand ber Entſchädigung ($$ 8 bie 24); 

4. die . allgemeinen Borjchriften über den Träger ber 
Unfallverfiherung, die Berufögenofienichaften ($ 28 vgl. I. 
und III. Abſchnitt und $ 134); Reich und Staaten |. VII. Ab: 


fchnitt); 
5. die allgemeinen Vorſchriften über die Aufbringung 


der Mittel (88 29 biz 34); 

6. Das Verhältniß der Unfallverficherung zu Leiftungen 
der Hilfskaſſen und Armenverbände (88 25 bis 27) und der 
Krantenverficherung (88 11 big 14). 


Umfang der Berjiderung. 


s1(l). | 
I Alle Arbeiter und Betriebsbeamte, letztere fofern 
ihr Sahresarbeitsverdienit an Lohn oder Gehalt drei- 
taufend Mark nicht überfteigt, werden nad) Maßgabe 
dieſes Gejebes gegen die Folgen der bei bem Betriebe 
fih ereignenden Unfälle verfichert, wenn fie beſchäftigt find: 
1. in Bergwerfen, Salinen, Aufbereitungsanftalten, 
Steinbrüdhen, Gräbereien (Gruben), auf Werften 
und Bauhöfen fowie in Tabrifen, gewerblichen 
Brauecereien und Hüttenwerfen; 
2. in Gemerbebetrieben, welche fi) auf die Ausführung 
von Maurer, Zimmer:, Dachdeder- oder fonftigen 
durch Beichluß des Bundesraths für verficherungs: 
pflichtig erflärten Bauarbeiten oder von Steinhauer=, 
Schlofjer-, Schmiede: oder Brunnenarbeiten erftreden, 
ſowie im Schornfteinfeger-, Fenſterputzer- undFleiſcher⸗ 
gewerbe; 
3. im geſammten Vetriebe der Poſt-, Telegraphen⸗ und 
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der Land: und Forſtwirthſchaft entnommen jein. Unterftehen 
dem ZA. außerdem noch Ausführungsbehörden für Baus 
erbeiten, aber feine weiteren Genoſſenſchaften oder jonftige 
Etaatsbetriebe, jo hat die Landesregierung zu beflimmen, ob 
es bei biefer ausſchließlichen Vertretung der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirthihaft verbleiben foll, ober ob dem LBA. auch noch je 
ein ober je zwei Vertreter der Arbeitgeberichaft und der Ber: 
figerten dieſer Bauarbeiten zuzutheilen find. Vgl. Abf. IV 
biefes Paragraphen. 

In allen anderen Fällen (Bayern, Sachſen, Württemberg) 
beträgt die Gefammtzahl je vier Vertreter der Arbeitgeber und 
ber Verſicherien. Es find je zwei Vertreter ber Arbeitgeber 
und ber Verficherten der Land: und Forftwirthichaft zu ent: 
nehmen, während von ben vier anderen Vertretern je ein 
Arbeitgeber und ein Berficherter aus der Genofjenichaft oder 
ben Staatöbetrieben bezw. aus ben hiebei verficherten ‘Per: 
fonen zu entnehmen find, worauf fi) die Aufficht des LVA.’3 
eritredt. Der 4. Vertreter der Arbeitgeber und ber 4. Ver: 
treter der Derficherten endlich find nach Beftimmung der 
Landesregierung entweder ebenfalld diefen Kreifen oder eben- 
falls der Land: und Forftwirthichaft zu entnehmen. 

Su Abſ. IH: Die zu LVAe. wahlberechtigten Schieds⸗ 
gerichtäbeifiger find durch dieſes Wahlrecht von der Berech: 
tigung zur Theilnahme an den Wahlen fürs RVA. nicht 
ausgeſchloſſen. 

8 11 Abſ. IV findet hier feine Anwendung; an deſſen 
Stelle tritt dag in 8 22 Abf. II Angeorbnete. 

S 11 Abf. V findet Anwendung, nur daß lit. b nicht in 
Betracht kommt. 

8 12 ift anwendbar mit der Modifikation, daß zur Wähl: 
barkeit im Allgemeinen Wohnfig in dem Staatögebiet, für 
welches das LVA. errichtet ift, gehört und daß bie Wählbar: 
teit meiter durch Zugehörigkeit zu einer dem LVA. unter: 
ftellten Genofjenichaft (bezw. Staatsbetrieb) bedingt ift. 

8 14 Abf. I findet Anwendung nicht nur mit der Maß: 
gabe, daß die dort dem Bundesrath übertragenen Anorb: 
nungen ber Qandesregierung, fondern auch mit der Bejonder: 
beit, dab die Leitung der Wahl, welche dort dem ABA. über: 
tragen ift, hier dem betr. LVA. zufteht. 


Weitere Einrichtungen der Berufsgenofienfchaften. $ 23. 87 


Tür die Amtsdauer und Wahlperiode der nichtftändigen 
Mitglieder der WaAe. |. 8 24 diejes Geſetzes. 
a Abi. IV: vgl. die Note bei Abi. II. 

M Abi. V: bat. 8 14 Abi. I Saß 2. 

u Abſ. VII: Die Vorſchriften bes $ 16 finden in vollem 
Umfang für BA. Anwendung, nur mit ber Bejonderbheit, 
daß die Zuftändigfeit nach 8 16 Ziff. 2 da nicht befteht, wo 
dem LVA. nur eine BG. untergeordnet ift und baß bie 
Streitigkeiten au8 dem SeeuVG. für LVAe. nicht in Betracht 
fommen. 

18 Ziff. 1 ift nicht anwendbar für LVA, 

a Abf. VI: vgl.$ 19 Abf. III und IV. 


Weitere Einrichtungen der Bernfsgenoflenichaften. 
8 23. 
I Die Berufsgenoſſenſchaften find berechtigt, Einrich- 
tungen zu treffen 
1. zur Verſicherung der Betriebsunternehmer und der 
ihnen in Bezug auf Haftpflicht gleichgeftellten Per- 
fonen gegen Haftpflicht; 

2. zur Erridtung von Rentenzufchuß- und Penfionz» 
faflen für Betriebsbeamte ſowie für die Mitglieder 
der Berufsgenoſſenſchaft, die bei ihr verficherten 
Perjonen und die Beamten der Berufsgenoffenichaft 
fowie für die Angehörigen diefer Perjonen. 

1 Die Theilnahme an diefen Einrichtungen ift frei- 
willig. Someit es fih um Haftpflichtanſprüche aus der 
reichögejetlichen Unfallverficherung handelt, darf bei der 
Einrichtung unter 1 nicht mehr ala zwei Drittel durch 
Verſicherung gededt werden. 

DI Beichlüffe der Genoſſenſchaftsverſammlung, durd) 
welche Einrichtungen der im Abf. 1 bezeichneten Art ge- 
troffen werden, fowie die hierfür erlaffenen Statuten 
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und deren Abänderung bedürfen der Genehmigung bes 
Bundesrath3. 

IV Die Berufögenoffenfchaften unterliegen auch in 
Bezug auf dieſe Einrichtungen der Aufficht des Reicha- 
Verſicherungsamts. 

Zu 8 23 vgl. Gew. VBG. 8 5, insb. Abſ. II. 

Die Einrichtungen, welche 8 23 zuläßt, find: 

1. Haftpflichtverficherungen, 
2. Rentenzufchuß- nnd Penſionskaſſen. 

Beide Einrichtungen find fafultativ. Weber für die Ein: 
richtungen felbft, noch für die Betheiligung an denſelben be: 
fteht Zwang. Ein folder kann auch nicht durch Landesgeſetz 
“ eingeführt oder von Auffichtöiwegen geübt werben. Es kann 
insbefondere auch die Genehmigung von Statuten oder 
Ctatutenänderungen nicht von der Einführung dieſer Ver: 
anftaltungen abhängig gemacht werden. Andererfeit? ift dag 
Recht der BG. zur Einführung gemäß Abf. III von der Zu: 
ftimmung des Bundesraths, welche nach freiem Ermeſſen er: 
theilt oder verweigert wird, abhängig. Der Bundesrath ift 
auch denjenigen Berufsgenofjenjchaften gegenüber zuftändig, 
welche einem LVA. unterjtehen. Für die Beauffichtigung da— 
gegen ift diefen Genofjenichaften gegenüber auch Hinfichtlich 
diefer Einrichtungen das betr. LVA. zuftändig.e ©. Abf. IV 
und Gew.UDG. 8 127 Abi. J, Im. Gef. 8 133 Ab. I und Bau: 
UVG. 8 41. Die lebtere Vorſchrift nimmt zwar in Abſ. II 
auf 8 23 dieſes Geſetzes nicht ausdrücklich Bezug, wohl aber 
ift Diefe Bezugnahme mittelbar in 8 41 Abſ. 1 des BauußVG. 
erfolgt. Polizeilicde VBorjchriften des Landesrechts, welchen 
ſolche Einrichtungen unterliegen, find durch 8 23 nicht berührt. 
Vgl. Motive. 

Haftpflihtverjiherungen können fich nur auf 
Unternehmer und Angeftellte von Genofjenichaftsbetrieben er: 
ftreden. Es ift nicht audgefchloffen, daß mehrere Genoſſen⸗ 
fchaften zu gemeinfamen Einrichtungen diefer Art fich ver: 
binden. Die Berficherung kann fich auf die Haftungen aus 
Gew. UVG. 88 135 ff. und die Parallelitellen erſtrecken, wobei 
5 23 Abf. 2 Eat 2 zu beachten ift. Sie kann aber auch auf 
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diejenigen Haftungen ausgedehnt werben, welchen Betriebs: 
unternehmer und Angeftellte nach Privatrecht gegenüber andern 
al® den nad) den UVG.en verficherten Perſonen unterliegen. 
In diefem Fall findet $ 23 Abi. II Sa 2 feine Anwendung. 

Rentenzufhuß- und Penſionskaſſen können fich 
entweder auf alle in Ziff. 2 genannten Perjonentlaffen oder 
auf einzelne Arten derjelben erftreden. Sie können nur für 
folche Perſonen, welche Genofjenjchaft3betrieben zugehören und 
für deren Angehörige, ſowie für Beamte der BG. und deren 
Angehörige eingerichtet werden. Es können ſolche Einricht: 
ungen fih aud auf Betrieb2beamte, welche nicht verfichert 
find, erſtrecken. Auch für ſolche Einrichtungen können mehrere 
Berufögenofienichaften fich verbinden. 

Eine Unterftügung derartiger Einrichtungen aus Mitteln, 
welche der Berufsgenofienichaft durch Beiträge der UV. zu: 
a ift unzuläffig. Gew UVG. 8 31 und die Parallel: 
tellen. 

VMebergangsbeftlimmmng. 
8 24. 

Die Wahlperiode der nach den bisherigen Beftim- 
mungen gewählten Vertreter der DVerficherten und nicht- 
ftändigen Mitglieder des Reicha-Verficherungsamts ſowie 
der Bandes-Verficherungsämter und die Wahlperiode ihrer 
Stellvertreter endet mit dem 1. Januar 1902. Die Aus» 
Tcheidenden bleiben jedoch jolange im Amte, bis die nach 
den neuen Beitimmungen an deren Stelle Gewählten ihr 
Amt angetreten haben. 

S 24 bezieht fih nicht nur auf alle zur Zeit bes Inkraft⸗ 
tretend der Wahlbeftimmungen dieſes Geſetzes im Amte be: 
findlichen gewählten und nichtftändigen Mitglieder bes RVA.'s 
und aller LVAe., fondern auch auf die zur Beichlußfaffung 
über die Unfallverhütungsvorfchriften gemäb Gew. UVBG. 88 113 
Abſ. II, 114 (früher UVG. 8 79) berufenen Vertreter ber 
Arbeiter. Dagegen gilt er nicht für die Wahl ber Schieds— 
gerichtäbeifigen welche ſich nach den VBorjchriften des IVG. 
regelt. 
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Mit dem 1. (richtiger: 2.) Januar 1902 beginnt die erfte 
Wahlperiode des neuen Gejehes für die obengenanuten 
Kategorien. | 

Ueber die auf Grund des 8 24 erfolgten Nachwaäahlen ſ. 
A. N. XVII ©. 163 f. 

Geſetzeskraft. 
825. 

I Der Zeitpunkt, von welchem ab 

1. die im $ 3 bezeichneten Schiedögerichte an die Stelle 
der bisherigen nach Berufsgenoſſenſchaften errichteten 
Schiedagerichte treten; 

2. die Unfallverfiherung für jolche Betriebszweige in 
Kraft tritt, welche durch 88 1, 2 des Gewerbe-Unfall- 
verfiherungsgejeßes und durch 88 152 ff. des See- 
Unfallverficherungägefeßes der Unfallverfidderung neu 
unterjtellt find, 

wird mit Zuftimmung des Bundesraths durd) Kaiferliche 
Verordnung beitimmt. 

U Die Beftimmungen des $ 20 diejes Gejebes, der 
SS 25 bis 27 des Gemwerbe-Unfallverficherungsgejetes, ber 
88 30 bis 32, 51, 53 Ab. 3, 88 57, 107, 108, 109 des 
Unfalfverficherungsgefeßes für Land: und Forjtwirthichaft 
ſowie der 88 29 bis 31, 49, 104 des See-Unfallverfiche- 
rungägefeßes treten erft am 1. Januar 1902 an die Stelle 
der bisherigen Beitimmungen. 

II Im Uebrigen tritt dieſes Geje am 1. Oftober 
1900 in Kraft. 


Zu Ab. I: Durch VO. v. 2. Dez. 1901 ift die Unfall: 
verficherung für die in Ziff. 2 genannten Betrieböziweige vom 
1. Jan. 1902 ab in Kraft gejebt. worden. 

Zu Abi. I: Die hienach erft am 1. Januar 1902 
in Kraft tretenden Borfchriften beziehen fi auf folgende 
Gegenftände: 
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1. Gebührenweſen (8 20 dieſes Geſetzes); 

2. Berhältniß der Unfallverfiherung zu den Kranken⸗ 
kafſen, Armenverbänden zc. (Gew. UVG. 88 25 bis 27, Im. Gel. 
88 30 bis 32, SeeGeſ. 88 29 bis 31); 

3. Bemeflung und Erhebung der Beiträge unter Ab: 
ſchätzung der Betriebe bei der Im. und See-UV. (Im Gef. 88 51, 
53 Abj. 3, 107 bis 109, See⸗Geſ. 88 49, 104). 

Zu Abf. DI: Am 1. Oktober 1900 find nicht nur alle 
in Abf. I und II dieſes Paragraphen nicht bezeichneten Vor: 
chriften dieſes Gefehes, fondern auch die vier neuen UVG. 
mit dem Texte, welchen fie durch die Bekm. des RA. vom 
5. Juli 1900 (REBEL. ©. 573 ff.) erhalten haben, in Kraft 


getreten. 
8 26. 


Sofern bis zum 1. Januar 1902 die Statuten einer 
Berufsgenoſſenſchaft die nach dem gegenwärtigen Gejek 
erforderlichen Aenderungen nicht rechtzeitig erfahren follten, 
werden diefe Abänderungen durch das Reicha-Verficherungs- 
amt von Auffihtsmegen vollzogen. 


Zu 8 26 vgl. 8 20 Abf. III des UVG. v. 1884. 
Zuftändigfeit des 8WA.'s 5. UVWG. 8 127 Abi. I, BauG. 
841 Abf. II, Im. G. 8 133 Abi. I. 


8 27. 

Die Beftimmungen biefes Geſetzes, infomweit fie für 
die Berechtigten günftiger find, finden auch Anwendung 
auf die erſte Feſtſtellung von Entſchädigungsanſprüchen 
aus Unfällen, welche fi vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ereignet Haben, fofern diefe Anſprüche bereits 
nach den bisherigen Unfallverficherungsgefegen begründet 
waren und zu jenem Zeitpunkt über diejelben noch nicht 
rechtskräftig entjchieden ift. | 

8 27 entipricht dem $ 193 des IVG. 


Rückwirkende Kraft kommt weder diefem Abänderungs: 
gejeb noch den Novellen der einzelnen UVG. regelmäßig zu. 
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Entſchädigungsanſprüche aus Unfällen, welche fi) vor bem 
Inkrafitreten dieſes Geſetzes und der Novellen ereignet haben, 
find daher regelmäßig nach den bisherigen Geſetzen zu be: 
urtheilen. Der maßgebende Zeitpunkt ift der 1. Oftober 
1900 (8 25 Abf. III). 8 25 Abſ. I und II fommen bier nicht 
in Betracht. Vgl. A. N. XVII S. 551 Nr. 1875 (Rg. XXI ES. 70). 
Auf Sachen, die am 1. Oktober 1900 fchon rechtsfräftig 
entjchieden waren, finden die neuen Gejege überhaupt feine 
Anwendung mehr. Dies gilt auch bei ettvaiger Wiederaufnahme. 
Dagegen findet Rückwirkung ansnahmsweiſe ftatt, wenn 
e3 fi) handelt um einen noch nicht rechtskräftig bejchiedenen 
Anſpruch auf Entfehädigung, welcher aus einem vor dem 
1. Oktober 1900 erfolgten Unfall entftanden ift und welcher 
auch nach ben bisherigen hen begründet war. Die Be: 
ſtimmungen ber neuen Gejeße find aber nur dann und in: 
foweit anzuwenden, als fie für den Berechtigten günftiger 
find ala die entfprecdenden Beitimmungen ber früheren Geſetze. 
Die Anwendung ber neuen günftigeren Beftimmungen 
hat in diefen Fällen zu erfolgen nicht nur dann, wenn etwa 
eine Teititellung des Anfpruche® vor dem 1. Oktober über: 
haupt noch nicht ftattgefunden Hat, jondern auch im Be: 
rufungs- und Revifionsverfahren oder aud im Berfahren 
einer jpäteren, wiederholten Teftftellung wegen veränderter 
Derhältniffe dann, wenn die erfte Feititelung vor dem 1. Of: 
tober 1900 unter Anwendung des früheren Rechts bereits 
erfolgt aber noch nicht recht3fräftig geivorden war. Vgl. A. N. 
XVI ©. 776 Nr. 1822, 1827 (Rg. XX ©. 77, 82), XV 
©. 398 Nr. 1860 (Rg. XXI ©. 38), auch XVII ©. 556 N. 1876. 
Die neuen Vorfchriften über die Behandlung von „Ber: 
änderungen der Verhältniffe" Gew.G. 88 88 ff. bei folchen 
Unfällen, welche fi) vor dem 1. Oktober 1900 ereignet haben 
und über welche die erſte Feſtſtellung ſchon vor dem 1. Oktober 
1900 rechtäfräftig erfolgt ift, find m. E. ftetS anzuwenden 
und ohne Rückſicht darauf, ob fie dem DVerficherten günftig 
find oder nicht, wenn e3 fich hiebei um die rechtlichen Folgen 
thatfächlicher Vorgänge (Veränderungen) handelt, welche erft 
jeit dem 1. Oktober 1900, alfo unter der Herrichaft der neuen 
Gefeße eingetreten find. Vgl. auch A.N. XVII S. 398 Nr. 1859 
(Rg. XXI ©. 38). | 


Geſegestraft. 8 38. 48 


| 828. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, den Text der 
Unfallverficherungsgefetze unter fortlaufender Nummern⸗ 
folge der Paragraphen jedes einzelnen dieſer Geſetze durch 
das Reichs⸗Geſetzblatt bekannt zu machen. 


©. Bekm. des Reichskanzlers v. 5. Juli 1900 (RGEBl. 
S. 573). 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unter: 
ſchrift und beigedrucktem Kaiſerlichen Infiegel. 


Gegeben Travemünde, den 30. Juni 1900. 


(L. 8.) Wilhelm. 
Graf von Poſadowsky. 


II. Gewerbe-Unfaltverfiherungsgefeb. 


Borbemerfungen. Das GUVG. ift wie die Übrigen 
Novellen vom 30. Juni 1900 datirt. Dieſes Datum, nicht 
basjenige der Beim. des RE. v. 5. Juli 1900, ift das map: 
gebende. Die maßgebende Publikation dagegen ift die durch 
diefe Belanntmacdung erfolgte im RGBl. ©. 585 ff. 

Das Gew.G. ftellt eine Novelle zu dem UVG. v. 6. Zuli 
1884 dar. Es find diefem die fachlich aufrechterhaltenen Vor— 
fchriften de3 früheren Ausdehnungsgefeßes vom 28. Mai 1885 
eingefügt (vgl. Abänderungsgeſetz 81 Abj. II Note) und ed find 
ihm die nunmehr im Abänderungsgeſetze zujammengeftellten 
Beftimmungen über Schiedögerichte, Verſicherungsämter zc. 
entnommen. 

Dad? Gew.G. enthält überwiegend Vorſchriften über 
Unfallverfiherung. Ueber die Krankenverſicherung 
ber nach diefem Gefege verficherten Perſonen ſ. das Kranken— 
verficherungsgefeß vom 15. Juni 1883 und 10. April 1892. 
Ueber das Berhältnif zwiſchen Unfall: und Krantenverficher: 
ung j. die 88 11 big 14, 23, 25 bis 27 dieſes Geſetzes. 


I. Allgemeine Beitimmnngen. 


Vorbemerkung. Der I Abſchnitt umfaßt: 

1. Die Bejchreibung de3 Kreifed der gegen Unfälle nad) 
diefem Gejeß verficherten Perjonen & 1 bi3 7). Diefer Kreis 
erweitert ſich um bie nad I. u. fw. ©. 88 1613 6, Bau⸗UVG. 
88 1 bis 5, See-UVG. 8$ 1 biz 7 verficherten Perſonen. Eine 
der Unfallverſicherung entſprechende Fürſorge beſteht für 
Reichs- und Staatsbeamte ſowie für Soldaten nach dem RG. 
v. 18. Juni 1901 (RVBl. ©. 211 ff. ſ. unten Anlage 2), früher 


- 
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RE. v. 15. März 1886 (RGEBl. ©.53), ſ. Anlage 2 und für 
Gefangene nach dem RS. vom 30. Juni 1900 (f. unten Tat 
. ben Gegenftand der Unfallverficherung ($ 1 A 


55 8, 9); 
3. den Gegenftand der Entichädigung (85 8 bie 24); 

4. die -allgemeinen Borfchriften über den Träger der 
Unfallverficherung, die Berufögenofjenjchaften ($ 28 vgl. I. 
und III. Abſchnitt und $ 134); Reich und Staaten ſ. VII. Ab: 


ſchnitt); 

5. die allgemeinen Vorſchriften über die Aufbringung 
der Mittel (88 29 bis 34); 

6. Das Verhältniß der Unfallverficherung zu Leiftungen 
der Hilfskaſſen und Armenverbände (88 25 bis 27) und der 
Krankenverficherung (88 11 big 14). 


Umfang der Berfiderung. 


s1 (1). 

I Alle Arbeiter und Betriebsbeamte, letztere jofern 
ihr Sahresarbeitsverdienit an Lohn oder Gehalt drei— 
taujend Mark nicht überfteigt, werden nah Maßgabe 
dieſes Gejeßes gegen die Folgen der bei dem Betriebe 
fich ereignenden Unfälle verfichert, wenn fie beichäftigt find: 

1. in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanftalten, 

Steinbrühen, Gräbereien (Gruben), auf Werften 

und Bauhöfen fowie in Tabrifen, gewerblichen 
Brauereien und Hüttenwerfen; 

2. in Gemwerbebetrieben, welche fich auf die Ausführung 
von Maurer:, Zimmer:, Dachdeder: oder Jonftigen 
buch Beichluß des Bundesraths für verficherungs: 
pflichtig erflärten Bauarbeiten oder von Steinhauer=, 

Schloſſer-, Schmiede- oder Brunnenarbeiten erjtreden, 

fowie im Schornfteinfeger:, Fenfterpußer: undFleiſcher⸗ 

gewerbe; 
3. im geſammten Vetriebe der Poſt-⸗, Telegraphen⸗ und 


36 1. Abänderungsgeieß. 


ber Land: und Forftwirthichaft entnommen fein. Unterftehen 
den LVA. außerdem noch Ausführungsbehörden für Baus 
arbeiten, aber feine weiteren Genoſſenſchaften oder Tonftige 
Staatöbetriebe, jo hat die Landesregierung zu beftimmen, ob 
es bei diejer ausfchließlichen Vertretung ber Land: und Forſt⸗ 
wirthichaft verbleiben joll, oder ob dem LUX. auch noch je 
ein oder je zwei Vertreter der Arbeitgeberichaft und der Ver- 
fiherten diefer Bauarbeiten augutheilen find. Dgl. Abf. IV 
dieſes Paragraphen. 

In allen anderen Fällen (Bayern, Sachſen, Württemberg) 
beträgt die Gefammtzahl je vier Vertreter der Arbeitgeber und 
der Verfiherten.. Es find je zwei Vertreter der Arbeitgeber 
und ber VBerficherten der Land: und Forftwirthichaft zu ent- 
nehmen, während von ben vier anderen Bertretern je ein 
Arbeitgeber und ein Verficherter au? der Genoſſenſchaft oder 
den Staat3betrieben bezw. aus den hiebei verficherten Per: 
fonen zu entnehmen find, tworauf fi) die Aufficht des LWA.'s 
erftredt. Der 4. Vertreter der Arbeitgeber und der 4. Ver: 
treter der Berficherten endlich find nad) Beftimmung der 
Bandesregierung entiweder ebenfalld dieſen Kreifen oder eben: 
falls der Land» und Yorftwirthichaft zu entnehmen. 

Zu Ubf. IT: Die zu LBAe. wahlberechtigten Schieb3- 
gerichtäbeifiger find Durch dieſes Wahlrecht von ber Berech- 
tigung zur Theilnahme an den Wahlen fürs RVaA. nicht 
ausgeſchlofſſen. 
| 8 11 Abſ. IV findet Hier Leine Anwendung; an deſſen 
Stelle tritt da3 in $ 22 Abf. II Angeordnete. 

$ 11 Ab. V findet Anwendung, nur daß lit. b nicht in 
Betracht kommt. 

8 12 ift anwendbar mit ber Modifikation, dab zur Wähl: 
barkeit im Allgemeinen Wohnfig in dem Staatögebiet, für 
welches das LVA. errichtet ift, gehört und daß die Wählbar: 
feit weiter durch Zugehörigkeit zu einer dem LVA. unter: 
ftellten Genoſſenſchaft (bezw. Staatöbetrieb) bedingt ift. 

8 14 Abſ. I findet Anwendung nicht nur mit der Map: 
gabe, da die dort dem Bundesrath übertragenen Anord- 
nungen der Landesregierung, jondern auch mit der Bejonder- 
heit, daß die Leitung der Wahl, welche dort dem RVA. über: 
tragen ift, hier dem betr. LVA. zufteht. 
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gemeinen ber Kreis der verſicherten Perſonen be: 
fchrieben. 

"2. Dem Rechtsgrunde nach ift die Verficherung entiveder 
eine nothbwendige, auf Verſicherungszwang beruhende (88 1 
bis 4, 5 Abf. I, II, 6), oder eine freiwillige ($5 Ab}. II$ 6). 
Die nothwendige Berficherung bildet die Regel. Sie tritt 
regelmäßig d. i. für die in 88 1, 2 bezeichneten Perſonen un: 
mittelbar Traft Gejetes ein. Ausnahmsweiſe fann fie durch 
Staatövertrag und Verordnung bes BR.'s und Reichskanzlers 
zum 8 4 Ziff. 2 oder durch Statut des Verficherers (Berufs: 
genoffenfchaft) gem. 8 5 Abf. I und III (vgl $ 130) begründet 
werden. 

8. Gegenftand der Verficherung find die in 88 8 ff. näher 
befchriebenen Folgen von Betriebsunfällen. 

1. Unfall ift jede nicht vom Betroffenen ſelbſt abfichtlich 
herbeigeführte, dem Körper ſchädliche und plößliche Einwirk⸗ 
ung eines äußeren VBorganges ober Zuftandes auf den menſch⸗ 
lichen Körper. Vgl. mein Reicha:Infallverficherunggrecht Bd. 1 
S. 185 ff. Allmählige Einwirkungen der jchädlichen Beſchäf— 
tigung oder ungejunden Betriebaftätte (Gewerböfrantheiten zc.) 
find keine Unfälle. ©. bei. A. NR. II ©. 252 N. 215, V ©. 192 
N. 696 (Rg. VII S. 239, auch VI ©. 54 bayer. LVA.) RGer. 
in CS. Bd. 21 ©. 77 (U.N. VIII ©. 254) vgl. Höb. zu 81 
N.33, 34, 35 (inbeſ. Bruchſchäden). 

Einnur gelegentlich der Betriebsbefchäftigung hervor: 
tretendes oder fich verfchlimmerndes, vor dem Unfall fchon 
vorhandenes Leiden ift an ſich fein Unfall, wohl aber Tann 
die Verſchlimmerung auf den Unfall zurüdzuführen fein. 
Bol. Hbb. zus 1 N. 36. 

2. „Vorſätzliche Herbeiführung des Unfalles" durch den 
Betroffenen fchließt jeden Anſpruch aus. $ 8 Abſ. Il. Selbft: 
mord als Betriebaunfall: U.N. IV ©. 328 N. 606, VIII ©. 320 
N. 1161 (Rg. XIIS. 111) Hob. zu IN. 42. 

3. Als Wirkungen des Unfallee fommen für die Der: 
ficherung in Betracht die Körperverletzung und der Tod. Bei 
Körperverlegung bilden einen Gegenftand der Berficherung 
ſowohl der Krankheitszuſtand felbft ala auch die Minderung 
oder Zerſtörung der Erwerbsfähigkeit, beide Zuftände. indeß 
regelmäßig nur, wenn fie nach Beginn der 14. Woche jeit 
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Wiare:rt bes Unfalles noch fortbeitehen ober erſt herbortreten, 
„ad 51% zum Zeitpuntt der Heilung, der Wiederherftellung 
Bee noſl⸗n Gnrerbsunfähigfeit oder bis zum Zode des Ber- 
(tm. Näheres hierliber |. 4 8 Note. Ueber das Berhältnif 
3er Varaliverfiherung zur Stranlenverfiherung |. Kr. VG. 81, 
pre jmoalibenberficherung | IVG. 88 15 (Note), 21, 48, 113. 
. 20 Unfall ift Betriebdunfall nur, wenn er 
— zeitlich und räumlich mit dem Betriebe zufammen: 
hancgt. Vgl, mein Reichs-AUnfallverſicherungsrecht Bd. 1 
=. IT. Ter Betrieb kann die Urſache des Unfalles ſein 
mmol durch feine Einrichtungen, Anordnungen und Mittel, 
als auch durch bie darin entfaltete orbnungsgemäße Thätig- 
fit, durch das Verhalten des Verletzten jelbit oder auch durch 
basjenige anderer im Betrieb bejchäftigter, angeftellter oder 
verfehrender Perfonen oder auch durch andere mit dem Be: 
triebe gegebene Umftände. Vgl. im Allgemeinen Hob. zu 81 
137. A. N. IV S 176 NR. 476. Ueber den Begriff Betrieb 
J. unter Rote 4, 1, Ziff. 7 und mein Reich3-Unfallverficherungs: 
recht 38.165. 189 ff. 

Im Allgemeinen kann von einem Betriebaunfall nur die 
Hede fein, wenn die Beſchäftigung, bei welcher er 
ji ereignet, als eine dem Betrieb zugehörige zu 
erachten ift. Die Betriebsbeſchäftigung ift zugleich regel: 
mäßig die thatfächliche Grundlage des Verſicherungsverhält— 
nifjeg (vgl. unten Note 4, III) und die thatjächliche Gelegen: 
heit des Vetriebsunfalls. Vgl. im Uebrigen über die Be— 
wziebaheſchaftigung als Gelegenheit des Betriebsunfalls unten 
N. 9 


5. Der Betrieb braucht nicht die einzige Urſache des 
Unfalls zu fein. U.N.III ©. 132 N. 317, ©. 407 N. 445, 
IV ©. 176 N. 478 (Rg. VIII ©. 377), ©. 177 N. 481, ©. 286 
N. 556, ©. 288 N. 561-564 (Ra. IX ©. 270), V ©. 342 
N. 725 (Rg.X ©. 214), ©. 351 N. 734, 736 (Ng.X ©. 217). 
Hd. zu FIN. 37. Ueber die Einwirkung eigenen Berjchul: 
den und des Verſchuldens von Mitarbeitern oder britten 
neronen, U vgl. Hdb. zu S1 N. 39, 41. Ueber Vorſatz f. oben 


6. Hi "Betrieb muß aber, wenn andere Urſachen mit: 
gewirkt haben, die vorwiegende Urſache jein. Ein Zu: 
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fammenhang mit bem Betrieb Liegt m. &. nicht mehr vor, wenn 
die Arbeiter ded Betriebs zu betriebsfremden Berrichtungen 
außerhalb der Betriebaftätte (3.3. zum Feuerlöſchen an 
bäubden Dritter) verwendet werden. Unrichtig A. N. XV ©. 645 
N. 1784 (Ng. IE 8 136). Hob. zu 81 N. 37, 46; vgl. auch 
unten N. 9 ff. insb 

1. Der Betrieb Waucht auch nicht die unmittelbare 
Urſache zu fein (A. X. V ©. 342, ©. 725, Entſch. des RG.s 
in CS. Bd. 27 S. 31ff.). Höb. zug 1 Nr. 37; vgl. auch unten 
Note Sf insb. 20. 

8. Auch braucht ber Unfall nicht durch die befondere 
Gefährlichkeit bes Betriebes verurjacht. zu fein. Vgl. mein 
Reicha:Unfallverficherungsrecht Bd.1 S. 204 ff. A.M. Rofin, 
Das Recht der Arbeiterverſicherung Bd. 1 ©. 279. Richtig: 
RVA. in den A. NR. IX ©. 428 Nr. 1266 ©. 431 Nr. 1272 
(Rg. XIH ©. 145, 148), X ©. 233 Nr. 1444 (Rg. XV ©. 98, 
XI ©. 216 Nr. 1479 (Rg. XVI ©. 10), RS. in ES. Bd. 11 
©. 146, Höb. zu 81 Nr. 37. Dal. jedoch auch Nr. 38 (Ein: 
wirkung — Gewalt). 

9. Dad RVA. nimmt mit Recht einen Zuſammenhang 
der Befejäftigung, Thätigfeit oder Verrichtung, welche die 
Gelegenheit des Unfalles bildete, mit dem Betrieb regelmäßig 
nur an, wenn die Zweckbeſtimmung der Bejdhäftig- 
ung auf den Betrieb unmittelbar gerichtet it (A. N. 
XILS. 214 Nr. 1418 (Rg. XV ©. 58), Hdb. zug 1 Nr. 43), 
der Unfall aljo auf einen „dem Betrieb fich anjdhliegenden, 
dem Betriebövollzuge entfprungenen Vorgang” zurüdzuführen 
ift (Hob. zu SI Nr. 44). 

Don biejen Unfällen jcheidet das RVA. richtig diejenigen 
aus, welche aus Thätigfeiten entjpringen, Die entiveder der 
„Eigenwirthichaft" bes Unternehmers oder derjenigen be 
Verſicherten oder dritten Perfonen oder fremden Betrieben 
dienen. Es wird aber ein Betriebaunfall angenommen, wenn 
bie Thätigfeit zwar an ſich eine betriebafremde ift, durch Die 
befondberen Umſtände aber doch ein mittelbarer oder 
nebenher beftehender Zufammenhang mit dem Betrieb ge: 
geben: ift. 

10. Als Betriebsthätigfeit gilt vor Allem und regelmäßig 
nur die dem Arbeiter angewwiefene Arbeit, d. i. diejenige, für 


Piloty, Unfaliverfiherungsgefege. & 
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weite er angeftellt ift (Nr. 44). doch werben auch Verricht: 
wagen, bie er zwar ohne Auftrag, aber im Betriebs: 
intexeife vornimmt, dem Betrieb zugerechnet, wenn nur ein 
Berlıyer, geiticher oder urfählicher Zufammenhang mit dem 
Frriebe befteht. (Nr. 48 Abſ. I, Vgl. UN. XVII ©. 602 
Hr. 1547, jebod auch A.R. XVII ©. 360 Nr. 1848 (Mg. XXI 
©. 51). Auch ift ald Regel anzunehmen, daß der Arbeiter 
während feines ganzen Aufenthalts auf ber Betriebsſtätte 
R b ber Betriebszeit, dem Betriebe dient, felbft wenn 
id unthätig ober mit einer anderen als feiner 
Shntigfeit befchäftigt ift. Er befindet ſich folange 
bes Geſo hrenbereichs des Betriebes (Nr. 44). 
ex Gefalrmber des Betriebes wirkt namentlich 
imerhalb ber Mrtrieböftätte. Dabei ift Betriebsſtätte 
nicht gleichbedeutend mit Arbeitöftätte, Jene ift dev ganze 
Kaum, auf weldem ber Vetrieb fnttfindet, die „Gejammt: 
beit der Räume, über welche der Betriebsunternehmer zw 
Zwecken bes Betriebes verfügt“ (Hbb. zu S1 Nr. 45,48 Abſ. H, 
diefe ift ber dem einzelnen Verſicherten innerhalb der Betriebes 
ftätte angetviefene Arbeitöort. Zum Beirieb werben daher 
in ber Regel gerechnet auch alle Gänge und Fahrten bes 
Verficherten innerhalb der Vetriebäftätte, feies, daß ber Gang 
Tiegt zwifchen einer Axbeitäftätte unb einer anberen, awildhen 



















Nachricht, eines Merkzeugs, Produktes ıc.) darftellt. 
12. Der Gefahrenbereich des Betriebes wirkt ferner naments 
Lich innerhalb der Betriebäzeit. Wetriebägeit ift dabei micht 
leichbebeutend ımit Arbeitszeit. Jene liegt auch vor nach 
Beenbigung und vor Beginn der eigentlichen Axbeitägeit, wenn 
es fich dabei um Berrichtungen hanbelt, die dem Betrieb zu« 
zurechnen find, indem fie ihm entweder dienen ober durch ihn 
veranlat find. Bol. Hdb. zu $ 1 Nr. 49 Abi. IL. Dasfelbe 
gi von ben auf ber Betriebäftätte verbrachten regelmäßigen 
rbeitspauſen und von ber Berbringung ber vauſen im 
Banne der Betriebögefahren. Vgl. Hdb. zu 51 NT. 49 Abſ. J 


— 
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13. Gänge, Fahrten und Reiſen, welche außerhalb der 
Betriebsſtätte, etwa von der einen zur anderen, oder vom 
Hauptbetrieb zum Nebenbetrieb, oder auch gänzlich außerhalb 
der Betriebsſtätte ausgeführt werden, ſind dem Betrieb nur 
zuzurechnen, wenn fie ganz oder vorwiegend im Intereſſe des 
Betriebes erfolgen und in der Art der Ausführung den 
Zwecken, Anordnungen und Gewohnheiten des Betriebes ent: 
fprechen. Zwar ift nicht jeder bei folcher Gelegenheit fich 
ereignende Unfall Betriebaunfal. Dies ift namentlich dann 
nicht der Fall, wenn die einzelne Berrichtung aus bem Rahmen 
des Betriebazwedes herausfällt. Doch werden unter Um: 
ftänden dem Betriebe auch jolche Berrichtungen, die der Ber: 
ficherte im eigenen Intereſſe ausführt, zugerechnet, ivenn der 
Gang, die Reife diefelbe eben naturgemäß mit ſich bringt. 
Man kann nicht jede unterwegs verrichtete Handlung, Die 
nicht gerade den unmittelbaren Zwecken des Ganges oder der 
Reife zu dienen beftimmt ift, vom Betrieb loslöſen, ſofern die 
Handlung nur „in an fidh verftändiger Weije ausgeführt wird 
und ben Arbeiter feiner dem Gang oder ber Reife jelbft 
fremdartigen Gefahr ausſetzt“ (Hdb. zu $ 1 Nr. 53), vgl. auch 
unten Nr. 17. 

14. Auch Nebenverrihtungen (Hdb. zu$ 1 Nr. 54) 
und ſolche Gefälligfeitsverrichtungen (Hdb. zu 81 
Nr. 54, 62), welche dem Betrieb nur mittelbar ober neben: 
ber dienen oder innerhalb der Betriebaftätte und Betriebszeit 
und durch Betriebaperfonal oder Betriebsmittel in ordnungs⸗ 
mäßiger Weife ausgeführt tverden, werden dem Betrieb zu: 
gerechnet. Vgl. auch A. N. VII S. 245 Nr. 1029 (Feuerlöſch⸗ 
hilfe insbeſ. auf dem Sand). 

15. Bei Verrichtungen im Eigenintereife des Unter: 
nehmers hat fchon die bisherige Praxis den Zufammenhang 
mit dem Betrieb nur dann ausgejchloffen erachtet, wenn die 
PVerrichtung nur folddem Zwed diente. Bol. Höb. zu 81 
Nr. 55 Abi. U. Sekt F 83 (Novelle). A. N. XVI ©. 533 
Kr. 1799 (Rg. XX ©. 2 

16. Was der Berficherte zur eigenen Lebensführung, 
zur Befriedigung jeiner eigenen, insbeſondere leiblichen Be. 
dürfniffe oder für Die Seinigen oder dritte, betriebsfrembe 
Perfonen thut, ift regelmäßig nicht Betriebsthätigkeit. Doch 

&%* 
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Kann auch hiebei durch bejondere Umftände ein Zufammen: 
hang mit dem Betrieb gegeben jein. Dies ift insbefondere 
dann anzunehmen, wenn der Verſicherte Betrieböverrichtungen 
für feine Ziwede ordnungsgemäß; bemüßt. Dgl. Hbb. zu $ 1 
Nr. 56, 57, 58, 60, aud; U. N. XIV ©. 260, 380 Nr. 1705, 
1724 (Rg. XVII €. 28, 81), XV. 773 N. 1789 (Rg. XIX 
©. 149). 








17. Der Gang ober bie Fahrt von der Wohnung 
ur Betriebsftätte und umgelehrt werben regelmäßig, 

% i. fofern fie nicht ſchon im Banne des Betriebs Liegen, 
dem Betriebe nicht zugerechnet (Hbb. zu $ 1 Nr. 59). 

18. Für Verrichtungen in fremden Betrieben gilt 
jegt (Novelle) $ 28 bj. IV. Der bort formulirte Grundjak 
wurde ſchon bisher in ber Hauptſache der Praxis zu Grunde 
gelegt. Vgl. Hob. zu & 1 Nx. 84, 65, 

19. Verbotene Handlungen und Verrichtungen werben 
dem Betrieb regelmäßig nicht zugerechnet; 3. ®. Unfall_beim 
Forftdiebftahl. Der Derficherte ftellt fi durd folde Hand« 
Tungen „außerhalb des Betriebs“ (Obb. zu $1 Nr.45 UBf.VI, 
50%. Dies gilt auch von den orbnungswidrigen Verrichtungen, 
von Handlungen, welche vegelmähig dem Betrieb zugerechnet 
werbeit, jofern nicht die Deranlaffung zur Orbnungetwibrigteit 
der Derrieb ſelbſt gegeben hat. Val, U.N. XV ©. 613 Nr. 1771 
(Rg. XIX S. 111). auch A. N. XVI CS. 777 Nr. 1823 (Rg.XX 
&. 78), Die innere Unzwedmähigteit ber einzelnen Hands 
lung hebt den Zujammenhang mit auf. Vol. UN. XVI 
&.532 N. 1798 (Rg. XX S. 20). Üeber die Unfälle, die fi 
bei Gelegenheit von Streitigkeiten unter verſicherten Perfonen 
zutzagen vgl. Hbb. zu $ 1 Nr. 42. Auch hier gilt als Regel, 
daß bie Gtreitenben als „außer Betrieb“ geieht zu betradhe 
in find. Vgl. auch A.N.XVI S.683 Nr. 1810, 1812 (Rg.XX 

. 56, 57). 

20. Iſt das den Unfall herbeiführende Greigniß ein 
gänzlich betriebafrembes, fo fann auch ber Aufenthalt 
und bie Beichäftigung im Betrieb nicht ben Grund zur Anz 
nahme eines Vetriebsunfalles bilden, e8 müßte denn fein, daß 
ber Betrieb die Unfallagefahr mittelbar bedingt oder erhöht. 
Vetriebögefahren find nicht nur biejenigen Gefahren, welche 
im Betrieb ihren mechanifchen Grund haben, jondern aud 
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Diejenigen, zu welchen der Betrieb die bedingenden oder fördern: 
den Umftände liefert. Vgl. Hdb. zu $ 1 Nr. 38,50: Bliß: 
ſchlag, Schlaganfall ze. ſ. auh UN. XVII ©. 602 N. 1886. 

21. Der Zuſammenhang zwiſchen Betrieb und Unfall ift 
unter Umftänden nur durd Muthmaßung feitzuftellen und 
ift anzunehmen, wenn er nad den feitgeftellten Umftänden 
ſehr wahrſcheinlich ift. 3.3. bei der Auffindung von Zeichen: 

db. zu 81 Ne. 47. 

22. Die Ermittelung de3 Zuſammenhangs ift Amtsſache. 
Sie erfolgt bei der Feſtſtellung des Anſpruchs ($ 71 Abf. I) 
auf Grund der ort3polizeilichen Unterfuchung des Unfalles 
(8 64) und der vom Berunglüdten und der Genoſfenſchaft 
beigebrachten fonftigen Beweismaterinlien. 

Der Kreis der verſicherten Perfonen. 

Don ben kraft Geſetzes nothiwendig verficherten Perfonen 
handeln die 88 1 bis 3, 6,7. Der Kreis ift durch die Novelle 
erheblich erweitert worden. Die früher nah RG. v. 28. Mai 
1886 verficderten Perfonen find in ben $ 1 mit eingeftellt 
worden. Vgl. Abänd.Gef. $ 1 Abf. II (Note). 

Derfichert find hienach Perfonen, welche in beftimmten 
Betriebzarten (Berfiherungsbetrieben) in beftimmter Bejchäf- 
tigung (Verficherungsbeichäftigung) fi) befinden und be: 
ftimmten Berufsklafſen (Berficherungsberufen) angehören. 

Verſicherungsbetriebe. A. Im Allgemeinen. 

1. BB. find im Allgemeinen nur in Deutichland ge: 
legene Betriebe. Die Schußgebiete gelten hiebei nicht als 
Inland. Für die Lage in Deutfchland ift regelmäßig ent» 
ſcheidend Die Lage des Betrieböfiged, nicht dev Ort ber ein: 
zelnen Betriebshandlung (Beichäftigungsort). Rg. XII ©. 288 
(bayer. ELBA.) Betriebafig ift der Ort, wo der regelmäßige 
geſchäftliche Mittelpunkt des Betriebes fich befindet. Dal. 
landw. &. $ 65 Ab. II, III. Auf den Wohnfiß des Unter: 
nehmers kommt e8 nicht an. Hob. FIN. 1A. N. IS. 345, 
365 N. 72, 86, II S. 13 N. 122, II S. 122 N. 316. Bei Eijen: 
bahnbetrieben entſcheidet regelmäßig die Lage der Strecke. 

2. Zu den VB. zählen regelmäßig auch diejenigen im 
Inland gelegenen Betriebe, welche Beſtandtheile (Nebenbetriebe) 
ausländiſcher Betriebe find, nicht dagegen diejenigen im Aus: 
land gelegenen Betriebe, welche Beitandtheile inländijcher Be- 
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triebe find. Hdb.E1N.1.A.R. "II S.132 N.316, IV ©.243 
N. 533, V S.390 N. 766, VII ©. 253 N. 1047 (Rg.XI ©. 151), 
IX ©. 216 N. 1259 (Rg. XII ©. 112), X ©.195, 284 N. 1319, 
1354 (Rg. XIV ©. 32, 66), XIII ©. 259 N. 1571 (Rg. XVII 
©. 14). Ausnahmen können nach $ 4 angeordnet Werden. 
Vgl. au) unten 8 28. 


3. Für die Eigenfchaft eines Betriebes als BB. find be- 
langlos die perjönlichen Derhältnifie des Unternehmer? und 
ber im Betriebe befchäftigten Arbeiter. Namentlich ift es 
gleichgültig, ob der Unternehmer eine einzelne Perjon ift ober 
ob es beren mehrere find, auch Geſellſchaften, Vereine, Kor: 
porationen, private und Öffentliche, Gemeinden, Staaten oder 
das Reich Lönnen Unternehmer von BB. fein. Auch bie 
Staatsangehörigleit bed Unternehmer? und ber Angeftellten 
ift belanglos (Hdb. 8 1 N. 1), desgleichen regelmäßig bie Ge: 
fährlichkeit des Betriebes, f. jedoch Abf. III (unten Ziff. 13). 


4. Verficherungabetriebe find nur diejenigen, welche unter 
eine der im Geſetz 8 1 Ziff. 1 bis 7 fallenden Arten fallen. 
Zu den bisherigen Verficherungsbetrieben find nach der Ro: 
. delle noch hinzugelommen: bie gewerblichen Brauereien, twelche 
nicht Fabriken find (Ziff. 1), die Schmieden und Schlofjereien, 
die Betriebe der Fenſterputzer und Fleiſcher (Ziff. 2), Die 
Zagereibetriebe (Ziff.5) und die in Ziff. 7 aufgeführten Betriebe. 


5. Zu den Berficherungsbetrieben zählen nicht nur bie 
‚Hauptbetriebe der in Ziff. 1 bis 7 aufgeführten Arten, fon: 
dern auch die Nebenbetriebe jeder Art, welche fih in wirth: 
fchaftlicher Abhängigkeit von ſolchen Betrieben befinden, bie 
nach der bei ihnen vorwiegend entfalteten Thätigfeit unter 
eine der in diefem Geſetz $ 1 Ab. I genannten Arten fallen. 
Ausgenommen find jedoch von der Regel, daß dieje Betriebe 
bem Gew. UVG. unterliegen, die land» oder forftwirthichaft: 
lichen Betriebe, wie aus Gew.G. 8 28 II fich ergiebt (vgl. 
Motive zu landw. G. 8 1). Dad Gew.G. 81Abſ. IT ſchließt 
andrerfeit3 die Wirkung dieſes Geſetzes aus für ſolche ge: 
werbliche Betriebe, welche Nebenbetriebe landw. Betriebe 
find. Doc, befteht auch von diejer Ausnahme wieder eine 
Ausnahme nad landw. &.$ 1 Abi. III. Bagl. au) Gew.G. 
5 28 Abi. 11. 
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6. Dad Gew. UVG. erfiredt fich in erfter Linie auf ge 
werbliche Betriebe einfchließlich der in Ziff. 3 und 4 angeführten 
Transportbetriebe. Nach 8 28 Abf. II können ausnahmsweiſe 
auch land: oder forftwirthichaftliche Betriebe dem Bereich 
dieſes Gejehes zugetheilt werden, wenn diefelben Nebenbetriebe 
gewerblicher Betriebe find. Bgl. au $ 2 Abj.V. 

7. Betrieb im Sinne ber UBG. ift ein Umkreis 
menſchlicher Thätigfeit, welche zu einem erlaubten, 
einheitliden und wirthſchaftlichen Zwed fortgeſetzt 
entfaltet wird. Daß ſolche Thätigkeit mit Gewinnabficht 
ſtattfindet, macht den Betrieb zum Gewerbe im Sinne dieſer 
Geſetze. Ein Betrieb Liegt nur dor, wenn regelmäßige Be- 
ſchäftigung von Arbeitern ftattfindet (Hdb. zu $ 1 R. 10). 
Dol. zum Begriff bes Betriebs Hob. zu S1 NR. 29, Umfang 
des Betrieb Hdb. zu $ 1N.30, 30a, 43 bis 65. Ob der Be: 
trieb Gewerbe im Sinne der Gew.D. ift oder nicht, ift belang: 
108. Zum Betriebe kann auch eine Beichäftigung gehören, 
welche nicht auf der Betriebaftätte oder zur üblichen Betriebs: 
zeit ftattfindet, deögleichen können abſeits des Betriebs ge- 
legene und benüßte Einrichtungen dem Betrieb zuzurechnen 
fein, foferne nur Einheit des Betriebszweckes befteht. Dem 
Retrieb werben darnad) auch ſolche Thätigkeiten zugerechnet, 
welche dem Betriebszweck mittelbar dienen. Bauarbeiten, 
Reparaturen und andere bem Betriebszwecke mittelbar dienende 
Arbeiten wie Schloffer:, Zimmer:, Schreiner:, Beleuchtung®:, 
Reinigungsarbeiten werden jedoch dem Betriebe regelmäßig 
nur zugerechnet, wenn fie nicht felbft wieder betriebgmäßig 
felbftändig geleitet find, fondern in Regie und unter Leitung 
bed Haupt- Betriebs, für den der Bau oder die Bauarbeit xc. 
erfolgt, ftattfinden. Vgl. $ 2 Abf. V landiv. G. 8 1 Abf. ILL, 
Bau:UBG.$ 1 Abſ. J Note. S. auch Bau:G.$ 12 Abj. II Note. 

8. Der einheitliche Betriebszweck findet feinen Ausdrud 
regelmäßig in der Einheit der Leitung. Doc fönnen unter 

derjelben Leitung auch mehrere getrennte Betriebe fich befinden. 
Die Eigenfchaft eines Verficherungsbetriebes wird einem jolchen 
dadurch nicht genommen, daß einzelne Funktionen oder Bes 
ftandtheile desſelben nicht ala zyerfcherungapichtig ſich dar⸗ 
ſtellen. A. N. II S. 206 N. 201, VII ©. 307 ff. R. 1137 ff. 
* XIIS. 97) X ©. 191 Nr. 1308 (Rg. XIV ©. 26 Hob. zu 
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89 N. 28. Bgl. au 8 28 Ab. II Note und Bau:G.$ 12 
Abf. II Rote. 

9. Ueber die genofjenjchaftliche Zugehörigkeit der Betriebe 
f. 88 55 ff. und 8 28. 

Die BerficherungSbetriebe deg Gew. UVG.'s find theils 
nach der Betriebsart, theild nad) Gewerbszweigen beitimmt. 
Der Betrieb3art nach fallen alle Fabriken unter das Geſetz. 
Bei ben in Ziff. 1 bis 7 aufgeführten Gewerbazmweigen fommt 
ed auf die Art de3 Betriebe, ob fabrikmäßig oder handwerks— 
mäßig oder ſonſtwie, nicht an. Darnach ift das Handwerk 
3. 3. von ber Verficherung regelmäßig ausgeſchloſſen. 

B. Ueber die einzelnen Gewerbszweige und Betriebzarten 
ift Folgendes zu beachten: 

1. Die in Ziff. 1 aufgezählten Betriebe find, um einige 
vermehrt, die ſog. Haftpflichtbetriebe des Haftpflicht: 
gejeßes dv. 7. Juni 187182. Vgl. die Caſuiſtik im Hob. 81 
Note 2 bis 8. 

2. Der Begriff Fabrik ift in$2 Abf. IL, III, IV näher 
beftimmt. 

3. Gewerbliche Brauereien find nad) der Novelle, auch 
wenn fe nicht fabrikmäßig betrieben werden, Verficherungs: 

etriebe. 

4. Baubetriebe und Bauarbeiten ($ 1 Ziff. 2) fallen 
regelmäßig unter das Bau:UBG. 8 1. Das Gew. UVG. findet 
indeß nad) 81 Ziff. 2 und nad) den auf Grund des $ 1 Abſ. VLII 
des UVG. von 1884 erlaffenen Bundesrathöverordnnungen v. 
22. Januar 1885 (RGVI. S. 13); 27.Mai 1886 (RGBI.S. 190); 
14. Januar 1888 (RGEBl. ©. 1) auf ale Hochbau-Betriebe 
Unwendung. Außerdem gehören zum Geltungsbereich des Gew.⸗ 
NDS. auch noch diejenigen Bauarbeiten, welche zum Umkreis 
eines biefem Geſetze unterliegenden Betriebs (3.3. einer Yabrif, 
eines Bergwerkes ꝛc.) zählen. Vgl. Bau:G. $ 1 Note. Zu den 
in Ziff. 2 aufgeführten Betrieben vgl. auch Hob. zu $ 1 NR. 67 
bis 76 und N. 99, 100. 

5. Unter Betrieben der Boft: und Telegraphenver: 
waltungen find nur die fisfalifchen Anftalten zu verftehen. 
A. N. II S. 38 Nr. 298 (Rg. VII ©. 428). Der öffentliche 
Telephondienft ift ala Beitandtheil diefer Anftalten anzufehen. 
AN diefe Anftalten ftehen mit ihren Betrieben unter Staats: 
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bezw. Reichs⸗Verficherung. 88 128 ff. Vgl. Hob. zu Ausd.G. 
SIN.2 bis 5. 


6. Unter Eiſenbahnverwaltungen find Reiche, 
Stant3: und Privatbahnveriwaltungen inbegriffen. Es iſt be: 
langlo3, ob die Eiſenbahn dem allgemeinen oder Lokalen, dem 
Verfonen: oder Güterverkehr dient, ob fie überirdiſch oder 
unterirdiſch ift, ob fie fi) noch im Bau befindet oder ſchon 
im Betrieb ift. Reicha: und Staatäbahnen ftehen unter Reiche: 
beziv. Staat3-Verficherung: 88 128 ff. Die Privatbahnen ge- 
hören zur Privatbahn: und Straßenbahn:Ber.Gen. (U. N. V 
©. 270 Nr. 56, 57). Ausgenommen find die in $ 2 Abi. V 
genannten &.:Betriebe, welche Nebenbetriebe find. Sie folgen 
in der genoſſenſchaftlichen Zugehörigkeit dem Hauptbetriebe. 
Vgl. lw.G. 8 1 Abi. II und Abſ. III Ziff. 2. Waldeifenbahnen: 
A. N. VI S.498 Nr. 868 (Reg. 1. Erg.Bd. ©. 269). Bau⸗UVG. 
8 12 Abi. II. Schlafwagen- und Speijewagenbetriebe: A. N. 
XV ©. 617 Rr. 1777 (Rg. XIX ©. 116) auch Rg. XVI ©. 132. 
Hdb. zu Ausd.G.$1N.6 bis 15. 


7. Zu den Betrieben der Marine: und Heeredver: 
waltungen zählen alle technischen, Magazin: und fonftigen 
Einrichtungen diefer Verwaltungen, mögen fie induftrielle, 
landwirthichaftliche oder Trandport-Cinrichtungen fein, fabrit: 
mäßig oder handwerksmäßig betrieben werden. Landwirth: 
fchajtlihe Einrichtungen diefer Verwaltungen fallen indeß in 
ben Bereich des Iw. ©., ſ. $ 134 Iw. ©. Val. Bau:G. 88 42 ff. 
See:G. 88 129 ff. Für dad Gew. UVG. vgl. 88 128 ff. Auch 
die auf Grund des RG. über die Naturalleiftungen für die 
bewaffnete Macht dv. 13. Febr. 1875 reguirierten Dienfte ge: 
A hierher. AN. VI S. 491 Nr. 851. Vgl. Hdb. zu Ausd.G. 

IN. 17, 18. 


8. Fuhrwerksbetriebe fallen unter die Vorſchrift des 
81 Ziff. 1 nur, wenn fie ſelbſtändig und gewerbsmäßig be- 
trieben werden, d.i. auf Erwerb gerichtet find. A. N. IS. 160 
Ziff. 2; S. 372 Nr.97; IV ©.293 Rr. 577; V ©.323 Nr.718; 
S. 353 Nr. 742 (Rg.VI ©. 252, IX ©.285, X ©.27, 218). Die 
Fuhrwerkhaltung kommt bejonderd häufig als Beitandtheil 
ober Nebenbetrieb andrer Betriebe (Fabriken, landw., forſtw., 
Bau:Betriebe 2.) vor. Vgl. auh A.N.XVC©.222 ff. N. 1738 
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Dis 1740 (Rg. XIX S.3 ff). Vgl. Hdb. zu Ausd. G. S1N. 19 
ig 28. 

9. Binnenfhiffahrtsbetriebe. Der Begriff der 
Binnenſchiffahrt ergiebt fi) aus $ 3 Abj.Iu. II des See⸗UVG. 
Ein in deutjchen Gewäffern fahrendes Schiff dient der Binnen: 
Ihiffahrt, wenn es nicht augfchließlich oder vorwiegend ber 
Seefahrt im ©. des 8 3 Abf. III. c. dient. Als Nebenbetriebe 
1.$ 2 Abſ. V diefeg Gef. Vgl. Höb. zu Ausd.G.H IN. 29 bis 
42, auch A. N. XVI ©. 632 N. 1802 (Rg. XX ©. 31). Sn: 
ländiſche Binnenfdiffahrtsbetriebe: A. N. XVII ©. 362 
Nr. 1850 (Rg. XXI ©. 33). 

10. Speicher:, Lagerei- und Kellereibetriebe find 
ſehr häufig mit anderen Betrieben verbunden und find Ber: 
fiherungsb:triebe alödann nur, wenn auch der Hauptbetrieb 
Berficherungsbetrieb ift, nicht dagegen 3. B. regelmäßig ala 
Nebenbetriebe des Handeldgewerbed. Ausn. $ 1 Ziff. 7 ſ. folg. 
Note. Als Nebenbetriebe von Verficherungsbetrieben folgen 
fie diefen in der genoſſenſchaftlichen Augehörigfeit Gew.UDE. 
82 Abf.V, Bau:G.8 12 Abſ. IL, Im. G. 8 1 Abſ. IL, II. Häufig 
ift auch mit der bloßen Aufbewahrung von Gegenftänden in 
folchen Betrieben eine Bearbeitung oder Verarbeitung ver: 
bunden. Nur wenn der Aufbewahrungszmwed übertviegt, Liegen 
in ſolchen Fällen ſelbſtändige Speicher: 2c. Betriebe vor. N. 
N. III S. 323 Nr. 404 (Rg. VIII ©. 254) u.A.m. Vgl. Hdb. 
zu Ausd.G. 8 1N. 43 bis 66. 

11. Nebenbetriebe von Handel3gewerben find regel- 
mäßig mit dieſem zufammen von der Verficherung ausgefchloffen. 
Don dieſer Regel find die in Ziff. 7 aufgeführten Betriebe 
ausgenommen. Die hier genannten Lagerungsbetriebe 
beden ſich im Uebrigen mit den Lagereibetrieben der Ziff. 5; 
die Beförderungsbetriebe können ihrer Art nad) ent: 
weder zu den Eijenbahnbetrieben der Ziff. 3 oder zu den Ber: 
fehräbetrieben der Ziff. 4 gehören; es fallen aber darunter 
auch andere Betriebe, wie Aufzug:, Lifte Betriebe zc., ſofern 
fie nur nach ihrer Betriebaweife eine beftimmte Selbjtändig- 
feit im Handelsbetrieb einnehmen. Holzfällungsbetriebe ge- 
hören regelmäßig zu den Forftbetrieben des Im. G. Sie fallen 
unter da3 Gew. UVG. nur, wenn fie Nebenbetriebe von Handel2- 
betrieben find. 
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Deber die Eintragung von Handelögewerben im Handels⸗ 
regifter j. HGB. v.10. Mai 1897 (XxGBI. S. 219) 88 4, 8, 29. 
Darnach (29) ift jeder Kaufmann, ber eine Firma hat, zur 
Anmeldung biefer und des Drtes feiner Rieberlafjung beim 
Gericht des Niederlaffungsbezirts bei Vermeidung einer Orb: 
nungäftrafe ($ 14) verpflichtet. Die Firmenpflicht befteht aber 
gem. $ 4 nicht für „Perfonen, deren Gewerbebetrieb nicht über 
den Umfang bes Kleingewerbes hinausgeht. Ob dieß der 
Fall jet oder nicht, darüber enticheiden in einer auch für die 
Verſicherung bindenden Weiſe nur die Gerichte. Maßgebend 
für die Berfiherung ift nur die Thatſache der Eintragung, 
nicht die Eintragungspflicht. Bgl. Motive zus 16. 19. 

12. Land: und forfiw. Nebenbetriebe gehören nad) 
Im. 6. 8 1 regelmäßig zufammen mit dem Hauptbetriebe in 
ben Geltungsbereich des Iw. &. Ausnahmen ordnet dieſes 
Geſetz ſelbſt in $ 1 Abf. DIL für die Haftpflichtdetriebe und 
die Betriebe mit Erplofionzftoffen an. Außerdem ergeben fich 
Ausnahmen aus 8 28 Abf. II des Gew.1DBG | 

13. Die Zugehörigkeit zur Verficherung wird rechtlich 
nicht durch die Gefährlichkeit des einzelnen Betriebs oder 
feiner Art beftimmt. Die Gefährlichkeit feiner Art war nur 
für den Geſetzgeber u. A. beflimmend, auf den ganzen Be— 
triebözweig der Verficherung auszudehnen oder dieß nicht zu 
thun. Die Gefährlichkeit ift ferner ein Einſchätzungsmoment 
bei der Beitragäbemeffung. Gem. Abf. III diejes $ 1 kann der 
BR. durh BO. für beftimmte Betriebözweige allgemein mit 
Rückficht auf das Fehlen einer bejonderen (Novelle) Ge: 
fährlichkeit, nicht aber für einzelne Betriebe den Ausſchluß 
von der Verficherung anordnen. Eine ſolche Anordnung ift 
bisher nicht ergangen. Vgl. Im. &. 8 36, auch See:G. 8 54. 

Als bejondere Gefährlichkeit ift eine die alltäglichen 
Derbältwie Ra gemähnliggen Lebens übertreffende anzufehen. 
Mot.zu$1 0. Bgl. mein Reiche: 2 nfaltberficjerungäreoht 
ae 2 © u o zu 8IN. 98. 

D. 1. Verſicherungsberufe find berjenige des Ar⸗ 
beiters und des Betriebsbeamten. Arbeiter iſt, wer vor— 
wiegend feine körperliche Arbeitskraft berufsmäßig 
und frei vermiethet. Körperliche Arbeitskraft:Val. 
Anleitung des RPA. zum IVG. v. 19. Dez. 1890: "Si: 4, 18 

; 


« 
x 
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©. meine Aug. des IVG. 2. Aufl. S. 345 ff. und ebenda $ 1 
Note ©. 4 ff. insb. über die Unterfcheidung zwiſchen der be- 
rufsmäßigen Beichäftigung als Arbeiter und ala Unter: 
nehmer. Arbeiter und Theilhaber 3. B. in einer Erwerbs⸗ 
und Wirthſchaftsgenofſenſchaft ſ. Höb. zu $SIN.10. Un: 
felbftändige Akkordarbeiter gelten nicht ala Unternehmer, auch 
wenn fie die Arbeitsftelle und Arbeitsgelegenheit wechjelnd 
jelbft beftimmen. Vgl. AR. XVI ©. 171 Rr. 1695 (Rg. XVIII 
©. 8). Berufsmäßig bedeutet jo viel als regelmäßig gegen 
Entgelt, des Erwerbes halber. Vgl. u. A. Rg. XI ©. 170 
(ächſ. LVA). 

2. „Frei“. Eine freie Bermiethung liegt auch bei dem: 
jenigen dor, der etwa wegen mangelnder oder unvollkommener 
Handlungsfähigkeit nicht jelbftändig über feine Arbeitskraft 
disponiren fan, wie Mündel, Ehefrauen, Minderjährige ac. 
Es kommt nicht einmal darauf an, ob die etiva erforderliche 
Zuftimmung de3 privatrechtlichen Gewalthabers vorliegt oder 
nicht. Unfrei im Beruf ift nur derjenige, der infolge eines 
Öffentlichen Zwanges arbeitet, jei es als Gefangener, Ar: 
beitöhäusler, Angehöriger eines Zwangserziehungsinſtituts 
oder auf Grund eines polizeilichen Arbeitsauftrags, oder als 
Soldat auf Grund eines Befehls des Vorgeſetzten, oder zur 
Erfüllung einer Öffentlichen Gemeindedienftpflicht oder Hilfe 
Leiftungspflicht. Vgl. A. N. II S. 48 Nr. 132, IL ©.51 Nr. 310, 
313, IV ©. 230 Nr. 526, VI ©. 492 Nr. 852 (Rg. VI ©. 432, 
VI ©.415f., IX ©.61, X ©.258) u. A.m. Vgl. Hdb. zu $ 1 
N. 18. UN. XVI ©. 531 Nr. 1796 (Rg. XX S. 19). Yür 
Öemeinbebienfte nimmt das RVA. Verficherung an. Hdb. zu 
EIN. 22. 

Für einen großen Theil diefer Perfonen (Gefangene ꝛc.) 
ift durch dad Gefangenen: Fürf.Gef. ($ 1), für einen anderen 
Theil (Soldaten) dur) das Beamten-Fürſ.Geſ. ($ 1) ent: 
fprechende Fürſorge angeordnet. 

Arbeiterkoloniften, Krankenhäusler, Spitaler, in 
Naturalverpflegungsftationen oder gemeindliden Armen: 
anftalten bejchäftigte Perfonen ac. zählen regelmäßig nicht zu 
den Zwangsarbeitern, jondern zu den freien. A. N. VS. 194 
Nr. 702, VII ©. 233 Nr. 1008, ©. 237 Nr. 1010, VIIT ©. 166 
Nr. 1077 (Rg.X ©. 21, XI S. 98, XI S. 3). Hdb. zu $1 
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N. 18 bis 22. Ueber die Verfiherung Kranker, welche außer: 
halb einer Anftalt, in der fie untergebracht find, beichäftigt 
werden, |. Hob. zu$ IN. 16. 

3. Das Verhältniß der Zamilienangehdrigen zum 
Arbeitgeber hindert regelmäßig nicht die Annahme bed Ar- 
beiterberufs. Doch gelten Verwandte ala Arbeiter im Betrieb 
ihres Tamilienangehörigen nur dann, wenn fie zu bemfelben 
in einem feften Arbeitsverhältniß ſtehen. Hdb. zug1N. 18. 
Hinfichtlich des Ehegatten anders A. N. JI S. 161, S. 3 Nr. 10 
IV ©. 314 Nr. 592 (Rg. IX ©. 297) u. Aeim. Ausnahme: Im. 
G.8 1 Abf.V. 

4. Die Rechtsform, in welcher Einer feine Arbeitskraft 
vermiethet, ift nicht von Belang. 

5. Zur Berufallaffe der Arbeiter zählen auch Gehilfen, 
Geſellen, Lehrlinge. Dienftboten find regelmäßig nicht ver: 
fichert; ſ. jedoch $ 3 und unter III, auch ſchon Hob. zug 1 
N. 31 (Schluß). 

6. Ueber Hausgewerbetreibende und Heimarbeiter ſ. unten 
Ziff. TIL, 7. 

7. Betriebabeamte find die überwiegend mit der 
Beauffihtigung der Arbeiter und der Arbeit im Betriebe be: 
ichäftigten Perfonen ſowie diejenigen, deren Berufsbeſchäftigung 
überwiegend in einer Theilnahme an den Gefchäften der Be: 
triebaleitung befteht. A. N. VIII ©. 285 Nr. 1100 f. (Rg. XII 
©. 51), IX ©. 212 Nr. 1253 (Rg. XII ©. 107), Hdb. zus1 
N. 25 bis 28. Nach 8 2 Ab. I (Novelle) find die Werkmeifter 
und Zechniler den Betriebsbeamten gleichgeftellt. Zu ben 
Betriebsbeamten zählen auch die Bureaubeamten, twenigftend 
unterjcheidet das Geſetz nicht. S. jedoch A. N. IS. 343 Nr. 68, 
VIS. 512 Nr. 892 f., VII ©. 237 Nr. 1011 (Ro. VIE. 231, 
1. Erg.Bb. ©. 279, XL ©. 100). 

8. Arbeiter unb Betriebgbeamte find verfichert 
regelmäßig ohne Rüdfiht auf Alter (bayer. LVA. 1890 ©. 21 
N. 90, A. N. VII S. 232 Nr 1005 (Rg. XI ©. 96), Hdb. zu 
SAN. 15, A. N. XV ES. 774 Nr. 1790 (Rg. XIX ©. 151), Ge: 
ichlecht (Hdb. zu $ 1 N. 14), Staatangehörigfeit (Hdb. zu 
EIN.17), Verwandtſchaft mit dem Unternehmer (vgl. oben 
Ziff. 3: Yamilienangehörigkeit). Weber unerlaubte Be 
ſchäftigung ſ. unter III. 
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II. Berfiherungsbefhäftigung. 

1. Die Zugehörigkeit zum Berficherungsberuf und zu 
einem Verficherungöbetrieb macht an fi) noch nicht verfichert, 
fondern es muß dazufommen, daß man im Berficherungöbetrieb 
den Verficherungsberuf auch durch eine Betriebsbejchäftigung 
ausübt. Wer zwar Arbeiter ift, einen Berfiherungdbetrieb 
aber nur gelegentlich befucht, ift in diefem Betrieb nicht be- 
Thäftigt und daher an) regelmäßig nicht verficdert. ©. jedoch 
83 und $ 5 Abf. III lit. b. 

2. Als Berficherungsbejchäftigung galt bisher nur bie 
eigentliche Betriebabefchäftigung. Seit der Novelle ($ 3) ge: 
hören dazu auch häusliche und andere Dienfte. 

3. Als Betriebsbeſchäftigung gilt jede mit dem Betriebe 
unmittelbar oder mittelbar zufammenhängende dem Inter: 
nehmer geleiftete Arbeit. Regelmäßig ift dieß nür bei den 
Thätigfeiten ber Fall, zu welchen Einer angeftellt ift. Vgl. 
A.N. IS. 351 Nr. 410, ©. 355 Nr. 418, IV ©. 69 Nr. 453 
eig, VII ©. 230f., 375), |. auch Rg. XI ©. 51 (RGer.) u.A. m. 

Doch ift das Vorliegen eines vertragsmäßigen Arbeits: 
verhältniſſes nit notbivenbige Boransfegung der Berficherung. 
Dot. Hdb. zus 1 N. 32. 

4. Unerlaubte Beichäftigung, d. i. geſetzwidrige, 3. B. 
bon Kindern unter 13 Jahren in Fabriken, Gew.D. $ 135 
(Rg. XII ©. 168, bayer. ABA.) oder eine gegen den Willen 
des Unternehmers ausgeübte begründet feine Berficherung. 

5. Daß die Beichäftigung gegen Lohn oder Gehalt 
erfolge, ift bei Arbeitern und Betriebabeamten die Regel. 
Als Arbeiter gilt nicht, wer nicht regelmäßig gegen Lohn 
arbeitet, jomit ift ‚jemand, der regelmäßig nicht gegen Lohn 
arbeitet, nicht verfichert. Daß aber die Beichäftigung im ein: 
zelnen Arbeitsverhältnif entlohnt ſei, ift rechtliche Voraus⸗ 
jegung der Verficherung nur für die -Betriebsbeamten, nicht 
auch für die Arbeiter. Auch fog. Gefälligkeits- und andere 
nicht gelohnte Dienfte von Arbeitern gelten baher ala Ber: 
De anne: A. N. VI S. 168 Nr. 805 (Rg.1. Erg.⸗ 

d.©.67), ſ. auch IV ©. 316 Nr. 597, VI S. 495 Nr. 862, VII 
S 200 Mu 957, ©. 229 Nr. 998 ff., ©. 232 Nr. 1005 (RI. IX 
©. 271,1. Erg.Bd. ©. 264, XI ©. 44,96). Für Betrieb: 
beamte iſt VBorausfegung der Verficherung ein Jahresarbeits- 
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verbienft, deſſen Maximalgrenze durch die Novelle von 2000 
auf 3000 M erhöht worden ift. Ueber die ftatutarifche Ver: 
fiherung höher bezahlter Betriebsbeamter |. $ 5 Abf. I lit. c. 
Deber die Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes ſ. 55 Abj. II 
und 86. Für die erftien 13 Wochen vgl. 8 12 Abj. II. 

6. Auf die Dauer der Beihäftigung kommt es nicht 
an. A. N. VI ©. 194 Nr. 820, VII ©. 237 Nr. 1010 (Re. 
1. Erg.Bd. ©. 71, XI ©. 99). Anders Kr. VG. 8 1 und IVG. 
88 1, 4 Abi. I. 

7. Die Beihäftigung im Betrieb muß regelmäßig auf 
einem unmittelbaren Dienftverhältnig zwiſchen Unternehmer 
und Angeftelltem beruhen. Die von Zwifchenperjonen, welche 
felbft wieder Unternehmer find, angeftellten Perfonen, find nur 
derfichert, wenn der Betrieb ihres unmittelbaren Unternehmers 
jelbft Verficderungsbetrieb ift. Die in der fog. Hausinduftrie 
beichäftigten Perfonen find darnach nicht ala bejchäftigt in 
demjenigen Betriebe anzufehen, für twelchen der hausinduſtrielle 
Unternehmer zu liefern bat. Vgl. A. N. IS. 376 Ziff. 13, 1 
©. 82 Nr. 16 u. A. m. Hdb. zu SAN. 23, wohl aber gelten 
als verficherte Arbeiter die fog. Heimarbeiter, vgl. Hdb. 
a. a. O. Ueber gie Verficherung dieſer Unternehmer ſelbſt ſJ. 
85Abſ. I Ziff. 2 

8. Dagegen ‚gelten ala im Betriebe befchäftigt diejenigen 
Perjonen, welche an der Betriebgarbeit jelbft betheiligt find, 
deren Löhnung aber durch eine im Betrieb angeftellte, mit 
dem Unternehmer im Atkordverhältniß ftehende Perfon erfolgt. 

9. Auch Verrichtungen und Dienftleiftungen, welche in 
Erfüllung einer öffentlichen Dienftpflicht, 3.3. auf Grund des 
RGeſ. v. 13. Febr. 1875, über bie Naturalleiftungen für bie 
bewaffnete Macht im Frieden, geleiftet werben, können ala 
Betriebsbeichäftigung anzulehen fein. Vgl. A. N.XV 5.645 
Nr. 1785 (Rg. XIX ©. 137). 

10. Aus der Beihäfkigung in einem beftimmten Der: 
fiherungsbetrieb ergiebt fich auch die Zugehörigkeit des Ver— 
fiderten zu einer beftimmten Genofjenfchaft, zu derjenigen 
nämlich, welcher ber Betrieb ald Genoſſenſchaftsbetrieb 
angehört. Diet gilt auch, wenn die einzelne Beichäftigung 
ihrer Art nach oder auch nach dem Orte der Ausübung in 
ben Bereich einer anderen Genofjenjchaft Fällt. Vgl. 828 Abſ. IV. 
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11. Eine im Auslande vorgenommene Betrieböhand- 
lung gilt ala dem inländifchen Betriebe zugehörig, wenn fie 
entweder in einem ausländiſchen Beftandtheil (Magazin, Bes 
triebaftätte, Bureau) des inländifchen Betriebs ftattfindet oder 
auch al? einzelne Thätigfeit im Auftrage und Dienft des inl. 
Betrieb3 erfolgt. Vgl. Hdb. $ 1 Note l. 

12. Die Eigenfchaft einer Beichäftigung ala Verficherung?: 
befhäftigung ift nicht nur entjcheidend für die Verficherung 
bes Befchäftigten, fondern auch für die Beurtheilung des Zu: 
ſammenhangs zwiſchen dem etiva bei diejer Beichäftigung ein- 
getretenen Unfall und dem Betriebe. Vgl. oben N. 2 Ziff. 4. 
Es ift indeffen für die in Berficherungabetrieben befchäftigten 
Perſonen zur Annahme eines Betriebaunfalles nicht erforber: 
Lich, daß der Unfall fich gerade bei einer jolchen Beichäftigung 
ereignet hat, welche dem Berficherung&betrieb ala ſolchem be: 
fonderd eigenthümlich ift. Dieb ift namentlich von Bedeutung 
für die in Ziff. 7 genannten Nebenbetriebe des Handel2: 
geiverbed. Vgl. Motive zu $ 1 ©. 20. 

Zu Abf. III vgl. oben Note 4 Ziff. J, 13. 

82.1). 

I Den Betriebsbeamten im Sinne diejeg Geſetzes 
werden MWerfmeifter und Zechnifer gleichgeftellt. 

I Den Fabriken im Sinne dieſes Gejeßes gelten 
alle Betriebe gleih, für welche Dampfkeſſel oder durch 
elementare Kraft (Wind, MWaffer, Dampf, Gas, heiße 
Quft, Elektrizität u. |. w.) oder durch thierifche Kraft 
bewegte Zriebwerfe nicht blos vorübergehend zur An: 
wendung fommen. 

DI Im Uebrigen gelten als Fabriken im Sinne diejes 
Gefeßes in&bejondere diejenigen Betriebe, in welchen die 
Bearbeitung oder Verarbeitung von Gegenftänden gemerb3: 
mäßig ausgeführt wird und zu diefem Zwecke mindeſtens 
zehn Arbeiter regelmäßig beichäftigt werden, ſowie Be— 
triebe, in welchen Erplofivftoffe oder explodirende Gegen 
tände gewerbamäßig erzeugt werden. 
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IV Welche Betriebe außerdem ala Fabriken im Sinne 
dieſes Geſetzes anzufehen find, beftimmt das Reichs-Ver⸗ 
ſicherungsamt. 

V Auf gewerbliche Anlagen, Eiſenbahn- und Schiff⸗ 
fahrtsbetriebe, welche weſentliche Beſtandtheile eines der 
vorbezeichneten oder der im $ 1 bezeichneten Betriebe 
find, finden die Beitimmungen dieſes Geſetzes ebenfalls 
Anwendung. 


ass Ju 82 Abi. I vgl. Bauu VG. 8 1 Abſ. I, Im. ©. 81 

Zu Abſ. I: (Beitimmung der Novelle, Vgl. RGO. v. 
1. Juni 1891 (Tit. VII), Kr. VG. 8 26, ZB. 81 Ziff. 2 und 
Anl. des RBA’Z hiezu Ziff. 21. 

Zu Abf. II bi8 IV: Fabriken im gewöhnlichen Sinn 
find gewerbliche, ftehende Betriebe größeren Umfangs, welche 
boriviegend die Bearbeitung oder Verarbeitung von Roh: 
produften oder gewerblichen Produkten (Halbfabrikaten) zum 
Gegenftande haben. Der Umfang des Betriebs richtet fich 
nicht nur nach dem Umfang der Betriebsanlagen, ſondern 
auch nach Art und Zahl der verwendeten Majchinen, Arbeiter: 
zahl, Maſſe, Art und Werth der verarbeiteten Rohprodukte, 
Halbfabrilate und hergeftellten Produkte (Maſſenabſatz), 
nach der Art der verivendeten Kräfte (Vehrlinge oder jugend: 
liche Arbeiter), ſowie auch darnach, ob der Unternehmer 
jelhft an Betrieb Hand anlegt oder nicht. Vgl. Hdb. zu 


Drei dieſer Merkmale find nach Abj. II und III in dem 
Sinn zu gefeplichen Begriffmertmalen erhoben, daß wenn 
das eine oder andere vorliegt, allemal eine Fabrik i. ©. d. 
Geſetzes anzunehmen if. Dieß gilt: 

- 1]. bei regelmäßiger oder dauernder Verwendung von 
Dampfkeſſeln oder von Triebwerken, welche durch elementarifche 
oder thierifche Kraft (Novelle) beivegt werden, ſelbſt wenn der 
Betrieb nicht gewerbsmäßig ftattfindet, ſog. Motorenbetrieb; 
vol. Hob. zus IN. 77 bis 85, neuerdings für die fog. Lohn: 
dampfdrejchereien und =pflügereien vgl. Im. G. 8 1 Abi. II, 
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HR 8 28 Abf. II, A. N. XVII S. 424 Nr. 1871 (Rg. XXI 


2. bei Erzeugung von Explofivftoffen oder explodierenden 
Gegenftänden, wenn der Betrieb gewerbömäßig ftattfinbet; 
vgl. Hob. zu Ss IN. 95 und dad Berzeichnik in N. 96; 

3. bei regelmäßiger Beichäftigung von mindefiens zehn 
Arbeitern, wenn der Betrieb mit dieſer Arbeiterzahl der Be 
arbeitung oder DBerarbeitung von Gegenftänden dient und 
gewerbsmäßig ftattfindet. Vgl. Hdb. zu $ IN. 86 biz 94. 

Ein bejonderer Grad von Unfallgefährlichteit ift zur 
Annahme ber Fabrikmäßigkeit eines Betriebs nicht erforder: 
lid. A. N. J S. 82 Nr. 16. 

Liegt Teine der genannten brei Srandlegungen bor, Io 
fann dennod die Fabrikmäßigkeit eines Betriebes angenommen 
werden. Dies kann von Seiten der Ber.Gen. und Schied3: 
gerichte nur don Fall zu Fall bei Gelegenheit der Feſtſtellung 
der Verfiherung oder Betriebözugehörigfeit bejchloffen werden. 

Dad RDA. aber kann nit nur im Rechtäftreit einzelne 
Betriebe ala Fabriken erklären, ſondern auch durch Ber: 
waltungsbeſcheid (Verordnung) ganzen Betrieböarten dieſe 
—— zuſprechen. Die letztere Befugniß iſt eine aus— 
ſchließliche des RVA.'s (vgl. $ 133). An ſolche Verordnungen 
ſind die Landesverſicherungsämter, Berufägenoffenfchaften Außds 
führungsbehörden und Schiedögerichte gebunden. 

Aeetmale der Fabrifmäßigteit gibt dag Im. G.$1 Abſ. II 


Zu Abi. V: Vgl. Im. G. 831 Abf. IL, II, Bau.$ 1 Ab}. 1, 
SeeG. 8 1 Abf. IL, III, 83 Abf. III. 

Anlagen und Betriebe der in Abf. V genannten Art 
folgen ala Nebenbetrieb dem Hauptbetrieb nicht nur in der 
Zugehörigfeit zur Verficherung überhaupt, ſondern auch regel: 
mäßig in der Zugehörigkeit zum Geltungsbereich dieſes Ge: 
— — in der genofſenſchaftlichen Zugehörigkeit. Vgl. jedoch 

2 II. 

Unter die gewerblichen Anlagen zählen auch foldhe und 
namentlich folche Betriebe und Betriebanlagen, welche für 
fi) allein nicht zu den Berficherungäbetrieben zählen würden; 
dies gilt in&bejondere von den handiwerfamäßigen Betrieben, 
die fih häufig in Verbindung mit Fabriken finden. Doch 


in gi 
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zählen hierher nur gewerbliche, nicht auch lanbwirtbichaftlice 
Betriebe joldher Art. Vgl. Hs 1 AH. IN. 4 Ziff. J, 5 

Eine Anlage (Betrieb) ift a wejentlicher Beitandtheil 
eines Hauptbetriebes nicht ſchon dann anzufehen, wenn die 
Perſon des Unternehmers die gleiche ift, fondern nur dann, 
wenn die Nebenanlage tehniih und wirthichaftlid) dem Bes 
triebszwecke des Hauptbetriebes dient. Vgl. In. &.8 1 Abj. II. 

Bol. auch Hödb. zug 1 N. 97. 


8 3 (neu). 

Die Verſicherung erftredt fi” auf Häusliche und 
andere Dienfte, zu denen verficherte Perfonen neben der 
Beſchäftigung im Betriebe von ihren Arbeitgebern oder 
von deren Beauftragten herangezogen werden, 


Zu $3 vol. lw. G. 8 2, Bau⸗G. 82, See⸗G. 8 2. 

Die ud) bie Novelle in $ 3 angeordnete Ausdehnung 
der Verſicherung hat nicht Die Bedeutung, daß die Bejchäf- 
tigung mit häuslichen Dienften für fich allein fo gut wie 
Betrieböbefchäftigung die Verficherung begründet. Dienftboten 
und andere Privatbedienitete des Unternehmers eines Der: 
fiherungsbetriebes find nach wie dor von der Verficherung 
regelwaßig uägeihloffen. (Dgl. $ 5 Abf. IIE lit. b.) 

Beichäftigung mit folchen Dienften gilt ala Ber: 
Hieherungebefcjäftigung nur dann, wenn bie jo beichäftigte 
Perfon ſchon auf Grund einer Betriebsbeichäftigung verfichert 
ift und jene häuslichen Geſchäfte nur nebenher bejorgt. 
Die Bedeutung der Vorſchrift befteht mithin mwejentlich darin. 
daß Unfälle, welche Perfonen, die in Betrieb und Hauß be: 
Ichäftigt find, bei ihren häußlichen ac. Dienften erleiden, wie 
Betriebsunfälle behandelt werben. Sie find nicht Betriebs: 
unfälle im Sinne des $ 1, fie gelten ihnen aber rechtlich gleich. 

8 3 gilt nur für Perfonen, welche ald Arbeiter oder 
Betrieböbeamte gemäß $S_1, 2 durch Geje ober gemäb 
$ 5 dur Statut verfichert find. Auch die in 8 5 Abi. I 
lit. b genannten Hausgewerbetreibenden können hierunter fallen, 
nicht dagegen die Betriebaunternehmer bed 85 Abſ. I lit. a. 

In welddem Verhältnik die Häusliche Arbeit zur Betriebs: 
beihäftigung zu ftehen hat, ob biefe oder jene die regel: 


5* 
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mäßige Beſchäftigung zu bilden hat, um die Berficherung 
zu begründen, das geht aus dem Gejeh jeröft nicht deutlich 
hervor. Die Motive führen aus (S.3 Ziff. 4 

„Zu Unzuträglichteiten hat es ferner geführt, baß bie 
in gewerblichen und anderen Betrieben beichäftigten Arbeiter 
von ihren Arbeitgebern vielfach auch zu häuslichen und fonftigen 
Dienftleiftungen herangezogen werben, 3. B. der für das Ge: 
fchäft gehaltene Kutſcher zu Spazierfahrten oder zur Wart: 
ung von Sutfchpferden, der für den Getverbebetrieb an: 
genommene Tijchler oder fonftige Handwerker zu Arbeiten in 
ber Familienwohnung des Geſchäftsleiters, der Fabrifarbeiter 
zu Botengängen in Privatangelegenheiten oder zu Arbeiten 
im Hausgarten des Arbeitgeberd. Beſonders häufig vermifcht 
fih die Thätigfeit für den Betrieb und für den Haushalt 
des Unternehmers in Tleinen, namentlich landwirthſchaftlichen 
Betrieben. Hier pflegt das Haudgefinde auch im Betriebe 
mit thätig oder umgekehrt das Betrieböperfonal auch im 
Haushalte beichäftigt zu fein. Es ift unzweckmäßig und wird 
don den Betheiligten nicht verftanden, wenn fich die Unfall: 
berfiderung in ſolchen Fällen nur auf denjenigen Theil der 
Marge erſtreckt, welcher ſich im Betriebe des Arbeitgebers 
vollzieht.“ 

Darnach iſt wohl als Regel angenommen, aber nicht 
erforderlich, daß die Betriebsbeſchäftigung gerade den Haupt: 
beruf, die häusliche den Nebenberuf des Werficherten bilden 
muß. Häußliche Beichäftigungen find Verſicherungsbeſchäftig— 
ungen, wenn nur Die Betriebsbejchäftigung eine regelmäßige 
und eine ſolche ift, daB fie Die Berficherung begründet. Ein- 
zelne, nur gelegentlich geleiftete Dienfte im Betrieb können, 
auh wenn fie für ihre Dauer die Verficherung begründen, 
doch nicht bewirken, daß der jo Bejchäftigte dadurch für fein 
ganzes häusliche Dienftverhältnik die VBerficherung begründe. 
Bol. Im. G. 82. 

Nur die dem Arbeitgeber oder feinem Beauftragten ge: 
leifteten Dienfte zählen hierher, nicht auch Arbeiten, die der 
Verſicherte etwa im Haus des Arbeitgeber für fich oder für 
jemand Anderen vornimmt. 

Als Benuftragter fann im Sinne diefer VBorfchrift 
jeder gelten, der über häusliche Dienfte überhaupt verfügen 
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darf, insb. die Ehefrau und fonftige erwachſene Angehörige, 
auch Bienftboten oder fonftige häusliche DBedienftete des 
Arbeitgeberd. 

Die Heranziehung muß nicht nothivendig auf ver: 
tragamäßiger Verpflichtung des Verficherten beruhen oder be: 
ſonders entlohnt fein, doch darf fie feine unerlaubte fein. 
Auch reine Gefälligkeitödienfte fallen unter 83. 

Der Unfall einer häuslich beichäftigten Perſon führt zur 
Entihädigung nur, wenn er mit dem häuslichen Dienfte in 
einem urfädhlicen Zufammenhang fteht. Vgl. oben $ 1 


Note 8. 
8 4 (neu). 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, unter Zuftim« 
mung des Bundesraths mit den Regierungen folcher 
Staaten, die für Arbeiter und Betriebsbeamte eine der 
deutſchen Unfallverfiherung entiprechende Fürſorge durch: 
geführt Haben, im alle der Gegenfeitigfeit Abkommen 
zu fchließen, durch welche die Anwendung diejes Geſetzes 

1. auf Betriebe im Inlande, welche Beitanbtheile eines 
ausländiſchen Betriebs darftellen, ausgejchloffen, 

2. auf Betriebe im Auslande, welche Beitandtheile eines 
verficherungspflichtigen inländiichen Betrieb dar—⸗ 
ftellen, erſtreckt wird. 
3u 84 vgl. lw. G. 88, Bau:G, 8 3, See-&. $ 3. 

Nach richtiger Praxis find bisher die UVG.e in ber Regel 
nur auf deutjche Betriebe, d. i. auf folche, deren Sitz in 
Deutichland (audg. die Schubgebiete) gelegen ift, angewendet 
worden. Ueber das Gebiet hinaus können Geſetze regelmäßig 
nicht wirken. Bol. jedoch S 1 Note 4,1 Ziff. 2. Die Praxis 
hat indeffen dies Prinzip nicht fireng durchgeführt, auslän— 
diſche Beftandtheile inländifcher Betriebe find von der Ber- 
fijerung regelmäßig ausgeſchloſſen, inländiſche Beltandtheile 
ausländiſcher Betriebe find hereingezogen worden. Durch S 4 
ift dieſe Nebung für die Regel betätigt worden. Dabei find 
einzelne in Deutfchland vorgenommene Betriebshandlungen 
fremder Betriebe nicht ala imländifche Beftandtheile zu bes 
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handeln und umgefehrt einzelne Betrieb3handlungen, die zwar 
im Ausland ftattfinden, die aber von einem deutjchen Betrieb 
ausgehen, als Bejchäftigung im deutjchen Betrieb anzufehen. 
Zur Annahme eines Betriebabeftandtheiles gehört immer eine 
mehr oder minder ausgedehnte Veranftaltung des Betriebes 
mit mehr oder minder felbjtändiger Leitung. 

Nah 84 kann die Regel des Gefehes durch Staats— 
vertrag hinfichtlich folcher Betriebsbeftandtheile ausnahms— 
weife umgefehrt werden. Der Abſchluß jolcher Verträge ift 
zwar nach der Regel der Reichöverfaffung Sache des Kaiſers. 
Nach $ A aber kann der „Reichafanzler mit Zuſtimmung bes 
Bundesrathes” unter Vorbehalt der Gegenfeitigfeit folcher 
Abkommen mit fremden Regierungen treffen. Reichskanzler 
und Bunbesrath haben jedenfall3 das für die deutjche Ver: 
fiherungdverwaltung maßgebende Anordnungsrecht. Die An: 
ordnung kann für beftimmte Betriebarten und Gewerbs— 
äweige ergehen. 

852). 

1 Durch Statut ($ 37) kann die Verfiherungspfficht 
erſtreckt werden: 

a) auf Betriebsunternehmer, deren Jahresarbeitsverdienſt 
dreitaufend Mark nicht überfteigt, oder welche nicht 
regelmäßig mehr ala zwei Lohnarbeiter bejchäftigen; 
ohne Rüdfiht auf die Zahl der von ihnen bejichäf- 
tigten Zohnarbeiter auf ſolche Unternehmer eines in 
den 88 1 und 2 bezeichneten Betriebs, welche in 
eigenen Betrieböftätten im Auftrag und für Red: 
nung anderer Gewerbetreibenden mit der Herjtellung 
oder Bearbeitung gewerblicher Erzeugnifje befchäftigt 
werden (Dausgemwerbetreibende), und zwar auch dann, 
wenn jie die Roh- und Hülfsitoffe ſelbſt beichaffen; 
auf Betriebsbeamte mit einem dreitaufend Mark über: 
fteigenden “jahresarbeitsverdienfte. Bei der Ber: 
jiherung von Betriebsbeamten ift, vorbehaltlich der 


b 


— 


C 
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Beſtimmungen des 8 10 Abſ. 1, der volle Jahres⸗ 

arbeitsverdienſt zu Grunde zu legen. 

I Betriebsunternehmer, deren Yahresarbeitäverdienft 
breitaufend Mark nicht überfteigt, oder welche nicht regel: 
mäßig mehr als zwei Vohnarbeiter beichäftigen, find be- 
rechtigt, gegen die Folgen von Betriebsunfällen fich ſelbſt 
zu verfidern. Durch Statut fann dieſe Berechtigung auf 
Unternehmer mit einem höheren Jahresarbeitsverdienſt 
erjtredt werden. 

UI Durch Statut Tann ferner beftimmt werden, daß 
und unter welchen Bedingungen gegen die Yolgen der 
bei dem Betrieb oder Dienfte fich ereignenden Unfälle 
verfichert werden können 

a) im Betriebe beichäftigte, aber nad) 88 1 oder 2 
nicht verficherte Perfonen durch den Betrieböunter- 
nehmer; 

b) nicht im Betriebe befchäftigte, aber die Betriebaftätte 
befuchende oder auf derfelben verfehrende Perſonen 
dur den Betriebsunternehmer oder den Vorſtand 
der Berufögenoffenfchaft ($ 28); 

c) Organe und Beamte ber Berufögenoffenfchaft durch 
deren Borftand. 
3u 85 vgl. Im. * 84, Bau⸗G. 84, See⸗G. 85, IVG. 

88 2,14 Abi. I Ziff. 2 

Neben der vegelmäßigen, durch das Geſetz jelbft begräm 
beten nothiwendigen Verficherung befteht für die in $ 5 Abſ. I 
und III und $ 130 beftimmten Perſonenklaſſen die Möglich: 
teit der Einführung des Verſicherungszwanges durch 
Statut der Genoſſenſchaft oder durch Vorfchrift der Aus— 
führungsbehörde. Auch die Verficherung bier Perfonen er: 
folgt „nad Maßgabe dieſes Geſetzes“: $S 1 A 

au u Abi. I: Das Statut kann ſolche Anordnung immer 
nur mit Wirkung für die ganze Genoſſenſchaft i. e. alle Ge: 
noſſenſchaftsbetriebe erlafjen. it die ftatutarifche Verficher: 
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ung angeordnet, To entfteht für den einzelnen hienach Ber: 
ficderten bei Vorliegen der Vorausſetzungen das Verficherungs: 
verhältniß ebenjo ipso jure wie bei der unmittelbar gefeb- 
lichen Verſicherung. Es bedarf zur Begründung feiner An- 
meldung und ift jolche vorgejchrieben, jo bedeutet diefe Ans 
meldung nur die Erfüllung einer Ordnungsvorſchrift. WU. N. 
IV ©. 86 Nr. 469, VI ©. 451 Nr. 830, VII ©. 242 Nr. 1021 
(Rg. XI ©. 134). Dagegen nimmt da3 RVA. m. E. nicht 
mit Recht an, daß für Beendigung des einmal begründeten 
Derficherungsverhältnifjee es einer „Förmlicden Aufhebung“ 
bedürfe, auch wenn dies durch Statut nicht augdrüdlich an- 
geordnet ift. Vgl.A.N.V S 163 Nr. 675, ©. 324 Nr. 721, 
Hdob. zu Bau⸗G. 82N. 6 u. 7. 

Gegenftand der Verjicherung können auch bei ftatutarifcher 
Derfiherung nur Betriebunfälle fein. 

Zu lit. a (Novelle): Betriebsunternehmer, Begriff: ſ. 8 28 
Abi. II. Die durch die Novelle auf 3000 M feſtgeſetzte Ber: 
dienftgrenze entjpricht derjenigen der Betrieböbeamten nad 

. Ueber die Ermittelung de Jahresverdienſtes beftimmt 
da3 Statut: $ 37 Ziff. 12. 

„3000 A. oder nicht regelmäßig mehr ald zwei Lohn: 
arbeiter”: Unternehmer mit höchſtens 3000 M Jahresverdienſt 
fönnen auch verfichert werden, wenn fie regelmäßig mehr als 
zivei Lohnarbeiter befchäftigen und Unternehmer, welche nicht 
regelmäßig mehr ala zwei Zohnarbeiter bejchäftigen, können 
auch verfichert werden, wenn fie einen höheren SJahresverdienft 
haben als 3000 A. 

Die „nicht regelmäßige Beichäftigung von Arbeitern“ 
(vgl. BG. 8 14 Abi. I Ziff. 2) nimmt im Gebiete der Baus 
UB. das RVA. in Uebereinftimmung mit den Bau:Ber.Gen. 
an, wenn „im Laufe eines Jahres an weniger ald 250 Bau: 
gewerfötagewwerfen Arbeiter bejchäftigt werden”. A. N. V 
©. 324 Nr. 721 (Hdb. zu Bau-G. 82 N. 5 lit. b). Es wird 
dabei weiter für die Verficherung des Unternehmerd boraus- 
gejeßt, daß er jelbft feinen Unterhalt, ähnlich wie ein Arbeiter, 
Durch eigener Hände Arbeit verdient. A. N. VI 6.602 Nr. 926 
(Höb. a. a. D. lit. d). 

„Lohnarbeiter“ |. Ss 1 Note. AuHA.N.IX ©. 160 Nr. 1215 
(Rg. XIII ©. 12). | 


. N 
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a, 


Zu lit.b ovelle) vol. bie wörtlich gleicjlautende De: 
fiimmung des IVG. 8 2 Abf. I Ziff. 2 und Note bortjelbft 
in meiner Handausgabe. A. N. XVII ©. 363 Nr. 1851 
(Rg. XXI ©. 34). 


Zu lit. c vgl. $2 Abf. I. Die durch die Novelle auf 
3000 4 erhöhte Verdienſtgrenze entjpricht ber Neuerung im 
81. Der Jahresarbeitöverdienft ift gemäß 8 10 Abſ. I nicht 
voll anzurechnen, fondern e3 ift der vereinbarte perjön: 
liche Verdienft mit zwei Einfchränfungen anzujegen, nämlich: 
| 1. nur der BVerdienft, welchen der Beamte aus dem Be: 
trieb, d. i. als Entgelt für feine Berufsbeichäftigung bezieht, 

2. nur bis zum Betrage bon 1500 A. voll, dag Weitere 
nur mit einem Drittel. 

Maßgebend ift der zur Zeit ber Anftellung vereinbarte, 
d. i. regelmäßig im Anftellungdvertrag zugeficherte Verdienft 
(anders $ 10 Abf. I). Betriebsbeamte, welche weder durch 
Geſetz, noch durch Statut verfichert find, haben auch fein Ver: 
fiherungsrecht (Abſ. II). 

Die Vorſchriften des $5 Abſ. I lit. c Saß 2 und des 
8 10 Abſ. I über die Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes 
finden nicht nur auf die ftatutarifch, fondern auch auf die 
gejeglich dverficherten Betriebsbeamten Anwendung. 


Zu Abf. II: Verſicherungsrecht. Es befteht in dem 
ſubjektiven Recht, in die Berfiherung „nad Maßgabe diejes 
Geſetzes“ durch Abgabe einer Beitritterflärung einzutreten. 
Es beruht auf dem Gefege ſelbſt und kann auch nicht durch 
Statut ausgefchloffen oder beſchränkt werden. Bedingter Bei- 
tritt ift unzuläffig. Der beigetretene Unternehmer kann jeder: 
zeit wieder audtreten. Ueber dag Verfahren der Anmeldung 
de3 Beitritts oder des Austritt? beftimmt dad Etatut ($ 37 
Ziff. 12; vgl. 8 56). Gegen einen ablehnenden Bejcheid des 
Benoffenfcjaftönrganes findet. Beſchwerde zum Berficherungs: 
amt (Reichs- oder Landes: DA.) ftatt. Vgl. 88 59,127. Yelt: 
ftellung der Berficherung im Teltftelungsverfahren 88 69 ff. 
Derficherungsreht haben alle Unternehmer von Genofjen: 
fchaftöbetrieben, welche nah $5 Abi. I Ziff. 1 durch Statut 
verfichert werden können und nicht verfichert find oder denen 
durch Statut dad Berficherungsrecht eingeräumt wird. 
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Durch ſeine eigene Verficherung hört der Unternehmer 
nicht auf, Genoſſenſchaftsmitglied zu ſein. 8 55. 

Die Berfiherung von Betriebsunternehmern findet nur 
ftatt gegen Betrieböunfälle. 

Zu Abſ. III: Berjiherung burh den Betrieb2: 
unternehmer findet nur auf Grund ftatutarifcher Anord: 
nung ftatt. 8 37 Ziff. 12. Auch dieſe Verſicherung erfolgt 
nah „Maßgabe dieſes Geſetzes“, ſoweit nicht andere Be: 
dingungen ausgemacht find. Dieje Bedingungen können fich auf 
die Höhe und Art der Entjchädigungen und auf die Beitrags— 
pflicht der betheiligten Unternehmer beziehen. Eine Minder: 
ung dieſer Leiftungen erjcheint inbe nicht ala zuläffig. Die 
Verjicherung erfolgt bei den in lit. a genannten Perfonen 
durch einfache Anmeldung des Unternehmers, bei den in lit. c 
genannten Perfonen durch Beſchluß des Borftandes, bei den 
in lit. b Genannten durch Anmeldung oder Beichluß. 

Unter lit. a find insbefondere jugendliche Perjonen, die 
zu ihrer Ausbildung zum künftigen Beruf, namentlich als 
Betrieböbeamte, aljo nicht berufsmäßig bejchäftigt find, 
Bolontaird u. A. m. Ferner gehören hierher Perſonen, tvelche 
einem Betriebe angehören, der nicht zu den Berficherungs: 
betrieben gehört und in einem ſolchen nur vorübergehend, 
aber regelmäßig bejchäftigt werden, 3. B. Handiverfer, die in 
Fabriken vorübergehend, aber regelmäßig Arbeiten verrichten. 
Strafgefangene und andere unter $ 1 de3 Gef. Fürjorge:Gei. 
fallende Perjonen gehören ‚nicht hierher. 

Unter lit. b fallen auch Perfonen, die im Haus des Unter: 
nehmers beſchäftigt und nicht Schon nach $ 3 verfichert find. 
Sm Mebrigen nennen die Motive (S. 21) beifpieläweife: 
„Frauen, die den Arbeitern das Mittageſſen bringen und 
dabei mit Betrieb3einrichtungen in Berührung fommen, ferner 
Epediteure, Zuhrleute, Monteure, Boten, die Gegenftände in 
fremden Betrieberäumen abliefern." Nicht dagegen Paſſanten 
(Mot. ©. 22) Nach den Motiven ſoll die VBerficherung ber 
nad) lit. b verficherungafähigen Perfonen auch auf Koften der 
betheiligten Genoffenjchaft jelbft ala Berficherungsnehmer er: 
folgen fönnen. 

Die in lit. ce genannten Genoſſenſchaftsbeamten können 
wohl nur auf Koften der Genofjenfchaft, nicht auch auf Koften 
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der betheiligten Unternehmer, deren Betriebe zufällig beſucht 
werden, verfichert werden. 

Die Verficherung kann für die in lit. a bis c genannten 
Perſonen nicht nur auf eigentliche Betriebsunfälle, jondern 
auh auf BDienflunfälle (3. B. bei Tienftreifen) erſtreckt 
werden. Motive. 

S 6 (3). 

Als Gehalt oder Lohn im Sinne Ddiefes Geſetzes 
gelten aud) Tantiemen, Naturalbezüge und fonftige Be— 
züge, welche den Verficherten, wenn auch nur gewohn- 
heitsmäßig, gewährt werden und ganz oder theilmweife an 
Stelle des Gehalts oder Vohnes treten. Der Werth der 
Naturalbezüge ift nach Ortsdurchſchnittspreiſen in Anjak 
zu bringen. Diejelben werden von der unteren Verwal 
tungsbehörde feftgefekt. 

Zu $6 vgl. Im. G.85, Bau:G.$ 9, IVG.$ 3. 

$ 6 findet Anwendung bei Ermittlung des Jahresarbeit2- 
verdienſtes „im Sinne dieſes Geſetzes“, d. i. wenn es fich jo: 
wohl darum handelt, die Rente zu berechnen ($$ 9, 10), ala 
auch zur Feſtſiellung der Verficherungspflicht der Betriebs⸗ 
beamten ($5 Abi. I lit. c und $ 1) und zur Bemefjung ber 
Beiträge ($ 29). 

Zantiemen als Lohn: oder Gehaltstheil find nicht 
nothwendig Antheile am Gejchäftsgewinn, ſondern kommen 
auch als feite, vereinbarte Bezüge vor, deren Höhe nicht 
abjolut oder nach der Arbeitäzeit, jondern nach einem anderen 
Mapftab, etwa der Menge deö verarbeiteten Rohproduftes 
oder des hergeſtellten Produktes, al3 Lohnzahlung bemeifen wird, 

Lohn und Gehalt find regelmäßig Geld: und Zeitlohn. 
Dod gilt auch Akkord- und Stüdlohn regelmäßig ala Lohn 
oder Gehalt, nicht dagegen der Erjaß für Auslagen. U.N.V 
©. 345 Nr. 730 (Rg. X ©. 215). Vgl. meine Ausgabe des 
IVG. 8 1 Note ©. 10 und $ 3 Note. 

Als Naturalbezüge fommen nur feite Bezüge in 
Betracht. A. N. III ©. 204 Nr. 378 (Freibier), A N. IV 
©. 29:3 Nr. 575 (theiltveife freie Wohnung); Ortsdurchſchnitts⸗ 
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preife find von den unteren Verw.Beh. ($ 152) feftzufeßen. 
Die Feſtſetzung ift auch im Prozeß bindend. 

Unter bie „jonftigen Bezüge" (Novelle) fallen ins 
beſondere Trintgelder (vgl. Rg.X ©. 47), regelmäßig wieber: 
fehrende Geſchenke, MWeihnachtögejchente, Neujahrögelber, jo: 
fern diefelben nicht auf reiner Liberalität des Gebers beruhen, 
fondern auf die Lohnbeftimmung von Einfluß find. Ob ber 
Geber der Unternehmer felbft oder ein Anderer, etwa bie 
Kundſchaft ift, ift nicht allein beftimmend. 

Als Lohn oder Gehalt find alle Bezüge zu rechnen, welche 
der Berficherte als Entgelt für feine betriebamäßige Arbeits: 
leiftung erhält, auch) wenn etwa das bejondere Motiv eines 
bejonderen Lohntheils (Zufchuffes zc.) in einer befonderen Art 
der Beichäftigung, 3. B. außerhalb des Betriebsſitzes, zu finden 
ift. Unrichtig ift m. €. in diefem Punkt die Praxis des 
RVA.'s: Hdb. zu FEIN. Ad, zu 8 71 N. 156, UN. XV 
S 541 Nr. 1763 (Rg. XIX ©. 87). 


Beamte und Perfonen des Soldatenftandes. 


5.7 (4). 

Auf die im $ 1 des Geſetzes, betreffend die Für— 
forge für Beamte und Perfonen des Soldatenftandes in 
Folge von Betriebsunfällen, vom 15. März 1886 (Reichs: 
Geſetzbl. S. 53) bezeichneten Perfonen, auf Beamte, welche 
in Betriebsvermwaltungen eines Bundesſtaats oder eines 
Kommunalverbandes mit feſtem Gehalt und Penfions: 
bereehtigung angeftellt jind, fowie auf andere Beamte 
eines Bundesſtaats oder Kommunalverbandes, für welche 
die im $ 12 a. a. O. vorgefehene Fürſorge in Kraft ge 
treten ift, findet diejes Gele feine Anmwendung. 

Zu 8 7 vgl. Im. ©.86, Bau:G. 8 1 Abi. III, See. 81 
Abi. II, au JVG. 85 Abi. I. Ausgeſchloſſen find nach 81 
dieſes Gejeßes felbft auch diejenigen Perjonen, auf welche das 
Gefangenen-Fürforgegejeß dv. 30. Juni 1900 Anwendung findet. 
Dieſes Gefeh und dad Beamten: Fürforgegejeß find im An: 
hang (Anlage 2 und 3) abgedrudt. 
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Die UDGejebe finden regelmäßig auch auf bie in Be: 
trieben des Reiche, der Staaten und Gemeinden beichäftigten 
Perjonen Anwendung. Ausgenommen find nur die Soldaten 
mit Rüdficht auf den öÖffentlich:rechtlicden Grund ihrer Be: 
Thäftigung und die Beamten mit Rüdfiht auf die ander: 
weitige, penfionsmäßige Verforgung diefer Perjonen. 

Staat: und Gemeindebeamte, welche mit feftem Gehalt 
und Penfionsrecht angeftellt find, find unter allen Umftänden 
traft Reicherechte® nach obiger Beſtimmung von ber Ber: 
fiherung ausgenommen, andere Staatd: und Gemeindebeamte 
Dagegen nur, wenn für fie durch Staatsgeſetz (auch Verordnung) 
oder durch Gemeindeftatut entiprechende Fürſorge angeordnet 
ift (Gef. vd. 15. März 1886 $ 12). Beamte, bie nicht mit feftem 
Gehalt oder Penfionsrecht angeftelt find und feine folche 
Fürſorge zu beanfpruchen haben, zählen zum Perjonenfreis 

er .e. 
Gegenftand der Verfiherung und Umfang der 
Entfhädigung. 
88 (5). 

I Gegenſtand der Verfiherung ift der nah Maßgabe 
der nachfolgenden Beitimmungen zu bemefjende Erjat des 
Schadens, welcher durch Körperverlegung oder Tödtung 
entſteht. 

U Dem Verletzten und ſeinen Hinterbliebenen ſteht 
ein Anſpruch nicht zu, wenn er den Unfall vorſätzlich 
herbeigeführt bat. Der Anſpruch kann ganz oder theil- 
weile abgelehnt werden, wenn der Verletzte den Unfall 
bei Begehung eines durch ftrafgerichtliches Urtheil feit- 
geftellten Verbrechens oder vorjählichen Vergehens fich 
zugezogen Hat. In Fällen der letzteren Art fann die 
Rente, fofern der Verlekte im Inlande wohnende Ange: 
hörige Hat, welche im alle feines Todes Anſpruch auf 
Rente haben würden, ganz oder theilweife den Angehörigen 
überwiejfen werden. 
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IT Die Ablehnung kann, auch ohne daß die vorge— 
fehene Feſtſtellung durch ftrafgerichtliches Urtheil ftatt: 
gefunden hat, erfolgen, falls dieſe Feſtſtellung wegen des 
Todes oder der Abweſenheit des Betreffenden oder aus 
einem anderen in feiner Perjon liegenden Grunde nicht 
erfolgen Tann. 

Re 8 8 vgl. Im. G. 87, Bau⸗G. 8 9, See-G. 88; IVG. 


Aus dem früheren 85 bes UVG. v. 1884 find die 888 
bis 14 dieſes Gejeßes hervorgegangen. Aus 85 Abſ. Tund VII ift 
diefer 5 8, welcher vom Anſpruch auf Schadenserfa im All: 
gemeinen handelt, geworben. Aus 85 Abſ. II und VI (Gegen: 
ftand und Höhe) ift ber $ 9, aus 85 Abf. III2..V (Berechnung 
der Rente) ift der $ 10 entflanden, während die vom Ber: 
hältniß der Berufsgenoffenichaften zu ben Zrägern der 
Krankenverficherung handelnden Beftimmungen des 85 Abj. VII 
bi3 XI in die neuen $$ 11 biß 14 übergegangen find. 

Gegenftand ber Verſicherung ift eigentlich der Betriebs: 
unfall. Der Schabdenerfaß ift Gegenftand des Berficherung?- 
anſpruchs. 

Wie der Grund dieſes Anſpruchs, ſo iſt auch ſein Inhalt 
durch das Geſetz genau beſtimmt. Statut und Vertrag 
können weder Erhöhungen noch Minderungen feſtſetzen. Dies 
gilt nicht nur für die nach Geſetz (88 Uff.) ſfondern auch für 
die durch Anordnung des Reichskanzlers ($ 4 Ziff. 2) und 
regelmäßig auch für die durch Statut der Genofjenichaft ($ 5) 
verficherten Perſonen. Mehrleiftungen find nach $ 31, Min: 
berungen nach $ 141, letztere jogar bei Strafe ($ 141 Abſ. II) 
verboten. Eine Ausnahme befteht nur für die na 85 
Abſ. III etwa dur Statut zu verfichernden Perjonen, wofür 
durch Statut „Bebingungen* angeordnet werden können. Vgl. 
Note zu 85 Abf. Il. 

Ein Schadenderjag findet nur ftatt, wenn Körperverletzung 
oder Tödtung Folgen des Betriebsunfalles find. Der Betriebs: 
unfall muß zwar nicht bie einzige, aber doch eine vorwiegend 
wirkende Urfache bed Uebels fein. Es braucht nicht die un: 
mittelbare Urſache zu fein. In reichhaltiger Kaſuiſtik der 
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Verficherungsämter wird die Erſatzpflicht auch ala begründet 
angenommen, wenn außer dem Unfall auch noch ein Leiden 
vorlag oder jpäter ein vom Unfall nur unmittelbar ab: 
hängiges Leiden oder eine Todesurſache auftrat. Die Erfah: 
pfliht wurde angenommen in den Fällen: A. N. II S. 8, 150 
Nr. 246, 358, IV ©.56 Nr. 246, VI ©. 500 Nr. 874, VII 
©. 252 Nr.1043, XI ©.147 Nr. 1389, XII S.468 Nr. 1561d 
(Rg. XI S.148, XIVE.63, XV 6.17, XVI 6.127.). Mitth. 
des bayer. LWA's I Nr. 53, 59. Die Erſatzpflicht wurbe ab: 
gelehnt in den Fällen: A. NR. II ©. 151 Nr. 359, IV S 83 
Nr. 462, V ©. 154 Nr.664, VIII S. 319 Nr. 1160, XIIS. 468 
Nr. 1561 XII ©. 303 ff. Nr. 15975. (Reg. XII ES. 110, XVI 
©. 124, XVI ©.54). Mitth. des bayer. LVA. V Nr. 376, 
VI Rr. 472, VII 519 u. A. m. 

Die Ermittelung de Zuſammenhangs zwifchen Betriebs: 
unfall und feinen Folgen ift Amtsſache. Sie erfolgt bei 
der Tyeftftellung des Anſpruchs (8 71 Abſ. I) und in erfter Linie 
auf Grund der ort3polizeilidden Unterſuchung des Unfalles 
(864). Die vom bayer. LVA. befolgte Praxis, wonad) der 
Nachweis dieſes Zuſammenhangs dem Berficherten obliegt, 
halte ich nicht für durchaus richtig. In der RE. Nr. 289 
(Mitth. VS. 17F.) wie auch in früheren Bejcheiden (Mitth. I 
Nr. 66, IV Nr. 265 u. A.) Spricht da3 LVA. aus, daß dem 
Ansprucherhebenden biefer Nachweis obliege. Richtig ift nur, 
daß ihm durch die Feſtſtellungsbehörde event. das Gericht 
diefer Nachweis ala Ergänzungabeweis auferlegt werden kann. 
Zunädft aber obliegt die Ermittelung der Feſtſtellungs— 
behörde jelbft. Dieß folgt aus dem in 8 71 Abf. I angeord: 
neten Offizialprinzip. Jenes Erkenntniß fpricht ſich auch über 
die Beweiskraft aus: „Wenn hiebei auch fein abjolut ftrenger, 
die Möglichkeit einer anderen Entftehungsweife geradezu aus: 
fchließender Beweis erfordert wird, jo muß doch wenigſtens 
fo hohe Wahricheinlichkeit beigebracht werden, daß nach den 
Regeln der Erfahrung und Logik die Meberzeugung für ben 
urfähhlichen Zufammenhang zwifchen dem Betriebzunfall und 
der Derlegung oder dem Leiden fich bilden kann.“ Dieje 
Regel mag gelten, indeß fie gilt ebenjogut für die amtlichen 
Ermittelungen wie für die Beweisführung de Anjprud) 
erhebenden. Anders Gräf: Keidel Komm. ©. 149. 
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Zu Abf. II vgl. $$ 135 ff.: Zum erſten Sag vgl. 81 
Adi. I Note 3. ahrläffigkeit hebt den Anspruch nicht auf, 
felbft wenn die Fahrläffigkeit dem Verletzten eine ſtrafgericht—⸗ 
liche Verurtheilung zugezogen hat. A. N. III S. 29 Nr. 281, 
IV 343 Nr. 623, XIV ©.259 Nr. 1704 (Re. XVIO ©. 27). 

Nah Sat 2f. kann die Ablehnung erfolgen. Es ent: 
fcheidet das Ermefjen der Feſtſtellungsbehörde und der Gerichte. 
Maßgebend wird ber ftrafwürdige Charakter bed Verhaltens, 
nicht die Hilfsbebürftigfeit des Verunglüdten fein. Hinter— 
bliebene (Angehörige) ſ. 88 15 bis 18. 

Auch die Ueberweiſung nad) Cab 3 iſt Ermefſſensſache. 
Hier wird die Dürftigfeit der Angehörigen maßgebend fein. 

Zu Abf. I: vgl. 8 159. 


89 (5). 

I Im Falle der Verlegung werden ala Schadens: 
erfag vom Beginne der vierzehnten Woche nah Eintritt 
des Unfall ab gewährt: 

1. freie ärztlihe Behandlung, Arznei und fonftige 
Heilmittel ſowie die zur Sicherung des Erfolges des 
Heilverfahrens und zur Erleichterung der Folgen 
der Verlegung erforderlihen Hülfsmittel (Krücken, 
Stüßapparate und dergleichen) ; 

2. eine Rente für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit. 
I Die Rente beträgt: 

a) im Falle völliger Erwerbsunfähigfeit für die Dauer 
derjelben jechaundfechzigzmweidrittel Prozent bes Jahres» 
arbeitsverdienftes (Vollrente); 

b) im Falle theilmweifer Erwerbsunfähigfeit für die Dauer 
derjelben denjenigen Theil der Vollrente, welcher 
dem Maße der durch den Unfall herbeigeführten 
Einbuße an Ermwerbsfähigfeit entſpricht (Theilrente). 
II Iſt der Verlekte in Folge des Unfalls nicht nur 

völlig eriwerbaunfähig, jondern auch derart Hülflos ge= 
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worden, daß er ohne fremde Wartung und Pflege nicht 
beiteben Tann, jo ift für die Dauer diefer Hülflofigfeit 
die Rente bis zu hundert Prozent des Jahresarbeits⸗- 
derdienftes zu erhöben. 

IV War der Berlegte zur Zeit des Unfalls bereits 
dauernd völlig erwerbsunfähig, jo befchränft fich der zu 
leiftende Schadenserfat auf die im Abi. 1 Ziffer 1 be= 
zeichneten Leiſtungen. Wird ein folder Verlebter in Folge 
des Unfalls derart hülflos, daß er ohne fremde Wartung 
und Pflege nicht beitehen fann, fo ift eine Rente bis 
zur Hälfte der Vollrente zu gewähren. 

Solange der Berlete aus Anlab des Unfalls 
thatfählid und unverjchuldet arbeitslos ift, kann der 
Genoſſenſchaftsvorſtand die Theilrente bis zum Betrage 
der Volltente vorübergehend erhöhen. 

Die 889 bis 14 und 88 22 bis 24 handeln von ben An 
ſprüchen im alle der Körperverlegung. 

Zu ; 9 vgl. lw. G. 8S 8, Bau:G. 8 9, See⸗G. 8 9. 

Die Leiftungen aus 88 9 u.12 einerfeit? und aus 8 22 andrer: 
ſeits find alternativ. Die BG. hat die bedingt freie Wahl zwifchen 
beiden Arten der Leiftung: Aerztliche Behandlung und Rente 
des Verletzten oder Unterbringung des Verletzten in einer 
Heilanftalt und Angehörigen-Rente.. S. 8 22. Ueber die 
geiftungen im alle der Tödtung f. 88 15 bi 21. 

Als Schadenderfag ift in Leinem Fall die Dedung bes 
wirklich erlittenen, vollen Schadens, fondern eine nach gejeb: 
lichen Merfmalen firirte Leiftung zu gewähren. 

Die Leiftungen aus 889ff. beginnen regelmäßig erft mit der 
„14. Woche nach Eintritt des Unfalles". Die Berechnung der 
Sarenzzeit beginnt mit dem Ereigniß, nicht mit dem Hervor— 
treten der Wirkung des Unfalles. A. N. 1888 ©. 244 Nr. 535 
(Re. IX ©. 63). In die 13 Wochen SKarenzzeit wird ber 
Zag des Unfalls nicht eingerechnet. Ueber ausnahmsweiſe 
Leiftungen aus der Unf.Verſ. während der Karenzzeit |. 
88 12, 13. 

Biloty, Unfallverfiherungsgefehe. 6 
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Uebernahme ber Krankenfürſorge durch die Ber.Gen. 
{. Ar26.36 Tb ff. 

Debertragung ber Unfallfürforge an Krankenkaffen 
f.$ 11 dieles Gef. 

Zu Ab. I: Die geſetzlichen Leiftungen find: 1. Erſatz der 
Astten des Heilverfahrene Das Heilverfahren ift regel: 
mutig vom Verſicherer nicht anzuordnen, jondern es find 
von ihm die Koften besfelben zu erſetzen. Doch kann Kranken: 
pflege abgeſehen von den Fällen ber 88 22 ff. auch unmittel: 
bar durch Etellung oder Beauftragung eines Arztes 2c. von 
ber #6, gewährt werden. Vgl. A. N. XII S. 493 Nr. 1568, 
XIV ©. 261 Nr. 1706 (Rg. XVI ©.130, XVII ©. 29). Zu 
eriegen find die Koften ber ärztlichen und fonftigen Kranken⸗ 
pflege, auch der Irrenpflege (Mittheil. des b. LYA. 4. Bd. VI 
E. 145 Nr. 466) und zwar auch wenn fie über das zur Hei- 
lung im engften Sinne Nothivendige hinausgehen, auch Reiſe— 
und Zransportfoften, welche mit der Krankenpflege in Zu: 
fammenhbang ftehen und die Koften der Kranken⸗, Heil: und 

ilfsmittel (Novelle). Zu diefen zählen unter Umftänden auch 
finftlihe Glieder. Vgl. A. N. XVII ©. 398 Nr. 1861 (Rg. 
XXIS. 38), Behandlung und Mittel, die nicht durch ben 
Unfall fondern durdy nachträgliche Urfachen, inSbejondere 
des DBerlebten ac. erforderlich wurden, werben nicht 
erſetzt. 

Ein Erſatz derBerpflegung3-, Verköſtigungs- und Kleidungs⸗ 
koſten findet nicht ſtatt, ſofern dieſe Dinge nicht zu den 

eil: oder Hilfsmitteln gehören. AN. IX ©. 157 Nr. 1209 
(Reg. XIII ©. 7). 

Die Entſchädigung erfolgt für das nach objektivem Er- 
mefjen zur Heilung Erforderlihe Die Feltitellung hat 
fih auf jachverftändige Auskunft zu ftüßen. Weder die that- 
fächliche Liquidation des DVerlegten noch das freie Ermeffen 
des Verſicherers find maßgebend. Hat ber Berlebte felbft ein 
Heilverfahren gewählt, ohne ſich darüber mit der Ber.Gen. 
in? Benehmen zu feßen, jo bat ex als Erja nur dasjenige 
zu beanjpruchen, was die BG. nad) Lage der Umftände hätte 
aufivenden müſſen. Hbdb. zu $5 Nr.8 AN. XIV ©. 261 
Nr. 1706 (Rg. XVII ©. 29), Mehr als auögelegt wurde, 
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it jelbft dann nicht zu erfeßen, wenn mehr erforderlich ges 
weſen wäre. - 

Die Entjhädigung kann auch vorſchußweiſe gejchehen. 
leber bie Tyeftftellung ſ. 88 69 ff. Vorläufige Feſtſtellung 
8871 Abi. IL, 73 Abi. II. 

Der Berlegte hat fich regelmäßig ber angeordneten ärzte 
lihen Behandlung zu unterziehen. Folgen der Wibderjegung 
i.$ 23 Abf. II. 

2. Rentenleiftung. Rente ift bei jeder durch Be: 
triebaunfall verurjachten Beeinträchtigung der Eriwerbafähig- 
it au leiften, jofern nicht Leiftungen aus $ 22 gewährt 
werden. 

Die Rente ift entweder Vollrente bei völliger Er: 
werbaunfähigfeit (Abf. II lit. a) oder Theilrente bei bloßer 
Minderung der Ermwerböfähigteit (Abf. IL. lit. b). 

Da Ermwerbsfähigfeit bie Gejammtheit derjenigen 
perfönlichen Eigenſchaften ift, welche jemand zu erlaubter, 
erwerbbringender Thätigkeit befähigen (vgl. mein Reiche: 
Unfallverfiherungsredt ©. 516), fo ift erwerbäunfähig jedes: 
fal3 derjenige, welcher aus Gründen, die in feinen perjdn: 
lichen, körperlichen und geiftigen Eigenschaften liegen, nicht 
mehr im Stande ift, irgend etwas zu verdienen. Es Tann dem 
Arbeiter von Beruf wohl jede Art eriwerbbringender Arbeit 
auch in anderen als feinem bisherigen Berufszweig zuge: 
muthet werden, (vgl. insb. AN. IV S. 70 Nr. 457, Mitth. 
de3 bayer. LVA. 1 S. 30 Nr. 37, VI S. 18 Nr. 397 ©. 82 
Nr. 444 und viele Andere), doch ift auf feine Ausbildung 
und feinen bisherigen Beruf (vgl. IVG. 85 Abf. IV) wie 
auch auf Alter, Gejchlecht, Fähigkeiten und Arbeitögelegenheit 
bilfige Nüdficht zu nehmen. (Vgl. Mitth. des bayer. LWA.'s III 
&.76 Nr. 167, V S. 35 Nr. 300.) Zu berüdfichtigen find 
indeß nur wirkliche und gegenwärtige Fähigkeiten, nicht auch 
ettunige künftige Beflerungs:, Befdrderungd: und. Erwerbs: 
ausfihten und regelmäßig wohl auch nur folche Fähigkeiten, 
die ber Verlegte jchon in erwerbbringender Weije bethätigt 
hat. Vgl. A.N. III ©. 132 Nr. 318, 356 Nr. 425, Mitth. 
d. bayer. LBN.’3 II ©. 26 Nr. 92. 

Die Rente (Boll: und Theiltente) wird für die Dauer der 
Beeinträchtigung der Erierböfähigfeit gewährt. Auch vie 
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%offrente hat nicht dauernde Erwerbaunfähigkeit zur Voraus⸗ 
Ieguna, Tie Feſtſtellung erfolgt ſtets auf unbeftimmte Zeit. 
2er Veränderung der Berhältniffe ſ. 88 88 ff. 

Tie Hente ift Geldrente. Feſtſtellung: 88 69 ff., Fällig: 
feit:6 93, Auszahlung: 897, Mebertragung:8 96, Ruben: 8 94, 
Rapitalabfindung: 8 96. 

Zu Abſ. II: Höhe der Rente. 

1. Zie Rente wird regelmäßig nur nad) dem Maße der: 
jenigen Einbuße an Erwerbsfähigkeit berechnet, welche ber 
Berlegte Dur den Unfall erlitten hat und nicht auch nad) 
derjenigen Dlinderung jeiner normalen Erwerbsfähigkeit, welche 
etwa ſchon zur Zeit des Unfalles aus anderen Gründen (3. 8. 
jugendlihes Alter A. NR. XIV ©. 243 Nr. 1697, Rg. XVII 
©. 16, oder Breifenalter 2c.) vorlag. Vgl. 8 10 Abi. V. Bei 
völliger Erwerbsunfähigkeit ift indeß die Vollrente auch zu 
ewähren, wenn zur Zeit de3 Unfalles die normale Erwerb? 
"ähigfeit bereit3 gemindert war (A. N. II ©. 17 Nr. 258) und 
zwar au dann, wenn der Verletzte etwa ſchon eine Theil: 
vente bezogen hat. Dgl. Motive zu 89 der Novelle ©. 23. 
(A. N. IIIS. 641 Nr. 1642, Rg. XVII ©. 137.) 

Nur wenn der Berlebte zur Zeit des Betriebsunfalls 
ihon völlig eriwerbaunfähig mar, fällt der neue Renten: 
anfpruch regelmäßig weg. Vgl. Abf. IV, ſ. jedoch auch Satz 2. 

2. Die Bollrente ift regelmäßig ?!s des Arbeits: 
verdienftes. Ausnahme nur nah 89 Abf. III. 

Die Theilrente beftimmt ſich regelmäßig nur.nach dem 
Grabe der erlittenen Einbuße an Erwerböfähigteit, ausnahms⸗ 
weife auch nach der Dürftigfeit (Abſ. III, IV) und Arbeits: 
gelegenheit (Abi. V). 

3. Bei Schäßung der Einbuße fommt e8 vor Allem auf 
ben Erwerbswerth des beichädigten KHörpertheils ıc. an. Eine 
reichhaltige Kaſuiſtik der Verficherungsämter bietet werthvolle 
Anhaltspuntte. Vgl. insb. Hdb. zu $ 5 Nr. 34 bis 39; |. auch 
AUN.XVI ©. 655 Nr. 1804 (Rg. XX ©. 36). Augenſchein 
und ärztliche Gutachten bilden die wichtigften Grundlagen 
der Beurtheilung. Der vom Berlegten wirklich noch bezogene 
Verdienſt kann berücfichtigt werden. Minimale Einbuße 
findet feine Berüdfichtigung. Nach ber Praxis de RVA.'s 
werden Renten unter 10 °o ber Vollrente regelmäßig nicht 
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gewährt (Rg. XVII ©. 26 A. N. XIII S. 266 Nr. 1581 lit. d). 
Bei ſchwankenden Geiundheitszuftänden ift eine Durchſchnitts⸗ 
vente zu berechnen (A. N. XII ©. 218 Nr. 1484, Rg.XVI 6.13). 
Bei Teltftellung in der Berufungd: und Relursinftanz vgl. 
A. N. III S. 298 Nr. 581. 

4. Die Bemeſſung der Rente erfolgt nach dem Jahres— 
arbeit3verbienft, in welchem der Grad der zulet vorhandenen 
Erwerbafähigteit in der rr ſich ausdrückt. Berechnung des 
Jahresarbeitsverdienſtes ſ. 8 

5. Die Theilrente keit ers einen Prozentfaß der 
Vollrente bar. Sie verhält fih zur Vollrente wie bie 
Einbuße an Erwerböfähigkeit zu ber zur Zeit des Unfalles 
vorhandenen Erwerbsfähigkeit, letere ausgedrüdt im maß: 
gebenden Jahresarbeitaverdienſt 


Formel: X = 1 a wobei A der mabgebende Jahres: 


verdienft und a die Prozentzahl der Einbuße an Erwerbs: 
fähigkeit (Berdienft) darftellen. Vgl. A.N. XIV ©. 170 Nr. 1693 
(Rg. XVII ©. 7). 

Zu Ab. III: Fall der Hilfsloſigkeit. Diefe Zujchuß: 
rente an Hilflofe ift eine Art von Armenfürforge (Novelle). 
Doch befteht auch hierauf ein Rechtsanſpruch. Vgl. Kom.Ber. 
©. 30. Dad Vorliegen der Hilflofigfeit und der Grad ber: 
felben unterfieht der Würdigung nach richterlichem Ermeſſen. 
Dabei gilt ala „fremde Wartung und Pflege“ nicht nur die 
von bezahlten Kräften, fondern auch die don Angehörigen 
unentgeltlich geleiftete Hilfe. (KHoın.Ber. ©. 30 a. E., welche 
Stelle übrigen? durch Drudfjehler verdorben iſt.) Anipruch 
auf Zufchußrente hat nur der Vollrentner. Der Anſpruch 
befteht nur, wann die Hilflofigfeit mit dem Unfall und deſſen 
Folgen in Zufammenhang fteht. Geltendmachung wie beim 
Rentenaniprud. 

Zu Abt. IV: An Stelle des Heilkoftenerfages kann auch 
in dieſem Falle die Leiftung des $ 22 treten. Nur fällt als: 
dann die Angehörigenrente weg. Abj. IV kann nur Anwen: 
ung finden, wenn ausnahmsweiſe eine völlig erwerbäunfähige 
Perfon in einem die Verfiherung begründenden Verhältniß 
fi) befindet. 

Die Erwerbaunfähigleit muß nicht nur völlig jondern 
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auch vorausſichtlich dauernd ſein. IVG. 8 16 kann hier analog 
nicht angewendet werden. Die Thatſache verſicherungspflich— 
tiger Beichäftigung wird in der Regel die Annahme völliger 
Erwerbaunfähigkeit ausfchließen. 

Auch hier kann fpäter Aenderung der Verhältniffe ($ 88) 
eintreten. Stellt fich jpäter die Annahme völliger Erwerbs: 
unfähigteit heraus, jo wird nachträglich, jofern bis dahin 
bie Folgen des Unfalles fortbeftehen, eine Rente zuzubil: 
ligen jein. 

Zu Sat 2 vgl. Note bei Abf. III. 

Zu Ab}. V: Fall der Arbeitslofigleit. Die Bor 
Tchrift findet nur auf Theilrenten und nur dann Anwendung, 
wenn die Arbeitslofigkeit ihren Grund in der geminderten 
Erwerbafähigteit oder in der durch das Heilverfahren ver: 
urſachten Arbeitzunterbrehung hat. 

Ein Rechtsanspruch auf den Rentenzufchuß befteht nicht. 

Der Zuſchuß ift befonder? und ftet3 auf beftimmte Zeit 
feftzuftellen. 

Berufung: und Rekursverfahren find ausgeſchlofſen. 


8 10 (5). 

I Die Rente ift nad) Maßgabe desjenigen Jahres: 
arbeitsverdienftes zu berechnen, den der Verlegte während 
des leßten Jahres feiner Beichäftigung in dem Betrieb 
an Gehalt oder Lohn ($ 6) bezogen hat, wobei der fünf: 
zehnhundert Mark überfteigende Betrag nur mit einem 
Drittel zur Anrechnung fommt. 

I Als Sahresarbeitsverdienft gilt, ſoweit fich der- 
jelbe nicht aus mindeſtens wochenweiſe firirten Beträgen 
zufammenjegt, da3 Dreihundertfache des durchichnittlichen 
täglichen Arbeitsverdienftes. Für verficherte Perjonen in 
Betrieben, in welchen die übliche Betriebömweije eine höhere 
oder niedrigere Zahl von Arbeitstagen ergiebt, wird dieſe 
Zahl ftatt der Zahl dreihundert der Berechnung des 
Jahresarbeitsverdienſtes zu Grunde gelegt. 
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I War der Berlebte in dem Betriebe vor dem 
Unfalle nicht ein volles Jahr, von dem Unfalle zurüd» 
gerechnet, beichäftigt, jo ift die Rente nach demjenigen 
Sahresarbeitsverdienfte zu berechnen, welchen während 
Diejes Zeitraums verficherte Perſonen berjelben Art in 
demfelben Betrieb oder in benachbarten gleichartigen Be- 
trieben bezogen haben. Iſt dies nicht möglich, Jo ift der 
dreihundertfache Betrag desjenigen Arbeitslohn zu Grunde 
zu legen, welchen der Verletzte während des letzten Jahres 
vor dem Unfall an denjenigen Tagen, an welchen er be» 
Tchäftigt war, im Durchſchnitte bezogen Hat. 

IV Bei verficherten Perfonen, welche feinen Lohn 
oder weniger als ben dreihundertfachen Betrag des für 
ihren Beichäftigungsort feftgeftellten ortsüblichen Tage— 
lohns gewöhnlicher erwachſener Tagearbeiter beziehen ($ 8 
des Krankenverſicherungsgeſetzes), gilt ala Yahresarbeits- 
verdienft das Dreihundertfache diejes ortsüblichen Tage— 
lohns. 

v In den Fällen des Abſ. 4 iſt bei Berechnung der 
Rente für Perfonen, welche vor dem Unfalle bereits theil- 
weile erwerbsunfähig waren, derjenige Theil des ort3- 
üblichen Tagelohns zu Grunde zu legen, welder dem 
Maße der bisherigen Erwerbsfähigkeit entipricht. 

08 10 File 2 10 vgl. Im. &. 88 9—13, Bau:G. 8 9, See⸗G. 


8 JJ der Novelle iſt aus $ 8 Abf. II u II und 85 
Abf. III—V des Gef. v. 1884 hervorgegangen. 

Die Regel des 8 10 gelten für alle Arten von ver: 
fiherten Perjonen, für Arbeiter, Betrieb3beamte, Unternehmer, 
gejeglich und ftatutarifch Verficherte. 

Zu Abi. I: Abſ. I enthält die allgemeinen Regeln, die, 
jomweit nicht Ausnahmen ausdrüdlich angeordnet find, auch 
für die befonderen Fälle der Abſ. II—V gelten. 


Sup 11. Gewerbes Unfallverficherungsgejieb. 


1, Die Rente ift nach bem Jahresarbeit3verdienft 
u berechnen. Diefes ftellt den Geldiwerth der Erwerbs— 
Tähigteit des Verfiherten dar (vgl. 5 9 Note zu Ab. I Ziff. 2). 
Ziefer Berbienft bildet auch die Grundlage für die nach 8 22 
Abf. III zu bewilligende Angehörigenrente. 


2. Nur Arbeitöverdienft im Sinne des $ 6 fommt in 
Betracht und zwar nur foldher Verdienft, welchen der Ber: 
fiherte felbft aus einer die Verficherung begründenden Be 
fhäftigung bezogen hat. 

3. Tas Geſetz verlangt nicht ausdrüdlich, daß nur folcher 
Derdienft in Anrechnung komme, welchen der Berficherte im 
Betriebe des Unfalls bezogen hat. Die Worte „in dem 
Betrieb” gehören zu den Worten „feiner Beichäftigung“, nicht 
zu den nachfolgenden Worten „an Gehalt oder Lohn“. Grund: 
fäglih kommt nämlich ber ganze Ertrag der verficherungapflid: 
tigen Beichäftigung eines Jahres in Anrechnung und mad 
es feinen Unterichied, ob die Beichäftigung dem Unfallbetrieb 
oder einem anderen, der entjchädigungspflichtigen oder einer 
anderen Genoſſenſchaft, zugehört. 


4. &3 wird der Verdienſt des lebten Jahres (a dato 
ad datum), vom Unfall zurüdgerechnet, zu Grunde gelegt. 
Diefe Regel gilt allgemein auch in den Fällen der Abſ. I—V. 
Für die in dieſer Zeit entweder überhaupt nicht durchiveg 
Derficherten und für die nicht während de3 ganzen Jahres im 
Unfallbetriebe bejchäftigten Verficherten mit Taglohn findet 
eine filtive Deranichlagung des Jahresarbeitsverdienſtes nad 
gejeglich beftimmten Merkmalen (Abf. III) ftatt. 


5. Das Geſetz fixirt als Minimum des in Anfchlag zu 
bringenden Zaglohne® den nah Kr. VG. 8 8 feitgeftellten 
ortsüblichen Taglohn gewöhnlicher erwachjener Zagarbeiter 
(Abj.IV). Das Marimum de3 anzunehmenden Jahresver: 
Dienstes ift abfolut nicht firirt, nur relativ ift es fixirt, in: 
dem allgemein ber 1500 M überfteigende Betrag nur mit 
einem Drittel in Anrechnung kommt, wa3 auch für Betriebs— 
beamte (A. NR. III S. 133 Nr. 320) und Unternehmer (A. N. II 
©. 14 Nr. 124) und auch bei fiktiver DVeranjchlagung de? 
Jahresverdienſtes (Abf. II u. III) gilt. 

6. Der wirkliche Jahresarbeitzverdienft wird nur bei 
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ſolchen BVerficherten, in®b. Betriebabeamten, ermittelt und an 
gefeßt, beren Gehalt oder Lohn „aus minbdeftend wochenweiſe 
firirten Beträgen“ (Wochen, Monatd-, Quartald:, Jahres: 
Gehälter) fi) zufammenfegt und mindeften® dem ortgüblichen 
Taglohn gewöhnlicher Tagarbeiter gleihfommt. Nur für fie 
findet alfo die Regel des Abf. I, wonach in Anfchlag fommt, 
was der Berficherte „bezogen hat”, ganz Anwendung. Unb 
auch für fie gilt diefe Regel nur, wenn fie im lebten Jahr 
im Unfallsbetrieb beichäftigt waren. 

Für bie große Mehrzahl ber Arbeiter mit Taglohn 
findet eine filtive Berechnung de JAV. nach Abf. III, für 
die nicht das ganze Jahr über im Betrieb beichäftigten Per: 
fonen eine foldhe nach Abf. IV und für bie unter dem gewöhn: 
Lichen Taglohn arbeitenden eine ſolche nah Abf. V ftatt. 

7. Ueber Ermittelung des Jahredarbeitsverdienſtes ver: 
fiherter Unternehmer ($ 5) beftimmt das Statut. ©. $ 37 
Ziff. 12.- 

Zu Abf. I: 1. Die filtive Berechnung nach Abſ. II für 
Taglohnarbeiter geht von der Präfumtion eines 300tägigen 
Arbeitsjahres aud. Die Ausnahme des 2. Satzes findet 
nur Anwendung bei Betrieben, in welchen regelmäßig da 8 
ganze Jahr über gearbeitet wird, nicht auch auf og. 
Saifon:(Kampagne-)Betriebe. A. N. III S.9 Nr. 251. Sie 
ift ferner nur zutreffend, wenn die Abweichung aus bem 
Durchſchnitt mehrerer Jahre und nach den Geſammtarbeits— 
verhältniffen des Betriebs beftimmt feftftellbar ift. Vgl. Hdb. 
83N. 7ff. insb. A.N. X7 ©.540 Nr. 1762 (Rg. XIX ©. 86). 
&3 Tommen nur die Arbeitätage, nicht die Arbeitsſchichten in 
Anrechnung. Mehr ala 365 Tage können niemal? angenommen 
werden. 

2. Der durhichnittlihe Tagesverdienft wird 
gefunden, indem der wirkliche VBerbienft des legten 
Jahres durch die Zahl der wirfliden Arbeitätage 
dividirt wird. Diele Zahl wird dann mit 300 
(event. nah Sat 2) multiplizirt. DBgl. Abi. IV ©. 2. 


Formel: X — V: 300 wobei V — wirklicher Verbienft bes 
legten Jahres und A = Zahl der wirklichen Arbeitstage. 
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3. In den burchfchnittlichen Tagesverdienft werben zwar 
nit nur Derdienfte aus dem Unfallabetriebe, doch auch nicht 
Derdienfte aus anderen ala den der entichädigungspflichtigen 
Genoffenſchaft angehörigen Betrieben eingerechnet. A. N. IIIS.9 
Nr. 251. Dafür dürfen aber auch die Tage, an welchen der 
Verletzte etwa anderwärts verdient hat, nicht als wirkliche 
Arbeitstage angerechnet werden. 


Zu Abſ. III: Die fiktive Berechnung des Abſ. III findet 
ftatt, wenn der Derlebte in dem Unfallbetriebe nicht ein volles 
Jahr (a dato ad datum), vom Unfall zurüdgerechnet, ke: 
Ihäftigt war. Als vollbejchäftigt gilt nicht nur der: 
jenige, der an jedem Tag, an welchem der Betrieb arbeitete, 
im Betrieb beichäftigt war, jondern auch berjenige, ber etiva 
tageweife fehlte, wenn nur dad Arbeitöverhältniß nicht erſt 
erheblich nach Beginn diefed Jahres begonnen oder während 
dieſes Jahres etwa erheblich unterbrodden worden ift. Bol. 
AN. IV S 70 Nr. 459, XIV ©. 54 Nr. 1732 (Rg. xvill 
S. 96). Krankheit: unb Militärdienſtzeiten find nach Ana— 
logie des IVG. 8 30 Abſ. II der Beſchäftigungszeit einzu— 
rechnen. Nicht erforderlich iſt für die Annahme der Voll⸗ 
befchäftigung, dat die Beichäftigung immer in der gleichen 
Art und mit gleichem Lohne erfolgte. Val. A. NR. IV ©. 292 
Nr. 574, 576, VII ©. 277 Rx. 1059, XIII ©. 264 Nr. 1579 
(Rg. XI S. 160, XVII ©. 22). Hdob. 85 N. 19. Nicht ala 
vollbeſchäftigt gilt derjenige, der zwar regelmäßig, aber etiva 
nur ftundenweife im Betrieb bejchäftigt war und deſſen 
Hanrtbeſchaftigung außerhalb des Betriebes lag. Hdob. 85 


Bei nicht Vollbeſchäftigten iſt hinſichtlich der Berech⸗ 
nungsart zu unterſcheiden. Sind Analogien im Betrieb ſelbſt 
oder in einem Nachbarbetrieb möglich, ſo ſind ſie anzuwenden, 
wenn nicht, dann findet Satz Anwendung. Im erſten Fall 
ift zwijchen ſolchen, die einen. mindeſtens wochenweiſe fixirten 
Gehalt bezogen und folchen, die im Taglohn arbeiten, nicht 
zu unterjcheiden. Für beide wird der wirkliche Jahresver— 
dienſt der Analogiearbeiter gemäß Abſ. I Note 6 berechnet. 
Hdb. $5 N. 26 trifft nicht mehr zu. 


Analogiearbeiter find jolche, die bei annähernder Gleich: 
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werthigfeit der Leiftung in gleichartiger regelmäßiger Be: 
ihäftigung fih befanden. Vgl. A. N. IV ©. 83 Nr. 464. 
Es find nur ſolche Analogiearbeiter zu wählen, welche 
da3 ganze Betriebsjahr hindurch beichäftigt geweſen find. 
Analogiebetriebe: A. N. V ©. 355 Nr. 746, VI ©. 599 
Nr. 916 (Rg. XT ©. 14). 


Ob Analogien zu finden jeien oder nicht, ift Frage des 
richterlichen Ermeſſens. 

Finden fih Analogien nit (Sat 2), jo findet die Be: 
rechnung nach der Regel des Abf. II Sab 1 nur mit dem 
Unterfchied ftatt, daß nicht der wirkliche Verdienft des ganzen 
legten Jahres, jondern nur derjenige der Arbeitötage in 
Anlag kommt. 63 werden nicht nur die Arbeitätage im 
Unfallbetriebe, jondern alle Tage, an welchen ex in verficher: 
ungspflichtiger Beihhäftigung ftand, eingerechnet. 

Zu Abi. IV: Diefe jubfidiäre Vorſchrift gilt für Arbeiter 
im Taglohn und andere gleichmäßig. 

Beichäftigungsart: Zal. Kr VG. 8 54. A. N. XVIIS. 178 
Nr. 1840 (Rg. XXI ©. 6). 

Kr. VG. 8 8 lautet: 

„Der Betrag des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher 
Tagearbeiter wird von der höheren Verwaltungsbehörde nach 
Anhörung der Gemeindebehörde feſtgeſetzt und durch das für 
ihre amtlichen Bekanntmachungen beſtimmte Blatt veröffent— 
licht. Aenderungen der Feſtſetzung treten erſt ſechs Monate 
nach der Veröffentlichung in Kraft. 

Die Feſtſetzung findet für männliche und weibliche, ... 
Perjonen ... bejonders ftatt.“ 

Es find hier nur die bejonderen Feſtſetzungen für männ: 
liche und weibliche Perfonen, nicht auch diejenigen für jugend: 
liche Perſonen zu berüdfichtigen. | 

Bei Berechnung des Lohnes find auch ettvaige Natural: 
bezüge anzufchlagen und findet Abf. IV nur Anwendung, 
wenn der wirkliche Geldlohn einfchlieglich der Naturalien 
hinter dem ortsüblichen zurüdbleibt. U.R.XV ©.617Nr.1775 
(Rg. XIX ©. 115). 


Zu Abſ.V: Vgl. 89 Abi. II Note l. 
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Uebernahme ber Krankenfürforge durch die Ber.Gen. 
I. KrB6. 88 76h ff. 

Mebertragung ber Unfallfürforge an Krankenkaffen 
j. $ 11 dieſes Gef. 

Zu Abſ. I: Die gefeglichen Leiftungen find: 1. Erſatz der 
Koften des Heilverfahrens. Das Heilverfahren ift regel: 
mäßig vom Berficherer nicht anzuordnen, fondern es find 
bon ihm die Koften desfelben zu erſetzen. Doch kann Kranten: 
pflege abgejehen von den Fällen der 88 22 ff. auch unmittel- 
bar durch Stellung oder Beauftragung eines Arztes ıc. von 
der BG. gewährt werben. Vgl. A. N. XII S. 493 Nr. 1563, 
XIV ©. 261 Nr. 1706 (Rg. XVI ©. 130, XVII ©. 29). Zu 
erſetzen find die Koften der ärztlichen und fonftigen Kranten- 
pflege, auch ber Srrenpflege (Mittheil. des b. LVA. 4. Bd. VI 
©. 105 Nr. 466) und zwar auch wenn fie über das zur Hei: 
lung im engiten Sinne Nothiwendige hinausgehen, auch Reife: 
und Transportkoſten, welche mit der Krankenpflege in Zu: 
fammenhang ftehen und bie Koften der Kranken, Heil» und 
Hilſemitte (Novelle). Zu diefen zählen unter Umſtänden auch 

ünftliche Glieder. Vgl. A. N. XVII ©. 398 Nr. 1861 (Rg. 

XX16©. 38). Behandlung und Mittel, die nicht durch den 
Unfall jondern durch nachträgliche Urſachen, insbeſondere 
ee des Verletzten ac. erforderlich wurden, werben nicht 
erſetzt. 

Ein Erſatz der Verpflegungs⸗, Verköſtigungs- und Kleidungs⸗ 
koſten findet nicht ſtatt, ſofern dieſe Dinge nicht zu den 

eil- oder Hilfsmitteln gehören. A. N. IX ©. 157 Nr. 1209 
(Rg. XIO ©. 7). 

Die Entſchädigung erfolgt für das nach objektivem Er: 
mefjen zur Heilung Erforderliche Die Feſtſtellung hat 
fih auf fachverftändige Auskunft zu ftüßen. Weder die that: 
fächliche Liquidation des Verletzten noch das freie Ermeffen 
bes Verfichererd find maßgebend. Hat der Berlette felbft ein 
Heilverfahren gewählt, ohne ſich darüber mit der Ber.Gen. 
ind Benehmen zu feßen, jo bat er als Erſatz nur dasjenige 
zu beanjpruchen, was die BG. nach Lage der Umftände hätte 
aufwenden müſſen. Hdb. zu 85 Nr. EAN. XIV ©. 261 
Nr. 1706 (Rg. XVII ES. 29). Mehr als ausgelegt wurde, 
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ift jelbft dann nicht zu erſetzen, wenn mehr erforderlich ges 
wejen wäre. - 

Die Entichädigung kann auch vorſchußweiſe geichehen. 
Meber die Yeftftellung ſ. 88 69 ff. Borläufige Feſtſtellung 
88 71 Abſ. II, 73 Abſ. II. 

Der Berlette hat fich regelmäßig der angeordneten ärzt« 
lichen Behandlung zu unterziehen. Folgen der Wibderfegung 
ſ.8 23 Abf. II. 

2. Rentenleiftung. Rente ift bei jeder burch Be: 
triebaunfall verurfachten Beeinträchtigung der Erwerbsfähig— 
teil au leiften, fofern nicht Leiſtungen aus $ 22 gewährt 
werden. 

Die Rente ift entweder Vollrente bei völliger Er: 
werbsunfähigkeit (Abf. II lit. a) oder Theilrente bei bloßer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit (Abſ. II. lit. b). 

Da Erwerbsfähigleit die Gefammtheit berjenigen 
perjönlichen Eigenfchaften ift, welche jemand zu exlaubter, 
erwerbbringender ZThätigkeit befähigen (vgl. mein Reiche: 
Unfallverficherungaredt ©. 516), fo ift erwerbaunfähig jedes: 
falls derjenige, weldher aus Gründen, die in feinen perjön- 
lichen, Lörperlichen und geiftigen Eigenjchaften liegen, nicht 
mehr im Stande tft, irgend etwas zu verdienen. Es Tann dem 
Arbeiter von Beruf wohl jede Art eriwerbbringender Arbeit 
auch in anderen ala feinem bisherigen Berufszweig zuge: 
muthet werden, (vgl. insb. AN. IV ©. 70 Nr. 457, Mitth. 
de3 bayer. LWVA.'s I ©. 30 Nr. 37, VI S. 18 Nr. 397 ©. 82 
Nr. 444 und viele Andere), doch ift auf feine Ausbildung 
und jeinen bisherigen Beruf (val. IDG. 85 Abf. IV) wie 
auch auf Alter, Geſchlecht, Fähigkeiten und Arbeitägelegenheit 
billige Nüdficht zu nehmen. (Vgl. Mitth. des bayer. WA.'s III 
©. 76 Nr. 167, V ©. 35 Nr. 300.) Zu berüdfichtigen find 
indeß nur wirkliche und gegenwärtige Fähigkeiten, nicht aud) 
etwaige Tünftige Beſſerungs-, Beförderungd: und. Erwerbs: 
ausfichten und regelmäßig wohl auch nur ſolche Fähigteiten, 
bie der Derlegte jchon in eriwerbbringender Weile bethätigt 
hat. Vgl. A. NR. II ©. 132 Nr. 818, 356 Nr. 425, Mitth. 
d. bayer. LVA.'s II S. 26 Nr. 92. 

Die Rente (Boll: und Theilrente) wird für die Dauer der 
Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit gewährt. Auch die 
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Heilverfahren auf ihre Koften zu übernehmen. Vom Zage 
der Uebernahme an bis zur Beendigung des Heilderfahrens 
ober bis zum Ablauf ber breizehnten Woche nach Beginn bes 
Krantengeldbezuges geht der Anſpruch des Erkrankten auf 
Krankengeld auf bie Berufsgenofjenjchaft Über. Auf dieſe 
gehen dagegen für benfelben Zeitraum alle Verpflichtungen 
abe, welche der Krankenkaſſe dem Erkrankten gegenüber 
obliegen. 

U Streitigfeiten aus diefem Verhältniffe werden, ſoweit 
fie zwifchen dem Erfrankten und der Berufögenofjenfchaft ent: 
ftehen, nach Vorſchrift des $ 58 Abſatz 1, joweit fie zwischen 
ber Berufsgenofjenfchaft und ber Gemeinde-Srantenverficher: 
ung oder Krankenkaſſe entftehen, nach Vorſchrift des $ 58 
Ab. II entfchieden. 


76d. 

Den Berufägenofjenfchaften ftehen in Beziehung auf bie 
Anwendung der 88 76a, 76b, 76c das Reich, die Staaten 
und diejenigen Berbände gleich, welche nach den Beftimmungen 
der Unfallverficherungsgefeße an die Stelle der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften treten.” 

8 11 und Kr. VG. 88 766—d handeln von den rechtlichen 
Beziehungen, welche ziwijchen Unfall: und Krantenverficherung 
dadurch entftehen können, dat Berufsgenoffenjchaften einerfeits 
die ihnen obliegende Unfallfürforge an Krankenkaſſen über: 
tragen ($ 11 Abſ. Iu. V), andererjeit3 die den Krankenkaffen 
obliegende Krankenfürſorge übernehmen (8 11 Abj. I—V 
und Kr. VG. 8 76b—d) dürfen. 

Ein analoges Berhältniß befteht zwiſchen Invaliden⸗ 
verficherung und SKrankenverficherung. Mebertragung der Inv.⸗ 
Fürſorge an Krankenkaſſen: |. IVG. 8 19. Uebernahme der 
Krankenfürſorge durch Verſicherungsanſtalten: ſ. IVG. 8 18. 

Die Ber.Gen. der UV. und die Verſicherten haben einer: 
jeit3, analog wie die Verf. Anft. der FB., ein Intereſſe daran, daß 
der Verletzte von Anfang an, d. i. unmittelbar nach dem Un: 
fall, eine möglichft zweckmäßige Heilbehandlung erhält. Da 
diefe Behandlung den VBerficherten gegenüber für die erften 
13 Wochen in der Regel den Krankenkaſſen obliegt, jo kommt 
den Ber.Gen. eine Einwirkung auf diefe Behandlung zu. Die 
Ber.Gen. haben nun zwar fein Auffichtsrecht gegenüber den 


Allgemeine VBeitimmungen. $ 11. 95 


Kr.ſKt., wohl aber können fie von ihnen bie Hr ſchon in 
den eriten 13 Wochen übernehmen (Kr. VG. 8 76c). 

Die Berfiherten und die Ber.Gen. haben“ anbererfeits ein 
Suiereie daran, daß ihre einmal begonnene Behandlung nicht 
willfürlih unterbrochen und geändert werde. Aus dieſem 
Grunde fann die Uebertragung der Unfallfürforge durch die 
BG. an die Kr.K. erfolgen (Ss 11 Abſ. I). Aus demfelben 
Grunde kann auch ein Wechjel der Heilanftalt regelmäßig 
nicht gegen den Willen des Verletzten jelbft angeordnet werden 
($ 11 Abi. IH). 

Die Kr.K. haben andererſeits ein Intereſſe daran, daß 
von dieſer Befugniß dann nicht Gebrauch gemacht werde, wenn 
ihre eigenen Einrichtungen ausreichend find. Es fann ihnen 
deßhalb ein Wiberfpruchörecht gegen die Uebernahme ein: 
geräumt werden (8 11 Abf. II). 

Zu Abſ. I: Uebertragung. 

Inſoweit Rrantenalen In Abſ. IV) auf Grund ftatutari- 
ſcher Beftimmung (Kr. VG. 8 21 Abſ. I Ziff. I) oder kraft Ge: 
ſetzes (Kr. VG. 86 Abi. I) ihre Leiftungen über die erſten 
13 Wochen hinaus zu erftredden haben, bedarf es feiner Ueber: 
fragung. Im erften Fall find etwaige Erſatzanſprüche nach 

URS. 8 25 zu beurtheilen. Im letzten Fall entiteht fein Er: 
ſatzanſpruch. 

Die beauftragte Kaſſe iſt, wenn ſie die zuſandige iſt, zur 
Uebernahme verpflichtet. Krankenkaſſen: ſ. Abſ. IV. „Zu— 
legt angehört hat“, d. i. zur Zeit des Beginnes der Erkrankung. 
Nebertragung kann immer nur an bie Kaſſe erfolgen, welche 
während ber erften 13 Wochen Fürſorge bethätigt hat. 

Die Mebertragung Tann ſchon vor Ablauf der erften 
13 Wochen erfolgen. Dieb wird jogar die Regel fein und 
muß geichehen, wenn die Kr.K. etiva ihre Leiftungen vorher 
eingefielt hat, ohne daß die Heilung erfolgt ift. 

Die einem Verunglüdten etwa von einem früheren Unfall 
ber zuftehende Rente darf ihm während ber Krankenhaus: 
behandlung nicht entzogen werden. U.N. XIV ©. 246 Nr. 1703 
(Reg. XVII S. 21). 

Was libertragen wird, find eigentlich Leitungen ber 
Unf.Berf., aljo die im UDG. beftimmten. Die Ber.Gen. hat 
den Umfang der Uebertragung zu bejtimmen und fann ind: 
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befondere die Beiftung der Rente ſich vorbehalten. Vgl. U. N. 
II S. 133 Nr. 184. Die Teltftelung ihrer eigenen Leiftungs: 
pflit bat die Ber.Gen. ftet? nad) der allgemeinen Regel 
(88 69 ff.) vor der Mebertragung vorzunehmen. Vgl. Hdb. 
85N. 46.47. Die Wahl zwiſchen Krankenfürſorge nuch Kr.⸗ 
VG. 8 6 Abſ. 1 Ziff. (UVG. 8 9 Abſ. J Ziff. 1) und Kranken— 
hauspflege nah Kr.BG.$ 7 Abſ. I (nBG. 8 22) ſteht de jure 
der Ber.Gen. zu, welche indeß dieſe Wahl der Kaſſe über: 
lafien ann. Andere Graef-Keidel, Komm. N.4 Den 
Zeitpunkt der Beendigung des Heilverfahrens beftimmt bie 
Ber.Gen. Darüber hinaus dürfen Hebertragungen nicht ftatt- 
finden. A. N. V ©. 196 Nr. 705. 

Die Erſatzpflicht der BG. erftredt ſich auf alle auf: 
tragsgemäße Fürſorge. Dieß folgt aus Sat 1 und dem Zu: 
ja im Satz 2. Ueber die Höhe des Erfahes können Berein: 
barungen zwifchen den Vorſtänden ftattfinden; doch darf die 
Kr.K. auf ihren Erſatzanſpruch auch nicht zum Theil ver: 
zichten. Die im Sat 2 angegebenen Entjchädigungsregeln find 
ftetö, auch bei etwaigen Vereinbarungen zwiſchen Kr.K. und 
Ber.Gen., und auch im Streitfalle ($ 14) zu Grunde zu legen. 

Das für die Berechnung nach Satz 2 maßgebende Kranken: 
geld beftimmt fich nach ber einjchlägigen Vorſchrift des Kr.⸗ 
VG. 86 Abſ. I Ziff. 2 mit 88 oder 820 Abſ. I Ziff. 1 und 
ed. auch $ 21 Abi. I Ziff. 2. 

Hreitvillige Leiftungen dev Kaffe find ihr nicht zu erjehen. 

Streitigfeiten jowohl wegen der Mebertragung ala 
auch wegen des Erſatzes |. $ 14. Der Verlebte jelbit Tann 
feine Anfprüche im Fall der Uebertragung zwar unmittelbar 
bei der Kr.K., im Streitfall aber nur bei der Ber.Gen. geltend 
machen. 

Die Kr.K. Stehen auch Hinfichtlich der Durchführung der 
übertragenen Fürjorge unter der regelmäßigen Aufficht der 
ftaatl. Verw. Beh. 

Zu Abt. II (Novelle): Der Landes-Centralbehörde kommt 
es zu, diejenigen Heilanjtalten zu beftimmen, welche nach ihrem 
Ermeſſen ala ausreichende Einrichtungen anzuſehen find. Durch 
ſolche Beſtimmung erwächſt der. betr. Krankenkaſſe ein Recht 
auf Zuftimmung den Ber.Gen. gegenüber. Dieſes Recht kann 
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ihr aber von der no: „jedexaeit wieder entzogen werden. Vgl. 
a inkeiten: | 8 I Rote. 

Streitigkeiten: |. 8 14 Note (IT). 

Zu Wi. II (Novelle): Das Zuſtimmungsrecht bed Ver⸗ 
legten befteht ſowohl gegenüber ber Kr.K. ala auch gegenüber 
der Ber.Gen. und kann auch durch deren Uebereinſtimmung 
hinfichtlich der Ueberführung nicht aufgehoben werden. Es 
befteht fowohl im Tall der Mebertragung (Abi. I) ala auch 
in dem der Uebernahme (Abi. II) und überdauert die erften 
13 Wochen. 

Dur) Saz 2 ift der unteren Verw. Beh. eine Art Curatel 
eingeräumt (vgl. IVG. $ 55 Abi. IIT). Sie hat dabei in 
erfter Linie das Heilintereffe des Verlegten zu befolgen. Die 
Zuftimmung ber unt. BB. kann diejenige der Kafje (Abf. II) 
nicht erſetzen. 

Streitigkeiten ſ. $ 14 Note (II). 

Zu Abi. IV: Die Vorfchrift bezieht fi) auf ab. I—II. 

Krankenkaſſen find demnach alle Kr.Kt., welche an ber 
Durchführung der gejehlichen Kr.V. theilnehmen m. A. der 
landesrechtlichen Kr.Berj.Einrichtungen (Kr. VG. 8 15). Es 
gehören aljo dazu die Gemeinde-Srankenverficherungen, die 
Orts⸗, Betriebs, Bau: und Innungsfrantentaffen, die Knapp: 
Schaftätafien und die freien Hilfskaſſen, letztere jedoch nur, ſo⸗ 
fern fie die amtliche Beftätigung nach 8 75a Kr. VG. befigen. 


8 12 (5). 

I Bom Beginne der fünften Woche nah Eintritt 
des Unfalls bis zum Ablaufe der dreizehnten Woche ift 
dad Krankengeld, welches den durch einen Betriebaunfall 
verlegten Perjonen auf Grund des Kranfenverficherungs- 
geſetzes gewährt wird, auf mindeſtens zwei Drittel des 
bei der Berechnung desfelben zu Grunde gelegten Arbeits- 
lohns zu bemeſſen. Die Differenz zwiſchen dieſen zwei 
Dritteln und dem geſetzlich oder ſtatutengemäß zu ge— 
währenden niedrigeren Krankengeld ift der ‚beteiligten 
Krankenkaſſe (Gemeinde: -Rranfenverficherung) don dem, 
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Unternehmer desjenigen Betriebs zu erfeßen, in welche 
der Unfall fich ereignet hat. Die zur Ausführung diefe 
Beftimmung erforderlichen Vorjchriften erläßt das Neid; 
Berfiherungsamt. 

U Den nach 88 1 oder 2 verficherten Arbeitern un 
Betriebsbeamten, letzteren bei einem Jahresarbeitsverdienſi 
bis zu zweitaufend Mark, welche nicht nad) den Beftin 
mungen des Stranfenverfiherungsgefeges verfichert fint 
hat der Betriebsunternehmer die in den 8$ 6, 7 de 
Kranfenverficherungsgefeges vorgejehenen Unterftüßunge 
einichließlich des aus dem vorhergehenden Abſatze fidh eı 
gebenden Mehrbetrags für die erften dreizehn Woche 
aus eigenen Mitteln zu gewähren. Die Berufögenofjen 
ſchaft fann die dem Unternehmer obliegenden Leiftunge 
ganz oder theilweiſe ftatt desjelben übernehmen. De 
Unternehmer bat in diefem alle der Berufögenoffenfcha] 
Erſatz zu leiften. Dabei gilt als Erfah ber im $ ! 
Abſ. 1 Ziffer 1 bezeichneten Leiftungen die Hälfte des 
jenigen Kranfengeldes, welches dem Verlegten nach $-ı 
Abſ. 1 Ziffer 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes zuftehe 
würde, wenn er nach deffen Beitimmungen verfichert wäre 

Zu 8 12 vgl. Bau-G. 88 9, 10, See⸗G. 8 14. 

8 12 ift aus 8 5 Abf. IX und X bes Gef. v. 1884 un! 
zwar Abj. I unverändert, Abſ. II mit den Zuſätzen in Sa! 
2—4 herborgegangen und handelt von der Fürſorge währen! 
der erften 13 Wochen und zwar von Ergänzung (Abſ. T) bezw 
Erſatz (Abf. II) der gefelichen Krantenfürjorge. 

Zu Abi. I: Ergänzung ber Kr. Fürforge vgl. bi 
Ausf. Belt. des RPA.“s v. 30. Sept. 1885 (U. N. IS. 282 fj 
VS. 4183 ff.). 

Die Vorſchrift findet auch bei Uebernahme der Kr.Für 
forge durch die Ber.Gen. (Kr.BG.$ 76c) Anwendung. 

Die Erhöhung des Krankengeldes ift burh die Kr.K 
Telbft vorzunehmen, und zivar nicht nur, wenn fie vom Ber 
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letzten beantragt wird. Die Anregung kann auch von der 
Ber. Gen. oder Aufſichtsbehörde der Kaſſe ausgehen. Die Er: 
böhung kommt nur den gegen Unfall nad) Gew.⸗, Bau: oder 
See-G. verfiherten Perfonen und ihnen nur bei Betriebs: 
unfällen zu. Ob diefe VBorausfehungen erfüllt jeien, hat Die 
Kaffe zu prüfen. Durch ihre Entfchließung wirb die Ber.: 
Gen. bei ihrer etwaigen ſpäteren Tyeftftellung des Falls nicht 
gebunden, wohl aber unterftüßt. Informationen der Kafjen 
erfolgen insb. durch die zur Unfallunterſuchung verpflichteten 
Drtspolizeibehörden. Vgl. $ 64 und bayer. Min. Bekm. v. 
25. Dit. 1885 Ziff. 6 Abi. I. Vgl. Hbb. 85 N. 52. 

Beginn ber Erhöhung: A. N. ITS. 73 Nr. 150 (Re. VI 
©. 435). Berechnung der 2/s bei firirtem, nicht nach dem 
Arbeitslohn bemefjenen Krankengeld: A. N. II S. 2 Nr. 105, 
XIV ©. 558 Nr. 1735 (Rg. XVII ©. 98). 

Zahlt die Krankenkaſſe Schon nad) ftatutarifcher Beſtimm⸗ 
ung ben Erhöhungabetrag, jo finden eine weitere Erhöhung 
und ein Erfaß nicht Statt. 

Krantenkaffen im ©. diefer Vorfchrift find alle Kaſſen, 
welche an der Durchführung der gejeßlichen Kr.V. theilnehmen, 
einschließlich der freien Hilfskafſen (Kr.BG. 8 75) und der 
landesrechtlichen Krantenverficherungs: Einrichtungen (Kr. VG. 
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). 

Ueber die Berechnung des Krankengeldes vgl. 8 11 Note 
zu Abf. Ta. ©. 

Streitigkeiten über die erhöhte Leiftungspflicht können 
nur zwijchen dem Berlegten und der Kafſe entitehen und 
werben nad) KHr.VG.$ 58 Abſ. I, Streitigkeiten über die Er: 
aßpflicht werden nad Kr.VG. $ 58 Abj. II erledigt. $ 14. 

Zu Abi. II: Erſatz ber Kr. Fürforge Die Fürforge: 
pflicht des Unternehmers erftredt ficy nicht auf Betriebsbeamte 
mit einem 2000 .4 überfteigenden Gehalt und auf die in $ 5 
Abſ. III bezeichneten Perfonen. Als gegen Krankheit ver: 
fihert gelten alle nothwendig Fraft Gele oder Statut und 
alle freiwillig nah Kr.VG. verficherten Perfonen ohne Unter: 
ſchied der Kaſſe, bei welcher die Verſicherung ftattfindet. Die 
Fürſorge trifft beſonders für die unentgeltlich oder bloß vor: 
übergehend beichäftigten und nad) Statut nicht gegen Krank—⸗ 
beit verficherten Perfonen zu. 

q* 
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Die Verpflichtung des Unternehmers ift eine obligatio ex 
lege. Die Vorausſetzungen derjelben find im Streitfall in 
bem nach $ 14 (Rſr. VBG. 8 58 Abf. I) angegebenen Verfahren 
zu würdigen. Die Feſtſtellung der Unterftüßungspflicht der 
gen. erfolgt davon unabhängig nad SS 69 ff. dieſes 

eſetzes. 

Uebernahme durch die Ber. Gen. vgl. $ 11 Abſ. II, Kr. VG. 
8 76c. Die übernehmende Genoſſenſchaft hat die Wahl 
zwiſchen den Leiftungen aus $ 9 und $ 22. Die Erjagpflict 
des Unternehmer? für die Leiftungen aus $ I Abſ. I Ziff. 1 
ift in 8 12 Abſ. II abjolut beftimmt; für die Leitungen aus 
$ 22 vgl. $ 22 Abf. II. 

Dei Anfegung des Krankengeldes ift field anzunehmen, 
daß der Verletzte in der Gemeindefrantenverficherung ſeines 
legten Beichäftigungsortes verfichert fei. Vgl. Kr. VBG. 8 5a. 


8 13 (neu). 

I Menn der aus der Kranlenverfiherung oder aus 
der Beitimmung des 8 12 Abſ. 2 erwachſende Anfprud 
auf Krankengeld vor dem Ablaufe von dreizehn Wochen 
nad) Eintritt des Unfalls weggefallen, aber bei dem Ber- 
legten eine noch über die dreizgehnte Woche hinaus an- 
dauernde Beſchränkung der Erwerbafähigfeit zurüdigeblieben 
ift, jo Hat die Berufsgenoſſenſchaft dem Verlegten die 
Unfallrente ($ 9 Abſ. 2 lit. b) ſchon von dem Tage ab 
zu gewähren, an welchem der Anſpruch auf Krankengeld 
in Wegfall fommt. Erachtet die Berufsgenoffenichaft die 
Borausjegungen des Anſpruchs ſchon vor dem Ablaufe 
der dreizehnten Woche nach dem Unfalle für gegeben, jo 
bat fie die Rente zu diefem früheren Zeitpunfte feftzu: 
ſtellen. 

I Durch Statut kann beſtimmt werden, daß die Rente 
nah dem Wegfalle des Anſpruchs auf Krankengeld aud 
dann zu gewähren ift, wenn nad) jenem Zeitpunkte zwar 
noch eine Beſchränkung der Erwerbsfähigfeit in Yolge des 
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Unfalls verblieben ift, aber vorausfichtlich fchon vor Ab- 
lauf ber dreizehnten Woche nach dem Unfalle fortfallen 
wird. 

II Sat die Krantenfaffe die ihr aus der Kranfen- 
verficherung, oder hat der Betriebsunternehmer die ihm 
aus $ 12 Abi. 2 obliegenden Leiftungen vor dem Ablaufe 
ber breizehnten Woche zu Unrecht eingeftellt, fo geht der 
Anſpruch des Verlebten auf Krankengeld auf die Berufs- 
genoffenichaft bis zu demjenigen Betrag über, welcher der 
gemäß Abf. 1, 2 gewährten Entichädigung gleichlommt. 


Zu $ 13 vgl. lw. ©. 8 15, Bau⸗G. 88 9, 10, See:&. 8 15. 

$ 13 ift neu und bedeutet eine Abkürzung der regel: 
mäßig 13wödigen Karenzzeit für die Perjonen, welchen 
Krankenhilfe nebft Krankengeld zwar gewährt worden, vor 
Ablauf der erften 13 Wochen aber eingeftellt worden ift und 
bei welchen die Beichränfung ber Erwerbsfähigkeit fortdauert. 
Der Fall ereignet fi, wenn Erwerbaunfähigfeit im ©. der 
Kr. Verſ. nicht mehr vorliegt, Minderung der Erwerbsfähig— 
feit im ©. der Unf.Berf. aber noch beſteht. Solchen Perjonen 
ift die regelmäßige Unfallrente Schon vom Zeitpunkt der Ein: 
ftelung bes Krankengeldbezugs zu gewähren. Die Feſtſtellung 
wird regelmäßig (Sat 2) unmittelbar nach diefer Einftellung, 
aljo vor Ablauf der erften 13 Wochen zu erfolgen haben. Die 
Teftftellung hat nach dem Stande der Erwerböfähigfeit zur 
Zeit der Einftellung des Krantengeldbezuges zu gejchehen. 

Den Anfpruh auf Unfalltente hat der Verletzte und 
fann derſelbe auch in der Geltendmadhung nicht durch die 
Kr. K. vertreten werden. Streitigkeiten über den Renten: 
anfpruch werben nicht nach $ 14, ſondern gem. 88 76 ff. diefes 
Geſetzes erledigt. AU M. Gräf-Keidel, Komm. $ 14 N. 2 
lit 


.f. 

Zu Abſ. III: Die Ber. Gen. ift zur Rentenleiftung während 
der Sarenzzeit gem. Abf. I nur dann verpflichtet, wenn 
ber Anſpruch des Verlegten auf Krankengeld weggefallen ift, 
wenn alfo die Kr.K. ihre Leiftungen mit Recht eingeftellt hat. 
Aus Abſ. III ift nicht zu folgern, daß die Ber.Gen. auch 
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dann Rente zu Ieiften hat, wenn der Verficherte Krankengel 
überhaupt nicht bezogen hat oder die Einftelung zu Unred 
erfolgt ift. A. M. Gräf-Keidel Komm. 8 13N.6. Abſ. D 
ermächtigt nur die Ber.Gen., auch in diefem Fall die Rent 
zu gewähren und giebt ihr, falls fie es thut, einen Erjat 
anjpruch durch cessio legis. Vgl. A. N. XVII S.363 Nr. 185 
(Rg. XXIS 35), ©. 599 Nr. 1881. 

Streitigfeiten können zw. Kr.K. u. Ber.Gen. nicht wege 
ber Unterftüßungspflicht, fondern nur wegen der Erjagpflid 
entftehen. In diefem Tall findet Kr.VG. 8 58 Ab. II An 
wendung. Vgl. $ 14. 


$ 14 (5). 

Streitigfeiten, welche aus Anlaß der in $ 11 Abſ. 1 
88 12, 13 Abſ. 3 enthaltenen Beftimmungen unter. de 
Betheiligten entftehen, werden, wenn es fih um Erſatz 
anſprüche Handelt, nad) $ 58 Abf. 2 des Krankenver 
fiherungsgejeßes, im Webrigen nah $ 58 Abi. 1 de 
Kranfenverficherungsgefeges entjchieden, und zwar in bei 
Fällen des $ 12 Abſ. 2 von der für die Ortsfranfen 
faffen des Beichäftigungsorts zuftändigen Aufſichtsbehörde 
Gehört diefe zu den Betheiligten, jo wird die zur Ent 
Iheidung des Streitfall berufene Behörde Durch die fü 
den Beihäftigungsort zuftändige höhere Verwaltungs 
behörde bejtimmt. 


3u $ 14 vgl. lw. G. 814 Abf. II u. $ 15 Abf. III, Bau: 
88 9, 11, See-G. 8 20. 

8 14 ift aus 85 Abſ. VIII Schlußfag und Abf. XI de 
85 de UVG. v. 1884 entftanden. 

Kr. VG. 8 58 lautet: 

„J Streitigkeiten, welche zwiſchen den auf Grund dieſe 
Geſetzes zu verſichernden Perſonen oder ihren Arbeitgeber: 
einerjeit3 und der Gemeinbe-Sranfenverficherung oder de 
Orts-Krankenkaſſe andererjeit3 über dag Verficherungäverhäli 
niß oder über die Verpflichtung zur Leiftung oder Einzahlum 
bon Eintrittögeldern und Beiträgen oder über Unterftügungs 
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anſprüche entftehen, ſowie Streitigkeiten über Unterſtützungs⸗ 
anſprüche aus $ 57a Abſatz 3 und über Erftattungsanfprüche 
aus $ 50 werden von der Auffichtöbehörbe entſchieden. Er⸗ 
firedt fi) der Bezirk der Gemeinde-Strankenverficherung oder 
der Orts⸗Krankenkafſe über mehrere Gemeinbebezirke, jo kann 
durch die Zentralbehörde die Entſcheidung anderen Behörben 
übertragen werden. Die Enticheidung kann binnen vier 
Wochen nad der AZuftellung berfelben mittelft Klage im 
ordentlichen Rechtswege, ſoweit aber landesgeſetzlich ſolche 
Streitigkeiten dem Verwaltungsſtreitverfahren überwieſen find, 
im Wege des letzteren angefochten werden. 


U Streitigkeiten über die im $ 57 Abſatz 2 und 3 be: 
zeichneten Anſprüche, Streitigkeiten über Erſtattungsanſprüche 
aus 8 3a Abjak 4, 88 3b und 57a, ferner Streitigkeiten 
zwifchen Gemeinde⸗Krankenverficherungen und Krankenkafſſen 
über den Erſatz irrthümlich geleifteter Unterflüßungen werden 
im Berwaltungsftreitverfahren, wo ein folches nicht befteht, 
von der Auffichtöbehörde entjchieden. Die Entfcheidung ber 
Auffitsbehörde kann binnen vier Wochen nad) Zuftellung 
berjelben im Mege des Rekurfes nach Maßgabe der 88 20 
und 21 der Gewerbeordnung angefochten werben.” 

Hiezu vgl. für Preußen: Antw. v. 10. Juli 1892 N. 60, 
für Bayern: Ausf.G. v. 26. Mai 1892 Art.4 u. 5, für 
Baden: Ge. v. 7. Zuli 1892 Akt. 3. 

I. Streitigkeiten über Erſatzanſprüche aus $ 11 Abf. 1, 
88 12, 13 Abf. III find nach $ 58 Abf. II zu behandeln. Es 
fommen folgende Streitigkeiten in Betracht: 

1. Zwifchen Ber.Gen. und Kr.K. wegen Erfaßes der von 
ber Ber.Gen. der Kr.K. über die erften 13 Wochen hinaus 
übertragenen Fürſorge. 8 11 Abf. I. 

2. Zwilchen Kr.K. und Betriebsunternehmer wegen des 
von der 5. Woche ab erhöhten Krankengeldes. 8 12 Ab}. 1. 

3. Zwiſchen Ber.Gen. und Betrieböunternehmer wegen 
der don ber Ber.Gen. übernommenen, dem Betriebaunter: 
nehmer obliegenden Krankenfürſorge während der erften 
13 Wochen. $ 12 Abf. II. 

4. Zwiſchen Ber.Gen. einerjeit? und Kr.K. oder Betriebg- 
unternehmer andrerjeit3 wegen übernommener Fürſorge (Rente), 
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wenn die Krankenfürjorge von dieſer zu Unrecht eingeftellt 
worden if. 8 13 Abf. IIT. 

II. Ueber fonftige Streitigkeiten aus 8 11 Ab. 1, SS 12, 
13 Abf. III ift regelmäßig nad) $ 58 Abſ. 1 zu verfahren. Es 
fommen folgende Streitigkeiten in Betracht: 

. 1. Zwiſchen Ber.Gen. und Berlektem wegen Ueberführung 
aus einer Heilanftalt in eine andere. $ 11 Abf. II. Diele 
Steeitigfeiten find zwar in 8 14 nicht ausdrücklich erwähnt, 

doch find fie nach Analogie des Kr. VG. & 76c Abi. II (vgl. 
Note bei $ 11 oben) zu behandeln. Für Streitigkeiten, welche 
aus foldem Anlaß zwiichen Ber. Gen. und Kr.K. entftehen 
(8 11 Abf. IL), ift nach Analogie des $ 76c Abi. ILl. c. Kr.⸗ 
VG. 8 58 Abf. II anzuwenden. A.M. Gräf:Heidel, Komm. 
$ 14 * 2 lit. a. 

2. Zwiſchen Kr.K. und Verletztem wegen erhöhter Kranken: 
gefbleftung. 8 12 Abi. 1. 

3. Zwifchen Berlegtem und Betriebsunternehmer wegen 
Zeiftungen, welche diejem während ber —5 13 Wochen dem 
Verletzten gegenüber obliegen. $ 12 Abſ. II. 

4. Zwiſchen Ber.en. und Betriehlunternegmer wegen 
Vebernahme diefer Leiftungen. $ 12 Abi. II. 

Wegen Streitigleiten zwiſchen Ber.Gen. und Berlegtem 
über Renten in der Karenzzeit vgl. $ 13 Note. 

„aukändige Auffihtsbehörde" Beſchäftigungs— 
ort: Kr.BG.$5a. Zu den Betheiligten fann die Auf- 
fiht3behörde gehören, wenn fie zugleich Gemeindebehörbde ift. 
Dal. Motive ©. 27. 


8 15 (6). 
I Im Falle der Tödtung ift als Schadenserſatz 
außerdem zu leijten: 

1. als Sterbegeld der fünfzehnte Theil des nad) $ 10 
Abſ. 1 bis 4 zu Grunde zu legenden Sjahresarbeits- 
verdienftes, jedoch mindefteng ein Betrag von fünfzig 
Mark; 

2. eine den Hinterbliebenen vom ZTodestage des Ber: 
ftorbenen ab zu gewährende Rente. Dieſelbe beſteht 
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nach näherer Beitimmung ber 88 16 bis 20 in 

einem Bruchtbeile feines nah $ 10 Abſ. 1 bis 4 

ermittelten Sahresarbeitsverdienftes. 

2 Iſt der der Berechnung zu Grunde zu legende 
"sabresarbeitsverdienft in Folge eines früher erlittenen, 
nad den reichögejeglichen Beitimmungen über Unfallver- 
ficherung entjchädigten Unfalls geringer ala der vor diefem 
Unfalle bezogene Lohn, fo ift die aus Anlaß des früheren 
Unfalls bei Lebzeiten bezogene Rente dem Sahresarbeits- 
verdienfte bis zur Höhe des ber früheren NRentenfelt- 
ftelung zu Grunde gelegten Sjahresarbeitsverdienites 
hinzugurechnen. 

3u 8 15 vgl. Im. G. 8 16, Bau:G.$ 9, See⸗G. 8 21. 

$ 15 Abi. I ift aus S 6 Abſ. I des UVG. v. 1884 her: 
borgegangen. Abi. II ift neu. 

Zu Abſ. I: Tödtung durch Betriebaunfall: vgl. 88 N. 

Zritt der Tod unmittelbar nach dem Unfall oder wäh: 
rend der erften 13 Wochen ein, fo kommen nur die Leiftungen 
aus 8 15 in Betracht, erfolgt der Tod erft nach Ablauf der 
Karenzzeit, jo reihen fich dieje Leiftungen an diejenigen wegen 
Körperverlegung an. 

Zu Ziff. 1: Anfpruchöberechtigt ift, wer bie Beerdigung 
oder Beitattung und was damit zufammenhängt, bejorgt hat, 
aud wenn dies nicht die Hinterbliebenen find. A. N. II 
©. 275 Nr. 233 (Rg. VII S. 418). Hat ein Dritter die Be: 
erdigung bejorgt, jo erhalten die Hinterbliebenen den Weber: 
ſchuß Über die vom Beerdiger nachgewiejenen Koften. Gräf: 
Keidel, Komm. 515 N.3. Fälligkeit: 8 93. Teftftellung 
und Auszahlung zc. wie im Tall der Körperverlegung. 

Zu Ziff. 2: Als Hinterbliebene kommen gemäß 88 16 ff. 
nur Rinder (88 16, 17), Entel ($ 19), Eltern (8 18), Grop- 
eltern (8 18) und überlebende Ehegatten in Betradht. Die 
Rentenanſprüche der Enkel, Eltern, Großeltern und ber une 
ehelichen Kinder find an befondere Borausfegungen gebunden. 

Hinterbliebene von Ausländern: f.$ 21. 

Entziehung: 8 23 Abf. IN. 8. 
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Der Todestag ift regelmäßig der erfte Tag des Renten: 
ar re nachgeborenen Kindern ift es der Geburtätag. 
A. N. III S. 11 Nr. 256, XII ©. 243 Nr. 1494 (Rg. XVI 
©. 25), bb, zu86N. 3. 

Feſtſtellung und Auszahlung der Renten ꝛ⁊c. wie im Falle 
der Körperverletzung. 

Zu Abi, I: Die Vorſchrift bezieht fich auf Abſ. I Ziff. 1 
und 2. Stirbt ein Unfallrentner in Folge Betriebaunfall, 
ben er als Rentner erleidet, jo wird ihm nach der Novelle 
im Gegenjaß zur bisherigen Regel und Praxis die Rente 
als Theil des Jahresarbeitäverdienftesangerechnet, 
jedoch mit doppelter Maßgabe: 

Die Anrechnung findet nur ftatt, wenn nicht trotz des 
selber erlittenen Unfalls der zur Todeszeit in Betracht kom: 
mende Berdienft den vorher der Rentenberechnung zu Grunde 
gelegten Verdienſt erreicht oder überfteigt. 

2. Die Anrechnung findet höchſtens mit ſolchem Be: 
trag ftatt, daß dadurch der Verdienft zur Todeszeit auf die 
Höhe des der früheren Rentenberechnung zu Grunde gelegten 
Derdienftes ergänzt wird. 

Dleibt der Verdienſt zur Todeszeit fammt Rente hinter 
diefem Verdienſt zurüd, jo hat es dabei fein Bewenden. 


8 16 (6). 

I Hinterläßt der Verftorbene eine Wittwe oder Kinder, 
fo beträgt die Rente für die Wittwe bis zu deren Tode 
oder Wiederverheirathung ſowie für jedes Hinterbliebene 
Kind bis zu deffen zurücgelegtem fünfzehnten Vebensjahre 
je zwanzig Prozent des Jahresarbeitsverdienſtes. 

I Im Tale der MWiederverheirathung erhält die 
Wittwe jechzig Prozent des ahresarbeitöverdienftes ala 
Abfindung. 

IT Der Anſpruch der Wittwe ift ausgejchloffen, wenn 
die Ehe erſt nach dem Unfalle gefchloffen worben ift; die 
Berufögenoffenihaft kann jedoch in bejonderen Fällen 
auch dann eine Wittwenrente gewähren. 
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IV Die Beftimmungen über die Renten der Kinder 
finden auch Anwendung, wenn der Unfall eine allein= 
ftehende weibliche Perfon betroffen hat und dieje mit 
Hinterlaffung von Kindern veritirbt. 


Die 88 16—21 find aus $ 6 des Gef. dv. 1884 hervor: 
gegangen und enthalten einige Erweiterungen ber bisherigen 
Anſprüche. 

Zu 8 16 vgl. lw. G. 517, Bau-G. 89, See⸗G. 822. 


Zu Abſ. J: Hinterbliebene verheiratheter, männ— 
licher Arbeiter. 

1. Nur die Wittwe, welche mit bem DBerftorbenen zur 
Todeszeit in rechtmäßiger, vor dem Unfall geſchloſſener Ehe, 
wenn auch etwa thatfächlich getrennt (A.R.IV ©. 230 Nr. 525, 
Rg. IX ©. 64, vgl. Motive S.28, Komm.Ber. zu $ 6a ©.46), 
rechtlich verbunden war, hat Anſpruch. Wittwen aus nichtiger 
oder gefchiedener Ehe haben feinen Anſpruch (A. N. XVI 
©. 780 Nr. 1825, Rg. XX ©. 81), Wittwen aus Shen, welche 
erft nach dem Tage des Unfalls (U. N. XII ©. 579 Nr. 1684, 
Rg. XVII ©. 187) geſchloſſen worden find, ebenjowenig, vgl. 
jedoch Abf. IN. Für Wittiwer ſ. $ 17 Abſ. I lit. a. 


2. Rinder: Abf. I Hanbelt nur von ehelichen Kindern, 
wobei es auf den Zeitpunkt der Eheſchließung nicht anfommt 
(vgl. Abſ. III) und von jolchen Kindern, welche den ehelichen 
rechtlich gleichitehen (Legitimation, Adoption, Einkindichaft: 
ung) und bezieht fih nur auf den Todesfall des Vaters. 
Abſ. IV Stellt aber diefen Kindern die ehelichen und unehelichen 
Kinder alleinftehender, weiblicher Perfonen gleich und bezieht 
fih auf den Todesfall der Mutter. Als alleinftehend gelten 
unverheirathete rauen, Wittwen, verlaffene Ehefrauen 
(Motive), wenn fie thatfächlich auf den Verdienſt ihrer Arbeit 
angewiejen find und folange fie fih nicht verheirathen bezw. 
wiederverheirathen. Vgl. dazu $ 17 Abf. I lit.b u. Abi. II. 

Stieflinder find nach der bisherigen Praxis nicht ala 
entenberechtigt anerkannt worden. A. N. VIIIS.346 Nr. 1192 
(Rg. XII ©. 148). 

Uneheliche Kinder haben im Fall des Todes des natür- 
lichen Baterd feinen Rentenanfpruh und zwar auch nicht, 
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wenn die Mutter ſchon vorher verftorben war. A. N. II S. 129 
Nr. 180, Rg. VII ©. 245. 

Für bie Höhe bes Kindesanfpruches ift es nach Abi. I 
gleichgültig, ob das Kind Doppelwaiſe ift oder nicht. 

3. Der Rentenanſpruch beginnt mit dem Todestag 
(8 15 Abſ. I Ziff. 2) und endigt für alle Berechtigten mit 
dem Tod (Todestag), für Wittwen außerdem mit dem Tag 
der Wiederverheirathung, für Kinder mit dem Tag der Boll: 
endung des 15. Vebenzjahres. 

4. Die Rentenanfprüce der Wittwen und Kinder find 
vorgehende im Verhältniß zu den etwaigen Anfprüchen ber 
Afcendenten und Enkel. $ 20 Abf. I Saf 2. 

5. Die regelmäßige Höhe der Rentenaniprücdhe für 
MWittven und Sinder (vgl. au $ 17) ift 20° des JAV. 
($ 15 Abi. I Ziff. 2). Sind mehr als drei Konkurrenten 
vorhanden, fo findet Kürzung gemäß $ 20 ftatt. 

Zu Abſf. II: 600% des Sahresarbeitäverdienftes ohne 
Nüdficht auf etwaige Kürzung nach $ 20; früher (G. v. 1884) 
Dreifaches der Jahresrente. 8 95 findet entiprechende An— 
wendung. 

Zu Abſ. IE: Vgl. oben N. 1. Die Zuwendung ber Ber.: 
Gen. ift eine freiwillige. Die Höhe der Rente beitimmt fid) 
aber nad) den gejeglichen Regeln (Abf. I u. $ 20). Auch diefe 
Rente hat Borzug dor Njcendenten: und Enkelrente. Vgl. 
oben N. 4. Bejondere Fälle, 3. B. wenn die Ehe ſchon Lange 
beftand, wenn fie zur Zeit des Unfalls fchon bevorftand, wenn 
voreheliche Kinder da find. Motive ©. 28. 

Zu Abi. IV: vgl. oben N.2 und 8 17. Stirbt eine 
Wittwe mit Hinterlaffung von Kindern, welche fih dom Tod 
des Vaters her jchon im Bezug von Renten befinden, jo erhalten 
die Kinder gleihwohl aucd aus Abf. IV Renten bis zum 
Marimalbetrag. 

8 17 (6). 


I War die Verftorbene beim Eintritte des Unfalls 
verbeirathet, aber der Lebensunterhalt ihrer Familie wegen 
Ermwerbsunfähigfeit des Ehemanns ganz oder überwiegend 
Durch fie beftritten worden, jo erhalten bi3 zum Wegfalle 
der Bedürftigfeit an Rente 
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a) der Wittwer zwanzig Prozent, 

b) jedes hinterbliebene Kind bis zu deffen zurüdgelegtem 
fünfzehnten Vebensjahre zwanzig Prozent des Arbeits- 
verdienſtes. 

U Die Berufsgenoſſenſchaft iſt berechtigt, im Falle 
der Zödtung einer Ehefrau, deren Ehemann fid) ohne 
gejeglichen Grund von der häuslichen Gemeinjchaft fern- 
gehalten und der Pflicht der Unterhaltung der Kinder 
entzogen bat, diejen Kindern die Rente zu gewähren. 

u 817 vgl.Iw.G.8 18, Bau⸗G. 8 9, Eee:&. 3 23. 

u Abi. I: Die Aniprüche der Wittwer und der Finder 
im Todesfall der Ehefrau bezw. Mutter find an vier befon- 
dere Vorausſetzungen neben ben allgemeinen (Berficherung, 
Betriebaunfallı gebunden: 

1. Die Verftorbene muß mit dem hinterbliebenen Ebe- 
mann fchon zur Zeit bes Unfalls verheirathet geweſen fein; 

2. fie braucht zwar nicht die einzige Ernährerin ihrer 
Familie gewejen zu fein, muß aber deren Lebensunterhalt 
thatfächlidd ganz oder überwiegend beftritten haben (vgl. 
8 18); Beifpiele: A.R. II S. 228 Nr. 203, III ©. 210 Nr. 396, 
VI ©. 209 Nr. 964 f., XI ©. 171 Nr. 1407 (Rg. XI ©. 66 f., 
XV ©. 35), Mitth. des b. LVA. J ©. 22 Nr. 29, ©. 40 
Nr. 42, ©. 115 Nr. 74, IV ©. 87 Ne. 253, ©. 66 Nr. 239, 
V6©. 33 Rr. 297 u. A.; 

3. der Ehemann muß erwerbaunfähig gewefen jein. Böllige 
Erwerbsunfähigkeit ift nicht gefordert, Unfallrente des Ehe— 
manns ſchadet nicht. 

4. Bei den einzelnen Hinterbliebenen muß Bedürftig: 
feit vorliegen. Die letztere Vorausſetzung bildet zugleich 
eine Refolutivbedingung des Anſpruchs (vgl. 8 18). Späterer 
Wegfall ber Bedürftigfeit ift eine mejentliche Veränderung 
im Sinne des $ 94 und bedarf e8 der Tyeltftellung, ehe die 
Rente eingeftellt werden darf. A. N. IX ©. 193 Nr. 1241 
(Rg. XII ©. 67). Bei Beurtheilung der Trage, ob Bedürf—⸗ 
tigfeit vorliegt oder nicht, find alle Umftände zu berückſich⸗ 
tigen, welche von Einfluß auf die Lebenslage des Betreffenden 
fein können: Bermögen, NRentenbezug, Gefundheit, Erwerbs: 
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fähigkeit, Erwerbögelegenheit, anderweitige Hilfäquellen außer 
Armenpflege. Als bedürftig ift nicht nur der anzujehen, der 
das zum Leben Unentbehrliche nicht hat, jondern auch ſchon 
derjenige, welcher nicht im Stande iſt, aus eigenen Kräften 
fi die „Brundlagen einer nad den Verhältnifien bes 
Arbeiterfiandes einigermaßen ausfömmliche Lebenshaltung“ zu 
Ihaffen. U. N. IX ©. 193 Nr. 1241 (Rg. XII ©. 67). Bei: 
fpiele: A. N. J ©. 369 Nr. 92, II ©. 66 Nr. 159, V ©. 355 
Nr. 748 (Rg. X ©. 219), XII ©. 263 Nr. 1504 (Reg. ©. 43), 
Mitth. des b. EWA.'s IV ©. 87 Nr. 253, V ©. 157 Nr. 387, 
VI ©. 116 f. Nr. 548, 550, VIII ©. 47 Nr. 586. Vgl. auch 
Hdb. zu 86 N. 15. 

Sind die Borausjegungen gegeben, jo unterliegen dieſe 
Anſprüche den gleichen Modalitäten, wie die Anſprüche aus 
$ 16, namentlich hinfichtlich Dauer ($ 16 M „ Vorzugsrecht 
($ 16 N. 4), Höhe und Kürzung (8 16 N 

Doreheliche Kinder fallen nicht nee bie Vorſchrift. 

Zu Ab}. II: Iſt die Ehefrau ſelbſt ſchuld an der Trenn⸗ 
ung, jo findet Abf. II feine Anwendung. Die Leiftung if 
eine freitwillige, die Höhe der Rente beftimmt ſich aber nad 
den gejeglichen Regeln. Vgl. $ 16 Ab. IIIN. 


8 18 (6). 

Hinterläßt der Verftorbene Verwandte der aufiteigen- 
den Linie, jo wird ihnen, falls ihr Lebensunterhalt ganz 
oder überwiegend durch den Verftorbenen beftritten worden 
war, bis zum Wegfalle der Bedürftigfeit eine Rente von 
insgefammt zwanzig Prozent des ahresarbeitsverdienftes 
gewährt. 

Zu $ 18 vgl. Iw. ©. 820, Bau-G. 8 9, See⸗G. 8 24. 

1. Alcendentenrenten fommen den Afcendenten männ: 
licher ($ 16) und weiblicher (vgl. auch 8 17) Verficherter zu. 
Als Berwandte der auffteigenden Linie fommen nur Eltern 
(auch Adoptiveltern) und Großeltern in Betracht. Vgl. 8 20 
Abſ. II. Im Berhältniß zu unehelichen Kindern gilt nur 
die Mutter als Verwandte d. a. 2. Stiefeltern haben einen 
Anſpruch (U. N. III ©. 133 Nr. 322, Rg. VIII ©. 50). 
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2. Ajcendentenrenten ftehen ben Renten der Gatten und 
Kinder ($$ 16 und 17) nad) und haben ein Vorzugsrecht im 
Berhältniß zu den Enkelrenten. Bgl. $ 20. 

3. Das Borhandenfein von Eltern (Vater und Mutter, 
oder eined bon een) ſchließt Anſprüche der Großeltern 
völlig aus. 8 20 Abf. II 

4. Die beſonderen Vorausſetzungen der Aſcendenten⸗ 
anſprüche find die gleichen wie bei $ 17. Val. N. 2 u. 4. 

5. Die Afcendentenrente ift eine Gejfammtrente, welche 
bei Borhandenjein nur eines Berechtigten diefem ganz, bei 
Borhandenjein von zwei Bewerbern oder Mehreren (Groß: 
eltern) diejen zu gleichen Theilen zufommt. Bei fpäterem 
Wegfall eines Mitberechtigten wächſt deſſen Theilrente den 
übrig gebliebenen Berechtigten von jelbft an. Vgl. A. N. ZU 
©. 461 Nr. 1550, Rg. XVI ©. 116. 

6. Für Anfprühe aus Unfällen vor dem 1. Oft. 1900 
findet das neue Recht Leine Anwendung. A. N. XVII ©. 556 
Nr. 1876. 


$ 19 (6). 


Hinterläßt der Verftorbene elternloje Entel, jo wird 
ihnen, fall ihr Lebensunterhalt ganz oder überwiegend 
dur den Verſtorbenen beftritten worden war, im alle 
der Bebürftigfeit bis zum zurüdgelegten fünfzehnten 
Lebenzjahr eine Rente von insgefammt zwanzig Prozent 
des Jahresarbeitsverdienſtes gewährt. 


Zu 8 19 vgl. lw. G. 8 20, Bau-G. 8 9, See⸗G. 8 25. 

Als Enkel find im Verhältniß zu den ehelichen Eltern 
ber verftorbenen Mutter auch deren uneheliche Kinder anzu: 
jehen. Elternlos find auch die Kinder verjchollener und ſolcher 
Eltern anzujehen, die ihre Kinder veritoßen oder verlafien 
haben, jolange dieſes Berhältniß befteht. 

Borausfegungen wie 5 18 dgl. 8S17 N. 2 und 4. 

Die Enfelrente ift Gejammtrente wie bie Alcendenten: 
vente. Anwachſung wie dort: Vgl. 8 18 N. 5 

Ueber Konkurrenz der Enkelrenten mit anderen Renten 
vgl. 8 20 Abſ. Ta. ©. 
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5 20 (6). 

I Die Renten der Hinterbliebenen dürfen insgefammt 
fechzig Prozent des Syahresarbeitsverdienftes nicht über: 
jteigen. Ergiebt fich ein höherer Betrag, jo werden die 
Renten gefürzt. Bei Ehegatten und Kindern erfolgt bie 
Kürzung im Verhältniſſe der Höhe ihrer Renten, Ber: 
wandte der auffteigenden Linie Haben einen Anſpruch nur 
injoweit, ala der Höchſtbetrag der Renten nicht für Che- 
gatten oder Kinder in Anfpruch genommen wird; Entel 
nur injoweit, ala der Höchftbetrag der Renten nicht für 
Ehegatten, Kinder oder Verwandte ber auffteigenden Linie 
in Anſpruch genommen wird. 


I Sind aus der aufjteigenden Linie Verwandte ver- 
Thiedenen Grades vorhanden, jo wird die Rente den 
Eltern vor den Großeltern gewährt. 


3u $ 20 vgl. Iw.©.$ 21, Bau⸗G. 8 9, See⸗G. $ 26. 

Zu Abi. I: 1. Das Marimum von 60° des JAV. 
umfaßt alle Renten nad) 88 16—19, aljo fowohl die Syn: 
dividualrenten der Gatten und Kinder, ala auch die Gefammt: 
renten der Afcendenten und Enkel. 

2. Kürzung findet nur bei Gatten: und Kinderrenten 
ftatt. Vgl. UN. II ©. 56 Nr. 141, Hdb. zu 86 N. 8. Wei 
jpäterem Wegfall eines Konkurrenten wählt die Rente ber 
Uebrigen wieder bis zur normalen Höhe. 

3. Aſcendenten haben die Gejammtrente (20°/0) zu 
beanjpruchen, wenn höchſtens ein überlebender Gatte und ein 
Kind oder höchſtens zwei Kinder konkurriren. Sind brei 
oder mehr Konkurrenten diefer Art vorhanden, fo find fie 
auögejchloflen, big etwa ein vorgehender Konkurrent wegfällt. 

4. Entel find ausgefchloffen, wenn mehr ala zwei Kon: 
furrenten (Ehegatte, Kinder oder Afcendenten) vorhanden find. 

Zu Abſ. II: Eltern fchließen Großeltern aus und zwar 
auch dann, wenn etiva nur der Vater oder nur die Mutter 
konkurrirt. 
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$ 21 (neu). 

Die Hinterbliebenen eines Ausländers, welche zur 
Zeit des Unfalls nicht im Inland ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt Hatten, haben feinen Anſpruch auf die Rente. 
Dur Beſchluß des Bundesraths kann diefe Beftimmung 
für bejtimmte Grenzgebiete ſowie für die Angehörigen 
folder ausmwärtiger Staaten, durch deren Gejeßgebung 
eine entjprechende Fürſorge für die Hinterbliebenen durch 
Betriebsunfall getödteter Deuticher gewährleiftet ift, außer 
Kraft geſetzt werden. 


3u 8 21 vgl. Im. ©. 8 22, Bau⸗G. 8 9, See. 27. Vgl. 
IVG. 848 Abſ. I Ziff. 4. 

8 21 findet Anwendung, auch wenn die Hinterbliebenen 
felbft eine deutjche Staatsangehdrigkeit befiken und auch dann, 
wenn fie nach dem Unfall und etwa vor dem Todesfall ihren 
MWohnfig nach Deutichland verlegen. Auf den Aufenthalt des 
Getödteten 3. Zt. des Unfalls fommt ed dabei nicht an. 


St der Hinterbliebene Ausländer und hat er zur Zeit 
des Unfalla feinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland ge: 
habt, fo hat er Rentenaniprud, auch wenn er ſpäter, dor 
oder nad dem Todesfall den Aufenthalt in? Ausland ver: 
legt. Doc ruht der Anſpruch während der Abweſenheit gem. 
S 94 Ziff. 2. Verlegt er den Aufenthalt erft dann ins Aus- 
land, wenn fein Anfpruch bereit3 entftanden und feitgeftellt 
ift, jo fann Abfindung gem. $ 95 Abf. II erfolgen. 


Zu Sat 2 ſ. die BO.en des BR.'s v. 23. Mai und vom 
29. Juni 1901 (AU. N. XVII ©. 418, 450). Hienach findet 
Sa 1 feine Anwendung: 1. in der Ortichaft Vamdrup (Däne: 
marf), 2. in den Provinzen Groningen, Drenthe, Oberyiiel, 
Gelderland, Limburg (Niederlande), 3. in dem neutralen 
Gebiet Moresnet, 4. in den Kantonen Baſel-Stadt, Bajel: 
Land, Schaffhaufen, Thurgau, den Bezirken des Kanton 
Aargau: LBaufenberg, Baden, Zurzah und in den Bezirken 
des Kanton? Züri: Bulach und Andelfingen (Schweiz), 
5. in ben im Reichsrath vertretenen Königreichen und Ländern 
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der oſezreidiſch— ungariſchen Monarchie, 6. im König⸗ 
reich Italie 
8 22 (7). 

I An Stelle der in den 889 und 12 vorgefchriebenen 
Leiftungen kann von ber Berufsgenofjenichaft freie Kur 
und Verpflegung in einer Heilanſtalt gewährt werden, 
und zwar: 

1. für Verletzte, welche verheirathet ſind oder eine eigene 

Haushaltung haben oder Mitglieder der Haushaltung 

ihrer Familie ſind, mit ihrer Zuſtimmung. Der 

Zuſtimmung bedarf es nicht, wenn die Art der 

Verletzung Anforderungen an die Behandlung oder 

Verpflegung ſtellt, denen in der Familie nicht genügt 

werden kann, oder wenn der für den Aufenthaltsort 

des Verletzten amtlich beſtellte Arzt bezeugt, daß 

Zuſtand oder Verhalten des Verletzten eine fort— 

geſetzte Beobachtung erfordert; 

2. für ſonſtige Verletzte in allen Fällen. 

I Hat die Berufsgenoſſenſchaft von dieſer Befugniß 
in den Tällen des $ 12 Abſ. 2 Gebraud) gemacht, To 
hat der Betriebsunternehmer als Erjaß für die freie Kur 
und Verpflegung der Berufsgenoffenihaft das Einundein- 
halbfache des im $ 12 Abſ. 2 bezeichneten Krankfengelbes 
zu vergüten. Auf Streitigkeiten, welche aus Anlaß dieſer 
Beitimmung zwilchen der Berufsgenofjenihaft und dem 
Betriebsunternehmer beftehen, findet der $ 14 Anwendung. 

I Für die Zeit der Verpflegung des Verletzten in 
der Heilanjtalt fteht feinen Angehörigen ein Anfprud 
auf Rente injoweit zu, ala fie dieſelbe im alle feines 
Todes würden beanſpruchen können (88 16 ff.). 

IV Die Berufsgenoſſenſchaften find befugt, auf Grund 


| 
| 
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ftatutarifcher Beftimmung allgemein, ohne eine folche im 
alle der Bedürftigfeit dem in einer Heilanjtalt unter- 
gebrachten Verletzten jowie feinen Angehörigen eine be: 
fondere Unterftüßung zu gewähren. 
Zu 8 22 vgl. lw. G. 8 28, Bau⸗6. 89, See⸗G. 8 17; Kr.⸗ 
VG. Een ‚326. zig 847 Abſ. I 
Die Leiſtungen aus 822: „Kur und Ver⸗ 
pflegung Nee Seilonftalt" (Abſ. I) nebft Angehörigenrente 
a 111) ftehen neben den Leiſtungen aus & 9 ber Ber.Gen. 
zur Wahl. Die Bezugnahme auf $ 12 ift ungenau, denn in 
8 12 handelt es fich nicht in exfter Linie regelmäßig um 
Leiftungen der Ber. Gen, jondern nur um ausnahmsweiſe 
Zeiftungen, welche der Ber.Gen. nur obliegen, wenn fie bie: 
felben gem. Kr. VG. 8 76c oder $ 12 Abi. II diejes Gef. über: 
nommen bat. Nur wenn foldde Mebernahme erfolgt ift, be: 
ſteht 7 Wahlrecht auch für dieſe Leiſtungen. 
. Dad Wahlrecht ſteht der Genofſſenſchaft zu. Der Ver⸗ 
legte re nur ein Antragsrecht. 

3. Die Gen. übt dasfelbe durch ihre Feſtſtellungsorgane 
mitteld formellen Beſcheides aus. Im Beicheid ift auf die 
nachtheiligen Folgen des ablehnenden Verhaltens hinzuweiſen. 
Vol. Anl. des RPA.'s v.11. Januar 1888 88 20 ff. nebft Rund: 
ſchr. v. gl. D. (A. N. IV S. 48) und Rundſchr. dv. 11. Januar 
1896 (A. N. XII S. 168 ff.) Hob. zu 8 7 N. J. 

4. Die Anftaltöverforgung ift vorzuziehen, wenn es im 
Intereffe des Verletzten und ber Ber.Gen. vortheilhaft er: 
fcheint, insb. alfo, wenn davon für die Heilung Vortheile zu 
erwarten find. Vgl. Hbdb. zu 87 N. 3 und Motive zu $ 7 
Abſ. JI S. 29. 

5. Das Wahlrecht iſt zwar inſofern beſchränkt, als es 
nur beſteht, ſolange ein Heilverfahren überhaupt erfolgver— 
ſprechend iſt. Es iſt aber ein fortdauerndes Recht und es 
kann davon auch ſpäter, nachdem zunächſt die Leiſtungen aus 
89 zuerkannt worden find, und zwar gegenüber demſelben 
Derlepten auch mehrmals Gebrauch gemacht werden. Vgl. 8 23 

Abf. I. Dem Exrmeflen der Ber.Gen. fteht es regelm. frei, zu 
beftimmen, wann die Anftult3behandlung beginnen oder endigen 
fol. Mit Beendigung der A.Behandlung tritt aber bei ver: 

8* 
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bleibender Minderung der Erwerbsfähigkeit fofort und ipso 
jure die Pflicht zur Leiftung aus $ 9 ins Leben. Cine mit 

eginn der 14. Woche jchon beftehende Krankenhausbehand: 
lung, mag fie von der Kr.K. oder der Ber.Gen. angeordnet 
fein, kann al? Leiftung aus $ 22 unmittelbar fortgejet beziv. 
übernommen werden, gegen den Willen des Verletzten Tann 
fie nicht abgebrochen werden. Vgl. $ 11 Abf. II. Ausnahme: 
weile entfällt das Wahlrecht in Fällen des 8 25 Abf. II. Bal. 
Note 8 dortſelbſt. Ein befonderer Fall liegt vor, wenn die 
Krankenhausbehandlung durch polizeiliche Verfügung (Seren 
haus) jchon eingeleitet war, ehe die Ber.Gen. ſich zu ent: 
jcheiden hatte. A. N. XVI ©. 715 Nr. 1819 (Rg. XX ©. 70). 

6. Beginn, Wieberbeginn, Uebernahme, Beendigung und 
MWiederbeendigung ber Anjtaltbehandlung ift ftet3 durch be: 
rufungsfähigen SFeftftellungsbefcheid (88 69 ff.) anzuordnen. 
Anders wenn die Unterbringung nicht zur Behandlung fon: 
been nur zur Beobachtung angeordnet wird. Mit dem Be: 
icheid über Beendigung der Anftaltsbehandlung ift Beſchluß 
über die nunmehrige Rentenleiftung zu verbinden. Die in 
früheren Bejcheiden zum jelben Fall zu Grunde gelegten Auf: 
fafjungen über Berfiherung und Betriebsunfall find für bie 
jpäteren Befcheide bindend. Anders A. N. IV ©. 177 Nr. 482. 
Vgl. Hob. zu 57 N. 9. Nicht bindend find dagegen etivaige 
Ihon früher erfolgte Rentenfeftjegungen. A. N. VII S. 344 
Nr. 1187 (Rg. XII ©. 145). 

7. Bei Anordnung ber Anftaltbehandlung ift die Ber. 
Gen. Berlebten gegenüber, bie eigene Haushaltung haben ır. 
(Ziff. I) regelmäßig an deren Zuftimmung gebunden. Aus 
genommen find nur bie in Ziff. 1 Sat 2 (vgl. Kr. VG. 87) 
präcifirten Fälle. Es entjcheidet auf Grundlage ärztlichen 
Gutachtens hierüber da3 richterliche Ermefjen ber Feſtſtellungs⸗ 
und Spruchbehörden. 

Im Uebrigen (Ziff. 2) ift die Gen. zivar nicht an bie 
Zuftimmung des Verletzten gebunden, kann den Wünſchen des⸗ 
jelben aber Rechnung tragen. 

8. Unzuläffig ift die Anordnung der Anftaltsbehandlung, 
wenn fie unausführbar ift, wenn 3. B. der Verletzte im Zucht: 
haus ift (Hdb. zu $7 N. la) oder wenn er im Ausland oder 
richt transportabel ift. 
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9. Die Ber.Gen. kann das Krankenhaus beftlimmt bes 
zeichnen oder dem Verletzten die mehr oder minder bejchränfte 
Wahl laffen. 

10. Als Heilanftalten im ©. des 8 22 gelten jedenfalls 
ftaatlich oder gemeinblich geleitete oder überwachte, auch Stift: 
ungs-Krankenhäuſer und Heilanftalten der Ber.Gen., Kranken⸗ 
kafſen und Berfiderungsanftalten, nach der Praxis des RPA.'s 
unter Umftänden auch Privatkliniten. Bgl.Hdb. zu 87 N. 8Sa. 

11. Der Berlegte darf fich der rechtmäßigen Anordnung 
nicht widerſetzen, er riskirt fonft den Nachtheil des $ 23 Abj. II. 

12. Für handlungsunfähige he ift die Verfügung 
ber Krantenhausbehandlung an ben geſetzlichen Vertreter zu 
richten. Es treten ſonſt die Nachtheile de3 83 Abſ. II nicht 
ein. A. N. XV S. 441 Nr. 1753 (Rg. XIX ©. 53). 

13. Die Leiftungen im Krankenhaus haben dem Leidens: 
zuftand des Verletzten und feinen jonftigen Berhältnifien zu 
entiprechen. Zu teiteren Leiftungen außer Sur und Ber: 
pflegung, d. i. ärztlicher Hilfe, Heilmitteln, Wohnung, Ber: 
köftigung, nöthigfter Kleidung und Transportkoſten ift Die 
Ber. Gen. nicht verpflichtet. Hdb. zu 87 N. 8. 

14. Der Verletzte muß ſich den ärztlichen und häuslichen 
Anordnungen der Heilanſtalt regelmäßig fügen. Für die 
durch ſchuldhaftes Verhalten des Verletzten im Heilverfahren 
bewirkte Vereitelung oder Verzögerung der Herſtellung hat 
bie Ber. Gen. nicht aufzukommen. Doch braucht ſich der Ver: 
letzte auch nicht jeder Kur (z. B. lebensgefährlicher Operation) 
zu unterziehen. Vgl. A. N. II S. 17 Nr. 130, IV ©. 186 f. u. 
S. 333 Nr. 500, 501, 610, V S. 359 Nr. 753, IX S. 167 
Nr. 1219, X S. 283 Nr. 1353 (Rg. XII ©. 14, XIV S. 66). 
Vgl überhaupt Hdb. zu $7N.5, 5a, 6. 

15. Die dem Verletzten etiva von einem früheren Unfall 
ber zuftehende Rente darf ihm während ber Krankenhaus—⸗ 
behandlung nicht entzogen werben. A.N. XIV ©. 246 Nr. 1703 
(Rg. XVII ©. 21). 

Zu Abf. II: Die Vorſchrift findet nur Anwendung, wenn 
während der erfien 13 Wochen die Ber.Gen. die dem 
Betriebsunternehmer obliegende Kranken-Fürſorge übernommen 
hat. S. Abf. I Note 1. Eine bejondere Vergütung für Mehr: 
leiftungen ($ 12 Abf. I) erfolgt nicht. 


118 11. Gewerbe-Unfallverficherungsgejeß. 


Zu Abſ. II: Angehörigenrenten. Die Anſpruchs⸗ 
berechtigten, die Höhe der Anfprüche, das Vorzugsverhältniß, 
Anwachfungen und die Kürzungen find die gleichen wie bei 
Hinterbliebenenrenten. Auch Geltendmachung und Teftitellung 
wie dort. Verſchieden ift nur ber unmittelbare Rechtögrund 
(dort: Tod, hier: Anftaltsbehanblung des Berunglüdten) und 
die Dauer bed Anſpruchs. Der Rentenanjpruch beginnt mit 
dem Tag der Berbringung ind Krankenhaus und endigt mit 
dem Tag der Entlafjung, auch in Wiedberholungsfällen. A. R. 
V ©. 358 Nr. 751, Anl. des RDA.’3 v. 11. Januar 1888 8 24 
(AN. V S. 48). Beginnt oder endigt die Krankenhaus: 
behandlung während des Monats, jo läßt dag RVA. ben 
überhobenen Betrag der Rente an den Angehörigenrenten 
ausrechnen. A. N. VI ©. 210 Nr. 968 (Rg. XI ©. 69). Vgl. 
auh A. NR. XVII ©. 399 Nr. 1862 (Rg. XXI ©. 39). 


Vorübergehende und erlaubte Unterbrechung de3 Aufent: 
haltes des DVerlegten im Krankenhaus berechtigt nicht zur 
Einftelung der Renten der Angehörigen. A. N. XVI S. 656 
Nr. 1805 (Rg. XX ©. 37). 


Der Anspruch der Ehefrau ift nicht an die Vorausſetzung 
gebunden, daß die Ehe Schon vor dem Unfall gejchlofjen war. 
Hdb. zus7N 13. 


Obgleich das Gefeh für Hinterbliebene den Renten: 
anjpruh an die Vorausſetzungen Tnüpft, daß der Getöbdtete 
der dorwiegende Ernährer der Hinterbliebenen war und daß 
bei diefen Bedürftigkeit vorliege, jo beftehen doch dieſe Bor: 
ausjegungen nicht auch für die Angehörigen, wenn e3 fi) um 
Verbringung ins Krankenhaus handelt. Vgl. 817 Abj.I, 8 18, 
19. Dieß folgt auch aus dem Umftand, daß gem. Abf. IV 
Die befonderen Unterftüßungen jogar durch Statut für Fälle, 
Bi denen Bedürftigkeit nicht nachgewieſen ift, außgejegt werden 

nnen. 

Zu Abſ. IV: Abi. IV eröffnet die Möglichkeit freitwilliger, 
einmaliger ober fortlaufender Unterftügung, welche für An: 
gehörige dann in Betracht fommt, wenn fie entweder nad) 
Abi. III keinen oder feinen ausreichenden Anjpruch haben. 
Solche Unterftügungen fönnen auch anderen ala den in Abf. III 
umjchriebenen Angehörigen gewährt werden. 
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Die ftatutarische Anordnung kann, muß aber nicht noth: 
wendig Anjprüche auf folche befondere Leiftungen begründen. 


8 23 (nen). 

I St begründete Annahme vorhanden, daß der Em⸗ 
pfänger einer Unfallrente bei Durchführung eines Heil— 
verfahreng eine Erhöhung feiner Erwerbafähigfeit erlangen 
werde, jo Tann die Berufsgenofienichaft zu diefem Zwecke 
jederzeit ein neues Heilverfahren eintreten lafjen. Dabei 
finden die Beitimmungen der 88 11, 22 Abf. 1, 3, 4 
Anwendung. 

I Hat fi der Verletzte folden Maßnahmen der 
Berufsgenoflenichaft, den gemäß 8 9 Abſ. 1 Ziffer 1, 
ss 11, 12 Abi. 2, $ 22 oder gemäß den Beitimmungen 
der 88 6c, 76d des Kranfenverficherungsgejeßes ge— 
troffenen Anordnungen ohne gefetlichen oder jonft triftigen 
Grund entzogen, fo Tann ihm der Schadenserjaß auf Zeit 
ganz oder theilweiſe verſagt werden, jofern er auf Diele 
Folgen hingewieſen worden ift, und nachgewieſen wird, 
daB durch fein Verhalten die Erwerbsfähigfeit ungünftig 
beeinflußt wird. | 

Zu $ 23 vgl. Im. G.$ 24, Bau:G. 8 9, See:G. 8 18. 

Zu Abi. I: vgl. 8 22 Noten 5 u. 6; vgl. au IVG. 8 47 
Abj. II. Zu beachten ift, daß auch bei Wiedereröffnung eines 
Heilverfahren? vor oder nach Ablauf der erften 13 Wochen 
und nachdem die Ber.Gen. bereit3 eigene Leiftungen unmittel- 
bar an den Berlegten gewährt hat, die Durchführung des 
neuen Heilverfahreng ber Krankenkaſſe gem. $ 11 Abſ. I über: 
tragen werden kann. 


Nah einmal unterbrocdhenem Heilverfahren kann auch 
8 11 Abf. II nicht aber Abſ. III in Anwendung Tommen. 

Zu Abi. II: Vol. IVG. 8 22 und 8 47 Abi. II Sat 2, 
welchen Borfchriften die vorliegende nachgebildet und ſinn⸗ 
verwandt ift. S. auch N. bei $ 22 IVG. (meine Ausgabe). 
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1. Abſ. II beftimmt und befchränkt zugleich Die nachtheiligen 
rechtlichen Folgen, welche fi an die Widerſetzlichkeit des 
Verletzten gegenüber genofjenichaftlicden Anordnungen knüpfen. 

2. MWiderfegung liegt nur vor, wenn es fi um vedht: 
mäßige Anordnungen ber Gen. handelt. Sit die Anordnung 
eine offenbar verfehrte, finnloje oder gar unerlaubte, jo braucht 
ihr feine Folge gegeben zu werden. Beifpiele: VBerbringung 
eine® Lungenkranken in eine Jrrenanftalt, Anordnung, fid 
bon Jemand, der feine berufsmäßige Heilsperſon ift, behan- 
deln zu lafien u. dgl. m. Die Widerfehung gegenüber einer 
rechtmäßigen Anordnung bat nicht den Berluft aller An: 
fprüche zur Folge, fondern nur eine Einfchränfung, welche 
der fchuldhaften Beeinträchtigung der Behandlung entjprict. 
Wer fich weigert in das Krankenhaus zu gehen, dem Tann 
deßhalb nicht für alle Zukunft die Rente abgefprochen werden, 
fondern er verliert nur je den Anjpruch für die Dauer einer 
wirkſamen Krankenhausbehandlung und fein Rentenanfprud 
befteht nur für die Zeit nachher und mindert fih um einen 
fo großen Prozentfa ala die Befjerung ausmacht, welche von 
der angeordneten" und nicht benützten Behandlung zu erivarten 
gewejen wäre. A. N. XVII ©. 358 Nr. 1847 (Rg. XXI ©. 28). 

3. Abſ. II bezieht fi ſowohl auf Anftaltäbehandlung 
($ 22) als auch auf unmittelbare ärztliche Behandlung (8 9 
Abf. I Ziff. 1) und gilt nicht nur für die regelmäßige Un: 
falfürjorge, fondern auch bei übernommener und übertragener 
Krankenfürforge ($ 11, 12 u. Kr. VG. 88 76c u. d). Auch 
MWiderfegung gegen Anordnungen der Krankenkaſſen fallen 
daher unter 8 23. Ferner kann auch Unterlaffung einer an: 
geordneten Unterſuchung oder Beobachtung Widerjegung fein. 

4. MWiderjfegung Liegt bei angeordneter Anftaltöbehand: 
lung nicht nur dor, wenn ber Verlebte fich unbefugt nicht 
in die Anftalt begiebt oder diejelbe unbefugt verläßt, jonbern 
auch wenn er der ordnungsgemäßen Behandlung in der An: 
ftalt fich entzieht oder dieſelbe ſonſtwie vereitelt. 

5. Geſetzliche Gründe de3 Sichentziehen? ſ. $ 22 Abſ. I 
Ziff. lu. KrVG. 87 Abf. 1 Ziff. 1, ſonſtige triftige Grünbe 
j. 3. B. in den Citaten bei $ 22R.5, auh A. N. XIV ©. 362 
Nr. 1718 (Rg. XVII ©. 66). 

6. Die. nachtheiligen Folgen find bei ber betr. Anorb: 
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nung anzudrohen, fonft können fie nicht ausgeſprochen werben. 
Ihre nähere Beitimmung ift bei der Androhung nicht er 
forberlid. 

7. Die Derfagung des Schadenderfaßed kann nur auf 
Zeit, d. i. auf beftimmte Zeit erfolgen. Die Dauer der Ber: 
fagung muß aber nicht nothiwendig mit der Dauer der Wider: 
fegung zujammenfallen. Es liegt ein Ruben ber Renten ıc. 
vor: vgl. 8 94. Sie ift durch förmlichen Beſcheid auszu—⸗ 
fpreen. Da3 Maß der Berfagung hat dem Maß ber un: 
günftigen Beeinfluffung, welche die Erwerbsfähigkeit durch die 
MWiderjegung erfahren hat, zu entſprechen, wenn auch eine ge⸗ 
naue Abſchätzung nicht angeordnet und oft unthunlich ift. 
Bol oben R.2. Zur Verjagung ift die Genofienfchaft nicht 
verpflichtet, Doch mindert fih bei übernommener Krantenfür: 
forge der Erſatzanſpruch der Ber.Gen. gegen bie Kr.St. beziv. 
ben betr. Unternehmer, wenn dieje eine „ungünftige Beein— 
fluſſung“ nachweiſen. 

8. Verſagung des Schadenserſatzes kann namentlich an 
der Unfallrente, doch auch an der ärztlichen oder Anſtaltsbehand⸗ 
lung, an der Angehörigen: oder Hinterbliebenenrente erfolgen. 

9. Anfechtung folcher Beſcheide ſ. $ 76 Abj.V. 

8 24 (neu). 

Der Vorſtand der Berufögenoffenichaft kann einem 
Nentenempfänger auf jeinen Antrag an Stelle der Rente 
Aufnahme in ein Invalidenhaus oder in ähnliche von 
Dritten unterhaltene Anftalten auf Koſten der Berufs» 
genofjenichaft gewähren. Der Aufgenommene ift auf ein 
Vierteljahr und, wenn er die Erflärung nicht einen Monat 
vor Ablauf diefes Zeitraums zurüdnimmt, jedesmal auf 
ein weiteres Vierteljahr an den Verzicht auf die Rente 
gebunden. 

3u $ 24 vgl. Im. ©. $ 25, Bau:G. $ 9, See⸗G. $ 19. 

8 24 ift dem IVG. 8 25 nachgebildet. Anordnungen bier: 
iiber können ind Statut aufgenommen werden. Die Unter: 


bringung kann auch in Anftalten der Ber.Gen. oder Ber: 
fiherungsanftalten erfolgen. 
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Die Rente des Berlegten ruht während der Unterbring: 
ung. 2gl. 8 94. 


VBerhältniß zu Krankenkaſſen, Armen: 
verbänden ıc. 
8 25 (8). 

I Die Verpflichtung der eingefchriebenen Hülfskaſſen 
jowie der fonftigen Kranfen-, Sterbe-, Invaliden⸗ und 
anderen Unterftügungsfaffen, den von Unfällen betroffenen 
Arbeitern und Betriebsbeamten ſowie deren Angehörigen 
und Hinterbliebenen Unterftüßungen zu gewähren, fowie 
die Verpflichtung von Gemeinden oder Armenverbänden 
zur Unterftügung hülfsbebürftiger Perſonen wirb durch 
dieſes Geſetz nicht berührt. 

U Menn auf Grund folder Verpflichtung Unter: 
jftüßungen für einen Zeitraum geleiftet werden, für welchen 
den Unterftügten nach Maßgabe dieſes Geſetzes ein Ent- 
Ihädigungsanipruch zuftand oder noch zufteht, fo ift Hier: 
für den die Unterftüßung gewährenden Kaſſen, Gemeinden 
oder Armenverbänden durch Ueberweiſung von Renten: 
beträgen Erjaß zu leiften. 

I In Fällen diefer Art gilt für die unter das 
Krankenverſicherungsgeſetz fallenden Kaſſen ala Erſatz ber 
im $ 6 Abj. 1 Ziffer 1 des Kranfenverficherungsgefeßes 
bezeichneten Leiftungen die Hälfte des gejeblichen Mindeft- 
betraga des Krantengeldes dieſer Kaflen, fofern nicht 
höhere Aufwendungen nachgemwiejen werden. 

Iv Iſt die don Kaffen, Gemeinden oder Armen: 
verbänden geleiftete Unterftüßung eine vorübergehende, 
jo fünnen als Erſatz höchſtens drei Monatöbeträge der 
Rente, und zwar mit nicht mehr ala der Hälfte in An- 
ſpruch genommen werden. 
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v ft die Unterftüßung eine fortlaufende, To Tann 
als Erjag, wenn die Unterftüßung in der Gewährung 
des Unterhalts in einer Anftalt befteht, für deffen Dauer 
und in dem zur Erjakleiftung erforderlichen Betrage die 
fortlaufende Weberweifung der vollen Rente, im Uebrigen 
die fortlaufende Weberweifung von höchſtens der halben 
Rente beansprucht werden. 


Die 88 25—27 find auß 8 8 des UVG. v. 1884 herbor: 
gegangen. 

3u 8 25 vgl. 1m. 6.830, Bau:G. $ 9, See⸗G. 8 29. Vgl. 
auch Ke. VG. 8 57 u. IVG. 88 49 ff. und 8 113. 

Zu Abſ. I: Vgl. Note zu IVG. 8 49 Abi. I (meine Aus⸗ 
gabe). Abſ. I jpricht die Regel aus, daß durch Aniprüche 
aus dieſem Geſetz Unterſtützungsanſprüche, welche den Wer: 
fierten und ihren Angehörigen oder Hinterbliebenen nad 
anderen Geſetzen gegen Krankenkaſſen 2c. und Armenpflegen 
zuſtehen, auch dann nicht berührt werden, wenn fie dem Gegen: 
Rande nach mit Anjprüchen aus diefem Geſetze ganz oder theil- 
weile fih deden. Der Rechtsgrund folcher konkurrirender 
Anfprüche wird durch diefe Borfchrift nicht geändert. Selbft- 
verftändlich aber ift, daß durch dad für joldye Anſprüche maß: 
gebende Recht, wie auch durch Vertrag jolche Anjprüche mit 
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werden können. Vgl. Rg. XIII ©. 155 (bayer. oberfteg Land⸗ 
gericht). Dieß ift auch in erheblichem Umfange der Fall: 

l. a) Unterftügungsfajjen. In Betradt Tommen 
namentlich die Kaffen der reichörechtlichen Krankenverſicherung. 
Für fie ift jchon durch die Arbeiterverſicherungsgeſetze für die 
Kegel burch die zeitliche Folge ein glatter engl an bie 
Unfallverficherung hergeftellt. Nur infoweit ftatutarifch Leiſt⸗ 
ungen über die erften 13 Wochen hinaus auch für Unfal- 
berficherte angeordnet find, findet Konkurrenz ftatt und kommt 
325 Abf. I in Betracht. Inſoweit geſetzliche oder ftatutarifche 
Unterftügungspflicht der Kaſſe befteht, bedarf es feines be- 
\onderen Auftrages der Ber.Gen. A. N. XIII S.329 Nr. 1609 
(Rg.XVII ©. 68). 

b) Auch Armenpjlege und Unfallverfiherung \hlieken 


( 
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fi regelmäßig aus oder, ohne fih zu berühren, an einander 
an. Wo nämlich Unfallfürforge eintritt, da befteht für bie 
Regel feine Hilfäbedürftigfeit im Sinne ber öffentlichen Armen— 
pflege, alſo auch regelmäßig feine Unterftühungspflicht für 
diejelbe. Dieß iſt namentlich der Fall während der Anftalt2: 
behandlung und bei Leiftung der vollen oder einer hohen 
Unfalltente. Doch können nicht nur neben geringerer Unfall: 
rente Leiftungen aus der Armenpflege einzutreten haben, fon: 
dern es kommt auch häufig dor, daß die Leiftungspflicht der 
Unfallverfiherung zwar bejteht, bei der Umjtändlichkeit des 
Feſtſtellungsverfahrens aber nicht fo raſch zur Erfüllung ge: 
langt, als dieß bei der regelmäßigen Hilfsbedürftigkeit des 
Verletzten angezeigt wäre. UVG. S 71 Abſ. III verlangt 
zwar in folchen Fällen vorläufige Entjehädigung von der 
Ber.Gen. Auch dieje trifft indeß nicht immer raſch genug 
und ausreichend ein, jodaß die Armenpflege häufig fich der 
Anipruchöberechtigten anzunehmen hat. Dieß hat nun nicht 
nur baum zu gefchehen, wenn es von der Ber.Gen. angeregt 
wird, jondern auch aud eigener Initiative der Armenpflege. 
Debertragung ber Leiftungen aus der UV. an die Armenpflege 
im Sinne de3 8 11 Abi. I find rechtlich nicht vorgefehen. 

Zu Ab}. II: Hier finden die in ben Noten zu IVG. 8 49 
Abſ. I (meiner Ausgabe) dargelegten Orunbfäge ent|prechend 
Anwendung. Es ift dazu noch Folgendes zu bemerken: 

1. Abſ. II findet Krantenkaffen gegenüber nur Anwend— 
ung, wenn nicht tvegen einer vorliegenden Hebertragung ſeitens 
der Ber.Gen. der $ 11 zur Anwendung zu kommen hat. Ro. 
XIX ©. 442 (preuß. Ob. Verw. Ger.). 

2. Wie nach biäherigem Recht (1884) findet ein Ueber: 
gang de3 Anſpruchs des Verletzten auf die Kaffe ftatt, nad) 
der Novelle ift der übergegangene Anſpruch durch Renten: 
überweifung zu erfüllen (vgl. Motive). Dieß hat bie Wirk: 
ung, daß das materielle und prozeſſuale Schidjal des An: 
ſpruchs des Verlegten jelbft auf den Erfaganipruch der Kaffe ıc. 
unmittelbaren Einfluß übt. Vgl. für früher Hdb. u SEN. 6 
Abſ. III ff. Auch Gräf-Keidel Komm. zu 8 25 N. 4. 

3. Sriogantprüce fönnen nach allg. Rechtöregeln insb. 
unter dem Gefichtöpunft der negotiorum gestio auch für 
andere Perſonen als Krankenkaſſen entjtehen. Doch ift für 
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dieje Tale Rentenüberweifung nicht vorgejchrieben und bes 

urtheilen fich dieſe Anſprüche nach den Regeln des bürgerl. 

Rechts. Val. Hdb. zu SEN. 1 a. E. Auch Ber.Gen. unter 

einander können in ſolches Berhältniß gelangen. Hdb.$ 8 

N. la. Erſatzanſprüche der Berficherungianftalten und bei. 

Staffeneinzichtungen der Inv. Verſ. beurtheilen fi) nad) IVG. 
113. 


4. Der Erſatzanſpruch der Kaffe oder Armenpflege hat 
Einheit des Leiftungsgrundes, d. i. Hilfäbebürftigfeit infolge 
desjelben Unfalls, welcher die Entſchädigungspflicht der Ber.⸗ 
Gen. begründet, zur Borausfegung. Bal. Hob. zu 58 N. 3. 

5. Der Erſatzanſpruch befteht nur für Leitungen aus dem 
Zeitraum, in weldem ſowohl Kafje beziv. Armenpflege als 
auch Ber.Gen. unterftügungspflichtig war. A. N. XII ©. 240 
Nr. 1490 (Reg. XVI S. 22). 

6. Hat der Berlette mehreren Kaflen angehört und aus 
ihnen Unterftügung erhalten oder ift er von Kr.Kaſſen und 
Armenpflegen unterftüßt worden, jo theilen fich dieſe Mehreren 
in den Erſatzanſpruch entiprechend ihrer Leiftung und kürzt 
fich derjelbe im gleichen Verhältniß, wenn er im Ganzen die 
Schuld der Ber.Gen. überfteigt. Vgl. Hdb. zu SEN. 8. 

7. Die Meberweifung kann auch hinfichtlich ſolcher Renten 
erfolgen, welche der Verficherte erſt für bie Zeit nach erfolgter 
Krankenpflege zu beanſpruchen Hat. 

8. Die Erfagleiftung hat in der Form ber Mebermweifung 
don Rentenbeträgen zu erfolgen auch dann, wenn es fi um 
den Erjat anderer Leiftungen, 3.8. ärztlicher Pflege ıc. handelt. 
So analog IVG. 8 49. A. M. Gräf:Keidel, Komm. zu $25 
N. 3 u. 9, der fi mit Unrecht auch auf Abf. III fügt. Der 
Erſatzanſpruch befteht ja in ber Regel für geleiftete Pflege, 
nicht für geleiftete Renten. Vgl. übrigen? auch Abj. V und 
8 26 Abj. I, wofelbft ausdrücklich Rentenbeträge aud) ala Er: 
fa für Leiftungen der in $ 25 Abf. III bezeichneten Art an: 
gegeben find. Freilich entgeht der Ber.Gen. dadurch für die 
Zeit ihrer Erſatzpflicht das Wahlrecht aus 8 22. Erſatz für 
geleiftete Beerdigungstoften: A. N. XVII ©. 426 Nr. 1873 (Rg. 
XX1 ©. 55). 

9. Die Teltftelung und das Streitverfahren über An: 
jprüche des Verficherten gegen die Ber.Gen. fallen unter Die 
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Regeln diejes Gef. se 6 ff. Streitigkeiten wegen des Erjah- 
anſpruchs ſ. 8 26 

Zu Abf. II: BL ; 11 Abf. I 

Zu Abi. IV u. V: Als „vorübergehend“ find nicht nur 
einmalige Unterftügungen ſondern auch Leiſtungen zu ver: 
ftehen, welche fich über einige Tage hin fortjeßen. 


8 26 (neu). 

I Der Antrag auf Ueberweifung von Rentenbeträgen 
(8 25 Abi. 2 bis 5) ift bei der Berufsgenofjenichaft an- 
zumelden; joweit es fih um den Erjaß für eine vorüber: 
gehende Unterftüßung handelt, ift der Anspruch bei Ber: 
meidung des Ausjchluffes ſpäteſtens binnen drei Monaten 

ſeit Beendigung ber Unterftüßung geltend zu machen. 
Ä I Streitigkeiten, welche aus den Beltimmungen des 
8 25 Abi. 2 bis 5 zwiſchen den Betheiligten über den 
Anſpruch auf Ueberweifung von Rentenbeträgen entftehen, 
werden im Verwaltungzftreitverfahren und, wo ein folches 
nicht bejteht, durch die dem Erjaßberechtigten vorgejeßte 
Auffichtsbehörde entichieden. Die Enticheidung der Xep- 
teren fann innerhalb eines Monat? nad) der Zuftellung 
im Wege des NRefurjes nad; Maßgabe der 88 20, 21 der 
Gewerbeordnung angefochten werden. 

Zu 8 26 dgl. Iw. ©.8 31, Bau:G.$ 9, See⸗G. 8 30. Bol. 
auch IVG. — * 

Zu Ab I: Die Anmeldung hat die gleiche Bedeutung 
wie der Antrag des Verficherten auf Rentenfeitftellung und 
unterliegt benfelben Vorfchriften. Die Zjährige Anmeldungs: 
frift des $ 72 findet Anwendung. Es hat Feſtſtellung nach 
SS 72 ff. zu erfolgen. Der Ber.Gen. iſt es nicht benommen, 
die Feftftelung auch ohne erfolgte Anmeldung vorzunehmen. 
Doch befteh feine Vflicht, dieß von Amtöwegen zu thun. 

Zu Abi. II: Die Trage, ob ber Verficherte ſelbſt einen 
Anſpruch gegen die Ber.Gen. hat und wie groß ed. derſelbe 
ift, ift nicht nach Ab. II zu entſcheiden. Es befteht hiefür 
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bie regelmäßige Zuftändigleit der Spruchbehörden der Unf. 
Berficderung (Schiedögericht, Verficderungsamt). Die rechts— 
räftigen Enticheidungen dieſer Gerichte, wie auch bie recht: 
räftigen Feſtſtellungsbeſcheide der Ber.Gen. find für die nach 
8 26 Abf. 1I zuftändigen Pehorden bindend. So richtig Gräf— 
Keidel Komm. zug 26 N. 2 

Die Zuſtändigkeit aus 8 26 Abſ. II befteht ſowohl für 
die ſtreitige Frage des Rechtsüberganges ſelbſt (anders, wenn 
auch m. €. ohne Grund, die frühere Praxis: Hbb. zu 8 8 
N. 7) als auch für Sireiligkeiten über Beſtand und Böhe des 
übergegangenen Anſpruchs, zieht aber in Fällen eine Auf: 
traga gem. $ 11 Abf. I, vgl. 8 14 

Als Betheiligte find anzufeben die Kr.Kafſen beziv. Armen: 
verbände einerjeitd, die Ber. Gen. andererſeits. 

Für Streitigkeiten anderer Perfonen mit der Ber.Gen. 
aus neg. gestio And die bürger!. Gerichte zuftändig. 

Ein erwaltungäftrertnerfahren befteht in Preußen, 
Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Helfen. 
eg Sn Bayern dgl. bayer. Gef. dv. 20. Dez. 1901 (GVOBl. 


8 27 (8). 

Die Beftimmungen ber 88 25, 26 gelten auch für 
Betriebsunternehmer und SKaffen, welche die den Ge- 
meinden oder Armenverbänden obliegende Verpflichtung 
zur Unterftügung Hülfsbedürftiger auf Grund gefeglicher 
Vorſchrift erfüllen. 

3u 8 27 vgl. Iw. ©. 8 32, Bau:&.8 9, See⸗G. 881. Dal. 
auch Kr.BG. 8 57 Abf. IN, ZBE. 8 51. 

Träger der Berfiherung Gerufsgenoſſen— 
Ihaften). 
8 28 (9). 

I Die Verfiherung erfolgt auf Gegenfeitigfeit durch 
die Unternehmer der unter 88 1, 2 fallenden Betriebe, 
welche zu dieſem Zwecke in Berufsgenofienichaften ver: 
einigt werden. Die Berufsgenofjenichaften jind für be— 
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ftimmte Bezirke zu bilden und umfaſſen innerhalb ber- 
felben alle Betriebe derjenigen Gewerbszweige, für melde 
fie errichtet find. Bon letzterer Beitimmung Tann bei 
der Errichtung von Berufsgenofſſenſchaften für Eifenbahnen 
oder die im $ 1 Abi. 1 Ziffer 4 bezeichneten Betriebe ab- 
gefehben werden. Die auf Grund ber $$ 12 bis 15, 31 
bes linfallverficherungsgejetes vom 6. Juli 1884 (Reiche: 
Geſetzbl. S. 69) und des $ 11 des Gefehes über die 
Ausdehnung der Unfall- und Krankenverfiherung vom 
28. Mai 1885 (Reichs-Geſetzbl. S. 159) errichteten Berufs: 
genoffenichaften bleiben, vorbehaltlich der nad $ 2 Abi. 2 
des Geſetzes, betreffend die Abänderung der Unfallver- 
fiherungagejeße, und nach $ 52 dieſes Geſetzes zuläffigen 
Abänderungen, beftehen. 

I Betriebe, welche mejentliche Beftandtheile ver- 
ichiedenartiger Gewerbszweige umfaffen, find derjenigen 
Berufsgenofienichaft zugutheilen, welcher der Hauptbetrieb 
angehört. Durch das Genoſſenſchaftsſtatut kann beftimmt 
werden, daß die Verſicherung auch bei den dem Betriebe 
der Land- oder Forſtwirthſchaft dienenden Nebenbetrieben 
gewerblicher Vetriebe nach den Beſtimmungen dieſes Ge— 
ſetzes zu erfolgen hat, wenn in dieſen Nebenbetrieben 
überwiegend die im Hauptbetriebe verwendeten gewerb— 
lichen Arbeiter beichäftigt werden. Wenn da3 Gtatut 
eine ſolche Beftimmung enthält, fo jcheiden mit dem Zeit: 
punkt ihres Inkrafttretens die davon betroffenen Betriebe 
aus der Verfiherung bei der Berufägenofjenichaft des 
Unfallverficherungsgejeßes für Land- und Forſtwirth⸗ 
ſchaft aus. 

II Als Unternehmer gilt derjenige, für deflen Rech: 
nung der Betrieb erfolgt. 
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IV Unfälle in fremden Betrieben hat die Berufa- 
genoſſenſchaft dann zu entichädigen. wenn fich dieſe Un- 
file bei Betriebshandlungen ereignen, zu welden ein 
dr Berufsgenofienihaft angehörender Betriebsunter- 
nehmer den Auftrag gegeben und für welche er bie Löhne 
ju zahlen bat. 

v Die Berufsgenoſſenſchaften können unter ihrem 
Namen Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, 
vor Gericht lagen und verklagt werden. 

vI Für die Berbindlichkeiten der Berufsgenofienichaft 
haftet den Gläubigern derjelben nur das Genoffenfchafts- 
bermögen. Ä 

Zu 828 vgl. lw. G. 8 33, Bau-G. $6 Ziff.1, 88 12, 14, 
Eee. 8 32 u. 8 158. 

Zu Abſ. I: 1. Träger der IB. find regelmäßig die Be: 
tufsgenofjenihaften, ausnahmsweiſe dad Reich und 
die Staaten für ihre Betriebe vgl. 88 128 ff., Gemeinden 
und andere Öff. Körperichaften für ihre Bauarbeiten (Bau⸗G. 
56 Ziff. 3). Meber die Berfiherungsanftalten der Bau: 
Ber.Gen. vgl. Bau⸗G. 86 Ziff. 4 und $18 ff. Der Beſtand 
dee nach 88 12 bis 14 bes ©. v. 1884 und de Ausb. Gef. dv. 
1885 errichteten Ber. Gen. beruht, nachdem jene Beitimmungen 
fortgefallen find, nunmehr auf $ 28 Abf. I Schlußfat. 

2. Ein Berzeihniß der diefem Geſetz unterliegenden 
63 Ber.Gen. nebft Angabe ihrer Organifation ſ. A. R. VII 
6. 304 ff, mit Angabe der zugehörigen Gewerbszweige A. N. J 
6.143 ff, 217, IT ©. 50 f. 75, V ©. 229, 389. Ein alpha⸗ 
betifches Verzeichniß aller Gewerbszweige, für welche Ge: 
nofienfchaften errichtet find ſ. A. N. IS. 254 ff. II S. 134 ff, 
204, III ©. 132, V ©. 329, 389, XIII ©. 329. 

3. Ueber Errichtung neuer Ber.Gen. vgl. Abänbder: 
ungägefeg $ 2 und Gew. UVG. 88 35, 40, Abänderung 88 52, 
58, Aufldfung 854, Statut 88 36 ff. 39, Sektionsbildung 888, 
Nitgliedſchaft und Betriebszugehörigkeit 8 28 und 88 55 ff., 
Organifation 88 41 ff, Bermögend-Berwaltung 88 107 &., 3% 

$iloty Unfallverfiierungsgefepe. 9 
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u. U. m., Gefahrentarife $ 49, Unfallverhütung 8 112 ff., 
a der Mittel SS 29 ff., 99 ff., Beauffichtigung 
4. Beſondere Beitimmungen für die Knappichafte: 
Ber.:Sen. ſ. $ 134, für bie Bau:Ber.Gen. Bau®., die Tief: 
bau:Ber.G. (Bau:G. 88 12 ff.), die See⸗BG. See⸗G. 

5. Die Berficherung erfolgt auf Gegenjeitigfeit, aber nicht 
nad Vertrag, fondern nach Gefeg. Die Gegenfeitigkeit Liegt 
in der Form der Aufbringung der Mittel. 

6. Die Ber. Gen. find mit gefeßlicher Nothwendigkeit er: 
richtete und beftehende öffentlich rechtliche Korporationen 
der Unternehmer von Betrieben eines beftimmten Bezirks 
und eines beftimmten Gewerbszweiges (Genoſſenſchafts— 
betriebe). Die Verficherten find nicht Mitglieder der Ge: 
noſſenſchaft. 

7. Aus der Zugehörigkeit des Betriebes zu einem 
Gewerbszweig und aus der Lage des Betriebsfitzes im Bes 
zirt einer Genoffenfchaft ergiebt fi von felbft die Mit: 
gliedfchaft des Unternehmen? und die Verſicherung ber im 
Betriebe befchäftigten, verficherten Perfonen bei diefer Ge: 
noſſenſchaft. Näheres SS 55 ff., insb. auch $ 59 Abf. I Sat 3. 
Betriebafig vgl. A. N. II S. 13 Nr. 122, auch $ 1 Nr. 4 
Ziff. Ta. 2. 

8. Ausnahmen von diefer Regel beitehen: 

a) gem. 8 28 Abf. I Hinfichtlich der Eifenbahnen und der 
in 81 Ziff. 1 bezeichneten Betriebe, 

b) gem. $ 28 Abf. II Hinfichtlich getwiffer landiv. Neben: 
betriebe gewerblicher Hauptbetriebe, 

c) gem. 8 134 hinfichtlich der Knappſchafts-Ber. Gen., 
d) gem. 88 128 ff. hinfichtlich der Reiche: und Staats: 
betriebe, | 

e) gem. Bau:G. 8 6 hinfichtlich der Bauarbeiten. 

9. An Betreff des für die Zugehörigkeit entfcheidenden 
Betriebsſitzes ausländifcher Betriebe und ber Zugehörigkeit 
inländischer Betriebe mit ihren ausländiſchen Funktionen vgl. 
51 Note 4 Ziff. Ta. A. und $ 4 Note. 

10. Mit mehreren Betrieben verfchiedener Art oder Lage 
kann ein Unternehmer Mitglied verichiedener Genoſſenſchaften 
fein, fofern die Betriebe einander ſelbſtändig gegenüberftehen. 
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MAR. II S.13 Nr. 122, S. 91 Nr. 171, VIII ©. 308 
* 1140 (Ra. some 98), XI ©. 259 Nr. 1571 (Rg. XVII 
14). Hd 

Zu Abt. II, al: Die Vorſchrift findet nur Anwend— 
ung, wenn es filh um Betrieböbeftandtheile und Betriebs— 
funktionen handelt, welche zufammen einen einzigen Betrieb 
(vgl. 1 Nr. 4 Ziff. I) darftellen und einem einzigen Unter: 
nehmer unterftehen. Sonft ſ. Nr. 10 bei Abf. I. Ueber die reich: 
baltige Kaſuiſtik ſ. Hdb. zu 89 Abf. III Nr. 23 ff. und bie 
daraus entnommenen Zujfammenftelungen bei Gräf-Keidel 
0.0.0.8 28 Nr. 6 u. 8. 

Zu Say 2: Eine ftatutarijche Anordnung begründet eine 
„nahme bon der Regel des 81 Ab. II bieles Geſetzes. Bal. 

AN. XVMS. 424 Nr. 1871 (Rg. XXI ©. 52). 

Zu Abſ. III: Als Betriebsunternehmer gilt der: 
jmige, für defien Rechnung ber Betrieb erfolgt, ohne Rüd- 
fiht darauf, ob er der Eigenthümer ift und ob ihm unmittel: 
bar die Entlohnung ber Arbeiter obliegt und ohne Rüdficht 
darauf, ob der Unternehmer eine Einzelperjon oder eine Ge: 
ſellſchaft oder SKorporation ift, auh ohne Rüdfiht auf 
Stantdangehörigkeit, Wohnfit ꝛc. AU. N. II ©. 201 Nr. 377, 
IV ©. 316f. 326 Nr. 597 f. 603, VI S. 6005. Nr. 9225. (Rg. 
VIE. 234, IX ©. 271, XI ©. 17). Alkkordanten innerhalb 
ine Betriebs find in ber Regel nicht ala Unternehmer an: 
zuſehen. A. N. IV ©. 326 Nr. 604, V S. 398 Nr. 773, VI 
6.599. Nr. 920, 922, VII ©. 238 Nr. 1015 u. X. m. (Re. 
IXS. 15, 17,103). DBgl. die reichhaltige Kaſuiſtik in Pr 
u 89 Abi. I Rr. 7ff. und bei Gräf-Keidel a. a D. 8 28 
Rr.9, A. N. XV S. 428 Nr. 1751 (NRg. XIX ©. 40, jüdische 
Gemeinden ala Sleifcherei-nternehmer). 

Zu Abi. IV: Die Vorſchrift findet aud) Anwendung für 
Unfälle aus der Zeit vor dem 1. Oktober 1900. Sie trifft zu, 
mag der fremde Betrieb ein Verfiherungsbetrieb fein oder 
nicht und ohne Rüdficht darauf, welcher Betriebsart er ans 
gehört. Die Mitwirkung von Arbeitern des fremden Betriebs 
für fich allein quießt die Anwendung des Abſ IV nicht aus. 
Bl. aber auch 8 85 Ab. I. Bol. Rundichr. des RPA.'s v. 
ld. Juni 1898 (Rg. XIX ©.141 A. N. XVII ©. 424 Nr. 1871 
(R. XXI ©. 52). 


9% 
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Zu Abi. V und VI: Hiedurch ift der Ber. Gen. bie juriftifche 
Perfönlichkeit im Sinne des bürger!. Rechtes verliehen. 

Haftung des Reich® bezw. des Staat im Fall der u 
löſung ſ. $ 54 u. 127 abi. IV. Konkurs der Ber.Gen. ift m. 
ausgeſchloſſen. 

Ueber die Aufnahme von Darlehen ꝛc. vgl. 8 29 Note 
u. 8 31 Note. 

Die Dispofitiondfähigkeit der Ber.Gen. ift dur 8 31 
Abſ. I erheblich beichräntt. Doch folgt aus 8 31 Abf. I nicht 
ohne tere bürgerlich rechtliche Ungültigkeit der berbotenen 

eichäfte 


Aufbringung der Mittel. 
8 29 (10). 

I De Mittel zur Dedung der von ben Berufs— 
genofienfchaften zu leiſtenden Entſchädigungen und ber 
Verwaltungskoſten werden durch Beiträge aufgebracht, 
welche auf die Mitglieder nad Maßgabe der in ihren 
Betrieben von den Verficherten verdienten Gehälter und 
Löhne beziehungsmweile des nad) 8 10 Abſ. 4 anzured- 
nenden ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher ermachfener 
Tagearbeiter jowie der ftatutenmäßigen Gefahrentarife 
(8 49) jährlid) umgelegt werden. 

U Gehälter und Löhne, welche während der Beitrags 
periode den Jahresbetrag von fünfzehnhundert Mark 
überfteigen, fommen hierbei mit dem überjchießenden Be— 
trage nur zu einem Drittel in Anrechnung. 

3u 8 29 Yon Iw. &. 8 34 88 51ff. 57f., Bau⸗G. $ 18, 
See⸗G. 8 34, 88 49 fi. 


Zu Ab. I: 1. Die Ber.Gen. haben fein Vermögen, 
aus deſſen Zinfen. die Laften beftritten werden Tönnten. he 
ihr Berwaltungsvermögen (Betriebsfonds, Heilanftalten zc.) 
noch ihr Refervefond ift dazu geeignet. 

2. Die Aufbringung der Laften erfolgt durch Beiträge. 


Allgemeine Beltimmungen. 8 29. 188 


Hiedurch find alle gefegmäßigen Laften, die obligatorijchen 
und bie zuläffigen fakultativen Entihädigungen, bie Ver: 
waltungskoſten und die fonft noch gem. $ 31 Abſ. I zuläffigen 
Ausgaben zu beftreiten. Die Aufnahme von Darlehen iſt 
bienach behufs Laftendedung regelmäßig nicht zuläffig, doch 
en nach 831 Abf.I. DVgl.8 28 Ab. V; ſ. auch Abänbd.: 
Ge 

3. Die Veiträge find Öffentl. Abgaben und genießen 
dad Vorzugdreht im Konkurs gem. KO. 55 Ziff. 3. Entſch. 
bes RG.'s Bd. 22 ©. 139 ff, A. N. V ©. 360. 


4. Nach dem Umlageprinzip, welches für alle nad) 
dieſem Geſetze errichteten B&.en mit Ausnahme der Berficher: 
ungsanſtalten der Bau: BG.en befteht, find alle Auslagen bes 
legtverflofjenen Rechnungsjahres im laufenden Jahr durch 
Beiträge aufzubringen. Näheres SS 99 ff. und Note bei 8 99. 


5. Umlagepflidtig find alle Mitglieder und nur 
fie. Ein Reihe: oder Staatszuſchuß findet nicht ftatt. Bon 
en defherten dürfen Beiträge nicht erhoben werden. 

g 

6. Die Umlagepflicht beginnt mit ber feſtgeſtellten 
Mitgliebfchnft. ©. jedoh A. N. V ©. 119 Nr. 653, ©. 324 
Nr. 724, aud) IV ©. 335 Nr. 616. 

7. Der Umlagemaßftab wird regelmäßig durch Be: 
triebamertmale, nämlich die Höhe der verdienten Löhne und, 
wenn Gefahrenklaffen gem. $ 49 gebildet find, durch die Höhe 
ber verdienten Yöhne und die Zugehörigkeit bes Betriebs zu 
einer beftimmten Gejfahrenklaffe gebildet. Vgl. 8 99 Abſ. I 
und $ 100 Abf. I. 

8. Hinfichtlich der „Höhe ber verdienten Löhne ꝛc.“ ift 
die biöher geltende Regel, wonach ber wirkliche Verdienft in 
Anrechnung kommt, durch die Novelle zur Ausnahme gemacht 
worden. 8 30 Abf. I. Diefe Regel ift jebt zweifach einge: 
Ichräntt, indem als Minimum für alle erwachſenen oder nicht 
erwachſenen Berficherten das 300fache des ortsüblichen Tage: 
lohns erwachſener Arbeiter, getrennt für Männer und Frauen 
(vgl. 8 10 Abſ. IV u. Kr. VG. 8 8), als Maximum der nad) 
8 9 Abſ. II zu berechnende Betrag in Anſatz kommt. (Vgl. 
$ 10 Abſ. I). Don dieſen Einſchränkungen abgeſehen, wird 
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auch nach der Regel der Novelle der wirklich verdiente Lohn 
bezw. Gehalt angeſetzt. 

Auch die von Dritten, Mittelsperſonen, Aktkordanten zu 
leiftenden Löhne find einzuftelen. A. N. III S.203, I ©. 344 
Nr. 70, ©. 363 Nr. 81 (Rg. VI S.235, 237). Val. jeboch auch 
8 30 Abſ. III. Soweit Löhne von den Verficherten aus Be: 
fchäftigungen verdient werden, die nicht durch die Betriebs: 
thätigfeit oder die nach 83 in Betracht Tommende Beſchäf— 
tigung veranlaßt find, bleiben fie außer Anſatz. Vgl. aud 
8 28 Abſ. IV. UN. I S. 34 Nr. 70 (Reg. VI S. 237), IN 
©. 121 Nr. 315. 

Zu Abſ. II ſ. obige Nr. 8. Die Vorichrift entipricht der 
Vorſchrift des $ 10 Abi. I. Wo Berechnung nad) bem Jahres: 
derdienft unmöglich ift, da ift ausnahmsweise die entjprechende 
Kürzung am Tagesverdienft vorzunehmen. A.N. XVII ©. 426 
Nr. 1874 (Rg. XXIS. 55). 


$ 30 (10). 

I Abmeichend von den Vorſchriften im $ 29 kann 
durh das Statut beftimmt werden, daß für die Um: 
legung der Beiträge die wirklich verdienten Gehälter und 
Löhne in Anrechnung kommen. 

H Für Betriebe, in welchen regelmäßig nicht mehr 
als fünf Arbeiter befchäftigt werden, fann dur Statut 
ferner beftimmt werden, daß und nad) welchen Grund- 
fügen mit Zuftimmung des Betriebsunternehmers ein 
Pauſchbetrag jtatt der Einzellöhne bei der Berechnung 
der Beiträge zu Grunde zu legen ift oder daß ein ein- 
heitlicher Mindeftbetrag, der vier Mark jährlich nicht 
überfteigen darf, zu entrichten it. 

I Durch Statut kann beitimmt werden, daß bie 
Arbeitgeber der im $ 5 Abſ. 1 lit. b bezeichneten Gemerbe- 
treibenden die Beiträge für die von diefen bejchäftigten 
verficherten Perſonen und, fofern die Verficherung auf 
die im $ 5 Abſ. 1 lit. b bezeichneten Gemerbetreibenden 
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felbft durch Statut ausgedehnt ift, die Beiträge auch für 
diefe zu zahlen haben. 

Zu 8 30 vol. Bau⸗G. 8 13 Abi. II. 

8 30 ift neu und enfipeingt praftifcher Erfahrung. Vgl. 
Motive zu 8 10 bes Entw. S 

Zu Ab}. I: Das Statut nm entweder die Regel bed 
8 29 Abf. Tund II beftehen lafſen oder an beren Stelle Die 
Anordnung nah $ 30 Abi. I treffen, es kann aber nicht die 
Regel des 8 29 nur theilweife, in Abſ. I oder IL, beftehen 
lafien. Anders: Seal -Keidel a.a. D. zu 8 30 Nr. 1. Dal. 
auch 8 29 Abj. I Nr. 8 

Zu Ab}. II vgl. Bau⸗G. 831: Die Pauſchbeträge find 
für die einzelnen Verficherten gefondert anzujegen und können 
für die Einzelnen in verjchiedener Höhe angejeßt tverden. Die - 
Zuftimmung des Betriebunternehmer? muß fi) auf jämmt« 
liche Paufchbeträge beziehen, fonft Liegt eine Vereinbarung 
nicht vor, es jei denn, daß beide Theile trotz verſchiedener 
Berechnung der Eingelbetrage zu einem ziffernmäßig über: 
einftimmenden Gefammtbetrag gelangen. Die „Srundjähe” 
des Statut3 binden den Unternehmer nicht binfichtlich der 
Höhe der zu veranjchlagenden Beträge. Kommt Einigung 
act ne fo bleibt es bei den Regeln des 8 29 bezw. 
8 3 

Der einheitlihe Mindeftbetrag ift für den ganzen 
Betrieb feftzufeben. Er kann nad) dem Wortlaut bes 8 30 
Abſ. II auch durch die Genoffenichaft allein feftgejeßt werden. 
Zweifelloe war die aber nicht die Abficht der durch bie 
Kommiſſion befchloffenen Beftimmung. 

Jedenfalls darf derjelbe nicht geringer ala 4 Mark fein. 
Befteht ſolche Feſtſetzung, jo bedarf e8 feiner Lohnnachweifungen 
und Erhebungen über die Löhne, Jondern nur Nachweifungen 
und Erhebungen über die Zahl der durchfchnittlich befchäf- 
tigten Arbeiter. 

Zu Abf. IT: ſ. $ 29 Ab. I Nr. 8, vgl. aud) IDG. $ 2 


Abi. 0. 
$ 31 (9). 
I Zu anderen Zweden ala zur Dedung der von ber 
Genofjenihaft zu leiftenden Entihädigungen und der 
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Berwaltungsfoften, zur Anfammlung des Reſervefonds 
($ 34), zur Gewährung don Prämien für Rettung Ber: 
unglüdter und zu Zwecken der Unfallverhütung fowie 
mit Genehmigung des Reichs⸗Verſicherungsamts zur Er: 
richtung von Heil⸗ oder Genefungsanjtalten dürfen weder 
Beiträge von den Mitgliedern der Genofjenichaft erhoben 
werden, noch Verwendungen aus dem Vermögen ber 
Genoſſenſchaft erfolgen. 

U Behufs Beftreitung der Verwaltungskoſten können 
die Berufsgenofjenichaften von den Mitgliedern für das 
erite Jahr einen Beitrag im voraus erheben. Falls das 
- Statut hierüber nichts Anderes beftimmt, erfolgt die Auf: 
bringung diefer Mittel nad) Maßgabe der Zahl der von 
den Mitgliedern in ihren Betrieben bejchäftigten ver: 
fiherungöpflichtigen Berfonen ($ 35). 

3u $ 31 vgl. Im. G. 8 34 Abſ. IL, Bau-G.$ 13 Ab. II, 
8 30; See:G. $ 34 Abſ. II, vgl. auch IVG. 868 Abſ. III, $45, 
Kr. VG. 8 29 Abſ. II. 

Zu Abſ. J: 1. Die Verwen dungsbeſtimmung und 
bie Vorſchriften Über Staatsaufſicht bilden die beiden Haupt: 
ſchranken der Selbitverwaltung und Dispofitionsfähigkeit der 
Ber:Gen.. Unerlaubte Verwendung zieht Haftung der Gen.: 
Drgane nach bürgerlich rechtlichen Grundſätzen nad) fi. Die 
Derwendungsichrante bezieht fih nicht nur auf Beiträge, 
fondern aud auf das Vermögen ohne Vorbehalt. Ob freilich 
auh Schenkungen, Vermädtniffe, Stiftungen und andere 
giberalitätszumwendungen, welche die Genoffenichaft erhält, 
darunter fallen, Tann zweifelhaft fein. | 

2. Unter den „zu leiftenden Entjhädigungen“ 
find nicht nur die gejeglich nothmendigen jondern aud bie 
erlaubten freitwilligen Leiftungen (89 Abj.IV,$ 13 Abi. IL, 
5 22 Abi. IV) begriffen. Eine Erhöhung oder Erweiterung 
der gefelich angeordneten Leitungen oder eine Ausdehnung 
auf nicht verficherte Perſonen oder andere ala die Angehörigen 
oder Hinterbliebenen, welche das Geſetz als jolche bezeichnet, 
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ift duch & 31 unterfagt. Vgl.A. N. II S. 74 Nr. 154 (Re. 

VI ©. 44). Verboten ift gem. $ 31 auch ber Verzicht aut 

re der Ber. Gen. (Kr. VG. 83 76c,d, Gew. UVBG. 
l 

3. Die Errichtung von Heil- und Genefungsanftalten 
bat die Praxis des NVBN.’3 Schon vor ber Novelle für zuläffig 
erachtet. Hdb. zu 8 10 Nr.6. Bei Ertheilung der nunmehr 
borgejchriebenen kuratelamtlichen Genehmigung kann das Der: 
ſicherungsamt (Reich3: oder Kandes: BA. 8 127 Abf. I) ſowohl 
binfichtlich der Art der Ausführung als auch hinfichtlich der 
Dedung (Darlehendaufnahme, Bertheilung der Deckung auf 
Jahre ꝛc.) Bedingungen ſtellen. 
ef ; og nahmen bon 8 31 Abſ. I ergeben fich aus Aband. 

e 
5. Ueber den Verzicht auf vorläufig gezahlte aber 
nicht endgültig geſchuldete Entſchaͤdigungen |. $ 86 Note. 

Zu Abſ. II: Die Mebergangsvorfchrift ift in ber Paupt- 
ſache erledigt, bo gilt fie auch für die nach der Novelle neu 
zu errichtenden Ber.Gen. 

Die Bildung eines „eifernen Betriebsfonds“ duldet das 
RVA. auch für die Dauer. A. N. III S. 213 Nr. 408. Hodb. 


zu 8 10 Nr. 8. 
8 32 (nen). 


1 Auf die Beiträge fönnen von den Mitgliedern 
nach Beitimmung des Statut viertel- ober halbjährliche 
Vorſchüfſe erfordert werden. Dieſelben bemeffen ſich für 
die einzelnen Mitglieder nach der Höhe der für das letzt⸗ 
vergangene Rechnungsjahr auf fie umgelegten oder nad 
8 30 Abi. 2 gezahlten Beiträge und betragen jedesmal 
den vierten Theil beziehungsweiſe die Hälfte der leßteren, 
folange nicht die Genoſſenſchaftsverſammlung einen nied— 
rigeren Betrag feftgefett hat. Für neu eintretenbe 
Mitglieder find die Vorichüffe nach) demjenigen Betrage 
zu bemefjen, welchen dieje Deitglieder nach dem Umfang 
ihres Betriebs zu ben Jahreslaſten des letztvergangenen 
Rechnungsjahrs hätten beitragen müſſen, wenn ſie in 
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demjelben ſchon Mitglieder der Berufögenofjenichaft ge: 
weſen wären. 

U Die Vorſchüſſe find binnen zwei Wochen nach den 
dur das Statut oder die Genoſſenſchaftsverſammlung 
beftimmten Fälligleitsterminen an den Borftand einzu= 
zahlen. | 

Zu $ 32 vgl. Im. ©. 35, See: und Bau⸗G. $ 13 Abſ. I. 
Aus 8 10 Abf. und $ 48 Ab}. I ©. 2 des Bau:G. iſt durch 
die Novellen bie Vorſchrift auf alle Ber.Gen. übertragen 
worden. 

Die Erfüllung der durch Statut etwa angeordneten Vor: 
Ihußpflicht ift eine Art von im Voraus erfolgter Raten: 
zahlung à conto der endgültigen Jahresbeitragspflicht. 

Ein Beſchwerderecht des Unternehmerd gegen die Feſt—⸗ 
ſtellung der Vorſchußpflicht kann durch das Statut nicht wohl 
ausgeſchloſſen werden. Vgl. jedoch meine Ausgabe des UVG. 
1. Aufl. Bau:G. 8 10 Abſ. II Rote. 

Dad zu viel Geleiftete ift entiveder auf fpätere Raten 
anzurechnen oder nad) Jahresſchluß zurückzugewähren. 

8 33 (neu). 

Unternehmer von Betrieben, deren Siß ih im Aus: 
lande befindet, fünnen, wenn fie vorübergehend im Sn: 
land einen verficherungspflidhtigen Betrieb ausüben, vom 
Genoſſenſchaftsvorſtande mit Beiträgen bis zur boppelten 
Höhe und zur Sicherheitaleiftung herangezogen werben. 

3u $33 vgl. Bau:G.$ 13 Abi. IL. 

8 33 findet feine Anwendung auf einzelne Betrieb3- 
handlungen ausländiſcher Betriebe. Vgl. Hs 1 Nr. 4 Ziff. 1. 

’ augen die Verfügung ift Beſchwerde zum Verſ.⸗Amt 
zuläffig. 

Auf Staatsangehörigkeit und Wohnſitz des Unternehmers 
fommt e3 rechtlich nit an. Zoch kann ber Vorſtand bie 
Anwendung ber Vorſchrift auf Ausländer und foldde An: 
länder bejchränfen, die im Inland jonft feinen Verficherungs: 
betrieb haben. Im Uebrigen ift freilich gleichmäßige Be: 
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handlung geboten. Das Statut kann Über die Ausführung 
bes 8 33 Beitimmung treffen. 


8 34 (10). 

I Die Berufsgenofienihaften haben einen Reſerve— 
fonds anzufammeln. An Zufchlägen zur. Bildung des— 
felben find bei der erftmaligen Umlegung der Entichä- 
digungsbeträge dreihundert Prozent, bei der zweiten zwei⸗ 
hundert, bei der dritten einhundertundfünfzig, bei ber 
vierten einhundert, bei der fünften achtzig, bei der fechften 
fechzig und von da an bis zur elften Umlegung jedesmal 
zehn Prozent weniger ala Zujchlag zu den Entſchädigungs— 
beträgen zu erheben. Nach Ablauf der erjten elf Jahre 
und, fofern das elfte Jahr beim Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes Ichon überſchritten ift, von dieſem Teßteren Zeit: 
punkt ab haben die Berufsgenoffenfchaften dem jeweiligen 
Beftande des gejehlichen Reſervefonds drei Jahre lang 
je zehn Prozent und weiter in Zeiträumen von je drei 
Jahren je ein Prozent weniger bis herab zu je vier 
Prozent alljährlich zugufchlagen und zwar jedesmal unter 
Anrechnung der Zinfen. Nach Ablauf diefer Zeit find 
aus den Zinjen des Reſervefonds diejenigen Beträge zu 
entnehmen, welche erforderlih find, um eine weitere 
Steigerung des auf eine jede verjicherte Perjon im Durch— 
fchnitt entfallenden Umlagebeitragd zu befeitigen. Der 
Reit der Zinfen ift dem Rejervefonds weiter zuzufchlagen. 

11 In dringenden Bedarföfällen kann die Genoffen- 
fchaft mit Genehmigung des Reichd-Verficherungsamts 
ſchon vorber die Zinfen und erforderlichen Falles auch) 
den Kapitalbeftand des Refervefonds angreifen. Die 
MWiederergänzung erfolgt alsdann nad) näherer Anord- 
nung des Reichs-Verſicherungsamts. 
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U Auf Antrag des Genoſſenſchaftsvorſtandes Tann 
die Genoſſenſchaftsverſammlung jederzeit weitere Zuſchläge 
zum Reſervefonds beichließen. Solche Beichlüffe bedürfen 
der Genehmigung des Reichs-Verſicherungsamts. 

Zu 5 34 Dat Im. G. 8 37, Bau:®. $ 15, $ 19 Abi. II, 


. 835, See⸗G 


Der Refervefond ift obligatoriich. Er ift das Grund: 
ftoclvermögen der Gen., auf ihn findet namentlich 8 31 Abf. I 
Anwendung. 

8 34 findet voll Anwendung auf neu errichtete Gen. 
Für bie beftehenden ift er theilmweife (Ab. I Sat 2) erledigt. 

Die Zufchläge finden „unter Anrechnung der Zinfen" 
ftatt. Vgl. A.N. XVI S. 780 Nr. 1826, 1828 (Rg. XX ©. 81, 
83), XVII ©. 364 Nr. 1855 (Rg. XXI ©. 35). 

Die Berwendung der Zinſen, ev. auch bed Kapital: 
beftanbes bes Reſervefonds darf nur zur Vermeidung „weiterer 
Steigerung des Umlagebeitrags“ erfolgen. Dies gilt "auch bei 
Anwendung dee Abf. II. Ausnahme: $ 95 Abf. III. 

Ueber Verwaltung und VBerrehnung des Reſerve— 
Ionbs ſ. Runbfchr. des RPA.'s v. 25. Febr. 1893, UN. IX 

S. 162 ff. Bol. Hob. zug 18N. 4,5. 
II. Organijation und Veränderung der Bernfsgenofien: 
ſchaften. 

Ermittelung der verſicherungspflichtigen 

Betriebe. 
835 (11). 

I Jeder Unternehmer eines unter $$ 1 oder 2 fal- 
lenden, bisher der reichögejeglichen Unfallverficherung nicht 
unterftelften Betrieb hat dieſen binnen einer von dem 
Reichs-Verſicherunggamte zu bejtimmenden und öffent. 
lich befannt zu machenden Friſt unter Angabe des Gegen- 
jtandes und der Art desfelben fowie die Zahl der durch» 
Ichnittlied darin beichäftigten verficherungspflichtigen Per: 
jonen bei der unteren Verwaltungsbehörde anzumelden. 
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u Tür die nicht angemeldeten Betriebe Hat die 
untere Berwaltungsbehörde die Angaben nad) ihrer Kennt⸗ 
niß der Verhältnifſe zu ergänzen. 


II Diefelbe ift befugt, die Unternehmer nicht ange» 
meldeter Betriebe zu einer Auskunft darüber innerhalb 
einer zu beftimmenden Frift durch Geldftrafen im Be— 
trage bis zu einhundert Mark anzubalten. - 


IV Die untere DVerwaltungsbehörde hat ein nad 
Gewerbszweigen geordnetes Verzeichniß der Betriebe ihres 
Bezirfes unter Angabe des Gegenstandes und der Art 
des Betriebs ſowie der Zahl der darin bejchäftigten ver- 
fiherungspflichtigen Perjonen aufzuftelen. Das Ver—⸗ 
zeihniß ift der höheren Verwaltungsbehörde einzureichen 
und don dieſer erforderlichen Falles zu berichtigen. 

V Die höhere Verwwaltungsbehörde hat die Verzeid): 
niffe jämmtlicher verficherungspflichtigen Betriebe ihres 
Bezirkes dem Reichs-Verſicherungsamt einzureichen, welches 
fe den zuftändigen Genofjenfchaftsporftänden übermeift. 


Für die nach der Novelle erſt verficherten Perjonen find 
zum Theil neue Ber.Gen. zu errichten und 3. Zt. in der Er: 
rihtung begriffen. Davon handelt dad Abänd.Ge. $ 2. Zum 
Theil find die neu verficherten Perſonen den beftehenden Ge- 
nofienichaften zuzutheilen. Für folche Perfonen, die zu Be: 
trieben gehören, welche bisher ſchon Verficherungsbetriebe 
waren, befteht die Zugehörigkeit zur betr. Genofjenjchaft ipso 
jure, für ſolche Perfonen dagegen, bie zu Betrieben gehören, 
welche erft durch die Novelle 81 BVerficherungsbetriebe ge: 
worden find, bedurfte es des Verfahrens des 8 35, nicht um 
ihre Berficherung erft zu begründen, wohl aber um ihre Zu: 
gehörigkeit zu beftimmten Genofjenichaften feftzuftellen. Ber: 
zeichniß der angemeldeten Betriebe |. A. N. XVII ©. 353 ff. 

Untere und höhere Verw. Beh. 5. $ 152. Strafvor: 
ſchrift: $ 147 Abi. 1. 
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Statut der Berufsgenofjenihaften. 
8 36 (16). 

I Die Berufögenofjenfchaften regeln ihre innere Ber: 
waltung fowie ihre Gejchäftsordnung durch ein von der 
Genofjenfhaftsverfammlung zu befchließendes Statut. Bis 
zur Mebernahme der Gefhhäfte Durch den auf Grund eines 
gültigen Genoſſenſchaftsſtatuts (8 39) gewählten Vorftand 
hat der von der fonftituirenden Genofjenichaftsverfamm: 
lung gewählte proviforiiche Vorftand, welcher aus einem 
Vorſitzenden, einem Schriftführer und mindeſtens Drei 
Beifigern zu beftehen hat, die Genofjenfchaftsverfamm: 
lung zu leiten und die Geichäfte der Genofjenichaft zu 
führen. 

U Die Mitglieder der Berufsgenoſſenſchaften können 
ih in der Genoſſenſchaftsverſammlung durch andere ftimm: 
berechtigte Mitglieder oder durch einen bevollmächtigten 
Leiter ihres Betriebs vertreten lafjen. 

Zu 8 36 vgl. Im. &. 8 38 Abf. I, Bau⸗G. $$ 14, 20, Ser 
G.8 37 Abi. 1. 

Zu Ab. I: Ueber Errichtung des Statut? f. auch 8 39. 
Ueber den nothwendigen Inhalt ſ. $ 37. Dad vom RBPN. 
entiworfene Normalftatut je. A N.IS.I ff. Nebenftatut ber 
Derfiherungsanftalten ber Bau:Ber.Gen. |. Bau:G. 8 20. 

Zu Abſ. II: Val. 8 55 Abf. II. Vertretung der Mit: 
glieder: Die Vorfchrift gilt für alle Genofjenfchaftsperfamms 
lungen. Bgl. auch 8 37 Ziff. 4. Es ift au unterjcheiden 
zwiſchen gejeglichen Vertretern handlungsunfähiger Mitglieder 
und beauftragten Bertretern handlungsfähiger Mitglieder. 
Sene find kraft Gejeßes als Mitglieder ber Gen.Berf. er: 
mäcdtigt, diefe nur dur Auftrag Für lebtere bedarf es 
ftet3 eine? befonderen Auftrages. Subftitutiongvollmacht wird 
nicht vermuthet (AU. N. IS. 85 Nr. 19). 

Bevollmächtigte Leiter eines Betriebes: vgl. A. N. J S. 85 
Nr. 21 (Rg.V ©. 343). Hdb. zu 8 16 R. 11 ff. 
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pi 


10. 


11. 


12. 


8 87 (17). 
Das Genofjenichaftsftatut muß Beitimmung treffen: 


. über Namen und Sit der Geyoſſenſchaft; 
. über die Bildung des Genoſſenſchaftsvorſtandes und 


über den Umfang feiner Befugnifle; 


. über die Berufung der Genofienichaftsverfammlung 


jowie über die Art ihrer Beichlußfaffung;; 


. über da3 Stimmrecht ber Mitglieder der Genofjen: 


ſchaft und die Prüfung ihrer Vollmachten; 


. über da8 von ben Organen ber Genofjenichaft bei 


der Einſchätzung der Betriebe in die Klaſſen des 
Gefahrentarif3 zu beobachtende Verfahren ($ 49); 


. über dad Verfahren bei Betriebsveränderungen ſo— 


wie bei Aenderungen in der Perfon des Unter. 
nehmers ($ 60 Abt. 2, 88 61, 62); 


. über die Folgen der Betriebgeinftellungen oder eines 


Wechſels ber Betriebsunternehmer, insbefondere über 
die Sicherftellung der Beiträge der Unternehmer, 
welche den Betrieb einitellen; 


. über die den Vertretern der verficherten Arbeiter zu 


gewährenden Vergütungsfäße ($ 114 Abf. 4); 


. über die Aufftelung, Prüfung und Abnahme der 


Jahresrechnung; 

über die Ausübung der der Genoſſenſchaft zuſtehen⸗ 
den Befugniffe zum Erlaſſe von Vorſchriften behufs 
der Unfallverhütung und zur Ueberwachung der Be- 
triebe (88 112 ff.); 

über die Vorausſetzungen einer Abänderung des 
Statuts; 

über da8 bei der Anmeldung und dem Ausfcheiden 
der verficherten Betriebsunternehmer und anderer 
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nach 88 1 oder 2 nicht verficherter Perfonen ($ 5) 
zu beobacdhtende Verfahren ſowie über die Höhe des 
der Verfiherung der Unternehmer zu Grunde zu 
legenden Jahresarbeitsverdienſtes und deſſen Er: 
mittelung ($$ 5, 10). 


3u 8 37 vgl. Im. 6. 8 38, Bau:G. $ 14, See⸗G. $ 37. 

„ai 7 ift durch die Novelle abgeändert, Ziff. 12 angefügt 
worden. 

8 37 führt den obligatorischen Inhalt des Statut? 
übrigens nicht ganz erichöpfend an, vgl. 3.3.8 56 Abi. IL, 
8 60 Ab}. II, 8 61 Abi. J. 8 62. Im Statut kann aud 
Anderes geregelt werden: Allgemein j. $ 36. Befonderes: 

8 5, 13, 22, 28, 30, 31, 32, 38, 42, 43, 44, 49, 50, 61, 62, 
63, 69, 99, 136. 

Zu Ziff. 1: vgl. 8 40 Ziff. 1. 

Zu Ziff. 2: vgl. 88 41 bis 47. Die Aufzählung der Be: 
fugnifje des Vorſtandes ift, ſoweit dieſelben im Geſetz geregelt 
find, im Statut nur inftructionell. 

Zu Ziff. 3: vgl. 8 41 Abi. IT. 

Zu Ziff. 4: Das Statut Tann nur über die Ausübung 
und den Umfang des Stimmrecht Beitimmung treffen, nicht 
über das Recht ſelbſt. Vgl. 8 55 Abi. II und 836 Abi. II. 
Dad Statut Tann das gejeglich beftehende Stimmrecht weder 
ausſchließen, noch einſchränken, auch Tann es ein Stimmrecht, 
welches geſetzlich nicht befteht, nicht begründen. 

Zu Ziff. 5: vgl. 8 49 Abi. IV. 

Zu Ziff. 7: Die Wirkungen der Betriebeinftellung auf 
Verfiherung und Mitgliedichaft treten kraft Geſetzes ein. 

Zu Ziff. 8: Hinfichtlich der Vorftände vgl. $ 44. 

Zu Ziff. 9: vgl. 841 Abſ. III, 8 111. 

3u Ziff. 10: vgl. $ 112 Note 2 ]it. a. 

Zu Ziff. 12: Hinfichtlicd der Ermittelung des Jahres: 
derdienftes vderficherter Unternehmer ift das Statut an die 
Beftimmung des 8 10 nicht unmittelbar gebunden. 


8 38 (19). 
I Das Statut kann vorfchreiben, daß die Genofien- 
ſchaftsverſammlung aus Vertretern zuſammengeſetzt wird, 
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daß die Berufsgenoſſenſchaft in örtlich abgegrenzte Sef- 
tionen eingetheilt wird und daß Vertrauensmänner ala 
örtliche Genoſſenſchaftsorgane eingefegt werden. Enthält 
dasfelbe Vorjchriften diefer Art, jo ift darin zugleich 
über die Wahl der Vertreter, über Sit und Bezirk ber 
Sektionen, über die Zufammenjegung und Berufung der 
Seftionsverfammlungen fowie über die Art ihrer Befchluß- 
faffung, über die Bildung der Sektionsvorſtände und 
über den Umfang ihrer Befugniffe ſowie über die Ab- 
grenzung der Bezirke der VBertrauensmänner, die Wahl 
der letteren und ihrer Stellvertreter und den Umfang 
ihrer Befugniffe Beftimmung zu treffen. 

I Die Abgrenzung ber Bezirke der Vertrauensmänner 
fowie die Wahl der Iebteren und ihrer Stellvertreter 
fann von der Genoffenichaftsverfammlung dem Genoffen- 
ſchafts- oder Seftionsvorftande, die Wahl ber Sektions— 
vorftände den Seltionsverfjammlungen übertragen werden. 

3u $ 38 vgl. Im. 6.8 39, Bau⸗G. 8 14, See⸗G. $ 38. 

Zu Abi. I: 1. Vertreter. Ueber ihre rechtliche Stel: 
ung ſ. A.R. VII ©. 225 Nr. 989 (Rg. XI ©. 86). Sie find 
an Aufträge ihrer Wähler nicht gebunden. 

2. Sektionen dienen zur Dezentralifation eines Theils 
ber Berwaltung, insb. zur Renten: 2c. Feſtſtellung ($ 69), zur 
Theilung des Rifitos (8 50) und ala Wahlbezirte für die 
Arbeitervertretungen nad) $ 114. Die Seltion ift nur Ber: 
waltungsbezirk, nicht Anftalt der betr. Gen. Die Mehrzahl 
ee ift in Sektionen getheilt. Vgl. A. N. VII 


3. Bertrauendmänner können neben den Sektionen 
oder an beren Stelle eingefeßt werben und beftehen in faft 
allen Ber.Gen. Meber ihre Funktionen ſ. 88 65, 69, 74, 75. 
Ueber ihre rechtliche Stellung: 88 44-46, 125, 126. Meber 
MWählbarkeit und Wahlablehnung ſ. 8 43. Ueber ihre Ber: 
tretung ſ. A. N. IS. 352 Nr. 73. 


Piloty, Unfallverficherungsgefege. 10 
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839 (20). 

I Das Genofjenihaftsftatut bedarf zu feiner Gültig: 
feit der Genehmigung des Reichs⸗Verſicherunggamts. Das 
Gleiche gilt von Abänderungen des Statuts. Gegen die 
Berfagung der Genehmigung findet innerhalb eines Mo: 
nat3 nach der Zuftellung die Beſchwerde an den Bundes- 
rath ftatt. 

u Iſt die Genehmigung des Statuts endgültig ver: 
ſagt, jo bat das Reichs-Verſicherungsamt innerhalb eines 
Monats eine neue Tonftituirende Genofjenichaftsverfamm- 
lung behufs anderweiter Beſchlußfaſſung über das Statut 
einzuladen. Wird auch dem von diefer Verfammlung 
beichlofjenen Statute die Genehmigung endgültig verfagt, 
jo wird ein folches vom Reichs-Verſicherungsamt erlafien. 

Zu 8 39 vgl. Im. 6.8 40, Bau⸗G. 8 14, See⸗G. 8 39. 


Beröffentlihung des Namens unb Sites der 
Genoſſenſchaft x. 
8 40 (21). 

I Nach endgültiger Teititelung des Statuts Hat ber 
Genoſſenſchaftsvorſtand durch den Reichsanzeiger . befannt 
zu machen: 

1. den Namen und den Sit der Genoflenichaft, 
2. die Bezirke der Sektionen. 

U Etwaige Aenderungen find in gleicher Weiſe zur 

Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Zu 8 40 vgl. Im. G. 8 41, Bau:G. $ 14, See:G. $ 40. 
©. die Nachweiſung diefer Angaben in U. N. VI 
S. 804 ff. 


Genojjenfhaftsvorftände. 
8 41 (22). 
1 Dem Genojjenihaftsvorftande Liegt die gefammte 
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Verwaltung der Genoſſenſchaft ob, ſoweit nicht einzelne 
Angelegenheiten durch Gefeg oder Statut der Beſchluß— 
nahme der Genofjenihaftsverfammlung vorbehalten oder 
anderen Organen der Genoſſenſchaft übertragen find. 


U Die Beſchlußfaſſung der Vorftände kann in eiligen 
Fällen durch jchriftliche Abſtimmung erfolgen. 
II Der Beichlußnahme der Genoffenfchaftsverfamm- 
lung müffen vorbehalten werben: 
1. die Wahl der Mitglieder des Genofjenfchaftspor- 
ftandeg, 
2. Abänderung des Statuts, 
3. die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung, falls 
diefe nicht von der Genofjenichaftsverfammlung einem 
Ausſchuß übertragen wird. 


Zu 8 41 vgl. Im G. 8842,43, Bau:G.$8 14, See⸗G. 841. 
Dal. auch IVG. 8 73 

Zu Abſ. TI: 1. Der Vorſtand iſt das präſumtiv zu« 
ftändige Organ der Genofjenichaft in allen Genoſſenſchafts⸗ 
angelegenheiten. Seine Funktionen find: Führung der laufen: 
den Berwaltung, Vertretung der Gen. nach außen, Gejchäfts: 
verkehr mit dem Verficherungsamte. 

2. Eine Bertretung des Borftandes ift nach dem Geſetz 
ohne Weitered nicht zuläffig. Insbeſondere kommt dem Bor: 
figenden desſelben eine ſolche nur in den gejeßlich beftimmten 
Fällen zu (vgl. 3.8. $ 114 Abf. IV). Doc kann dur) Statut 
($ 42 Abſ. I) eine ſolche Vertretung als zuläffig erklärt 
werden, aud kann ohne dies der Vorfibende oder ein anderes 
Mitglied zum Bollzug einzelner Borftandsbefchlüffe durch ben 
Borftand jelbft ermächtigt werden. Zejolbete Geichäftsführer 
ſ. 842 Abj. IV. Dal. au Hbb. zu $ 22 N.1. 

3. Das dienftliche Verhältniß zwiſchen dem Vorſtand und 
den Sektionsvorſtänden und Vertrauendmännern ift nicht 
durchaus das der Ueber: und Unterordnung. Die jelbftän- 
digen Funktionen, welche das Gefeß diefen Organen einräumt, 
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find fie berufen, auszuüben, ohne an Weifung des Vorſtan⸗ 
deö gebunden zu fein oder durch diejen korrigirt werden zu 
fönnen. Doc kann das Statut (8 37 Ziff. 2) dem Vorſtand 
gewifje auffichtliche Befugniffe einräumen. Vgl. Hdb. zu 
822 N. 1a. 

4. Neben dem Borftand befteht ala obligatorifches Organ 
der Gen. nur die Genoſſenſchaftsverſammlung ($ 41 Abf. III), 
ala fafultative beftehen die Seftiondorgane, Vertrauen? 
männer (8 38), die Ausſchüſſe der Genoſſenſchaftsverſammlung 
(8 41 Abj. II, 8 49 Abi. II), die technifchen Aufficht3beamten 
und NRechnungsbeamten ($ 119), bejondere Ausſchüfſe und 
Kommiffionen (8 57) und fonftige niedere Bebdienftete ($ 48). 

Zu Abf. III: Außer den in Abi. III aufgeführten Gegen: 
ftänden kann auch die Beichlußfaffung der Gen.Berj. nad) 
Abänd.Geſ. $ 23 Abf. IT und $ 36 des Gew. UVG. der Gen.: 
Verf. nicht entzogen werden. 

Alle übrigen gefehlichen Funktionen ($$ 32, 34, 44, 48, 
49, 51, 52, 53, 136, 137) können durch Statut dem Bor: 
ftand übertragen werden. Wo es gejetlich angeordnet ift 
(3.3.8 49 Abf. II), Tann diefe Uchertragung auch durch Be: 
ſchluß der Gen. Verſ. gefchehen. Die Gen.Berf. kann auch 
Ausſchüſſe zur Vorberathung der ihrer Beſchlußfafſſung 
unterſtehenden Angelegenheiten einſetzen und in geſetzlich be— 
ſtimmten Fällen ſolchen Ausſchüſſen auch die Beſchlußfafſſung 
übertragen ($ 49 Abſ. II). 


8 42 (23). 

I Die Genoſſenſchaft wird durch ihren Norftand ge- 
richtlich und außergerichtlich vertreten. Die Vertretung 
erjtredt fih auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechts— 
handlungen, für welche nach den Gejeßen eine Spezial» 
vollmacht erforderlih ift. Durch das Statut kann die 
Vertretung auch einem Mitglied oder mehreren Mit- 
gliedern des Vorftandes übertragen werden. 

U Durch die Gejchäfte, welche der Vorſtand der 
Genoffenfhaft und die Vorftände der Sektionen ſowie 
die Vertrauensmänner innerhalb der Grenzen ihrer gefeß- 


Organifation und Beränderung der Berufsgenoſſenſchaften. $ 42. 149 


fihen und ftatutarifchen Vollmacht im Namen der Ge: 
noſſenſchaft abjchließen, wird die lektere berechtigt und 
verpflichtet. 

IM Zur Legitimation der Vorſtände bei Rechts» 
geihäften genügt die Beicheinigung der höheren Verwal: 
tungsbehörde, daß die darin bezeichneten Perſonen den 
Vorſtand bilden. 


IV Der Borftand der Genofjenfchaft kann unbefchadet 
feiner eigenen Verantwortung ($ 45) beftimmte Gefchäfte 
befoldeten Gejchäftsführern übertragen. Die zur Aus— 
führung diefer Beftimmung erforderlichen Vorſchriften 
erläßt das Reichs⸗-Verſicherungsamt. 


Zu 8 42 vgl. Im. ©. 844, Bau⸗G. 8 14, See⸗⸗G. 8 42. 

Zu Abſ. I: Die Vertretung, welche nad) Abſ. I Satz 3 
(Novelle) dur Statut einzelnen Mitgliedern des Bor: 
ftandes (— nicht auch des Sektionsvorftandes —) aufgetragen 
werben Tann, ift für alle Gejchäfte bes Vorſtands, auch für 
die Rentenfeftftelung zuläffig.e Das Statut muß aber, wenn 
e3 eine foldhe Anordnung trifft, die Vertretung nad) Umfang 
und Bedeutung genau beflimmen. Die einfchränfenden Aus: 
führungen der Motive us 1 23 des Entw.) beziehen ſich auf 
die Vertretung nach Abſ. IV 

Der Vorſtand, und nur dieſer. nicht auch der Sektions⸗ 
vorſtand, iſt geſetzlicher Vertreter der Genoſſenſchaft. 

Zu Abſ. II: „innerhalb der Grenzen ihrer... Vollmacht“ 
ſ. vor. Note und $ 41 Note. 

Zu Ab}. III: Gebührenfreiheit der Beicheinigung ſ. $ 145. 
Für die Knappſchafts-Ber.Gen. vgl. $ 134 Abj. IT lıt c. 

Zu Abi. IV: Die Mebertragung kann fi) nicht auf die 
Beihhlußfaffung in Gegenftänden der ben Vorftänden über: 
tragenen Öffentlichen Verwaltung beziehen. Vgl. Motive zu 
8 23 bes Entw. — Die Vorſchriften des RVA. gelten für 
alle Ber.Gen., auch für die den Landesverficherungsämtern 
unterftehenden. 
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8 43 (24). 

I Wählbar zu Mitgliedern der Vorftände und zu 
Vertrauensmännern find die. jtimmberechtigten Mitglieder 
der Genofjenihaft ſowie deren gejegliche Vertreter und, 
fofern das Statut dies zuläßt, die von den Unternehmern 
bevollmädhtigten Leiter ihrer Betriebe. Nicht wählbar 
ift, wer zum Amte eines Schöffen unfähig ift (8$ 31, 32 
des Gerichtsverfaffungsgeiekes). 

U Die Ablehnung der Wahl ift nur aus denſelben 
Gründen zuläffig, aus welchen gemäß $ 1786 Abſ. 1 
Ziffer 2 bis 4 und 8 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das 
Amt eines Vormundes abgelehnt werden kann. Die 
Wahrnehmung eines auf Grund der Gefeße über Kranken: _ 
verficherung, Unfallverficherung oder Sinvalidenverficherung 
übertragenen Ehrenamts jteht der Führung einer Vor—⸗ 
mundichaft gleid. Durch das Statut fünnen nod) andere 
Ablehnungsgründe feitgefegt werden. Die Wiederwahl 
fann für eine Wahlperiode abgelehnt werden. 

NT Perſonen, welche die Wahl ohne zuläffigen Grund 
ablehnen oder fich der Ausübung ihres Amtes ohne Hin» 
reichende Entjchuldigung entziehen, können vom Bor: 
itande mit Geldftrafen bis zu fünfhundert Mark- belegt 
werden. 

3u 843 vgl. Im. ©. 845, Baur. 8 14, See⸗G. 8 43. 

843 bezieht fich nicht auf bie Wahlen zur Vertretung 
der Gen. oder Sektionsverſammlung. 

Zu Ab}. I: 1. Die Voraudfegungen der Wählbarkeit find 
die gleichen für Gen.Borftände, Sektionsvorftände und Ver: 
trauendmänner. Auf Wohnfit und Staatdangehörigkeit des 
Unternehmer? oder gejeglichen Vertreter kommt es nicht an. 
Vgl. A. N. III ©. 18 Nr. 260. Zu Sektionsvorſtänden find 
wohl nur Unternehmer jolder Betriebe wählbar, deren Sik 
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im Sektionsbezirk gelegen iſt. Verwandtſchaft ift fein Aus- 
ſchließungsgrund. SHdb. zu 8 24 N. 2. 

2. Ueber Stimmbere tigung vgl. $ 55 Abi. DI. 

3. Beſonderes für die Knappſchafts-Ber. Gen. |. $ 134. 

4. Gejegliche Vertreter find diejenigen, welche bad Bürgerl. 
GB. im Allgemeinen, für einzelne Korporationen und Gefell« 
Ihaften das einfchlägige bejondere Geſeß als ſolche bezeichnet. 
Für Gefellichaften mit beichr. Haftpflicht |. RE. v. 20. April 
1892 88 35H ff. A. N. X S. 344 Nr. 1373 (Rg. XIV ©. 105). 
Konkuräverwalter ala gef. Vertreter: A. N. I ©. 344 Nr. 69. 
a6 m 2 vollmächtigter Beiter ihrer Betriebe” vgl. 8 36 

. 

6. 3% einfehlägigen Vorſchriften dee GVBG. Lauten: 

5 31. „Dad Amt eines Schöffen ift ein Ehrenamt. Das: 
jelbe Tann nur bon einem Deutjchen berieben werden.” - 

8 32. „Unfähig zu dem Amte eines Schöffen find: 

1) Perjonen, welche die Befähigung in Folge firafgericht: 
licher Verurtheilung verloren haben; 

2) Perſonen, gegen welche das Hauptverfahren wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens eröffnet ift, das die Ab: 
erfennung ber bürgerlichen Ehrenrechte oder der Faähigkeit zur 
Betleidung öffentlicher Aemter zur Folge haben kann; 

3) Perſonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in 
der Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt find. 

Frauen find darnach nicht unfähig, gewählt zu werden.” 

Ausdrückliche Annahme der Wahl ift nicht erforderlich. _ 
AN. IV ES. 86 Nr. 473; vgl. A. N. 1 ©. 364 Nr. 82. Die 
Faͤhigkeit, das Amt beizubehalten, erlifht von jelbft, \obalb 
eine 60 Vorausſetzung der Wählbarfeit wegfällt. A. N. II S. 91 

r 
Fr die Knappſchafts⸗Ber. Gen. vgl. $ 134 Abſ. II lit. c. 
Zu Abi. DL: 1. Ablehnungsrecht. Ausdrückliche Ans 
nahme der Wahl ift nicht erforderlih: A.N.IV ©. 86 Nr. 473. 
Bürgerl. GB. 8 1786 führt folgende Ablehnungsgründe in 
den angeführten Ziffern auf: 

2) wer das 60. Lebensjahr vollendet hat; 

3) wer mehr als bier minderjährige eheliche Kinder hat; 
ein von einem Anderen an Kinbesftatt Adeenommenes Find 


wird nicht gerechnet; FEN 
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4. wer durch Krankheit ober durch Gebrechen verhindert 
ift, die VBormundichaft ordnungsmäßig zu führen; 

8) wer mehr ala eine Vormundſchaft oder Pflegichaft 
führt; die Vormundfchaft ober Pflegichaft Über mehrere Ge: 
ſchwiſter gilt nur ala eine; bie Führung von zwei Gegen: 
wor unbiehaften fteht der "Führung einer Vormundſchaft 
glei 


Dal. auch IJVG. 8 94 Note (meine Ausgabe). 

2. Yreiwillige Niederlegung des übernommenen Amtes 
ift nur aus den gejeblichen Ablehnungsgründen zuläffig. 
Bl. A. N. VII ©. 306 Nr. 1135 (Rg. Xil ©. 96). Val. $ 47. 

$ 44 (25). 

Die Mitglieder der PVorftände und die Vertrauens: 
männer verwalten ihr Amt als unentgeltliches Ehrenamt, 
jofern nicht durch das Statut eine Entfhädigung für den 
durch Wahrnehmung der Genofjenichaftsgefchäfte ihnen 
erwachlenden Zeitverluft beftimmt wird. Die Höhe der 
Entihädigung unterliegt der Genehmigung des Reichs— 
Verfiherungsamts. Baare Auslagen werden ihnen von 
der Genofjenfchaft erfeßt, und zwar, foweit fie in Reiſe— 
foften bejtehen, nach feften, von der Genofjenfchaftsver- 
fammlung zu beftimmenden Säten. Die Mitglieder des 
- Vorstandes dürfen neben diefen Vergütungen eine Bes 
foldung für die Gefchäftsführung nicht erhalten. 

3u 8 44 vgl. Im. ©. Sr Bau:G. 8 14, See-G. 8 44. 
IVG. 8 92, Kr.VG. 8 34a Abi. I. 
 Saß 2 und 4 find Neuerungen der Novelle. 

Für alle übrigen Beamten der Genoffenjchaft (vgl. $ 41 
Adf. IN. 4) können Gehälter ſtatutariſch und zyetzagemaßis 
ausgeſetzt werden. Zu Satz 4 ſ. insb. $ 42 Abſ. IV. 

Reichs-Verſicherungsamt, f. auch Landes: BA. $ 127 


8 45 (26). 
Die Mitglieder der Vorjtände ſowie die Vertrauens- 
männer haften der Genoffenichaft für getreue Gefchäftz- 
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verwaltung wie Vormünder ihren Mündeln und unter- 
liegen, wenn fie abfichtlich zum Nachtheile der Genofjen- 
haft Handeln, der Strafbeftimmung des $ 266 des 
Strafgeſetzbuchs. 

Zu 8 45 vgl. Im. 6.847, Bau⸗G. 8 14, See⸗G. 8 45; 
IVG. 8 93, Kr. VG. 8 42. 

Den Wortlaut der einſchlägigen Beſtimmungen des BGB. 
und des RStr GB.s ſ. in der Note zu IVG. 8 93 (meiner 
Ausgabe). 

$ 46 (27). 

Kommt eine Wahl der gefeglichen Organe einer ®e- 
nofſenſchaft nicht zu Stande, oder verweigern die Ge- 
wählten die Erfüllung ihrer gefeßlichen oder ftatutarifchen 
Obliegenbeiten, fo bat, folange und fomweit dies der Fall 
ift, das Neiche-Verficherungsamt die Obliegenheiten auf 
Koſten der Genofjenihaft wahrzunehmen oder durch Be— 
auftragte wahrnehmen zu laſſen. 

Zu 846 vgl. Im. G. 848, Bau⸗G. 8 14, See⸗G. 8 46; 
Kr VG. 8 39 Abſ. I, 845 Abi. V, vgl. auch IVG. 8 95. 

Zu den gejeßlichen Organen gehören auch die fakul—⸗ 
katiben, MUT nad Statut vorgeichriebenen Organe. Vgl. 8 41 

|. .4. 

Reichs-VA. ſ. auch Lande3:VA.8 127 Abi. I. 

Das Berficherungsamt ift in ſolchem Fall an bie gejeb: 
lichen Vorſchriften bes Geſetzes und des Statuts gebunden. 
8 47 (nen). 

Merbden binfichtlich eines Gewählten Thatjachen be: 
fannt, welche deſſen Wählbarfeit nad) Maßgabe dieſes 
Gefetes ausjchließen, oder welche ſich ala grobe Ver— 
letzungen der Amtapflicht darftellen, jo ift der Gewählte, 
nachdem ihm Gelegenheit zur Aeußerung gegeben worden 
ift, durch Beichluß des Vorſtandes feines Amtes zu ent- 
heben. Gegen den Beichluß ift innerhalb eines Monats 
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Beſchwerde beim Reichd-Verficherungsamte zuläſſig; fie ift 
ohne aufjchiebende Wirkung. 


3u 8 47 vol. Im. 8.849, Bau:G.$ 14, See⸗G. $ 47. 
Die Vorſchrift Kautet wörtlich gleich dem IVG. 8 91. Dal. 
Note dortjelpft (meine Ausgabe). 

Reichs-VA. ſ. au Landes-VA. 8 127. 


Genoſſenſchaftsbeamte. 
8 48 (neu). 

I Die Genofjenichaftsverfammlung hat eine Dienft- 
ordnung zu bejchließen, durch welche die Rechtsverhält- 
niffe und allgemeinen Anftellungsbedingungen ber Ge: 
nofjenichaftsbeamten geregelt werden. Dieſe Dienftord- 
nung bedarf der Betätigung durch das Reichd«Berfiche: 
rungsamt. 

I Die Gehälter der Beamten werden tm Einzelnen 
dureh den Haushaltsplan der Genoſſenſchaft feſtgeſtellt. 


3u 848 vgl. Im. G. 8 50, Bau⸗G. s 14 eb. 8 48. 

Reichs-VA. f. auch Landes-VA. 8 

Die Dienſtordnung erſtreckt fich nicht auf die abätigteit 
der im Ehrenamte thätigen Beamten (8 461. ©. insb. $ 119. 

Die Gehälter der Bedienfteten bilden einen Beftandtheil 
ber allgemeinen Berwaltungsfoften der Ber.Gen. 


Bildung der Gefahrenklaifen. 
$ 49 (28). 

I Durch die Genoffenichaftsverfammlung find für die 
zur Genofjenichaft gehörenden Betriebe je nach dem Grade 
der mit denjelben verbundenen Unfallgefahr entfprechende 
Gefahrenklafjen zu bilden und über die Höhe der in den- 
lelben zu leiftenden Beiträge (Gefahrentarif) Beitimmungen 
zu treffen. 


U Durch Beihluß der Benofjenichaftsverfammlung 
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fann die Aufftellung und Aenderung des Gefahrentarifs 
einem Ausfchuß oder dem Vorftand übertragen werben. 


DI Die Aufitelung und Abänderung des Gefahren: 
tarif3 bedarf der Genehmigung des Reichs⸗-Verficherungs⸗ 
amts. Wird ein Gefahrentarif von der Genoffenjchaft 
innerhalb einer vom Reicha-Verfiherungsamte zu beftim: 
menden Friſt nicht aufgeftellt, oder dem aufgeftellten Die 
Genehmigung verſagt, fo bat da8 Reicha-Verficherungsamt 
nad Anhörung der mit ber Aufftelung beauftragten 
Organe ber Genoflenihaft den Zarif jelbft feftzujeßen. 

IV Die Veranlagung der Betriebe zu den einzelnen 
Gefahrenklaffen Tiegt nach näherer Beitimmung des Sta=- 
tut3 ($ 37) den Organen der Genoſſenſchaft ob. Gegen 
die Veranlagung fteht dem Betriebgunternehmer binnen 
einer Yrift von zwei Wochen die Beſchwerde an das 
Neich3-Verficherungsamt zu. Nach der Veranlagung kann 
die Genofjenichaft einen Betrieb während der Zarifperiode 
neu veranlagen, wenn die vorige Veranlagung auf un: 
richtigen Angaben des Betriebsunternehmers beruht. Auf 
die erneute Veranlagung finden bie für die vorige Ver: 
anlagung maßgebenden Vorichriften Anwendung. 

v Der Gefahrentarif ift nach) Ablauf von längitens 
zwei Rechnungsjahren und ſodann mindeſtens von fünf 
zu fünf Jahren unter Berüdfihtigung der in den ein- 
zelnen Betrieben vorgefommenen Unfälle einer Revifion 
zu unterziehen. Die Ergebnifje derjelben find mit dem 
Verzeichnifie der in den einzelnen Betriebszweigen vor- 
gefommenen, auf Grund diefes Geſetzes zu entichädigenden 
Unfälle der Genoflenfchaftsverfammlung zur Bejchlup: 
fafjung über die Beibehaltung oder Aenderung der bis: 
berigen Gefabrenflaffen oder Gefahrentarife vorzulegen. 
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Die über die Nenderung der bisherigen Gefahrenflafjen 
ober Gefahrentarife gefaßten Beichlüffe bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Genehmigung des Reicha-Verfiherungsamts; 
demfelben ift das Verzeichniß der vorgefommenen Unfälle 
borzulegen. 


vI Die Genoſſenſchaftsverſammlung kann den Unter: 
nehmern nach Maßgabe der in ihren Betrieben vorge: 
fommenen Unfälle für die nächſte Periode Zufchläge auf: 
legen oder Nachläffe bewilligen. 

3u 8 49 vgl. Im. G. 88 52 bis 56, Bau⸗G. 8 14, See⸗G. 
SS 51 bis 56. 

Zu Abſ. I: 1. Die Aufftellung eines Gefahren: 
tarif3 ıft für alle Ber.Gen. mit Ausnahme der lw. und der 
Eee: Ber.Gen. (Im. ©. $ 52 Abſ. VII, See:&. $ 50) unbedingt 
obligatorifch. Derfelbe bildet mit der Summe der in den 
einzelnen Betrieben verdienten Löhne und Gehälter zufammen 
Grundlage und Maßſtab für die betriebaweife Berechnung 
und Erhebung der Beiträge (88 29 ff, 99ff.). Dies gilt aud) 
im Fall des $ 50 und, wenn die Genofjenichaften nicht etwas 
anderes beftimmen, auch im Tall des $ 51 (Abſ. IT). Ber 
Gefahrentarif befteht in der Anordnung der Genoſſenſchafts⸗ 
betriebe in Klaſſen nah dem Maße der Gefährlichkeit (Ge: 
fahrenflafjen) und in ber ziffermäßigen Bewerthung der 
Gefährlichkeit nad) Klaſſen (Befahrenziffer). 

2. Die Anlegung der Gefahrentarife, welche zunächſt Sache 
der Genoſſenſchaft ift, erfolgte bisher nach folgendem Syiteme. 
Die Gefahrenklaffen find nämlich entweder nach Betriebsarten 
oder nach Art ber Arbeitöthätigkeit oder nach einem aus diejen 
beiden gemifchten Syitem gebildet (vgl. Anleitung des RPA.'s 
A. N. II S. 94 ff. [Ziff.3] auch IV ©.199 ff, VS.331 ff). Da: 
neben find entweder für jede Gefahrenklaſſe 3 Unterklaſſen 
(Rubriken) für normal, höher und befonder gefährliche Be— 
trieb3arten jeder Klaſſe gebildet und für jede dieſer Unterklaſſen 
befondere Gefahrenziffern angejegt (vgl. A.N. ITS. 94 ff. Ziff. 7, 
IV ©. 199 ff. Ziff. 7) oder es befteht auch nur eine Gefahren: 
ziffer für jede Klaſſe. Tür den letzteren Fall erachtet das 
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RUN. der Borftand als ermächtigt, für höhere und bejonders 
gefährliche Betriebsarten jeder Klaffe in Prozenten ihrer 
normalen Gefahrenziffer bejondere Gefahrenziffern einzufeten; 
ſ. A. N. IV S. 199 ff. Ziff. 5 und Formular, fowie Bemerf: 
ungen hiezu S. 206 Ziff. 2,3, vgl. auch A. N. ITS. 81 0.161 
(Rg. VOL ©. 50). 

3. Für die Eintheilung in die Gefahrenklaffen und 
Unterflaffen und die Feſtſetzung der Gefahrenziffern find ftet3 
nur objeftive Mertmale maßgebend. ©. Motive (1884) 
zu 8 28. dann A. N. II S.94 Ziff. 4 S. 81 Nr. 161, IV 
©. 199 ff. Ziff.5, VS.331 ff. Ziff. 12, 13, XIV 8.262 Nr. 1708 
(Rg. XVII ©. 31), ſ. au) 1 ©. 216 Nr. 50. Klaffenbildung 
darf weder als polizeiliche noch ala fteuerliche Maßregel miß⸗ 
braucht werden. Ueber die Srmittelung Ei Befahrenziffern 
j. insb. A. N. XII ©. 275. Hdb. zu 8 28 

4. Neber bejondere Unterklaflen für Webenbetriebe 
und „tombinirte Betriebe”, d. i. folche, die mit einzelnen 
Beftandtheilen verfchiedenen Klafien angehören ſ. A. R. IV 
©. 205 u. 2025. Ziff. 6, ITS. 94 ff. Ziff. 6, VOII S 252 ff. 
vgl. Abſ. IV Note 2. 

5. Formulare, weldhe dad RBN. als Anhalt aufge: 
ſtellt hat, ſ. A. N. II ©. 161ff. 185ff., 209 ff, 234 ff. 260 ff., 
280 ff., IV ©. 217 ff, 313ff., 323 ff. Ueber die revidir- 
ten Gefahentarife ſ. Mitth. in A. N. VI ©. 151 ff. 180ff. 
VIII ©. 251, 252. 

6. Gegen die Anlegung des Gefahrentarifd gibt es fein 
Rechtsmittel, doch können diejenigen, welche ficd durch den 
Beichluß der Gen. Verſ. beſchwert erachten, dem Berficherungs- 
amt Borftellungen machen. Dal. jedoch unten Abf. U 
Nr. 34. Hdb. zu 8 28 Nr. 19. 

Zu Abf. II: Die Nebertragung fann auch durch 
Statut erfolgen. Sie fann fi) auf Aufftellung oder Aender: 
ung im Ganzen erftreden, muß Dies aber nicht nothwendig 
thun. Anders? RVA. V S. 331 ff. Ziff. 1, f. au Il ©. 98 
Ziff. 9, IT S. 154 Ziff 5, S. 358 Nr. 435, IV ©. 200. 

au Abi. III: Zuftändigfeit des Reichs- und Landes: 
VA.'s vgl. $ 127. Das RBN. Mmüpft feine Genehmigung 
an die Bedingung der Borlegung von Unfallverzeichnifjen. 
A. N. III S. 358 Nr. 435 Ziff. 3. 
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Zu A655. IV: 1. Die Beranlagung zum Gefahrentarif 
erfolgt durch dad vom Statut zu bezeichnende Organ der Gen. 
Fehlt eine folche Bezeichnung, jo ift der Vorſtand zuftändig. 
Sind dur das Statut Sektionsvorftände oder Bertrauend: 
männer al3 zuftändig erklärt, jo Tann das Statut ein Be: 
fchwerdeverfahren zum Gen.:Borftand eröffnen. A. N. ITS. 152 
Nr. 360). Das Statut kann die Einſchätzung auch ber Gen.: 
Berfammlung oder einem Ausschuß (vgl. Abſ. II) übertragen. 

2. Die Veranlagung erfolgt betriebsweiſe. Jeder 
Haupt: und Nebenbetrieb ift eigen? einzufchäßen. &inzelne 
Beftandtheile eines richt fönnen zu verjchiedenen Klafſen 
veranlagt werden. Vgl. A. N. II S. 94 ff. 1©. 287 Nr. 51 
(Rg. VIE. 241) ſ. oben af. I Note 4. Die Veranlagung bat 
regelmäßig nur nach denjenigen objektiven Merkmalen des 
Betriebs zu erfolgen, nach welchen die Gefahrenktlafien ge: 
bildet find. A. N. II S. 169 ff. Ziff. 9. A. N. XIV ©. 262 
Nr. 1708 (Rg. XVII ©. 30), f. oben Abf. I Nr. 3. Die regel: 
mäßige Veranlagung ift niemals eine Strafe; ſ. dageg. A. N. 
V ©. 331 ff. Ziff. 12. Ausnahmsweiſe ſ. $ 112 Abf. I Ziff. 1 
(Steafeinhäbung). 

Die Beranlagung geichieht in der Hauptjadhe auf Grund 
der von den Betriebaunternehmern zu gebenden Auskunft über 
bie einjchlägigen Betriebsmerkmale (Strafbelt. $ 146 Ziff. 1), 
b Kr guch im Wege der Kontrolle und Beſichtigung ($ 119 

5 Die Veranlagung erfolgt regelmäßig für die ganze 
Reviſionsperiode, d.i. für die Dauer des underänber: 
ten Beftandes des Gefahrentarif3. Bei fehlerhafter Ber: 
anlagung auf Grund unrichtiger Angaben (Novelle) und bei 
weientlichen Betrieböveränderungen ($ 62) findet Neuveran: 
lagung ftatt. Vgl. A. N. III ©. 152 Nr.360, ©. 358 Nr. 436, 
IV ©. 86 Nr. 471. Hbb. zu $ 28 Nr. 9. Der Seranlagungs⸗ 
beſcheid iſt zuzuſtellen. A.N. II ©. 276 Nr. 

4. Gegen die erfo inte Veranlagung kann von dem Betriebs: 
unternehmer (gejeßl. Vertreter, wohl auch Betriebäleiter) Be: 
ſchwerde an das Reiche: bezw. Landbe3:BU. ergriffen 
werden (vgl. $ 127). ©. auch Nr.1 zu Abf. IV oben Be: 
Tchwerbefrift: A. N. IT ©. 152 Nr. 360° Behandlung der Ber 
ſchwerden ſ. Hdb. zu $ 28 Nr. 15 ff. 


| 
| 
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Zu Abi. V: Erſtmalige Revision f. Bericht in A. N. IV 
6.199 ff, ferner VII ©. 151 ff. 

Auf Wunid ber Genoffenfchaft oder auch von Amts: 
wegen kann früher ald nad) 5 Jahren („mindeftens") Revifion 
Rattfinden. A. N. ITS. 358 Nr. 435 Ziff. 1. 8 49 Abj. I 
findet auch hier Anwendung. 

Ueber Anlegung und Benüßung der Unfallverzeichnifie 
[A.N. IT ©. 153, V S. 331 ff. Ziff. 2 bis 11, VII ©. 251. 

Die Beſchlußfaſſung über Aenderung de3 Tarif? kommt 
der Gen. Verſ. zu (dazu Abf. III); vgl. Hob. S 28 Nr. 6. 

Nah Ablauf der Tarifperiode ift ftet3 allgemeine Neu: 
veranlagung vorzunehmen, aud wenn der Tarif unverändert 
bleibt. A. N. IV S. 200, Hbb. zu 8 28 Nr. 11. 

Zu Abi. VI: 1. „Zufchläge und Nachläſſe“ find 


‚ nicht für die einzelne Beitragserhebung, jondern nur je für 


ae Jeranlagungsperiode zuläffig. Vgl. auch Hob. zu 8 28 
r. 22. 

2. Die Verfügung kann durch das Statut oder gem. 8 49 
Abf. II auch) durch die Gen. Verſ. dem Vorftand oder einem 
Ausſchuß übertragen werden. 

3. Die Bemeffung der Zujchläge und Nadjläffe kann nur 
nah dem Verhältniß erfolgen, in welchem die wirklichen 
Unfälle im Betrieb von dem Grad der geſchätzten Klaſſen⸗ 
Gefährlichkeit abweichen. Vgl. A.N. IIS. 94 Ziff. 4 Abi. II 
und Hdb. zu 828 Nr. 22. Bgl. auch A. N. XIV S.262 Nr.1708 
(Rg. XVII ©. 30): „Hierdurch“ (Abſ. V) „jollte nach ber 
Abfiht des Geſetzes die Möglichkeit gejchaffen werben, ber 
durch ſubjektive Betriebsmerkmale fich Lennzeichnenden er: 
böhten oder verminderten Gefährlichkeit eines Betriebes 
Rechnung zu tragen. Als ſolche Merkmale fommen in Be: 
trat beſonders fchlechte oder gute Aufficht, der beſonders 
häufige oder ausnahmsweiſe jeltene Wechſel der im Betriebe 
beihäftigten Arbeiter, die geringere oder größere Uebung 
und Achtſamkeit derjelben, Mangel an Eifer für Unfall: 
verhütung oder hervorragendes, über dad Maß des Gefor: 
derten hinausgehendes Intereſſe für diefelbe und dergleichen 
mehr. Bedingung für die Anwendung jener Vorſchrift ift 
allgemein, dat in bem Betriebe auch thatfächlich verhältniß: 
mäßig mehr oder weniger Unfälle vorgelommen find und 


160 II. Gewerbe-Unfallverfiherungsgejeb. 


diejer die Berufsgenoſſenſchaft erheblich höher oder geringer 
belaftet hat als andere Betriebe gleicher Art, ſowie ferner, 
daß Die gerade in Folge jener Betriebseigenthümlichkeiten -- 
nicht etiva aus anderen Gründen, in3bejondere ſolchen rein zu: 
fäaälliger Art — der Tall gewejen ift.“ 

4. Zufchläge find nicht ale Strafe aufzufaflen. Anders 
in $ 112 Abi. I Ziff. 1. 


Theilung des Riſikos. 
8 50 (29). 

I Durch das Statut fanıı vorgefchrieben werden, daß 
die Entſchädigungsbeträge bis zu fünfundjiebenzig Prozent 
bon den Sektionen zu tragen find, in deren Bezirken bie 
Unfälle eingetreten find. 

I Die hiernach den Sektionen zur Laft fallenden 
Beträge find auf die Mitglieder derfelben nad) Maßgabe 
der für die Genoſſenſchaft feitgefebten Gefahrenflaffen 
und der in diefen zu leitenden Beiträge ($$ 29, 30, 49) 
umzulegen. 

Zu $ 50 vgl. Im. ©. 8 59, 60, Bau:G.$ 14. 

1. Durch die Novelle find die bisherigen 50 %o auf 75°) 
erhöht worden. Die Knappichaft3:Ber.Gen. vgl. $ 134 Abſ. II 

it. a 

2. ft die Theilung des Rifikos angeordnet worden, jo 
liegt darin feine bejondere organijche Gliederung, fondern nur 
ein bejonderer Modus der Laftenvertheilung. 

3. Theilbar ift nur die Laft der „Entfjädigungsbeträge” ‚ 
d. i. der nothwendigen und freiwilligen Laſten einſchließlich 
der Zuſchläge zum Reſervefond (A. N. III S. 40 Nr. 305) aber 
ohne Einrechnung der Verwaltungskoſten, zu denen auch die 
Koſten der Beobachtung eines Bewerbers, die Koſten der 
Errichtung von Heilanſtalten ꝛc. gehören. Vgl. A. N. II 
©. 11 Rr. 119. 

Getheilt wird auch das Riſiko der Laften ya die er 
Iorgt wpahrend der erſten 13 Wochen. A. N. VS 

. 723 
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4. Ueber bie Settionäyugehbr feit enijcheidet die Lage 
des Betriebafites. A. N. III S r. 274. 


Gemeinſame Tragung des Riſikos. 
8 51 (30). 

I Bereinbarungen von Genoffenjchaften, die von ihnen 
zu leiftenden Entihädigungsbeträge ganz oder zum Theil 
gemeinfam zu tragen, find zuläffig. Derartige BVerein- 
barungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zuftimmung 
ber betheilinten Genofjenihaftsverfammlungen ſowie der 
Genehmigung des Neicha-Verfiherungsamts. Diejelben 
bürfen nur mit dem Beginn eines neuen Rechnungsjahres 
in Wirkſamkeit treten. 


UI Die Vereinbarung hat ſich darauf zu erftreden, 
in welcher Weife der gemeinfam zu tragende Entichädi- 
gungsbetrag auf bie betheiligten Genofjenjchaften zu ver: 
theilen ift. 

115 Weber die Vertheilung des auf eine jede Genoflen= 
ichaft entfallenden Antheils an der gemeinfam zu tragen: 
den Entichädigung unter die Mitglieder der Genoſſen⸗ 
ſchaft entjcheidet die Genoſſenſchaftsverſammlung. Mangels 
einer anderweiten Beſtimmung wird dieſer Antheil in 
gleicher Weiſe wie die von der Genoſſenſchaft nach Maß— 
gabe dieſes Gejetes zu leiftenden Entichädigungsbeträge 
(88 29, 30, 49) umgelegt. 

Zu 851 vgl. lw. 8.861, Bau:G.$ 14. Mit ber See- 


Ber.Gen. find ſolche Vereinbarungen nicht autäffig, wohl 
aber mit der Tiefbau:Ber.Gen. Bol. au IVG. 8 99 
Zuftändigteit de8 Bandes VA. 3.8 127 Abi. In. II. 
Rher find ſolche Vereinbarungen noch nicht getroffen 
worden 
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162 II. @ewerbe-Unfallverfiherungsgejeß. 


Abänderung des Beftandes ber Berufögenoffen- 
ſchaften. | | 
8 52 (31). 

I Nach erfolgtem Abfchluffe der Organifation der 
Derufögenofienichaften find WAenderungen in beren Be: 
ftande mit dem Beginn eines neuen Rechnungsjahrs 
unter nachftehenden Rorausfegungen zuläffig: 

1. Die Bereinigung mehrerer Genofjenichaften erfolgt 
auf übereinftimmenden Beſchluß der Genofjenfchafts: 
verfammlungen mit Genehmigung des Bundesrathe. 

2. Das Ausfcheiden einzelner Gewerbszweige oder örtlich 
abgegrenzter Theile aus einer Genoflenihaft und die 
Zutbeilung derjelben zu einer anderen Genofjenichaft 
erfolgt auf Beichluß der betbeiligten Genoſſenſchafts⸗ 
verfammlungen mit Genehmigung bes Bundesrathe. 
Die Genehmigung kann verfagt werden, wenn durd) 
das Ausſcheiden die Leiſtungsfähigkeit einer der be- 
theiligten Genofjenfchaften in Bezug auf die ihr 
obliegenden Pflichten gefährdet wird. 

3. Wird die Vereinigung mehrerer Genofjenjchaften 
oder das Ausjcheiden einzelner Gewerbszweige oder 
örtlich abgegrenzter Theile aus einer Genoflenichaft 
und die Zutheilung derjelben zu einer anderen Ge- 
nofjenihaft auf Grund eines Genoſſenſchaftsbeſchluſſes 
beantragt, dagegen von der anderen betheiligten Ge- 
noffenichaft abgelehnt, jo enticheidet auf Anrufen 
der Bundesrat. 

4. Anträge auf Ausfcheidung einzelner Gewerbszweige 
oder örtlich abgegrenzter Theile aus einer Genoffen- 
ihaft und Errichtung einer bejonderen Genoſſenſchaft 
für diefelben find zunächſt der Beichlußfaffung der 
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Genojienihaftsverfammlung zu unterbreiten und fo- 

dann dem Bundesrathe zur Enticheibung vorzulegen. 

U Die Genehmigung zur Errichtung ber neuen Ge- 
noſſenſchaft kann verfagt werden, wenn die Anzahl der 
Betriebe, für melde die Berufögenoffenichaft gebildet 
werden foll, oder die Anzahl der in denfelben bejchäftigten 
Arbeiter zu gering ift, um die dauernde Leiftungsfähig- 
feit der Berufsgenoffenichaft in Bezug auf die bei der 
Unfallverfiherung ihr obliegenden Pflichten zu gemwähr- 
leijten, oder wenn Betriebe von der Aufnahme in die 
Berufsgenoſſenſchaft ausgeſchloſſen werden jollen, welche 
wegen ihrer geringen Zahl oder wegen der geringen Zahl 
der in ihnen beichäftigten Arbeiter eine eigene Teiftungs- 
fähige Berufsgenofjenihhaft zu bilden außer Stande find 
und auch einer anderen Berufögenoflenichaft zweckmäßig 
nicht zugetheilt werden können. 

II Wird die Genehmigung ertbeilt, jo erfolgt Die 
Beſchlußfaſſung über das Statut für die neue Genoflen- 
ſchaft nach Maßgabe der Beſtimmungen in den 88 36 
bis 39. 


Zu 8 52 vgl. Im. G. 8 62, Bau⸗G. 814. An der See— 
Ber.Gen. find aergleichen Aenderungen nicht möglich. %Bgl. 
auch IVG. 8 10 

Zu Abſ. I 

1. 852 Hanbelt nicht von ben Aenderungen am Genofjen- 
ſchaftsbeſtande, welche unmittelbar durch Gefeh bewirkt worden 
find. ©. insb. Abänd. Geſ. $2 Ab. II, auch Gew. VG. $ 25 
Abj. II, Im. &. 8$ 1, 33, Bau-G. 8 12. Auch die Aenderungen 
in der inneren Sliederung ber Ber. Gen. nach Sektionen fallen 
nicht unter 8 52. 

2. Nach $ 52 kann zweierlei gejchehen: 

a) Neubildung von Genofjenichaften durch Vereinigung 
mehrerer beftehender (Ziff. 1) oder aus Beltandtheilen von 


folden (Ziff. 4). 
11* 
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b) Ausſcheiden einzelner Beftandtherle aus einer beftehenden 
Gen. und Zutheilung derjelben zu einer anderen beftehenden Ge: 
nofſenſchaft (Ziff. 21.3). Bal. A. R. III S.209, VS.329, 389. 

3. &3 handelt fih fiet3 um Veränderungen am räum— 
lichen oder jacdhlichen Beſtande (vgl. $ 28 Ab}. I Sak 1 Rote 6 
u. 7) der Gen., nicht etwa um das Ausicherden einzelner Be 
triebe oder beren Sintritt. Vgl. 3 55 Abi. 1, $ 61). 

Zu Ab}. III: In Füllen der Ziff. 2 bedarf es nur einer 
Aenderung der beftehenden Statuten. 

g 53 (32). 

I MWerden mehrere Genoifenichaften zu einer Ge: 
noſſenſchaft vereinigt, jo gehen mit dem Zeitpunfte, zu 
welchem die Veränderung in Wirkſamkeit tritt, alle Rechte 
und Pflichten der vereinigten Genoſſenſchaften auf die 
neuerrichtete Genoflenichaft über. 

U Wenn einzelne Gewerbszweige oder örtlich abge: 
grenzte Theile aus einer Genofjenichaft ausfcheiden und 
einer anderen Genoffenfchaft angefchloffen werden, fo find 
von dem Eintritte diefer Veränderung ab die Entſchädi—⸗ 
gungsanfprüce, welche gegen die erftere Genoflenfchaft 
aus den in Betrieben der ausjcheidenden Genoffenichafts- 
theile eingetretenen Unfällen erwachfen find, von der Ge 
noffenichaft zu befriedigen, welcher die Genvfjenjchafts- 
theile nunmehr angelchloffen find. 

111 Sceiden einzelne Gewerbszweige oder örtlich ab» 
gegrenzte Theile aus einer Genoffenichaft unter Errich⸗ 
tung einer neuen Genoflenihaft aus, jo find von bem 
Zeitpunkte der Ausscheidung ab die Entichädigungs: 
anfprüce, welche gegen die erftere Genofjenfchaft aus den 
in Betrieben der ausfcheidenden Genofjenfchaftstheile ein- 
getretenen Unfällen erwachſen find, von der neuerrichteten 
Benoffenichaft zu befriedigen. 

IV Inſoweit zufolge des Ausfcheidens von Gewerbs⸗ 
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zweigen oder örtlich abgegrenzten Theilen Entſchädigungs⸗ 
anſprüche auf andere Genoſſenſchaften übergehen, haben 
die letzteren Anſpruch auf einen entiprechenden Theil des 
Nejervefonde und bes fonftigen Vermögens derjenigen 
Genoffenichaft, aus welcher die Ausscheidung ftattfindet. 

v Die Beitimmungen der Abf. 2 und 4 finden ent- 
iprechende Anwendung, wenn einzelne Betriebe oder Neben 
betriebe in Folge von Berichtigungen der Satafter von 
einer Berufsgenofſenſchaft auf eine andere übergehen. 

vI Die vorftehenden Beftimmungen fönnen dur 
übereinftimmenden Beichluß der betheiligten Genoflen- 
Ihaftsverfammlungen abgeändert oder ergänzt werden. 

vn Streitigfeiten, welche in Betreff der Vermögens- 
auseinanderfegung zwiſchen den betheiligten Genoffen- 
ſchaften entftehen, werden mangels Verftändigung derjelben 
über eine Tchiedögerichtliche Enticheidung von dem Reichs— 
Berficherungsamt entfchieden. 

3u 853 vgl. lw. ©. 863, Bau-G. 8 14. 

1. 853 behandelt die vermögensrechtlichen Wirkungen 
der Aenderungen nad $ 31. Die nädjfte und unmittelbare 
Wirkung der Beflandsveränderungen ift eine Veränderung in 
ber Zugehörigkeit der einzelnen Betriebe und damit der Mit: 
gliedjchaft ihrer Unternehmer und des Verficherungsverhält: 
nifjes der in ihnen befchäftigten, verficherten Perjonen. Bol. 
8S 55 und 8SIN. A Ziff. II, 9. 

2. 8 53 findet analoge Anwendung bei Aenderungen gem. 
Abänd.Geſ. $ 2 Abf. II. Dagegen findet ex feine Anwendung 
bei Neberweifung einzelner Betriebe wegen Betriebsänderung 
($ 61, vgl. A. N. ITS. 377 Nr. 441) wohl aber wegen fa: 
taferbeihtigung; ſ. Abj. V (Novelle). 

Meber den Zeitpunkt der „Wirkſamkeit“ (Abſ. I) ent: 
fcheidet in erſter Linie bie eiwaige beſondere Uebereinkunft, 
mangels ſolcher der Zeitpunkt des Wirkſamwerdens des Ber: 
einigungs- oder Ausſcheidungsbeſchluſſes. Vgl. A. N. III S. 358 
Nr. 434, IX ©. 449 Nr. 1305 (Rg. XII ©. 169). 
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4. Aenderungen am Beitande von Baugewerks-Ber. Gen. 
äußern ihre Wirkungen unmittelbar auch auf den Umfang 
der ihnen zugehörigen Unfallverfiderungsanftalten. 
Bau⸗G. 8 18. 

5. Gem. Abſ. IV, VIu. VII entſcheidet bei Vermögens: 
augeinanderjegungen zunächſt die Bereinbarung (Abf. VIu. VII), 
mangels jolcher das Geſetz (Abſ. IV). 

6. Bei Bemeſſung des „entſprechenden Theils des Reſerve⸗ 
fonds“ (Abſ. IV) entſcheidet das Verhältniß des Kapitalwerthes 
der übergehenden Anſprüche zum Kapitalwerth der Geſammt—⸗ 
belaftung der alten Genoſſenſchaft. Vgl. A. N. V S. 6 ff. 
©. 165 f. Nr. 684, 685. 

7. Schiedsgerichtliches Verfahren (Abj. VII) ſ. CPr.O. 
88 1025 ff. 

8. Zuftändigfeit des Landes: BA.3 j. $ 127 Abf.Iu.L. 


Aufldjung von Berufsgenofjenihaften. 
8 54 (33). 

Derufsgenofjenichaften, welche zur Erfüllung der ihnen 
durch dieſes Gejeb auferlegten Verpflichtungen Teiftungs- 
unfähig werden, fünnen auf Antrag des Reichs-Verſiche⸗ 
rungsamts von dem Bundesrath aufgelöft werden. Die: 
jenigen Gewerbszweige, welche die aufgelöfte Genoffen- 
ſchaft gebildet haben, find anderen Berufsgenofjenichaften 
nad) deren Anhörung zuzutheilen. Mit der Auflöfung 
der Genoffenjchaft gehen deren Rechtsanſprüche und Ver: 
pflihtungen, vorbehaltlih der Beitimmung im $ 127, 
auf das Reich über. 

Zu 8 54 vgl. Im. &.$ 64, Bau:G. $ 14, See⸗-G. 8 57. 

Zuſtändigkeit des Kandes-VA.'s ſ. 8127 Abf. I und in 
Betreff des Uebergangs der Anſprüche und Berbindlichkeiten 
auf den Bundesftaat 8 127 Abf. IV. 

Ein Kontur der Ber.Gen. ift neben diefen Rechtsvor⸗ 
gängen undenkbar. 
Not Ueber die Feſtſtellung der Leiſtungsunfähigkeit vgl. 8 98 

Die. 
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UI. Mitgliedſchaft des einzelnen Betriebs. Betriebs: 
Veränderungen. 
Mitgliedſchaft. 
8 55 (34). 

I Mitglied der Genofjenfchaft ift jeder Unternehmer 
eined Betriebs derjenigen Gewerbszweige, für welche bie 
Genoſſenſchaft errichtet ift, Jofern der Betrieb im Bezirke 
der Genoffenichaft feinen Sit Hat. Die Mitgliedbichaft 
beginnt mit dem Zeitpunkte der Eröffnung des Betriebs 
oder des Beginns feiner Verficherungspflicht. 

. I Stimmberedtigt ift jedes Mitglied der Genofjen- 
ſchaft, fofern es ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehren- 
rechte befindet. 

3u_$ 55 vgl. Im. 6.565, Bau-®. $ 16, See⸗G. $ 58. 

1. Die Genoſſenſchaftszugehörigkeit des einzelnen 
Betriebes (vgl. 8 28 Abf. IN. 6, 7) iſt nicht die Mitgliedichaft 
jetbht, doch ift fie bie Thatſache, aus welcher fich zweierlei 
ergiebt: 

a) für die im Betrieb befchäftigten, verficherten Perſonen 
dVerficherungaverhaltmiß zu einer beſtimmten Genoſſen⸗ 
ſchaft, 

b) für die Unternehmer der einzelnen Betriebe die Mit— 
gliedſchaft bei einer beſtimmten Genoſſenſchaft. 

Genoſſenſchaftsbetrieb iſt jeder dem räumlichen und 
ſachlichen Umfang der Genoſſenſchaft zugehörige Betrieb. 
Nebenbetriebe folgen den Hauptbetrieben. 

2. Die Thatſachen, wodurch die Betriebszugehörigkeit be⸗ 
ſtimmt wird, find: 1. Inkrafttreten des Geſetzes, 2. Eröffnung 
des Betriebe, 3. Veränderung des Betriebs, wodurch ſeine 
„Verſicherungspflicht“ erſt begründet wird (z. B. Uebergang 
aus Handwerksmäßigkeit zur Fabrik), 4. Veränderungen, wo— 
durch der Verficherungsbetrieb zum Genoſſenſchaftsbetrieb wird 
oder aufhört, es zu fein (Verlegung bed Sitzes oder Aender: 
ung feiner Art), 5. Veränderungen, wodurch die „Verficher: 
ungöpflicht”" des Betriebs erlifcht (vgl. U. N. II S. 101, V 
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lan Nr. 675. Bol. Hdb. zu 8 34 N. 4), 6. Betriebdein- 
tellung. 

Wechſel bes Unternehmers hat auf die Betriebdzugehörig: 
an teinen Einfluß, wohl aber auf die Mitgliedichaft ($ 58 


En die Feſtſtellung ber Betriebszugehörigkeit ſ. 


55 08 

3. Mitglied ift jeder Unternehmer ($ 28 Abf. III) eines 
Genoffenfehnfläbetriebes. Art und Sitz des Betriebs, nicht 
MWohnfit des Unternehmers ift entfcheidend, A. N. II S. 13 
Nr. 122 (Rg.VI ©.436), II ©. 122 Nr.316 (Rg. VII ©. 409). 
Die mehreren Unternehmer eines Gen.Betrieb3 find ſämmt— 
lich Mitglieder. Der Unternehmer mehrerer Gen.Betriebe ift 
nur einfaches Mitglied. AU. N. I S. 209 Nr. 48 (Rg.VI S. 53). 
Eine Perfon kann als Unternehmer mehrerer felbftändiger, 
verfchiedenen Genoſſenſchaften zugehöriger Betriebe Mitglied 
mehrerer Gen. fein. Vgl. überhaupt mein Reidh3:Unfall: 
verficderungsrecht 2. Bd. ©. 418. AN. I S. 209 Nr. 48, 
II S. 13 Nr. 122. Einen Einfluß der Kataftereintragung x. 
auf den Beginn der Mitgliedichaft nimmt dad RBA. nicht an. 
A. N. IS. 175 Ziff. 3, ITS. 143 ©. 349, V ©. 119 Nr. 653. 

4. Mitgliedfchaftsrechte find: Stimmredt, Wahlrecht 
und Wählbarkeit; Mitgliedichaftspflichten find die Bei: 
tragspflicht, Pflicht zur Annahme von Wahlen, Anmelde: 
pflicht, hnnahweiſunaspftiht 

5. Die Unternehmer ſolcher Bauarbeiten, welche den 
Berficherungsanftalten der Bau: Ber.Gen. angehören, find nicht 
Mitglieder diefer Gen. oder Anftalten. 

Zu Abſ. II: Dal. 8 37 Ziff. 4 und RStr. GB. 88 32 ff. 
jedes Mitglied hat Tegelm. 1 Stimme, dod Tann dad Statut 
anders beftimmen. 


Betriebsanmeldung. 
8 56 (35). 

I Jeder Unternehmer eines verficherungspflichtigen 
Betriebs, welcher diefen nicht bereit3 angemeldet hat, ift 
verpflichtet, binnen einer Woche, nachdem er Mitglied 
einer Genofjenfchaft geworden ift ($ 55), der unteren 
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Bermwaltungsbehörde, in deren Bezirke der Betrieb belegen 
ift, eine Anzeige zu erftatten, welche 

1. den Gegenftand und die Art bes Betriebs, 

2. die Zahl ber verficherten Perjonen, 

3. bie Berufsgenofienfchaft, welcher ber Betrieb ange» 
bört, 

4. falls e8 fi um einen nad dem Inkrafttreten des 
Geſetzes neu begonnenen oder verficherungspflichtig 
gewordenen Betrieb handelt, den Tag der Eröffnung 
beziehungsweiſe des Beginns der Verficherungspflicht 

angiebt. Die Anzeige ift in zwei Exemplaren einzu: 
reihen. Ueber biejelbe ift eine Empfangsbeicheinigung 
zu ertheilen. 

1 Wird die Anzeige nicht rechtzeitig erjtattet, jo ift 
die untere Verwaltungsbehörde befugt, den Unternehmer 
zu einer Auskunft über die Beichaffenheit des Betriebs 
innerhalb einer zu beftimmenden Friſt durch Geldftrafen 
im Betrage bi3 zu einhundert Mark anzubalten. 

II In dem Betriebe hat der Unternehmer durch 
einen Aushang befannt zu machen, welcher Beruf3- 
genoſſenſchaft und Sektion der Betrieb angehört, ſowie 
die Adreffe des Genoſſenſchafts- und Sektionsvorſtandes. 
St ein landwirthſchaftlicher Betrieb an den gewerblichen 
Betrieb gemäß $ 28 angefchloffen, jo ift in bem Aus: 
hange darauf Hinzumeilen. 
a6 Su 8 56 vgl. Im. G. $ 67, Bau:G. $ 17, See⸗G. $ 58 

J gu Abi. I: 1. Die Anmeldepflicht befteht in allen Fällen, 

wenn ein Betrieb zum Genoffenjchaftsbetrieb wird (8 55 N. 2 
if. —4, A. N. II S. 2 Nr. 103). Meber die Anzeige ſonſtiger 
— — — — J. 88 60 Abſ. II u. 61 Ab. I 


: Die Angabe der Ber. Gen. hat feine end: 
gültige Bedeutung, vgl. 8 57 Abi. II. 
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Zur Imftruftion dient da3 alphab. Verzeichniß aller 
Gewerbägieige, vgl. g 28 Abſ. IN. 1 

3. Untere Bermw.Beh. ſ. 8 152. 

4. 1,6 und Formular für Anmeldungen |. A. N. J 


Abſ. IH: Die Strafvorſchrift bes 8 147 Abſ. I findet 
auch hier Anwendung. 

8 57 (36). 

I Die untere Verwaltungsbehörde hat jeden in ihrem 
Bezirke belegenen Betrieb, über welchen bie Anzeige ($ 56) 
erftattet ift, binnen einer Woche nad) dem Eingange ber 
leßteren durch Einjendung eines Eremplars derjelben dem 
Borftande der in der Anzeige bezeichneten Genoffenichaft 
zu übermeilen. 

U Gehört ber Betrieb nach Anficht der unteren Ver: 
waltungsbehörde einer anderen ala ber in der Anzeige 
bezeichneten Genoſſenſchaft an, fo it dem Vorſtande diefer 
Genoſſenſchaft, unter gleichzeitiger Benachrichtigung des 
Vorſtandes der in der Anzeige bezeichneten Genoſſenſchaft 
und des Betriebsunternehmers, eine Abjchrift der Anzeige 
zuzuſtellen. 

I Für Betriebe, über welche eine Anzeige nicht 
erjtattet ift, hat die untere Verwaltungsbehörbe die Ueber: 
weifung binnen einer Woche nad) Ablauf der von ihr 
in Gemäßheit des $ 56 Abſ. 2 beitimmten Frift dadurch 
zu bewirken, daß fie die im 8 56 Abi. 1 Ziffer 1 bis 4 
bezeichneten Angaben jelbft macht. 
y6 Su 8 57 vgl. Im. ©. 8 67, Bau⸗G. 8 17, See⸗G. $ 58 

J au Abſ. III: Aus diefer Beitimmung ergibt fi) im Zu: 
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fammenhalte mit 8 56 Abſ. II eine Verpflichtung der unteren 
Verw. Beh. ($ 152), die Berfiherungdbetriebe ihred Bezirks - 
zu ermitteln. Unrichtig in meiner Ausgabe 1. Aufl. $36 Note, 
unrichtig auh A.N.I S. 369 Nr. 91. Im erfter Linie ift 
dieſe Ermittelung freilich Sache der Ber.Gen., welche fich bei 
diefem Gejchäft der unteren Verw Beh. gemäß, 8 144, inab. 
aber gemäß $ 57 Abf. III bedienen können und zu bebienen 
haben. Vgl. Hdb. zu 8 35 N. 3, 4. 


Genoſſenſchaftskataſter. 
8 58 (37). 

I Die Genofjenihaftsvorftände haben auf Grund der 
von dem Reicht: Verficherungsamt ihnen mitzutheilenden 
Verzeichniffe der verficherungspflichtigen Betriebe ($ 35) 
und der fpäter erfolgenden Uebermweifungen ($ 5) Ge: 
noffenichaftsfatafter zu führen. 

I Die Aufnahme der einzeliten Genoſſen in das 
Kataſter erfolgt nach vorgängiger Prüfung ihrer Zuge— 
hörigkeit zur Genoſſenſchaft. 

I Den in das Kataſter aufgenommenen Genoſſen 
werden vom Genoflenichaftsvorftande dur) Vermittelung 
der unteren Verwaltungsbehörde Mitgliedicheine zugeftellt. 
Sit die Genoffenihaft in Sektionen eingetheilt, fo muß 
der Mitgliedfehein die Sektion, welcher der Unternehmer 
angehört, bezeichnen. Wird die Aufnahme in das Katafter 
abgelehnt, jo ift Hierüber ein mit Gründen verfehener 
Beſcheid dem Betriebäunternehmer durch Wermittelung 
der unteren Verwaltungsbehörde zuzuftellen. 

„Si 8 58 vgl. Im. ©. 88 55, 68, Bau:-G. 8 17, See⸗G. 


— SS 58 bis 60 find aus dem früheren 8 37 de3 Geſ. 
v. 1884 Deo gegangen. 

Zu Abi. In. LI: l. Jede Genoſſenſchaft hat ein Kataſter 

zu führen. Dasſelbe ift ein einheitliches für die ganze Ge: 
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nofienichaft. Die Sektionen erhalten nur Auszüge: 860 Abſ. 1. 
- Dal. Hdb. zu $ 37 N. 2. 

2. Die Führung obliegt dem Borftand. Ueber die 
äußere Einrichtung der Katafter j. das Formular in A. N. I 
S. 199. Die Betriebe müfjen individualifirt fein. Vgl. Hbb. 
zu 837 N. 3 lit. a. Durch Unterbleiben der Weberweijung 
(8 57) ift die Eintragung in's Kataſter nicht ausgeſchloſſen. 
Hdb. zu 857 N. 3 ]it. b. 

3. Das Katafter ift eine Öffentliche Urkunde über den 
jeweiligen Beftand der Genofjenichaft an Betrieben. Es find 
demgemäß bei der erſten Anlegung alle zur Zeit ber Er: 
richtung der Gen. vorhandenen Genoffenichaftsbetriebe in 
demjelben aufzuführen gewejen, e3 find ferner fünftighin alle 
neuen Gen.Betriebe einzutragen, alle ausſcheidenden zu Löfchen. 
©. 861. Bol. Höb. zu 8 37 N.1. Einzutragen ift jeder 
Gen.Betrieb mit al feinen für bie Verficherung wejentlichen 
Merkmalen, ingb. auch mit allen zugehörigen Nebenbetrieben. 
Bol. hieher namentlih Hbb. zu SET N.7u.8; ſ. auch A. N. 
XIV ©. 264 Nr. 1710 (Rg. XVIII ©. 32). 

4. Die rechtliche Bedeutung der Einträge und 
Löſchungen ift eine doppelte. Sie ift eine pofitive, indem 
fie die Vermuthung der Richtigkeit erzeugt: A. N. II ©. 55 
Nr. 138, IV ©. 69 Nr. 451 (Rg. VIII S. 382), f. jedoch auch 
AN. TIT S.39 Nr. 304, XVI ©.529 Nr.1794 (Rg.XX ©. 18). 

Die Bedeutung ift ferner eine negative, indem Die ver: 
muthete VBollftändigfeit der Eintragungen ausſchließende Wirk: 
ungen äußert. 

Argliftige Einträge find wirkungslos: AN. II ©. 55 
Nr. 138 (Rg VII ©. 46, VIII ©. 382), 1V ©. 69 Nr. 451, V 
©. 394 Nr. 770 (Reg. X ©. 224), nicht dagegen fahrläjfige 
und gurichtige: AN. VI S. 453 Nr. 835 (Rg. 1. Erg.Bd. 

. 77 


Der Eintrag nicht beftehender, 3. B. bereit eingeftellter 
Betriebe ift wirkungslos: A. N. IV S. 302 Nr.591, deögleichen 
ber Lintrag von Nichtverſicherungsbetrieben: A. N. V ©. 356 

tr. 750. 

Der Eintrag desſelben Betrieb3 in ben Kataftern mehrerer 
Sen. ift unzuläfjig. Vgl. auch A. N. IS. 364 Nr. 85 (Rg.VI 
©. 244), II S. 229 Nr. 206 (Rg. VII S. 250). 
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Die Eintragungen im Katafter find insb. grundlegend 
für die Feſtſtellung der Umlage: und Entſchädigungspflicht. 
Hbb. zus 37 N. 7 u. 8. 

5. Die rechtlichen Wirkungen der Eintragungen entſtehen 
erſt vollſtändig durch Zuſtellung des Mitgliedſcheines 
(Abſ. II). A. N. V ES. 119 u. 324 Nr. 653 u. 724. 

6. Im Fall nachträglicher Löſchung eines irrthüm— 
lich eingetragenen Betrieb3 befteht regelmäßig die Pflicht zur 
Rüdzahlung der indebite geleifteten Beiträge (Hdb. zu $ 37 
N. 7 Abi. II ff), nicht aber zur Rüdforderung der eima ge: 
leifteten Entihädigung von Berficherten. Dagegen beiteht 
Erjaganfprud) gegen die wirklich verpflichtete Genofjenichaft. 

Ueber Berfahren und Wirkungen der Umkataſtrir— 
ung dgl. Motive zu $ 37 (1884) und Hdb. zu 8 37 N. 10. 
Bei Betrieböveränderungen ſ. 8 61. 

Zu Ab. I: Die Zuftelung des Mitgliedicheines bezw. 
des ablehnenden Beicheides bedeutet ben vorläufigen Abichluß 
de3 Cintragungaberfahrene und exdffnet das Rechtsmittel⸗ 
verfahren ($ 59 Abſ. I). 

Der Mitgliedjchein iſt Legitimationspapier und De: 
jcheinigung des Sataftereintraga. 

gormular: A. NR. IS. 202. Zuftellung: Re. VI 
©. 12, VI ©. 48, 249. Bgl. überhaupt: Höb. zu 


SIT N 
8 59 (neu). 

I Gegen die Aufnahme in das Katafter ſowie gegen 
die Ablehnung derjelben jteht dem Unternehmer binnen 
einer Friſt von zwei Wochen nach erfolgter Zuftellung 
des Mitgliedjcheines beziehungsmweife des ablehnenden Be: 
icheids die Beichwerde an das Neichd-Verfiherungsamt 
zu. Dieſelbe ift bei der unteren Verwaltungsbehörde 
einzulegen. Stellt ſich bei der Verhandlung der Bes 
ſchwerde heraus, daß der Betrieb feiner der vorhandenen 
Genoſſenſchaften zugehört, ſo ift derjelbe durch das Reichs⸗ 
Berficherungsamt derjenigen Genofjenihaft zuzuweiſen, 
der er jeiner Natur nah am nächſten fteht. 
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I Wird gegen einen ablehnenden Beſcheid von dem 
Betriebäunternehmer innerhalb der angegebenen Frift 
Beichwerde nicht erhoben, jo Tann die untere Verwal: 
tungsbehörde den Tall dem Reichs Verficherungsamte zur 
Enticheidung vorlegen. Auf Antrag der Berufigenoffen: 
Ihaft Hat fie von dieſer Befugniß Gebrauch zu machen. 

u MWird in dem alle bes:$ 56 Ab]. 2 die Mit: 
gliebihaft des Unternehmers von dem Vorſtande der in 
der Anzeige bezeichneten Genoſſenſchaft anerkannt, fo Liegt 
dieſem die Verpflichtung ob, hiervon dem Borftande der 
anderen Genofjenfchaft Mittheilung zu machen. Letzterer 
ift berechtigt, innerhalb zweier Wochen nad) dem Em: 
pfange der MittHeilung gegen die Anerkennung der Mit: 
gliedichaft beim Reichs-Verſicherungsamte die Beſchwerde 
zu erheben. 

Zu $ 59 vgl. Bau⸗G. 8 17. 

Das Anfehtungsverfahren ift ein abſchließendes nur 
infofern, als der feftitellende Beſcheid des Verficherungsamtes 
für die Ber.Gen. und die Verficherten die Katafterfrage er: 
ledigt und damit auch eine Grundlage für die Mitgliedfchaft 
fowie für die Beurtheilung der Entichädigungsaniprüche ge 
Schaffen ift. Die Spruchbehörden, Schiedögerihte und Ber: 
fiherungdamt, find indeß ala Berufungs- und Rekurägerichte 
an dieje TFeltftelung nicht gebunden. Vgl. A. N. IX ©. 176 
Nr. 1229 (Rg. XII ©. 55). 

Die Friftbeftimmungen in Abj. I und III find Orb: 
nungövorjehriften, die Friften feine Ausſchlußfriſten. Vgl. 
Hdb. zu $ 37.7. 

Die Beicheide des BDerficherungsamtes find allen Be: 
theiligten zuzuſtellen. 

Ss 60 (37). 

I Den Sektionsvorſtänden find Auszüge aus dem 
Katafter in Betreff der zu ihren Sektionen gehörenden 
Unternehmer mitzutbeilen. 
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I Seder Wechjel in der Perſon desjenigen, für befjen 
Rechnung der Betrieb erfolgt, ift von dem Unternehmer 
binnen einer durch das Statut feitzufeßenden Friſt dem 
Genoſſenſchaftsvorſtande behufs Berichtigung des Katafterd 
anzuzeigen. Iſt die Anzeige von dem Wechſel nicht er» 
folgt, fo werden die auf bie Senoffenichaft3mitglieder 
umzulegenben Beiträge von dem in das Satafter einge- 
tragenen Unternehmer forterhoben. Die Haftung umfaßt 
no) dasjenige Rechnungsjahr, in welchem die Anzeige 
gefchieht, ohne dab dadurch ber neue Unternehmer von 
der auch ihm gejeklich obliegenden Haftung für die Be— 
träge entbunden tft. 


Zu 860 vgl. Bau⸗G. $ 17. 

gr Abi. I vgl. 58 N.1. 

u Abi. II: 1. Ein Wechiel in der Perſon be3 Unter: 
nehmerd ift anzuzeigen, ohne Rüdficht auf den Grund bes 
Wechſels. Diefer braucht auch nicht angegeben zu werden. 
Doch wird es fich ſtets nur un Wehhſel durch Rechtsnachfolge 
handeln. Vgl. Hob. zu 37 N 

2. Die Anzeige erfolgt dlitelbar beim Vorſtand der 
Gen. A. N. II S. 120 Nr. 348. 

3. Für rückſtändige Beiträge haftet der neue Unter: 
nehmer nicht aus Abf. II, fofern nicht ein anderer Grund 
* Heftung beſteht. A. N. III ©. 352 Nr. 414. Hdb. zu 

7 


4. Die Strafvorſchrift des 8 147 Abſ. I findet hier feine 
Anwendung. 


Betrieböveränderungen. 
8 61 (88). 

I Jeder Betriebaunternehmer tjt verpflichtet, Aende- 
rungen feines Betriebs, welche für die Zugehörigkeit zu 
einer Genoſſenſchaft von Bedeutung find, dem Genofjen- 
ſchaftsvorſtande binnen einer durch das Statut feitzu- 
jegenden Frift anzuzeigen. Erachtet Letzterer in Folge 
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diefer Anzeige oder ohne den Empfang einer joldden von 
Amtöwegen die Ueberweijung des Betrieb an eine andere 
Genoſſenſchaft für geboten, fo theilt er dies unter Angabe 
der Gründe dem Betriebsunternehmer durch Vermittelung 
ber unteren Berwaltungsbehörde und dem betbeiligten 
Genofjenichaftsvorftande mit. Sowohl der Letztere als 
auch der Petriebsunternehmer fünnen innerhalb zweier 
Wochen gegen die Weberweifung bei dem überweijenden 
Genofjenichaftsvorftande Widerjpruch erheben. 

I Wird innerhalb diefer Frift fein Widerſpruch 
erhoben, jo erfolgt die Ab» beziehungsweife Zujchreibung 
bes Betriebs in den Genoflenfchaftsfataftern ſowie die 
Ausftellung eines anderweiten Mitgliedſcheins für den 
Betrieböunternehmer. 

U Wird gegen bie Ueberweifung Widerjprud) er: 
hoben oder beanſprucht der Vorfland einer dritten Ge- 
noffenichaft unter dem Widerſpruche bes Betriebsunter⸗ 
nehmers oder bes Vorftandes der Genofjenichaft, welcher 
ber Betrieb bisher angehörte, die Meberweifung des letz⸗ 
teren, fo bat der Borftand der Genofjenjchaft, welcher 
der Betrieb bisher angehört hat, die Enticheidung des 
Reicha-Verfiherungsamts zu beantragen, basfelbe ent- 
Icheibet nad) Anhörung des betheiligten Betriebsunter- 
nehmers ſowie der Vorftände der betheiligten Genoflen- 
ſchaften. 

IV Wird dem Ueberweiſungsantrage ftattgegeben, ſo 
tritt die Aenderung in ber Zugehörigkeit zur Genoflen- 
haft von dem Tage ab in Wirkjamkeit, an welchem der 
Antrag dem betheiligten Genofjenichaftsvorftande zuge- 
ſtellt iſt. 


Zu 861 vgl. lw. G. 817, See:6.8 69, Bau⸗G. 88 62—63. 
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1. Dad Katafter hat den Beitand ber Gen. an Betrieben 
ftet3 evident zu halten. Betriebe, welche eingeftellt werden 
oder die Eigenichaften eined Genofjenjchaftsbetriebeg durch 
Aenderung der Art oder Verlegung verlieren, find deshalb 
„abzuſchreiben“, Betriebe, welche neu entftehen oder durch 
Aenderung der Art oder Verlegung erſt zu Genoffenjchafts: 
betrieben werden, find „zuzuſchreiben“. 

2. Die Ab: und Zufchreibung erfolgt nach den Regeln 
der Katafterführung (8 58 Abf. IN. 2). $ 61 bezieht fi nur 
auf das Berfahren bei Betriebänderungen, nicht au auf 
Betriebderöffnungen (8 56) und Einftellungen (8 37 Ziff. 7). 
Anzeigepflicht befteht indeß auch bei Einftellung von Be: 
trieben. A. N. IX ©. 218 Nr. 1261 (Rg. XII S. 113) Hbb. 
zu 838N. 1 Schluß. 

3. Aenderungen fommen nur in Betracht, wenn fie auf 
die Gen. Zugehörigkeit von Einfluß find: Aenderung der Art, 
Verlegung aus bem Bezirk der Gen. Borübergehende Aender: 
ungen üben folchen Einfluß nicht aus. Hdb. zug 3EN.1 
Abſ. 11. Rg. VII S. 423. Vgl. auch A. N. XIV S. 264 N. 1710 
(Rg. XVIIIS. 32). Auch Aenderungen im Beſtande von Neben: 
betrieben können nach 861 zu behandeln ſein. A. N. XIII 
S. 517 Nr 1669 (Rg.XVIIS.170), Hdb. zu 8 28 N. 1 Abſ. IV. 
Vereinigung mehrerer bisher getrennter Betriebe zu einem 
neuen Betrieb: A. N. XV ©. 615 Nr. 1773 (Rg. XIX ©. 113). 
Auch eine Aenderung des Wohnfikes des Unternehmers, wenn 
fie zugleich eine Aenderung des Betriebsfitzes bedeutet, gilt 
als Betriebeänderung. A. N. XVI S. 778 Nr. 1324 (Rg. XX 


79). 

4. Dad RVA. läht da8 Verfahren des $ 61 auch ein: 
treten, wenn eine Gen. einen im Satafter einer anderen Gen. 
ſchon eingetragenen Betrieb ohne vorgefallene Aenderung be- 
anſprucht. A. NR. 11 S.229 Nr. 206. 

5. Zum Berfahren des $ 61 vgl. auch $ 37 Ziff. 6. Hob. 
zu 38 N. 2. | 

6. Berfäumte Anzeige zieht Strafe nad) fi: $ 147. 

7.. Ein Betrieb, an welchem Aenderungen diejer Art fich 
vollzogen haben, wird der Gen., in deren Satafter er bisher 
eingetragen war, To lange zugerechnet, bis die Statafterum: 
ihreibung erfolgt ift. A. N. IV ©. 69 Nr. 451 f. XII ©. 262 
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Nr. 1503 (Rg. XVIS. 41); Höb. zu 8 38 N. 3. Zeitpuntt ſ. 
Abi. IV. 


862 (39). 

In Betreff der Anmeldung von Abänderungen in 
bem Betriebe, welche für deſſen Einfchäßung in den Ge: 
fahrentarif ($ 49) von Bedeutung find, ſowie in Betreff 
des weiteren Werfahrens hat das Genofienichaftsftatut 
Beltimmung zu treffen. Gegen den auf die Anmeldung 
der Aenderung ober von Amtswegen erfolgenden Befcheid 
des Genofjenfchaftsvorftandes oder des Ausſchuſſes ($ 28) 
fteht dem Betriebsunternehmer binnen einer Frift von zwei 
Wochen die Beichwerbe an das Reicha-Verfiherungsamt zu. 


Zu $ 62 vgl. Im. ©. 8 69, Bau⸗G. $ 17, See⸗G. 5 64. 

Ob einer Betriebsänderung biefe Bedeutung zulomme, 
das ergiebt fich aus dem Statut und dem Gefahrentarif einer 
jeden Ber.Gen. Bgl. Pi. zu 839 N. 1. 

Strafen: ſ. 88 147 

Verfahren: 8 37 Zi #5 

Die Beſchwerdefriſt if eine Nothfriſt. Hob. 8 39 N. 2. 


IV. Feſtſtellung und Auszahlung der Entſchädigungen. 


Abſchnitt IV enthält nicht nur Vorſchriften über dag Ver: 
fahren bei Anmeldung, Unterfucdhung, Yeitftelung und Aus: 
zahlung der Entjchädigungen (88 63—75, 87—93, 97), Jon: 
dern auch über dad Nechtömittelverfahren (88 76-84), über 
die Aufbringung der Mittel (88 99—105), die Beziehungen 
zur Poſt (88 98, 106), Bermögensverwaltung und Rechnung: 
führung (88 107— 111), jowie auch materiellrechtliche Bortihriften 
über den Verſicherungsanſpruch (58 93—96, aud) 85, 86) 

Bezüglich der Yeftftellung vgl. Anleitung de RVA.'s 
vd. 11. Jan. 1888 U. N. IV S. 48 ff. ©. zum Prozeßrecht in 
Saden ber 18. üiberhaupt das treffliche Wert von 2. Laß. 
Dad Prozeßrecht in umfallverficgerungsjagien, Berlin, Carl 
Heymann Berlag, 1899. 

Ueber die Auszahlung vgl. Geſch. Anw. des ABA. v. 
31. Dez. 1900 A. NR. XVIIN. 3. 
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Anzeige und Unterfuhung der Unfälle. 
$ 63 (51). 

I! Bon jedem in einem verficherten Betriebe vorkom— 
menden Unfalle, durch welchen eine in demſelben beichäf- 
tigte Perſon getödtet wird oder eine SKörperverlegung 
erleidet, welche eine völlige oder theilweiſe Arbeitsunfähig- 
feit von mehr als drei Tagen oder den Tod zur Folge 
Hat, ift von dem Betrieböunternehmer bei der Ortspolizei— 
behörde und dem durch Statut zu beftimmenden Genofjen- 
Ichaftsorgane ſchriftlich Anzeige zu erftatten. 

HI Diejelbe muß binnen brei Tagen nah) dem Zage 
erfolgen, an welchem der Betriebsunternehmer von dem 
Unfalle Kenntniß erlangt Hat. 

I Für den Betriebsunternehmer Tann derjenige, 
welcher zur Zeit des Unfalls den Betrieb oder den Betrieba- 
theil, in welchem fich der Unfall ereignete, zu leiten Hatte, 
die Anzeige erjtatten; im ‘Falle der Abweſenheit oder 
Behinderung des Betriebzunternegmerd ijt er Dazu ver: 
pflichtet. 

IV Das Formular für die Anzeige wird vom Reichd« 
Verficherungsamte feftgeitellt. 

v Die Vorftände der unter Reiche: oder Gtants- 
verwaltung ftehenden’Betriebe Haben die im Abf. 1 vor: 
gefcehriebene Anzeige der vorgejegten Dienjtbehörde nach 
näherer Anweiſung derjelben zu erjtatten. 

3u 8 63 vgl. lw. ©. $ 70, Bau-®. 8 37, See:@. 88 65-—67. 


Zu Abſ. I: 1. Ob der Unfall eine verficherte Perfon ge: 
troffen hat und voraußsfichtlich zu einer Entjchädigung führen 
wird oder nicht, ift für die Anzeigepflicht gleichgültig... 


2. Die Anzeigepflicht ift für Unternehmer und Vetriebs⸗“ 


leiter (Abſ. III) durch Strafe gefichert. ©. 8 ber Ap.IL 
(Mn. 


XR!X 
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3. Mit der Anzeigepflicht ift weitere Auskunftpflicht nicht 
verbunden. Die Anzeige hat eine Befchreibung des Unfalls 
nur injoweit zu enthalten, daß daraus thunlichſt zu erfennen 
ift, ob ber Unfall voraugfichtlich zur Entichäbigung nach dem 
Gef. führen wird. 865. A N. IS. 363 Nr.80 (Rg. IV ©. 247), 
II S. 32 Nr. 163. 

4. Die Anzeige im Inland erfolgter Unfälle ift bei der 
Ort3pol.beh. des Unfalloxtes, die Anzeige im Ausland erfolgter 
Unfälle bei der Ort3polizeibehörde des inländischen Betriebs: 
fies zu erftatten. A. N.1 6. 365 Nr. 86 (Rg. VIE. 226), I 
©. 315 Nr. 72 (Rg.VIE©. 225). Bei Unfällen auf der Reife 


8 68. | 
5. Die Feſtſtellungspflicht hat die erfolgte Anzeige nicht 
zur Vorausſetzung. 
Zu Ab}. IV: 6. Das einheitliche Formular für das ganze 
Reich ſ. A. N. IS. 222 u. 286, welches jpäter (1900) abge: 
ändert worden ift. Abdrud bei Gräf-Keidel a. a. O. ©. 501. 


$ 64 (53). 

I Jeder zur Anzeige gelangte Unfall, durch welchen 
eine verjicherte Perſon getödtet ift oder eine Körperver— 
legung erlitten bat, die vorausfichtlich einen Entjchädi- 
gungsanſpruch auf Grund dieſes Geſetzes zur Folge 
haben wird, iſt ſobald als möglich, in den im 8 766 
des Krankenverſicherungsgeſetzes und im $ 13 dieſes Ge- 
jeßes bezeichneten Fällen ſpäteſtens unmittelbar nach Ein- 
gang eines entjprechenden Erſuchens ber Berufögenoffen: 
Ihaft oder der betheiligten Krankenkaſſe, von der Orts: 
polizeibehörde einer Unterfuhung zu unterziehen, burd) 
welche fejtzuftellen find: 

1. die VBeranlaffung und Art des Unfalls, 

2. die getödteten oder verlegten Perjonen, 

3. die Art der vorgefommenen Verletzungen, 

4. der Verbleib der verlegten Perjonen, 

5. bie Hinterbliebenen der durch den Unfall getödteten 
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und die Angehörigen der durch den Unfall verlekten 

Perſonen, welche auf Grund biejes Geſetzes einen 

Entſchädigungsanſpruch erheben können. 

6. die Höhe der Renten, welche der Verletzte etwa auf 
Grund der Unfallverſicherungsgeſetze oder des In— 
validenverſicherungsgeſetzes bezieht. 

UI Auf Antrag des Vorſtandes der Genoſſenſchaft 
oder ber Sektion oder ber betheiligten Krankenkaſſe bat 
die Ort2polizeibehörde die Unterfuhung auch dann vor- 
zunehmen, wenn fie die Borausfeßung be3 eriten Abfabes 
nicht als gegeben anfieht. 

69, u 8 64 vgl. lw. G. 8 71, Bau:G. 8 37, See⸗G. 88 68, 

Zu abi I: 1. Die polizeiliche Anfaliunteriußung 
ift eine geiegliche Pflicht der OPB. Sie joll die amtliche 
Seftftellung des Sachverhalt3 durch fofortige Aufnahme des⸗ 
jelben erleichtern. Daß fie ftattgefunden habe, ift nicht Vor: 
ausjegung für die Pflicht zur Feſtſtellung gem. $$ 69 ff. und 
ihr Ergebniß bindet weder bie Genoſſenſchaft bei ber ST 
ftelung noch den Richter im Rechtsmittelverfahren. Vgl. A 
N. 11 S. 205 Nr. 199 (Rg.VII ©. 250). 

2. Die Ort8polizeibehörde handelt unter ber ge: 
wöhnlichen Sienftaufficht, an welche fih auch die Ber. Gen. 
erfuchend wenden kann (U. N. II S. 205 Nr. 199), nicht unter 
derjenigen des Verficherungsamted. Sie ift zur Unterfuchung 
nur verpflichtet, wenn Anzeige erfolgt iſt, wenn der Unfall 
eine „verficherte Perſon“ getroffen und eine der oben bezeich: 
neten "Folgen hat. Zuftändigkeit . F63 N. 4 A. N. II S.292 
Nr. 239 (Reg. VII S. 424). 

3. Die Unterſuchung hat fih nur auf Ermittelung der 
aufgezählten Thatſachen, nicht auf deren rechtliche Würdigung 
u erftreden. ©. jedoch A. N. IIIS. 19Nr. 265 (Rg.VII ©. 426), 
* bat thunlichſt bald und vollſtändig zu geſchehen und iſt 
nach Bedarf jpäter zu ergänzen. Stellt ſich ihre Nothwendig— 
feit nicht jofort bei der Anzeige heraus, jo fann fie doch nach— 
täglich nöthig werden. Die Ort3polizeibehörbe it über ir 
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in Abf. I aufgezählten Punkte hinaus nicht die Inſtruktions— 
behörde für die Yeltftellungsbehörde der Ber.Gen. Wohl hat 
fie au auf Anjuchen gem. 8 144 weitere Auskünfte zu er: 
theilen, doch ift damit nicht gerechtfertigt, die Feſtſtellungs⸗ 
verhandlungen auf die OPB. abzuwälzen. Vgl. hiezu A. N. 
X1 6. 196 Nr. 1409 (Rg. XV ©. 49). 

4. Die Unterfuchung Tann durch Augenschein, (nicht eid⸗ 
liche) Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen (dgl. 
8 65 Abf. II), Schriftliche Ermittelung, Vernehmung des Ber: 
legten 2c. gejchehen. Die in $ 65 Ab. I Genannten find zu 
laden. Protofoll |. $ 66. 

5. Die Unterſuchung nach $ 64 erfolgt auf Koften des 
Verbandes, deſſen Behörde die OPB. ift. Nur die durch be: 
fondere Aufträge veranlaßten Koften, insb. der Sadverftän: 
digenvernehmung (8 65 Abf. I1) fallen dem Auftraggeber ($ 144) 
zur Loft. U.N.IIS.4 Nr. 108, S.12 Nr. 121(Rg.VI ©. 441), 
UI ©. 52 Nr. 314 (Rg. VII ©. 424), IV ©. 336 Nr. 528 (Rg. 
IX ©. 64), VI ©. 164 Nr. 799 (Rg. 1. Erg.Bd. ©. 62), Rg. VII 
©. 251, 426. Hdb. zu 8 53 N. 3. 


S 65 (54). 

I An den Unterfuchungsverhandlungen können Theil 
nehmen: der ftaatliche Auffichtzbeamte ($ 1391 der Ge- 
werbeorbnung), Vertreter der Genoſſenſchaft, ein von 
dem Borftande der Kranfenfaffe, welcher der Getöbtete 
oder Verletzte zur Zeit des Unfall3 angehört Hat, beftellter 
Bevollmächtigter ſowie der Betriebsunternehmer oder ein 
Vertreter desjelben. Zu diejem Zwecke iſt dem ftaatlichen 
Auffichtsbeamten, dem Genofjenichaftsvorftande, dem Kaſſen— 
vorstand und dem Betriebsunternehmer von der Einleitung 
der Unterfuhung rechtzeitig Kenntniß zu geben. Iſt die 
Genofjenfhaft in Sektionen getheilt ober find von ber 
Genoſſenſchaft Vertrauensmänner beftellt, Jo ift die Mit- 
theilung von der Einleitung der Unterfuhung an den 
Seftionsvorftand beziehungsmweile an den Vertrauensmann 
gu richten. 
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II Außerdem find, ſoweit thunlich, die fonjtigen Be- 
theiligten und auf Antrag und Koften der Genoſſenſchaft 
Sachverſtändige zuzuziehen. 

Zu 8 65 vgl. Im. G. 8 72, Bau⸗G. $ 37, See⸗G. 8 70. 

Zu Abi. I: 1. Als flaatliche Auffichtsbeamte find gem. 
8 139b 1. c. berufen: in Preußen nad k. BO. v. 27. April 
1891 (Gei.Samml. ©. 165) die Regierungd: und Gewerberäthe 
und die Gewerbeinſpektoren und deren Affiftenten, in Bayern 
nad k. VO. v. 31. März 1892 (G.: u. VBBl. S. 83) die Fabriken: 
und Gewerbeinipettoren. 

Der Bertreter der Genoſſenſchaft ift, wenn das Statut 
nicht anderd beftimmt, durch den Borftand zu beauftragen 
(Bertrauendmänner). 

Ueber die zuftändige Genoſſenſchaft hat die Unfallanzeige 
zwar nicht nothiwendig Auskunft zu geben. Vgl. 864. ©. 
jedoch Anzeigeformular. In Zweifelsfällen vgl. A. N. V 
©. 416 Rr. 777 (Rg. X ©. 394). 

2. Wenn die Sachlage Beichleunigung der Unterfuchung 
verlangt, Tann von ber Ladung, fofern fie thatfächlich nicht 
mehr mit Erfolg ausführbar ift, Umgang genommen werden. 
A. N. II S. 4 Nr. 109. 

3. Vgl. zu 865 Anl. des RVPA.'s in A.N. IV S.48881--4. 

Zu Abſ. II: Betheiligt iſt vor Allem der Verletzte, auch 
ſeine Angehörigen und ev. die Hinterbliebenen. 


866 (55). | 

Pon dem über die Unterfuchung aufgenommenen 
Protokolle ſowie von den fonjtigen Unterfuchhungsverhand- 
(ungen ift den Betheiligten auf ihren Antrag Einficht 
und gegen Erftattung ber Schreibgebühren Abſchrift zu 
ertheilen. Die Erftattung der Schreibgebühren kann er- 
laffen werden. 

3u 8 66 vgl. Iw. G. 8 73, Bau:&. $ 37, See:6. 8 72. 

Ueber die gejchäftliche Behandlung der Protokolle ꝛc. ſ. 


A.N.IS. 345 N.71(Rg.VIE. 247). | 
Als „betheiligt” gelten der Verlebte, Angehörige, inter: 
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bliebene, die Ber.Gen., die Krankenkaſſe und die Verf. Anftalt, 
der ber Berficherte angehört. Vgl. 8 144. Hbb. zu $ 55 N. 3. 
8 67 (56). 

Bei den im $ 63 Abi. 5 bezeichneten Betrieben be= 
jtimmt Die vorgefeßte Dienjtbehörde diejenige Behörde, 
welche die Unterfuhung nad den Beſtimmungen der 
88 64 bis 66 vorzunehmen hat. 

Zu 8 67 vgl. lw. G. 874, Bau⸗G. 8 37. 


868 (Ausd.G. 8 13). 

I Ereignet ſich ein Unfall auf der Reife, fo iſt die 
nah 8 63 Abſ. 1 zu erftattende Anzeige an diejenige 
Ortöpolizeibehörde im Inlande zu richten, in deren Be— 
zirke fi) der Unfall ereignet hat oder der erjte Aufent- 
Halt nach demfelben genommen wird. Die Unterfuhung 
des Unfalls ($ 64) erfolgt durch diejenige Ortspolizei: 
behörde, an welche die Anzeige erftattet ift. Auf Antrag 
Betheiligter ($ 65) kann jedoch die der Ortöpoligeibehörde 
vorgefeßte Behörde die Unterſuchung durch eine andere 
Ortspoligeibehörde herbeiführen. Die zur Führung der 
Unterfuchung berufene Ort3polizeibehörde hat der Kranken⸗ 
fafle, welcher der Verletzte angehört, rechtzeitig von dem 
Zeitpunft, in welchem die Unterfuhhung vorgenommen 
werden wird, Kenntniß zu geben. 

U Hinſichtlich der unter Reichd- oder Staatsverwal⸗ 
tung ftehenden Betriebe bewendet es bei den Vorjchriften 
im $ 63 Abi. 5, $ 67. 

Zu 8 68 vgl. Bau:G. $ 37, See⸗G. 88 69, 73. 

1. 868 ift aus 8 13 des aufgehobenen Gef. v. 28. Mai 
1885. über die Ausdehnung der Unf.: u. Kranken-Verſ. hervor: 
gegangen und bezieht fich insb. auf die Transportbetriebe, doch 
auch auf Reife: Unfälle, welche anderen Betrieben zugehören. 

2. Die Anzeige und Unterfuhung von Reifeunfällen 
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fommt in erfter Linie derjenigen OPB. des Inlandes zu, in 
deren Bezirk der Unfall fih ereignet, jofern der Verletzte bezw. 
bie Leiche fich dafelbit befindet. Hat der Verlegte ſich nach 
dem Unfall alsbald anderswohin im Inlande begeben, jo ift 
die OPB. des erften nicht bloß ganz vorübergehend gewählten 
Aufenthaltortes zuftändig. 

3. Die Betheiligten des $ 65 Abf. I und II haben nicht 
nur das in 8 68 Eab 3 angeorbnete Antragsrecht, jondern 
können, wenn thunlich, auch zur Berhandlung zugezogen werden. 
Mittheilung gem. $ 65 Ab}. T bat bei Reijeunfällen nur an 
die Krankenkaffe zu erfolgen. 

4. Wegen ber Koften vgl. $ 64 Note 5. S. auch A. N. III 
©. 52 Nr. 314, Hbb. zu $ 13 des Ausd.Geſ. dv. 1885. 


Teitftellung der Entfhädigungen. 
8 69 (57). 
I Die Beichlußfaffung über die Feftftellung der Ent: 
ſchädigungen (88 8 bis 24) erfolgt 
1. fofern die Genofjenfhaft in Sektionen eingetheilt ift, 
durch den Vorftand der Sektion, wenn e8 fich Handelt 

a) um die im $ 9 Abi. 1 Ziffer 1 bezeichneten VLei— 
tungen, 

b) um die für die Dauer einer vporausfichtlich vor— 
übergehenden Ermwerbsunfähigfeit zu gemwährende 
Rente, 

c) um dad Sterbegeld, 

d) um die Aufnahme des Verlekten in eine Heil- 
anftalt, 

e) um die den Angehörigen eines Verletzten für die 
Zeit feiner Behandlung in einer Heilanjtalt zu 
gewährende Rente; 

2. in allen übrigen Fällen dur den Vorſtand ber 

Genoſſenſchaft. 

I Das Genoſſenſchaftsſtatut kann beſtimmen, daB vr 
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Teitftellung der Entjchädigungen in den Fällen des Abſ. 1 
Ziffer 1 dur einen Ausſchuß des Sektionsvorſtandes 
oder durch bejondere Kommiffionen oder durch örtliche 
Beauftragte (Vertrauensmänner), in den Fällen des Abi. 1 
Ziffer 2 dur den Sektionsvorſtand oder durch einen 
Ausihuß des Genoſſenſchafts- oder Seftionsporftandes 
oder durch befondere Kommiſſionen zu bewirken ift. 
I Sol auf Grund eines ärztlichen Gutachtens Die 
Bewilligung einer Entſchädigung abgelehnt oder nur eine 
Theilrente fejtgejtellt werden, ſo ift vorher der behandelnbe 
Arzt zu hören. Steht diefer zu der Genoffenfhaft in 
einem Vertragöverhältniffe, Jo ift auf Antrag ein anderer 
Arzt zu hören. 


Zu 8 69 vgl. Im 6. $ 75, Bau:G. 8 37, See⸗G. S 74. 
Dal. auch IVG. 8 1 

Zu 88 69 bis Bat. zur Inſtruktion: A. N. J S. 125ff., 
IIS. 15 Nr. 126 und insb. Anleitung de RVA“'s v. 
11. Jan. 1888 (A. N. IV ©. 48ff.), auch A. N. VII ©. 221, 
IX ©. 186, XII ©. 168. Hob. zu 857 Nr. 1. 

1. Die Entſchädigungen aus der Unf.Berf. find vor ber 
Auszahlung durch den Träger der Verficherung jelbit feft: 
zuftellen. Die Feftitelung hat für jeden in Betracht 
fommenden Unfall gejondert zu erfolgen, A.N. XIV ©. 363 
Nr. 1720 (Rg. XVII ©. 68). Sie erftreckt fich bei allen An: 
ſprüchen auf bie geſetzlich vorgejchriebenen Leiſtungen, Aus: 
übung des Wahlrechtes ($ 22), Ruhen der Rente ($ 94) und 
Kapitalabfindung ($ 95). Bei vorläufigen Zubilligungen 
($ 71 Abf. II. $ 73 ubt II) und bei freiwilligen Leiftungen 
ift formliche Feſtſtellung (575) nicht nothwendig. 

Die Feſtſtellung von Anſprüchen beſteht immer ent: 
wede? in einer Anerkennung oder einer Ablehnung 
(8 73 Abſ. I). Die anerkennende Feſtſtellung iſt dem Inhalt 
nach ein Schuldbekenntniß des Verſicherers, der Form nach 
—X jede Feſtſtellung ein der Rechtskraft fähiger Beſcheid 

76 Abf. I). . 
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3. Die Feſtſtellung ift von berjenigen Genofjenjchaft vor: 
zunehmen, welche Schuldnerin ber Leiſtung ifl. Vgl. 8 55 
Abſ. INr. 1. Beſtehen Zweifel, jo Tann entiweder das Sta: 
tafterberichtigungsverfahren einzuleiten jein (vgl. 88 58 ff.) 
oder e3 findet 8 73 Abf. II Anwendung. 

4. Die Feitftellung erjolgt auf unbeftimmte Dauer, ein 
Endtermin der Leiftung fann regelmäßig nicht von born: 
herein feftgeftellt werden. Ausnahmsweiſe: ſ. A.N. II ©. 55 
Nr. 139, II ©. 351 Nr. 409, auch III ©. 352 Nr. 415. 

5. Aus demjelben Unfall tönnen mehrmalige Feſtſtell⸗ 
ungen fi} al? nothwendig ergeben. Dieß ift nämlich der 
Tall bei jpäterer Aenderung der VBerhältniffe (88 88 ff.), Ruben 
der Rente ($ 94), Kapitalabfindung ($ 95). 

6. Die Feitftellung erfolgt regelmäßig von Amtswegen, 
fobald die Entihädigungapflicht entfteht (871) oder auch auf 
Antrag (88 72, 73), ebenfo bei veränderten Berhältnifien 
($ 88). Die Feſtſtellungspflicht beiteht auch, wenn die vor⸗ 
geichriebene Anzeige vom Unfall ($ 63) und die erforderliche 
Unterfuchung desfelben ($ 64) unterblieben find. 

7. Die Feſtſtellung erfolgt nach dem gejeglich angeorbne« 
ten Verfahren, welches dur Statut nur innerhalb be3 ge: 
jeglichen Rahmens näher geregelt werben kann, durch förm— 
lien Beicheid ($ 75). Ueber die Rechtskraft ſ. Note bei $ 75. 
Auf die Feſtſtellung von Anfprüchen aus Unfällen, bie fih 
vor dem 1. Oft. 1900 ereignet haben, finden bie Vorſchriften 
der Novelle Anwendung, wenn die Yeltftellung nicht ſchon vor 
dem 1. Okt. 1900 rechtskräftig erfolgt ift. A.N. XVII ©. 235 
Nr. 1846 (Rg. XXI ©. 27). 

8. Hauptregel des Feititellungsverfahrens ift Be- 
fhleunigung ($ 71 Abf. I). Die Motive (1900) zu $ 58 
jagen: „Zie Bejchleunigung der Yeltftellung der Entſchädig— 
ungen iſt eine dringende Aufgabe aller betheiligten Stellen“. 
Verzögerung kann den Werth der ganzen Einrichtung in Frage 
ftellen, ıft Pflichtwidrigkeit und bildet nicht nur Ber: 
anlafjung zum Einjchreiten bon Aufſichtswegen, jondern bes 
gründet aud für den atlbeuchaberetigten ein Bejchwerde: 
recht. Vgl. auch A. N. V ©. 167 N. 688. 

Zu Abf. Tu. II: Zuftändige Organe der Genoſſen⸗ 


ſchaft: 
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1. bie gejegliche Ausſcheibung der Zuftändigfeit (Abſ. I) 
greift Plab, ſofern nicht durch das Statut (Abi. II) etwas 
Anderes angeorbnet ift. Weber bie ftatutarifche Anordnung 
j. Hob. zu $ 57 Nr. 14. Don der erfolgten Einjegung ber in 
Abſ. II bezeichneten Organe find die Vorfitzenden der bethei: 
ligten Schiebögerichte zu benachrichtigen. Hbb. zu $ 57. 5. 

2. Die Feftftellung, welche das jeweils zuftändige Organ 
dornimmt, bindet die Genofjenschaft und kann nicht etwa durch 
ein höheres Organ der Genoſſenſchaft abgeändert werben. 
A. N. IS. 369 Nr. 92, II S. 74 Nr. 153. Hdb. zu$ 57 Nr. 6. 

3. Meinungsverfchiedenheiten, welche über die Zuftändig: 
feit unter mehreren Organen derfelben Genofjenichaft ent: 
ftehen, find unter dieſen thunlichft auszugleichen. Weber 
Streitigkeiten entſcheidet das Verficherungsamt. Vgl. A.N.VI 
©. 589 Nr. 901, VII S. 220 Nr. 987 (Rg. XI ©. 4, 84). Bgl. 
auch mein Reicha-Unfallverficherungsrecht ©. 603 Nr. 4. Hdb. 
zu 8 57 Nr. 7. Ä 

4. Was als vorausfihtlich vorübergehende Erwerbs⸗ 
unfähigfeit zu gelten habe, das iſt durch Vereinbarung der 
zuftändigen Organe oder durch Statut zu beftimmen, jedes: 
falls aber Fällt unter Ziff. 2 de3 Abf. I nicht nur die voraus— 
fichtlich dauernde vollftändige, jondern auch die voraus: 
fichtlich dauernde theilweife Erwerbäunfähigkeit. A. N. III 
©.137 Nr. 334, IV ©. 350 Nr. 643, VI ©. 589 Rr. 901. 
Hdb. zu $ 57 Nr. 8. 

5. In ben Fällen der lit. a, d und e befteht die Zu: 
ftänbigfeit nach Ziff. 1, auch wenn es fih um eine dauernde 
gemerbsunfähigkeit des Verlegten handelt. A. N. IV ©. 177 

tr. 482. 

6. Wird bie anfangd vorausfichtlich vorübergehende Er: 
werbaunfähigfeit jpäter zur vorausfichtlich dauernden, fo geht 
die Sache in die Zuftändigkeit des Genofjenjchaftsporftandes 
über. Bol. UN. III ©. 133 Nr. 319, VIS. 589 Nr. 901, 
VII ©. 220 Nr. 987 (Rg. XI S.4, 84), Hdb. zu 8 57 Nr. 7. 

7. An Stelle des Vorſtandes kann nicht der Vorfißende 
mit ber Beichlußfaffung betraut werden. A. N. II ©. 13 
Nr. 123. Hinſichtlich der Ausfertigung jedoch VI ©. 589 
Nr. 900. Hdb. zu 8 57 Nr. 12. 

8. In ben Ausſchuß und die Kommilfion find nur Gen. 
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Alitglieber oder deren Stellvertreter wählbar. A.N.IV ©. 178 
r. 4 

9. Berufungsfähig find alle Feſtſtellungen ber ie 
noffenfchaft, verusafäbig nur biejenigen des Abf. I Ziff. 2 
(8 76 Abi. I, 8 80 

Zu Ab. IN: Die Anhörung bes behandelnden Arztes ift 
nicht erforderlich, wenn auf Vollrente oder Unterbringung in 
einer Heilanftalt erfannt wird oder wenn bie Ablehnung aus 
anderen ald im Befinden des DVerficherten gelegenen Gründen 
erfolgt. A. N. XVII ©. 557 N. 1877. Behandelnder Arzt 
ift bei noch jchwebendem Heilverfahren der dasfelbe Leitende, 
nach abgejchloffenem Heilverfahren derjenige, der früher die 
Behandlung des Kranken in der Bde geleitet hat. 
A.N. XVIL ES. 180 Nr. 1843 (Rg. XXI ©. 8 

8 70 (57). 

I Soll die Bewilligung einer Entſchädigung abge- 
lehnt werden, fo ift diefe Abficht dem Verlegten oder im 
Falle feines Todes feinen Hinterbliebenen, ſoweit fie nach 
88 16 bis 19, 21 entihädigungsberechtigt fein würden, 
mitzutbeilen.. Soll eine Entſchädigung bewilligt werden, 
jo ift den genannten Perfonen die Höhe der in Ausficht 
genommenen Entſchädigung mit den rechnungsmäßigen 
Grundlagen mitzutheilen. 

U Der Berlegte jowie feine Hinterbliebenen (88 16 
bis 19) find befugt, auf diefe Mittheilung innerhalb 
zweier Wochen fich zu äußern. Auf ihren innerhalb der 
- gleichen Friſt geftellten Antrag bat die untere Verwal— 
tungsbehörde dieſe Aeußerung zu Protofoll zu nehmen. 
Wird ein folder Antrag geftellt, jo hat Hiervon Die untere 
Verwaltungsbehörde unverzüglich dem zuftändigen Ge— 
noffenichaftsorgane Kenntniß zu geben; dieſes hat bis 
zum Eingange des Protofoll3 den Beſcheid auszufeßen. 

IT Bei den im Abf. 1 bezeichneten Mittheilungen 
bat das zuftändige Genoſſenſchaftsorgean auf vie uu% 
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Abi. 2 und aus 8 69 Abſ. 3 fih ergebenden Befugniffe 
ſowie auf die im Abſ. 2 vorgejehene Frift hinzuweiſen. 

3u 8 70 vgl. Im. G. 8 76, Bau:G. 8 37, See⸗G. $ 75. 

1. 8 70 eröffnet eine Art von Schriftenwechjel zwiſchen den 
Parteien für alle Fälle von Feſtſtellung (Anerkennung und 
Ablehnung), er verjchafft dem Verficherten bezw. feinen Hinter: 
bliebenen Anſpruch auf Gehör im Feſtſtellungsverfahren. 
Unterlafjung der Mittheilung und der Berüdfichtigung ber 
Beantwortung bildet einen Anfechtungsgrunb. 

2. Mittheilung und Beantwortung der Mittheilung 
müſſen dem Befcheid vorausgehen. Die unterlaffene Beant: 
wortung begründet nicht die Annahme eines Anerkenntnifjes 
und hat nicht ben Verluft der Rechtsmittel zur Folge. 

3. Die Beantwortungzfrift (Abf. II) ift feine ausſchließende. 
Nach abgelaufener Friſt fann die Teftftellung vorgenommen 
werden. Läuft jedoch die Antwort verfpätet ein und doch 
noch, ehe die Feſtſtellung erfolgt ift, jo kann auch die ver: 
jpätete Antwort noch berüdfichtigt werden. 

4. Untere Berw.Beh. j. $ 152 Abſ. II. 


8 71 (58). 

I Die Feſtſtellung der Entſchädigung hat in befchleu: 
nigtem Verfahren von Amtöwegen zu erfolgen. 

I Für diejenigen verlegten Perfonen, für welche 
noch nach Ablauf von dreizehn Wochen nad) dem Unfall 
eine weitere ärztliche Behandlung behufs Heilung der 
erlittenen Verlegungen nothwendig ift, hat fich die Feſt⸗ 
jtellung zunächſt mindeftens auf die bis zur Beendigung 
des Heilverfahren? zu leiftenden Entihädigungen zu er: 
ſtrecken. Die weitere Entſchädigung ist, fofern deren Feſt⸗ 
jtelung früher nicht möglich ift, nad) Beendigung des 
Heilverfahren unverzüglich zu bewirken. 

I Kann die endgültige Feſtſtellung nicht jofort er: 
folgen, jo ift eine Entſchädigung vorläufig zuzubilligen. 

3u $ 71 vgl. lw. 6.8 77, Bau:G. $ 37, See:G. 8 76. 
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871 mit$ 73 handelt von der Feftftellung von Amt3: 
wegen. 


Zu Abi. I: 1. Das befchleunigte ift zugleich ein fum: 
marifches Berfahren. Weitläufigkeiten find in jeder Hin: 
ficht zu vermeiden. Vogl. 8 69 Nr. 8. Aufgabe des Verfahren? 
ift Feſtſtellung der Grundlagen des Anſpruchs, nämlich die 
Teftftellung der Verficherung, des Betriebsunfalles, des Zu: 
ftandes und Grabes der Erwerbafähigkeit, des Jahresarbeits: 
verbienftes umd der Wahl des Heilverfahrend. Für alle diefe 
Dinge bildet die bisherige, langjährige Prarid nahezu 
ihablonenhaft fichere Anhaltspunkte. Weiterungen find am 
eheften denkbar bei Beurtheilung der Frage des Heilverfah: 
ven? und des Grades ber Erwerbsfähigkeit. Die für Die 
erftere Trage oftmald anzuordnenden Beobachtungen jollen 
dad Maß des Nothwendigen nicht Überfteigen. In beiden 
ragen ruht die SFeftftellung überwiegend auf ärztlichen Aus- 
jagen und Gutachten. 

2. Neber die Formen des Verfahren kann da3 Statut 
Anordnungen geben. Für die Geſichtspunkte der Feſt⸗ 
ftellung ift beachtenswerth die Anleitung des RPA.'s v. 
11. Jan. 1888 (A, N.IV ©. 48 ff.). 

3. Der Zeitpunkt der Feſtſtellung ift nicht genau 
figirt. Sie hat zu erfolgen, jobald der Anfpruch entjtanden 
und die Tyeftftelung möglih if. Im Tall ber Körperver: 
legung kann die Feſtſtellung regelmäßig erft nach Ablauf der 
ertten 13 Wochen erfolgen. Anders im Fall der Uebernahme der 
Krantenfürforge (88 11, 13). Eine Verzögerung entfteht durch 
da3 nach $ 70 angeorbnete Mittheilungsverfahren. Dieſes Ber: 
fahren, ſowie die vorausgehenden Ermittelungen können jchon 
vor Ablauf der eriten 13 Wochen vorgenommen iverden. 
Die Pflicht zur Feftftelung von Amtswegen erlijcht mit Ab- 
lauf von ziwei Jahren jeit dem Unfall. 

4. Um rechtzeitig im Stande zu fein, bad Verfahren von 
Amtswegen baldmöglichlt zu beginnen, haben die Ber.Gen. 
mit den Krankenkaſſen fi} derart in’8 Benehmen zu 
jegen, daß fie von dieſen über den Berlauf des dortigen 
Heilverfahren?, namentlich gegen Ende der Karenzzeit unter: 
richtet werben. Die Ber. Gen. jollen ftet3 unterrichtet \ein 
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über den Aufenthalt und das Befinden der DVerunglüdten 
während der erjten 13 Wochen. | 

Zu Abſ. II: Theilbarkeit der Feftftelung. Auch für 
diefen Fall ift Beichleunigung ausbrüdlich angeordnet. Mit 
der Feſtſtellung der Rente ift nicht zu warten, bis ein vor⸗ 
ausfichtlich dauernder Zuftand der Eriwerbsfähigfeit ein: 
getreten: ift. 

Zu Abſ. IT: 1. Die vorläufige Zubilligung von Ent: 
ſchädigungen ſoll ermögliden, daß fofort mit der Ent: 
ftehung bes Anfpruch® auch ſchon die Leiftungen beginnen 
fönnen. Doch find fie nur zu gewähren, wenn eine Ent: 
fhäbigungspflicht bereit entjtanden fein kann, bei Körper: 
verlegung alſo nicht vor Ablauf der erjten 13 Wochen. Sie 
find nicht identifch mit übernommenen Leiftungen nach 8 13, 
Ker. VG. 8 76c. Sie erfolgen & conto der auf Grund ale 
baldiger Feſtſtellung zu leiftenden endgültigen Unterftüßungen 
und find von denjelben entjprechend in Abzug zu bringen. 
Vgl. 8 75 Note 7. 

2. Im Fall nachträglicher Ablehnung des Anspruchs 
befteht Rüderftattungspflicht. Die Ber.Gen. kann aber auf 
Geltendmachung des Anfpruch® verzichten. Analog $ 86 vgl. 
Note dortſelbſt. Im Streitfall find die bürgerlichen Gerichte 
zuftändig. 

3. Mit vorläufigen Zubilligungen find nicht zu ver- 
wechſeln diejenigen Feſtſtellungen, welche eine förmliche Stell: 
ungnahme der DBer.Gen. zum Anfpruch enthalten und nur 
unter Vorbehalt künftiger Aenderung gemäß $ 88 ergehen. 
Bol. AN. XI S. 258 Nr. 1465 (Rg. XV ©. 111), XII S. 241 
Nr. 1491 (Rg. XVIE. 23). 

4. Hinſichtlich des Maßes der Zubilligung entjcheibet 
das Ermeſſen der Bex.Gen. Vgl. jedoch Hob. zu $58 N. 5. 
Auf Zubilligung befteht aber ein Anſpruch. Die Aufficht 
fann im Weigerungsfall angerufen werden und einfchreiten. 
Bol. Hbb. zu HEN. 4. 

5. Auh an Angehörige und Hinterbliebene find vor: 
lLäufige Zubilligungen geftattet und zu leiften (A. N. II S. 19 
Nr. 267). 


6. Die vorläufige Zubilligung kann in einzelnen Geld: 
leiftungen, Renten oder aud in Krankenpflege beftehen. Sie 


Feſtſtellung und Auszahlung der Entihädigungen. 8 72. 198 


kann unmittelbar durch die Ber.Gen. oder auch durch Ver: 
mittelung von Krankenkaflen, Armenpflegen zc. erfolgen, ift 
aber alddann nicht zu verwechſeln mit Nebertragung der Un⸗ 
fallfürforge (8 11). 

7. Die Zubilligung erfolgt durch das zur fyeltftellung 
zuftändige Organ, fofern das Statut nicht anders beftimmt. 
Eines formellen Bejcheides bedarf fie nicht (8 75). Ueber das 
Verfahren vgl. 8 17 der Anl. des RPA.'s v. 1. Jan. 1888 
(A. N. IV S. 48 ff.). 

Geldzahlungen können, müfjen Aber nicht durch bie Poſt⸗ 
anftalten vermittelt werben (vgl. 8 97). 

ft die Zubilligung durch fdrmlichen Beſcheid gemäß 
88 75, 76 Abf. IV erfolgt, jo kann derfelbe im gewöhnlichen 
Berfahren angefochten werden, fonft ift nur auffichtliches 
ee Vgl. A. N. III ©. 357 Nr. 427, Hob. 
zu 

9. Vorläufige Zubilligung hat insbeſondere auch ftatt- 
zufinden, wenn bie Seftftellung wegen Zweifeln über die ver: 
pflichtete Genofſſenſchaft fich verzögert und obliegt bann ber 
Genofienichaft, bei welcher die Anzeige erfolgt ift. Vgl. U. N. 
VII S. 223 II (Rundſchr. dee NVA). 

10. Vorläufige Zubilligungen find nur vor der erften 
Feſtſtellung zuläffig oder wenn nad) erfolgter Einftellung ber 
geiftungen (Ruben oder Erlöfchen bed Anſpruchs) biejelben 
— Neue zur Feſtſtellung gelangen. Vgl. A. N. IV S. 3 

634 


11. Neber vorläufige Zubilligungen während bes Recht3- 
mittelverfahrend vgl. 85 76 Abf. V, 78 Satz 2, 81 Abſ. IT. 


8 72 (59). 

I Entichädigungsberechtigte, für welche die Entſchä— 
digung nicht von Amtswegen feitgeftellt ift, haben ihren 
Entſchädigungsanſpruch bei Vermeidung des Ausfchluffes 
vor Ablauf von zwei Jahren nad) dem Eintritte des 
Unfall8 bei derjenigen Berufsgenoſſenſchaft anzumelden, 
welcher die Entichädigungapflicht obliegt. Die Frift gilt 
auch dann als gewahrt, wenn die Anmeldung bei einen 

#iloty, Unfalverficherungsgefeße. 13 
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nicht zuftändigen Genoſſenſchaftsorgan oder bei einer 
anderen Berufsgenoflenichaft oder bei der für den Wohn- 
ort des Entichädigungsberechtigten zuftändigen unteren 
Verwaltungsbehörde erfolgt iſt. In ſolchem Falle ift 
die Anmeldung unverzüglich an die zuſtändige Stelle ab— 
zugeben und der Betheiligte Davon zu benachrichtigen. 


U Nach Ablauf der Frift ift der Anmeldung nur 
dann Folge zu geben, wenn zugleich glaubhaft befcheinigt 
wird, daß eine einen Entichädigungsanipruch begründende 
Folge des Unfalls erft ſpäter bemerkbar geworden oder 
daß der Entichädigungsberechtigte von der Verfolgung 
feines Anſpruchs durch außerhalb feines Willens liegende 
Verhältniffe abgehalten worden ift, und wenn die An- 
meldung innerhalb dreier Monate, nachdem eine Unfall: 
folge bemerfbar geworden oder das Hinderniß für die 
Anmeldung weggefallen, erfolgt ift. 

Zu $ 72 vgl. Im. 6.8 78, Bau:G. 8 37, See. 8 77. 
Dal. aud IVG. 8 112. 

88 72, 73 handeln von der fFeftftellung auf Antrag. 

Zu Abſ. I: 1. Die Berufsgenofjenfchaften haben e3 nicht 
darauf ankommen zu laſſen, ob der Berficherte feinen An: 
ſpruch durch Antrag geltend macht. Obgleich die Beantragung 
der Feſtſtellung thatſächlich häufig gefchieht, befteht fie doch 
rechtlich nur ala jubfidbiäres Mittel und kann der Verficherte 
erwarten, daß die Feſtſtellung von Amtswegen geichehe. 
Freilich kann dieß Zuwarten thatjächliche und rechtliche Nach: 
theile für ihn haben: Verzögerung der Teltftelung, Verluft 
ber Beweismittel, Verjährung des Anſpruchs. 

2. Iſt die Feftftellung von Amtswegen erfolgt und hat 
biefelbe zur Ablehnung geführt, jo fchließt bie Rechtskraft 
dieſes Ablehnungsbejcheides ben Antrag auch innerhalb der 
zwei Jahre au. A. N. XI S. 258 ©. 1464 (Rg. XV ©. 110). 
Die Ablehnung des nachträglichen Antrages hat formlos zu 
erfolgen, wenn nicht durch erneuten Beſcheid das Rechte: 
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mittelverfahren abermals eröffnet und die Nechtskraft des erften 
Beicheides gebrochen werden joll. Die zweijührige Antrags: 
frift läuft auch dann nicht, wenn die Ber.Gen. das Treftftell: 
ung3verfabren von Amtswegen eingeleitet und ber Berficherte 
amtlich davon Kenntniß erhalten bat, das Berfahren aber 
nicht durch fürmlichen Beicheid zum Abſchluß gebracht worden 
if. So richtig Hdb. zu 8 59 N. 3a, nicht unbedingt richtig 
A. N. XVII ©. 172 Nr. 1833 (Rg. XX1 ©. 3). 

3. Ter Antrag bedarf einer förmlidhen Anmeldung des 
Anfprucdhes, die bloße Berufung auf die erfolgte Unfallanzeige 
oder die bloße Mittheilung ber Unfallthatſache genügen nicht, 
fofern daraus die Erhebung des Anſpruchs in feiner Weije 
zu erkennen iſt. Val. A. N. X ©. 178, 182 Ar. 1230, 1236 
(Rg. XII ©. 56 ff.), XII ©. 349 Nr. 1624 (Reg. XVII ©. 89). 


4. Antragsberedhtigt find die Entjchädigungsbered;: 
tigten, Berlebte oder Hinterbliebene bezw. deren gejeglicher 
Vertreter. Der Antrag kann aber audy durch bevollmächtigte 
Bertreter, insb. durch den Betriebdunternehmer nad) Auftrag 
geltend gemacht werden. Eine Pflicht de Betriebdunter: 
nehmers zur Anmeldung ohne übernommenen Auftrag beiteht 
nicht. Vgl. A.N. VII ES. 148 Nr. 933 (Rg. XI ©. 23), Mitth. 
de3 bayer. E8WA.'s VI S. 59 Nr. 428. Verzicht auf dad An: 
tragaredht ift unwirffam. A. N. ITS. 251 Rr. 211. 


5. Anmeldungzsfrift. Ueber die Berechnung vgl. 
Bürgerl. GB. 88 186 ff. Der Unfalldtag ift nicht mitzurechnen. 
Die Frift endigt mit bem Tag des übernächſten Jahres, welcher 
das Datum des Unfalltages trägt. 

Die Frift ift eine ausſchließende. ©. jedoch Abf. 1. 

BVorzeitige Anmeldung, d. i. eine vor Ablauf der erften 
13 Wochen erfolgende Anmeldung, Tann regelmäßig nicht als 
rechtzeitig gelten. Es ift jeboch die vorzeitige Anmeldung unter 
ausdrüdlicher Hinweiſung auf die Vorzeitigkeit zurüdzumeijen. 
Wird dieß unterlaffen, jo gilt die vorzeitige Anmeldung als 
Zhhtzeitis. Dol. auch A. NR. VII ©. 148 Nr. 933 (Rg. XI 

. 23). 


Die Frift läuft auch für handlungsunfähige Perjonen, 
welche einen gejeglichen Vertreter haben. Vgl. A. N. VII S. 150 
Nr. 938, IX ©. 180 Nr. 1235 (Rg. XI ©. 26, XII S. 81). 
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Särittlicder Beſcheid: ſ. $ 75. Anfechtung: 88 76 ff. 

Sorsufan Zubilligungen: $ 71 Abſ. III. 

eränderung ber Verhältnifie: 88 88 ff. 

Sa Wi. II: Zweifel über Die entſchädigungspflichtige 
Genoffenſchaft koͤnnen entſtehen, wenn eine Genoſſenſchaft aus 
Anlaß eines Unfalles von Amtswegen auf Anzeige hin ($ 71) 
oder auf Anmeldung ($ 72) mit einem Entſchädigungsanſpruch 
beſaßt if. Die Genoſſenſchaft, welche ſich in dieſer Lage 
befindet, kann bei vorhandenen Zweifeln die Sache weder auf 
fich beruhen laſſen, noch den Unjpruch ablehnen, jondern fie 
hat nach Abi. II das Grmittelungdverfahren einzuleiten 
und vorläufige Fürforge zu gewähren. 

Das Ermittelungsverfahren fann nöthig werden, Weil 
etwa kein Kataftereintrag für den betr. Betrieb befteht ober, 
weil die Beichäftigung, wobei der Unfall fich ereignete, einem 
der Genofjenichaft fremden Betriebe angehörte, ober weil 
Eintragung des Betriebs in mehreren Genofjenichaftsfataftern 
beſteht. 
ſ Das Verfahren kann auch dazu führen, daß der Unfall 
als ein nicht „entſchädigungspflichtiger“ erkannt wird. Sn 
diefem Fall hat nachträglich Ablehnung zu erfolgen. 

Meber die vorläufige Zubilligung ſ. $ 71 Abf. III. Die 
endgültig verpflichtete Genofjenjchaft hat Erſatz dafür zu 
leiſten. Dgl. auch 8 86 Note. 

Die Entſcheidung des Berficherungsamtes (vgl. 8 127) hat 
ſich auf die Feſtſtellung der entfchädigungspflichtigen Genofjen: 
Schaft zu beichränfen und nicht auf den Anjpruch felbft zu 
erftreden. Der Entſcheidung fann ein Katafterberichtigungs:- 
verfahren vorausgehen. 

S 74 (60). 

Die Mitglieder der Genoflenichaften find verpflichtet, 
auf Erfordern der Behörden und der nach $ 69 zur Seit: 
itellung der Entſchädigung berufenen Stellen binnen einer 
Woche diejenigen Gehalte: und Lohnnachweiſungen zu 
liefern, welche zur Feſtſtellung der Entſchädigung erfor- 


derlich find. 
3u $ 74 vgl. Im. 6.880, BowG. 8 37. 
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Zu 874 ſ. 8 10 bj. III, aud 8 99 Abf. II und bie 
Strafbeftiimmungen in 8 146 Ziff. 1 und 88 147 ff. Dad 
RBA. empfiehlt die Aufftellung von Formularen durch bie 
Ber.Gen., in welche die Mitglieder die Löhne und Gehälter 
fortlaufend einzutragen haben. A. N. IS. 354 Nr. 79. 


Beſcheid der Vorſtände. 
8 75 (61). 

Ueber die Feſtſtellung der Entihädigung Hat die— 
jenige Stelle ($ 69), welche fie vorgenonmen bat, dem 
Entſchädigungsberechtigten einen jchriftlichen. Beicheid zu 
ertheilen, aus welchem die Höhe der Entihädigung und 
die Art ihrer Berechnung zu erjehen if. Bei Entjichä- 
digungen für ermwerbsunfähig gewordene Verletzte ift 
namentlich anzugeben, in welchem Maße die Erwerbs 
unfähigfeit angenommen worden ift. 

3u 8 75 vol. Im. &.$ 81, Bau:G. 8 37, See:&. 8 79. 

1. Der Feſtſtellungsbeſcheid ift auf alle Fälle fchriftlich 


guzzufertigen und zuzuſtellen (8 155). Bei Ablehnung ſ. 8 73 
— . Berzicht darauf iſt unwirkſam. A. N. III S. 136 


3 "sin Ichriftlicher, nach 88 76 ff. im Rechtsmittelver: 
fahren anfechtbarer Beſcheid ift erforderlich nicht nur bei ber 
erftmaligen Feſtſtellung des Anſpruchs, ſondern auch bei allen 
etwaigen künftigen Veränderungen desſelben ($$ 88 ff.), ind: 
befondere auch wenn ein im Bezug einer Entihädigung Be: 
findlicher abermald durch einen neuen Unfall einen Anſpruch 
aus der ÜBerj. erhält (vgl. A.N.V ©. 154 Nr. 663), ſodann 
auch bei Kapitalabfindungen ($ 95), wenn ein Heilverfahren 
angeordnet wird (88 22, 23 Abj. I), wenn Kürzung oder Ein- 
ftellung der Entſchädigung gemäß $ 23 Abſ. II verfügt wird 
oder wenn die Ber.Gen. ihre Leiſtungen wegen Ruben? des 
Anſpruchs (8 94) nicht ſofort zu beftreiten hat (vgl. A. N. VIII 
©. 347 Nr. 1196, Rg. XII S. 151) oder fpäter einftellt. 

3. Ein Schriftlicher Beſcheid ift nicht erforderlich, aber 
auch nicht ausgejchloffen bei Zubilligung freiwilliger Yet: 
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ange ($ 9 Ab. IV, vgl. A. N. XI ©. 425 Nr. 1547, Rg. XVI 

©. 108) oder bloß vorläufigen Entjehädigungen ($ 71 Abf. III, 
8 73 Abſ. II). Das Gleiche gilt für Erfagleiftungen, zu 
welchen die Ber.Gen. gemäß $ 11 Abf. I, 825 Abſ. II und 
IVG. 8 113 Abſ. II — ie Bol. Gräf: KHeidel 
a.0.D.875N.2. ©. auch A.NR.X ©. 283 Nr. 1352 (Ro. 
XIV ©.65), 25. zu S61N:4,8. A. N. XVI S. 669 Nr. 1806 
(Rg. XX ©. 42). 

4. Ein bejonderer Beſcheid ift jedem Entichädigung?: 
berechtigten außzufertigen. Doch können die mehreren etiva 
aus einem Unfall entipringenden Anſprüche in einem Beſcheid 
feitgeitellt und in mehreren Ausfertigungen desjelben Be: 
jcheides den mehreren Berechtigten zugeftellt ($ 155) werden. 
Vgl. A. N. ITS. 38 Nr. 297. 

5. Für panblungsunfäbige Perſonen ift der Beſcheid dem 
geſetzlichen Vertreter zuzuftellen. Bei Vertretung kraft 
Yuftragee ift Zuftelung ſowohl an den Vertreter, ald auch 
an den Bertretenen zuläffig.e Vgl. AN. II S. 56 Nr. 142, 
IV ©. 334 Nr. 615. VBgl. Hdb. zu $ 61 N. 7. 

6. Rechtskraft. Der zugeftellte Bejcheid erwächlt zur 
Rechtskraft durch unbenugten Ablauf der Anfechtungzfriften 
(8 76 Abj. II, $ 80 Aby. III) oder durch das über den Be: 
fcheid im Rechtömittelverfahren rechtskräftig gefällte Urtheil. 

Der rechtöfräftige Bescheid ſchafft Recht unter den Par- 
teien und bildet die formale Sraänzung des materiellvecht: 
lichen Anſpruchs. Bol. Hob. zu 861 N. 3 

Die Rechtskraft de anertennenben Befcheides wirft 
materiell und zwar pofitiv für den Berechtigten, indem fie 
ihm die Leiftungen aus der Verſicherung zuführt, für den 
BDerpflichteten, indem ex dieſe Leiftungen zu beftreiten oder zu 
deden hat. Sie wirkt negativ für den Berechtigten, indem 
fie ihn von anderen Leiftungen ald ben zuerfannten aus dem 
im Beicheid anerkannten Grunde ausſchließt, für den Ver: 
pflichteten, indem fie ihn anderer Leiftungen enthebt. Dem 
Derficherer iſt es aber nicht benommen, aus demjelben Be⸗ 
ſcheidsgrunde dem Berficherten durch einen neuen Bejcheid 
Höhere jeiftungen zuzuerfennen. A. N. VS.140 Nr.660. Hob. 


zus 6 
Die hole rielle Wirkung der Rechtskraft des ablehnenden 
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Beicheibes ift Ausschluß des Verficherten von allen Leiftungen 
aus dem Beicheibögrund. Dem Verficherer aber iſt es nicht 
benommen, aus dem gleichen Grunde ein erneutes Feſtſtell⸗ 
ungsverfahren einzuleiten und ben erften Bejcheid durch einen 
neuen anerfennenden zu erjeßen. 

Bor Eintritt der Rechtökraft kann die Ber.Gen. felbft 
bei jchwebendem Rechtämittelverfahren ftet3 in ein erneutes 
Teftftellungsverfahren eintreten und zu einem erneuten, dem 
Berficherten günftigeren Befcheid gelangen. Vgl. A. RN. VI 
©. 498 Nr. 870, XIV ©. 316 Nr. 1715 (Rg. XVII ©. 46), 
Mitth. d. bayer. LVBA.’3 IV S. 133 N. 275 

Die materielle Rechtskraft wirkt regelmäßig nur unter 
den betheiligten Parteien. Der ablehnende Beſcheid einer 
Ber. Gen. kann den Berficherten nicht hindern, jeinen Ans 
ipruch bei einer anderen Ber.Gen. zu verfolgen. Der ans 
erfennende vechtöfräftige Beſcheid freilich jchließt Verfolgung 
dbesjelben Anſpruchs bei einer anderen Ber. Gen. aus. A. N. VI 
©. 601 Nr. 924, VII ©. 357 Ne. 1071 (Rg. XI ©. 18, 169), 
XI ©. 245 Nr. 1496, ©. 462 Nr. 1552 (Rg. XVI ©. 27, 117). 
Andererjeit? werden durch den Befcheid, welcher einem Be: 
rechtigten extheilt worden ift, die Ansprüche anderer Berech⸗ 
tigter regelmäßig nicht berührt. A. N. IX ©. 173 Nr. 1225 
(Rg. XII ©. 52) und insb. auh A. N. XI ©. 256 Nr. 1461 
(Rg. XV ©. 108). Anders, wenn der Anfpruch eines anderen 
Berechtigten don dem bejchiedenen Anſpruch abgeleitet ift 
(8 25 Abi. II, IVG. 8 113 Abf. II), 3. B. im Fall der Ber: 
erbung. ©. jedoch den PI.Beich. des RPA.'s, A.N. XVII 
S. 170 Nr. 1832 (Rg. XXI ©. 2). 

Die materielle Rechtskraft wirft auch nur für den im 
Beicheid zur Entſcheidung ftehenden Anſpruch. Inſoweit über 
den Anspruch des Verletzten nicht bejchieden ift, kann derjelbe 
nachträglich noch zur Feftftellung gebracht werden. Vgl. A. N. 
IV ©. 281 Nr. 549, XI ©. 240 Nr. 1490 (Rg. XVI ©. 22). 

Sie wirkt ferner nur binfichtlich des Umfanges des An: 
ſpruchs, in welchem er zur Zeit der Feſtſtellung begründet 
war. Bei jpäteren Aenderungen der Unfallwirkungen (8$ 88 ff.) 
ober bei erft fpäter herbortretender Erkenntniß der ſchon 
früher vorhanden geivejenen Unfallewirkungen Tann erneute 
Feſtſtellung nöthig werden. Der frühere rechtsfräftige Behrid 
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ift alsdann nur bindend Hinfichtlih der Annahme eines Be: 
triebaunfall3 und eines Verficherungsverhältnifies, nicht aber 
hinfichtlich der Wirkungen des Unfall nach erlafjenem erften 
Beicheid und, wie die Praris annimmt, auch nicht Hinfichtlich 
ber Berechnung des Jahresverdienſtes. Vgl. u. AAN. II 
©. 133 N. 319, VIII ©. 344 Nr. 1187 f. (Rg. ZU ©. 145 f.), 
XII ©. 515 Nr. 1667 (Rg. XVII ©. 167). S. auch A.R. XVII 
©. 170 Nr. 1832 (Rg. XXI ©. 2). 
Bei einem neuen Unfall, der einen Rentner trifft, kommt 
ein früherer Beſcheid nur injoweit in Betracht, ala er bie 
Anſprüche aus dem früheren Unfall betrifft. 
Deber die Wirkungen der Rechtshängigkeit ſ. 8 76 
Ab. IN. 6. 
Die formelle Wirkung der Rechtöfraft befteht nur darin, 
daß die Abänderung des rechtöfräftigen Beſcheids außer durch 
erneuten Befcheid nicht erfolgen Tann. Das Verbot erftrect fich 
nicht auf bloße Berihhtigungen. A.N.IIS.74 Nr.153, VI 
©. 328 Nr. 1178 (Rg. XI ©. 135), XV ©. 444 Nr. 1758 
(Rg. XIX ©. 56). Ein Berichtigungsbeſcheid ift nicht im 
Rechtömittelverfahren anfechtbar, sofern er nicht materielle 
Aenderungen des Hauptbejcheids enthält. Hob. zu 861.3. 
Bejondere Einjchränfungen der Rechtöfraft ergeben fich 
aus den neuen Vorſchriften über Zuſtändigkeitsprozeß ($ 82). 
Einftelung (8 83 Abj. 1), Berichtigungsverfahren ($ 83 Abſ. IT), 
Wiederaufnahme ($ 84) und Bertheilungsverfahren ($ 85). 

7. Der Beicheid hat nichts zu enthalten, als worauf die 
Heftftellung fich erftredt (vgl. $ 73 Abf. I Note). Doch dürfen 
Aufrechnungen gemäß $ 96 Abf. II im Beicheid angeordnet 
und auch die Monatsraten entſprechend vertheilt werden 
AN. III ©. 163 Nr. 365, XII ©. 241 Nr. 1491 (Rg. XVI 
©. 23) und ift die Belehrung über die Berufung aufzunehmen. 
8 76 Abſ. IV. Hodb. zu 861 N. 9. Meber die Begründung 
des Beſcheides vgl. auch Hob. zu $ 61 N. 10. 

8. Ueber formelle Behandlung, Ausfertigung und Boll: 
zug der Bejcheide S. die Anl. des RPA.'s v. 11. Jan. 1888 
(UN. IV S. 48 ff.) auch A.N. III S.377 Nr. 440, VI S 589 
si 900. Hbb. zu $ 57 N.5 und zu$61 N. 1. Zuftellung 

158. 
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Berufung. 
8 76 (62). 

I Gegen den Beicheid, durch welchen der Entichädi- 
gungsanſpruch abgelehnt wird, ſowie gegen den Beſcheid, 
durch welchen die Entichädigung feſtgeſtellt wird, findet 
die Berufung auf jchiedsgerichtliche Entſcheidung ftatt. 

U Die Berufung ift bei Vermeidung des Ausfchlufles 
innerhalb eines Monats nach der Zuftellung des Beſcheids 
bei dem Schiedögerichte (Gejeß, betreffend die Abänderung 
der Unfallverficherungsgefege, 8 3) zu erheben, in deflen 
Bezirke der Betrieb, in welchem der Unfall fich ereignet 
bat, belegen ift. 

I Die Frift gilt auch) dann ala gewahrt, wenn 
innerhalb derjelben die Berufung bei einer anderen in= 
ländiſchen Behörde oder bei einem Genoſſenſchaftsorgan 
eingegangen ift. Diefe Haben die Berufungsfchrift 
unverzüglich an das zuftändige Schiedsgericht abzugeben. 

IV Der Beicheid muß die Bezeichnung des für Die 
Berufung zuftändigen Schiedögerichts Towie die Belehrung 
über die einzuhaltende Friſt enthalten. 

v Die Berufung bat, ausgenommen im Falle des 
8 23, feine aufichiebende Wirkung. 

Zu 8 76 vgl. Im. ©. $ 82, Bau:G. 8 37, See⸗G. $ 80; 
IDE.$ 114. 

Die 88 76— 84 handeln vom Rechtsmittelverfahren. 
Gegen nicht rechtsfräftige förmliche Beſcheide der Ber.Gen. 
bejteht dag Rechtsmittel der Berufung (88 76—79). Weber 
diejelbe entjcheidet das Schiedsgericht (Abänd. Geſ. $ 3). Gegen 
da3 Urtheil des Echied3gerichtes befteht regelmäßig das Recht3: 
mittel de8 Rekurſes (88 80—83). Ueber denfelben ent- 
fcheidet das Berficherungsamt (88 80 Abſ. III, 127, Abänd.: 
Gef. 88 11 ff.). Ausnahmsweiſe hat das Schiedsgericht ala 
Feſtſtellungsorgan in 1. Inftanz zu enticheiden (8 88 Mk\.\\IU, 
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und ausnahmsweiſe ift die Entjcheidung des Schiedsgerichts 
in der Berufungdinftanz endgültig ($ 95). Neben diefen 
ordentlichen Rechtamitteln befteht das außerordentliche Rechts: 
mittel der Wiederaufnahme ded Verfahrens ($ 84). 

Zu 8 76 Abf. I (Berufung) 1. Die Berufung fteht 
nur dem Anfpruchaberechtigten zu, der DBerficherer ift ſtets 
Berufungsbeklagter. Widerklage oder Anfchlußberufung fteht 
ihm nit zu. Er hat nur ein Recht darauf, im Berufung?- 
verfahren gehört zu werden und Anträge zu ftellen. Bol. A. 
a N 50 (Anl. des RBA.2E), 347 Nr. 635, auch Rg. X 

. 258. 

2. Berufung findet ftatt gegen alle förmlichen Feſtſtell⸗ 
ungabefcheide der Ber.Gen. auf Grund der 88 69, 73 Abſ. I, 
75, mögen dieſelben erftmalige oder erneute fein ($ 75 R. 6, 
8 88). Dagegen find Mittheilung3bejcheide nad) 8 70 Abſ. I, 
Beicheide Über vorläufige Zubilligungen nach $ 71 Abf. III.u. 
8 73 Ab. II und andere formloje Bejcheide nicht berufungs: 
fähig. Vgl. A. N. IT S.125 sub Ziff. 3. Hdb. zu 8 62 N. A. 

3. Die Berufung fteht jedem Anſpruchsberechtigten, Vers 
fiherten, Angehörigen, Hinterbliebenen zu, über deſſen Ans 
jpruh in dem Beicheid ablehnende oder anertennende Felt: 
ftellung erfolgt ift. Krankenkaſſen und Armenverbände, auf 
welche gem. $ 25, fowie Inv. Verſicherungsanſtalten, auf welche 
gem. IVG. 8 113 Abi. II Anfprüche durch Ueberweiſung über: 
gegangen find, haben zwar nicht daS Recht, jelbjtändig Be: 
rufung einzulegen, können fich aber der Berufung des Be: 
rechtigten anjchließen. Anderd A. N. X ©. 292 Nr. 1355 (Rg. 
XIV ©. 67), XII ©. 265 Nr. 1507 (Rg. XVI ©. 45). Ein 
ſolches Anſpruchsrecht befigen überhaupt diejenigen Perjonen, 
welche am Ausgang des Prozefjed durch eigene Rechte betheiligt 
find (Angehörige und Hinterbliebene, Beerdiger). A. N. IX 
S. 173 Nr. 1225 (Rg. XIII ©. 52). 

4. Die Berufung kann fi) auf den angefochtenen Be: 
fcheid in allen Theilen, auch auf das Feſtſtellungsverfahren 
erſtrecken. 

5. Die Berufung kann zu einer Aenderung der Feſt— 
ftellung nur zu Gunften des Berufenden führen. Vgl. Hdb. 
gu 562 N. 5. 

6. Die Einlegung der Berufung (oder des Rekurſes) be: 
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wirft Rechtshängigkeit der Sade. Die Ber. Gen. hört 
aber damit nicht auf, neben ihrer Parteiftelung auch noch 
Feſtſtellungsbehörde zu fein. Sie kann auch während des 
Rechtämittelverfahrend einen den angefochtenen abändernden, 
dem Berficderten günftigeren Beſcheid erlaffen und dadurch die 
Rechtshängigkeit einfchränten. Vgl. A. N. XIV S.316 Nr. 1715 
(Rg. XVII ©. 46). An ihren anertennenden Beſcheid bleibt 
fie gebunden. A. N. IV S. 347 Nr. 635, VI S.589, 594 Nr. 901, 
904 (Rg. XIS. 7, au XIII ©. 52). 


Zu Wi. H: 1. Die Einlegung der Berufung fol 
mittel3 Schriftjages erfolgen. BO. v. 22. Nov. 1900 $ 4; doc) 
läßt das RVA. jedes rechtzeitig eingehende Schriftftüc gelten, 
wodurch der Berufende feine Unzufriedenheit mit dem an— 
gefochtenen Beicheid zum Ausdrud bringt. A. N. III S. 357 
Nr. 429, IV S. 280 Nr. 546, ©. 177 Nr. 484. Hdb. zu $ 62 
N.6. Ein formulirter Berufungsantrag ift nicht erforderlich. 
A. N. VII S. 357 Nr. 1069 (Rg. XI S. 168). 


2. Die Berufungsfrift beträgt 1 Monat, vom Zeit- 
punkt der Zuftellung ab gerechnet. Berechnung wie bei ber 
Hrift zur Antragganmeldung: oben $ 72 Abj. IN. 5. Sie ift 
eine ausſchließende. Bei verjäumter Frift ift Wieberein: 
jegung in den vor. Stand zuläffig, wenn die rechtzeitige Ein» 
legung durch einen vom Willen des Berechtigten unabhängigen 
Umftandb verhindert worden if. A. NR. III S. 134 Nr. 325, 
6.357 Nr. 432, [IV S. 289 Nr. 546. Mitth. des bayer. LVA.'s 
18.38 R. 39. EPr.D. 8 233. Die ziveimöchige Wiederein: 
fegungsfrift der CPr.O. ($ 234) ift nicht unbedingt bindend, 
A. N. VII S. 218 Nr. 982 (Rg. XI ©. 81). Kafuiftit: Hdb. zu 
862 N. 7. Mitth. des bayer. LVA.'s I ©. 10 Nr. 10, ©. 46 
Nr. 51, IV ©. 94 Nr. 257, S. 99 Nr. 260, S. 127 Nr. 272, 
vu ©. 19 Nr. 485, ©. 49 Nr. 504, ©. 86 Nr. 532. 

Stirbt der Perechtigte während des Lauf? der Frift, fo 
findet Unterbrechung des Verfahrens bi? zur Aufnahme ber 
Sache durch den Rechtsnachfolger ftatt und beginnt alddann 
die Friſt aufs Neue zu laufen. A. N. VIII S. 328 Nr. 1175 
(Rg. XII ©. 134), 

Für die Wahrung der Frift ift der Zeitpunkt der Ab- 
gabe, nicht bes Empfang der Berufungserklärung mahgebenv. 
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Zul. 5! Hbb. zu 862 N.7, A.N. XIVS. 314 Nr. 1712 (Rg. XVII 


u Abt. III: Die Einlegung der Berufung hat regel: 
mäßig bei dem zuftändigen Schiedögericht zu erfolgen, doch 
läßt Abſ. III (Novelle) weiteften Spielraum. Als inländische 
Behörde ift jede ausführende Staats: und Gemeindebehörde 
anzufehen. 

Zu Ab}. IV: Ein nach Abf. IV unvollftändiger Bejcheid 
bedarf, um die Rechtämittelfrift zu eröffnen, der Berichtigung 
und Zuftelung des Berichtigungäbefcheides. A. N. VIII ©. 345 
Nr. 1090 f. (Rg. XII ©. 46). Doc Liegt m. E. in der recht: 
zeitigen Einlegung der Berufung gegen den unvolljtändigen 
Beicheid ein annehmbarer Verzicht auf dieſe Belehrung. 

Zu Abi. V: Der angefochtene Beicheid ift auch nad) ein: 
gelegter Berufung zu vollziehen. Vgl. 88 87, 97. 

Die Ausnahme Hinfichtlich des 8 23 bezieht fich ſowohl 
auf Abf. I ala auch auf Abf. II dieſes Paragraphen. | 

Deber das Verfahren vor dem Schiedögericht |. zu 
ben folgenden Paragraphen die BO. v. 22. Nov. 1900 und Ab: 
änd.Gel. 88 3 ff. 

8 77 (62). 

I Bildet in dem alle des 8 15 Abi. 1 Ziffer 2 die 
Anerkennung oder Nichtanerfennung des Rechtöverhält- 
nifjes zwijchen dem Getödteten und dem die Entſchädigung 
Beanfpruchenden die Vorausjegung des Anſpruchs, To 
kann das Schiedögericht den Betheiligten aufgeben, zu: 
vörderit die Feſtſtellung des betreffenden Rechtöverhält- 
niſſes im ordentlichen Rechtswege herbeizuführen. In 
diefem Tale ift die Klage bei Vermeidung des Aus» 
Ichluffes binnen einer vom Schiedögerichte zu beitimmen: 
den, mindeſtens auf einen Monat zu bemeffenden Friſt 
nach der Zuftellung des hierüber ertheilten Beſcheids des 
Schiedögerichts zu erheben. 

U Nachdem im ordentlichen Rechtsweg eine rechts⸗ 
Zräftige Entfcheidung ergangen iſt, hat das Schiedsgericht 
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auf erneuten Antrag über den Entſchädigungsanſpruch 
zu entjcheiden. 

3u 8 77 vgl. Iw. G. $ 83, Bau:G. 8 37, See⸗G. $ 81. 

8 77 ıft aus $ 63 Abf. II u. III des Gef. v. 1884 hervor: 
gegangen. 

Die Einlegung ber Berufung wahrt auch im Tall bes 
8 77 die Frift. Die Beftimmung über eine Frift zur Er: 
neuerung bed Antrag? gem. Abj. II fehlt. Es wird auch hier 
eine angemeſſene Friſt unentbehrlich fein und ift mangels 
anderweitiger Vorfchrift, die auch durh VO. erlaffen werden 
kann, anzunehmen, daß von der Zuftellung der rechtsfräftigen 
ung ab die Imonatliche Berufungzfrift auf? Neue 

u 


Nicht die Frage, welche Perfonenklafien ala Angehörige 
oder Hinterbliebene anzujehen feien, jondern der Streit dar: 
über, ob Jemand Angehöriger fei, kann zur Unterbrechung 
des Schiedögerichtlichen Verfahren? führen. Eine Unterbrech: 
ung be3 Rekursverfahrens aus gleichem Grunde findet nicht ftatt. 

$ 78 (62). 

Das Schiedögericht Hat, wenn es den Entſchädigungs— 
anſpruch für begründet erachtet, zugleich die Höhe der 
Entf hädigung und den Beginn ber Rente feftzuftellen. 
Hat das Schiedsgeriht in bejonderen Ausnahmefällen, 
welche das Reichd-Verficherungsamt näher bejtimmen darf, 
den Anſpruch nur dem Grunde nad) anerfannt und nicht 
gleichzeitig über die Höhe der Entſchädigung und den 
Beginn der Rente entihieden, fo hat das Schiedsgericht 
unverzüglich eine vorläufige Entfchädigung zu bemilligen, 
gegen deren Feftftelung ein Rechtsmittel nicht ftattfindet. 
Sobald der Entihädigungsanfprud rechtskräftig feftiteht, 
ift die Höhe der Entſchädigung und der Beginn der Rente, 
fofern dies nicht bereits früher gefchehen ift, feftzuftellen. 
Die vorläufig gezahlten Beträge werden auf die endgültig 
angewiefene Rente angerechnet. 
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ge 8 78 dgl. lw. G. 8 83, Bau-G. 8 37, See G. 8 82. 


IVG 

1. die Ausnahme: sBorihrift (Sa 2—4) zielt da- 
hin, die gebotene fchleunige Erledigung der Anſprüche auch 
im Streitverfahren joweit zu fichern, daß dem Berechtigten 
auch während dieſes Verfahrens bei Weiterungen wenigftens 
al3bald eine Vorran ige Entjhädigung zukommt. Dal. 
$ 71 Abf. II, 8 73 Abf. I 

2. Die Beftimmung Site fowohl, wenn der Feſtſtellungs⸗ 
beicheid ablehnend, als auch, wenn er anerfennend lautet. 
Im lebteren Fall ift ihre Anwendung jedoch nur dann an 
gezeigt, wenn die von der Genoffenfchaft anerkannte Leiftung 
allzu gering erfcheint, um den Derficherten auch nur vorläufig 
zu befriedigen. 

3. Zwiſchenurtheil über den Anſpruchsgrund iſt nur mög⸗ 
lich, wenn das Schiedsgericht ſchon zu der Erkenntniß gelangt 
ift, daß ein „entichädigungspflichtiger Unfall” vorliegt und 
ber Bewerber verfichert ift. 

4. Die Vorfchrift ift auch anwendbar, ehe die in Aus» 
ficht geftellte Anordnung des RBA’S erlafien if. Dieſe An- 
ordnung kann nur allgemein, nicht für einzelne Streitfälle 

oder einzelne Genoſſenſchaften oder Schiedögerichte ftattfinden. 

5. Das Rechtsmittel des Rekurſes ($ 80) ift auch gegen 
ſolche Enticheidungen des Schiedögericht3, in welchen nur über 
den Grund des Anſpruchs erfannt wurde, zuläffig. A. N. VIII 
©. 332 Nr. 1182 (Reg. XU ©. 139). Die vorläufigen Ents 
ſchädigungen find auch nach eingelegtem Rekurs zu entrichten. 

Vgl. meine Ausg. des IVG. 2. Aufl. zu $ 115. 

6. Verzicht auf Rüdforderung der vorl. Entichädigungen 


1.$ 86 
8 79 (63). 

Die Enticheidung des Schiedögerichts ift dem Be— 
rufenden und demjenigen Genofjenichaftsorgane, welches 
den angefochtenen Beicheid erlaffen hat, in Ausfertigung 
zuzuſtellen. 

3u $ 79 vgl. Im. G. F 85, Bau⸗G. 8 37, See⸗G. 8 83. 

8 79 ift aus 8 63 Ab}. I des Gef. v. 1884 hervorgegangen. 

Die Zuftelung ($ 155) hat an den die Entihädigung 
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Anſprechenden bezw. an feinen gejeglichen ober beauftragten 

Bertreter, bei Betheiligung Mehrerer an alle zu erfolgen. 4. 

N. III S. 38 Nr. 297. 

9 „„nöftellung einer Empfangsbeftätigung: A. N. III S. 27 

x. 277. Ä 

Die Entſcheidungen der Schiebögerichte find vorläufig 

vollftredbar, auch wenn Rekurs eingelegt iſt. A. N. III ©. 207 

Nr. 388, VI S. 195 Nr. 824 (Rg. 1. Erg.Bd. ©. 72). 
Kechtömittelbelehrung ift nicht vorgefchrieben, aber em: 

pfohlen. Hob. zu 863 N. A. 


Rekurs. 
8 80 (63). 

I Gegen bie Entſcheidung des Schiedögerichts fteht 
in den Fällen bes $ 69 Abſ. 1 Ziffer 2, vorbehaltlich der 
Beftimmungen des 8 90 Abi. 2 und des 8 95 Abf. 1, dem 
Verletzten oder deflen Hinterbliebenen jowie dem Ge— 
noffenichaftsvorftande das Rechtsmittel des Rekurſes zu. 
Der Rekurs des Borftandes bat aufichtebende Wirkung 
infoweit, als es fih um Beträge handelt, die für die 
Zeit vor dem Erlaffe der angefochtenen Enticheidung 
nachträglich gezahlt werden jollen. Im Uebrigen bat der 
Rekurs feine auffchiebende Wirkung. 

I Merden mit der Anfechtung einer Enticheidung 
des Schiedögericht3 in den im $ 69 Abi. 1 Ziffer 1 be- 
zeichneten Angelegenheiten Refursanträge wegen der im 
869 Abi. 1 Ziffer 2 bezeichneten Angelegenheiten ver: 
bunden, jo darf die Enticheidung des Schiedägerichtd über 
die zuerft bezeichneten Angelegenheiten in dem Rekurs— 
verfahren nur dann abgeändert werden, wenn im Mebrigen 
den Rekursanträgen Folge gegeben wird. 

UI Neber den Rekurs enticheidet das Reichs-Ver⸗ 
fiherungsamt. Das Rechtsmittel ift bei demjelben Mir 
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Vermeidung des Ausfchluffes innerhalb eines Monats 
nach der Zujtellung der Enticheidung des Schiedägerichts 
einzulegen; die Beitimmung des $ 76 Ab}. 3 findet ent: 
Iprechende Anwendung. 

u 50 al. Im. G. 8 86, Bau:G. $ 37, See⸗G. $ 84. 


Zu er I: 1. Rekurs kann don beiden Parteien 
eingelegt werden, vom Anfpruchberechtigten jedoch nicht, wenn 
das Schiedögericht feinem Berufungsantrage flattgegeben hat, 
vom Genoſſenſchaftsvorſtande nicht, wenn das Schiedögericht 
dem Seftfellungsbeigeib eztſpregend ober fur den Berficherten 
noch ungünftiger (vgl. A.N. VS 660, Hob. zu $ 63 
N. 10) geurtheilt bat. Im Mebrigen — Refurs auch von 
beiden Parteien in derfelben Sache eingelegt werden. Mehrere 
Betheiligte, 3. B. Erben oder Hinterbliebene, können gemein: 
fam oder je für ſich Rekurs einlegen. 

2. Rekursfähig find Schiedögerihtäurtheile, mögen 
fie Endurtheile oder Ziwijchenurtheile nad) 8 78 Sab 2 fein, 
mögen fie fich formell und materiell ala Entſcheidung über 
den Anfpruch darftellen oder nicht. Vgl. AN. VI ©. 601 
Nr.925, XI S.260 Nr. 1468 (Rg. X ©. 113), ©. 262 Nr. 1470 
(Rg. XV ©. 114). Mitth. des bayer. LBA.3 V S©.4I N. 309. 
Hdb. zu z 63 N. 5. Prozepleitende Verfügungen find nicht 
jelbftändig rekursfähig, ebenſowenig find es die Urtheilsgründe. 
A.N.IVS.207 Nr. 508. XS. 332 Nr 1867 (Rg. XIV ©. 100). 
Die Entſcheidung im Koſtenpunkt iſt —* nur in Ver⸗ 
bindung mit der Entſcheidung in der Hauptſache. A. N. II 
S. 206 Nr. 200. 

3. Die Rekursfähigkeit beſteht nicht für alle Schieds⸗ 
gerichtZurtheile, jondern nur für Diejenigen abgeurtheilten 
Fälle, in welchen gem. $ 69 Abt. I Ziff. 2 ſtets die Zuftändig: 
feit des Vorſtandes der Genofjenjchaft zur Feſtſtellung befteht, 
d. i. alfo entiveder, wenn es fih um Anfprüche auf Rente ober 
auf Anftaltsbehandlung wegen vorausſichtlich dauernder Er: 
werböunfähigfeit, mag dieſelbe eine vollftändige oder eine 
theilmweife fein (vgl. $ 69 zu Abf. Iu. II N. 4), oder wenn ed 
fih um Anfprüche von Hinterbliebenen handelt. Die Rekurs— 
fähigfeit beftimmt fich bei Rentenanjprücdhen wegen Erwerbs⸗ 
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unfähigteit sem Zuftand zur Zeit der Rekursein— 
legung. A. N. IV ©. 177 Nr. 483. Under? meine Aus: 
gabe 1. Auflage. Für die Frage der Zuläffigleit fommt es 
dabei nur auf die behauptete Natur des Zuftandes, nicht 
auf die wirkliche Natur derfelben an. In dem Falle ber N. 
N. VS. 379 Nr. 760 (Höb. zu $ 63 Nr. 7 lit. c) wäre der 
Rekurs al? unbegründet zu verwerfen, nicht aber ale unzus 
(ang, aueldäutoeijen geweſen. 

Stehen mit rekursfähigen Anſprüchen nicht rekurs⸗ 
ſahig in Verbindung, wird 3. B. neben Rente wegen dauern⸗ 
der Erwerbsunfähigfeit ein Anfpruc auf Heilfoftenerfaß oder 
auf Angehörigenrente, oder neben Hinterbliebenenrente ein 
Anſpruch des Erben auf Rente wegen theilweifer Erwerbs⸗ 
unfähigteit oder wegen Sterbegeld verfolgt, jo begründet regel: 
mäßig bie Rekursfähigkeit bes einen Anſpruchs auch die Refurds 
fähigkeit des für fich allein nicht refuröfähigen anderen An⸗ 
ſpruchs. Vgl. Hob. zu 563 N. 9. Die Novelle hat jedoch in 
Ab. II dieſe Adhäkonstwirkung eingejchräntt, indem alsdann 
binfichtlich des für fich allein nicht rekursfähigen Anſpruchs 
das fchiedögerichtliche Urtheil unabänderlich bleibt, wenn hin: 
fichtlich des refurdfähigen Anſpruchs dem Rekursantrag nicht 
wenigften® theilweife Folge gegeben wird. Auch eine Ent: 
iheidung im Koftenpuntt ift nur im Zufammenhang mit der 
dauptjade vetursfäbig (A. N. III S. 134 Nr. 326). 

5. Iſt der Anſpruch an ſich rekursfähig, ſo bleibt er es 
auch, wenn bei nachträgliche Veränderung der Verhält— 
niſſe abermalige Feſtſtellung erfolgt, ſofern nur durch ſolche 
Veränderung der Anſpruch nicht aufhört, zu den in 869 
Abſ. J Ziff. 2 bezeichneten zu gehören. 3 90 Abi. II. Auch 
der Beicheid über Sapitalabfindung eines Ausländers ift 
unter den gleichen Vorausſetzungen rzutatabig ($ 95 Abſ. II), 
nicht dagegen der — über Kapitalabfindung wegen 
Minimalrente ($ 95 Abf. I 

. Die Einlegung X Rekurſes kann für die Ge— 
noſſenſchaft nur durch deren Vorſtand (Hob. zu 8 HEN. 11), 
für den Verletzten oder gpinterbliebene auch durch die gejeh: 
lichen oder beauftragten Vertreter erfolgen. Sie erfolgt regel: 
mäßig mittela Schriftfages. Val. jedoch 8 76 Abf. II N. 1 und 
AN. VIE. 506 Nr. 879, Hdb. zu GEN. 13. 
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7. Die Wirkung der Rekurseinlegung iſt eine 
devolvirende. Der Rekurs iſt an beſondere Gründe (vgl. IVG. 
$ 116 Abſ. 111) nicht gebunden. Es gelangt der ganze Streits 
ftoff, joweit ex refursfähig ift zur neuen und unabhängigen 
Wurdiaung. Doch iſt das Rekursgericht an die Anträge ge— 

unden 

Die Einlegung bewirkt regelmäßig nicht den Aufſchub 
des Vollzuges des Giedogerizuichen Urtheils. Bgl. 88 87, 97; 
AN. III S. 207 Nr. 388, VI ©. 295 Nr. 824. 

Nur die Leiftungen, welche nad dem fchiebagerichtlichen 
Ürtheil entgegen der Feſtſtellung der Ber.Gen. von diefer für 
die Zeit vor Erlaß des jchiedögerichtlichen Urtheils zu ge: 
währen find, find zu filtiren, wenn der Borftand der Ber. 
Gen. den Rekurs eingelegt hat. 

Zu Abſ. II: S. oben N. 4. 

Zu Ab. III: 1. Zuftändig ift das Reiche: bezw. 
Sande3:-Berjiherungdamt ($ 127 Abi. I u. II). Das Ber: 
fiherungsamt hat nur über den Rekurs jelbft, nicht auch über 
den Bollzug des Urtheils zu pefheiben. ©. 88 81 ff. Ueber 
das Berfahren vor dem RDA. ſ. Abänd.Gef. 88 15—19 und 
DD. v. 19. Oktober 1900 (f. Anlage 6). 
a6 Die Entſcheidung des VA.'s ift endgültig. ©. jedoch 8 81 
f „2 Retursfeitt vgl. 8 76 Abſ. IN. 2. Zuftellung: 

155. 
8 81 (63). 

| I Iſt der Rekurs ungzuläffig ($ 80 Abſ. 1) oder ver- 
ſpätet ($ 80 Abf. 3), jo hat das Neicha-Verficherungsamt 
den Rekurs ohne mündliche Verhandlung zurüdzumeifen ; 
ebenjo kann es verfahren, wenn die bei dem Bejchlufie 
mitwirfenden Mitglieder einftimmig den Rekurs für 
offenbar ungerechtfertigt erachten. Anderenfall® Hat das 
Reichs: Verficherungsamt nad) mündlicher Verhandlung zu 
entjcheiden. 

U Wird das angefochtene Urtheil aufgehoben, fo 
Zann das Reichs: Berficherungsamt, ftatt in der Sache ſelbſt 
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zu entjcheiden, diefelbe an das Schiedögericht oder an das 
zuftändige Genofienfhaftsorgan zurüdverweifen. Dabei 
kann das NReicha-Verficherungsamt beftimmen, daß dem 
Entihädigungsberechtigten eine ihrem Betrage nach be- 
ftimmte Rente vorläufig zu zahlen if. Im Falle der 
Zurüdvermweijung ift die rechtliche Beurtheilung, auf welche 
das Reichd-Verfiherungsamt die Aufhebung geſtützt hat, 
den weiteren Entjcheidungen oder Beicheiden zu Grunde 
zu legen. 

Zu $81 vgl. Im. G. 8 87, Bau⸗G. $ 37, See⸗G. $ 85. 
BG. 8 117 Abf. IT. 

Zu Abſ. I: Ueber das Beichlußverfahren in Fällen des 
Abi. 1. Abänd.Gef. $ 16 Abf. II. 

Unzuläffigfeit: .$ 80 Abſ. IN. 2—4, Verfpätung: f. $ 80 
Abi. II N. 2. Bei Unzuläffigteit und Verſpätung des Re- 
kurſes ift das Beichlußverfahren obligatorijch, bei offenbarem 
Mangel der Rechtfertigung kann es nur ftattfinden, wenn 
Einſtimmigkeit über diefen Mangel vorliegt, ob es aber in 
dieſem Fall ftattfinden fol, barüber wird mit Stimmenmehr: 
beit beichloffen. 

Zu Abi. II: Zurückverweiſung. Bol. CPr.O. $ 565. 
Die Zurücdverweifung dient namentlich zur Entlaftung des 
Verſ. Amt? und ift beſonders angezeigt, wenn erneute that: 
jächliche Sabebungen und Berechnungen erforderlich find. Die 
auf Grund der Verweijung erlafjenen Beicheide und Urtheile 
find im regelmäßigen Rechtamittelverfahren anfechtbar. 

Ueber die vorläufig zu zahlende Rente vgl. $ 78 Abi. II, 
ae: 71 Abſ. II, 8 73 Ab. II. Verzicht auf Rüdzahlung 
.8 86. 


8 82 (63). 

Kommt nad Anficht des Reichs-Verſicherungsamts 
nicht die im Verfahren in Anfpruch genommene, fondern 
eine andere Berufsgenoſſenſchaft als entichädigungapflichtig 
in Frage, jo fann das Reichs-Verſicherungsamt diefe andere 
Genofjenihaft zur Verhandlung beiladen und gearbenen 


| 
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alles zur Leiftung der Entſchädigung verurtbeilen, auch 
wenn ein Anfpruch gegen bdiejelbe bereits rechtskräftig 
abgelehnt worden ift. 

3u $ 82 vgl. Im. ©. $ 88, Bau-G. 8 37, See⸗G. $ 86. 

Zuftändigfeitsprozeß (Novelle), Das BA. kann die 
Feſtſtellung der zuftändigen Genofjenfchaft nicht nur im ge: 
wöhnlichen Rekursverfahren, jondern auch in einem bejonderen 
Antrags: Verfahren vornehmen. So ridtig Gräf-Keidel 
a.a.D. zu $ 82 Note, auch A. N. XVII S. 601 Nr.1884. Vor: 
ausjegung ift, daß eine Ber.Gen. „im Verfahren”, d. i. im 
Streitverfahren bereit? in Anſpruch genommen ift, daß das 
BA. eine andere Gen. für die verpflichtete erachtet und end: 
lich, daß über die in Anfpruch genommene Genoſſenſchaft noch 
nicht vechtäfräftig entjchieden it (vgl. A. N. XVII ©. 600 
Nr. 1883). Das Verfahren ift auch dann noch zuläffig, wenn 
der gegen bie vermeintlich zuftändige Genoffenfchaft erhobene 
Entſchaͤdigungsanſpruch ſchon rechtsfräftig abgelehnt if. Nur 
dann ift das nicht mehr möglich, wenn das VBerficherunggamt 
jelbft ſchon im Refuröverfahren die Ablehnung ausgejprochen 
hat. Ehe die Genofjenfchaft felbft einen Feſtſtellungsbeſcheid 
erlaffen hat und ehe Berufung gegen denjelben eingelegt ift, 
fann das BA. nicht eingreifen. 

Bom Zeitpuntte der eingelegten Berufung aber Tann das 
DA. die Sache an ſich ziehen, fei ed von Amtswegen, ſei e3 
auf Prise eined Betheiligten oder des angerufenen Schieds⸗ 
gerichts. 

Geſchieht dieß außerhalb des Rekursverfahrens, ſo findet 
unter Heranziehung aller Betheiligten, d. i. des Verletzten ꝛc. 
und der beiden Ber.Gen. ein Verfahren zur Ermittelung ber 
zuftändigen Genofjenjchaft ftatt. In diefem Verfahren ift die 
verpflichtete Genoſſenſchaft auf alle Fälle endgültig feftzuftellen.. 
€3 Tann während des Verfahren? auch eine dritte Genoffen- 
Schaft zugezogen und deren Verpflichtung ausgeſprochen werden. 
Alsdann Tann das VBA. entweder jelbit über den Anfpruch 
entjcheiden oder die Sache zur Beicheidung an die als ver: 
pflichtet feftgeftellte Gen. verweifen. Im legtern alle findet 
$ 81 Ab). II entjprechend Anwendung. Die Form ber Be: 

/clußfaffung ift wohl die des Abünd.Gel. 8 16 Abf. I. 
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Kommt die vermeintlich verpflichtete andere Ber. Gen. erſt 
im Rekursverfahren in Frage, fo findet diejes Berfahren unter 
Beiziehung diejer Ber.Gen., jonjt aber nad) den gewöhnlichen 
Regeln ftatt. 

Gem. 8 82 Lönnen vom RBA. auch Ber.Gen. herangezogen 
werden, welche der Aufficht eines LWA.'s unterftehen. Vgl. 
$ 127 Abi. II und III. 


8 83 (63). 

I Sobald einem Verletzten oder deſſen Hinterbliebenen 
ein Entihädigungsanfpruch gegenüber einer Genoflenfchaft 
rechtskräftig zuerfannt ift, kann auf Antrag ein gegenüber 
einer anderen Genofjenichaft wegen desjelben Unfalls 
etwa jchmebendes Verfahren durch Beichluß des Reicha- 
Berfiderungsamts eingeftellt werden. 

I Sind abgefehen von den Fällen des $ 85 wegen 
desfelben Unfalls Entſchädigungsanſprüche gegen mehrere 
Genoffenfchaften rechtöfräftig anerkannt, fo hat das Reichs⸗ 
Berficherungsamt bie zu Unrecht ergangene Feſtſtellung 
oder Entjcheidung aufzuheben. 

II Die auf Grund ber aufgehobenen Feſtſtellung 
oder Entſcheidung geleifteten Zahlungen find zu erfeßen; 
der Anſpruch des Verletzten geht inſoweit auf die erjaß- 
berechtigte Genoſſenſchaft über. 


Zu 8 83 vgl. Im. G. 8 89, Bau:G. 8 37, See⸗G. 8 89. 

Zu Ab}. I: Einftellung. 8 83 findet au für An: 
iprüche aus Unfällen vor dem 1. Oft. 1900 Anwendung. A. N. 
XVII ©. 175 Nr. 1835 (Rg. XXI ©. 4). Der Antrag fann 
jowohl von der Ber. Gen., gegen welche dag Verfahren ſchwebt, 
als auch von derjenigen, deren Entſchädigungspflicht rechts⸗ 
fräftig feitfteht, während des fchiedsgerichtlichen oder Rekurs— 
Verfahrens geftellt werben. Form des Einftellung3befchluffes: 
Abänd.Gef. 8 16 Abf. 1. 

Die Einftelung Tann wohl nur nad) Vernehmung aller 
Betheiligten erfolgen. Einftelung kann ſchon während eh 
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ſchwebenden Feſtſtellungsverfahrens verfügt werden. Sie ift 
anzuordnen, wenn das BA. die Meberzeugung gewinnt, daß 
diejenige Ber. Gen., gegen welche das Verfahren Ichwebt, nicht 
bie verpflichtete ift. Die Einftellung hat aladann die Wirkung 
einer rechtöfräftigen Ablehnung. Sit das VBA. dagegen der 
Meberzeugung, daß diefe Ber.Gen. die verpflichtete ift, jo läßt 
fie dem Berfahren feinen Lauf. Vgl. UN. XVI ©. 175 
Nr. 1835 (Rg. XXI S. 4). Kommt es dann in diefem Ber: 
fahren zur anerkennenden Yyeititellung, jo hat das RVA. nad 
Abf. IT zu handeln, kommt e3 dagegen zur rechtäfräftigen 
Ablehnung, jo fehlt dem VBA. ein Mittel, um die materiell 
verfehlte Rechtölage zu korrigiren, fofern es nicht gelingt, die 
Streitfadhe in die Rekursinftanz zu bringen. Kommt bie 
Sache aber in die Rekursinftanz, jo kann das VA. im Res 
furdverfahren die jchuldige Gen. verurtheilen und den recht3- 
kräftigen Beſcheid der nicht verpflichteten Gen. gem. Abſ. II 
aufheben. 

Zu Ab. II: Vernichtungsverfahren. Die Aufhebung 
fann von Amtswegen oder auf Antrag einer der betheiligten 
Ber. Gen. und nur nach Vernehmung der Betheiligten erfolgen. 
Form des Vernichtungsbeichluffes: Aband.Gef. $ 16 Abi. I. 

Dad BA. kann in diefem Berfahren den rechtöfräftigen 
Beicheid der verpflichteten Ber.Gen. oder das diejelbe verur- 
theilende fchiedsgerichtliche Erfenntnii nicht abändern, joweit 
dieß nicht durch Abf. III veranlaßt ift. 

Zu Abſ. III: Der Anspruch des Verletzten (bezw. der 
Hinterbliebenen) gegen die verpflichtete Ber. Gen. fürzt fih um 
den Betrag, welchen derjelbe von der nicht verpflichteten Ber.: 
Gen. duch Zahlungen (Renten) erhalten hat. Dagegen kann 
diefe Ber.Gen. den indebite bezahlten Betrag von der ver- 
pflichteten Ber.Gen. fordern. Dieſer Betrag und der Zahlungs⸗ 
modus find durch das BA. feftzuftellen. 


884 (63). 
Auf die Anfechtung rechtsfräftiger Enticheidungen 
über einen Entſchädigungsanſpruch finden, unbefchadet 


der Beftimmungen der 88 82, 83, die Vorſchriften der 
Gibilprogeordnung über die Wiederaufnahme des Ber: 
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fahrena entjpreddende Anwendung, fomweit nicht durch 
Kaiferliche Verordnung mit Zuftimmung des Bundesraths 
etwas Anderes beftimmt wird. 

Zu 8 84 vgl. lw. ©. 8 90, Bau⸗G. 8 37, See⸗G. 8 88, 
236.8 119. 

$ 84 ift neu. Die Novelle hat nad dem Vorbild bes 
IVG. 8 119 nur die fhon vorher geübte Praxis beftätigt, 
wonach eine Wiederaufnahme des Berfahren?d gegen 
vehkaträttige Entſcheidungen für zuläjfig erachtet wurde. ©. 
insb. A. N.VIS. 193 Nr. 818 (Rg. 1. Erg.Bb. ©. 70). 

1. Wiederaufnahme ıft nach allgemein progeßtechtlichen 
Srundfägen und nad) ausdrüdlicher Anordnung des $ 84 wie 
des IVG. 8 119 nur gegen vechtöfräftige Entjcheidungen zu: 
laͤffig. Als folcde gelten aber weder die Beſcheide der Ver: 
fiherungsanftalten der JB. noch bie Befcheide ber Ber.Gen. 
der Unf. Verſ. (vgl. insb. $ 85 Abi. II und $ 88 Abf. IL, wo 
„Beicheid“ und „Enticheidung” auseinander gehalten wird), 
wenngleich beide Arten von Beicheiden durch die Fähigkeit 
der Rechtöfraft und durch ihre Anfechtbarkeit im Weg der 
Berufung wejentlihe Wirkungen von Entjcheidungen äußern. 
Wenn nun dennoch ſowohl bei der Inv.Verſ. ala auch bei der 
Unf.Berf. Wiederaufnahme auch gegenüber Bejcheiden der Ver: 
fiherungaträger zugelaffen wird, fo entjpringt dieſe Möglich 
feit dem Rechte diefer Träger, in derſelben Sache erneuten 
Beicheid zu erlaffen und befteht diefe Möglichkeit nicht nur, 
wenn der Verletzte, bezw. Invalide darauf anträgt, ſondern 
auch, wenn die Feſtſtellungsbehörde ſelbſt im Vorliegen eines 
Wiederaufnahmegrundes Veranlafſung dazu findet. Vgl. dazu 
meine Audg. des IVG. 2. Aufl. Note. Die Entich. dee RVA. 
A. N.* Inv. Verſ.) VI ©. 394 Nr. 527 (Rg. XVI ©. 98) trifft 
für Unf.Berf. ebenfall® zu. Es liegt in diefen Fällen zivar 
materiell auch eine Wiederaufnahme, aber nicht eine jolche 
nah CPO., jondern eine bejondere, verficherungsrechtliche Er: 
neuerung des Verfahrens vor. 

2. Ueber Wiederaufnahme vgl. CPO. 88 578 ff. Das 
Verfahren Tann durch Nichtigkeitsflage (8 579) oder Reftis 
tutionaflage ($ 580) eingeleitet werden. Die Beichränfungen, 
welche fich hienach Hinfichtlich der Anwendung ded Rebias 
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mittelö bei fchiedägerichtlichen und verficherungdamtlichen Er- 
fenntniffen ergeben, find gegenüber den rechtöfräftigen Feſt⸗ 
ftellung3bejcheiden nicht nothiwendig mit gleicher Strenge maß: 
gebend. Die Anwendung der VBorjchriften der CPO. hat nur 
eine „entjprechende” zu fein. Die Beitimmung des 8 586 der 
CPO. über die KHlagefrift findet ebenfall3 entiprechende An: 
wendung. AN. XV ©. 631 Nr. 1781 (Rg. XIX ©. 128). 

3. Zur Entjcheidung über das Gefuh um MWiederauf: 
nahme ift die Behörde (Gericht) zuftändig, welche bie ange: 
fochtene Entfcheidung erlaffen hat. A. N. VIE. 19 Nr. 818 
ig De Bd. ©. 70), XI ©. 253 ff. Nr. 1459 f. (Rg. XV 

S. 107 

4. Die praktiſch wicdhtigften Fälle der Wiederaufnahme 
find dann gegeben, wenn ber Verficherte durch betrügerifche 
Borjpiegelungen (Simulation) eine Entichädigung erichlichen 
hat. Vgl. insb. A. N. VI S. 193 Nr. 818 (Xg. 1. Erg. Bd. ©. 70), 
VII ©. 343 Nr. 1186 (Rg. XII ©. 144), XI ©. 251 ff. Nr. 1457 
bis 1459 (Rg. XV ©. 105 ff.), auch Mitth. des bayer. LBA.’3 
IV ©. 125 N. 271. Außgefchloffen ift die Wiederaufnahme, 
wenn der Reftitutionsgrund ſchon im früheren Berfahren 
geltend gemacht werden fonnte. A. N. XIV ©. 360 Nr. 1716 
(Rg. XVII ©. 65). 

Andere Fälle f. in U. N. VIII S. 341 ff. Nr. 1185 f. (Re. 
XII ©.142f.), XIII S.407 Nr. 1638 (Rg. XVII ©. 121), Hob. 
zu 86H N. 9 lit. K. 

5. Redaktionell ift zu S 84 zu bemerken, daß ber ur: 
fprüngliche Text nicht nur auf 88 82, 83, fondern aud) auf 
8 85 (638g) Bezug genommen hat. 


8 85 (63). 

1 Hat die Beſchäftigung, bei welcher fich der Unfall 
ereignet hat, für mehrere zu verichiedenen Berufsgenofjen- 
Ihaften gehörende Betriebe ftattgefunden, jo fönnen bie 
betbeiligten Genofjenichaften die Entiehädigungsverpflich- 
tung unter ich vertheilen. Kommt eine Einigung nicht 
zu Stande, jo ift das Reich3-Verficherungsamt berechtigt, 
auf Antrag einer betheiligten Gevoſſenſchaft die Vertheil- 
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ung zu beftimmen. In ſolchem Falle ift nach Anhörung 
der betheiligten Vorſtände nad billigem Ermeffen feitzu- 
ftelen, mit welchem Antheile jede Genofjenfchaft an der 
Unfallentihädigung betheiligt ift, und welche Beträge 
derjenigen, welche vorläufig Entſchädigung geleiftet Hat, 
zu erftatten find. | 

I Die Heranziehung einer der im vorftehenden Ab- 
late bezeichneten Genofjenichaften zur Aufbringung eines 
Antheils an der Entichädigung kann auch dann nod er: 
folgen, wenn ein ablehnender Beſcheid der Genoſſenſchaft 
oder eine den Anſpruch des Entjchädigungsberechtigten 
ihr gegenüber zurüdmeijende Entjcheidung rechtsfräftig 
geworben ift. 

IU Die für die Feftitelung der Entſchädigung zu- 
ftändige Genofjenfchaft ift mangeld einer Vereinbarung 
dur das Reichs-Verſicherungsamt zu bejtimmen. 

Zu $ 85 vgl. Im. G. 8S 91, Bau:G. 8 37, SeeG. 8 89. 

1. 885 regelt neu ein VBertheilungsverfahren. Es 
findet Anwendung, wenn ein Unfall und die Befchäftigung, 
bei welcher er fich ereignet hat, mehreren Ber.Gen. desſelben 
Geſetzes oder verjchiedener Gejege zugehört. Diefe Möglichkeit 
befteht auch bei korrekter Katafterführung (88 58 ff.) und auch 
bei richtiger Anwendung bes $ 28 Abi. I und II über die Ab— 
grenzung der Ber. Gen. Einzelne Beichäftigungen können immer 
noch derart jein, daß fie gleichzeitig den Betrieben verſchiedener 
Genoffenſchaften zugehören. Das in folchen Fällen eintretende 
Bertheilungdverfahren beruht auf der Annahme, daß mehrere 
Sen. zugleich aus bemjelben Unfall und gegenüber demjelben 
Verficherten entjchädigungapflichtig find. 

2. Tem Verfahren hat ein Einigungsverſuch unter 
den betheiligten Ger.Gen. vorauszugehen. Dasfelbe kann ent: 
weder durch dieſe felbjt oder auch durch das auffichtführende 
VA. veranlaft werden. Die erfolgte Einigung ift durch über: 
einftimmende Bejchlüffe der beth. Ber.Gen. erzielt und bildet 
eine vertragamäßige Grundlage ber Entſchädigungspflicht. Die 
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Einigung muß ſich auch auf Bezeichnung der zur Feſtſtellung 
zuſtändigen Genoſſenſchaft erſtrecken. Sie kann hinfichtlich 
der Entſchädigung entweder dahin gehen, daß eine Gen. die 
Beſtreitung der ganzen Entſchädigung gegen entſprechenden 
Theilerſatz übernimmt oder dahin, daß, was namentlich bei 
Renten thunlich ift, jede ber betheiligten Gen. der Poſt gegen⸗ 
über den entjprechenden Theil des Erjaßes übernimmt. 

3. Bei miflungener Einigung hat das BA. dur Ent: 
fcheidung zu vertheilen. Es bedarf dazu eine? Antrags einer 
betheil. Ber.Gen. Das Berfahren ift nach Abf. II noch zu: 
Läffig, wenn eine der betheil. Ber.Gen. rechtskräftig ala nicht 
verpflichtet erfannt ift, nicht aber dann, wenn eine Ber.Gen. 
bereit3 rechtskräftig allein als verpflichtet erkannt iſt. Die 
Entſcheidung hat fi auf die Beftimmung des Antheild bezw. 
Rückerſatzes zu befchränten. Den Maßſtab der Bertheilung 
bildet der Antheil jeder Ber.Gen. an ber in Betracht Tonımen: 
den Beichäftigung und an dem eingetretenen Unfall. Vgl. 
Gräf-Keidel a.a.D. 3u 885 N. 2. Die Feltftellung und 
da3 daran anfnüpfende Verfahren bleiben vorbehalten. Mit 
der Feſtſtellung ift eine der betheil. Ber.Gen. zu beauftragen. 

4. Zuftändiges Verſicherungsamt vgl. $ 127 Abſ. Tu. I. 


8 86 (63). 

Die Berufögenofjenichaften find befugt, von der Rüd- 
forderung der gemäß 88 76, 78, 81 Abi. 2 vor rechts: 
Fräftiger Entfcheidung gezahlten Entſchädigungen abzuſehen. 

Zu $ 86 vgl. (m. &. $ 92, Bau:G. 8 37, See:G. $ 9, 
BE. 8 118. 

Vorläufige Entjchädigungen haben außer in den allegirten 
Fällen aud gem. 88 71 Abf. III und 73 Abf. II während des 
Feſtſtellungsverfahrens zu erfolgen. Alle diefe vorläufigen 
Zubilligungen unterjcheiden fi von freiwilligen Leiftungen, 
fie müffen gewährt werden, doch nur unter der Borausfegung 
nachfolgender rechtöfräftiger Feſtſtellung endgültiger Ent» 
ſchädigungspflicht. Entfällt diefe Vorausſetzung und wird 
nachträglich die Entjchädigungspflicht rechtskräftig entweder 
völlig abgelehnt oder wenigftend nicht in der Höhe der ge- 
Leifteten borläufigen Unterſtützung, fo befteht ein Anjpruch 
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der zahlenden Ber. Gen. auf Rüderfag entweder gegen ben 
Anterftüßten oder gegen die endgültig entjchädigungapflichtige 
er. den. 

Auf diefen Rückerſatz könnte die Ber.Gen. nad) der Regel 
bes $ 31 Abf. I nicht verzichten. 8 86 durchbricht alfo ben 
Grundſatz, daß die Ber.Gen. der Regel nach nicht? zu leiften 
oder zu erlaflen haben, wofür daß nicht durch daß Geſetz an: 
geordnet if. Die Ausnahme darf ausbehnend nicht inter: 
pretirt und dürfte daher auf bie vorläufigen Zubilligungen 
der SS 71 Abi. III u. 73 Abſ. II nicht angewendet werden, 
wenn nicht bier genau die gleiche causa vorläge. Es ift 
aber nicht nur die der Fall, fondern das Berzichtrecht für 
dieje beiden Arten von Zubilligungen erjicheint fogar um jo 
mehr gerechtfertigt al3 die Zubilligung in 88 71 u. 73 durch 
die Gen. jelbit angeordnet, während fie ihr nach 8S 78, 81 im 
Streitverfahren auferlegt worden ift. A. M. Gräf-Keidel 


a. a. O. S86N 
8 87 (64). 


Nach erfolgter Feſtſtellung der Entichädigung (88 69 ff.) 
bat der Genofjenichaftsvorftand dem Berechtigten die mit 
der Zahlung beauftragte Poftanftalt ($ 97) zu bezeichnen 
und der unteren VBerwaltungsbehörde des Wohnort über 
die dem Berechtigten zuftehenden Bezüge Mittheilung zu 
machen. Das Gleiche gilt beim Eintritte von DVerände- 
rungen. 

Zu 5 87 vgl. lw. ©. 893, Bau⸗-G. 8 37, See-G. $ 91; 
BE. 8 122, 8 123 Abi. I Sab 2. 

1. Bezeihnung der Poftanftalt. Diefe Nachricht 
erhält der Berechtigte an Stelle des früher (1884) auszu⸗ 
ftellenden Berechtigungsausweiſes. Die Legitimation der Poft 
gegenüber liegt nicht in dieſer Mittheilung, fondern in dem 
Feſtſtellungsbeſcheid bezw. gerichtlichen Erfenninii. Nur ihre 
Zahlungazuftändigfeit, nicht ihre Zahlungapflicht, entnimmt 
die Poftanftalt jener Mittheilung. Die Nachricht ift jedem 
Berechtigten zu geben. Rechtskraft des Beſcheides iſt nicht 
Borausfegung der Benachrichtigungspflicht. Die Benachrich: 
tigung kann im Bejcheide felbft oder felbftändig exrjolam. 
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Bei dorläufigen Zubilligungen ift ebenfall® Nachricht 
über die Auszahlungsftelle erforderlich. 

2. Mittheilung an die untere Verw. Beh. ($ 152). 
Diefe Behörde hat Berzeichniffe der Bezugsberechtigten zu 
führen und ift dadurch im Stand, ihrer nuetunftapfich ($ 144) 
über den Stand ber Bezugäberechtigten nach jeder Richtung, 
insb. den Ber.Gen., Verf. Anftalten und den Krankenkaſſen und 
armenpflegepflichtigen Gemeinden und jonftigen Verbänden zu 
genügen. 

Unter mitzutheilenden Beränberungen find vor Allem 
die durch nachfolgende Erfenntniffe der Schiedögerichte ober 
Verfiherungsämter, jowie die durch erneuten Tyeitftellungs: 
beicheid (88 84, 88, 75 N. 6) am urjprünglichen Feſtſtellungs⸗ 
befcheid vorgenommenen Nenderungen zu verftehen. 

Zur Mittheilung der Wohnfigänderung iſt ber Vorſtand 
nach 5 87 im Zuſammenhalte mit $ 97 Abſ. II wohl nur 
dann im Stande und verpflichtet, wenn ber Ueberweiſungs⸗ 
antrag gem. $ 97 Abſ. TI an ihn und nicht an die Poſtanſtalt 
des bisherigen Wohnfiges gerichtet worden ift. Eine all: 
gemeine Wohnfigfontrole findet ſeitens der Ri Gen. ihren 
Rentnern 2c. gegenüber nicht ftatt. Vgl. $ 94 Ziff. 3. 

Ueber die Form der Mittheilung (Poftkarte) vgl. A. N. 
XVI©. 807 N. 1831 (Rg. XX ©. 83), 


Beränderung der Berhältniffe. 
8 88 (65). 

1 Tritt in den Verhältniffen, welche für die Feſt— 
ftelung der Entichädigung maßgebend gewejen jind, eine 
weſentliche Veränderung ein, ſo fann eine andermeite 
Feſtſtellung erfolgen. 

U Nach Ablauf von zwei Jahren von der Redhts- 
fraft des Beſcheids oder der Entſcheidung ab, durch welche 
die Entſchädigung zuerft endgültig feſtgeſtellt worden ift, 
darf wegen einer im Zujtande des Verlegten eingetretenen 
Veränderung eine anderiveite Feſtſtellung, jofern nicht 
zwifchen ber Berufgenofjenihaft und dem Empfangs- 
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berechtigten über einen fürzeren Zeitraum ausdrüdliches 
Einverftändniß erzielt ift, nur in Zeiträumen von min- 
deiteng einem Jahre beantragt oder vorgenommen werben. 

U Die anderweite Feſtſtellung erfolgt innerhalb der 
eriten fünf Jahre von ber Rechtskraft der erwähnten 
Beicheide oder Entſcheidungen ab auf Antrag oder von 
Amtswegen durch Beſcheid der Berufsgenoffenfchaft, fpäter, 
fofern nicht über die anderweite Feſtſtellung zwiſchen der 
Berufsgenoflenfchaft und dem Empfangsberechtigten aus— 
drückliches Einverftändniß erzielt ift, nur auf Antrag 
dureh Entjcheidung des Schiedsgerichta. 

IV Zu dem Antrag auf Wiederaufnahme eines Heil- 
verfahrens ift neben dem Verletzten auch die Krankenkaſſe, 
der er angehört, beredtigt. 

Zu 8 88 vgl. Im. ©. $ 94, Bau⸗-⸗G. $ 37, See:G. 8 92; 
IVG. 8 120 


Aus dem früheren 8 65 find die SS 88 bis 92 der Novelle 
hervorgegangen. Es ift dad Verfahren bei Veränderung der 
Berhältnifie nunmehr genauer ausgeſtaltet worden. 

Die Unfallrenten find feine Benjionen, fondern 
Entihädigungen. Sie werden nicht zur Unterftühung Arbeit: 
ſcheuer, jondern ala Erjak für beeinträchtigte Erwerbsfähig— 
feit entrichtet und zwar ift bieß nicht nur Verwaltungs: 
marime, Sondern Recht. Die Renten find nur „für die 
Dauer“ der Erwerbsbeſchränkung zu gewähren (8 9 Abi. I 
Ziff. 2 und Abſ. II), das Heilverfahren ift nur für die Dauer 
der Heilbedürftigkeit anzuienden bezw. zu vergüten (8 I Abf. I 
Ziff. 1, 88 22, 23). Auch haben die Leiftungen aus der Unf.: 
Verf. ftetd nur ala Ausgleich für diejenigen Uebel einzutreten, 
welche Folgen bes Betriebaunfalles find. Die Leiftungen find 
auch, ſoweit fie fortdauernde find, doch immer nur Entſchä— 
digungen. Daraus folgt aber, daß Aenderungen, welche nach 
erfolgter Feſtſtellung der Entjchädigung im Leidenszuſtand 
ober ın der Beichräntung der Erwerbsfähigteit eintreten, bei 
der Entjchädigungaleiftung zu berüdfichtigen find. 
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Die fortdauernden Leiftungen würden ben fi) ändernden 
Derhältniffen genau und jederzeit anzupafien fein, wenn dem 
nicht die Rechtskraft der Beſcheide und Entſcheid— 
ungen entgegenftünde. in rechtöfräftiger Beſcheid (Ent« 
fcheidbung) ift jo lange zu vollziehen, bis er durch einen neuen 
2eldeib erjegt ift. Nur gewifje Ereigniffe erfeßen darin den 

Beicheid, daß fie unmittelbar Endigung oder Aenderung des 
Anſpruchs bewirken, fo der Tod des Berechtigten, durch welchen 
deſſen Anſpruch endigt, die Erreichung bes 15. Lebensjahres 
der rentenberechtigten Dejcendenten. In diefen Yällen ift 
neuer Bejcheid überflüffig. Sonft aber ift er nöthig, um die 
materiell begründete Aenderung oder Endigung der feitgeftellten 
geiftungen auch formell zu rechtfertigen. 

„Andermweite Feftftellung“ hat daher zu erfolgen, 
fobald „wejentliche Aenderung” der maßgebenden Verhältnifie 
zum Befjeren oder Schlimmeren eingetreten ift. Vgl. über 
das „Tann“ ftatt „muß” mein Reichgunfallverficherungs:- 
recht "©. 614 f. lleber bie Anwendung der Beitimmungen der 
Novelle auf Unfälle, die ſchon vor dem 1. Oktober 1900 fich 
ereignet haben, j. Abänd. Geſ. $ 27 Note 4, 5. 

Zu Abi. I: 1. Neue Feititelung gem. 88 88 ff. hat nur 
zu erfolgen, wenn die thatfächlichen VBerhältniffe, insbeſondere 
die Erwerbsfähigfeit und die Heilbedürftigkeit, fich geändert 
haben ; bei bloß veränderter Beurtheilung berjelben treffen 
bie 88587} nicht zu. Vgl. A. N. VIIS. 289 N. 1063 (Rg. IX 

©. 164), IX ©. 174 Nr. 1998 (Reger XII ©. 54). Milth, des 
bayer. LVA.'s IX S.118 Nr.699; die bloße Erwartung fünf: 
tiger Aenderung der Berhältniffe rechtfertigt dad Verfahren 
nad 88 88 ff. nit (A. N. IM ©. 351 f. Nr.409 u.415); da⸗ 
gegen ift dasſelbe nicht bloß dann gerechtfertigt, wenn bie 
frühere Feſtſtellung eine anerfennende war, ſondern auch bei 
ablehnendem früheren Bejcheid, wenn die Ablehnung nur er: 
folgte, weil eine Einfchränfung der Erwerbsfähigkeit nicht 
angenommen wurde, jpäter aber eine folche ala Unfallsfolge 
fi) herausſtellt. Mitth. des bayer. VA.'s IX ©. 93 Nr. 681. 

2. Neue Feſtſtellung ift ferner nur vorzunehmen, wenn 
bie Veränderung eine wejentliche if. Als wejentlich 
ist jede Veränderung bed Zuftandes anzujehen, welche eine 
Aenderung des Anſpruchs nad Art oder Höhe oder bie En: 
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digung des Anſpruchs zur folge hat. Solche Aenderungen 
find binfichtlich der Anfprüche des Verlekten felbft vor Allem 
die Beendigung der Nothwendigkeit eines Heilverfahrend. Es 
bedarf aladann einer neuen fFeitftellung, fowohl wenn Die 
frühere eltftellung auf die Dauer des Heilverfahrens be- 
ihränft war, ald auch wenn dieß nicht der all war. War 
die SFeltftellung nicht auf die Dauer des Heilverfahreng be: 
ihränft, jo bedarf e3 jedoch neuer Teftftellung nur, wenn der 
Verletzte biöher in einer Heilanftalt untergebradht war, oder 
wenn mil der Beendigung be3 Heilverfahren? ber Grad ber 
vorhandenen Erwerbsfähigfeit fich nicht unbeträchtlich ändert. 
Iſt dem Berlebten im früheren Bejcheid eine Rente wegen 
Minderung oder Berluft der Erwerbsfähigkeit zuerkannt 
worden, jo hat neue Teitftellung bei jeder nicht ganz um: 
beträchtlichen und nicht bloß vorübergehenden Befſſerung oder 
Verſchlimmerung bed Grades der Erwerbsfähigkeit ftatt: 
zufinden. Wenderungen von nur 5 9 im Grabe der Erwerbs: 
fähigkeit finden in der Praris feine Berüdfichtigung, Aen: 
derungen, die fih nur als ein Schwanten bes Gejundheits: 
zuftandes darftellen, ebenjowenig. Gewöhnung an einen De: 
fett und Uebung in der Benübung kranker Glieder, kann als 
Heilung oder Beſſerung angefehen werben. Der&influß des Alters 
oder jolcher Leiden, die nicht auf ben Unfall zurüdzuführen find, 
tommt al? Beränderung nicht in Betracht. Aenderung des 
Arbeitöverhältnifjes kommt an fi) auch nicht in Betracht. 

Aus der reichhaltigen Praxis vgl. insbeſondere A. N. IV 
©. 298 ff. R. 581 ff, S. 338 N. 621 auch S. 290 N. 568, V 
©. 379 ©. 759, ©. 398 N. 772, dann VII ©. 290 N. 1065 
(Rg. XI ©. 165), ©. 2:8 ff. N. 1062 ff. (Rg. XI ©. 163 ff), 
X16©. 256 N. 1461 (Rg XV ©. 108), XI S. 218. N. 1484 f. 
(Rg. XVI ©. 13 ff), XIV ©. 246 R. 1703, ©. 262 N. 1707 
(Rg. XVII ©. 21, 29); Mitth. des bayer. LBA.S III ES. 8 
Nr. 121, S. 65 Nr. 158, IV ©. 136 Nr. 280, 290, 568, V 
©. 378 Nr. 759, VI ©. 51 Nr. 419 u.A. m. Hob. zu 865 N. 8 
u.9. Eine Aenderung der Berh. Liegt nicht dor, wenn ber 
bisherige Grab der Erwerbsbeſchränkung bleibt und nur der 
benjelben bedingende Zuftand gewechfelt hat, fofern nur die 
Urſache immer der Betriebsunfall bleibt. Vol. A. N. XV 
©. 443 Nr. 1757 (Rg. XIX ©. 56). 
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3. Auch Wegfall der Bedürftigkeit als Vorausſetzung 
des Anſpruchs der Angehörigen oder Hinterbliebenen ($$ 17 
big 19, 22 Abſ. III) ift ala wejentliche Veränderung anzuſehen, 
nicht Dagegen MWiederverheirathbung ber rentenberedhtigten 
Wittwen (8 16 Abf. II), Eintritt eines Grundes für Ruben 
des Anſpruchs ($ 94) oder für Kapitalabfindung ($ 95). 

4. Ein Berziht auf Anwendung der 88 88 ff. ift bon 
feiner Seite zuläjfig. 

5. Ueber den Einfluß des jchulbhaften Verhaltens des 
Berlegten, wodurch Diejer die angezeigte Prüfung ber Ber: 
haltmiſe durch die De Gen. erſchwert oder verhindert, vgl. 
A. N. V S. 138 Nr. 654, ©. 140 Nr. 661, IX ©. 166 ff. 
Rr. 1217 ff. (Rg. XII ©. 12 ff.) XIV ©. 362 Nr. 1719 (Ro. 
XVII ©. 67). gl. auch $ 23 Abj. II. 

6. Nachprüfung der Grundlagen des früheren Bejcheides 
ift im Aenderungsverfahren nur beſchränkt zuläffig. Vgl. 
—P zu 8 65 N. 11 (insbeſ. A. N. Nr. 1187, 1188, 1193); ſ. auch 

A. N. XV ©. 422 Nr. 1744 (Rg. XIX ©. 33), wonach im Ber: 
fahren ber SS 88 ff. auch die frühere Annahme einer jchon 
vor dem erften Unfall vorliegenden Erwerbsbeſchränkung nicht 
bindend ift. 


Zu Ab}. II: 1. Ueber den Lintritt der Rechtskraft vgl. 
8 75 Note, 8 76 Abſ. II, 8 80 Abſ. II 

2. Die zweijährige Frift beginnt mit dem erften Tag 
nah Eintritt der Rechtskraft besjenigen Befcheides (Ent: 
fcheidung), wodurch zuerft eine anerfennende Feſtſtellung er: 
folgt if. War der erfte Beicheid ein ablehnender, jo findet 
Abf. II feine Anwendung. Die Friſt endigt mit dem Tag, 
welcher durch feine Bezeichnung dem Tag des Friftbeginnd ent- 
ſpricht. Die einjährige Trift beginnt mit dem im Beſcheid 
al? Anfangstag des geänderten Rentenbezugs bezeichneten Tag. 
AN. XVII S. 601 Nr. 1885 

3. Die gejegliche Cinſchränkung der Abanderlichkeit (don 
Jahr zu Jahr) bezieht fich nicht auf Aenderungen, welche ben 
Wegfall des Anspruchs durch Tod oder eine Kapitalabfindung 
(8 16 Abſ. II, 8 95) oder ein Ruhen ber Rente ($ 94) be: 
gründen. 

4. Eine Berlängerung der einjährigen Beharrungzfrift 
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kann weder burch Statut angeorbnet noch burch Vereinbarung 
erzielt werden. 

5. Eine Vereinbarung über Abkürzung ber Beharrungs⸗ 
friſt ift nicht in bloßem Stillſchweigen des einen Betheiligten 
zu dem Antrage des anderen zu finden. Eine Bereinbarung 
kann im Feſtſtellungsbeſcheid zum Ausdrud kommen. 

Zu Abf. II: 1. Die Entſcheidung des Schiedögericht® 
it eine Feftftellung, fein Urtheil; es finden deshalb die Grund» 
ſätze des Feſtſtellungsverfahrens (88 69 ff.) neben denjenigen 
über daS jchiedögerichtliche Verfahren entiprechende Anwend⸗ 
ung. ©. auch $ 90. 

2. Bon der Zuftändigfeit des Schiedsgericht? als Feſt⸗ 
ſtellungsinſtanz find die Fälle des $ 91 ausgenommen. 

3. Die Vereinbarung über Ausfchluß oder Auffchiebung 
der Zuftändigfeit bes Schiedsgerichts fann fi nur auf bie 
eftftellung, nicht auf das etwa nachfolgende Berufungs: 
verfahren erſtrecken. Soldye Vereinbarung begründet die Zus 
ſtändigkeit des Genofjenichaftsorganes zur Feſtſtellung über die 
erften fünf Jahre hinaus. Die getroffene Vereinbarung twird 
durch bie Feſtſtellung erfüllt und kann nachher nicht mehr, 
wohl aber vorher von beiden Seiten gelöft werden. Eine 
Vereinbarung über eine Feftftelungszuftändigkeit bes Schieds⸗ 
gericht? vor Ablauf der fünf Jahre ift unzuläffig und 
wirkungslos. Vorzeitige Feſtſtellung durch das Schiebögericht 
ft Rekursgrund. Ueber die Berechnung der fünfjährigen 
Friſt vgl. Abf. II N. 2. 

4. Antrag auf Feſtſtellung durch das Schied3gericht kann 
bon dem zur regelmäßigen ?yeititellung berufenen Genofjen- 
Ihaftsorgan und vom Berlegten geftellt werden. Der Ber: 
legte Tann den Antrag auch bei ber Ber.Gen. anbringen, 
welche denjelben an das zuftändige Schiedögericht Weiter: 
zuleiten hat ($ 76 Abi. II). 

5. Deber den Antrag auf Feſtſtellung durch die Ber.: 
Gen. vgl. A.N. VIII S. 334 Ne. 1183 (Rg. XI ©. 140). 

6. Im Berufungdverfahren kann bag Schiedögericht auch 
den neuen Beſcheid der Ber.Gen. nicht zu Ungunften des Ver: 
leßten ändern. AN. IV ©. 347 Nr. 635. 

7. Weber den Rekurs vgl. $ 90. 


15* 
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I Wird innerhalb ber erſten fünf Jahre ein neuer 
Beicheid erlaffen, bevor die frühere Entjcheidung über 
die Höhe der Entichädigung die Rechtskraft erlangt bat, 
fo muß die NRechtsmittelbelehrung in dem die Nente ab: 
ändernden Beicheide darauf hinweiſen, daß dur” das 
gegen den früheren Bejcheid eingelegte Rechtsmittel ber 
Eintritt der Rechtskraft des neuen Beſcheids nicht ge— 
hemmt wird. Abjchrift des neuen Beſcheids iſt derjenigen 
Stelle, bei welcher das Verfahren über den älteren Be— 
ſcheid ſchwebt, mitzutheilen. Dieſe ift berechtigt, bei Ent- 
\heidung der älteren Sache darüber zu befinden, welche 
Entihädigung für die Zeit nach Erlaß des neuen Be— 
icheids zu gewähren if. Ein in Folge der Anfechtung 
des neuen Beſcheids etwa eingeleitetes Verfahren ift als: 
dann einzuftellen. 

U Bor einer Herabfegung oder Aufhebung der Rente 
ift dem Rentenempfänger unter Mittheilung derjenigen 
Unterlagen, auf Grund deren die Herabjegung oder Auf: 
hebung erfolgen joll, Gelegenheit zur Aeußerung zu geben. 

I Eine Erhöhung der Rente kann nur für die Zeit 
nach Anmeldung des höheren Anſpruchs gefordert werden. 

N Eine Minderung, Einftellung ($ 94) oder Auf: 
hebung der Rente tritt mit Ablauf des Dionats in Wirk: 
jamfeit, in weldjem der die Veränderung ausfprechende 
Beſcheid zugeſtellt worden ift. 

3u $ 89 vgl. Im. ©. 8 95, Bau:G. 8 37, See⸗-⸗G. 8 93. 

8 89 betrifft da8 Teftftellungsverfahren innerhalb der 
fünfjährigen Friſt ($ 88 Abi. II). Das Verfahren ift in 
der Regel das gewöhnliche Feſtſtellungsverfahren gem. 88 69 ff. 


3u Abdf, I: Abſ. I oxbnet für den Gall, daß ein ‚neuer 
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Beicheid während der Schwebe bed Rechtömittelverfahreng 
über den früheren Beſcheid erlaffen wird, zweierlei an: 

1. &3 ift dem neuen Bejcheid die Rechtsmittelbelehrung 
beizufügen. Vgl. 8 76 Abi. IV. Der Mangel bildet einen 
Wiedereinfegungsgrund. 

2. Das Gericht (Schiedögericht, Verficherungsamt), welches 
im Rechtämittelverfahren mit dem früheren Beicheid befaßt 
ift, ift von dem erlaflenen neuen Beſcheid durch Abfchrift zu 
verftändigen und kann entweder dem Rechtömittelverfahren 
gegen den neuen Bejcheid feinen Lauf Taffen oder die neue 
Sache mit der alten verbinden und unter Berüdfichtigung 
de3 neuen Beſcheides und feiner Grundlagen zugleich über 
den alten und den neuen Beſcheid entfcheiden. Das Gericht 
kann die Verbindung vornehmen, fowohl wenn ber neue Be: 
icheid angefochten worden ift, als auch wenn dieß nicht ge- 
ſchehen ift. Hat e8 die Verbindung eines angefochtenen neuen 
Beicheid3 vorgenommen oder ift nach der Verbindung ber 
neue Beſcheid angefochten worden, jo hat ed das neue Rechte: 
mitteloerlahren einzuftellen. 

Adi. II entipricht dem 8 70 Abj. I. 870 abi II findet 
hier feine entjprechende Anwendung. A. N. XVII S. 178 
ae. 1839 (Rg. XXI S. 6), XVII ©. 399 Nr. 1864 (Rg. XXI 

. 39). 

Zu Abſ. II u. IV. Die Beitimmungen find aus $ 65 
Abf. III u. IV des Gef. v. 1884 herübergenommen. Die neue 
Feſtſtellung kann in allen Fällen, mag fie durch die Ber. Gen. 
oder das Schiedägericht erfolgen, Erhöhung oder Minderung, 
Einftellung ober Aufhebung ber Leiftung ausſprechen, nur 
für die Zukunft wirken. Cine Berjährung des Anſpruchs auf 
erhöhung giebt ed nicht. Dal. AN. XVI ©. 671 Nr. 1809 
(Rg. X 44). 

Auch gegenüber neuen Yeltftellungabefcheiden hat die Be: 
rufung bezw. der Rekurs feine aufjchiebende Wirkung (8 76 
Abſ. V). Die Folge ift, daß neuerdingd erhöhte Leiftungen 
fofort zu gewähren und vo inderungen ebenfall3 jofort 
anzunehmen find. Vgl. 8 90 Abf. I. 

Zuſtellung ſ. 8 155. 


8 90 (65). 
I Die andberweite Fejtftellung einer Rente no Üh- 
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lauf der erften fünf Jahre kann nur für die Zeit nach 
Zuftelung des Antrags gefordert werden. Im Uebrigen 
wird der Zeitpunkt, von welchem an bie Erhöhung, Min— 
derung oder Aufhebung der Rente in Kraft treten joll, 
in der Entſcheidung des Schiedsgerichts feſtgeſetzt. Ebenſo 
beſtimmt das Schiedsgericht, in welchen Summen und 
Friſten die ſeit dem Inkrafttreten der Rentenminderung 
etwa bezahlten Mehrbeträge durch Kürzung ſpäterer 
Rentenbezüge zur Erſtattung gelangen ſollen. Das Schieds⸗ 
gericht kann auf Antrag auch ſchon vor dieſer Entſchei⸗ 
dung im Wege der einſtweiligen Verfügung anordnen, 
daß die fernere Rentenzahlung bis zur rechtskräftigen 
Entſcheidung über den Antrag auf Aufhebung oder Min— 
derung der Rente ganz oder theilweiſe eingeſtellt werde. 

U Auf die Entſcheidungen des Schiedsgerichts finden 
die Beftimmungen der 88 80 ff. über das Rechtsmittel 
des Refurfes entjprechende Anmendung. Gegen die im 
Abſ. 1 Sat 2 bis 4 bezeichneten Entjcheidungen und Ver: 
fügungen des Schiedögerichts findet jedoch ein Rechtsmittel 
nicht ftatt. 

II Wird der Antrag auf Abänderung der Rente 
dem Schiedsgerichte unterbreitet, bevor die frühere Ent- 
iheidung über die Höhe ber Entichädigung die Rechts— 
fraft erlangt hat, jo tjt die Stelle, bei welcher das frühere 
Derfahren anhängig ift, berechtigt, in diefem darüber zu 
befinden, welche Entſchädigung für die Zeit nad) Zu: 
jtelung des Antrags auf Abänderung der Rente zu ge= 
währen ift. 

Zu 8 90 vgl. Im. &. 8 90, Bau⸗G. 8 37, See⸗G. 8 94. 


$ 90 betrifft dag Verfahren nach Ablauf ber fünfjährigen 
Frift ($ 88 Ab. III, vgl. R. 1). 8 90 findet feine Anwendung, 
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wenn vereinbarungegemäß bie Feſtſtellung nach Ablauf dieſer 
greift durch die Ber.Gen. erfolgt. 

Zu Abi. I: Einfttweilige Verfügungen (Sat 2) fann nur 
das Schiebögericht jelbft, nicht auch der Borfigende allein er 
lafſen. A. R. XVILE. 364 Nr. 1857 (Ng. XXT ©. 36). 

Zu Abf. II: Die Berufung fällt aus. Einftweilige Der 
fügungen auf Grund bes Abf. I find nur durch Beſchwerde 
zum Berficherungdamte anfechtbar. 

Zu Abi. IT: vgl. 89 Abſ. I Note. 

Ss 9 (65). 

Die anderweite Rentenfeftfegung nach Abſchluß eines 
neuen SHeilverfahrens, die Einftelung von Rentenzah⸗ 
lungen ($ 94) ſowie bie Ablöfung einer Rente durch 
Kapitalzahlung ($ 95) erfolgt auch nad) Ablauf des im 
8 88 Abſ. 3 vorgefehenen Zeitraums durch Beſcheid der 
Berufsgenoſſenſchaft. 

Zu 8 91 vgl. lw. ©. 8 97, Bau⸗G. 8 37, See⸗G. 8 95. 

„Neues Heilverfahren” vgl. 8 23 Abſ. I. 8 91 bildet eine 
Ausnahme zu 8 88 Abf. III; vgl. N. 2 dortjelbit. 

8 92 (65). 

Iſt der Verlebte, für welchen eine Entfchädigung 
fejtgeftellt war, in ‘Folge der Verlegung geitorben, jo 
muß der Anfprud auf Gewährung einer Entjchädigung 
für die Hinterbliebenen, falls dieſe Entichädigung nicht 
von Amtswegen fejtgeitellt ift, bei Vermeidung des Aus» 
Schluffes vor Ablauf don zwei Sahren nach dem Tode 
bes DVerletten bei dem zuftändigen Vorftand oder bei der 
für den Wohnort des Entiehädigungsberechtigten zuftän- 
digen unteren DBerwaltungsbehörde angemeldet werden. 
Nah Ablauf diefer Friſt ift der Anmeldung nur dann 
Tolge zu geben, wenn zugleich glaubhaft beicheinigt wird, 
daß der Entjichädigungsberechtigte von der Verfolgung 
feines Anspruch durch außerhalb feines Willens Tirgente 
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Verhältniſſe abgehalten worden ift, und die Anmeldung 
innerhalb dreier Monate, nachdem das Hinberniß meg- 
gefallen, erfolgt if. Im Uebrigen finden auf das Ver— 
fahren die Vorfchriften der 88 69 bis 87 entiprechende 
Anwendung. 

3u 8 92 vgl. Iw. &.$ 98, Bau:G. $ 37, Eee:G. 8 96. 

8 92 ift aus $ 65 Abſ. II des Gef. von 1884 herüber- 
genommen. Die Borfchrift entfpricht der Regel des $ 72 
Abf. I und II. 8 92 behandelt nur einen bejonderen Fall 
einer „mwefentlichen Veränderung” im Sinne des $ 88 Ab}. I, 
nämlich) den Fall des Todes eines durch Betriebdunfall Ver: 
leßten, für welchen eine Entſchädigung ſchon feftgeftellt war. 

Es ift alfo vorausgeſetzt, daß die erſten 13 Wochen jeit 
dem Unfall fchon abgelaufen find und dab eine Feſtſtellung 
der Entichäbigung ſchon vor dem Tode erfolgt war. Welcher 
Art die feitgeftellte Entſchädigung war, ift gleichgültig. Tas 
RDU. nimmt aud) an, daß es einer förmlichen Tyeftitellung 
durch Beicheid ($ 75) nicht bedürfe. Es genügt alſo wohl 
auch vorläufig erfolgte Zubilligung ($ 71 Abf. II, 8 73 
Abi. I). A. N. VII S. 290 Nr. 1066 (Rg. XI ©. 166), XIII 
©. 514 Nr. 1666 (Rg. XVII ©. 166 f.). Hdb. zu $ 65 N. 12. 
Daß Leiftungen in der That erfolgt, oder daß diefelben bis 
zum Zodestage fortgejegt worden find, ift nicht erforberlich. 
Auch ein ablehnender Befcheid, der nur deshalb erfolgte, weil 
Folgen be3 anerkannten Betriebaunfalles zunächſt nicht hervor: 
getreten waren, wird ala TTeltitellung angenommen. 

Mar eine Feftftellung überhaupt nicht erfolgt, fo wird 
gemäß 8 72 Ab. I die zweijährige Antragsfrift vom Tage 
des Unfalls auch für bie Hinterbliebenen berechnet. 

Die Verpflichtung der Ber.Gen. von Amtswegen feft: 
yuhglen beiteht auch in Fällen des $ 92. Vgl. Noten bei 


Tälligfeitstermine. 
8 93 (66). 
I Koften des Heilverfahrens und Sterbegelder find 
dinnen einer Woche nad) ihrer Teititelung, Renten in 
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monatlichen, und wenn fich ber Jahresbetrag auf fechzig 
Mark oder weniger beläuft, in vierteljährlichen Beträgen 
im voraus zu zahlen, Tetteres inſoweit, als nicht im 
voraus anzunehmen ift, daß die Rente vor Ablauf des 
Bierteljahrs fortfält. Die Renten werben auf volle 
fünf Pfennig für den Monat beziehungsmeije das BViertel- 
jahr nach oben abgerunbet. 

1 Im &inverftändniffe mit dem Entſchädigungs⸗ 
berechtigten kann die Berufsgenofjenichaft anordnen, daß 
die Zahlung in längeren Zeitabjchnitten erfolgt. 

u Fällt das Recht auf den Rentenbezug im Laufe 
des Monats, für welchen die Rente gezahlt war, fort, 
jo ift von einer Rüdforderung abzujehen. Wenn für 
einen Theil des Monats die Rente für den erlebten 
mit der Rente für die Hinterbliebenen zujammentrifft, 
jo haben die Hinterbliebenen den höheren Betrag zu be: 
anſpruchen. 

IV Ein Verzicht auf die Rückforderung iſt auch dann 
zuläffig, wenn die Rente für längere Zeitabjchnitte ge— 
zahlt war. 

908 Zu 5° vgl. Im. &. 8 99, Bau:G. 8 37, See G. 8 97; 

Zu ai. I: 1. Neber Berechnung ber Woche vgl. BGB. 
38 186 ff. 

2. Bei Renten find die Monats: bezw. Vierteljahrs: 
Raten ſowie auch die gemäß Abf. Il etiva vereinbarten Raten 
jür größere Zeitabfchnitte ftet nach Kalendermonaten zu be- 
rechnen und am erxften eines Monats zn entrichten. Beginnt 
die Leiftungspflicht während eines Kalendermonats, fo ift bie 
Rate de3 eriten Monats nach der Zahl der noch nicht ab: 
'gelaufenen Ru a des Monats zu bemeſſen und fofort zu ent: 
ae. . 160 Nr. 191. Vgl. au Höb. zu 


3. Zaahlte vorläufige Zubilligungen find auf die Raten 
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ber feftgeitellten Rente entfprechend engurechnen. 8 71 Abf. IT, 
8 73 Abf. II, $ 78 Schlußjaß, $ 81 Abf. I 

4. Abrundung vol. AN. VI ©. 205 Nr. 993 (Rg. IX 

©. 87), Hob. zu$ 66 N. 5f. 

5. Berechnung der Vierteljahrörente: X. N. XVII ©. 235 
Nr. 1845 (Rg. XXI ©. 27). Befindet fi ein Verletzter im 
Bezug von mehreren Renten je unter 60 A, fo ift jede ber: 
felben in vierteljährigen Beträgen zu zahlen. A. N. XVII 
©. 363 Nr. 1853 (Rg. XVI ©. 34). 

Zu Abf. II: Das Einverftändniß ſetzt beiderjeitige aus: 
drückliche Willenderflärung voraus und kann im Feſtſtellungs⸗ 
beicheid zum Ausdrud kommen. Längere ala einjährige Zeit: 
u, find nicht zuläffig. 

Abf. III u. IV vgl. $ 89 Abi. IV. Im Fall bes 
Abi. " liegt bei Unterlaffung der Rüdjendung ein Ber: 
zicht vor, ber Verletzte 2c. hat Anſpruch auf die volle Mo: 
natörate. 
Mi Tür gr gie n Uebergangszeit vgl. A.N. XXI ©. 806 Nr. 1830 
(Ag. XX ©. 83). 


Ruhen der Rente. 
8 94 (neu). 
Das Recht auf Bezug der Rente ruht: 

1. folange der Berechtigte eine die Dauer von einem 
Monat überfteigende Freiheitsftrafe verbüßt oder 
jolange er in einem Arbeitshaus oder einer Beſſe— 
rungsanftalt untergebracht ift. Hat der Berechtigte 
im Inlande wohnende Angehörige, welche im Falle 
feines Todes Anſpruch auf Rente haben würden, 
jo ift diefen die Rente bis zur Höhe jenes Anſpruchs 
zu übermeijen; 

2. folange der berechtigte Ausländer nicht im Inlande 
feinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Dieſe Beſtim⸗ 
mung fann durch Beichluß des Bundesrath für 
beftimmte Srenzgebiete oder für ſolche auswärtige 
Staaten, durch deren Geſehtgebung deutſchen, durch 
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einen Betriebsunfall verlegten Arbeitern eine ent- 
Iprechende Fürſorge gewährleiftet ift, außer Kraft 
gejegt werden; | 

3. ſolange der berechtigte Inländer im Auslande jich 
aufhält und es unterläßt, der Berufsgenofienichaft 
feinen Aufenthalt mitzutheilen. 


Das Reichd-Verficherungsamt hat über die Mit: 
theilung des Aufenthaltsort3 nähere Vorjchriften zu 
erlaffen und darin anzuordnen, daß der Renten- 
berechtigte fich von Zeit zu Zeit bei einem beutfchen 
Konful perjönlich vorzuftellen hat. 

Weiſt der Entichädigungsberechtigte nach, daß 
er der Vorſtellungspflicht ohne jein Verſchulden nicht 
hat genügen können, jo lebt injoweit das Recht auf 
den Bezug der Rente wieder auf. 


3u 8 94 vgl. Im. &. $ 100, Bau:G. 8 37, See⸗G. 8 98, 
G.8 48. 


IV 

8 94 iſt den bisherigen Beſtimmungen des Bau⸗UVG. 
(1887) 88 39, 48 und des See-G. (1887) 8 75 entnommen und 
dem 8 48 des IVG.'s nachgebildet. 

1. Ruhen kann nur der Anſpruch auf Rente, nicht auch 
der Anſpruch auf Heilkoſtenerſatz oder Sterbegeld. Nicht nur 
die Rente des Verletzten, auch diejenige der Angehörigen oder 
Hinterbliebenen ruht. 

2. Das Ruhen des Rentenanſpruchs beſteht nicht nur im 
Ausbleiben der Zahlungspflicht, ſondern im Ausbleiben des 
Anſpruchs. Uebertragung des ruhenden Anſpruchs (8 96) iſt 
unmöglich. 

3. Das Ruhen dauert fo lange als der dasſelbe ver- 
urfachende Zuftand. Bei Beginn des Ruhens und bei 
Miederaufleben des Anſpruchs bedarf es je eines feftjtellenden 
Befcheides, den das für die Feſtſtellung zuftändige Organ ber 
Ber.Gen. zu erlaffen hat. (Ander® Gräf-Keidel a. a. O. zu 
5 94 N. 1.) Der Bejcheid ift aber nicht dur Berufung, 
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fondern nur durch Beſchwerde zur Auffichtäftelle anfechtbar. 
(So ridtig Gräf-Keidel a. a. O. 

4. Das während des Ruhens etwa Geleiſtete iſt Gegen⸗ 
ſtand eines civilxechtlichen Ron ernannten. Val. 
meine Audgabe bed IVG.'s 2. Aufl. zu 8 48 

Zu Ziff. 1: Freiheitaftrafe: — Gefängnif, 
Teftungshaft, Haft: StGB. SS 14—18; Arbeitshaus: 
StGB. 8 362; Beiferungdanftalt: StGB. 855. An: 
—A J. 15 Ziff. 2, 88 16 ff. Bol. IVG. 8 48 Ziff. 3 


Su Si. 2 : Ausländer = Nichtbeutfche. Anland 
— das Gebiet der Slaaten des Deutſchen Reichs einſchließlich 
Elſaß-Lothringen aber ausſchließlich der Schutzgebiete. Ge— 
wöhnlicher Aufenthalt iſt nicht gleichbedeutend mit 
Wohnſitz. Vgl. 8 95 Abſ. II. Die Vorſchrift hat keine rück— 
wirkende Kraft für die ſchon vor dem 1. Oftober 1900 be: 
willigten Renten binfichtlich der zu jener Zeit im Ausland 
fih aufhaltenden Ausländer. AN. XVII ©. 551 Nr. 1875 
(Rg. XXI ©. 70). 

Al Grenzgebiete im Sinne des 8 94 Ziff. 2 (vgl. 
IVG. 8 48 zu Ziff. 4 Note, BO. dv. 16. Mai 1891 und 5. Mai 
1892) hat der BR. (BO. vd. 13. Oltober 1900, 29. Juni 1901, 
AN. XVI S. 740, XVII ©. 450) alle Länder der dfterr.: 
ungariſchen Monarchie, welche im Reichsrath vertreten 
find, das Königreich Jtalien, das Großherzogthum Luxem— 
burg und Grenzgebietötheile von Dänemark, Niederlanden, 
Belgien, Schweiz und Rußland erklärt. 

Zu Ziff. 3: Ein bloß vorübergehender Aufenthalt im 
Ausland, jolange berjelbe etwa nur den Charakter einer Reife, 
eines Beſuchs u. dgl. hat oder folange der Berechtigte auf 
einem deutfchen Echiff verweilt (A. N. XIV ©. 265 Nr 1711, 
Rg. XVII ©. 33), bewirkt nicht das Ruhen bes Anipruche. 
Anbererjeitd wird aber die Verlegung bed Aufenthalts ins 
Ausland nicht etwa dadurch vermieden, daß ber Betreffende 
En jeweil® nur zur Erhebung der Rente im Inland ein: 
inbet. 

Der Inländer kann bei Verlegung des Aufenthaltes 
ins Ausland Gmpfangäbeftätigung feiner Mittheilung be: 

anſpruchen. 
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Dad RVA. hat ſolche Vorſchriften erlafſen in dem Rund: 
ſchreiben vom 5. Juli 1901 (A. N. XVII S. 451ff.). S. Anl. 10. 
Dieſe Vorſchriften des RPA.'s haben Geltung für alle 
S 197 senofienjöaften mit Ausnahme der See-Ber.Gen. Vgl. 


Kapitalabfindungen. 
8 95 (67). 

I Iſt bei theilweifer Ermwerbsunfähigfeit eine Rente 
von fünfzehn oder weniger Prozent ber Vollrente feit« 
geftellt, jo fanıı nach Anhörung der unteren Verwaltungs: 
behörde die Berufsgenoſſenſchaft den Entichädigungs- 
berechtigten auf feinen Antrag durch eine entfprechende 
Kapitalzahlung abfinden. Der Berlegte muß vor An 
nahme jeines Antrags darüber belehrt werden, bab er 
nach der Abfindung auch in dem alle keinerlei Anſpruch 
auf Rente mehr Habe, wenn fein Zuftand fich erheblich 
verichlechtern würde. Gegen den Beicheid, durch welchen 
die Kapitalabfindung fejtgejegt wird, ift Berufung ($ 76) 
zuläffig.e.. Das Rechtsmittel Hat in diefem Falle auffchie- 
bende Wirkung. Bis zur Verkündung der Entfcheidung 
kann der Antrag zurüdgezogen werden. Die Entſchei— 
dung des Schiedsgerichts ift endgültig. Sie fann nur 
auf Beftätigung oder auf Aufhebung des Beſcheids lauten. 

II Iſt der Entichädigungsberechtigte ein Ausländer, 
jo kann er, falls er feinen Wohnfig im Deutichen Reiche 
aufgiebt, auf feinen Antrag mit dem dreifachen Betrage 
der Yahresrente abgefunden werden. Durch Beſchluß des 
Bundesrath3 kann dieje Beitimmung für beftimmte Grenz- 
gebiete oder für die Angehörigen folcher ausmwärtiger 
Staaten, durch deren Gefeßgebung beutfchen, durch Unfall 
verlegten Arbeitern eine entjprechende Fürſorge gewähr— 
leiftet ift, außer Kraft gejegt werben. 
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HI Diefe Beftimmungen finden auch Anwendung auf 
ſolche Renten, welche vor dem Anfrafttreten dieſes Geſetzes 
feftgeftellt worden find. Wird eine ſolche Abfindung im 
Saufe der erjten drei „Jahre nad Inkrafttreten des Ge— 
ſetzes ausgeſprochen, jo find die Berufögenoffenfchaften 
berechtigt, die erforderlichen Mittel aus dem Reſervefonds 
zu entnehmen. Diefer ift dann nach näherer Anordnung 
des Neicha-Verfiherungsamts ($ 34 Abi. 2) wieder zu 
ergänzen. 

3u 8 95 vgl. Im. G. 8 101, Bau-G. 8 37, See. 8 99; 
IVG. 8 26. 

Kapitalabfindung war bisher nur gegenüber Aus— 
ländern, die ihren Wohnſitz ins Ausland verlegten, zuläjfig. 
Die Abfindung der Eleinen Rentner ift neu und von großer 
praftifcher Tragweite. Vgl. Mot. zu $ 67 des Entw. (S. 46) 
und Komm.Ber. S. 96 ff. Es wird dadurch nicht nur bie 
Form und theilweife auch der materielle Werth der Ent: 
Ihäbigung in einer großen Anzahl von Fällen verändert, 
fondern es findet auch eine ganz erhebliche Entlaftung der 
Derwaltung an Mühe und Koften ftatt und e3 wird durch 
die veränderte Form der nt Hädigung auch die Form der 
Dedung verändert. Das Umlageprinzip ift zwar auch für 
die Dedung der Laſt der Kapitalabfindungen formell maß: 
gebend, materiell ift aber diefe Deckung mit einer Kapital: 
dedung jehr nahe verwandt. Zuläffigkeit der Abfindung 
eined DVerficherten, der fich im Bezug mehrerer Renten von 
höchſtens 15°/0 befindet: U. N. XVII ©. 178 Nr. 1838 (Ro. 
XXI ©. 6); 

Zu Abf. I: 1. Kapitalabfindung ift die Umwandlung 
einer fortlaufenden Rentenſchuld in eine einmalige Rapital: 
ſchuld. Die Abfindung konſumirt die ganze Renten: 
ſchuld, fie kann nicht nur wegen eines Theils derjelben oder 
nur für eine beflimmte Zeit oder nur für die Dauer eines 
beftimmten Zuftandes oder Grades der Erwerbsunfähigkeit 
erfolgen, fondern fie erfeßt die ganze Rentenſchuld, wie fie 
fich als Entichädigung für den Betriebsunfall jetzt oder bei 

eftvaiger Fünftiger Aenderung der Berbhältnifie darttellt. Vgl. 
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A. N. XVI ES. 685 Nr. 1814 (Re. 20 ©. 58). Dagegen ſchließt 
die Abfindung andere nebenher laufende Leiftungen, insb. 
Heilfoftenerfag nicht aus. Für Heilkoften freilich, welche 
nach erfolgter Abfindung noch aufzuwenden find, hat bie 
Ber.Gen. nicht aufzulommen. Abfindung ift regelmäßig nur 
nach abgejchloffenem Heilverfahren vorzunehmen. Eine Ab: 
findung ber Angehörigen oder Hinterbliebenen findet nicht 
ftatt. Dagegen wird duch die Abfindung eines Verletzten 
bei nachfolgendem Tod der geſetzliche Rentenanjpruch der 
Hinterbliebenen nicht ausgeſchloſſen. 

2. Die Abfindung muß eine entfprechendbe fein. Die, 
Motive (S. 46) jagen: „fie muß nach der durch das Lebens: 
alter und die körperliche Beichaffenheit des Berechtigten be: 
dingten vorausfichtlichen Dauer des Rentenanfpruch® abgeftuft 
werden.” Dieß ift indeß nur eine Anmweifung, feine Norm 
für das richterliche Ermefien. Das RVA. nimmt jchon nad) 
dem bisherigen Recht an, dab die Höhe ber Abfindung?: 
jumme fo zu beftimmen fei, daß die Abfindung in Berüd: 
fihtigung aller Umjtände des Einzelfalled als ausreichender 
Erſatz des durch den Unfall entftandenen Schaden? ericheine. 
A. N. XII ©. 461 Nr. 1549 (Rg. XVI ©. 115). Außer der 
körperlichen Beichaffenheit bes Berechtigten und ber voraus— 
fichtliden Dauer des Rentenbezugd ift auch die Höhe ber 
bisher gewährten Rente zu berüdfichtigen. Die voraußficht- 
lihe Dauer des Rentenbezug® hängt vor allem von der dor: 
ausfichtlichen Lebensdauer und Erwerbsbeſchränkung des Ver- 
legten ab. Eine gewiſſe Willfür der Schäßung ift dabei 
nicht anders zu vermeiden als durch möglichite Erzielung 
eines Einverftändnifjes zwiſchen den Betheiligten auf Grund: 
lage ärztlicher Ausſage. 

3. Abfindung findet nur auf Antrag ftatt. Die Ab- 
findung ift durch förmliche Feſtſtellung auszuſprechen. 
Die Feſtſtellung obliegt dem nach 8 69 zuftändigen Organ 
der Ber.Gen. Wird der Antrag abgelehnt, jo findet nur Be: 
ſchwerde zum Verficherungsamt, feine Berufung zum Schieba- 
gericht ftatt, Sol Abfindung erfolgen, jo hat die Ber.Gen. 
mit dem Berlegten über die Höhe ber Abfindung zu ver: 
handeln und die untere Berw. Beh. gehört zu werden. Die 
Feſtſetzung der Höhe ber Abfindungsjumme ift aber weder 
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von der Zuftimmung de Berletten, noch von dem Gutachten 
ber unteren Verw. Beh. abhängig. Bis zur förmlichen Feſt⸗ 
fegung kann der Antrag zurüdgezogen werden (Motive ©. 46). 
Sin der Unterlaffung der Zurüdziehung liegt noch fein Ber: 
zicht auf das Rechtsmittel der Berufung. Die Berufung ift 
in diefem Fall fein eigentliche Rechtsmittel, ſondern nur 
eine Fortſetzung des Antrags, der bis zur Entjcheidung des 
Schiedsgericht? zurürgezogen werden kann. Nur binfichtlich 
der Form, Friſt 2c. ift die Berufung wie dad Rechtömittel 
zu behandeln. 

| 4. Das Urtheil der angehörten unteren Verw. Beh. 
ift für die Ber.Gen. nicht bindend. Vgl. ben inftruftionellen 
Deicheid AN. XVII ©. 399 Nr. 1865 (Rg. XXI ©. 39). 

5. Bei neuem Unfall ift erneute Rentenfeltitellung und 
erneute Abfindung möglich. Vgl. Hob. zu 867 N. 4. 

Zu Abſ. II: Ausländer — Nicht-Deutſche. Abfindung 
iſt nur zuläffig bei dauernder Verlegung des Wohnſitzes, 
nicht bloß bei Wechſel des Aufenthaltes. Die kundgegebene 
Abſicht der Verlegung genügt, wenn bereits Schritte zur Ver: 
wirflichung derſelben gefchehen find. Rückkehr nach erfolgter 
Abfindung macht den Anſpruch auf Rente nicht wieder auf: 
leben. Vgl.8 94 Ziff. 2; auch binfichtlich der Grenzbezirke. 
— Die befonderen Vorſchriften des Abf. I über das Ber: 
fahren finden bier feine Anwendung. Der Abfindungsbejcheid 
ift von dem nach 8 69 zuftändigen Organ zu erlaffen. Be: 
rufungs- und Rekursverfahren beftimmen fich nach den allg. 
Regeln. Zurüdnahme des Antrags ift nur dor erfolgter 
Feſtſtellung durch die Ber.Gen. möglich. Ueber erneute Feſt⸗ 
ſtellung vgl. oben N. 5. 

Zu Abſ. III: Die Vorfchrift bezieht fi) auf die Fälle 
des Abf. I und IL, aber nur auf ſolche Renten, die dor dem 
1. Oftober 1900 feftgeftellt worden find. A. NR. XVII ©. 363 
Nr. 1852 (Rg. XXI ©. 34). 


Mebertragung ber Anſprüche. 
& 96 (68). 
I Die Uebertragung der aus diefem Geſetze ſich er- 
gebenden Anſprüche auf Dritte fowie deren Verpfändung 
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oder Pfändung hat nur infomeit rechtliche Wirkung, als 
fie erfolgt: 

1. zur Dedung eines Borfchuffes, welcher bem Beredh- 
tigten auf feine Anfprüche vor Anweifung der Rente 
oder des Sterbegeldes von dem Betriebsunternehmer 
oder einem Genoffenichaftsorgan ober bem Mitglied 
eines jolcden Organs gegeben worden ift; 

2. zur Dedung der im $ 850 Ab. 4 der Civilprozek- 
ordnung bezeichneten Forderungen; 

3. zur Dedung von Forderungen ber nach 88 25, 27 
erjaberechtigten Gemeinden, Armenverbände und an 
deren Stelle getretenen Betriebsunternehmer und 
Kaffen, ber Krankenkaſſen ſowie ber Verficherungs- 
anftalten für SInvalidenverficherung. 

U Die Anſprüche dürfen nur auf gefchuldete Bei» 
träge, auf gezahlte Vorſchüfſe, auf zu Unrecht gezahlte 
Entihädigungen, auf die zu erjtattenden Koſten des Ver⸗ 
fahrens, auf die vom Vorſtande verhängten Gelbftrafen 
fowie auf die im 8 136 Abf. 1 bezeichneten Ptegreß- 
anſprüche ber Berufögenofjenichaften aufgerechnet werden. 

I Ausnahmsweiſe darf der Berechtigte den Anſpruch 
ganz oder zum Theil auf Andere übertragen, fofern dies 
bon der unteren Verwaltungsbehörde genehmigt wird. 

3u 8 96 vgl. Im. G. 8102, Bau:G. 8 37, Gee:G. 8 100; 
IVG. 8 55, Kr. VG. 8 56 

8 96 findet nicht nur auf Rentenanfprüche der Verle ten, 
Angehörigen und Hinterbliebenen, fondern auch auf Heil- 
foftenerfag: und Sterbegeldanfprüche, nicht dagegen auf Leit: 
ungen ber Seilanftaltöpflege Anwendung. 

Der höchſtperſönlichen und öffentlichrechtlichen Natur der 
Anſprüche entſpricht nicht nur ihre regelmäßige Unvererblich— 
keit (Ausn. die bereits fälligen Leiſtungen), ſondern auch die 
äußerſte Einſchränkung ihrer Uebertragbarkeit unter Rebenven, 
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ihrer Derpfändbarkeit, Pfändbarkeit und Aufrechenbarteit. 
Durch die Novellen zu den UVG. find bie in diefer Hinficht 
bisher beſtehenden Schranken entſprechend dem Vorbilde des 
IVG. 8 55 etwas erweitert worden, namentlich durch Ein» 
führung einer bisher ausgeſchlofſenen Aufrechenbarkeit und 
durch die Beitimmung des Ab}. II. 


Zu Abf. I und II: Mebertragung, Berpfändung, 
Pfändung Durch Abj. II ift der unteren Verw. Beh. wie 
bei ber Inv. Verſ. eine Art Kuratel über die Rentner ein- 
geräumt. Bol. meine Ausg. ded IVG. 2. Aufl. S. 147. 
Die Mebertragung zur Dedung ift nur injoweit rechtlich 
wirkſam, ala biejelbe zur materiellen Schuldtilgung erfolgt. 
Dol.a.a.D.6©. 148. 


Zu Ziff. 1: Vorfchüffe der Art find nicht zu verwechieln 
mit den vorläufigen Zubilligungen aus 88 71 Abf. III, 73 
Abf. II, 78, 81 Abj. II. Mit diefen kann Aufrechnung gemäß 
896 Abf. II ftattfinden. Abf. I Ziff. 1 findet auf fie keine 
Anwendung. Die Vorfchüffe der Ziff. 1 find reine Privat: 
leiſtungen. 

Zu Ziff. 2: 8 850 Abſ. IV der CPO. lautet: 


„In den Fällen der beiden vorhergehenden Abſätze ift 
die Pfändung ohne Rückſicht auf den Betrag zuläffig, wenn 
fie wegen der den Verwandten, dem Ehegatten und dem 
früheren Ehegatten für die Zeit nach Erhebung der Klage 
und für das diefem Zeitpuntt vorausgehende lebte Viertel- 
jahr kraft Geſetzes zu entrichtenden Unterhaltzbeiträge bean— 
tragt wird. Das Gleiche gilt in Anfehung der zu Gunften 
eines unehelichen Kindes don dem Vater für den bezeichneten 
Zeitraum kraft Geſetzes zu entrichtenden Unterhaltsbeiträge; 
diefe Vorfchrift findet jedoch infotweit feine Anwendung, als 
der Schuldner zur Beltreitung feines nothdürftigen Unter: 
halt3 und zur Erfüllung der ihm, feinen Verwandten, feiner 
Ehefrau oder feiner früheren Ehefrau gegenüber gefeblich 
obliegenden lUnterhaltspflicht der Bezüge bedarf. Hierbei 
werben ausfchlieglich die Leiftungen berüdfichtigt, welche ver: 
möge einer folchen Unterhaltspflicht für den nämlicdhen Zeit: 
raum ober, falls die lage zu Gunften des unehelichen Kindes 
nad der Klage eines Unterhaltibereitigten erhoben ift, für 
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die Zeit nach dem Beginne des der Klage dieſes Perechtigten 
borauögehenden letzten Vierteljahr ab zu entrichten find.“ 

Die Einſchränkungen, welche dieſe Borjchrift für Zu: 
lafjung ber Pfändung der in 8 840 Abf. II und III genannten 
Forderungen aufftellt, finden auch Anwendung auf bie Pfänb: 
barkeit, Berpfändbarkeit und Webertragbarfeit der Anſprüche 
aus der Unf.Beri. 

Zu Ziff. 3: Unter den Erſatzforderungen der Berj.Anft. 
der Inv. Verſ. find diejenigen aus 8 113 Abſ. II bes IDG. 
verfianden. Durch Mebertragung zur Dedung der in Ziff. 3 
genannten Erfaßforderungen aus 8 25 Abf. II und IVG. 
$ 113 Abf. I mercheen diefe Erfaßforderungen. 

Zu Abſ. II: Aufrechnung der Anjprüche aus ber Unf.: 
Verſ. kann nur ftattfinden (vgl. Bürg. GB. 8 394) auf: 

1. geſchuldete Beiträge der tel fuer ficherten Betriebs⸗ 
atenehner vgl. 8 5 Abſ. I u. Kr. VBG. 8 56 Abſ. Il; ſ. auch 
A. N. XVII S. 399 Nr. 1863 (Rg. XXI ES. 39); 

2. gezahlte Borjchüfje, worunter Sowohl Vorſchüſſe 
im Sinne des Abſ. I Ziff. 1, als auch vorläufige Zubillig⸗ 
ungen im Sinne ber 88 71 Abf. II, 73 Abſ. II, 78, 81 Abſ. II 
zu verftehen ind. Dal. auch A. N. XII ©. 250 Nr. 1500 
(Rg. XVI ©. 33); 

3. zu Unregt gezahlte Entfhädigungen: vgl. 
ss 71 af. II, 73 Abſ. II, 76 Abf. V, 78, 81, Abf. II, 86; 

4. zu erftattende Roften: vgl. Abänd. Gef. SIIABT. II; 

5. verhängte Geldftrafen: gegenüber felbftverficherten 
Betriebsunternehmern vgl. 88 146 ff., gegenüber anderen ver: 
ſicherten foren val. $ 112 Abf. I Ziff. 2; 

6. Regreßanſprüche der Ber. Gen. gemäß 88 135 Ab}. 1, 
136 Ab}. 1. 

Die Aufrechnung bedarf regelmäßig nicht eines formellen 
Feſtſtellungsbeſcheides. Vgl. A. NR. XII ©. 241 Nr. 1491 (Rg. 
XVI ©. 23). 

Zu Abi. IH: S. oben Note zu Abſ. I und I. 


Auszahlungen durch die Poſt. 
8 97 (69). 


I Die Auszahlung der auf Grund dieies Seldarı 
\6* 
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zu leiftenden Entjchädigungen wird auf Anweiſung des 
Genofjenichaftsporstandes vorjchußweife durch die Poft- 
verwaltung und zwar durch diejenigen Poftanftalten be- 
wirkt, in deren Bezirke die Empfangöberecdhtigten ihren 
Wohnfitz haben. 

II BVerlegt der Empfangsberechtigte ſeinen Wohnfig, 
fo hat er die Ueberweiſung der Auszahlung der ihm zu- 
ftebenden Entſchädigung an die Poftanftalt feines neuen 
Wohnort bei dem Vorftande, von welchem die Zahlungs» 
anmeifung erlaffen worden ift, oder bei der Poftanftalt 
des bisherigen Wohnfites zu beantragen. 

3u 8 97 vgl. Im. G. $ 103, Bau⸗G. 8 37, See. 8 101; 
IVG. 8 123. ©. auch Geihäftsanweifung des RVA.'s 
für die Vorſtände ber Ber. Gen. betr. Auszahlungen durch die 
Poſt dv. 31. Dez. 1900 (A. R. XVII ©. 319 ff.), Rundſchr. v. 
gl. D. (A. NR. XVII ©. 216 ff.) und dv. 9. Febr. 1901 (a. a. ©. 
©. 235). Hdb. zu SEIN... A. N. II S. 55 Nr. 140. 

Zu Abi. I: 1. Nicht alle Zahlungen, welche. den Ber.: 
Gen. obliegen, wohl aber alle Auszahlungen don Ent: 
Thädigungen find durch die Poft zu bewirken. Es gehören 
dazu alle fortlaufenden Leiftungen, Renten an Berlette, Ange: 
hörige und Hinterbliebene und alle einmaligen Entſchädigungen, 
Rapitalabfindungen, Heilkoftenerfa und Sterbegelder. Auch 
die gemäß 8 25 Abi. II und IVG. 8 113 Abſ. II überwiefenen 
Renten find durch die Poft auszuzahlen. Borläufige Zu: 
billigungen und Vorſchüſſe können, müffen aber nicht durch 
bie Poft erfolgen. Das Gleiche gilt von den an Aerzte ge: 
fhuldeten Vergütungen. Die Verwaltungskoſten beftreitet 
bie Ber. Gen. unmittelbar au3 ihrer Kaffe. 

2. Die Auszahlung erfolgt auf Anweijung. Die An- 
weifung bat auf Grund des Feſtſtellungsbeſcheides gleichzeitig 
mit beffen Zuftelung oder vorher, jedesfall aber nicht erſt 
nad Eintritt der Rechtskraft ober auf Grund der über ben 
Beicheid ergangenen jchiedögerichtlichen oder verficherungs: 
amtlichen Entjcheibung ſtets durch den Vorſtand der Ber.Gen. 

3u erfolgen. (Zahlungs:Anmweilung.) A. N. IE. 369 Nr. 92, 
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I ©. 74 Nr. 153, II ©. 136 Nr. 331. Die Anweifung zur 
Zahlung fortlaufender Renten erfolgt ſtets auf unbeftimmte 
Zeit. A. N. II S. 55 Nr. 139 

Ebenſo erfolgt die Ginftellung fortlaufender Zahlungen 
auf Sunieilung des Borftandes. (MWegfall-Anweifung.) Hbb. 
zuS6IN 

Anmeifung und Zahlung bat an den nach bem Befcheid 
Berechtigten bezw. den gejeglichen oder den beauftragten und 
legitimierten Vertreter zu erfolgen. Vgl. Höb. zu $ 69 N. 7. 

Zahlungen an Berechtigte, welche fich im nsland be: 
- finden, können nach Anweifung ber Ber.Gen. entiveder durch 
Bermittelung der Konfulate oder burch die Poſt an Empfangs⸗ 
bevollmächtigte erfolgen. 

Die ne find nur gegen Quittung zu leiften. 
Hbb. zu S6IN. 8. 

3. dur Auszahlung ift die angewiefene Poftanftalt des 
Wohnſitzes bes mpiangäbereihtigten zuftändig. Hob. zu 
869 N. 6 f. au Abi. I 

4. Die Leitung 4 Auszahlungsgeſchäftes obliegt im 
Reichs-Poſtgebiet den k. Ober-Poſtdirektionen, in Bayern 
ber Direktion der Poſt und den Ober-Poſtämtern, in Würt— 
temberg ber Generaldireftion der Poften und Zelegraphen 
in Stuttgart. 

5. Die Augzahlung erfolgt vorſchußweiſe. Erſatz er⸗ 
folgt nad) 88 98 u. 

6. Befonderes —8* die Knappſchafts-Ber. Gen. ſ. 8 134 
Abſ. II lit. d. 

Liquidationen der Poft. 
8 98 (70). 

Binnen acht Wochen nad) Ablauf jedes Rechnungs: 
jahrs Haben die Zentral-Poſtbehörden den einzelnen Ge— 
nofjenichaftsvorftänden Nachmweifungen der auf Anweiſung 
der Borftände geleifteten Zahlungen zuzuftellen und 
gleichzeitig die Poftfaffen zu bezeichnen, an welche die zu 
erftattenden Beträge einzuzahlen find. 


Zu 83 vgl. Im. G. $ 104, Bau-G. 88 37, 38 Abi. L, 
See⸗G. 810 
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Das Erftattungsgeihäft ift eine Verwaltung? 
angelegenbeit, welche zwiſchen der Poftverwaltung und ber 
Derficherunggverwaltung alljährlich nach Normen zu erfolgen 
bat, über welche nöthigenfall3 beide Theile ſich zu verftän- 
digen haben. 

Zuftändige Eentralpoftbehörden find im Reich&poftgebiet 
dag NReichöpoftamt, in Bayern das Minifterium des k. Haufe 
und des Aeußern, in Württemberg dad Minifterium der aus: 
wärtigen Angelegenheiten. 

Die Liquidation erfolgt, zum Unterfchiede von der u: 
validenverficherung, unmittelbar von der Poſt gegenüber den 
einzelnen Genofjenichaften und ift dieß eine der gejchloffenen 
Gelbftverwaltung und bem Umlagefyften der Ber.Gen. ent: 
ſprechende Maßnahme. Differenzen zwijchen ben Gen.Bor: 
ftänden und Poſtverwaltungen find nicht ausgefchloffen und 
find im Dienfiwege von Auffichtftele (Verficherungsamt) zu 
Auffichtftelle (Reich3poftamt zc.) zu begleichen. Auch Streit 
ift, wenngleich unwahrjcheinlich, jo doch nicht ausgejchlofien. 
Die Erftattung ift eine Rechtspflicht der Genofjenfchaft gegen: 
über dem Staat. Erſtattungspflichtig ift die Genoſſenſchaft, 
auch wenn Theilung des Riſikos ($ 50) nach Sektionen er: 
folgt ift, gegenüber der Reiche: beziv. Staatskaſſe. Wenn ja, 
würde die Leiftungsunfähigfeit einer Ber.Gen. bei Gelegenheit 
der Erfüllung ihrer Erftattungspflicht fich zuerft herausftellen. 

Die Erftattungsanfprüche der drei Poftverwaltungen 
(Reiche: bezw. Staatskafſen) richten fich gegen alle Berufs: 
genofjenjchaften, von deren Borftänden Anweiſungen er: 
folgt find. | ' 

Ueber die Erfüllung der Erftattungspflicht vgl. $ 106. 


Umlage: und Erbebungsverfahren. 
8 99 (71). 

I Die von den Zentral: Poftverwaltungen zur Er: 
ftattung liquidirten Beträge find von den Genoſſenſchafts— 
vorftänden gleichzeitig mit den Vermwaltungsfoften unter 
Berückſichtigung der auf Grund der $$ 50, 51 etwa 
»orliegenden Verpflichtungen oder Berechtigungen nad) 
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dem fejtgeftellten Vertheilungsmaßftab auf die Genoflen- 
Ihaftsmitglieder umzulegen und von denjelben einzuziehen. 
tt Zu dieſem Zmede hat jebee Mitglied ber Ge- 
noffenfchaft, jomeit nicht gemäß $ 30 Abf. 2 Paufchbeträge 
der Berechnung der Beiträge zu Grunde zu legen ober 
Mindeftbeiträge zu entrichten find, binnen ſechs Wochen 
nad) Ablauf des Rechnungsjahrs dem Genoſſenſchaftsvor⸗ 
fand eine Nachweifung einzureichen, welche enthält: 

1. die während des abgelaufenen Rechnungsjahrse im 
Betriebe beihäftigten verficherten Perfonen und die 
bon denjelben verdienten Gehälter und Söhne, 

2. jofern nicht eine jtatutarifche Beftimmung im Sinne 
des $ 30 Abi. 1 getroffen ift, eine Berechnung der 
bei der Umlegung der Beiträge in Anrechnung zu 
dringenden Beträge der Gehälter und Löhne, 

3. die Gefahrenflaffe, in welche der Betrieb eingeſchätzt 
worden iſt ($ 49). 


IM Durch Statut kann vorgejchrieben werden, daß 
die Lohnnachmweifungen viertel oder halbjährlich einge: 
reiht und fortlaufend Lohnliften (Lohnbücher) geführt 
werden, aus welchen dieſe Nachweilungen entnommen 
werden können. Durh Statut fannı ferner vorgejchrieben 
werden, daß dieſe Lohnliften (Vohnbücher) drei Jahre 
fang aufzubewahren find. 

IV Für Genofjenichaftsmitglieder, welche mit der 
techtzeitigen Einjendung der Nachweiſung im Rückſtande 
find, erfolgt deren Aufftelung durch den Genoſſenſchafts— 
beziehungsmeije Seftionsvorftand. 

Bu $ 99 vgl. Im. & SS 105, 107, 108, Bau⸗G. 8 38 


Abf. II, II, See-@. 8 10 
Die 88 99 bis 105 liehen ſich inhaltlich an & 28 Abi. 1 
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und 88 29 bis 34 und 49 an und regeln dag Verfahren 
ber Umlegung und der Beitragderhebung. 

Die Ber.Gen. haben alle gejeglichen Laften, ſowohl die 
aus Entfchädigungen erwachjenden als auch die Derwaltung?: 
foften, jowohl die von ber Poft audgezahlten als auch die 
unmittelbar aus ber Genofjenjchaftstaffe beftrittenen Ent: 
ſchädigungen, die obligatorifchen und die fatultativen, und 
endlich auch bie vorgeſchriebenen Zufchüffe zum Reſervefond 
durch Beiträge nach dem Umlageprinzip aufzubringen. Vgl. 
529 Abi. I Note. Hdb. zus 7IN. 2 bis 4. 

Das Umlegungsverfahren erfolgt regelmäßig durch die Bor: 
ftände der Ber.Gen., ausnahmsweiſe von Auffichtswegen durch 
die Verfiherungsämter gemäß $ 106 Abf. III. Es zerfällt in 
folgende Abjchnitte: 

J. Einſchätzungsverfahren. Dagjelbe zerfällt in 
zwei Theile: 

a) die Veranlagung ber Genofjenichaftsbetriebe im Ge: 
fahrentarif (8 49), 

b) Erhebungen über die Löhne und Gehälter, welche in 
den Gen. Betrieben im lebten Jahre verdient worden find ($ 99 
Abſ. II-IV). Die Lohnnachweiſung bildet regelmäßig eine 
Art Selbſteinſchätzung (Faſſion) nad) Ab. II. Dieje Selbit- 
einſchätzung erfolgt unter Kontrolle der Ber.Gen. (8 119) und 
wird bei verjpäteter oder unterlafjener Nachweifung durch 
eine Einſchätzung von Amtöwegen (8 99 Abf. III) erjegt. Vgl. 
auch die Strafvorfchriften: $ 146 Ziff. 1, SS 147 ff., für 
welches ein Mitgliederverzeichnif (8 58 Abf. III) ausgeftellt ift. 

Der Einſchätzung unterliegt jedes Mitglied Hinfichtlich 
aller feiner Genofjenjchaftzbetriebe, weldhe im Katafter ein: 
getragen find. Dal. A. NR. IV ©. 335 Nr. 616, V ©. 119 
Nr. 653, ©. 324 Nr. 724. Jedes Mitglied ift daher zur 
Nachweiſung verpflichtet und zwar in Bezug auf alle feine 
Genoſſenſchaftsbetriebe, für welche nicht die Pauſchaleinſchätz⸗ 
ung gemäß $ 30 Abi. II Anwendung findet. 

Die Nachweiſung bat fih auf die in Abf. II Ziff. 1 big 3 
angegebenen Punkte zu erftxeden und zu beſchränken. Dem 
Verlangen nach weiteren Mittheilungen, 3. 3. über Konfeifion, 
Alter und fonftige perfönliche Verhältniffe der Verficherten 
braucht nicht entiprocdyen zu werden. Soldyes Verlangen kann 
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unter Umftänden, insb. wenn es unter Strafandrohung er- 
folgt, Grund zur Beichwerde zum Berficherungsamt geben. 

Die Nahweifung hat ih nur auf Angaben aus dem 
leßten Jahr (8111 Abf. I) a erftreden. Vgl. A.N. III S. 358 
Nr. 437, IV ©. 335 Nr. 6 

Die Nachweifung * Aufſchluß über den Beſtand des 
Betriebes an verficherten Perſonen und über die im Betrieb 
von Verficherten verdienten Löhne und Gehälter. Beide An- 
gaben erftreden fidy Über das ganze Jahr, fodaß auch vor: 
übergehende Beichäftigungen zu berüdfichtigen find. 

1. VBerjicherte Perſonen (Ziff. 1). Es find alle Ber: 
fiderten anzuführen, mag ihre Verficherung eine gejeglich ober 
ftatutarifch nothiwendige oder eine. freiwillige jein, mag bie 
Beichäftigung gegen Lohn erfolgt fein oder nicht. Nachzu- 
weifen find aber nur die Perjonen, welche bem Betrieb oder 
Haudftand des Mitgliedes verficherungsrechtlicy zugehören. 
Die Nachweifung felbft begründet fein Verficherungsverhält: 
niß, jondern fie ift nur eine einfeitige Ausſage über das 
angenommene Verficherungsverhältniß. Die Angabe der ver: 
fiherten Perfonen erfolgt nicht unter perfönlicher Kennzeich— 
nung fondern nad Klaffen. Dal. Höb. zu 8 7I1N. 13, 14. 

2. Lohnnachweiſung (Ziff. 1, 2). Regelmäßig ift 
äweicrlei nachzuweiſen, erſtens die von Berficherten wirklich 
verdienten (nicht ausbezahlten) Löhne 2c. (Ziff. 1) und ſodann 
eine Berechnung der gemäß $ 29 anzurechnenden ‚Beträge an 
Löhnen und Gehältern. Nur wenn dad Statut eine An: 
ordnung gemäß $ 30 Abj. I erlaffen hat, beſchränkt ſich die 
Nachweiſung auf erftere Angaben. Nachzumeifen find nur 
die im Betriebe und nur die für eine Verficherungsbeichäf: 
tigung bezogenen Löhne. Ueber die Begriffe: Gehalt und 
Lohn 5.86. Höb. zu 8 71 N. 15. Die Lohnnachweiſung hat 
für die einzelnen Klaſſen von Verficherten gefondert zu erfolgen. 
Bol. Hd. zu $ 71 N. 12, 16, 17. 

Die in Ziff. 3 geforderte Angabe der Gefahrentlaf je 
dient nur zur Kontrole. 

Die Nachweifung hat binnen 6 Wochen jeit Ablauf des 
ehnungjabr alfo bi3 ſpäteſtens 11. Februar zu erfolgen. 

N. XS. 294 Nr. 1359 (Reg. XIV ©. 71). 
ueber die Form der Nachweiſung hat die Bex Gev. 
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das Nähere anzuordnen. Vgl. Abj. IT. A.N.I ©. 354 Nr. 79, 
11©. 47, Hob. zu STIN. 11. 

Berfehlungen au die Auhteitungspflicht ftehen unter 
Strafe: 8 146 Ziff. 1, 

Zu mn III: —E — 8 147 Abj. I. 

Zu Abt. IV: Strafvorſchrift |. $ 147 Abf. 1. 

Die Einſchätzung von Amtswegen hat nicht eine will: 
fürliche, fondern eine Feſtſtellung der thatjächlichen Verhält: 
niffe zu fein. Sie hat nöthigenfall® unter Benüßung der 
Kontrolmittel bes 5 119 zu erfolgen. Vgl. Hbb. zug 7IN.21. 
Eine Strafe liegt in ber Entziehung des Beſchwerderechts: 
8 102 Abf III. 

II. An da3 Einſchätzungsverfahren ſchließt ſich das Be— 
rechnungsverfahren (8 100), hieran das Feſtſtellungs— 
verfahren ($ 101), hieran das Anfechtungsverfahren 
($ 102) und das Einziehungs: oder Erhebungsver— 
os, und nöthigenfall® das Beitreibungaverfahren 


(8 10 
8 100 (72). 

I Bon dem Genofjenichaftsvorftande wird auf Grund 
der ihm vorliegenden Nachweifungen (8 99) und ber 
gemäß $ 30 Abi. 2 feſtgeſetzten Paufchbeträge ſowie unter 
Derüdfichtigung der zu entrichtenden Mindeftbeiträge eine 
ſummariſche Geſammtnachweiſung der im abgelaufenen 
Rechnungsjahre von den Mitgliedern der Genofjenichaft 
beichäftigten verficherten Berfonen und der von denjelben 
verdienten anrechnungsfähigen Gehälter und Löhne auf: 
geitellt und demnädft für jedes Genojjenjchaftsmitglied 
der Beitrag berechnet, welcher auf dasfelbe zur Dedung 
des Gejammtbedarfs (8 99 Abſ. 1) entfällt. Bei den— 
jenigen Genofjenfchaftsmitgliedern, deren Betriebe durch 
die Vorfchriften des $ 1 Abi. 1 Ziffer 1, 2,5, 7,8 2 
Abſ. 2 der Verficherungspflicht erſt unterjtellt find, wird, 
wenn jie einer bereit beftehenden Berufsgenofjenjchaft 

Zugetbeilt werden und \ie einen Minbdeftbeitrag nicht zu 
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entrichten haben ($ 30 Abf. 2), während ber erften vierzig 
Jahre nach dem Inkrafttreten diejes Geſetzes nur ein 
Theil der in ihren Betrieben verdienten anrechnungs= 
fähigen Gehälter und Löhne der Beitragsbere[hnung zu 
Grunde gelegt. Diefer Theil bemißt fi) in den erften - 
fünf Jahren auf zwei Fünftel, vom fechiten bis zum 
zehnten Jahre auf drei Fünftel, vom elften bis zum 
zwanzigſten Jahre auf drei Viertel, vom einundzwanzigften 
bis zum bdreißigften Jahre auf neun Zehntel und vom 
einunddreißigiten bis zum vierzigften Jahre auf neunzehn 
Zwanzigſtel. 

U Nah Ablauf des vierzigſten Jahres wird für 
Betriebe dieſer Art der volle Betrag der in ihnen ver: 
dienten anrechnungsfähigen Gehälter und Löhne der Bei- 
tragsberechnung zu Grunde gelegt. 


3u $ 100 vgl. Im. G. $ 110, Bau⸗G. $ 38 Abf. II See⸗G. 
107. 


Berehnungsverfahren. Die Berechnung des Bei: 
trage3 erfolgt durch den Borftand der Ber. Gen. für jedes 
Mitglied gefondert und unter Annahme von Beitragseinheiten 
regelmäßig (Satz 1) wie folgt: 

Die Summe der Produkte aus den Gefahrenziffern und 
den Summen aller anrecinungsfähigen Löhne und Gehälter 
aller Genoffenjchaftäbetriebe ergiebt die Summe aller Bei: 
tragseinheiten. Sind für einzelne Theile eines Betriebes 
verfchiedene Gefahrenziffern maßgebend, jo ift entweder eine 
Durhichnittögefahrenziffer für den ganzen Betrieb zu er: 
mitteln oder e3 find den einzelnen Gefahrenziffern die ent: 
ſprechenden Lohnſummen der einzelnen Betriebötheile gegen: 
überzuftelen. Die Summe des umzulegenden Gejammt: 
betrage® dividirt durch die Summe aller Beitraggeinheiten 
ergiebt die Höhe des auf jede Beitrageinheit entfallenden 
Umlagebetrages. Dieje Zahl, multiplizirt mit dem Produkt 
der Gefahrenziffer und der Lohnſumme eines jeden Bekxiebes, 
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eraieht die Tür jeden Betrieb zu erhehende Ilmlage Bal 
AR. III S. 54 

Iſt u das Statut gemäß 3 50 Theilung oder gemäß 
3 51 gemeiniame Tragung des Rifikos angeorduet, jo bat 
der Berechnung der Kinzelbeiträge eme „herlumg bezw. Zu⸗ 
jammenlegung der umzulegenden Set 

Die befondere Vorſchrift über "Beitongsberedinung, melche 
Abi. I Sag 2 u. 3 und Abi. Il für mew verſicherte Betriebe 
geben, ift beitimmt, den PBeitragsantheil dem Riſiko anzu: 
paffen, welches dieſe Betriebe der Genofſſenſchaft zuführen. 
Vgl. Motive zu 3 72 des Entm. 1900. 

Im Uebrigen fommt es bei Bemeffung und Berechnung 
des Beitrags auf die Tauer der Zugehörigkeit ded Betriebes 
zur Ber.Gen. nicht an. 

Eine Abrundung der Beiträge ift nad dem Geſetz 
zwar nicht angeordnet, wohl aber in angemefjenen Grenzen 
zuläifig. WR IX S. 195 Nr. 1243 (Rg. XII S. 69). 

Erwägenswerth wäre eine Centraliſation der Beitrag?: 
berechnung für alle Ber.Gen. durch eine gemeinſame Rechen: 
jtelle beim REN. 

$ 101 (72). 

1 Jedem Genoflenihaftsmitglied tft ein Auszug aus 
der zu dieſem Zmede aufzuftellenden Heberolle mit der 
Aufforderung zuguitellen, den feitgefeßten Beitrag unter 
Verrechnung der nah $ 32 erhobenen Borfchüffe zur 
Bermeidung der zwangsweiſen Beitreibung binnen zwei 
Wochen einzuzahlen. Der Auszug muB diejenigen An: 
gaben enthalten, welche den Zahlungspflichtigen in den 
Stand ſetzen, die Richtigkeit der angeftellten Beitrags: 
berechnung zu prüfen. 

I Nach der Zuftellung des Auszugs aus der Gebe: 
roffe ift die Genoffentchaft zu einer anderweiten Feſt⸗ 
ftellung des Beitrags befugt, wenn die Veranlagung des 
Vetriebs zu den Gefahrenklaffen nad) $ 49 Ab}. 4 nad): 

fräplich abgeändert oder eine im Laufe des Rechnung? 
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jahrs eingetretene Aenderung bes Betriebs nachträglich 
befannt wird oder bie Unrichtigfeit einer Lohnnachweiſung 
fich ergiebt. 

DI Sind in foldden Fällen oder in Folge unter- 
laffener Anmeldung der Eröffnung eines neuen Betriebs 
don in früheren Rechnungsjahren der Genofjenichaft 
Beiträge, auf die fie Anspruch hatte, entgangen, fo hat 
der Unternehmer den TFehlbetrag, ſoweit nicht Verjährung 
eingetreten iſt ($ 103), nachträglich zu entrichten. 

IV Bei der erneuten oder nachträglichen Feſtſtellung 
des Beitrags ift ebenfo zu verfahren wie bei der erft- 
maligen Feſtſtellung. 

—28 $ 101 vgl. lw. G. 88 110 bis 112, Bau:&. 838Abſ. II, 
See:6. 810 

Feſtſt ungverfahren. Wie die Betriebszugehörig⸗ 
feit durch die Kataftereinträge (8 58), jo wird die Beitrag? 
pflicht und ihre Höhe durch Gefahrentarif ($ 49) und Hebe: 
rolle urkundlich feftgeftellt. Die Heberolle kann ſtändig ge: 
führt oder alle Jahre neu hergeftellt worden. 

Die Aufftelung der Heberolle erfolgt durch den Genoffen: 
ſchaftsvorſtand auf der Grundlage des Gefahrentarif3 und 
der nach $ 100 vorgenommenen Berechnung. 

Neber die Anfertigung der Auszüge vgl. A.N. III S. 537. 
Zuftelung: 8 155. 

Mit der Zuftellung bes Auszuges wird die Heberolle 
auch für die Ber.Gen. bindend, ſoweit nicht Abf. II oder III 
Anwendung finden. Einen Zeitpuntt für die Zuftellung 
ordnet das Gejeg nicht an, wohl aber kann folche Anordnung 
dur dad Statut ftattfinden. Mit der Zuftellung ift der 
Beitragspflichtige auf fein Widerſpruchsrecht ($ 102 Abi. I) 
binzumweifen. 

Nach Abſ. I beiteht nur eine Befugniß zur Ab: 
änderung der Heberolle aus den angegebenen Gründen. Das 
Statut fann Näheres darüber anordnen. Veranlafſung zur 
Abänderung kann fich entweder bei Gelegenheit der nad) 
8 119 zu übenden Kontrolle oder im MWideripruhkberiaiten 
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nach $ 102 ergeben. Die Aenderung der eltitellung kann 
zur Tnabung oder Herabjegung des Beitrages führen. 

Zu Abi. IT: Es kann auch eine Aenderung eines Be: 
trieb in Betracht kommen, wodurch derjelbe erft zum Ge: 
noſſenſchaftsbetrieb geworden iſt. Für Betriebe, welche erſt 
während des Jahres zur Genofſſenſchaft gekommen find, 
kommen nur die Lohnbeträge in Anrechnung, welche während 
ber Zeit der Genoſſenſchaftszugehörigkeit entrichtet worden find. 

Zu Abſ. IV: Ber erneuter oder naträglicher Feſtſtellung 
bat nicht eine Neuvertheilung ber ganzen Umlage jtatt: 
zufinden, fonbern ift nur der Beitrag für den einzelnen Be- 
trieb zu berechnen. Dabei ift von der Annahme audzugehen, 
ala ob der Betrieb mit ben nunmehr feftftehenden Berech: 
nungögrundlagen ſchon zur Zeit der regelmäßigen Beitrags: 
berechnung in Betracht gekommen wäre. 

8 102 (73). 

I Die Mitglieder der Genoſſenſchaften können gegen 
die Feſtſtellung ihrer Beiträge binnen zwei Wochen nad) 
Zuftelung des Auszugs aus der Heberolle, unbefchadet 
der Verpflichtung zur vorläufigen Zahlung, Widerſpruch 
bei dem Genofjenfchaftsvorftand erheben. Wird demjelben 
entweder überhaupt nicht, oder nicht in dem beantragten 
Umfange Folge gegeben, To Steht ihnen innerhalb zweier 
Wochen nad) der Zuftelung der Enticheidung des Ge: 
nofjenichaftsvorftandes die Beſchwerde an das Reichs— 
Verfiherungsamt zu. 

U Die Beichwerde ift nur zuläffig, wenn Diefelbe 
fich entweder auf Rechenfehler oder auf die unrichtige 
Teitftelung des anrechnungsfähigen Betrags der Gehälter 
und Vöhne oder auf den irrthümlichen Anja einer an— 
deren Gefahrenklaffe, ala wozu ber Betrieb eingeſchätzt 
iſt, gründet. 

M Aus den letzteren beiden Gründen iſt die Be— 
ſchwerde jedoch nicht zulällig, wenn die Feſtſtellung in 


Feftftelung und Auszahlung der Entichäbigungen. $ 102. 9255 


dem alle der von bem Genoffenichaftsmitglied unter- 
laffenen @injendung ber Nachweiſung durch den Vor—⸗ 
ftand bewirkt worden war ($ 99 Abf. 4). 

IV Tritt in Tolge des erhobenen Widerjpruchs oder 
der erhobenen Beſchwerde eine Herabminderung bes Bei- 
traga ein, jo ift der Ausfall bei dem Umlageverfahren 
des nächiten Rechnungsjahrs zu beden. 

V Ergiebt ſich nachträglich, daß ein ohne Widerfpruch 
(Abf. 1) bezahlter Beitrag zu Unrecht oder in zu hohem 
Detrag erhoben worden ift, jo fann die NRüderftattung 
auf dem im Abſ. 1 bezeichneten Wege verlangt werden. 
Der Anfpruch verjährt in ſechs Monaten nach der Zu: 
ftelung des Auszugs aus der Heberofle. 


I 8 102 vgl. Im. G. 8 111, Bau:G. 8 38 Abi. II, See⸗G. 


Anfehtungsverfahren. Die genoflenichaftliche Feſt⸗ 
ſtellung kann durch Wideripruh und Beichwerde an: 
gefochten werden. Beſchwerde ift aber nur autäffig, wenn 
dem erhobenen Widerſpruch eine Folge entweder überhaupt 
nicht oder nicht im vollen Umfange gegeben worden ift. Der 
Widerſpruch ift nicht auf bie Beſchwerdegründe des Abi. II 
befchräntt. Weber den erhobenen Widerſpruch ift ſtets ein 
fchriftlicher Vefcheib zu ertheilen, ber bei Anerkennung in der 
erneuten Außftellung eines Heberolleaugzuges (8 101 Abf. T) 
beftehen Tann. Der Beicheid ift vom Genoſſenſchaftsvorſtand 
zu erlaſſen und bat Belehrung über das Beichwerberecht zu 
enthalten. 

Die Widerjpruchafrift ift nicht ausfchließend. Vgl. Abſ. V, 
wohl aber bie Beichwerdefrift. Beide Rechtsmittel haben 
feine aufichiebende Wirkung. 

Zuſtändigkeit desjLDA’lf. 8 127. 

gu Abi. I: Die Fragen der Betriebözugehörigfeit, 
Mitgliedichaft und Verfiherungspflicht bezw. Selbitverficherung 
find in diefem Verfahren zwar nicht zu entjcheiden, aber als 
Grundlagen ber Umlagepflicht zu prüfen und weitüih u 
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nad) $ 102 ergeben. Die Aenderung der Yeltitellung kann 
zur — oder Herabſetzung des Beitrages führen. 

u Abſ. III: Es kann auch eine Aenderung eines Bes 
triebs in Betracht kommen, wodurch derſelbe erſt zum Ge— 
noſſenſchaftsbetrieb geworden iſt. Für Betriebe, welche erſt 
während des Jahres zur Genoſſenſchaft gekommen ſind, 
kommen nur die Lohnbeträge in Anrechnung, welche während 
der Zeit der Genoſſenſchaftszugehörigkeit entrichtet worden find. 

Zu Abſ. IV: Bei erneuter oder naträglicher Feſtſtellung 
bat nicht eine Neuvertheilung der ganzen Umlage ftatt: 
zufinden, fondern ift nur der Beitrag für den einzelnen Be: 
trieb zu berechnen. Dabei ift von der Annahme außzugehen, 
al3 ob der Betrieb mit den nunmehr feftftehenden WBerech- 
nungsgrundlagen ſchon zur Zeit der regelmäßigen Beitrags: 
berechnung in Betracht gekommen wäre. 

8 102 (73). 

I Die Mitglieder der Genoflenihaften fünnen gegen 
die Feſtſtellung ihrer Beiträge binnen zwei Wochen nad) 
Zuftellung des Auszugs aus der Heberolle, unbejchadet 
der Verpflichtung zur vorläufigen Zahlung, Widerſpruch 
bei dem Genofjenfchaftsvorftand erheben. Wird demjelben 
entweder überhaupt nicht, oder nicht in dem beantragten 
Umfange Folge gegeben, fo fteht ihnen innerhalb zweier 
Wochen nach der Zuftellung der Enticheidung des Ge- 
nofjenichaftsvoritandes die Beſchwerde an das Reichs— 
Verficherungsamt zu. 

U Die Befchwerde ift nur zuläffig, wenn Diefelbe 
ih entweder auf Rechenfehler oder auf die unrichtige 
Feſtſtellung des anrechnungsfähigen Betrags der Gehälter 
und Löhne oder auf den irrthümlichen Anja einer an- 
deren Gefahrenklaffe, ald wozu ber Betrieb eingejchäßt 
ift, gründet. 

M Aus den letzteren beiden Gründen ift die Be— 
/chtverde jeboch nicht zulällig, wenn die Feſtſtellung in 
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dem alle der von dem Benofjenjchaftsmitglied unter- 
laſſenen Einjendung der Nachweifung dur den Bor: 
ftand bewirft worden war ($ 99 Abi. 4). 

IV Tritt in Folge des erhobenen Widerſpruchs oder 
der erhobenen Befchwerbe eine Herabminderung des Bei: 
trag ein, jo ift der Ausfall bei dem Umlageverfahren 
des nächſten Rechnungsjahrs zu dedfen. 

V Ergiebt fi) nachträglich, daß ein ohne Widerfpruch 
(Abf. 1) bezahlter Beitrag zu Unrecht oder in zu hohem 
Betrag erhoben worden ift, jo kann die Rücderftattung 
auf dem im Abſ. 1 bezeichneten Wege verlangt werden. 
Der Anfprud) verjährt in ſechs Monaten nach der Zu: 
ftellung des Auszugd aus der Heberofle. 

IE $ 102 vgl. Im. ©. $ 111, Bau:G. 838 Abf. II, See⸗G. 


Anfehtungsverfahren. Die genofjenichaftliche Felt: 
ftelung kann durch Widerfpruch und Beichwerde an: 
gefochten werden. Beſchwerde ift aber nur zuläffig, wenn 
dem erhobenen Widerfpruch eine Folge entweder iiberhaupt 
nicht oder nicht im vollen Umfange gegeben worden ift. Der 
MWiderfpruch ift nicht auf die Beſchwerdegründe des Abſ. II 
befcehräntt. Ueber den erhobenen Widerſpruch ift ftet3 ein 
ichriftlicher Bejcheid zu ertheilen, der bei Anerkennung in der 
erneuten Ausftellung eines Heberolleauszuges ($ 101 Abſ. D) 
beftehen kann. Der Beſcheid ift vom Genoſſenſchaftsvorſtand 
zn erlafien und hat Belehrung über dad Bejchwerderecht zu 
enthalten. 

Die Widerfpruchafrift ift nicht augfchließend. Vgl. Abi. V, 
wohl aber die Beichwerdefrift. Beide Rechtsmittel haben 
feine aufjchiebende Wirkung. 

Zuftändigfeit des18VA.'slſ. 8 127. 

Au Abf. DI: Die Fragen der Betriebszugehörigkeit, 
Mitgliedichaft und Berficherungspflicht bezw. Selbftverficherung 
find in diefem Verfahren zwar nicht zu entfcheiden, aber ala 
Grundlagen der Umlagepflicht zu prüfen und wehktlih a 
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würdigen. Vgl. A. N. II S. 54 Nr. 137, IV ©. 336 Nr. 617; 
Hdob. zu 73N.1. 

Zu Abſ. III: Das Einſchreiten von Aufſichtswegen iſt 
durch den Mangel eines Beſchwerderechtes nicht ausgeſchloſſen. 

Zu Abi. IV: Ein Ausfall liegt nur dor, wenn berfelbe 
nicht durch etwaige nachträgliche Tyeftftellungen ($ 101 Abf. II 
u. III) gededt ift. 

Zu Abi. V: In die Form des Widerſpruchs Tleidet fich 
bier eine Klage auf Rüderftattung. Für bie ſich etwa an- 
ſchließende Beſchwerde befteht'ziwar die Frift von zwei Wochen, 
nicht aber die Beſchränkung auf die Beichwerdegründe bes 


Abi. II 
8 103 (74). 

I Rüdftändige Beiträge, Vorſchüſſe auf die Beiträge 
($ 32) ſowie Kautionsbeträge (8$ 33, 37 Ziffer 7) werben 
in berfelben Weije beigetrieben wie Gemeindeabgaben. 

1 Der Anfprud auf rüdftändige Beiträge verjährt, 
jomweit nicht eine abfichtliche Hinterziehung vorliegt, in 
zwei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem 
fie hätten gezahlt werden müffen. 

HI Uneinziehbare Beiträge fallen der Geſammtheit 
der Berufägenofjen zur Laft. Sie find vorſchußweiſe 
aus dem Betrieböfonds (8 31 Ab. 2) oder erforberlichen 
alles aus dem Rejervefonds der Berufsgenoſſenſchaft zu 
deden und bei dem Umlageverfahren des nächſten Rec: 
nung3jahrs zu berüdjichtigen. 

u 8 103 vgl. Iw. ©. 8 113, Bau:G. 8 39, See⸗G. 8 111 
Abf. II-IV; IBG. 8 168, KrVBG. 8 55. 

Zu Abſ. I: 1. Die in Abf. I geregelte Beitreibung 
ift nicht zu dveriwechjeln mit der Einziehung der Beiträge, 
über welche das Gejeß feine Anordnung enthält, zum Unter: 
fhiede vom IVG. 88 148 ff. Die Einziehung kann die Ber.: 
Gen. entweder jelbjt durch ihre Organe und Angeftellten be: 
jorgen ober fie kann biefelbe durch Vereinbarung einer Bant 
oder fonft wen übertragen. TAL.AN.IE. 372 Nr. 96; IV 
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&. 222. Der Weg der Rechtshilfe (8 144) fteht hiezu nicht 
zur Berfügung. 

2. Die Beitreibung, b. i. die zwangsweiſe Erhebung 
dee Beiträge ꝛc., ift den Ber. Gen. abgenommen und ben Ge: 
meinden übertragen. Sie barf nicht vor Ablauf der erften 
zwei Wochen feit Zuftellung des Heberolleauszuges ($ 101 
Abi. I) fattfinden und erfolgt nach den Tanbesrechtlichen 
Regeln über Beitreibung von Gemeindeabgaben. Für Bayern 
find maßgebend die VBorfchriften ber bdiesfeitigen Gem.D. vom 
29. April 1869 Art. 48, ber Pfälz. Gem.O. vom gleichen 
Datum Art. 38, und des bayer. Ausf.Gef. zur CPO. vom 
23. Febr. 1879 (Bekm. d. St.Min. der Juſtiz vom 26. Juni 
1899) Art. 4 bis 8. Zuftändig ift die Gemeinde des Wohn: 
file des Schuldners oder des Betriebafiges. Vgl. A. N. J 
©. 209 Nr. 45. 

3. Die Beitreibung erfolgt auf Koften der Gemeinden, 
foweit es fi nicht um beſondere Auslagen aus Anlaß der 
einzelnen Beitreibung handelt. Diefe Koſten können bie Ge- 
meinden auch dem Beitragsſchuldner auferlegen. Vgl. A. N. 
II ©. 378 Nr. 444 (Rg. VIII ©. 247), IV ©. 222. Bol. 
$ 144 Rote. 

4. Ueber die Beitreibung gegen Mitglieder, welche im 
Ausland wohnen: U. N. TI ©. 122 Nr. 316 (Rg. VII 
©.409), IV ©. 208 Nr. 512, gegen Gefchäftsnachfolger und 
Erben: A. N. IX ©. 154 Nr. 1207 (Rg. XII ©. 6), gegen 
mehrere Unternehmer desfelben Betriebs IX ©. 154 Nr. 1206 
(Rg. XII ©. 5), gegen die Konkursmaſſe: A. N. II S. 128 
Nr. 179, II S. 138 Ne. 336. Vol. KO. 861 Ziff. 3, 88 133 FF. 

5. Beſchwerden wegen der Art und Weife der Zwangs⸗ 
vollſtreckung gehen nicht an das Berficherungdamt, ſondern 
werben im regelmäßigen Verwaltungszwangsverfahren er- 
ledigt. Vgl. AN. XIV ©. 170 Nr. 1694 (Rg. XVII ©. 8). 

Zu Abi. II: Rüdftändig find gefchuldete Beiträge nur, 
wenn fie gemäß 8 101 feftgeftellt find. | 

Abfichtliche Hinterziehung f. SS 146, 147. Die Ber: 
jährungsbeftimmung gilt auch für Beitragsanfprüche, welche 
noch unter der Herrichaft des Gef. v. 1884 entftanden find. 
Bol. Motive zu $ 74 (S. 50) und Einf.Gef, zum Bürgerl. GB. 
Art. 169 Ab. II. 


#iloty, Unfalverficherungägefebe, BY 
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Zu Abi. III: Als uneineinziehbar find Beiträge an: 
zujehen, wenn das regelmäßige Beitreibungsverfahren ver: 
geblich angewendet worden ift. 

Bei getheiltem Rifito (8 50) findet entfprechende Theilung 
der nachträglich umzulegenden Beiträge ftatt. Vgl. A. N. IX 
©. 200 Nr. 1249 (Rg. XI ©. 70). 


8 104 (74). 

I Auf Antrag des Genofjenichaftsporjtandes kann 
die untere Verwaltungsbehörde widerrufli” anordnen, 
daß bei Unternehmern der unter $ 1 Abf. 1 Ziffer 2 fal- 
enden verficherungspflichtigen Baubetriebe, jofern fie mit 
der Zahlung ihrer Beiträge im Rüdjtande geblieben find 
und ihre Zahlungsunfähigfeit im Zmangsbeitreibungs: 
verfahren feftgeftellt worden ift, der Bauherr für: die 
Beiträge während eines Jahres nad) deren endgültiger 
Teititelung inſoweit haftet, ala fie nah Erlaß der Ans 
ordnung erwachſen find. Sind im Falle einer jolchen 
Anordnung Zwiſchenunternehmer vorhanden, fo haften 
diefe vor dem Bauherrn. 

I Die Anordnung muß diejenigen Unternehmer, für 
welche fie gelten fol, nah Namen, Wohnort und Ge: 
Tchäftsbetrieb deutlich bezeichnen und ift dieſen Unter: 
nehmern fowie den Ortspolizeibehörden ihres Betriebs- 
bejiges und ihres Wohnorts jchriftlich mitzutheilen. Wenn 
der Unternehmer feinen Betriebsfig oder feinen Wohnort 
verlegt, fo Hat die Ortspolizeibehörde die für den neuen 
Betriebsfig oder Wohnort zuftändige Ortspolizeibehörde 
von der getroffenen Anordnung zu benachrichtigen. Die 
Ortspolizeibehörden haben auf Erſuchen jedem Betheiligten 
von ber getroffenen Anordnung Kenntniß zu geben. 

II Die von ſolchen Anordnungen betroffenen Unter- 

nehmer find verpflichtet, vor ber Uebernahme eines auf 
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ihr Bauunternehmen bezüglichen Auftrags dem Auftrag: 
geber von der Anordnung Ichriftlicd Kenntniß zu geben. 
Unterlaflen fie dies und wird in Folge deſſen der Auf: 
traggeber geichädigt, jo werden fie mit Gefängniß bis zu 
einem Jahre beftraft, neben welchem auf Geldftrafe bis 
zu dreitaufend Mark erkannt werden fann. 

Zu $ 104 vgl. Bau:A. 88 39 u. 29; Kr. VBG. 8 528. 

Sonderbeftiimmung für Bauunternehmer Da 
die ganze Unfallverfiherung vor Allem cuf der Zahlungs: 
fähigkeit der Unternehmer der Genoffenfchaftsbetriebe ruht, in 
Kreifen der Bauunternehmer Zohlungsunfähigfeit aber re: 
lativ bejonderd häufig vorkommt, fo hat die Novelle für die 
Beitragslaft diefer Unternehmer in SS 104 u. 105 eine Neben: 
baftung der Bauherrn und der Zwifhenunter: 
nehmer angeordnet. 

1. Als Bauunternehmer fommen babei nicht bie 
Unternehmer aller in $ 1 Ziff. 1 aufgeführten Betriebe, fondern 
nur die Unternehmer eigentlicher Baubetriebe in Betracht. Hiezu 
gehören vor allem die Unternehmer von Bauführungsbetrieben, 
d. i. ſolche Perfonen, die gemerbsmäßig ganze Bauten ausführen, 
dazu aber wohl auch folcde Unternehmer, die nur einen Theil 
ber Bauführung, 3. B. die Maurer, Zimmer, Dachbeder: 
arbeiten gewerbsmäßig betreiben, jofern fie ſich nicht nur ala 
Angeftellte der Bauführer verdingen. 

2. Zum Begriff de Bauherrn vgl. Bau:G. 8 5 Ziff. 2. 
Die Motive zu $ 74a bed Entw. dv. 1900 führen ©. 51 aus: 
„m Berüdfichtigung der vorliegenden wirthichaftlichen Ber: 
bältniffe ift dabei der Begriff „Bauherr“ in einem weiteren 
Sinne, ald der Sprachgebraud) gewöhnlich damit verbindet, 
gebraucht, wie dieß in der Praxis des Reiche: Verficherungs: 
amts fchon bisher gefchehen ift. Um ala Bauherr im Sinne 
diefes Geſetzes zu gelten, ift es insbeſondere nicht erforderlich, 
daß die betreffende Perjon Eigenthümer oder ein Nubungs: 
berechtigter der Bauftelle ift, oder dab feine Verfügungs— 
gewalt über den Hauunternehmer fih in Rechtagejchäften 
äußert, welche die Form von Werk: oder Dienftverträgen 
haben. Entjcheidend ſoll hier die wirthichaftliche Geltaltung, 
ber Berbältzifje Jein, nicht ihre vechtliche Torm." Bir 

Y?* 
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„reale wur der Verhäͤltniſſe“ befteht aber 
gemäß Bau: NPG. 8 5 Ziff. 2 — vgl. Note — darin, daß 
Bauherr derjenige EA auf deffen Rechnung der Bau aus: 
gerührt wird. 

3. Zwifchenunternehmer (vgl. IVG. 8 2 Abf. II 
Ziff. 2) find jolche jelbftändige Gewerbetreibende, welche im 
Auftrag eines Bauunternehmerd, aber auf eigene Rechnung 
Bauten oder Theile von folchen ausführen. 

4. Die Haftung der Bauherrn und Ziwifchenunternehmer 
ift bedingt und befchräntt. 

a) Sie ift bedingt durch das Vorhandenfein einer An: 
ordnung der unteren Verwaltungsbehörde ($ 152). Dieje 
Anordnung felbit ift eine Berwaltungsverfügung, durch welche 
die im Geſetze nur vorgefehene Haftung erſt zur Entftehung 
tommt. Sie kann nux auf Antrag des zuftändigen Genofjen- 
Ichaftsvorftandes ergehen und ift widerruflich (Abi. I). Sie 
kann aud nur in Bezug auf einen oder mehrere beftimmte 
Unternehmer ergehen (Abſ. II) und fie ift nur zuläffig in 
Bezug auf ſolche Unternehmer, welche mit ber Zahlung ihrer 
Beiträge im Rückſtande find (vgl. $ 103 Abf. 2 Note) und 
deren Zahlungsunfähigfeit im Zwangsbeitreibungsverfahren 
($ 103 Abf. I) feftgeftelt worden if. Aus welcher Zeit die 
Rückſtände ftammen, ift nicht von Belang, aud nicht daß der 
geihuldete Beitrag im ganzen Betrage rüdftändig ift, wohl 
aber muß die Zahlungsunfähigkeit im Beitreibungsverfahren 
gerade wegen der Rüdjtände ſich erwieſen haben. A. M. 
Gräf-Keidel a. a. O. S 104 N. 2 

b) Die Daftung iſt bej chränkt in doppelter Hinficht: 

1. Sie bezieht ſich nur auf Beiträge, die nach der Haf— 
tungsverfügung erwachſen find. Das will ſagen, daß der 
Haftung Beiträge aus früheren Jahren nicht unterliegen und 
daß auch die Beiträge für das Jahr, in welchem die Ver: 
fügung ergangen ift, nur infoweit unterliegen, ala fie nad) 
Erlaß der Berfügung erwachſen find. Solange die Ber: 
fügung nicht widerrufen wird, wirft fie auch für die dem 
Jahre des Erlaſſes folgenden Jahre. 

2. Die Haftung für Beiträge eines beftimmten Jahres 
iſt befchräntt auf die Dauer von einem Jahr feit ihrer end: 

gültigen Feſtſtellung ($ 101). 
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Die Haftung bed Bauherrn ift jubfidiär im Verhältniß 
zur Haftung des etwa vorhandenen Zwifchenunternehmers. 
Beide aber haften im Verhältniß zum erften Bauunternehmer 
fubfidiär nur in Bezug auf diejenigen Beiträge, für welche 
die Zahlungsunfähigkeit desfelben feftgeftellt ift, ſpäter, alſo 
für die Jahre nach erlaffener Haftungsverfügung, haften fie 
primär und bedarf ed feiner erneuten Feſtſtellung der Zahlung? 
unfähbigfeit des Unternehmers, um diefe Haftung geltend zu 


en. 

Zu Abf. II: Die Haftungsverfügung wirkt erſt vom Zeit- 
puntte der vorgejchriebenen Mittheilungen (8 155) an, auch 
bei Betrieb3: oder Wohnfitverlegung erſt von der Benad): 
rihtigung der neuzuftändigen Ortöpolizeibehörde an. Eine 
Mittheilung an die Bauherrn erfolgt nur auf deren Er: 
fundigung durch die Ort3polizeibehörde (Sat 3) oder durch 
ben von der Verfügung betroffenen Unternehmer gemäß 
Abf. II. 

Zu Abſ. III: Eine Schädigung des Auftraggebers 
burch die verbotswidrige Unterlaffung ift nicht anzunehmen, 
wenn berjelbe anderwärts oder durch mündliche Mittheilung 
bes Unternehmer? von dem Beitande der Haftungsverfügung 
nachweislich Kenntniß erhalten bat. 


§ 105 (74). 

I Die untere DVerwaltungsbehörde hat die Anord- 
nung ($ 104) aufzuheben, jobald ihr durch eine Befchei- 
nigung des Gewoſſenſchaftsvorſtandes nachgewiefen wird, 
daß von dem Unternehmer ober für deſſen Rechnung alle 
rüdftändigen und fälligen Verpflichtungen gegenüber der 
Genoſſenſchaft erfüllt find. 

I Gegen die Anordnung der unteren Berwaltungs- 
behörbe, gegen die Berfagung einer jolhen Anordnung 
ſowie gegen ben auf den Antrag wegen Aufhebung der 
Anordnung erlaffenen Beicheid findet binnen zwei Wochen 
nach der Zuftellung die Beſchwerde an die höhere Ver— 
waltungsbehörbe jtatt. Die Beſchwerde hat Teine ani- 
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fchiebende Wirkung. Die Enticheidung der höheren Ver: 
waltungsbehörde ift endgültig. 

QI Streitigkeiten, welche zwifchen den Berufsgenoffen- 
ihaften einerjeitd und den nad S 104 Abf. 1 Haftenden 
Bauherren oder Zmwifchenunternehmern andererſeits über 
die Haftung entjtehen, enticheidet mit Ausſchluß des 
Rechtswegs das Reicha-Verficherungsamt. 

IV Auf die von den Bauherren und den Zwifchen- _ 
unternehmern zu leiftenden Beiträge finden die Beſtim— 
mungen im $ 103 Abſ. 1 Anwendung. 

Zu Abi. I: Die Aufhebung ber Haftungsverfügung 
hat im Fall des Abf. I zu erfolgen, fie kann auf Antrag 
des Vorſtandes auch erfolgen, wenn die Vorausſetzung des 
Abſ. I nicht oder nicht vollitändig erfüllt ift. 

Zu Abſ. I: Beſchwerde kann gegen die Haftungd: 
verfügung ſowohl von bem betroffenen Unternehmer als auch 
von dem haftpflichtigen Zwifchenunternehmer oder Bauherrn, 
gegen die verfagende Verfügung und gegen die Ablehung des 
Aufhebungsantraga vom Genoſſenſchaftsvorſtand und den be= 
theiligten Unternehmern und Bauherrn, gegen bie aufhebende 
Verfügung endlich), wenn fie nicht von diefem beantragt war, 
von dem Genofjenichaftsporftand erhoben werden. Unter: 
nehmer und Bauherr können gegen die aufhebende Verfügung 
Beſchwerde nicht erheben. 

Zu Abi. III: Einer bejonderen fFeftftelung der Beitrag? , 
pflicht bedarf e3 gegenüber dem Bauherrn und Zwiſchen— 
unternehmer nicht, wohl aber tft dieſen Perjonen unter Be- 
zugnahme auf ihre Haftung der Heberolleauszug des Bau: 
unternehmer® gemäß $ 101 zuzuftellen, auch können fie gemäß 
8 102 Widerfpruch und Beichwerde erheben. Im Befchwerde: 
verfahren kann der auch jelbftändig austragbare Streit wegen 
der Haftung mit erledigt werden. 

Zuftändigfeit des LWA.'s ſ. 8 127. 


Abführung der Beträge an die Poſtkaſſen. 
8 106 (75). 
1 Die Genoſſenſchaftsvorſtöwde hoben die von den 
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Zentral-PBoftbehörden Liquidirten Beträge innerhalb dreier 
Monate nad Empfang der Liquidationen an die ihnen 
bezeichneten Poſtkaſſen abzuführen. 

I Gegen Genoſſenſchaften, welche mit der Erftattung 
der Beträge im Rüdftande bleiben, iſt auf Antrag der 
Zentral-Poſtbehörden von dem Reichs-Verſicherungsamte, 
vorbehaltlich der Beitimmungen des $ 54, das ZBmangs- 
beitreibungsverfahren einzuleiten. 

I Das Meicha-Verfiherungsamt ift befugt, zur 
Deckung der Ansprüche der Poftverwaltungen zunächſt 
über bereite Bejtände der Genoſſenſchaftskaſſen zu ver- 
fügen. Soweit dieje nicht ausreichen, hat dasjelbe das 
Beitreibungsverfahren gegen die Mitglieder der Genoſſen— 
Ihaft einzuleiten und bis zur Dedung der Rüdftände 
durchzuführen. 

3u $ 106 vgl. lw. G. 8 114, Bau⸗G. 8 39, See⸗G. 8112. 
Dal. IVG. 8 127. 

Zu Abſ. I: Zu Abſ. 1 vgl. die Note bei $ 98. 

- Eine Nachprüfung der Liquidationen ber Poſten ift zwar 
nicht borgefchrieben, aber doch auch nicht grundfäglich aus— 
geichloffen. Ergeben fich Differenzen zwiichen den Anweiſungs⸗ 
und Liquidationzbeträgen, jo find diefelben thunlichft im Ber: 
waltungswege auszugleichen. Eine Verzinſung ber Erftattung?- 
ſchuld findet nicht ftatt. 

Die Erftattung der Poftauslagen hat nach $ 106 Abſ. I 
mit $ 70 (3 Monate u. 8 Wochen) fpäteften® bis 1. Juni 
abgefchloffen zu fein. Die Poftverwaltungen find nicht er: 
mädtigt, Stundung zu getwähren. 

Die Ber.Gen. haben fih daher mit dem Einziehung?: 
gejchäfte thunlichft zu beeilen und dasſelbe ſoweit möglich 
Ihon dor der Liquidation dorzubereiten. 

Die Erftattung hat aus den eingehenden Beiträgen zu 
erfolgen. Es braucht mit der GErftattung indeß nicht auf 
Zugang aller Beiträge getvartet zu tverden, fie kann in Theil- 
beträgen ftattfinden. Reichen die gezahlten Beiträge wicht 
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aus, die liquidirten Beträge rechtzeitig zu beden, fo hat die 
Ber.Gen. die erforderlichen Yehlbeträge au dem etiva vor: 
handenen Betrieb3fond zu decken und wenn nöthig mit Auf: 
nahme von Darlehen ſich zu helfen (Hdb. zu $ 75N. 2). Den 
Reſervefond darf die Ber.Gen. für diefen Zweck nicht an- 
greifen. A. N. III S. 213 Nr. 403. Bol. jedoch Abf. IL. 

Zu Abi. II: Das Zimangdbeitreibungsverfahren gegen 
Ber.Gen. kann nur don Auffichtäiwegen durch dad Ber: 
fiherungdamt ($ 127) ftattfinden. Der Anwendung der 
Ziwangömittel des Abf. III hat eine Androhung derjelben und 
eine Friſtſetzung vorauszugehen. 

Zu Abſ. I: Unter bereiten Beſtänden find hier nicht 
nur die etwa vorhandenen Mittel aus gezahlten Beiträgen 
und der Betriebafond, fondern auch die Beftände des Reſerve— 
fonds zu verftehen. Die Beitreibung der Beiträge hat aud) 
in diefem Berfahren auf Grund der Treftftelung und nach 
den Regeln der Umlegung zu erfolgen. Weußeriten Falls 
fommt es zur Auflöfung der Ber.Gen. (8 54). 


Vermögensverwaltung. 
8 107 (76). 

I Die Einnahmen und Ausgaben der Berufsgenoffen- 
Ichaften find von allen den Zwecken der letteren fremden 
Bereinnahmungen und Verausgabungen gejondert feſtzu— 
ftellen und zu verrechnen, ebenjo find die Beſtände ge— 
fondert zu verwahren. 

I Das Reichd-Verfiherungsamt trifft nad) Bedarf 
Beftimmung über die Aufbewahrung von Werthpapieren. 


3u 8 107 vgl. Im. &. 8 115, Bau:G. $ 39, See⸗G. $ 113. 
Die SS 107 bis 111 find aus $ 76 des Geſetzes von 1884 


herborgegangen. 
Deber die Verwahrung der Beſtände, inabel, Di Reſerve⸗ 
fonds bei Banken vgl. A. N. I ©. 372, IV ©. 277; Hodb. zu 


TER N.2, bei öffentlichen Behörden oder Raflen Hob. a. a. 
u „ale Kajfen: und Rehnungsführung vgl. A. N. V 
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$ 108 (76). 

I Die Beftände der Berufögenoffenichaften müffen in 
der durch 88 1806 bis 1808 des Bürgerlichen Gefeß- 
buchs bezeichneten Weiſe angelegt werden. 

I Außerdem dürfen diefelben in MWertbpapieren, 
welche nach landesgeſetzlichen Vorſchriften zur Anlegung 
von Mündelgeldern zugelaflen find, fowie in folchen auf 
den Inhaber Tautenden Pfandbriefen beutfcher Hypo⸗ 
thefen-Aftienbanfen angelegt werden, welche die Reichsbank 
in Klaffe I beleiht. 

Zu 8 108 vgl. Im. G. 8 116, Bau:&. 8 39, See⸗G. 8 114; 
IBE.8 164. 


Zu Abſ. I: Die Regel des Abf. I ift nach Abſ. IL, 88 109, 
110 von Ausnahmen durchbrochen. Die citirten Paragraphen 
des Bürgerl. GB.'s lauten: 

8 1806: „Der Bormund bat dad zum Vermögen des 
Mündels gehörende Gelb verzinzlich anzulegen, foweit es nicht 
zur Beftreitung von Ausgaben bereit zu halten ift.“ 

8 1807: „Die im 8 1806 vorgefchriebene Anlegung von 
Mündelgeld fol nur erfolgen: 

1. in Forderungen, für bie eine fihere Hypothek an 
einem inländifchen Srundftüde befteht, oder in filjeren Grund: 
ichulden oder Rentenfchulden an inländifchen Srundftüden; 

2. in verbrieften Forderungen gegen das Reich oder einen 
Bundesflaat ſowie in Forderungen, die in das Reichsſchuld⸗ 
buch oder in das Staatzjchuldbuch eines Bundesſtaats ein- 
getragen find; 

3. in verbrieften Forderungen, deren Berzinjfung von 
dem Reiche oder einem Bundesftaate gewährleijtet ift; 

4. in Werthpapieren, insbejondere Piandbriefen, ſowie 
in verbrieften Forderungen jeder Art gegen eine inländiiche 
tommmnale Körperihait oder die Kreditanitalt einer jolchen 
Körperichait, fojern die Werthpapiere ober die Forderungen 
von dem Bundesrathe zur Anlegung von Mündelgeld für 
geeignet ertlärt find; 

5. bei einer inländiihen öffentlichen Sparlafie, wenn Ir 
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bon der zuftändigen Behörde des Bunbeaftaatd, in welchem 
fie ihren Sit hat, zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet 
erklärt if. 

Die Landesgefege können für die innerhalb ihres Gelt: 
ungsbereichs belegenen Grundftüde die Grundſätze beftimmen, 
nad) denen die Sicherheit einer Hypothek, einer Grundſchuld 
oder einer Nentenfchuld feftzuftellen ift.“ 

8 1808: „Kann die Anlegung ben Umftänden nach nicht 
in der im $ 1807 bezeichneten Weiſe erfolgen, fo ift das Geld 
bei der Reichsbank, bei einer Staatsbant oder bei einer 
anderen durch Landesgeſetz dazu für geeignet erklärten in: 
ländifchen Bank oder bei einer Hinterlegungzftelle anzulegen.“ 

Zu $ 1807 Abſ. IN. 4 vgl. BO. des BR.s v. 7. Juli 
1901 (REBL. ©. 263). 

Zu $ 1807 Abſ. II beftimmt das bayer. Ausf. Geſ. zum 
BGB. in Art. 92: „Für die Anlegung von Münbelgeld ift 
eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld ala 
fiher nur zu erachten, wenn fie innerhalb der erjten Hälfte 
des Merthes des Grundftüdes zu ftehen fommt.” 

Die verzindliche oder fonft rentable Anlegung der Be: 
ftände, mit Ausnahme der für die laufenden Ausgaben 
dienenden baaren Kafjenbeftände, ift nicht nur Recht, fondern 
auch Pflicht der Ber.Gen. 

Die Art der Anlegung ift zum Theil durch dag Gefch 
pofitiv vorgeſchrieben ($ 108), zum Theil ift darüber ber 
Zandes:Gentralbehörde ein allgemeine? Anordnungsrecht ($ 109 
Abi. I) und ein bejonderes Geftattungsrecht ($ 109 Abſ. II) 
eingeräumt, zum Theil endlich Tann die Ber.Gen. jelbft unter 
turatelvechtlicher Genehmigung über die Art der Anlegung 
verfügen ($ 110). Bol. IVBG. $ 164 Note, 


Zu Abt. II: Die Anlegung gemäß Abf. II ift den Ber. 
Gen. unbejchräntt, d. i. ohne Marimalgrenze und ohne Er: 
forderniß furatelamtlicher Genehmigung geftattet. Auch darf 
die Anlegung gemäß Abf. II von Ber.Gen. erfolgen, deren 
Sit nit in dem Staat gelegen ift, in welchem die landes— 
geſetzliche Vorſchrift erlaſſen iſt. Vgl. dagegen $ 109 Abſ. IL. 

Nach Art. 212 des Einf. Geſ. zum BGB. bleiben in Kraft 

die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen gewiſſe Werth: 
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papiere zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt 
find.“ Bal. für Bayern Art. 32 des bayer. „Uebergangd- 
beftimmungen zum BGB. betr.“ (GVBL. 6.83 ff... ©. aud 
IVG. 8 164 Noten zu Abi. I u. II. 


8S 109 (76). 

I Die Landes-Zentralbehörde besjenigen Bundes» 
ftaats, in deſſen Gebiete die Berufsgenoſſenſchaft ihren 
Eiß bat, kann genehmigen, daß die Veltände der Berufs- 
genoffenjchaft auch in Darlehen an Gemeinden und weitere 
Kommunalverbände angelegt werden; fie fann ferner an 
ordnen, Daß bei der Anlegung des Genofjenichaftsver: 
mögens einzelne Gattungen zinstragender Papiere nur 
bie zu einem näher zu beftlimmenden Betrag erworben 
werden dürfen. Erſtreckt fich der Bezirk der Genofjen- 
ihaft auf Gebiete oder Gebietstheile mehrerer Bundes- 
ftaaten, ſo bedarf es der Zuftimmung der Zentralbehörden 
diefer Bundesstaaten oder, jofern ein Einverftändniß nicht 
erzielt wird, der Zuftimmung des Bundesraths. 

I Die Landes: Zentralbehörde desienigen Bundes» 
ſtaats, in deſſen Gebiete die Berufsgenofjenichaft ihren 
Sit Hat, kann mwiderruflich geitatten, daß zeitweilig ver- 
fügbare baare Beitände auch in anderer als der im $ 108 
bezeichneten Weife vorübergehend angelegt werden. 

Zu 8 109 vgl. Im. ©. 8 117, Bau-G. 8 39, See-G. 8 115. 

Zu Abſ. I vol. IVG. 8 164 Abi. I Sap 3 bis 5. 

Zu Abſ. II vgl. IVG. 8 164 Abf. Il. Die Geftattung 
fann immer nur an einzelne oder mehrere beftimmte Ber.: 
Gen. auf beftimmte Zeit und für beftimmte Arten von An 
lagen erfolgen. Die ertheilte Geftattung Tann jederzeit zurüd: 
genommen Werden. 

8 110 (76). 
Die VBerufsgenofjenfchaften können mit Genehmigung, 
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des Reich3-Verfiherungsamts einen Theil ihres Vermögens 
in anderer ala der nad) 88 108, 109 zuläffigen Weiſe, 
insbefondere in Grundftüden anlegen. Will eine Ge- 
noffenihaft mehr als den vierten Theil ihres Vermögens 
in diefer Weiſe anlegen, jo bedarf fie dazu außerdem, 
ſofern fie der Aufficht eines Landes-Verſicherungsamts 
unterjtellt ift, der Genehmigung der Landes: Zentral- 
behörde, im Uebrigen der Genehmigung des Bundesraths. 
Eine ſolche Anlage ift jedod) nur in Werthpapieren, oder 
für die Zwede der Verwaltung, zur Vermeidung von 
Vermögensverluſten für die Genofjenjchaft, oder für ſolche 
Beranftaltungen zuläffig, welche ausſchließlich oder über- 
wiegend der verficherungspflichtigen Bevölkerung zu gute 
fommen. Wehr als die Hälfte ihres Vermögens barf 
jedoch eine Berufsgenoffenfchaft in der bezeichneten Weife 
nicht anlegen. 

3u 8 110 vgl. Im. 8 4 118, Bau⸗G. 8 39, See⸗G. $ 116; 
j. au IVG. 8 164 Abi. 

Die Genehmigung (Sn 1) fann auch von dem Lande3- 
DU. ertheilt werden (8 127). 

$ 111 (77). 

I Meber die gejammten Rechnungsergebniſſe eines 
Rechnungsjahrs ift nad) Abſchluß desfelben alljährlich 
dem Reichstag eine vom Reichs-Verſicherungsamt aufzu: 
jtellende Nachweifung vorzulegen. 

I Das Rechnungsjahr beginnt mit dem 1. Januar 
und endet mit dem 31. Dezember. 

Zu 8 111 gl „In. G. 8 119, Bau:®. $ 39, See-@.$ 117; 
ſ. auch IVG. 8 16 

Die —22 des RVA.'s faßt die Gegebnifie aller 
Ber.Gen. zufammen. Jede Ber.Gen. hat ihre Rechnungs: 
ergebnifjfe gejondert aufzuftellen und dabei der vom RVA. 
enttvorfenen Formularien ſich zu bedienen. UN.IVS. 260 ff., 


Unfallverhütung. Ueberwachung ber Betriebe. 8 111. 269 


VIE. 116, VII ©. 304 ff., au XIS. 131 ff, 173 ff. Hob. 
zu 77 Abſ. I Note. 

Die einem Landes: PA. unterftellten Ber. Gen. haben ihre 
Ergebnifje dem Landes-VA. einzureichen, welches diejelben zu 
eigenen Publikationen (Statiftif) verwenden kann und an da3 
ABA. weiter zu leiten hat. 

Das RVA. hat dur) Bermittelung feiner vorgefeßten 
Dienftftelle, da8 Reichgamt des Innern, die Zufammenitellung 
dem Bundesrath vorzulegen, welcher gemäß Neichöver: 
faſſung Art. 7 Si 1 allein berechtigt ift, die Vorlegung an 
den Reichötag zu beichließen. 

Die bisher dem Neichdtag vorgelegten Rechnungsnad;: 
weifungen find abgedrudt in den A. N. 11I ©. 56 ff., IV 
S. 87 ff. VS.9 ff., VIS. 1 ff. und in jedem folgenden Jahr: 
gang jeweild in der erften Nummer, zulegt Bd. XVII S. Iff. 


V. Unfallverhütung. Weberwachung der Betriebe. 


Borbemertungen: Zum Schube der Arbeiter gegen 
Betriebsunfälle beftehen zur Zeit folgende Rechtöquellen: 

I. Die Grundlage bildet die RGew.D.$ 120a Abſ. I (Nov. 
v. 1. Juli 1891): 

„Die Gewerbeunternehmer find verpflichtet, die Arbeits: 
räume, Betriebövorrichtungen, Mafchinen und Geräthichaften 
jo einzurichten und zu unterhalten, und den Betrieb jo zu regeln, 
daß die Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gefundheit 
ſoweit geſchützt find, wie es die Natur des Betriebes geſtattet.“ 

azu: 

a) Ter Bundesrath kann Vorjchriften zur Ausführung 
be 8 1208 für beftimmte Arten von Anlagen erlafjen 
(8 120e Abj. I, Reiche- Polizeiverordnnungen); 

b) joweit der Bundesrath folche Vorfchriften nicht er: 
laffen hat, Tann dieß durch die zum Erlaß von Yandespolizei: 
verordnungen berechtigten Behörden gefchehen ($ 120e Abſ. II 
Landes: Bolizeiverordnnungen) ; 

c) „die Landes: Polizeibehörben find befugt, im Wege der 
Verfügung für einzelne Anlagen die Ausführung derjenigen 
Maßnahmen anzuordnen, welche zur Durchführung der in 
88 120a bis 120e enthaltenen Grundfäße erforderli und 
nach der Beihoffenheit ber Anlage ausführbar exiheinmn" 
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(8 1204 Abi. I Cab 1). Die gleiche Befugniß fteht den 
Landes: Polizeibehörden zur Ausführung der nah 8 120e 
Abf. I und II (oben lit. a und b) erlaffenen Polizeiverord⸗ 
nungen zu (Polizeivderfügungen); 

d) wer den Polizeiverordnungen (lit. a u. b) oder den 
endgültig erlafjenen Polizeiverfügungen (lit. c) zumiderhandelt, 
wird mit Geldftrafe bis zu 300 4, im Unvdermögensfalle mit 
Haft beitraft (RGew.D. 8 147 Ziff. 4). 

II. Neben diefem für alle Gewerbetreibenden geltenden 
Reichs⸗ und Landespolizeirecht befteht das Recht ber Berufs: 
genoſſenſchaften, für ihre Korporation Unfallverhüt: 
ungsvorfchriften zu erlaffen. Diefe polizeiähnliche Be: 
fugniß fann nicht im Widerfpruch mit jenem polizeilichen 
Anordnungsrechte des Reicha und der Staaten ausgeübt tverden 
(vgl. 8 115 Abf. IV Sa 2, $ 117 Abſ. I u. $ 123). Aber 
auch die Landespolizeibehörden follen von ihrem Anordrnung?: 
und Verfügungsrechte nicht in Widerſpruch mit den Bor: 
fchriften der Ber.Gen. Gebrauch machen (vgl. $ 117 Abſ. I 
u. II und RGew.O. 8 120e Abi. IT). 

III. Anleitungen zur Aufftelung von Unfallvers 
hütungsvorfchriften hat das RVA. in größerer Zahl gegeben. 
Dal. Hob. zu 5S78 N. 1. 


Unfallverhbütungsvorjcriften. 
$ 112 (78). 

I Die Genoſſenſchaften find befugt und können im 
Auffichtsweg angehalten werden, Vorfchriften zu erlaffen: 
1. über die von den Mitgliedern zur Verhütung von 
Unfällen in ihren Betrieben zu treffenden Einrich- 
tungen und Anordnungen unter Bedrohung der Zus: 
widerhandelnden mit Gelditrafen bis zu eintaujend 
Marf oder mit der Einfchägung ihrer Betriebe in 
eine höhere Gefahrenflaffe oder, falls ſich die letz— 
teren bereit3 in der höchſten Gefahrenflaffe befinden, 
mit Zufchlägen bis zum doppelten Betrag ihrer 

Beiträge. 
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Für die Heritellung der vorgefchriebenen Ein: 
richtungen ift den Mitgliedern eine angemefjene Frift 
zu bewilligen; 

2. über das in den Betrieben von den Verficherten zur 
Verhütung von Unfällen zu beobachtende Verhalten 
unter Bedrohung der Zumiderhandelnden mit Geld- 
itrafen bis zu ſechs Mark. 

I Die Genoffenihaften find außerdem befugt, ſolche 
Vorſchriften für beftimmt abzugrenzende Bezirke oder für 
beftimmte Gewerbszweige oder Betriebsarten zu erlaffen. 

m Sn den Unfallverhütungsporichriften ift anzu— 
geben, in welcher Art dieſe Vorjchriften zur Kenntniß 
der Verficherten zu bringen find. 

Die 88 112 big 118 find aus den 88 78 bis 81, die 88 119 
bis 124 aus den 88 82 bis 86 des Gef. v. 1884 hervor: 
gegangen. 

3u 8 112 vgl. Iw. ©. 8 120, Bau:G. $ 40, See:G.$ 118. 

Zu Abi. I: 1. Der Erlaß der nöthigen Unfallverhütungs: 
dorichriften ift Recht und Pflicht der Ber.Gen. Das Recht 
fann ihnen daher von Auffichtswegen nicht entzogen ober 
beſchränkt werden, die Pflicht iſt nöthigenfall® von Auffichts⸗ 
wegen zu erzwingen. Die Ber.Gen. können zu ben nöthigen 
Beichlüffen angehalten werden. Wenn nöthig, erläßt Die 
Auffichtäftelle ſelbſt die Vorſchrift. Auffichtsftelle: vgl. 8 127. 

2. Der regelmäßige Erlaß durch die Ber.Gen. erfolgt 
durch den Vorſtand ($ 113 Abſ. II) unter Mitwirkung von 
Vertretern der Arbeiter ($ 113 Abſ. IL, V, 88 114, 115 Abſ. IL, 
IM) und unter Mitwirkung des VBerficherungsamtes ($ 113 
Abj. I, III, $ 115) ſowie nad Begutachtung durch die be: 
theiligten Sektiondvorftände (8 113 Abf. L IV, V, 8 115 
Abf. II, IV), nad eingeholter Aeußerung der betheiligten 
Landes: Gentralbehörden ($ 115 Abf. IV Saß 2) und endlich 
unter Berüdfichtigung der beftehenden Reiche» und Landes: 
Polizeiverordnungen. 

a) Der Vorſtand ber Ber. Gen. beſchließt ſowohl die Vor- 
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fchriften, welche für bie ganze Ber.Gen. erlaffen werden, ala 
auch biejenigen, welche ſich nur auf einzelne Sektionen er- 
ftreden. Durch Statut kann anders beftimmt und der Ge- 
noffenfhaftsverfammlung ober einem Ausſchuß dag Beichluß: 
recht oder ein Mitwir uggzrecht eingeräumt werden ($ 37 
Ziff. 10, vgl. $ 115 Abſ. III 

b) Die — ber Vertreter der Arbeiter ift nicht 
bloß eine begutachtende, ſondern eine bejchließende und be- 
ſchränkt fich nicht auf Vorjchriften gemäß 8 112 Abi. I Ziff. 2, 
onbern erftreckt fich auch auf VBorfchriften gemäß $ 112 Abi. I 


‘S Das Berficherungsamt ift nicht nur als Kuratel⸗ 
behörde ($ 115), jondern auch ſchon bei Vorbereitung und 
Berathung der Vorfchriften ($ 113) betheiligt. 

d) Die Aeußerung der Landes-Centralbehörde Hat ſich 
namentlih auf die Mittheilung ber einjchlägigen Landes: 
Poligeiberorönungen zu gründen. 

e) Meber die Belanntgabe der Vorſchriften ſ. Abſ. III 
und $ 115 Abj. V; außerdem hat Bekanntgabe durch die A. N 
des RVA.s zu erfolgen. 

3. Bei den Anordnungen der Ber.Gen. kann e8 fi nur 
um Maßnahmen der Unfallverhütung handeln, was darüber 
hinausgeht, entbehrt der rechtlichen Gültigkeit. Vgl. Hdb. zu 
STERN. 2a. Die Anordnungen haben fih im Rahmen defjen 
zu halten, wa3 Unternehmern und Arbeitern billig zugemuthet 
werden Tann. Die Anordnungen nah Ziff. 1 binden bie 
Mitglieder (Unternehmer), Biejenigen nach Ziff. 2 Die Arbeiter 
und die Mitglieder. Dieje dürfen daher auch in ihre Arbeits: 
ordnungen (RGew.D. 8 134b Abſ. III) feine Vorſchriften auf: 
nehmen, welche den Anordnungen der Unf.Berhütungspors 
ſchriften zumiderlaufen. 

Was bad im Betrieb zu beobachtende Verhalten betrifft, 
jo empfiehlt das RVA. mit Recht dad Berbot des Alkohol: 
genuffes im Betrieb. AN. VII ©. 146. 

4. Die höhere Einjhägung ift nicht nur eine Korrektur, 
jonbern zugleich eine Strafe. Vgl. Rg., Entſch. 1. Erg. Bd. 

©. 113. Es hat eine Androhung borauszugehen: A. N. II 
S. 81 Rr. 161 (Rg. VII S. 50). Die Strafeinichäßung wirft 
deweils für ein Rechnungsjaht: A. N. IV ES. 190 Nr. 496, 
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Hbb. zu 878 N. 5,58. A.N.XIV S. 262 Nr. 1708 (Rg. XVII 
&. 30). Dgl. 8 116 und $ 49. 

5. Ueber die Feſtſetzung der Geldftrafen ſ. $ 116. 

Zu Abf. II: Die Vorſchriften können insbeſondere auch 
für einzelne Sektionen erlaffen werden. 

8 113 (79). 

I Die zu erlaffenden Vorfchriften find vor der Bes 
ihlußfaflung dem Reichs-Verſicherungsamt einzureichen 
und, fofern die Genoſſenſchaft in Sektionen eingetheilt 
ift, den Vorſtänden derjenigen Seftionen, für welche fie 
Gültigkeit haben jollen, zur Begutachtung vorzulegen. 

II Zu der Berathung und Beichlußfaffung über dieſe 
Vorſchriften ſowie zur Begutachtung der nach $ 120e 
Abſ. 2 der Gewerbeordnung zu erlaflenden Vorſchriften 
haben die Genoflenichaftsvorftände Vertreter der Arbeiter 
mit vollem Stimmrecht und in gleicher Zahl wie die be— 
theiligten Vorſtandsmitglieder zuzuziehen. 

UT Das Neichd-Verficherungsamt ift zu der vom 
Genoſſenſchaftsvorſtand anberaumten Sigung, in welcher 
über die von der Genoflenjchaft zu erlaffenden Vorjchriften 
berathen und Beichluß gefaßt werden joll, einzuladen. 

IV Sollen die von der Genoſſenſchaft oder die auf 
Grund des $ 120. Abi. 2 der Gewerbeordnung zu er- 
laffenden Vorjchriften nur für den Bezirk einzelner Gel: 
tionen Gültigkeit haben, jo find zur Begutachtung durch 
die Seftionsvorftände auc Vertreter der Arbeiter gemäß 
Abſ. 2 zuzuziehen. 

v Mit der Einladung zu der zur Begutachtung oder 
jur Berathung und Beſchlußfaſſung anberaumten Situng 
it den DVertretern der Arbeiter der Entwurf der Vor 
Ihriften zuguftellen, welcher der Begutachtung oder der 
Berathung und Beſchlußfaſſung unterliegen ſoll. 

#iloty, Unfallverficierungägefege. 18 
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3u 8 113 vgl. Im. ©. $ 121, Bau-G. 8 40, See-G. 8 119. 

$ 113 regelt da3 Verfahren der Berathung und Beichluß: 
fafjung über die Vorſchriften innerhalb der Ber.Gen. 
Das Verfahren vor ber KHuratelbehörde regelt $ 115. Yür 

. Eifenbahnbetriebe ſ. $ 118. Was für die Erlafjung der Vor: 

—5 gilt, das gilt auch für ihre Abänderung und Auf: 
ebun 

Zu Abſ. I: vgl. 8 112 zu Abſ. I Note 2 lit. c. Die Ein- 
reihung bei der Auffichtäftelle ($ 127) hat vor der endgül- 
tigen Beichlußfafiung des zuftändigen Genofjenichaftdorganes 
($ 37 Ziff. 10) zu erfolgen. Sualehung ber Bertreter ber 
Arbeiter au Seantachtung: 8 115 Abf. II. 

I: 8120e Abj. II ver —— lautet: 

mei fofche Dorfchriften durch Beichluß des Bundes: 
zathes nicht erlaffen find, können diefelben durch Anordnung 
der Landes⸗Centralbehörden oder durch Polizeiverordnungen 
der zum Erlaß folcher berechtigten Behörden erlaffen werden. 
Vor dem Erlaß folder Anordnungen und Polizeiverorbd: 
nungen ift den Borftänden der betheiligten Berufsgenofjen: 
ſchaften oder Berufsgenoſſenſchafts-Sektionen Gelegenheit zu 
einer gutachtlichen Aeußerung zu geben. Auf dieje finden bie 
Beilimmungen des 5 79 (jebt 113) Abf. I des Geſetzes, betr. 
die Unfallverficherung ber Arbeiter, v. 6. Juli 1884 (RGBl. 

©. 69) Anwendung.“ 

Die Zuziehung der Vertreter der Arbeiter hat nur zur 
Berathung und Beichlußfaffung bes (Gen.: und Sektions⸗) 
Borftandes (dgl. Abf. IV), nicht auch zu derjenigen der Gen.: 
Derfammlung zu erfolgen. Ueber das Verfahren kann das 
Statut Näheres anordnen. Vgl. auh A. N. II S. 10 Nr. 113, 
ul o. 167 Nr. 373, ©. 352 Nr. 417; Hdb. zu 8 79 Noten 1 
is 

Die Zuziehung iſt obligatoriſch, nicht blos fakultativ; 
vgl. $ 105 Abſ. II Note. 


8 114 (79). 
I Die Vertreter der Arbeiter werden don den Aus: 
Jchüjfen derjenigen Berficherungsanftalten gewählt, auf 
deren Bezirke fich die Berufsgennflenichaft oder Sektion 
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erſtreckt. Wahlberechtigt find jedoch nur diejenigen Mit- 
glieder der Ausihüffe, die als Vertreter der Verficherten 
berufen find. 

u MWäplbar find deutiche, männliche, volljährige, auf 
Grund dieſes Gejeßes verficherte Perſonen, welche in Be— 
trieben der Deitglieder derjenigen Berufsgenoffenichaft, für 
welche die Unfallverhütungsvorſchriften erlaflen werden 
follen, beichäftigt find. Nicht wählbar ift, wer zum Amte 
eines Schöffen unfähig ift ($ 32 des Gerichtsverfaflungs- 
geſetzes). 

TI Die Wahl erfolgt auf fünf Jahre nach näherer 
Beftimmung einer Wahlordnung, welche vom Reichs-Ver— 
fiherungsamte zu erlaſſen ift; die erfte Wahlperiode endet 
am 1. Sanuar 1906. Für jeden Vertreter tft ein erjter 
und ein zweiter Erfagmann zu wählen, welche denjelben 
in Bebinderungsfällen zu erjegen und im Falle des Aus: 
icheidens für den Reft der Periode in der Reihenfolge 
ihrer Wahl einzutreten haben. Die Leitung der Wahl 
liegt einem Beauftragten des Reichs-Verficherungsamts 
ob. Streitigkeiten über die Wahlen werden vom Reiche- 
Berficherungsamt entjchieden. Die Beitimmung des $ 47 
findet entipreddende Anwendung. 

IV Die Vertreter der Arbeiter erhalten Erſatz für 
entgangenen Wrbeitsverbdienft und für Reiſekoſten nad) 
feiten von der Genoſſenſchaft zu bejtimmenden Sätzen. 
Die Feſtſtellung erfolgt durch den Vorfigenden des Vor: 
ftandes. 

3u 8 114 vgl. Im. G. 8 122, Bau⸗G. 8 40, See:6. 8 120. 

8 114 ift auß ben 88 41 ff. des Geſ. dv. 1884 hervor⸗ 
gegangen. 

Die Funktionen der Vertreter ber Arbeiter find bei der 
Unf. Verſ. zum Unterjchiede von ber Inv. Verſ. nunmeot aut 

Br 
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die Mitwirfung bei Jufſtenung ber Unf. Verh. Vorſchriften be 
ſchrantt ($ 113 Abſ. IL, IV). 
f. I: Die —— der Vertreter erfolgt durch die 

Ausiglffe der Verſ. Anftalten ber Inv. Verſ. Vgl. IVG. 8 76. 
Für die Knappſchafts-Ber. Gen. |. $ 134 Abſ. II lit. b. 
Zu bl. II: vol IVG. 588. Der $ 32 ni 26. lautet: 

„Unfähig zu dem Amte eines Echöffen find 

1. Perfonen, welche Die Seräbigung in Folge ftraf: 
gerichttiger Verurtheilung verloren haben; 

2. Perſonen, gegen welche das Hauptverfahren wegen 
eines Verbrechens ober Vergehen? eröffnet ift, das die Ab- 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit 
zur Bekleidung Öffentlicher Aemter zur Folge haben kann; 

3. Perſonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in 
ber Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt find.“ 

au Abſ. III: Bol. ZUG. SS 63, 77, 90, 104 Ab]. V. 
Mahlordnung de RVA.'s dv. 15. Auguft 1901 (U. N. XVII 
©. 549 


Zu hil IV: Gegen die Verfügung des Vorfitzenden findet 

Beſchwerde zur Auffichtäftelle ftatt. 
8 115 (79). 

I Die Unfallverhütungsporichriften bedürfen der Ge— 
nehmigung des Reichs-Verſicherungsamts. 

U Das Reichs-Verſicherungsamt kann anordnen, daß 
por der Genehmigung, ſoweit dies nicht gemäß $ 113 
Abſ. 4 Schon geichehen ift, zur Begutachtung der Bor: 
ichriften oder einzelner Theile derſelben dur bie 
Seftionsvorftände auch die Vertreter der Arbeiter zuzu= 
ziehen find. 

IT Wenn dur) Beichluß der Genofjenichaftsperfanm- 
fung ($ 37 Ziffer 10) die gemäß $ 113 Abf. 2 vom Bor: 
ftande und den Vertretern ber Arbeiter gefaßten Bejchlüffe 
abgeändert worden find, jo hat das Reichs-Verſicherungs⸗ 
amt zu beftimmen, ob die Vorfchriften vor deren Ge- 

nebmigung einer nochmaligen Berothung und Beichluß: 
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fofjung jfeitens des Vorſtandes und der Vertreter der 
Arbeiter zu unterwerfen find. Wenn das Neichd-Ver: 
fiherungsamt feine Genehmigung von der Abänderung 
der beichloffenen Vorjchriften abhängig macht, fo hat e3 
gleihfalls zu beftimmen, ob zur Berathung und Beichluß- 
faffung ($ 113 Ab}. 2) über die erforderliche Abänderung 
die Vertreter der Arbeiter zuguziehen find. 

IV Dem Antrag auf Genehmigung ift dag über die 
Nerhandlung bei den VBorftänden aufgenommene Protofoll, 
aus welchem die Abjtimmung der Vertreter der Arbeiter 
erfichtlich fein muß, jowie die gutachtliche Aeußerung der 
Vorſtände derjenigen Sektionen, für melde die Bor: 
ihriften Gültigkeit haben Sollen, beizufügen. Vor der 
Genehmigung ift den Qandes-Zentralbehörden derjenigen 
Bundesftaaten, auf deren Gebiete ſich die Vorſchriften 
erjtreden jollen, Gelegenheit zu einer Aeußerung zu geben. 

v Die genehmigten Vorfchriften find den höheren 
DBermaltungsbehörden, auf deren Bezirke diefelben fich 
erftreden, durch den Genoſſenſchaftsvorſtand mitzutheilen. 


3u 8 115 vgl. Im. G. 8 123, Bau⸗G. 8 40, See-G. 8 121. 

Zu Abſ. I: Genehmigung ift auch zu jeder Aenderung 
und zur Aufhebung erforderlih. Landes-VA. 5. $ 127. 

Zu Abſ. II: vgl. $ 113 Abi. 1. 

Zu Abf. II: Aus Abi. III geht hervor, daß auf alle 
Fälle ein Beichluß des Vorſtandes über die Vorjchriften er: 
forderlich if. Ein Beichluß der Gen.Derfammlung ift daher 
nur nöthig, wenn es ım Statut auödrüdlich angeordnet ift. 
Vgl. 8 112 Abſ. IN. 2 1it. a. | 

Zu Abi. IV: vgl. 8 112 Abi. IN. 2 lit. d. 

Zu Ab}. V: vgl. 8 152 Abi. 1. 


$ 116 (80). 
Die Teitfegung der im $ 112 Abi. 1 Ziffer 1 vor- 
gejehenen Gelditrafen fowie die höhere Einihätung Va 
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Betriebs und die Feſtſetzung von Zufchlägen erfolgt durch 
den Borftand der Genoſſenſchaft, die Feſtſetzung der im 
8 112 Abſ. 1 Ziffer 2 vorgejehenen Geldftrafen durch den 
Borftand der Betriebs: (Fabrik-) oder Bau⸗Krankenkaſſe, 
oder, wenn eine jolche für den Betrieb nicht errichtet ift, 
durch die Ortspolizeibehörde. Gegen die Verfügung findet 
innerhalb zweier Wochen nad) der Zuftellung die Be— 
fchwerde ftatt. Weber diefelbe enticheidet, ſoweit es fich 
um eine Verfügung des Genoflenichaftsvorftandes handelt, 
das Reicha-Verficherungsamt, im Uebrigen die der Kranken— 
fafje oder Ortspolizeibehörde vorgeſetzte Auffichtsbehörde. 
3u 8 116 vgl. Iw. 6.8 124, Bau G. $ 40, See:&. 8 122. 
1. Strafbefugnig des Gen.Borftandes; vgl. dazu 8 146. 
2. Die Strafbefugnig des Kaſſenvorſtandes (Kr. VG. 
88 59 ff., 69 ff.) und der Ort3polizeibehörde ($ 152 Ab}. I) 
kann nur auf Antrag bed Gen. oder Eeftiond:Borftandes 
ausgeübt werden. Borftänden anderer Kaſſen fteht die Straf: 
feftfegung nicht zu. 
3. Gerichtliche Beſtrafung jchließt die Anwendung der 
Geldftrafen nach $ 116 nicht aus. A.N. XIII ©. 286 Nr. 1593 
(Rg. XVII ©. 43). 


8 117 (81). 

I Die von den Landesbehörden für beftimmte Ge- 
werbszweige oder Betriebsarten zur Verhütung von Un- 
fällen zu erlaffenden Anordnungen Sollen, fofern nicht 
Gefahr im Verzug ift, den betheiligten Genofjenichafts- 
oder Seftionsvorftänden zur Begutachtung nad) Maßgabe 
des $ 115 Abſ. 4 vorher mitgetheilt werden. Dabei finden 
$ 11 Abf. 2, $ 114 entiprechende Anwendung. 

U Die Polizeibehörden find verpflichtet, von den gemäß 
$ 120d Abf. 1 der Gewerbeordnung zur Verhütung von 

Unfällen getroffenen Anordnungen derjenigen Genofjen- 


Unfallverhütung. Ueberwachung ber Betriebe. 88 117—119. 979 


Ihaft, welcher der betheiligte Betrieb angehört, Kenntniß 
zu geben. 

3u 8 117 vgl. lw. ©. 8 125, Bau⸗G. $ 40. 

Dal. zu 8 117 die Vorbemerkungen zu dieſem Abjchnitt 
Ziff. I lit. bunde und Ziff. I. S. aud 8 118 (Eifenbahn: 


betriebe). 
8 118 (81). 

Auf Unfallverhütungsporjchriften, welche ſich auf die 
Sicherheit des Eifenbahnbetrieba beziehen, finden die Be- 
ftimmungen der 88 113, 117, 132 feine Anwendung. 

8 118 ſpricht nur don Vorſchriften in Bezug auf die 
Sicherheit des Eifenbahnbetriebg. Auf Vorfchriften zum 
Schuße der in ſolchen Betrieben beichäftigten Perfonen gegen 
Unfälle will er fich nicht beziehen. (Motive.) Uebrigens können 
auch Vorſchriften der erfteren Art nach den Regeln ber 
88 112, 115 erlaffen werden und darnach Straffeltjeßungen 
gemäß $ 116 erfolgen. Nur die Mitwirkung der Vertreter der 
Arbeiter und bie Begutachtung durch Sektionsvorſtände 
fallen weg. 


Ueberwachung der Betriebe. 
| 8 119 (82). 

I Die Genoſſenſchaften find verpflichtet, für die Durch— 
führung der gemäß $ 112 erlaffenen Unfallverhütungs- 
vorschriften Sorge zu tragen. Sie find befugt, durch 
technische Auffichtsbeamte die Befolgung der zur Verhütung 
von Unfällen erlaffenen Vorfchriften zu überwachen und 
von den Einrichtungen der Betriebe, joweit fie für Die 
Zugehörigfeit zur Genoſſenſchaft oder für die Einſchätzung 
in den Gefahrentarif von Bedeutung find, Kenntniß zu 
nehmen. Sie find ferner befugt, durch Rechnungsbeamte 
behufs Prüfung der don den Betriebsunternehmern auf 
Grund gejeglicher oder ftatutarifcher Beftimmungen ein= 
gereichten Arbeiter: und Lohnnachmweifungen diejenigen 
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Gefchäftsbücher und Liften einzufehen, aus welchen Die 
Zahl der beichäftigten Arbeiter und Beamten und die 
Beiträge der verdienten Gehälter und Löhne erfichtlich 
werden. 

U Die Funktionen des techniſchen Auffichtsbeamten 
und des Rechnungsbeamten können mit Genehmigung de3 
Reichs-Verſicherungsamts in einer Perſon vereinigt werden. 


IT Die einer Genoffenichaft angehörenden Betriebs- 
unternehmer find verpflichtet, den als folchen legitimirten 
technischen Auffichtsbeamten der betheiligten Genoffenfchaft 
auf Erfordern den Zutritt zu ihren Betriebaftätten wäh— 
rend der Betriebszeit zu geftatten und den Rechnungs— 
beamten die bezeichneten Bücher und Liften an Ort und 
Stelle zur Einficht vorzulegen. Sie fünnen hierzu, vor—⸗ 
behaltlich der Beftimmungen bes 8 120, auf Antrag der 
techniſchen Auffichtsbeamten oder der Rechnungsbeamten 
bon der unteren Verwaltungsbehörde durch Geldftrafen 
im Betrage bis zu dreihundert Mark angehalten werden. 

IE $ 119 vgl. Iw. ©. $ 126, Bau⸗G. 840 Ziff. 2, See⸗G. 


rn Ab}. I: 1. Die Betriebsüberwachung ift Recht und 
Pflicht der Ber.Gen. Ihr Recht dazu äußert fih in dem in 
Abſ. III geregelten Zwang. Ihre Pflicht dazu kann im Auf: 
fichtswege durch das BVerficherungsamt erzwungen werden 
(8 125 Abſ. I). 

2. Die Betriebsüberwachung erftredt und beichräntt fi 
auf dreierlei: 

a) Die Durhführung ber Unfallverhütung: 
vorſchriften ($$ 112 ff.). Maßnahmen biefer Art find nur 
zuläffig behufs Durchführung der rechtmäßig und endgültig 
erlaffenen Borjchriften der Ber.Gen. Die Durchführung der 
Reiche: und Staat3polizeiverordnungen (dgl. Vorbemerkungen 
dor $ 112) ift nicht Sadye der Ber.Gen. Zur Durchführung 
Ihrer eigenen Borjchriften können die Ber.Gen. alle erforder: 
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lihen Berfügungen erlafien und dabei die in ber Vorſchrift 
($ 112) angeordneten Strafen androhen und gemäß $ 116 
anordnen oder anordnen lafien. Gegen diefe Verfügungen 
ſteht dem Betriebaunternehmer Beschwerde zur Auffichtsftelle 
(Berf. Amt) zu. 

b) Die Prüfung der Genoffenichaftszugehdrig: 
feit. Die Ber.Gen. haben zur Evidenthaltung ihres Katafterd 
(88 58 bis 62) alle Genofjenfchaftsbetriebe, die eingetragenen 
wie die nichteingetragenen, namentlich auf Grund der gemäß 
‚8 61 erfolgten Anmeldungen binfichtlich der für die Zu: 
gehörigkeit in Betracht kommenden Eigenjchaften zu prüfen. 
Hiebei find auch die erforderlichen Anmeldungen zu ber: 
anlaffen. 

c) Die Einſchätzung der Betriebe hinfichtlich der 
Beitragzpflict. Die Ueberwachung hat fih auf Prüfung 
aller für Einſchätzung in ben Gefahrentarif ($ 49, 8 112) 
maßgebenden Betrieböverhältniffe und auf Prüfung der ein: 
gereichten Arbeiter: und Lohnnachweifungen ($ 99 Abi. II—IV) 
zu erſtrecken. Hiebei find auch die erforderlichen Mittheilungen 
zu veranlaffen oder zu ergänzen (8 99 Abi. IV). 

3. Die Ueberwachung obliegt in erfter Linie dem Gen.: 
Borftand. Doch kann gemäß $ 37 Ziff. 10 damit auch ein 
anderes Organ und zwar nad) $ 38 der Sektiondvorftand oder 
Pertrauensmann betraut werden. Nach $ 119 Abſ. I und II 
tönnen beſondere tehnifche und Rechnungsbeamte 
angeftellt werden, deren Verhältniß zum Borftand und Ge: 
ihäftsthätigkeit durch da Statut näher zu regeln ift. Vgl. 
Hdb. zu 822 N.3. Meber ihre rechtliche Stellung und Be: 
fugniffe ſ. Abf. III, 889 48, 120 ff., 126, 150, 151. Die 88 43 
bis 47 (Ehrenämter) finden auch auf fie feine Anwendung. 
Anftelbar find auch Nichtmitglieder. Vgl. A. N. I S. 352 
Pr. 73, IV ©. 178 Nr. 486. Verwendbar find wohl auch nad) 
ber Novelle die Vertrauensmänner. Hodb. zu S82 N. J. 

Zu Abſ. II: Zuſtändigkeit des Landes-VA.'s ſ. 8127. 

Zu Abſ. III: Der Beſtrafung, welche im einzelnen Fall 
auch wiederholt angewendet werden kann, hat eine Androhung 
vorauszugehen. A. N. IV ©. 302 Nr. 590. VBgl. auch IVG. 
8 161 Abſ. II Note. Gegen die Strafverfügung kann Be: 
ichwerde zur höheren Verw. Beh. ergriffen werden. Die Strafen 
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fließen in Bayern in die Staatskaſſe. Vgl. Min.Belm. v. 
28. Sept. 1884. 

Ein Recht, ihre Anordnungen durch befondere Strafen 
außer den in 8 112 Abſ. 1 angeordneten zu erzwingen, fteht 
den Beauftragten nicht zu. Vgl. Höb. zug 82.5. 

8 120 (83). 

Befürchtet der Betriebsunternehmer die Verlegung 
eines Wabrifgeheimnifjes oder die Schädigung feiner Ge— 
Ichäftsintereffen in Folge der Befichtigung des Betriebs . 
durch den techniichen Auffichtsbeamten der Genoſſenſchaft, 
jo kann derielbe die Befichtigung durch andere Sachver- 
ſtändige beanspruchen. In diefem alle Hat er dem Ge- 
nofienihaftsporftande, jobald er den Namen des technifchen 
Auffichtsbeamten erfährt, eine entiprechende Mittheilung 
zu machen und einige geeignete Perſonen zu bezeichnen, 
welche auf feine Koften die erforderliche Einficht in den 
Betrieb zu nehmen und dem Vorſtande die für die Zwecke 
der Genofjenfchaft nothwendige Auskunft über die Be— 
triebseinrichtungen zu geben bereit find. Sn Ermangelung 
einer Berftändigung zwilchen dem Betriebsunternehmer 
und dem Vorſtand enticheidet auf Anrufen des legteren 
das Reichs-Verſicherungsamt. 

Zu 8 120 vgl. Iw. G. 8 127, Bau:G. 8 40. 

Der Betriebsunternehmer, welcher von feinem Ablehnungs⸗ 
und Borfchlagsrechte Gebrauch machen will, hat dieß, um bie 
Zwangsmaßregel des $ 119 Abf. III zu vermeiden, rechtzeitig, 
db. i. alabald nach Bekanntgabe bes Namen? bes beftellten 
Beamten zu thun. Eine borausgehende Ankündigung des 
bevorftehenden Beſuchs ift zwar durch dad Geſetz nicht dor: 
gejchrieben, aber doch zu verlangen. Vgl. jedoch Hdb. zu 
882 N. 6 und zu SEIN. 1(AU.N.TV ©. 248 Nr. 538). 

Das Ablehnungsrecht beiteht auch, wenn die Befürchtung 
des Unternehmers nicht begründet if. A. N. XI S. 264 Wr. 
1476 (Reger XV ©. 116). 

BZuftändigfeit de ELBA LI. 
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8 1231 (84). 

Die Mitglieder der Vorftände der Genoflenfchaften 
fowie deren technifhe Auffichtsbeamte und Rechnungs: 
beamte (8S 119, 120) und die nah 8 120 ernannten 
Sachverftändigen haben über die Thatjachen, welche durch 
die Ueberwachung und SKontrole der Betriebe zu ihrer 
Kenntniß kommen, Werfchwiegenheit zu beobachten und 
fih der Nachahmung der von den Betriebsunternehmern 
geheim gehaltenen, zu ihrer Kenntniß gelangten Betriebs- 
einrichtungen und Betriebsweifen, Tolange ala diefe Be- 
triebögebeimnifjfe find, zu enthalten. Die technijchen 
Auffichtsbeamten und Rechnungsbeamten der Genofjen- 
Ihaften und die Sachverftändigen find hierauf von ber 
unteren Berwaltungsbehörde ihres Wohnort? zu beeidigen. 

Zu 8 121 vgl. Iw. ©. 8 128, Bau:G. 8 40, See⸗G. 8 124. 

Strafbeitimmungen: 88 150, 151. 

Ueber die Beeidigung vgl. A.N. IS. 341 N. 62 u. insb, 
©. 365 NR. 87; auch I S. 82 N. 162, V ©. 390 NR. 765 
(Reger IV ©. 250), VII ©. 46. 

8 122 (85). 

I Namen und MWohnfig der techniihen Auffichts- 
beamten und NRechnungsbeamten find von dem Genoffen: 
Ihaftsvorftande den höheren Nerwaltungsbehörben, auf 
deren Bezirke ſich ihre Thätigkeit erftredt, anzuzeigen. - 

I Die Genofjenichhaften find verpflichtet, über Die 
Ueberwacdhungsthätigfeit der techniſchen Auffichtsbeamten 
und deren Ergebniffe dem Reichs-Verſicherungsamte Be: 
richt zu eritatten und den nad) Maßgabe des S 139b 
der Gewerbeordnung beftellten Staatlichen Auffichtsbenmten 
auf Erſuchen Mittheilung zu machen. 

Zu 7 vgl. Im. G. $ 129, Bau:G. 8 40, See⸗G. 8 125. 

u 9b. I: vgl. 8 152 Abf. I. 
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Zu Abi. II: Die Ber.Gen. haben in erfter Linie fich ſelbſt 
berichten. zu laffen und die verarbeiteten Berichte. an das 
RVaA, weiter zu geben. Die LBAe. können fi von den 
ihnen unterftellten Ber.Gen. ebenfalls berichten lafjen. Bol. 

127. Die ftaatliden Auffichtsbeamten bes 8 139b der 
RGew. O. ſind in Bayern die Fabrikinſpektoren. 
8 123 (85). 

I Hat der techniſche Auffichtsbeamte der Genofien- 
ichaft bei feiner Meberwachungsthätigfeit von Anordnungen, 
welche der ftaatliche Auffichtsbeamte zur Verhütung von 
Unfällen getroffen hat, Kenntniß erhalten, jo darf er 
abweichende Beitimmungen nicht treffen. Erſcheinen ihm 
jolche geboten, oder glaubt er, daß eine Anordnung des 
ftaatlichen Auffichtsbeamten einer von der Genoffenichaft 
erlaffenen Unfallverhütungsvorſchrift widerfpricht, jo hat 
er an den Genoſſenſchaftsvorſtand zu berichten, welcher 
die vorgejebte Behörde des ftantlichen Auffichtsbeamten 
anrufen Fann. | 

I Hält der ftaatliche Auffichtsbeamte Anordnungen 
des techniichen Auffichtsbeamten der Genoſſenſchaft für 
zwecwidrig oder den erlaffenen Unfallverhütungsvor- 
Ichriften mwiderfprechend, fo hat er dem Vorſtande der 
zuftändigen Berufögenofjenihaft davon Mittheilung zu 
machen. Hält der Genofjenfchaftsporftand den Einſpruch 
des ftaatlichen Auffichtsbeamten nicht für gerechtfertigt, 
jo kann er die vorgejebte Behörde des ftaatlichen Auf- 
ſichtsbeamten anrufen. 

I Non jämmtlihen nah Abf. 1 und 2 geführten 
Berhandlungen Hat der Genoffenjchaftsvorftand dem Reichs 
Verſicherungsamte Kenntniß zu geben. 


3u $ 123 vgl. Bau:G. $ 40. Bol. auch die VBorbemerf: 
ungen bei 8 112 Ziff. II und die beachtendwerthen Ausführ- 
ungen des Rommiflionzberihts zu 8 85a S. 136 ff. 
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Bei der in den Vorbemerkungen vor 88 112 ff. geſchil⸗ 
derten Rechtslage ift ein Widerſpruch zwiſchen Vorfchriften 
der Ber.Gen. und Polizeiverordnungen bed Reichs oder der 
Etnaten, wenn auch dur die Anordnungen der 88 115 
Abf. IV Sab 2,.117 Abf. I und II und RGew.O. $ 120e 
Abj. I thunlichit zu vermeiden, doch immerhin nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. Solche Widerſprüche können ſich aber namentlich 
in den Verfügungen der techniſchen Beamten der Ber.Gen. 
und der ftaatlichen und gemeindlichen Polizei: und Auffichta- 
behörden ergeben. Ta e3 eine gemeinfam vorgeſetzte Stelle 
nicht .giebt, ſo ift die Bejeitigung ſolcher Widerfprüche zu: 
nähft im Weg der Berhandlung von vorgefjeßter Stelle 
(Gen.Borftand) zu vorgefehter Stelle (ftaatlicde Behörde) zu 
verfucchen, nöthigenfalld im Weg ber Verhandlung von Auf: 
fichtsſielle (Berficherungsamt, Abf. III u. $ 127) zu Auffichts⸗ 
ftelle (Minifterium) zu bewirken. 


8 124 (86). 
I Die dur) die Ueberwachung und SKontrole der 


Betriebe entjtehenden Koſten gehören zu den Verwaltungs: 
koſten der Genofjenjchaft. 


U Wenn ein Betriebsunternehmer durch Nichterfüllung 
der ihm obliegenden Verpflichtungen zur Aufmwendung 
folder Koften Anlaß gegeben hat, jo kann der Vorſtand 
diefe Koften, ſoweit fie in baaren Auslagen beftehen, dem 
Betrieböunternehmer auferlegen und gegen diefen außer: 
dem eine Geldftrafe bis zu einhundert Mark verhängen. 


DI Gegen die Auferlegung dieſer Koften und Geld- 
ftrafen findet innerhalb zweier Wochen nad) Zuftellung 
des Bejchluffes die Beſchwerde an das Reichs-Verſicherungs⸗ 
amt ftatt. Die Beitreibung erfolgt in derfelben Weife 
wie bei Gemeindeabgaben. 

Zu 8 124 vgl. Im. ©. $ 130, Bau-G. 8 40, Cee:G. $ 126. 
| Su Abi. I: vgl. $ 29. Bertheilung auf Sektionen: 8 50, 
| dazu A.N.IIE. 73 Nr. 148. 
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Zu Abſ. II: Die Nichterfüllung kann fich auf ben Vollzug 
ber Unfallverhätungsporichriften, die Anmeldung von Betrieb3: 
deränderungen oder auf Angaben zum Gefahrentarif oder 
auf Lohnnachweiſungen erftreden. Vgl. 8 119 Abſ. IN. 2. 
Unnöthige Belaflung ber Seteiehannternehmer ift thunlichſt zu 
dermeiden: dgl. A. N. II ©. 276 Nr. 2 

— und Geldſtrafen —5* der Genoſſenſchafts⸗ 


ed Wbf. III: LVA. 8 127. Beitreibung vgl. 8 103. 


VI. Beanffihtigung der Berufsgenofienichaften. 

Zum Tit. VI vgl. bie Vorbemerkungen bei $ 11 des 
Abänderungsgeſetzes. 

8 125 (88). 

I Die Genoſſenſchaften unterliegen in Bezug auf die 
Befolgung dieſes Gefetes der Beauffichtigung durch das 
Neicha-Verfiherungsamt. Die Aufficht Hat ſich auf bie 
Beobachtung der gejeglichen und ftatutarifchen Vorſchriften 
zu erftreden. 

I Das Reichs-Verſicherungsamt ift befugt, jeberzeit 
eine Prüfung der Gejichäftsführung der Genoſſenſchaften 
borzunehmen. 

DI Die Vorftandsmitglieder, Vertrauensmänner und 
Beamten der Genoffenichaften find auf Erfordern des 
Reichd-Verficherungsamt3 zur Vorlegung ihrer Bücher, 
Beläge und ihrer auf den Inhalt der Bücher bezüglichen 
Korreipondenzen ſowie der auf die Feſtſetzung der Ent- 
Ihädigungen und Sahresbeiträge bezüglichen Schriftftüce 
an die Beauftragten des Reichs-Verſicherungsamts ober 
an das letztere jelbft verpflichtet. Diejelben können Hierzu 
dur Geldſtrafen bis zu eintaufend Mark angehalten 
werden. 

IV Der Aufficht des Reichs-Verſicherungsamts unter⸗ 

ſtehen ferner die von den Bervſiagenoheoßbeten errichteten 
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oder unterhaltenen Heilanftalten: Das Reich: Verficher: 
ungaamt kann zu den zum Zwecke der Aufficht ftatt- 
findenden Revifionen Vertreter der Berufsgenoffenichaften 
und der Arbeiter zuziehen. 

3u 8 125 vol. Im. G. 8 131, Bau⸗G. $ 41, See⸗G. 
$ 127; au IVG. $ 108. 

Dad Reihaverfiherungsamt theilt fich bei Angelegen⸗ 
beiten ber Unfallverficderung in die ftaatlicden Gejchäfte mit 
den Landesverſicherungsämtern ($ 127). Einige Funk—⸗ 
tionen fommen daneben dem Bundedrathe zu (Abänd Gei. 
82 Abſ. I, II, $ 11 Abf. I, II, $ 14 Abf. I, $ 19 Abſ. IV, 
8 20 Abi. 1, 823 Ab. II, $ 25 Abf. I, Gew. VG. 8 1 Ab. ILL, 
$4,821,8 39, 5 52 Abf. I, 8 54, 884, 8 94, 8 95 Abf. IL, 
88 109, 110, $ 134, Bau⸗G. 8 22, See⸗G. 88 152, 167), andere 
den Bandesregierungen (Abänd.Gel. $ 20 Abi. I, 8 22 
Abſ. II, V, VII), dem Kaiſer (Abänd.Gef. $ 11 Abf. II, 8 19 
Abi. IV, $ 20 Abi. I, $ 25 Abi. I; Gew.UDG. 8 84), dem 
Reichsſtag (Gew. UVG. 8 111), den Zandescentralbe: 
hörden (Abänd. Geſ. 82 Abi. III, SA Abſ. 1,85 Abſ. L88 
Abi. II, 8 22 Abſ. II; Gew. VG. 8 11 Abſ. Il, 88 109, 110, 
8 115, 8 128, 8 133, 8 149, 8 152, dazu noch lw. &. 88 29, 
36, 41, 42, 143, Bau⸗G. 88 6, 5, 11, 24, 27, 32, 41, 42, 143; 
See⸗G. 88 10, 156, 162, 163), dem Reichskanzler (Abänd. G. 
88 2, 4, 5, 28, Gew.UBG.88 4, 128, 133, Bau:G.8 8, See⸗G. 
8 10), endlich den unteren und höheren Landes: Verwaltungs: 
behörden und den Ortspolizeibehörden (vgl. 8 152). 

Die den Verficherungsämtern entzogenen Funktionen find 
durchweg vereinzelte. Sie ftehen nicht unter dem beftimmenden 
Einfluß des Verfiderungsamtes, welches namentlich weder im 
Derhältniß zu den Landescentralbehörden noch zu den höheren 
und unteren Verwaltungsbehörden leitende ober borgejchte 
Stelle if. Die LVAe. find dem RVA. nicht unterftellt. 

Ueber die Organijation und das Berfahren der VBXe. ſ. 
Abänd.Geſ. 88 11 ff. 

Zu Abſ. I: Die Funktionen des RPA“.'s find vierfach, 
nämlich organijatorifch, vertwaltend, richterlich und diaciplinär: 

1. organifatorijch: Betheiligung an der Errichtung 
und Einrichtung der Ber.Gen. (Abänd. Geſ. 2%, Gew WBG. 
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88 35, 39, 46) und der Schied3gerichte (Abänd. Geſ. $ 10) und . 
an der W Wahl der Bertreter der Arbeitgeber und Arbeiter 
(Abänd.Geſ. $ 14). 

2. verwaltend: 

a) das RVA. handhabt die eigentliche Aufficht über 
die Ber.Gen. und hat dabei von Amtöwegen oder auf An: 
rufen zu veranlaffen, daß die Ber.Gen. ihre gejeßlichen und 
ftatutarifchen Obliegenheiten erfüllen und daß fie nichts thun, 
wa3 ihnen nicht zufommt. Das RVA. kann die Ber. Gen 
zu den erforderlichen Beichlüffen zwingen, ev. für diefelben 
das Erforderliche anordnen und es Tann gejehtwidrige Be— 
fchlüffe der Ber.Gen. aufheben. Mittel zur Durchführung 
geben die S$ 125 Abſ. IL, III, 126 Saß 2, 88 46, 48. Einzelne 
auffichtliche Funktionen find ihm eingeräumt in Abänd.G. 
88 23, 26, Gew.&. 8 46, 49, 51, 59, 106, 125 Abf. IV. 

b) Dad RBA. ertheilt bie curatelamtlide Genehmig: 
ung zu beftimmten Befchlüffen der Drgane der Ber.Gen. 
Gew.1BG. 88 31, 34, 39, 44,48, 49, 110, 118, 115, 119, Baus 
G. 88 19, 21. Das Erforderniß folcher Genehmigung befteht 
nur, wo ed ausdrüdlich angeordnet ift. Die Genehmigung 
ift dann Vorausſetzung der Rechtöwirkjamfeit und erfolgt 
nad een Gemeien des RVA.'s 

Das RVaA. Hat ferner einige leitende Funktionen, 
woduh es in die Verwaltungsthaͤtigkeit ber Ber. Gen. be: 
ſtimmend eingreift, darunter einige allg. Anordnungsrechte. 
Gew. UVG. 88 2, 11, 34, 35, 42, 46, 59, 61, 63, 78, 94, 95, 
107, 111, 122, 198, 128; Iw. 6. 88 1, 55; Bau-®. 88 13, 19, 
24, 26, 32, 42; See-@. 88 1, 55, 162. 
4d) Das RB. ift ferner Befchwerdeinftanz und übt 
damit zum Theil Rechte der Auffiht, zum Theil richterliche 
Funktionen aus. Gew. VG. 88 47, 49, 59, 62, 102, 116, 
124, Im. &. 8 69, See⸗G. 88 53, 163, ðef UvBG. 811. Ein 
Recht der Beſchwerde beſteht jedoch nicht nur in den aus⸗ 
drücklich bezeichneten Fällen, ſondern in allen Fällen, in 
welchen durch eine beſchwerende Verfügung der Ber. Gen. das 
Einſchreiten der Aufſicht veranlaßt iſt, ſo insbeſ. gegen Straf⸗ 
verfügung der Gen.Borftände außer in den Fällen der 88 146 ff. 
J. $ 149. 


3. Das REN. hat rihterliche Tunftionen dor Allem 
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ala Rekursinſtanz (Gew. UVG. 88 80 ff.), doch auch in anderen 
als Feſtſtellungsſtreitigkeiten: Gew. UVG. 88 53, 59, 73, 85, 
105, 114, 120, Bau:G. 88 28, 29, See-G. 8 20 und in allen 
unter lit. d genannten Befchwerdefällen, wo e3 fi um Ber: 
folgung eines verlegten Rechtes handelt. 

4. Endlih übt das RPA. disciplinäre Funktionen 
gemäß 88 125 Abf. III, 126, auch 8 122. 

In all diefen Angelegenheiten mit Ausnahme der Statut: 
genehmigung ($ 39) find die Bejcheide und Erkenntniffe des 
Ran regelmäßig unanfehtbar. Ueber Wiederaufnahme 


Hinſichtlich der Reichs-, Staats- ıc. Fürſorge (88 128 ff.) 
bat das RBA. nur die richterlichen Funktionen (Ziff. 3). 

Ueber den Gejchäftsverkehr ber Ber.Gen. mit dem RVA. 
vgl. Hob. zu 8 88 N. 13. 

Zu Abſ. II: Die Geldſtrafen fließen nunmehr in die 
Genofſenſchaftskaſſe. $ 154 Abf. II. 

Zu Abi. IV: Vgl. 8 31 Abf. I. Die unmittelbare Beauf: 
fihtigung der Heilanftalten fteht den Ber.Gen. jelbft zu. 

8 126 (89). 

Das Reicha-Verficherungsamt entjcheidet, unbeſchadet 
der Rechte Dritter, über Streitigkeiten, welche fich auf die 
Rechte und Pflichten der Inhaber der Genoſſenſchafts— 
ämter, auf die Auslegung der Statuten und die Gültig- 
feit der vollzgogenen Wahlen beziehen. Dasſelbe Tann 
die Inhaber der Genofjenichaftsämter zur Befolgung der 
gejeglichen und ftatutariichen Vorſchriften durch) Geld: 
ftrafen bis zu eintaufend Mark anhalten. 

Zu $ 126 vgl. Im. &. 8 132, Bau:G. 8 41, See-G. 8 128. 

In Sat 1 handelt 3 fih um Streitigkeiten aus dem 
Öffentlichen Dienftrecht der Ber.Gen. Vgl. 88 41 ff. Wahlen: 
(88 38, 41, 114, Abänd.Gef. $ 5). Streitigkeiten aus privaten 
Dienftverträgen fallen nicht darunter, ebenjowenig Erfah: und 


Entihädigungsanjprüche, welche Dritten oder auch den Ge: 
noſſenſchaften gegen Bebdienftete der Gen. zuftehen (Defekten). 


#iloty, Unfaliverfihierungsgefeße. \9 
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Sat 2 begründet die Disciplinargewalt des VA.'s gegen: 
über allen Inhabern von Gen.Aemtern, nicht bloß gegenüber 
ben ehrenamtlichen. Solche Beftrafung kann neben etiva an 
gezeigter gerichtlicher Verfolgung hergeben. 

8 127 (92). 

I Iſt für das Gebiet eines Bundesftaats ein Landes⸗ 
Verfiherungsamt errichtet, jo unterliegen Berufsgenoffen- 
ſchaften, welche nur folche Betriebe umfaffen, deren Sitz 
im Gebiete des betreffenden Bunbesftaat3 belegen ift, ber 
Beauffihtigung durch das Bandes-Verficherungsamt. In 
den Angelegenheiten diejfer Berufsgenofjenfchaften gehen 
die in den 88 23, 26 des Geſetzes, betreffend die Ab- 
änderung der Unfallverficherungsgefege, jfamwie in den 
88 31, 34, 39, 44, 46 bis 49, 51, 53, 54, 58, 59, 61, 62, 
73, 80 bis 85, 95, 102, 105 bis 107, 110, 112 bis 116, 
119, 120, 123 bis 126, 128 dieſes Gejeßes dem Reichs— 
DVerficherungsamt übertragenen Zuftänbigfeiten auf das 
Bandes: Verficherungsamt über. 

U Soweit jedoch in den Fällen der 88 51, 53, 58, 
61, 73, 82,83, 85 eine der Aufficht eines anderen Landes⸗ 
Berficherungsamts oder des Reichs-Verficherungsamts 
unterftellte Berufsgenofjenihaft oder eine Ausführungs- 
behörbe eines anderen Bundesſtaats mitbetheiligt ift, ent- 
icheidet das Neicha-Verficherungsamt. Das Lanbes-DVer- 
fiherungsamt hat in ſolchen Fällen die Akten an das 
Reichs⸗Verſicherungsamt zur Entjcheidung abzugeben. 

IL Hat das Reichs-Verſicherungsamt einen Entfchä- 
digungsanſpruch um deswillen abgelehnt, weil nicht der 
in Anſpruch genommene Träger der Verficherung, jondern 
ein anderer Träger zur Entſchädigung verpflichtet ift, jo 

Zann der Anfpruch gegen den letzteren nicht mit der Be— 
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gründung abgelehnt werden, Daß der erftere entichädigungs- 
pflichtig Sei. 

IV Zreten für eine der im Abi. 1 genannten, der 
Auffiht eines Landes: Verfiherungsamts unterjtellten Be⸗ 
rufsgenofjenichaften die Borausfeßungen des $ 54 ein, fo 
gehen die Rechtsanſprüche und Verpflichtungen auf den 
betreffenden Bundesſtaat über. 

ges 127 vgl. Im. G. 8 133, Bau-G. $ 41; f. au) IDG. 


Ueber die Landes-Verſicherungsämter, ihre Er: 
richtung, ihre Zuftändigkeit im gemeinen, Zufammenfeßung 
und Verfahren vol. Abaänd.Geſ. 88 21 

Zu Abſ. I: 1. Die Zuſtändigkeit jedes LVA.'s beichräntt 
fh und muß fi zugleich eritreden (vgl. Hdb. zu 8 I2 N. 7) 
auf die Ber.Gen., deren Bezirk nicht über dad Gebiet des 
betr. Bundesftantes fich erſtreckt. 

2. Die Landes-Verſicherungsämter find Landes: 
behörden, nicht Reichsbehörden, fie leiten ihre Zuftändigfeit 
nicht etwa vom RVA. ab, dem fie auch bienftlich in Teiner 
Weiſe untergeordnet find. 

3. Die in Abſ. I Satz 2 aufgeführten Angelegenheiten 
umfafjen nahezu alle Gejchäfte, welche dem RVA. in Bezug 
auf die Unfallverficherung zuftehen. Nur einige Befugniffe 
namentlich allgemein anordnnender Natur find außer den Sachen 
des Abf. II dem RVA. allein mit Wirkung für alle Ber.Gen. 
überlaffen. So: Abänd.Geſ. 88 2 Abi. IV, 10 Abf. III, 14 
Abſ. I, II; Gew. VG. 882 Abi. IV, 12 Abi. I, 35 Abſ. V, 42 
Abi. IV, 78, 94 Ziff. 3 Abf, II, 111, 122 Abſ. II. 

4. Im Uebrigen befindet fich das LVA. im vollen Be: 
fitze aller verwaltenden und richterlichen Funktionen, welche 
dem RVaA. in feinem Bereiche zuſtehen. Das zu 8 125 Ge: 
fagte findet deher auch auf LVAe. Anwendung. 

Zu Abſ. II: Mitbetheiligt (= betheiligt) an einer 
Angelegenheit ber angeführten Arten ift eine Ber.Gen. nur 
dann, wenn fie entiveder als entjchädigungapflichtig noch in 
Betracht tommen Tann ($$ 73, 82, 83, 85) oder wenn es fich 
um ihren Beſtand an Betrieben hanbelt (88 53, 58, 61, vier 
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endlich, wenn fie am Rifito der anderen Ber.Gen. betheiligt 
ift (8 51). Der im Hdb. zu $ I2 N. 8 mitgetheilte Bejcheid 
ift m. E. unrichtig. 

Zu Abf. II: vgl. $ 82. 


VI. Reihe: und Stantsbetriche. 


Diejer Abfchnitt iſt aus dem aufgehobenen Geſetz vom 
28. Mai 1885 hervorgegangen. Vgl. dazu die 8$ 3, 5,7, 
10 des Abänd.Gef. 

Wie für Reiche: und Staatöbeamte und für Soldaten, 
welche in Betrieben des Reichs oder der Staaten beichäftigt 
werden, zuerft burch da3 RG. vom 15. März 1886 (RGBl. ©. 
53 ff.), mit Novelle vom 18. Juni 1901 (REB. ©. 211 ff.), |. 
Anlage 2, fo ift auch für die in Verficherungsbetrieben des 
Reihe und der Staaten beichäftigten Arbeiter und Betriebs— 
beamten durch diefen Zitel VII eine befondere Art der Für: 
forge wegen der Folgen von Betriebsunfällen geregelt. Beide 
Reihen von Normen fchließen ſich zwar an da8 Recht der Unfall: 
verfiherung an. Für alle diefe Perſonen entftehen nämlich aus 
Betriebaunfällen rechtliche Ansprüche auf Entſchädigung und find 
diefe Anfprüche nach Gegenftand, Inhalt, Umfang, Art und 
Verfolgung den Anfprüchen aus der Unfallverficherung nahezu 
vollkommen gleichgeftellt. Verſchieden ift nur der Träger der 
Fürſorge und die Rechtsform derfelben. An die Stelle der 
Berufsgenofjenichaften treten gegenüber dieſen Anſpruchs— 
berechtigten nad) dem Tyürforgegejeß durchiveg nach Tit. VII 
dieſes Geſetzes das Reich bezw. der Staat. Die Rechtsform der 
Fürſorge ift inſoweit nicht die Berficherung, (ander meine Aus: 
gabe 1. Aufl. S. 147), jondern die Penfion. Die Laft der Für: 
forge ift Reichs-bezw. Staat3laft ſowohl hinfichtlich der aufzu: 
bringenden Mittel ala auch Hinfichtlich der Verwaltung ($ 128). 


s 128 (Ausd. G. $ 2). 

I Für die Poſt-, Telegraphen:, Marine- und Heeres- 
veriwaltungen fowie für die vom Reiche oder von einem 
Bundesftaate für Reiche: beziehungsweiſe Staatsrechnung 
verwalteten Eijenbahnbetriebe, fämmtlich einfchließlich der 

Bauten, melche von denjelben für eigene Rechnung aus: 


Reichd- und GStantöbetriebe. 8 128. 293 


geführt werden, tritt an die Stelle ber Berufögenofjen- 
Ihaft dag Reich beziehungsweife der Staat, für deſſen 
Rechnung die Verwaltung geführt wird. 

IE Dasſelbe gilt Hinfichtli der vpnm Neiche oder 
von einem Bunbdesftaate für Reichs- beziehungsmeife 
Staatzrechnung verwalteten Baggerei:, Binnenſchiffahrts⸗, 
Tlößerei-, Prahm- und Fährbetriebe, fofern nicht ber 
Reichskanzler beziehungsweiſe die Landes=-Zentralbehörbe 
nad; Maßgabe des $ 2 des Gefekes vom 28. Mai 1885 
(Reichs-Geſetzbl. S. 159) rechtzeitig erklärt Hat, daß dieſe 
Detriebe den für fie errichteten Berufögenoffenichaften 
angehören Tollen. 

IE Someit hiernach das Reich oder ein Bundesitaat 
an die Stelle ber Berufsgenofjenichaft tritt, werden die 
Befugniffe und Obliegenheiten der Genoſſenſchaftsverſamm— 
lung und des Vorftandes der Genoſſenſchaft durch Aus: 
führungsbehörden wahrgenommen, welche für die Heeres— 
verwaltungen von der oberiten Militärveriwaltungsbehörde 
des Kontingents, im Mebrigen für die Reichöverwaltungen 
von Reichskanzler, für die Landesverwaltungen von der 
Landes» Zentralbehörde zu bezeichnen find. Dem Reichs: 
Perficherungsamt ift mitzutheilen, welche Behörden als 
Ausführungsbehörden bezeichnet worden find. Die auf 
Grund des $ 2 des Gejehes vom 28. Mai 1885 (Reichs: 
Geſetzbl. S. 159) eingejegten Ausführungsbehörden bleiben 
beftehen. 

IR 128 vgl. Im. ©. 8 134, Bau⸗G. 88 42, 43, See⸗G. 


nn Abf. In. II: 1. Hinſichtlich aller hier nicht ge: 
nannten Betriebe des Reichs und der Staaten, welche unter 
die VBerficherungsbetriebe des $ 1 fallen, beſteht die Zugehörig: 
teit zu den betr. Berufdgenofienfchaften nah den allgemrimen 
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Regeln und erfolgt die Verficherung durchaus nach den Vor: 
fchriften dieſes Geſetzes, während die befonderen Beitimmungen 
biejes Abfchnittes für fie feine Anwendung finden. Hinficht: 
lich der in Abſ. II genannten Betriebe gilt dad Gleiche, in- 
foweit ber Anfchluß erklärt worden iſt. Für einige diefer 
Betriebe ift das geichehen (A. N. II S. 75). Der erklärte 
Anſchluß Tann jederzeit zurücdgenommen werden. 

2. Ein Betrieb gilt ala „für Reichs- bezw. Staatsrech⸗ 
nung verwaltet”, wenn diefer Gewinn und Berluft der Unter: 
nehmung unmittelbar zukommt, nicht alfo, wenn der Betrieb 
zwar im Gigenthuu des Reichs bezw. Staat? fich befindet 
aber verpachtet ift oder wenn er vom Reich oder Staat für 
fremde Rechnung verwaltet wird. Dal. $ 28 Abi. TI (Note). 

3. Zu Ab. I vgl. $ 1 Abf. I Ziff. 3 (Note 4, I, Ziff. 10). 

Zu Abf. III: Verzeichnif der Ausführungsbehörden und 
ihrer Bezirke ſ. A. N. VII ©. 333 ff. Ausf. Vorſchriften ſ. 
8 133. Die Thätigkeit diefer Ausführungsbehörden erfolgt 
nicht unter Aufficht der Berficherungsämter jondern unter 
ber regelmäßigen Dienftauffiht ihrer vorgejeßten Stellen, 
welche jedoch dabei an die Beſtimmungen dieſes Geſetzes ge: 
bunden find. 

8 129 (Ausd. G. 8 3). 

Soweit das Reich oder ein Bundesſtaat an die 
Stelle der Berufsgenoſſenſchaft tritt, finden die 88 29 
bis 52, 54 bis 62, 74, 99 bis 105, 106 Abi. 2, 3, 88 107 
bi3 110, 112 bis 117, 119 bis 126, 134, 146 bis 151 
feine Anwendung. Ä 

Zu 8 129 dal. Im. ©. 8 135, Bau⸗G. 8 43, See-G. 8 130. 

Soweit dem Reich oder den Staaten die Fürſorge ob: 
Yiegt, bat dieſelbe zwar auch nach den Regeln, welche für die 
Unfallverficherung gelten, zu gefchehen, nur find hier die aus⸗ 
ſchließlich auf die genofjenichaftliche DVerficherung berechneten 
Vorſchriften dieſes Geſetzes außer Geltung. Diefe Vorjchriften 
find es, welche der $ 129 augfchliegend aufführt. Aber aud 
außerdem find einige befondere Vorſchriften für diefe Form 
der Fürjorge in den folgenden 88 130 bis 133 gegeben. 

Auf die Reiche: und Stantsbetriebe, welche von der be: 
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ufegenoflenihaftligen Derficderung ausgeſchloſſen find, finden 
demnach Anwendung nur die Vorjchriften, welche ſich b 
ziehen auf: 

1. Beftimmung des Gegenftandes ber Verfiherung und 
des Inhaltes und Beſtandes der Derficherungdanipeliche, jowie 
des Sernättnifee diefer Anſprüche zu andern SS 1 bis 2 

2. Geltendmachung dieſer rei und Ansanbluimg 
88 63 bis 98 (m. U. von $ 74), 106 Abi. J, 

3. bie Rechnungsnachweifung ($ 111). 

Die Beauffihtigung der Reichd- und Staats⸗Fürforge 
ſteht nicht dem Verſicherungsamt ſondern der oberſten Betriebs⸗ 
leitung zu. 

8 130 (Ausd. G. $ 4 Abſ. ID. 

Die Erſtreckung der Verſicherungspflicht auf Betriebs⸗ 
beamte mit einem dreitauſend Mark überſteigenden Jahres— 
arbeitsverdienſte (85 Abſ. 1 lit. c) kann durch die Aus— 
führungsvorſchriften erfolgen, ſoweit dieſe Beamten nicht 
nach 87 von der Anwendung dieſes Geſetzes ausge— 
ſchloſſen find. 

3u 8 130 vgl. Im. G. 8 136, Bau⸗G. 8 43. 

8 131 (Ausd.®. 8 7). 

Die Teitftelung der Entichädigungen (88 69 ff.) er: 
folgt dur die in den Ausführungsvorjchriften zu be- 
zeichnende Behörde. 

3u $ 131 vgl. im. &. $ 137, Bau-G. $ 41, See-G. $ 131. 

Für bie Zeitftellungen finden im Uebrigen die Beltimm: 
ungen dieſes Gejeßes in 88 69 ff. finngemäße Anwendung 


(vgl. $ 129). 
$ 132 (Ausd. G. 8 9). 

Vorſchriften der Ausführungsbehörden über das in 
den Betrieben von den Verficherten zur Verhütung von 
Unfällen zu beobachtende Verhalten find, fofern fie Straf: 
beftimmungen enthalten follen, vor dem Erlaſſe mindeſtens 
drei Vertretern der Arbeiter zur Berathung und gut⸗ 


296 I. Gewerbe-Unfallverficherungsgefeb. 


achtlihen Aeußerung vorzulegen. Die Berathung findet 
unter Leitung eine® Beauftragten der Ausführungs- 
behörde ftatt. Der Beauftragte darf fein unmittelbarer 
Vorgeſetzter der Vertreter der Arbeiter fein. 

Zu 8 132 vgl. Im. G. 8 138, Bau-G. 8 43. 

Solche Vorſchriften können die Ausführungsbehörden nach 
Maßgabe ber RGew.O. 88 1208 ff. und nad Mahgabe des 
CanbeSpoligeirechiee erlafjen. Vgl. Vorbemerkungen zu SS 112 FF. 

Vorſchriften dieſes Geſetzes über den Erlaß von 
Unfallverhütungsvorfehriften (88 112 bis 117) und über Be: 
triebgübertwachung (88 119 bis 124) finden gemäß $ 129 hier 
feine Anwendung. 

Ueber die Beftellung der Arbeitervertreter beftimmen bie 
Reiche: bezw. Landes-Ausführungsvorfchriften (8 133). 

8 133 (Ausd.®. $ 10). 

Die zur Durchführung der Beftimmungen in $$ 128 
big 132 erforderlichen Ausführungsvorfchriften find für 
die Heeresverwaltungen von der oberſten Militärverwalt- 
ungsbehörde des Kontingents, im Uebrigen für die Reichs 
verwaltungen vom Reichsfanzler, für die Landesverwalt— 
ungen von ber Vandes⸗Zentralbehörde zu erlafien. 

3u 8 133 vgl. Im. &. 8 139, Bau:G. 8 43, See⸗-G. 8 132. 

Ausführungsvorſchriften: bayer. BO. v. 28. Dez. 
1900 (GVBBl. ©. 1253); badiſche Min. BD. v. 27. Sept. 1900 
(GVBl. ©. 977), ſächſiſche VO. v. 18. Dez. 1900, Abſchn. III 
bi3 VI (EBBL. ©. 959); heſſiſche Min.Bef. v. 9. März 1901 
(Reg.Bl. ©. 273). 


VID. Shin: und Strafbeftimmungen. 
Knappſchafts-Berufsgenoſſenſchaften. 
8 134 (94). 

I Unternehmer von Betrieben, welche landesgeſetzlich 
beftehenden Knappichaftsverbänden angehören, fünnen auf 
Antrag der Vorſtände der lebteren vom Bundesrathe zu 

Anappfchafts:Berufsgenofienichaften vereinigt werden. 


Schluß⸗ und Strafbeftimmungen. 88 133—135. 997 


I Die Knappichafts-Berufsgenoffenihaften können 
dur Statut beftimmen: 

a) daß die Entjichäbigungäbeträge auch über fünfund- 
fiebenzig Prozent hinaus ($ 50) von denjenigen Sef- 
tionen zu tragen find, in deren Bezirken die Unfälle 
eingetreten find; 

b) daß den Anappfchaftsälteften die Funktionen der in 
den 88 113 bis 115 bezeichneten Vertreter der Ar: 
beiter übertragen werden; 

c) daB Knappfichaftsältefte ftimmberechtigte Mitglieder 
des Genofjenichaftsporftandes oder, fofern die Knapp— 
ſchafts-Berufsgenoſſenſchaft in Sektionen getheilt ift, 
der Sektionsvorſtände find; | 

d) daß die Auszahlung der Entſchädigungen durch die 
Knappichaftsfaflen bewirkt wird ($ 97). 


Die für das Reich gebildete Knappſchafts-⸗Ber. Gen. um: 
faßt alle Betriebe, welche den nach Landes: Bergrecht errichteten 
Knappſchaften angehören mit einigen Ausnahmen. Die aus: 
genommenen Betriebe gehören den entjprechenden anderen 
Ber.Gen. an. 


Haftung der Betriebsunternehmer und Betrieb3- 
beamten. 
8 135 (95). 

I Die nad) Maßgabe diejes Geſetzes verficherten Per: 
jonen und die in 88 16 bis 19 bezeichneten Hinterbliebenen 
fönnen, auch wenn fie einen Anſpruch auf Rente nicht 
haben, einen Anjpruh auf Erjag des in Folge eines 
Unfalls erlittenen Schadens gegen den Betriebsunternehmer, 
defien Bevollmächtigten oder Repräjentanten, Betriebs: 
oder Arbeiterauffeher nur dann geltend machen, wenn 
durch ftrafgerichtliches Urtheil feftgeftellt worden iſt, daß 
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der in Anſpruch Senommene den Unfall vorſätzlich herbei- 
geführt hat. 

I Sn diefem alle befchränft fi) der Aniprud auf 
den Betrag, um welchen die den Berechtigten nad) anderen 
gefeglichen Vorſchriften gebührende Entichädigung diejenige 
überfteigt, auf welche fie nad diefem Geſetz Anſpruch 
haben. 

I Kür das über einen ſolchen Anfpruch erfennende 
ordentliche Gericht ift die Enticheidung bindend, welche 
in dem durch dieſes Geſetz geordneten Verfahren über 
die Frage ergeht, ob ein Unfall vorliegt, für welchen aus 
der Unfaliverfiderung Entihädigung zu Ieiften ift, und 
in welchem Umfang Entichädigung zu gewähren ilt. 

Zu $ 135 vgl. Im. G. $ 146, Bau:G. $ 45, See⸗G. 8 133. 

Die 88 135 bis 140 regeln das Verhältniß der Unfall: 
verficherung zur privatrechtlicden Haftpflicht. Dieſe ift dar: 
nach erheblich eingefchränft worden, insbeſondere bat das 
Haftpflichtgefeg vom 7. Juni 1871 (vgl. Einf.Gef. zum BGB. 
Art. 42) eine bedeutende Einjchräntung feine® Anwendung? 
bereiches erfahren. Bol. Hdb. zu 8 IHN. 1. 

8 135 handelt von ber privatredtliden Haftung 
der Betriebsunternehmer 2c. gegenüber den Ber: 
ſicherten. 

1. Für die civilrechtliche Haftung der Betriebsunter⸗ 
nehmer und anderer Perſonen wegen Schadenszufügung find 
nach wie vor die Grundſätze der bürgerl. Rechts maßgebend, 
ſoweit nicht durch 88 135 ff. Anderes angeordnet iſt. Unein— 
geſchränkt beſteht demnach ſolche Haftung nach bürgerl. Recht 
für alle in 8 135 Abſ. I nicht genannten Perſonen, alſo für alle 
Perfonen m. 9. der Betriebdunternehmer, Bevollmächtigten, Re: 
präfentanten und Aufjeher, nur daß der gegen fie gerichtete 
Anipruch gemäß $ 140 unter Umftänden und in beitimmter 
Höhe auf die Ber.Gen. übergeht. Vgl. Entjch. des RGer. in 
CS. Bd. 23 ©. 51, Bd. 276.136. Auch befteht die regel: 
mäßige Hoftung uneingefchräntt gegenüber allen Perſonen, 

die nicht in Abſ. I genannt find (vgl. folgende Noten). 


Schluß: und Strafbeitimmungen. 8 136. 9299 


2. Für Betriebdunternehmer u. |. w. ift bie regelmäßige 
Haftung gegenüber ben bei ihnen beichäftigten, nach Geſetz 
oder Statut verfiherten Perfonen für die Dauer bed Ber: 
fiherungs: und Beichäftigungsverhältnifjes beichräntt. Dal. 
RG. in ES. Bd. 21 S.51. Die Haftung ift fo lange nicht 
nur binfichtlich der Geltendmachung ſondern auch binfichtlich 
be3 Beftandes bejchräntt. Sie kann alfo auch nicht etwa 
nach aufgelöftem Berficherungsverhältnig geltend gemacht 
werben. 

3. Die Beichräntung der Haftung befteht nur bei den 
im Betriebe des Unternehmer? ac. erlittenen Betriebaunfällen 
(vgl. A. N. III S. 407 Nr. 446, RE. Entid. in ES. Bd. 21 
©. 54f., Bd. 23 ©.51, Bb. 24 ©. 126 ff.) nicht auch bei 
anderen Unfällen oder fonftigen Schädigungsgründen. Sie be: 
fteht indeß bei Betriebdunfällen nicht nur für die Zeit nad 
Ablauf der erften 13 Wochen oder im Zodesfall, jondern 
überhaupt und für alle yolgen und auch dann, wenn der 
Berficherte oder Hinterbliebene einen Anſpruch aus der Un: 
fallverficherung nicht hat. 

4. Die Beichräntung der Haftung befteht hinfichtlich des 
Haftungagrundes und der Höhe (Abf. I). Die im ftrafgericht- 
lichen Ürtheil angenommene Schuld fteht für die Givilrichter 
feft (Rg. XV ©. 44, RGer.). Die Beichränfung erftredt ſich 
auf alle Schabenzerfaganfprüche einjchl. der Buße (Rg. XIV 
S. 270) und befteht hinfichtlich der Höhe in dem Abzug des 
aus ber Unfallverficherung geſchuldeten Betrages. 

5. Die Geltendmachung der bejchräntten Haftung ift nicht 
abhängig von einer vorausgehenden Teftftellung der Ent: 
Ihädigung nach dem UVG. Es ift aber dad Verfahren vor 
bem Givilgericht bis zur Erledigung dieſer Feſtſtellung aus: 
zufegen (Abſ. III vgl. RCiv. PrO. 8 148). 

6. (Zu Abf. II). Die Enticheidung im eltftellungs: 
verfahren ift auch bindend Hinfichtlich der Trage, ob es ſich 
um eine berficherte Perfon handelt oder nicht. 


8 136 (96). 
I Diejenigen Betriebsunternehmer, Bevollmächtigten 
oder Repräfentanten, Betrieb3= oder Arbeiteraufieher, aryen 
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welche durch ftrafgerichtliches Urtheil feitgeftellt worden 
ift, daß fie den Unfall vorfäglih oder durch Yahrläffig- 
keit mit Außeradhtlaffung derjenigen Aufmerkſamkeit, zu 
der fie vermöge ihres Amtes, Berufs oder Gewerbes be— 
fonders verpflichtet find, herbeigeführt Haben, haften für 
alle Aufwendungen, welche in Yolge des Unfalls auf 
Grund dieſes Geſetzes oder des Krankenverſicherungs⸗ 
gefeßes von den Gemeinden, Urmenverbänden, Kranten- 
faffen und jonftigen Unterftügungstaflen ($ 25 Abf. 1) 
gemacht worden find. Diefelben Perjonen haften der 
Genoſſenſchaft für deren Aufwendungen auch ohne Feſt— 
ſtellung durch ftrafgerichtliches Urtheil. Iſt der Unfall 
durch Fahrläffigfeit mit Außerachtlaffung derjenigen Auf- 
merffamfeit, zu der fie vermöge ihres Amtes, Berufs oder 
Gewerbes verpflichtet find, herbeigeführt, jo iſt die Ge- 
nofjenfchaftsverfammlung befugt, von der Verfolgung des 
Anſpruchs abzufehen. Durch das Statut kann diefe Be: 
fugniß auf den Vorftand übertragen werden. 

u In gleicher Weife haftet ala Betriebsunternehmer 
eine Aftiengejelichaft, eine Sinnung oder eingetragene 
Genoſſenſchaft für die durch ein Mitglied ihres Vorſtandes 
fowie eine Handelögejellichaft, eine Innung oder einge- 
tragene Genoſſenſchaft für die durch einen der Liquida- 
toren berbeigeführten Unfälle. 

IT Als Erſatz für die Rente kann in diefen Fällen 
deren Kapitalwerth gefordert werden. 

— $ 136 vgl. Im. G. 8 147, Bau-G. 88 45, 46, See⸗G. 


3 8 136 handelt von der privatrechtlichen Haftung 
der Betrieb3unternehmer 2c. gegenüber den Berufs— 
‚ genojjenjhaften, Armenpflegen und Krankenkaſſen. 
Die Haftung gegenüber den Ber.Gen. it durch die Novelle 
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erheblich erweitert worden, indem hier bie Feftftellung ber 
Schuld durch ftrafgerichtliches Urtheil ala Vorausſetzung der 
Haftpflicht weggefallen ift. 

2. Die Haftung aus 8 136 ift eine Rüdhaftung (Erfah: 
pflicht); fie Hat daher zur Vorausſetzung, daß von den Rüd- 
griffsberechtigten Aufivendungen gemacht worden find und fie 
geht nicht Über dieſe Aufivendungen hinaus. Die Haftung 
befteht nur für die Aufwendungen auf Grund diefed und des 
Krankenverficherungsgeſetzes. Sie beiteht nur für Leiftungen 
wegen Betriebaunfällen, welche durch die Schuld des Betrieba: 
unternehmers entftanden find oder die fchädlichen Folgen 
hatten. Sie beiteht biefür ſowohl hinfichtlich der Leiftungen 
während der erften 13 Wochen als auch wegen der jpäteren 
oder der im Todesfall erfolgten und ohne Unterſchied, ob dieſe 
Leiſtungen vorläufige oder endgültige, ob ſie obligatorifche 
oder fakultative find, ob fie von den Ber.Gen. kraft Geſetzes 
oder in {Folge Uebernahme (KrVG. 8 76c) und ob fie von 
den Krankenkafſen nach reichögefeßlicher oder nach einer gemäß 
815 des KrVG. der reichögefeglichen gleichltehenden Landes: 
gejeglichen Vorſchrift, kraft Gejehes oder in Folge Weber: 
tragung gemäß Gew.UDG. 8 11 gemacht worden ift. Die 
Haftung erftredt fich auf ben ganzen Betrag ber gemachten 
Aufwendung, auch wenn biefe höher ift als eine civilxedht- 
liche Entichädigung aus gleichem Grunde. Geleiftete Renten 
fönnen nicht nur, foweit fie bezahlt find und nach jeder 
Rentenzahlung aufs Neue, fondern gemäß Abi. II audy ein: 
malig und im Voraus im Kapitalwerth gefordert werden. 

3. Betriebaunternehmer, Bevollmädhtigte ꝛc. haften jeder 
nur für eigened Verſchulden, bei gemeinfamem Berjchulden 
ſolidariſch. Sie haften. derjenigen Ber.Gen. bezw. Kaffe, 
weldhe den Aufwand gemacht hat auch dann, wenn diefer ein 
Erſatzanſpruch gegen eine audere Genofienfchaft oder Kaſſe 
zufteht. Iſt ſolcher Erſatzanſpruch indeß befriedigt worden, 
jo fteht das Rückgriffsrecht aus 8 136 der erjahleiftenden 
Krankenkaffe oder Ber.Gen. zu. 

4. Gegenüber Krankenkaſſen, Gemeinden ꝛc. befteht die 
Haftung nur, wenn das Verfchulden durch ftrafgerichtliches 
Ürtheil (vgl. 8 135) feitgeftellt if. ©. jedoch auch 8 189. 
Ten Ber. Gen. gegenüber beſteht die Haftung aud) ohne ſolchee 


302 DI. Gewerbe-Unfallverfiherungsgefeß. 


Urtheil, aber nicht nad) etiva erfolgter Freiſprechung und nur, 
wenn der Thatbeftand eine ftrafgerichtliche Werurtheilung 
rechtfertigen würde. Die Berurtheilung muß, wo fie Die 
Borausfegung der Haftung bildet, wegen eined ber Delikte 
in 88 222, 230, 232 RSHGB. erfolgt fein und es muß, auch 
too folche Berurtheilung nicht bie Vorausſetzung bildet, einer dieſer 
Thatbeftände vorliegen. Bloße Polizeiübertretung wegen 
mangelhafter Schußvorrichtungen oder Hebertretung der Un: 
fallverhütungsvorfchriften genügt nicht. Vgl. A. N. XI ©. 222 
Nr. 1425 (Rg. XV ©. 222). Vorſatz und Fahrläffigteit be⸗ 
urtheilen ſich nach Strafrecht. 

5. Der Berzicht auf Berfolgung des Erſatzanſpruchs 
fteht den Krankenkaſſen, Armenverbänden ac. ſtets, ben Ber.⸗ 
Gen. aber gemäß Abf. I Sat 3 nur zu, wenn Yahrläffigkeit, 
nicht auch wenn — Grund der Haftung iſt. So richtig: 
Gräf-Keidel 8 136 N. 4. Der Verzicht von Ber.Gen. kann 
auch erfolgen, wenn die Fahrläffigkeit durch ftrafgerichtliches 
Urtheil feftgeftellt ift. 

6. (Zu Abf. II.) Die Haftung einer Aktiengeſellſchaft ꝛc. 
befteht neben derjenigen des fchuldigen Vorſtands⸗ zc. Mit: 
gliedes. Hdob. zu $ 96 Abf. IIN. 6. 

7. Die Geltendmachung der Haftung, welche eine privat: 
rechtliche ift, erfolgt im Wege des Civilprozeſſes. 

8. (Zu Abi. 111.) Hat Kapitalabfindung gemäß $ 95 
ftattgefunden, jo ift Erfaß ber geleifteten Abfindungsjumme 
zu gewähren. Die Bemefjung de3 Kapitaliwerthes nach Ab}. III 
hat nach den Regeln ber Wahrjcheinlichkeit zu erfolgen. Vgl. 
auch Hdb. zu 8 I6 N. 8. 


8 137 (96). | 

I Wil der Borftand den Erſatzanſpruch aus $ 136 
Abſ. 1 Sat 3 geltend machen, jo hat er den Beichluß 
dem Crjatpflichtigen jchriftlich mitzutheilen. Der Erſatz⸗ 
pflichtige kann hiergegen die Beichlußfaffung der Ge- 
nofjenjchaftsverfammlung anrufen. 

U Die Klage darf. nicht vor Ablauf eined Monats 
nad der Zuftellung dieſer Müttgeitung und nur dann 
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angejtellt werden, wenn nicht innerhalb dieſer Friſt die 
Beſchlußfaſſung ſeitens des Erſatzpflichtigen angerufen ift. 
ft Ießteres der Fall, jo iſt die Beichlußfaflung der Ge: 
nofſenſchaftsverſammlung abzumarten. 
3Zu $ 137 vgl. Im. G. 8 148, See⸗G. $ 135. 

Zu Abi. I: Der Vorſtand kann einen Erfaganfprud aus 
8 136 Abf. I Sat 3 nicht ableiten, weil hier nur von Verzicht: 
recht die Rede ift. Gemeint ift, dad die Mittheilungspflicht 
bes 8 137 Abf. I nur befteht, wenn e3 fi) um einen Erjaß: 
anfpruch wegen Tyahrläffigkeit und nicht wegen Vorſatz handelt. 
Zuftelung der Mittheilung ſ. $ 155. 

Die Berufung an die Genoſſenſchaftsverſammlung ift auch 
zuläffig, wenn dem Borftand gemäß 8 136 Abf. J Sat 4 durch 
Statut da3 Berzichtrecht übertragen worden ift. 


8 138 (96). 

I Der Anfpruch ($ 136 Abi. 1 Sat 1) verjährt in 
achtzehn Monaten von dem Zage, an welchen das ftraf- 
gerichtliche Urtheil rechtskräftig gemorden ift, im Uebrigen 
in zwei Jahren nad) dem Unfalle Die Anrufung der 
Beichlußfafiung der Genojjenfchaftsverfammlung ($ 137 
Abſ. 1) unterbricht die Verjährung. Ä 

I Die Beitimmung des $ 135 Abi. 3 findet An- 

wendung. | 
Zu Se vgl. Im. &. 8 149, See⸗G. 8 136. 
Zu Ab}. I: Die zweijährige Verjährung tritt ein, wenn 
ftrafgerichtliche Berurtheilung nicht die WVorausfegung ber 
Haftung bildet ($ 136 Abſ. I Sah 2), nicht auch da, wo fie 
die Vorausſetzung der Haftung bildet und etwa erft nad 
Ablauf von 2 Jahren jeit dem Unfall erfolgt ift. 

Zu Ab. II: Hienach ift bei Erfaganfprüchen der Ber. Gen. 
aus 8 136 die im Tyeititellungsverfahren der Ber.Gen. ange: 
nommene Entihädigungapflicht ſowohl Hinfichtlich der Grund: 
lagen (Berficherung, Betriebsunfall) ala auch hinfichtlich-bex_. 
Höhe und des Umfangs der Entihädigung bindend. Das N. 
Gleiche kann wohl nicht bei Erfaganiprücgen/ver Kronen 
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fafjen gelten, es fei denn, daß ein SFeftftellungsverfahren der 
Zer Gen. vorausgegangen iſt (Fall der Uebertragung, UVG. 
I). 


8 139 (97). 

Die in ben 88 135, 136 bezeichneten Ansprüche 
fünnen, auch ohne daß die daſelbſt vorgeſehene Feſtſtellung 
durch ftrafgerichtliches Urtheil jtattgefunden hat, geltend 
gemacht werben, falls dieſe Feſtſtellung wegen des Todes 
oder der Abmejenheit des Betreffenden oder aus einem 
anderen in feiner Perfon Tiegenden Grunde nicht er: 
folgen Tann. 


Zu 8 139 vgl. Im. &. 8 150, Bau⸗G. $ 45, See⸗G. 8 137. 
Zu 8 139 vgl. 8 8 Abf. II. | 


Haftung Dritter. . 
8 140 (98). 

Die Haftung Dritter in ben 88 135, 136 nicht be— 
zeichneter Perfonen beftimmt fich nach den fonftigen geſetz— 
lichen Vorſchriften. Inſoweit den nach Maßgabe diefes 
Gefeßes entjehädigungsberechtigten Perfonen ein gejeblicher 
Anſpruch auf Erſatz des ihnen durch den Unfall entitan- 
denen Schadens gegen Dritte erwachlen ift, geht diejer 
Anſpruch auf die Berufsgenofjenihaft im Umfang ihrer 
durch diefes Gejet begründeten Entſchädigungspflicht über. 

Zu 8 140 vgl. Iw. G. 8 151, Bau-G. 845, See⸗G. $ 138; 
vgl. au IVG. 8 54, KHr.BG. 8 57 Abi. IV. 

1. Soweit die 88 135, 136 Einjchränkungen nicht an— 
ordnen, beftehen bürgerlichrechtliche Anfprüce auf Schaden? 
erſatz bei Betriebsunfällen unberührt fort, auch wenn fie mit 
Anſprüchen aus der Unfallverficherung concurriren. Dal. 
Rg. 1. Erg.Bd. ©. 318 (RGer.). Es gilt dieß auch von 
der Haftung ohne Verfchulden aus RHaftpflichtgefeb $ 1. 

2. Ein Rechtsübergang gemäß $ 140 findet nur ftatt 

dinfichtlich folcher Erſatzanſprüche, welche unmittelbar ex lege 
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beſtehen, anzbef, aus Haftpflichtgejeg 88 1,2 und Bürgerl. 
GB. 88 823, 842 ff. Vertragsmäßige Anjprüche und folche, 
die aus dem Samilienverbande „entipeingen, fallen nicht hier: 
unter; dgl. Note bei IVG. 

Der Rechtsübergang —*— die Ber.Gen. nicht von 
ihrer —— aus dieſem Geſetz. Wenn der „Dritte“ 
an den Verficherten oder deſſen Hinterbliebene geleifiet hat, 
jo wird dadurch zwar ber Entſchädigungsanſpruch des Ber: 
fiherten gegen die Ber.Gen. aus diefem Geſetze nicht hin: 
fällig, wohl aber entfällt der übergegangene Anſpruch der 
Ber. Gen. gegen den Dritten. Vgl. RGer. bei Rg. 1. Erg. 
Bd. S. 318 ff., Bd. 14 ©, | 150, jett: Bürgerl. GB. 8 407. 
Bol. au Rg. Pb. 19 ©. 24 

4. Nach dem "weifeliofen Wortlaut des 8 98 findet der 
Rechtsübergang nicht erſt ftatt mit der Leiftung ber Ber. Gen. 
an ben Berficherten ſondern ſchon mit Entftehung ihrer 
Schuld. Dagegen jedod das RGer. (Rg. 1. Erg.Bd. 
©. 318 ff.) und jet auch die Motive zu 8 98 (Entiw. der 
Novelle). 

5. Inſoweit der Erſatzanſpruch gegen den Dritten Die 
Höhe der nach diefem Geſetz ‚gelöutbeten drifung überſteigt, 
bleibt er unberührt. Vgl. Hbb. zu 8 IEN 

6. Für Erſatzklagen aus 8 93 find die Eivifgericte zu⸗ 
ftändig. Die Feſtſtellungen der Ber.Gen. find für dieſelben 
nicht bindend, wohl aber find eg die rechtäfräftigen Urtheile 
der Schiedögerichte umd Serfiherungeämter, Dal. jedoch 
Röer. in’ Civ.S. Bd. 28 ©. 1 


Verbot vertragsmäßiger Beſchränkungen. 
8 141 (99). 

I Den Berufsgenoſſenſchaften ſowie den Betriebe: 
unternehmern und ihren Angeftellten ift unterfagt, durch 
Mebereinfunft oder mittelft Arbeitsordnungen die An- 
wendung der Beitimmungen dieſes Geſetzes zum Nach— 
theile der Verficherten ganz oder theilweiſe auszufchließen 
oder die Verficherten in der Uebernahme oder Ausübung 
eines in Gemäßheit dieſes Gefetes ihnen übertragenen 

Piloty, Unfaliverfidierungägefeße. W 
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Ehrenamts zu beſchränken. Vertragsbeftimmungen, twelche 
diefem Verbote zumiderlaufen, haben feine rechtliche 
Wirkung. 

I Betriebsunternehmer oder Angeftellte, welche gegen 
die vorftehende Beſtimmung verftoßen, werden, fofern 
nicht nad) anderen geſetzlichen Vorjchriften eine härtere 
Strafe eintritt, mit Gelbftrafe bis zu dreihundert Marf 
oder mit Haft beftraft. 


IT Die gleihe Strafe trifft Betriebsunternehmer 
oder Angeftellte, welche Beiträge zur. Unfallverficderung 
den Verſicherten ganz oder theilmweile auf den Lohn in 
Anrechnung bringen oder eine folche Anrechnung wiſſentlich 
bewirken. 


Zu $ 141 vgl. Im. G. 8 152, Bau:G. 845 Abſ. II, See⸗G. 
$ 139, aud) IB8, 8 180, KrVBG. 8 80. 

Zu Abſ. I: Die Bedeutung des Verbote ift in erfter 
Linie eine verwaltungsrechtliche. Vgl. Note zu IVG. 8 180. 
Mährend nah Abſ. I VBerzichte der Berechtigten nicht un- 
zuläffig find (vgl. Hdb. zu 8 99 N. 2), erjcheinen Vergleiche 
nur foweit ala erlaubt, al3 fie nicht zum Nachtheil des Be: 
rechtigten abgejchloffen find. Vgl. hiezu A. N. II ©. 136 
Nr. 331, XII ©. 466 Nr. 1648 fe. XVII ©. 142); Hbb. 
zu 8 99 N. 2, 28. 

Verbottvidrige Anordnungen oder Mebereinkünfte find 
rechtsunwirkſam, Tönnen gegen Ber.Gen. auffichtliches oder 
dizciplinäres Einfchreiten zur Yolge haben ($ 125 Abf. T, 
Auen Sat 2) und machen Betriebsunternehmer zc. ftrafbar 

Bereinbarungen zu Gunften der VBerficherten find zuläffig, 
joweit fie nicht abfolut zwingenden Anordnungen des Geſetzes 
oder Statut? zuwiderlaufen. 

Arbeitsordnnungen |. RGew.O. 8 134a ff. Ehrenämter: 


Zu Ab. II: Die Handlung ift ein Vergehen (Str. GB. 
$ I), zu befjen Aburtheilung dar Schöftengericht zuftändig 


Schlag: 1xd Sneihtuuccaen. 12, 18. 39 


fi. GBG. 8 27 Ziñ. 2, i. auch Str. Pr.C. $ 47 (Era: 
befehl). Die Straibarfeit ift eine Keueruug der Rovelle. 


Unbehinderte Ausübung ber Funktionen. 
$ 142 (neu). 

Die Bertreter der Arbeiter (58 113 bis 115) und 
die Schiedsgerichtsbeifiker aus der Alafle der Terficherten 
(Geſetz, betreffend die Abänderung der Unfallverficherungs- 
geiete, 88 4, 5, 7) Haben in jedem Falle, in welchem jie 
zur Wahrnehmung ihrer Chliegenheiten berufen werden, 
die Arbeitgeber hiervon in Kenntniß zu ſetzen. Die Nicht: 
feiftung der Arbeit während der Zeit, in welder die 
bezeichneten Perjonen durch die Wahrnehmung jener Ob: 
liegenheiten an der Arbeit verhindert find, berechtigt den 
Arbeitgeber nicht, das Arbeitsverhältniß vor dem Ablaufe 
der vertraggmäßigen Dauer aufzuheben. 

Zu 8 142 vgl. Im. 8.8153, Bau-G. $ 45 Abj. IL, Eee: 
6.8140, IVG. 8 97. 

Zie Unterlafjung der Mittheilung (Saß 1) hat feine 
Etraffolge nad) dem Geſetz. Zu Sat 2 vgl. RGew.D.S$ 123, 
134, audy oben 8 141. 


Aeltere Verſicherungsverträge. 
$ 143 (100). 

Die Rechte und Pflichten aus VBerfiherungsverträgen, 
welche von Unternehmern der durch die Vorjchriften des 
$ 1 Abj.1 Ziffer 1, 2,5, 7,8 2 Ab]. 2 der Verficherungs: 
pflicht erſt unterftellten Betriebe, oder von den in dieſen 
Betrieben beichäftigten verficherten Perfonen gegen die 
Folgen der in diefem Gefebe bezeichneten Unfälle vor 
dem Inkrafttreten desſelben mit Verficherungsanftalten 
abgefchlofien find, gehen von den Zeitpunkt ab, zu welchem 
die Unfollverjiherung für den betreffenden Bekèoo in 

ar 


308 11. Gewerbe-Unfallverficherungzgefeß. 


Kraft getreten ift ober in Kraft tritt, auf die Berufs- 
genoflenfchaft, welcher der Betrieb angehört, über, wenn 
die Verſicherungsnehmer dieles bei dem Vorſtande der 
Genoſſenſchaft beantragen. Die der Genoffenfchaft hieraus 
erwachlenden Zahlungsverbindlichkeiten werden durch Um- 
lage auf die Mitglieder (88 29, 32, 49) gededt. 


Zu 8143 vgl. Bau-G. $ 45 Abf. II; vgl. au A.N.1I 
© 7 ff. und ©. 151. 

1. Die Mebergangäbeftimmung des $ 143 bat nur noch 
praftifche Bedeutung für die Berficherten derjenigen Betriebe 
und für die fonftigen verficherten Perfonen, twelche erft durch 
bie ae (1900) zur Unfallverficderung herangezogen wor: 
en find. 

2. 8 143 regelt das Berhältniß der Öffentlichen Unfall: 
verficherung zur privaten Unfallverfiherung. Dieſe wird 
nämlid durch die Öffentliche Unfallverfiherung nur jo weit 
berührt, ala es im 8 143 angeordnet if. Es bleiben daher 
gänzlich unberührt 1. alle Verträge, welche von anderen ala 
‚den nad diefem Geſetz verficherten Perfonen oder von dritten 
Perjonen für fie mit privaten Berficherungdanftalten abge- 
Ichloffen worden find oder in Zukunft abgefchloffen werben, 
2. alle Verträge, welche von den nach diefem Geſetz verficherten 
Perfonen oder für fie von dritten Perfonen insbeſ. von ihren 
Betrieböunternehmern in Zukunft (d. i. nad dem Inkraft—⸗ 
freien dieſes Gejebes, nämlich 1. Oktober 1900) abgejchlofjen 
werden. 

Durch 8 143 werden nur diejenigen Verträge berührt, 
welche von den nunmehr verficherten Perfonen oder für fie 
von ihren Betrieböunternehmern vor dem Inkrafttreten diefes 
Geſetzes (1. Okt. 1900) abgeichloffen worden find und auch 
biefe nur, joweit e3 ſich darin um eine Berficherung gegen 
Petriebaunfälle im Sinne dieſes Geſetzes (8 1) handelt. 

3. Hinfichtlich folcher Verträge findet nämlich ein Rechte: 
übergang ftatt. Es tritt die Ber.Gen., welcher der Betrieb 
angehört, in den Vertrag als Verficherungsnehmer ein, wenn 
der bisherige Berficherungsnehmer e3 beantragt und es gehen 

damit bie Rechte und Pflichten des biäherigen Verficherungs: 
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nehmer? auf die Ber.Gen. über. Sie tritt in das Vertrags: 
verhältniß zur Verfiherungsanftalt, wie es zur Seit des 
Rechtsübergangs d. i. der Antragftellung liegt. Der Antrag 
kann geftellt werden, folange das Bertragsverhältni zu Recht 
befteht. Der Antrag hat die Bedeutung einer für alle Theile 
bindenden Erklärung, aus welcher der Rechtsübergang von 
jelbjt folgt, ohne daß es des Zuthung der Ber.Gen. oder der 
privaten Berfiherungsanftalt bedürfte. Rechte und Pflichten 
aus dem Vertrag gehen in vollem Umfang über, jodaß die 
Ber.Gen. die vertragsmäßig geichuldeten Prämien zu leiften 
und dafür die Verfiherungsfumme bei Eintritt des Betriebs: 
unfalla nad Dertrag zu fordern hat. R.Ger.Entid. in ES. 
Bd. 19 ©. 43 ff. (Rg. VIII ©. 248). A. N. II ©. 168 fl. 
Hdb. zu $ 100 R. 6. Neber Verträge der Betriebdunternehmer 
zu Gunften ihrer Arbeiter vgl. nzbel. auch R.Ger.Entſch. in 
85. Bd. 19 S. 77 (Rg. VIII ©. 249). 

4. Sowohl die Beurtheilung des Rechtsübergangs jelbit 
ald auch der übergegangenen Rechte und Pflichten fällt im 
Streitfall in die Zuftändigfeit der Givilgerichte. Vgl. RGer.⸗ 
Entid. in ES. Bd. 19 ©. 77 ff. (Reg. VIII ©. 249). Hdb. 
zu 8 100 N. 5. 

5. Die Verpflichtungen der Ber.Gen. gegenüber dem Ber: 
ficherten beurtheilen ſich auch bei exfolgtem Rechtsübergang 
nach diefem Geſetz. Erhält daher die Ber.Gen. auf Grund 
des übergegangenen Vertrags Beiträge auch für die erſten 
13 Wochen feit dem Unfall, fo ift fie nicht ſchuldig diejelben 
an den Berficherten abzuführen, jofern die nicht nach dem 
Vertrag dem Betriebdunternehmer obgelegen hatte. 


Rechtshülfe. 
8144 (101). 

I Die öffentlichen Behörden find verpflichtet, den im 
Bollzuge dieſes Geſetzes an fie ergebenden Erjuchen des 
Reichs-Verſicherungsamts, der Landes-Verficherungsämter, 
der Schiedögerichte, anderer öffentlicher Behörden ſowie 
ber Genoſſenſchafts- und Seftionsvorftände zu ent|prechen 
und den Organen der Berufögenofjenichaften aud) un» 
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aufgefordert alle MittHeilungen zufommen zu laffen, welche 
für deren Gejchäftsbetried von Wichtigkeit find. Die 
gleiche Verpflichtung Liegt den Organen der Genoflen- 
Ihaften gegen einander und gegenüber den Behörden ſo— 
wie den Organen der BVerfiherungsanftalten für Inva— 
lidenverficherung und der Kranfenfafien ob. Die Ber- 
pflihtung der Behörden erftrecdt ich insbeſondere auch 
auf die Vollitredung rechtsfräftiger Beſcheide und, Er- 
fenntniffe. 

U Die durch die Erfüllung diefer Verpflichtungen 
entjtehbenden Koften find von den Genofjenjchaften als 
eigene Verwaltungskoſten ($ 29) injoweit zu erjtatten, 
als fie in Zagegeldern und Reiſekoſten ſowie in Gebühren 
für Zeugen und Sachverſtändige oder in fonftigen baaren 
Auslagen beftehen. 

Zu $ 144 vgl. ar G. 8 154, Bau⸗G. 8 45 Abſ. II, See⸗ 
6.8 141, IVG. 817 

Zu Ab. I: 1. Bi wechſelſeitige Rechtshilfepflicht befteht 
nur in Angelegenheiten der Zuſtändigkeit des Erſuchenden 
und des Erſuchten. Vgl. A. N. VI ©. 164 Nr. 798 (Rg. 
1. Erg.Bd. ©. 62). In Sachen, zu deren Erledigung die 
öffentliche Behörden ſchon nad dem Geſetz verpflichtet find, 
bedarf e3 feines befonberen Erſuchens. Soweit die Ber.Gen. 
zur eigenen Bejorgung und Erledigung von Geichäften be: 
rufen find, können fie ihre Arbeit nicht im Wege der Rechts: 
hilfe auf andere Schultern abladen. Vgl. Höb. zu $ 101 


N. 2 

Pi Wer ala Öffentliche Behörde anzujehen fei, beftimmt 
fich bei Reichsbehörden nach Neicharecht, fonft nach Landes: 
recht. Auch Gemeindebehörden gehören dazu. Vgl. Mitth. 
des bayer. LVA.'s Il ©. 90, Rg. VII ©. 428 (Amt3ärzte). 
Für Aerzte insbe]. Hob. zu $ 101 N. 6a. 

Dertrauengmänner (8 38) und technifche Auffichta- 

beamte ($ 119) der Ber.Gen. haben das Requifitiongrecht 
nicht. Hob. zu 8IOI N. A. 
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4. Das Erſuchen ift ſtets an die zur Thätigkeit ange- 
rufene Behörde felbft zu richten. A.N. VI ©. 164 N. 798. 
Hdb. zu 8101 N. 1. Bei Verweigerung der Rechtöhilfe be: 
fteht Beſchwerde zu der der erſuchten vorgejeßten Dienjtbehörde. 

5. Die Genofjenichaften können ſich des Requifitionsrechts 
namentlich im Ermittelungs» (Unterfuhhung des Unfalls) und 
im Bollftredungsverfahren bedienen. 

Zu Abi. II: Koftenerftattung hat nur in Angelegen: 
heiten der eigentlichen Rechtähilfe, nicht aber dann ftattzus 
finden, wenn die Behörde zu der vorzunehmenden Handlung 
ſchon kraft bejonderer gefeglicher Vorſchrift verpflichtet ift. 
Vol. das DVerzeichniß der Zuftändigfeiten im Anhang; auch 
mein NReichd:Unfallverficherungsredht 2. Bd. ©. 330 N. 3. 
Bol. au UN. II S.5 N. 110, Hdb. zu 8101 N. 7. Ein 
wefentlicher Unterjchied befteht 3. B. binfichtlid der Unfall: 
unterfuchung, welche den DOrt3polizeibehörden auch ohne Er: 
juchen der Ber.&en. obliegt ($ 64 Abſ. IN. 5) und der Beis 
trags⸗ und Geldftrafenbeitreibung, wozu es eines bejonderen 
Erjuchens bedarf (5 103 Abſ. I Note); A. N. IV ©. 222. 

Ueber m etofreiheiten vgl. Höb. zu $SIOLN.7, 7a, 
zu $ 102 


Gebüßren- und Stempelfreibeit. 
8 145 (102). 

Alle zur Begründung und Abwickelung der Rechts- 
verbältniffe zwiſchen den Berufsgenoſſenſchaften einerjeits 
und den PBerficherten andererjeits erforderlichen fchiedg- 
gerichtlichen und außergerichtlichen Verhandlufgen und 
Urkunden find gebühren- und ftempelfrei. Dasſelbe gilt für 
die im 8 42 Abſ. 3 bezeichneten Begitimationsbejcheinigungen 
und für die behufs Vertretung von Berufögenofjen aus: 
geftellten privatjchriftlichen Vollmachten. 


3u 8 145 ol: m. G. 8 155, Bau:G. 8 45 Abi. IT, See⸗G. 
8 142; IVG. 817 

Neber bie Gebührenfreiheit haben bie Ber.Gen. und die 
E chiedegerichte und BVerficherungsämter der Unf. Verſ. nur 
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infoweit zu befinden, als e3 fi) um ihre eigenen Verband: 
lungen und Beurfundungen handelt, während die Gebühren: 
freiheit anderer Verhandlungen und Beurkundungen, obwohl 
durch ben Ve e bes 8 145 begründet, doch durch 
die betheiligten Landesbehörden zu befinden und im Streit: 
falle durch die Landesgerichte zu beurtheilen if. Vgl. HdB. 
zu 8102 N. 1. Aus der Kafuiftil des RVA.'s ift die An: 
nahme der Gebührenfreiheit hervorzuheben insb. für pfarr- 
und ftandesamtliche Befcheinigungen aus den amtlichen 
aegiftern und und für Phyſikatsatteſte. A. N. IS. 12 Nr. 121, 
. 152 

Eine Verpflichtung ber Aerzte, auch der Amtsärzte zur 
unentgeltliden Abjtattung von Öutadten folgt aus 8 145 
nit. Vgl. Hob. zu 8 102 N. 1 zu lit. b 

8 145 findet auch auf Konſuln im Auslande Anwendung. 
AN. IX ©. 121 Nr. 1202 (Rg. XII ©. 4). 

Portofreiheit ift in der Gebührenfreiheit nicht ent: 
halten. &3 gelten vielmehr Hinfichtlich der Portopflicht und 
Portofreiheit der Sendungen von Ber.Gen., Schiedögerichten 
und Verficherungsämtern und der Sendungen an dieſe die 
allgemeinen Regeln, foweit nicht einige Ausnahmen beſonders 
angeordnet find. Vgl. Hdb. zu $ 102.3. 


Strafbeftimmungen. 
8 146 (103). 

Die Genofjenichaftsvorftände find befugt, gegen Be—⸗— 
triebsunternehmer Geldftrafen bis zu fünfhundert Darf 
au verhängen: 

1. wenn die von denjelben auf Grund gefeßlicher oder 
ftatutarifcher Beitimmung eingereichten Arbeiter: und 
Lohnnachweiſungen oder die den zuftändigen Ge- 
noſſenſchaftsorganen behufs Veranlagung der Bes 
triebe zu den Klaſſen des Gefahrentarifs abgegebenen 
Erklärungen thatjächlicde Angaben enthalten, deren 
Unrichtigfeit ihnen befannt war oder bei Anwendung 

_ angemeffener Sorgfalt nit entachen konnte; 
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2. wenn in der von ihnen gemäß $ 56 erftatteten An⸗ 
zeige als Zeitpunkt der Eröffnung oder des Beginns 
ber PVerficherungapflicht des Betriebs ein Tpäterer 
Tag angegeben ift als der, an welchem die Eröff- 
nung ftattgefunden oder die Verficherungspflicht be- 
gonnen Hat, vorausgeleßt, daß die Unrichtigfeit der 
Angabe ihnen befannt war oder bei Anwendung 
angemefjener Sorgfalt nicht entgehen fonnte. 

Zu 88 146 bi3 151 vgl. Im. G. 88 156 bis 161, Bau⸗-G. 
8 45 Abf. II, See:@. 88 143 bis 147; 386. 88 175 ff. 

Ueber das Ordnungsſtrafrecht überhaupt vgl. meine 
Ausgabe des IVG.'s, Note zu 8 175. 

Das Geſetz vegelt neben einigen befonderen Delikten aus 
der Unfallverficherung (88 104 Abf. IV, 141, 150, 151) ein 
Ordnungsſtrafrecht, welches im Ganzen die Aufgabe erfüllen 
fol, den regelrechten Bang der Berfiherung in denjenigen 
ihrer Funktionen zu filhern, in welchen die betheiligten Be— 
trieb3unternehmer, Beamten und Berficherten zur thätigen 
Mitwirkung an ber Selbftverwaltung berufen find. 

Neben ben Orbnungaftrafen der 88 146, 147 und ben 
Delitten (88 104, 141, 150, 151) finden fi im Geſetze zer: 
fireut noch eine Anzahl von Strafbeftimmungen über Ver: 
fchiedenerlei 68 35 Abſ. III, 43 Abf. III, 56 Abf. II, 112, 116, 
119 Ab. III, 124 Abi. II, 125 Abi. III, 126). Es fallen biefe 
Strafbeftimmungen zum Theil unter den befonderen Gefichts: 
punkt der Disziplinarftrafen (85 43, 125 Abf. ILL, 126), zum 
Theil nähern fie fich jehr ben Ordnungsſtrafen. Während 
‚jedoch bei den Strafen der 88 146, 147 im Einzelfall eine 

Wiederholung unzuläffig ift, ericheint eine ſolche ala zuläffig 

bei den Strafen aus 55 119: 120 ẽrekutivſtrafen). Vgl. A. N. 

II S. 93 Nr. 175 (Rg. VII ©. 48). 

Für die Anwendung der Strafen aus 88 146, 147 iſt 
zwar fein ftrafrechtlich relevantes Verſchulden, wohl aber 
grobe Vernadhläffigung des geforderten Verhaltens Voraus: 
bung. AN. IS I Nr. 170, IV ©. 3835 Nr. 616, VI 

©. 15 
Die Beltrafung Steht im Ermeſſen des Vorſtandes. Die 
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Geldftrafe darf nicht in Haft umgewandelt werben. Straf: 
befugniß bat nur der Borftand, nicht aud) der Sektionsvor⸗ 
ftand oder fonftwer. Gegen die Strafverfügung befteht Be: 
ſchwerde ($ 149). Die Strafgelder fließen in die Genoſſen— 
ſchaftskaſſe ($ 154). 

Die Strafbeftimmung in ST 1 bezieht fih auf bie 
Nachweifſungspflicht aus SS 74, 99 unb auf die Auskunfts— 
pflicht aus $ 49 mit 8 37 Ziff. „ 


8 147 (104). 

I Betriebsunternehmer, welche den ihnen obliegenden 
Verpflichtungen in Betreff der Anmeldung der Betriebe 
und Betriebsänderungen (88 35, 56, 61, 62), in Betreff 
der Führung und Aufbewahrung der Lohnliften (Lohn: 
bücher) ſowie der Einreihung der Arbeiter- und Lohn- 
nachweiſungen (88 74, 99) oder in Betreff der Erfüllung 
der für Betriebseinjtelungen und für einen Wechjel des 
Betriebaunternehmers gegebenen ftatutarifchen Vorfchriften 
(8 37 Ziffer 7) nicht rechtzeitig nachfommen, können von 
dem Genoſſenſchaftsvorſtande mit Gelditrafen bis zu Drei- 
hundert Mark belegt werden. 

I Die gleihe Strafe kann, wenn die Anzeige eines 
Unfalls in Gemäßheit des $ 63 nicht rechtzeitig erfolgt 
ift, gegen denjenigen verhängt werden, welcher zu der 
Anzeige verpflichtet war. 

Zu 8 147 vgl. Noten bei $ 146. 

8 148 (105). 

Die Strafporichriften der 88 146, 147 finden auch 
gegen die gefeblichen Vertreter bandlungsunfähiger Be— 
triebsunternehmer, begleichen gegen die Mitglieder des 
Vorſtandes einer Aktiengejellichaft, Innung oder einge: 
tragenen Genoſſenſchaft ſowie gegen die Liquidatoren 
einer Handelagejelichaft, Innung oder eingetragenen Ge— 
noffenfchaft Anwendung. 
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3u 8 148 vgl. IVG. 8 183. 

Wer gefehlicher Vertreter einer handlungsunfähigen Perſon 
jei, das beftimmt fi) nach bürgerlihem Recht. Für eheliche 
Rinder ift ed r egelmäbig ber Vater ($$ 1630, 1635, 1719, 
1736, 1757 BGB.), ausnahmsweiſe die Mutter (8 1684, 
1685, 1686, 1701), für uneheliche die Mutter (8 1707), für 
| minberjährige ober volljährige Mündel der Bormund (88 1743, 
1793, 1897, 1901), für Pflegebefohlene ber Pfleger (88 1628, 
1794, 1909 ff., 1915), im alle des $ 1693 der Beiſtand. 

Die Borftandemitglieber von Gejellichaften 2. haften 
jämmtlich und ſolidariſch. 

Eine Vorſchrift, wornach auch die Betriebßleiter für 
ftrafbar erflärt werden Fönnten, wie die im IVG. 8 177 
angeordnet ift, fehlt im UVG. 


8 149 (106). 

Gegen Straffeitießungen des Genoſſenſchaftsvorſtandes 
ſteht den Betbeiligten innerhalb zweier Wochen nad) der 
Zuftellung die Beſchwerde zu. Ueber diejelbe entjcheidet, 
vorbehaltlich der Beitimmungen der $$ 116, 124 Abſ. 3 
diejenige Behörde, welche von der für den Sik des Be— 
trieb3 zuftändigen Landes-Zentralbehörde bejtimmt iſt. 


Ein Beſchwerderecht bejteht gegenüber jeder Strafver: 
fügung, außer bei Diöziplinarftrafen der höchſten Inſtanz 
($ 125 Abf. III, $ 126) Das Beſchwerderecht au 8 149 be: 
zieht fih nicht nur auf Strafverfügungen der VBorftände aus 
SS 146, 147, fondern auch auf diejenigen aus $ 43 Abf. IL. 
Für Strafverfügungen aus 88 116, 124 ift dort ein befonderes 
Beichwerdeverfahren geregelt. 

Segen Strafverfügungen der unteren Verwaltungsbehör⸗ 
den ($ 35 Abf. III, 856 Abſ. II, 8 119 Abſ. IID) findet Be— 
ſchwerde zur näcfoorgejepten Vertmaltungsbehörb ftatt. 

Bandescentralbehörde: ſ. 8 15 

Ausführungdbeftimmungen: Zyer. VO. v. 10. De. 
1900 (GBBl. S. 1209); ſächſiſche VO. v. 19. Sept. 1900 
(GVBl. S. 912); württemb. Min.Berf.v.18. Sept. 1900 (Reg.: 
Bl. S. 709); badiſche Min. BO. v. 27. Sept. 1900 (GBOBl. 
©. 977); heififche Belm. v. 21. Sept. 1900 (GVBL. ©. 9221. 
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Zuftellungen: 8 155. 

Ein Verzeichniß der hienach zur Beſcheidung dieſer 
Beſchwerden in den Staaten zuſtändigen Behörden ſ. A. N. 
XVIS. 791. In Preußen ift regelmäßig der Regierungs: 
präfident (für Berlin der Bolizeipräftdent, für die Bergverivalt: 
ung dag Oberbergamt), in Bayern ift dag Landes⸗VA. zuftändig. 

| $ 150 (107). 

I Die Mitglieder der Vorjtände der Genoffenichaften, 
deren technische Auffichtsbeamte und: Rechnungsbeamte 
(88 119, 120) und die nach 8 120 ernannten Sacdıver- 
ftändigen ſowie die Beiſitzer der Schiedsgerichte ($ 9 des 
Gejetes, betreffend die Abänderung der Unfallverficherungs- 
gejete,) werden, wenn fie unbefugt Betriebsgeheimniffe 
offenbaren, welche kraft ihres Amtes oder Auftrags zu 
ihrer Kenntniß gelangt find, mit Geldftrafe bis zu ein- 
taufendfünfhundert Mark oder mit Gefängniß bis zu drei 
Monaten beitraft. 

U Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Betriebs- 
unternehmers ein. 

Zu G 150, 151 vgl. IVG. 88 185, 186. 

Zu Abſ. I: Unbefugt, d. i. ohne die Erlaubniß bes 
Betriebdunternehmer?. 

Die Handlungen der 88 150, 151 find Bergehen nad 
RStr GB. 81, zu deren Aburtheilung nad RGer. BG. 8 73 
Ziff. 1 die Straflammern der Landgerichte zuftändig find. In 
Fällen des 8 150 kann gemäß $ 75 Ziff. 14 Ueberweiſung an 
dag Schöffengericht ftattfinden. | 

8 151 (108). 

I Die im $ 150 bezeichneten Perjonen werden mit 
Gefängniß, neben welchem auf Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte erfannt werden Tann, beftraft, wenn fie ab: 
jichtlich zum Nachtheile der Betriebsunternehmer Betriebs: 


gebeimniffe, welche fraft ihres Amtes oder Auftrags zu 
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ihrer Kenntniß gelangt find, offenbaren, oder geheim ge— 
haltene Betriebseinrichtungen oder Betriebsweifen, welche 
kraft ihres Amtes oder Auftrags zu ihrer Kenntniß gelangt 
find, folange ala dieje Betriebögeheimniffe find, nachahmen. 

U Thun fie dies, um fich oder einem Anderen einen 
Dermögensportbeil zu verichaffen, jo kann neben ber 
Gefängnißitrafe auf Gelditrafe bis zu Dreitaufend Mark 
erfannt werden. 

Bol. Note bei $ 150. 


Zuftändige Sandesbehörden. 
8 152 (109). 

I Die Zentralbehörden der Bunbdesftaaten beftimmen, 
von welchen Staats: oder Gemeindebehörden bie in dieſem 
Gejege den höheren Verwaltungsbehörden, ben unteren 
Vermwaltungsbehörden und den Ortspolizeibehörden zuge— 
wieſenen Verrichtungen wahrzunehmen find. 

U Die in Gemäßheit diefer Vorſchrift erlaffenen Be: 
ftimmungen find durch den Reichsanzeiger befannt zu machen. 

II Die Höhere Verwaltungsbehörde kann beftimmte 
Gemeinbebehörden als untere Verwaltungsbehörden im 
Ginne bes $ 70 bezeichnen und mit der Wahrnehmung 
der dort vorgejehenen Geſchäfte betrauen. 

Zu 8 152 vgl. Im. ©. $ 162, Bau:G. 8 45, See⸗G. 8 148; 
. BG. 8169. ©. das Verzeichniß der höheren und unteren 
Derw.Beh. in A. N. XVI ©. 792. ©. auch bayer. BO. v. 
10. Dez. 1900 (GVBl. ©. 1209); ſächſiſche BO. v. 19. Sept. 
1900 (GVBBl. ©. 912); württemb. Min.Berf. v. 18. Sept. 
1900 (Reg.Bl. ©. 709); badiſche Min. BD. v. 27. Sept. 1900 
Sr ©. 977); heſſiſche Bekm. v. 21. Sept. 1900 (GVBL. 

. 922). 


1. Als höhere VBerwaltungsbehörden (88 14, 35, 42 
Abſ. III, 105 Abſ. I, 115 Abf.V, 122, Bau:G. 88 34, 40, 
Iw. &. 88 10, 26, 36, 58, See:6. 88 69, 164) Tint uikäudiq, 
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in Breußen regelmäßig die Regierungspräfidenten, in Berlin 
der Polizeipräfident, in Bayern die Sreigregierungen, K. d. J., 
im Konigreich Sachſen bie FKreishauptmannjchaften, ın 
Württemberg die Gentralbehörde für Handel und Gewerbe 
(Verwaltungsausſchuß) in Baden dad Minifterium des 
Innern, in Heifen regelmäßig die Kreisämter. Vgl. über: 
haupt A. NR. XVI ©. 792. 

2. Als untere Verwaltungsbehörden (Abänd.Gei. 
86, Gew. UVG. 88 6, 11, 35, 56, 57, 58, 59, 70, 72, 87, 92, 
95, 96, 104, 105, 119, 121, Bau-G. $ 28, Iw. &. 88 10, 58) 
find zuftändig in Preußen regelmäßig die Landräthe, in 
Städten mit über 10000 Einwohnern die Ortöpolizeibehörden 
(Magiftrate), in Bayern die Diftriktsperwaltungsbehörben 
(Bezirksämter und Magiftrate der unmittelbaren Städte), in 
München der Magiftrat, im Königreih Sachſen regelmäßig 
die Amtshauptmannſchaften, in Städten, in welchen die 
revidirte Städteordnung gilt, der Stadtrath, in Württem- 
berg die Oberämter, in Baden bie Bezirksämter, in Heſſen 
Die Kreisämter. Vgl. überhaupt A. N. XI S. 266 ff. XVIS. 792. 

3. Ort3polizeibehörden (Abänd.G. 89, Gew. UVG. 
88 63, 64, 67, 104, 116) find in Preußen die Organe ber 
oͤrtlichen Polizeiverwaltung, in Bayern, in Städten bie 
Magiftrate, in Land: und pfälziichen Gemeinden die Bürger: 
meilter, in Sachſen, Württemberg, Baden zum Theil 
die untere Verw. Beh. zum Theil die Gemeindebehörden. 

Abf. III kommt für Bayern infoweit nicht in Betracht, 
als in unmittelbaren Städten die Magiftrate ohnedieß untere 
Derwaltungsbehörben find. Im Uebrigen findet Abſ. III auch 
in Bayern Anwendung. 


Strafvollitredung. 
8 153 (neu). 

Gelditrafen, welche auf Grund dieſes Geſetzes ver: 
hängt werden, mit Ausnahme derjenigen, auf welche von 
den Gerichten erfannt ijt, werden in derjelben Weiſe bei- 
getrieben wie Gemeindeabgaben. 


u $ 153 vgl. Im. ©. 8 163, Bau⸗G. 8 45, See:&. 8 149; 
I2O. $ 168. | | 
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Geldftrafen, auf welche die Gerichte zu erkennen haben, 
find nur die in 88 104 Abf. III, 141, 150, 151 angeordneten. 
Kür alle übrigen, nämlich für die in 88 35 Abſ. III, 43 
Abi. III, 56 Abf. II, 112 (116), 119 Abf. IIL, 124 Abf. II, 
125 Abſ. III, 126, 146, 147 angeordneten Geldftrafen findet 
ohne Rüdfiht darauf, welcher Art die Strafe angehört und 
wer fie verhängt, $ 153 Anwendung. 

Beitreibung ſ.8 103 Abſ. INoten, vgl. auch $ 144 Noten. 

8 154 (109). 

I Die im $ 112 Abſ. 1 Ziffer 2 bezeichneten Geld: 
itrafen fließen in bie Krankenkaſſe, welcher der zu ihrer 
Zahlung Verpflichtete zur Zeit der Zuwiderhandlung an- 
gehört, oder, wenn er feiner Krankenkaſſe angehört, in 
die Kaffe ber GemeindesStranfenverficherung des Beichäftig- 
ungsorts. Das Gleiche gilt von den Gelditrafen, welche auf 
Grund der im $ 133 bezeichneten Vorſchriften verhängt find. 

U Die übrigen auf Grund diejes Geſetzes verhängten 
Gelbdftrafen fließen, ſoweit fie nicht von den Gerichten 
erfannt find, in die Genoſſenſchaftskaſſe. 

3u $ 154 vgl. Im. &. 8 164, Bau:G. 8 45, See⸗G. $ 149. 

Zu 8 154 vgl. die Note bei $ 158. 

Zuftellungen. 
$ 155 (110). 

I Buftellungen, welche den Lauf von Friſten be= 
bingen, können durch die Poſt mittelſt eingefchriebenen 
Briefes erfolgen. Poſteinlieferungsſcheine begründen nach 
Ablauf von zwei Jahren ſeit ihrer Ausſtellung die Ver- 
muthung für die in der ordnungsmäßigen Frift nad) der 
Einlieferung erfolgte Zuftellung. 

U Perſonen, welche nicht im Inlande wohnen, können 
von den zuftellenden Behörden und Genoſſenſchaftsorganen 
aufgefordert werben, einen Zuftelungsbevollmächtigten zu 
beitellen. 
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DI Iſt der Aufenthalt einer Perfon, welcher zuge: 
jtellt werden ſoll, nicht ermittelt oder wird der nad 
Abſ. 2 ergangenen Aufforderung nicht innerhalb der ge- 
festen Friſt genügt, jo kann die Zuftelung durch öffent: 
lichen Aushang während einer Woche in den Gelchäft?- 
räumen der zuftellenden Behörden oder Genofjenichafts- 
organe erjeßt werden. 


3u $ 155 vgl. Im. &. $ 166, Bau:G. $ 45 Abf. II, See⸗G. 
8 150; IVG. 8 170. 

Zu Abi. I: Zuftellungen haben von allen ſchriftlichen 
Ausfertigungen zu erfolgen, die ein Recht oder eine Pflicht 
bes DVerficherten ober anderer Betheiligter zum Gegenftand 
haben. Zuftelungen, welche den Lauf von Friſten bedingen, 
erfolgen namentlich von ben Feſtſtellungsbeſcheiden der Ber.⸗ 
Gen. (88 75, 76, 88), den Urtheilen der Schiedögerichte (88 79, 
80) und den Heberollenauszügen ($8 101, 102 Abf. I), außer: 
bem in den Fällen ber 88 26 Ab. I, 39 Abf. I, 47, 49 Ab. IV, 
59 Abſ. I, 61 Abi. IL, 76 Abf. II, 105 Ab. II, 116, 124 
Abſ. III, 149. 

Für die Art der Zuftellungen gibt das Geſetz feine 
zwingende Norm Der eingefchriebene Brief ift nur eine 
Form, die jedesfalld ausreicht. Es ift aber nicht einmal Zu: 
ftelung durch die Poft vorgefchrieben und ift wohl jede Art 
der Zuftellung ale zuläffig anzujehen, welche ausreichende 
Sicherheit für die Anbringung des Schriftftüdes an feine 
Adrefje und zugleich einen Nachweis über die erfolgte An- 
bringung und ihren Zeitpunkt Liefert. Vgl. A. N. ILS. 80 
Nr. 160, IV ©.190 Nr. 817 (Abweſenheit bes Adrefjaten), VII 
S. 220 Nr. 988 (Rg. XI S. 85), IX ©. 172 Nr. 1223, ©. 206 
Nr.1252 (Rg. XII ©. 50, 107), XI ©. 246 Nr. 1449 Ko. XV 
©. 101), Hob. zu $ 110 N.1u3. 

Für die Zuftellungen durch die Poſt ift das Poftrecht 
maßgebend. Vgl. Hdb. zu’ $ 110 N. 2. Suftellung na hineiß 
N —— der Pofteinlieferungeigein. Dol. IVG. 


Wegen Verſäumniß von Friſten in Folge von Umftänden 
und Greigniffen, welche außerhalb des Willens des Betreffenden 
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liegen, Anbei Siedereinſetzung ſtatt. Vgl. 8 92. A. N. III 
6. 134 Nr. 3 

Bei unbefanntem Aufenthalt hat ber Zuftellung?: 
- Auftraggeber thunlichft die „erforderlichen Ermittelungen“ 
anzuftellen. Er ift aber nicht verpflichtet, die vom Adrefjaten 
verichuldete Unbelanntheit feines Aufenthaltes durch Weit: 
ren aufzuklären. UN. XV ©. 442 Nr. 1755 (Rg. 

IX ©. 54 

Die Weigerung der Annahme eines orbnungsmäbig W 
geftellten Beſcheides hindert nicht den eginn der Friſt. A 
XVI ©. 669 Nr. 1807 (Rg. XX ©. 43). 


Bilotp, Unfelverfiherungsgefebe. A 


II. Infalverficherungsgefeb für Sand» und 
korſtwirthſchaft. 


Vorbemerkungen. Die UAnfallverficherung der land— 
und forſtwirthſchaftlichen Perſonen erfolgt im Ganzen nach 
den gleichen Grundſätzen wie diejenige der in gewerblichen 
Betrieben beſchäftigten Perſonen. 

Verſicherungszwang, Selbſtverwaltung, Umlageprinzip, 

Feſtſtellungsverfähren, ſchiedsgerichtliches und verſicherungs⸗ 
amtliches Streitverfahren, Aufſicht, Strafen, Gegenſtand der 
Verficherung, Art und Umfang der Anſprüche und Kreis der 
Anſpruchsberechtigten, Verhältniß der Verſicherung zur Kranken— 
und Invalidenverſicherung, zu anderen Anſprüchen aus Un: 
fällen, kurz alle rechtlichen Beziehungen, welche fich aus der 
Derfiherung ergeben, find im MWejentlichen und zumeift fogar 
bis ins Einzelne genau nad) dem Syſtem bes Gew. UBG. 
geregelt. 
Die Verſchiedenheiten der gewerblichen und der Yanb- 
wirthichaftlicden Verſicherung beſtehen nicht im Prinzip, fon: 
bern nur in der Durchführung von Einzelheiten. Bon we— 
nigen anderen unbeträchtlichen Abweichungen abgelehen, be: 
ftehen für die landwirthſchaftliche Verficherung nur folgende 
Beionderheiten. 

1. Der Kreiß der verſicherten Perfonen ift im 
Allgemeinen die ganze landwirthichaftliche Bevölkerung m. A. 
der Betrieböunternehmer und der mit höherem Gehalt ala 
3000 A. angeftellten Betrieböbeamten. Durch die Lande: 
gejeßgebung können auch Betriebsunternehmer hereingezogen 
und Eönnen bie Familienangehörigen be Arbeitgebers 
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ausgeſchloſſen werden ($ 1 Abſ. V). Die Verficherung erftredt 
fi über die land- und forftwirthichaftliche Bevölferung hinaus, 
indem in erheblichem Umfang gewerbliche Nebenbetriebe 
(8 1 Abf. II) und gewerbliche Nebenarbeiten (8 1 Ab]. IV) 
dem Kreis der Verſicherungsbetriebe angeſchloſſen find. 

2. Hinfihtli der Entſchädigungsanſprüche findet 
eine andere Berechnung des denjelben zu Grunde zu Legenden 
Jahresarbeitsverdienſtes ftatt (889 bis 13). 

3. In beitimmtem Umfang kann die Entfchädigung in 
Naturalleiftungen erfolgen ($ 26). 

4. Unter bejtimmten Borausfegungen obliegt den Ge: 
meinden eine Fürſorge für die Verlegten während der erften 
13 Wochen (88 27, 29, f. auch 8 146 Abf. II). 

5. Die Berufsgenoſſenſchaften umfaſſen alle land— 
und forftwirthichaftlichen Betriebe eines beftimmten örtlich 
abgegrenzten Bezirks ($ 33). Der Landesgejeßgebung ift ein 
Recht der Regelung eingeräumt ſowohl hinſichtlich der Ab- 
grenzung ala auch hinſichtlich der Organifation der Ber.Gen. 
($ 141). Auch können die Funktionen der Genoſſenſchafts⸗ 
organe durch die Genoſſenſchaften ſelbſt auf Organe der Selbft- 
verwaltung übertragen werden ($ 42 Abf. III, IV). 

6. Zahlreiche Befonderheiten bejtehen für die Aufbring- 
ung ber Mittel. Da3 Umlagenprinzip iſt zivar auch hier 
die reichsgeſetzliche Regel. Allein, wo fie gilt, werden bie 
Beiträge nicht nach) dem gleichen Maßſtab wie bei der ge: 
werblichen Unfallverficherung erhoben. Neben der Einſchätzung 
der Gefährlichkeit der Betriebe, findet eine Einſchätzung ihrer 
Größe nad) dem Arbeitöbedarf in befonderem Verfahren ftatt 
(88 51 ff.) und geftultet fi darnady auch das Erhebungs: 
verfahren ($$ 105 bis 113) anders. Daneben aber befteht das 
Recht für die Staaten durch Landesgejehgebung, für Die 
Ber.Gen. dur Statut an Stelle dieſes Umlagenmaßftabes 
anzuordnen, daß die Beiträge nad) dem Steuerfuß der 
direkten Staats- und Gemeindeauflagen zu bemefjen und mit 
diefen zufammen zu erheben find (8$ 57, 58, 141, 167). 

7. Es fommen dazu noch einige weitere Sonderbeftimm: 
ungen betr. den Uebergang des Krankengeldanſpruchs auf 
Ber.Gen. ($ 15 Ab. IN), über Befreiung Eleiner und un: 
gefährlicher Betriebe von Beiträgen (3 36), über vie iur 

Ar 
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der Nüclagen zum Rejervefond ($ 37), ben Inhalt des Sta: 
tuts ($ 38), die Zufammenjekung der Genofjenichaftsverfamm- 
lung ($ 39), Theilung bes Rifitos ($ 60), Mittheilung don 
Betriebseröffnungen durch die Gemeindebehörbe (8 67), Bes 
rufung ber Arbeitervertreter zur Mitwirkung bei Aufftellung 
der Unfallverhütungsvorfriften ($ 122). den Ausichluß der 
d Staatsbetriebe von den Berujsgenoſſenſchaften 
& 88 156 ff.), Gleichftellung ber 
jelbftändigen Gutsbezirte und außergemeindlihen Markungen 
mit den Gemeinden ($ 165) umd endlich über das Anorbs 
nungsrecht der Zandesgejeggebung ($$ 141 ff.) 

Soweit das Im. G. mit dem Gew.®. im Sinn übereins 
ftimmt, ift aud) zumeift die wörtliche Faſſung der einzelnen 
Vorichriften eine jaft völlig übereinftimmende und jogar gleiche 
lautende. 











I. Allgemeine Beftimmungen. 
Umfang ber Verfiderung. 
sim. 

I Alle in land» ober forftwirthfchaftlichen Betrieben 
beichäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten, letztere fofern 
ihr Jahresarbeitsverdienſt an Gehalt oder Lohn bdrei« 
taufend Darf nicht überfteigt, werden gegen die Folgen 
ber bei bem Betriebe fich ereignenden Unfälle nad) Maß- 
gabe der Beftimmungen bdiejes Geſetzes verfichert. 

U Dasfelbe gilt mit den aus Abſ. 3 Ziffer 1,2 fi 
ergebenden Ausnahmen von Arbeitern und Betriebs» 
beamten in ſolchen Unternefmungen, welche der Unter- 
nehmer eines land» ober forftwirthichaftlichen Betriebs 
neben feiner Land» ober Forſtwirthſchaft, aber in mirth- 
Tchaftlicher Abhängigkeit von berfelben betreibt (land- oder 
forftwirthichaftliche Nebenbetriebe). Hierzu find ins ⸗ 
befondere ſolche Betriebe zu rechnen, welche ausſchließlich 
ober borzugäweife beftimmt find 
1. zur weiteren Bearbeitung vber Nerorkeitung von 
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Erzeugniffen der Lande oder Forſtwirthſchaft des 
Unternehmers, 

2. oder zur Befriedigung von Bedürfnifien Ieiner Band: 
oder Forſtwirthſchaft, 

3. oder zur Gewinnung oder Verarbeitung von Boden- 
beftandtheilen ſeines Grundſtücks. 


IM Unter dieſes Geſetz fallen nicht 

1. Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanſtalten, Werften, 
Bauhöfe, Hüttenwerke ſowie Betriebe, in denen 
Exploſivſtoffe oder explodirende Gegenſtände gewerbs⸗ 
mäßig erzeugt werden, 

2. ſolche Betriebe, welche nach näherer Beſtimmung des 
Reichs⸗Verſicherungsamts wegen ihres erheblichen Um⸗ 
fanges oder wegen beſonderer maſchineller Einricht-— 
ungen oder wegen der Zahl der verwendeten gewerb— 
lien Arbeiter den unter das Gewerbe⸗Unfallver— 
fiherungagefeb fallenden Fabriken zuzurechnen find. 
IV Die laufenden Reparaturen an den zum Betriebe 

der Land» und Forſtwirthſchaft dienenden Gebäuden und 
die zum Wirthichaftabetriebe gehörenden Bodenkultur: und 
fonftigen Bauarbeiten, insbejondere die dieſem Zwecke 
dienende Serftelung oder Unterhaltung von Wegen, 
Dämmen, Kanälen und Waflerläufen gelten ala Theile 
des land- und forftwirthichaftliden Betriebs, wenn fie 
von Unternehmern land» oder forjtwirthichaftlicher Be— 
triebe ohne Mebertragung an andere Unternehmer auf 
ihren Grundftüden ausgeführt werben. Die kraft öffentlich: 
rechtlicher Verpflihtung von Unternehmern land= oder 
forftwirthichaftlicher Betriebe für Gemeindezwecke geleiteten 
Arbeiten zur Herftellung oder Unterhaltung von Gebäuden, 
Megen, Kanälen, Dämmen und Wajferläufen werden den 
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land= oder forftwirthichaftlichen Betrieben diefer Unter- 
nehmer zugerechnet. 

Y’ Der Landesgejebgebung bleibt überlaffen, zu be- 
jtimmen, in welchem Umfang und unter welchen Vor— 
ausſetzungen Unternehmer der unter Abf. 1 fallenden 
Betriebe verfichert, oder TFamilienangehörige, welche in 
dem Betriebe des Tamilienhaupts befchäftigt werden, von 
der Verfiherung ausgeichloffen jein jollen. 


vI Wer im Sinne diejes Gejebes als Betriebsbeamter 
oder als eine ſolche Perſon anzuſehen iſt, welche zum 
Unterſchiede von ben gewöhnlichen land- oder forſtwirth— 
ſchaftlichen Arbeitern eine, technifche Fertigkeiten er- 
fordernde bejondere Stellung einnimmt (3. B. Törfter, 
Gärtner, Gärtnereigehilfen; gewerbliche Facharbeiter, wie 
Brenner, Mafchinenführer, Heizer, Müller, Ziegler, Stell- 
macher, Schmiede u. A.), wird durch ftatutarifche Be— 
ftimmungen ber Berufögenoflenihaft ($ 13) für ihren 
Bezirk feitgeitelt. Bis zum Erlaß entjprechender ftatu- 
tarifcher Beſtimmungen bleiben diefe Berfonen den fonftigen 
Arbeitern gleichgeftellt. 

vo Als landwirthichaftlicher Betrieb im Sinne diefes 
Geſetzes gilt auch der Betrieb der gewerblichen Gärtnerei 
(Runft: und Handelägärtnerei, Baumfchule und Samen- 
gärtneret), dagegen nicht die ausfchließliche Bewirthichaft- 
ung don Haus: und FZiergärten. 

vII Welche Betriebszmeige im Sinne diejes Gejeßes 
als land= oder forjtwirthichaftliche Betriebe anzujehen find, 
beitimmt das Reicha-Verfiherungsamt. 


Su Abi. I: 1. In 81 Abſ. I mit $ 7 Ab. I ift der 
Gegenftand der Verficherung genau wie in Gew.&.$ 1 Abi. I 
mit SE Abf. I befchrieben. Val. Gew.G. SIN. 1. Die Ver: 
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Niherung ift auch nach Im. ©. überwiegend eine ngihwndig 
zum Theil auch eine freiwillige. Vgl. Gew.G. Ss 1 Abſ. IN 

2. Der Betriebsunfall als Gegenſtand der — 
iſt hier weſentlich dasſelbe wie in der gewerbl. Verſicherung. 
Vgl. die Noten bei Gew.G. 81Abſ. 1N. 8. Belehrend iſt Die 
reichhaltige Kafuiftit über den „Iandwirthichaftlichen Betriebs⸗ 
unfall“ im Hdb. zu Im. ©. 81 NN.21. Dazu A. N. XIV 
©. 381 ff. Nr. 1725 bis 1730 (Rg. XVIII S. 82 ff.), XV ©.425 
Nr. 1747, 1749 (Rg. XIX ©. 36, 38), XV ©. 585 Nr. 1769 
(Rg. XIX ©. 101), XVII ©. 119 f. Nr. 1866 ff. (Rg. XXI 
S. 47 ff.). Die dafelbft unter lit. A Ziff. 2 angeführten Be: 
jcheide treffen angefichts der Beftimmung der Novelle in $ 2 
nicht mehr ganz zu. Es ift der Begriff des lw. Unfall? durch 
bie Novelle injofern theils näher beftimmt, theils erweitert 
worden, als einerjeit3 den lw. Betrieben Nebenbetriebe an: 
derer Art (Abſ. II) und Nebenarbeiten (Ab. IV) zuzurechnen 
und andrerjeits Unfälle bei häuslichen Verrichtungen ($ 2) 
wie Betriebsunfälle zu behandeln find. 

Es gilt auch hier die Regel, wonach die Betrieböthätig: 
feit im fjelben Umfang die Grundlage des Verſicherungsver⸗ 
hältnifſes bildet, in welchem fie die Gelegenheit zu Betriebs- 
unfällen iſt. Vgl. Gew.G. 8 1 Abſ. IN. 3. Für den Begriff 
des Betriebsunfalls ift baher auch hier die Beftimmung des 
Betriebgumfanges bedingend. Vgl. N. 3 

Zu vergleichen ift auch die reichhaltige Praxis des bayer. 
LVA.'s, Mittheilungen Bd. I Nr. 12, 19, 22, 28, 34, 38, 50, 
52, 53, 56, 59, 62, 63, 66, 68, 70, 71; IL Nr. 90, 92, 95, 
105, 107, 108, 109, 111, 117; II Nr. 120, 123, 126, 128, 
129, 134 bis 137, 139, 140, 142, 146, 147, 148, 160, 163, 
164, 165, 170, 171, 173, 176, 177,178, 182, 188; IV Nr. 195, 
196, 197, 201, 202, 209, 210, 213, 216, 218, 219, 223, 
228, 242, 244, 250, 252, 262, 265, 266, 268, 274, 277, 
278, 279, V Nr. 287, 293, 294, 295, 299, 301 bis 306, 
308, 310, 317 bis 328, 330, 333, 336, 340, 344, 347, 355 
bis 357, 361, 363, 368, 371 biß 373, 376, 377, 379, 380, 
383, 386, 388, 389, 391, 392; VI Nr. 396, 399, 402, 404, 
408, 411, 412, 413, 421, 422, 424, 427, 433, 436, 438, 
439, 446, 447, 448, 451, 455, 457, 458, 459, 460, 461, 
462, 464, 467, 468, 470, 471, 472, 476, 477, 480; VII 
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Nr. 481, 483, 486, 491, 497, 499, 504, 507, 511, 516 bis 
518, 522, 529, 531, 539, 540; VII Nr. 566, 569, 570, 
572 bis 574, 576, 578, 580 bis 582, 589, 591 bis 594, 603, 
604, 607, 608, 610, 613, 618, 620, 622, 623 bis 626, 631. 

Dad RBA. betont außdrüdlich, daf ein Zufammenhang 
mit bejonderen landwirthichaftlicden Betriebögefahren für die 
Annahme eines Betriebaunfalles nicht erforderlich ſei. A. N. 
XII ©. 216 Nr. 1479 (Rg. XVI S. 10). Vgl. überhaupt Gew. G. 
SLAGH.IN. 3. 

3. Berfiderungdbetriebe im Sinne des Iw. ©. find 
in eriter Linie die landwirthichaftlichen und die forftwirth: 
fchaftliden Betriebe. Die Allgemeinen Ausführungen über 
ben Begriff des Verficherungsbetriebes in Gew.G. $ 1 Abf. I 
N. 4 Ziff. I finden hier ebenfalls Anwendung. 

Als landwirthichaftliche gelten alle Betriebe, welche 
die urfprünglicde Gewinnung von organifchen Bodenerzeug: 
niffen pder von Thierproduften zum Gegenftand haben und 
dabei nach wirthichaftlichen Grundſaͤtzen verfahren. Die Wirth⸗ 
ſchaftlichkeit des Betriebs muß nicht nothwendig in der Ge: 
winnziehung zum Ausdrud kommen (Hödb. zu 81 N. 3), fie 
kann auch vorliegen, wenn der Betrieb auf ie Nutzung ſich 
beſchränkt, wenn nur die Thätigkeit keine bloß gelegentliche 
ſondern eine regelmäßige und planmäßige iſt. 

Der landwirthſchaftliche Betrieb grenzt fich darnach nach 
zwei Richtungen ab, erftend gegenüber dem gewerblichen Be: 
trieb und zweitens gegenüber folcher Thätigfeit, die über: 
haupt nicht ala betriebsmäßig anzuſehen ift. 

a) In erfter Hinficht find im Abſ. III Betrieböarten auf: 
geführt, die keinesfalls, weder ald Haupt: noch: ala Neben: 
betrieb der Iandwirthichaftlichen Verfiherung zugehören. Vgl. 
Note zu Abf. III. 

Die Unterfcheidung zwiſchen Im. und gewerbl. Betrieb geht 
immer zurüd auf die Unterjcheidung ziviichen Urproduktion 
und Bearbeitung. Die Verwendung jolcher Werkzeuge und 
Maſchinen, wie fie überwiegend im Gewerbe üblich find, bie 
Anwendung gewerblich techniſcher Methoden, die Verwendung 
gewerblicher Arbeiter, all die macht einen landwirthichaft: 
lichen Betrieb nicht zum geiverblichen, ebenjowenig wird 
jolches betwirkt durch die Verbindung gewerblicher Betriebe 
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mit dem landwirthichaftlichen, durch die gelegentliche Vornahme 
rein geiverblicher Arbeiten im landiwirthichaftlichen Betrieb, 
durch den Handel mit den Produkten der Landwirthſchaft zc. 

Der Im. Betrieb ift als folcher immer durch die Haupt: 
thätigfeit beftimmt. Die Nebenbejchäftigung wird ihm nur 
zugerechnet und zwar auch dann, wenn fie ihrer eigenen 
Natur nach gewerblich ift oder doch auch im Gewerbe vor« 
fommt, unter Umftänden fogar auch dann, wenn bei der ges 
werbsartigen Beichäftigung Hilfeleiftungen von Gewerbs⸗ 
leuten ftattfinden, oder wenn landwirthſchaftliche Verrichtungen 
von anderen al3 den im Betrieb angeftellten Perfonen vor: 
genommen werden. Pol. A. N. XV ©. 427 Nr. 1750 (Reg. 
zu ©. 39). Vgl. auh A. N. XVI S. 533 Nr. 1799 (Rg. XX 

21). 

Aus der reichhaltigen Kaſuiſtik ſei Folgendes hervor: 
gehoben: 

1) Die Gewinnung von Mineralien, Sand, Steinen, 
Kies (Steinbrüche, Gräbereien), Wafſer oder Eis fiellt für fich 
noch feinen lw. Betrieb dar. AR. V ©. 318 Nr. 710 (Rg. 
X ©. 23), Hob. 8S 1N.9. ©. auch Abf. II. 

2. Gewerbliche Thätigkeiten, welche nur durch ihre Ab- 
bängigfeit von einem lw. Betrieb diejem zugerechnet, nicht 
aber für fih allein ala Im. Betrieb betrachtet werden, find 
3.3. Meiereien, Moltereien, Torfitiche, Kalkbrennereien, feld: 
ätegeleien u. A. Hob. 8S 1IN. 22 Ziff. 4. S. auch Abi. II. 

3) Jagd, Fiſcherei und Bienenzucht bilden für ſich keinen 
lw. Betrieb. ©. jedoch Hob. S 1 N. 8, UN. XVII S. 419 
Nr. 1866 (Rg. XXI ©. 47). 

4) Fuhrwerksbetriebe in ber Son nirthlaf: AN. 
Nr. 711, 1126, 1722 (Rg. X ©. 24, XII S. 92), AN. XIV 
S. 245 Rr. 1701 (Rg. XVIU ©. 19). 

4. Dem Forftiwirthichaftsbetrieb wird in gewiſſem Ums 
fang auch Belatällung, ‚poigakfube und Betvaldrechtung zu: 
gerechnet (Hdb. SI N.4 UN. XIV ©. 245 Nr. 1701 (Rg. 
XVIU ©. 19), dem Weinbaubetrieb desgleichen gewiſſe Thä— 
tigfeiten dex Weinpflege, -Behandblung und Lagerung (Hdb. 
81N. 10), deögleichen die Milchverarbeitung (vgl. N. 2). 

5. Thätigkeiten, welche mehr dem Schuß des lw. Be- 
triebs ala diefem felbft dienen, wie Raubvogelfang, Maß⸗ 


330 LIU. Unfallverficherungsgeje für Land» und Forftwirthichaft. 


nahmen gegen die Reblaus, Maultwurffang ꝛc. Hbb. $ 1 

. 7, 7a. 

6. Viehzucht und Gärtnerei fallen unter das Geſetz. Vgl. 
Abf. VO. Zur Viehzucht vgl. Hob. FIN. I3la. UN. XV 
©. 582 Nr. 1766 (Rg. XIX ©. 98). 

b) Gegenüber nicht betriebamäßiger Thätigfeit grenzt der 
Im. Betrieb fi) ab bei Parkwirthichaft, Straßenpflanzungen, 
zoologiihen Gärten, Kirchhöfen, Anlagen 2c., Hau: und 
Ziergärten. Letztere find nad Abſ. VII ausgeſchlofſſen von 
der Berficherung, im Uebrigen aber ift die Annahme eines 
It. Betriebes nur bei den Funktionen der eigentlichen An: 
lagenverwaltung ausgeſchloſſen, während eine wirthichaftliche 
Nutzung und Behandlung berjelben nebenher wohl ala Im. 
Betrieböthätigfeit fih darſtellen kann. Hob. SIN. 1, 2,3. 

Nicht als Im. oder forſtw. Betrieb iſt zu erachten das 
Sammeln von Laubitreu, Gras, Raff: und Lefeholz und das 
Beerenfammeln, auch das Pflüden von Kiefern und Tannen: 
zapfen, wenn nicht dieſe Thätigkeiten Theile eines größeren Be: 
triebaganzen find. A. NR. XI Nr. 1384 bis 1387 (Rg. XV 
©. 6ff.), XIV ©. 244 Nr. 1699 (Rg. XVII ©. 17). 

Rein häusliche Thätigkeit (Kochen, Zimmerpußen, 
Holzjpalten) wird an ſich auch nach der Novelle dem Betrieb 
nicht zugerechnet, wohl aber, wenn die Vorausſetzungen 
des 8 2 gegeben find. A. N. XIV ©. 245 Nr. 1700 (Rg. 
XVII ©. 18). Bgl. auch A. N. XV Nr. 1747 (Rg. XIX ©. 36), 
XVI ©. 532 Nr. 1797 (Ra. XX ©. 19) und insbeſ. A. N. XVI 
= 716 Nr. 1818 (Rg. XX ©. 68). Dal. au Gew.G. $ 1 

ote. 

Funktionen einer öffentlichen Verwaltungsthätigkeit in 
Bezug auf die Landwirthſchaft, z. B. Abmarkung, Flur— 
bereinigung, Vorarbeiten und Meſſungen behufs Zuſammen⸗ 
legung oder Enteignung, Verſicherung ꝛ⁊c. find regelmäßig 
nicht als Betriebsthätigfeiten anzujehen. Vgl. Höb. zu 81 
N. 5 auch A. N. XVIE. 529 Nr. 1793 (Rg. XX ©. 17). 

Nicht betriebsmäßig ift u. A. auch die Benutzung von 
Gründen ohne jegliches Betrieböperjonal. A. N. XV ©. 616 
Nr. 1774 (Rg. XIX ©. 115). 

Dol. zu alledem auch die reiche Kafuiftit der Mitth. des 
bayer. LBN.’3. 
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Ueber It. Betriebe ala Nebenbetriebe gewerblicher Haupt- 
betriebe ſ. Gew.G. 8 1 Abf. 1 NR. 4A Ziff. IL, 5. Solche Im. Be: 
triebe unterliegen regelmäßig niht dem Gew. G., ſondern bem 
Im. G. VBgl. insbeſ. Gew.G. 8 28 Abi. II. Doc können fie 
nach diefer Beftimmung durch Statut der gew. Ber. Gen. in 
ben Bereich des Gew.G. gezogen und bamit bemjenigen des 
Im. ©. entnommen werben. 

Ein Ausſchluß ungefährlicher ober kleinerer Betriebe 
findet nicht ftatt. Es kann nur nad 8 36 für fie eine Be: 
Treinng bon der regelmäßigen Beitragäpflicht angeordnet 
werben. 

4. Was in den Noten zu Gew.G. 8 1 Abſ. I über Ber: 
ſicherungsberufe (Ziff. ID) und Verſicherungsbeſchäf— 
tigung ausgeführt ift, gilt auch für die lw. Verficherung 
mit folgenden Bejonderheiten: 

a) Zu ben Arbeitern zählt auch das Im. Geſinde. 

b) Der Begriff des Betrieb3beamten ift zwar auch 
bier ſchon durch das Gejeh gegeben. Die nähere Beftimmung 
ift aber dem Statut überlaffen (Abf. VI). 

c) Unternehmer Iw. Betriebe können durch Landes⸗ 
gejeß zur Verſicherung herangezogen werden (Abf. V). 

d) Die im Betrieb des Familienhauptes beichäftigten 
Tamilienangehörigen fönnen durch Landesgejeg von ber 
Verſicherung ausgefchloffen werden. Wer zu ben yamilien- 
angehdrigen gehöre, hat das Landeögejeg zu beftimmen. 
(Abf. V). Iſt landesgeſetzlich nicht? beftimmt, dann find 
Tsamilienangehörige nach der allgemeinen Regel verfichert, 
db. h. jofern fie als Arbeiter beichäftigt find. 

Die einſchränkenden Vorfchriften bes 8 141 finden auf 
landesgeſetzliche Vorſchriften nad) lit. c u. d feine Anwendung. 

Perſonen, die in Im. Betrieben beichäftigt find, können 
gleichzeitig auch in geiperblichen Betrieben befchäftigt und ſomit 
Doppelt verfichert fein. Vgl. jedoch Gew.G. 8 28 Abf. II 
Sat 2, 3 u. Gew. G. $ 85, Iw. &. 8 91, Bau⸗G. 8 37, See:©. 
8 89 (Gefammthaftung mehrerer Ber. Gen.). Das im Hdb. 
zu Im. G. 8S1N. 17 Gefagte trifft nach der Novelle nicht 
mehr zu. 

Zu Abſ. I: 1. Land» und forftwirthichaftlide 
Nebenbetriebe Dal. Gew.G. 81 Abi. II. Nah Abf. II 
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it das Weſen des Nebenbetricb® beftimmt durch zweierlei, 
Identität des Unternehmers und twirthichaftliche a nbängigfeit. 
Es ift ferner wohl auch Nachbarfchaft erforderlich und es 
tommt dazu, daß der Nebenbetrieb, um nicht bloß Beſtand—⸗ 
theil des Hauptbetriebs (Abſ. IV) zu fein, eine gewiſſe Ge: 
ihloffenheit und wenigſtens technijche Selbftändigfeit haben 


muß. 

2. Abſ. II beſtimmt im Zuſammenhalte mit Abſ. III nur 
ſchärfer, was fchon biöher theilweife nach Im. 6.8 1 Abi. II 
gegolten hat. Die Regel des Ab. II findet aber jetzt An: 
wendung auf Nebenbetriebe jeber Art, mögen fie für fi) fchon 
Verficherungsbetriebe ſein oder nicht, mögen fie unter da3 
Gew.G., dad Bau⸗G. oder das See:G. fallen. Insbeſondere 
umfaßt er auch die Betriebe des Gew.G., welche früher dem 
Ausd.Geſ. (1885) unterftanden. Ausgenommen find nur die 
Nebenbetriebe der in an III aufgeführten Arten. Für Lohn: 
dampfdrejchereien vgl. A. N. XVII S. 424 Nr. 1871, 1872 
(Rg. XXI E. 52 ff.). | 

3. Die Abhängigkeit des Nebenbetriebs äußert ſich ver⸗ 
ſicherungsrechtlich nicht nur darin, daß er dem Geſetz des 
Hauptbetriebs unterliegt, ſondern auch darin, daß er der 
genoſſenſchaftlichen ee deöfelben folgt. Seine Ge: 
ſchloſſenheit aber äußert fich verficherungsrechtlich darin, daß 
er einer befonderen Einſchätzung im Gefahrentarif und nad 
feinem Arbeitöbedarf ($$ 51 ff.) unterworfen werden kann 
und daß in den Unfallverhütungsporjchriften (88 120 ff.) be 
fondere Anordnung für ihn erlafjen werden können. 

4. Die Aufzählung der Unternehmungen in Ziff. 1 bis 5 
ift zwar nur eine beiſpielsweiſe, doch wohl eine nahezu ex: 
ſchopſende Vol. dazu die Kaſtuiſtik im Hob. zu F1N. 22, 23. 

Ueber die rechtlichen Folgen des Uebergangs eines 
Betrieb, ber vorher einer gewerbl. Ber.Gen. zugehörte, zur 
landw. Ber.Gen. ſ. A. N. V S. 16ff. Hob. zu $ 1 Nr. 24. 

Zu Abſ. III: Die in Abſ. III aufgeführten Betriebe fallen 
jämmtlich unter das Gew.G. $ 1 Abi. I Ziff. 1, vgl. dazu 
Gew.G. 82 Abf. II bis IV. Bol. Hob. zus IN. 22,23. 63 
fünnen diefe Betriebe ala Nebenbetriebe landw. Hauptbetriebe 
nuch nicht durch Statut ber Im. Verſicherung unterivorfen 

toerden. Das Gew. G. 8 28 Abſ. II Sat 2 findet hier auch 
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feine analoge Anwendung. ©. die ausführlichen Verhand⸗ 
lungen in der Kommilfion (Komm.Ber. ©. 4 ff... Ausge—⸗ 
ſchlofſen von der Wirkfamteit des Im. G. find darnach in: 
befondere die „Fabriken“. Zabei ift hier unter Fabrik dad: 
ſelbe zu verftehen, wie nach Gew.G. $ 2 Abi. II bis. IV. Es 
find Fabriken nicht nur die Betriebe, welchen dieſe Eigenschaft 
nad 1.c. 82 Abf. II und II] unmittelbar zukommt, fondern 
auch diejenigen, welche gemäß 82 Abj. IV l.c. mit Im. ©. 
8 1 Abſ. II Ziff. 2 die Eigenfchaft der Fabrik dur das 
NBA. zuerkannt if. Das RVA. kann aber nicht andere 
Betriebe nach Gew.G. 82 Abf. IV, andere wieder nach Im. ©. 
8 1 QAbj. III Ziff. 2 ala Fabriken erklären. ©. ferner die auf 
Grund bes $ 1 Abſ. 3 Ziff. 2 erlaffenen Beitimmungen bes 
RVaA.'s v. 1. Oft. 1900 (A. N. XVIE. 712 ff.). 

Zu Abi. IV: 1. Die Vorfchrift ift etwas abgeänbert 
dur) die Novelle aus dem Bau:G. 81 Abf. IV herüber- 
genommen. Abſ. IV beftätigt nur, was aus dem Begriff 
„Betrieb“ fchon von jelbft folgt. Theile eines Betriebs 
folgen defjen verficherungsrechtlicher Zugehörigkeit auch ohne 
befondere Anordnung und zwar jelbit dann, wenn fie in Ar- 
beiten beftehen, die ihrer Natur nad, betriebsmäßig aus— 
geübt, einem anderen Geſetz zufielen. Die in Ab. IV auf: 
geführten Bauarbeiten -Icheiden jomit als Landwiztöfgaftlich 
| S Hätigfeiten aus dem Bereich des Bau⸗G.'s aus. Abi. IV 
giebt fein exfchöpfendes Verzeichniß der fremdartigen Delland: 
theile land» und forftwirthichaftlicher Betriebe. Vgl. A. N. 
IV ©. 17. 

2. Die Betriebazugehörigfeit der in Ab. IV aufgeführten 
Arbeiten befteht unter folgenden Vorausſetzungen: Ä 

a) Ydentität des Unternehmerd. Die Arbeiten müfjen 
vom Unternehmer des Im. Betriebs in eigener Regie aus— 
geführt werden. Mebertragung an Akkordanten ift dabei 
nicht außgefchloffen, vgl. z. B. A. N. XIV ©. 246 Nr. 1702 
(Rg. XVII ©, 20). 

b) Die Arbeiten müſſen für den Betrieb beftimmt fein 
und ihm außfchließlich oder Doch überwiegend (Rg. XIX ©. 101) 
dienen. Sie können auch ala Gemeindedienfte geleiftet werden. 
Bol. bayer. Gem.D. diezjeitige Art. 49 ff., pfälziiche Art. 39 ff. 
Nicht mehr zutreffend Hob. zu Bau⸗G. 81 N.8lit. A,B. Auch 
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Neubauten, Steinbrucharbeiten und Gräbereien können hier⸗ 
hergehören. 

e) Die Arbeiten müffen auf bem Betriebsgrundſtück bezw. 
im Gemeinbebeatzt ftattfinden. 

Dal. au die Kafuiftif im Hdb. zu Bau⸗G. F1N. 9. 

Einer bejonderen Anmeldung bedürfen ſolche Arbeiten 
nicht. Vgl. 855, Hob. a. a. O. N. 11. Daß Berhältnig ift 
fein anderes als bei irgendwelchen anderen zum Betrieb ge- 
hörigen Arbeiten. 

Landesgeſetze vgl. 8 141 Note. 

Zu Ab}. V: 1. Unternehmerverfiherung: Soweit 
die Landesgeſetzgebung folche Verficherung anorbnet, greift fie 
ftatutarifcher Anordnung gemäß 8 4 vor. Beitimmt fie nichts, 
jo ift e8 Sache des Statut3, die Unternehmerberficherung zu 
regeln. Vgl. au $ 2 Sa 2. Unternehmer find in Bayern 
(AG. Art. 1), Sachſen (AG. 5 2), Württemberg (AG. Art. 1 
Abf. I), Baden (AG. 8 1 Ziff. 1), Heflen (AG. Art. 1), 
Sachjjen: Meiningen üß. Einz. Art.), ohne Rückſicht auf ihren 
Verdienft, in Schwarzburg-Sonderöhaufen (AG. $ 1), Ham: 
burg (AG. 8 2), Schaumburg:Lippe (AG. 8 2), Reuß A. 8. 
(AG. 8 2) unter beftimmten Vorausſetzungen, in den übrigen 
Staaten landesgeſetzlich gar nicht verjichert. 

2. Yamilienangehdrige find faft überall verfichert. 
Dal. die AGe. bei $ 141 Note. 

Zu Ab}. VI: vol. 8 33 Ziff. 12. Reg. XI ©. 174. 
Die wegen ihrer technijchen Tyertigkeiten eine befondere 
Stellung im Betrieb einnehmenben Merjonen werden, wenn 
dag Statut fie hervorhebt, in allen Beziehungen (Jahres. 
arbeitsverdienft) den Betriebabeamten gleichgeachtet. X. 

VIS. 530 Nr. 1795 (Rg. XX ©. 18): Hausſöhne find in 
der Regel nicht als Betrieb3beamte anzufehen. 
bi gg" Abf. VII: Dal. Abj. IN. 3. Hbb. zu SI N. 26 
i8 29 

Zu Abſ. VIII: Es entjcheibet das ABA, mit welchem 
die LVAe. in diefer Kompetenz nicht concurriven. Das RUN. 
entjcheidet nicht ala Gericht, fondern ordnet ala Ausführung: 
behörde an. Sole Anordnungen betreffen immer ganze 
2 aaebögattungen, nicht einzelne Betriebe. Vgl. Hob. zu $ 1 

. 80, 31. 
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8 2 (neu). 

Die Verfiherung erftredt fih auf hauswirthichaft- 
liche Verrichtungen und andere Dienfte, zu denen die auf 
Grund dieſes Geſetzes verficherten Perſonen, die Haupt: 
fächlich in ber Land» und Forſtwirthſchaft oder in deren 
Nebenbetrieben beichäftigt werden, von dem Arbeitgeber 
ober deſſen Beauftragten herangezogen werben. Durch 
Statut Tann die Verfiherung für Betriebsunternehmer, 
die hauptſächlich in der Land» ober Forſtwirthſchaft be- 
Tchäftigt find, auf die mit der Land» oder Forftwirthichaft 
im Zufammenhange ftehenden hauswirtbichaftlichen Ver: 
richtungen erftrecdt werben. 

Dal. Gew.G.$ 3 und Note. Deutlicher ala dort fommt 
hier zum Ausdrud, daB die häuslichen Verrichtungen der 
Petriebathätigfeit nur deöjenigen zugerechnet werden, deffen 
Hauptberuf die Landwirthichaft if. So ift die Kuhmagd, 
die neben dem Geſchäfte der Viehbeſorgung gelegentlich auch 
die Hausfrau in der Küche vertritt, auch bei diefer Bejchäftig- 
ung verfichert, während bie Stubenmagd, welche hauptjäd): 
Lich in Küche und Zimmern beichäftigt ift, um einzelner ge: 
fegentlicher Hilf3verrichtungen willen, die fie im Stall oder 
auf dem Feld bejorgt und für die fie verfichert ift, in ihrer 
Beihäftigung im Haus unverfichert bleibt. Es wird bei 
Beurtheilung der Stellung bed Einzelnen auszugehen fein 
von der dem Dienfte zu Grunde liegenden Verabredung 
zwifchen Arbeitgeber und Arbeiter, entfcheidend Freilich ift die 
thatjächliche Geftaltung des Dienftes. 

8 2 bezieht fih auch auf die verficherten Familien: 
angehörigen. 

Sat 2 bezieht ich ſowohl auf die nach $ 4 durch Statut 
ala auch auf die nach 8 1 Abf. V verficherten Unternehmer. 
Soweit die Landesgefeßgebung die Unternehmerverficherung 
zegelt ($ 1 Abi. V), Tann fie auch über die Hereinziehung 
häuslicher Beichäftigung Anordnung treffen. Für verficherte 
Unternehmer gilt darnach die Regel de? Sat 1 nicht ohne 
Meitered und Tann fie auch durch Statut oder Landeägejek 


336 IH. Unfallverfiherungsgeieg für Land- und Forſtwirthſchaft. 


nur für folcde Unternehmer eingeführt werben, die thatſäch— 
lich ihre Arbeitäfraft „hauptſächlich“ der Land» oder Forft: 
twirthichaft widmen. Vgl. u. A. A. N. XV ©. 425 Nr. 1745 f. 
(Rg. XIX ©. 36 f.). 

$ 3 (neu). 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, unter Zuftimmung 
des Bundesraths mit den Regierungen jolcher Staaten, 
die für Arbeiter und Betriebsbeamte eine der deutfchen 
Unfallverfiherung entjprechende Fürſorge durchgeführt 
haben, im Falle der Gegenfeitigfeit Abkommen zu ichließen, 
durch welche die Anwendung diejes Geſetzes 

1. auf Betriebe im Inlande, welche Beftanbtheile eines 
ausländiichen Betriebs darftellen, ausgeſchloſſen, 

2. auf Betriebe im Auslande, welche Beitandtheile eines 
verficherungspflichtigen inländifhen Betrieb bar- 
jtellen, erftredt wird. 

8 3 ftimmt wörtlich überein mit Gew. G. 8 4. 

$ 4 (2). 

I Durh Statut kann die Verficherungspflicht auf 
Betriebsunternehmer, deren tahresarbeitäverdienft drei- 
taufend Mark nicht überfteigt oder welche nicht regel- 
mäßig mehr als zwei Lohnarbeiter beihäftigen, ſowie auf 
Betriebsbeamte mit einem dreitaufend Mark überfteigenden 
Stahresarbeitöverdienft erftredt werden. Bei der Verficher- 
ung von Betriebabeamten ift, vorbehaltlich der Beltimmung 
des $ 12, der volle SJahresarbeitsverdienft zu Grunde 
zu legen. 

. DO Betriebgunternehmer, deren Sjahresverdienft drei⸗ 
taufend Mearf nicht überfteigt oder welche nicht regelmäßig 
mehr ala zwei Lohnarbeiter bejchäftigen, find berechtigt, 
gegen die Folgen von Betriebsunfällen fich ſelbſt zu ver- 
fidern. Durch Statut Tann diefe Berechtigung: auf 
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Unternehmer mit einem höheren Sahresarbeitsverdienft 
erftredt werben. 
I Durch Statut kann ferner beitimmt werden, daB 
und unter welchen Bedingungen gegen die Tolgen der 
bet dem Betrieb oder Dienfte fich ereignenden Unfälle 
verfichert werden Tönnen 
a) im Betriebe beichäftigte, aber nad) 8 1 nicht ver- 
fiherte Perfonen durch den Betriebsunternehmer; 
db) nicht im Betriebe befchäftigte, aber die Betriebaftätte 
befuchende Perfonen durch den Betriebsunternehmer 
oder den Borftand der Berufsgenoſſenſchaft; 

c) Organe und Beamte der Berufsgenoffenfchaft durch 
deren Borftand. 

Zu Abſ. I vgl. Gew.G. $ 5 Abf. I lit. a und c. Das 
ftatutarifche Anordnungsret befteht in Bezug auf Unter: 
nehmer nur innerhalb des Rahmens ber auf Grund S 1 Abf. V 
etwa erlafjenen Landeögejehe; vgl. $ 141. Die Verficherung der 
Unternehmer und Betriebsbenmten erfiredt ſich auf ihre 
Zhätigfeit in Haupt: und Nebenbetrieb, nicht aber ohne aus: 
drüdliche Anordnung ded Statut auch auf häusliche Bes 
Thäftigungen. 

Die Ehefrau des verficherten Unternehmers ift ipso jure 
Pi berfitgert, „ann fie im Betriebe ihre Mannes thätig ift. 

zu & 2 

Berechnung des Jahresverdienſtes für Unternehmer f. 
8 11. Für Betrieböbeamte findet zur Ermittelung ber Ber: 
ficherungspflicht 5 9 Teine Anwendung. Als Jahresarbeit3: 
verdienft gilt vielmehr der jeweils im laufenden Jahr wirk— 
Lich verdiente Gehalt mit den Cinfchräntungen bed $ 12. 
Für Betrieböbeamte und Unternehmer vgl. 8 38 Ziff. 12. 

Neber Beitragsberechnung f. E51 ff. Hob. 832N. 6. Ueber 
Anmeldung der nach 8 4 verficherten Perfonen ſ. 8 38 Ziff. 12. 

Zu Abſ. II: Das Verſicherungsrecht fteht den Unter 
nehmern zu, wenn fie nicht ſchon nad Sanbeageieh oder 
Statut verfihert find und Tann ihnen weder durch Landes: 
gejeg noch durch Statut entzogen oder eingejchräntt werden. 

Piloty, Unfalverficherungsgefeße. W 
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Zu Abi. IT: Zu den nad) lit. a verficherbaren Perjonen 
gehören auch die durch Yandesgejeh gemäß 8 1 Abi. V von 
der DVerficherung ausgefchloffenen Familienangehörigen. 


55.8). 

Als Gehalt oder Lohn gelten auh Tantiemen, 
Naturalbezüge und fonftige Bezüge, welche den Ver—⸗ 
fiherten, wenn aud) nur gewohnheitsmäßig, gewährt 
werden und ganz oder theilweije an Stelle des Gehalts 
oder Vohnes treten. Der Werth der Naturalbezüge ift 
nach Ortsdurchfchnittspreifen in Anfag zu bringen. Die: 
felben werden von der unteren Verwaltungsbehörde feit- 
geſetzt. 

8 5 (8) entſpricht dem 8 6 des Gew.®. 

Beamte und Perfonen des Soldatenftandes. 
56 (5). 

Auf die im $ 1 des Gefehes, betreffend die Fürſorge 
für Beamte und Perfonen des Soldatenftandes in Folge 
von Betriebsunfällen, vom 15. März 1886 (Reichs⸗Geſetzbl. 
©. 53) bezeichneten Perjonen, auf Beamte, welche in Be: 
trieböverwaltungen eines Bundesftaats oder eines Kom⸗ 
munalverbandes mit feftem Gehalt und Penſionsberech⸗ 
tigung angeftelt find, jowie auf andere Beamte eines 
Bundesſtaats oder Kommunalverbandes, für welche bie 
im 8 12 a. a. O. vorgefehene Fürſorge in Kraft getreten 
ift, findet diefeg Gejeh feine Anwendung. 

8 6 ftimmt wörtlich überein mit Gew.®. 8 7. 


Gegenstand der Verſicherung und Umfang der 
Entihädigung. 
570). 
I Gegenftand der Verfiherung ift der nach Maßgabe 
der nachfolgenden Beitimmungen zu bemeflende Erſatz des 
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Schadens, welcher durch Körperverlegung oder Tödtung 
entftebt. 

U Dem Verletzten und feinen Hinterbliebenen fteht 
ein Anſpruch nicht zu, wenn er den Unfall vorjäglich 
herbeigeführt hat. Der Anfpruc Tann ganz oder theil- 
meife abgelehnt werden, wenn der Verletzte ben Unfall 
bei Begehung eines durch ftrafgerichtliches Urtheil feft- 
geftellten Verbrechens oder vorjählichen Vergehens fich 
zugezogen bat. In Tällen ber Iebteren Art fann bie 
Rente, ſofern der Verlehte im Inlande mwohnende An- 
gehörige Hat, welche im alle feines Todes Anſpruch auf 
Rente haben würden, ganz oder theilweife den Angehörigen 
überwiefen werden. ' 

1 De Ablehnung Tann, auch ohne daß bie vorge⸗ 
ſehene Feſtſtellung durch ſtrafgerichtliches Urtheil ſtatt⸗ 
gefunden hat, erfolgen, falls dieſe Feſtſtellung wegen des 
Todes oder der Abweſenheit des Betreffenden oder aus 
einem anderen in ſeiner Perſon liegenden Grunde nicht 


erfolgen kann. 
. 8 7 ftimmt woͤrtlich überein mit Gew.G. 88. 


8 8 (6). 

I Im Tale der Verlegung werden ala Schaden?- 
erfag vom Beginne der vierzehnten Woche nach Eintritt 
des Unfalls ab gewährt: 

1. freie ärztlihe Behandlung, Arznei und fonftige 
Heilmittel fowie die zur Sicherung des Erfolges des 
Heilverfahrense und zur Crleichterung der Folgen 
der Verlegung erforderlichen Hülfsmittel (Krüden, 
Stüßapparate und dergleichen); 

2. eine Rente für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit. 


U Die Rente beträgt: 
ar 
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a) im alle völliger Erwerbsunfähigfeit für die Dauer 
derfelben jechsundjechzigzweidrittel Prozent des Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes (Bollrente); 

b) im Falle theilweifer Ermwerbaunfähigfeit für Die 
Dauer derjelben denjenigen Theil der Vollrente, 
welcher dem Maße der durch den Unfall berbei- 
geführten Einbuße an Grwerbsfähigfeit entipricht 
(Theilrente). 


I Iſt der Verlehte in Folge des Unfalls nit nur 
völlig erwerbaunfähig, fondern auch berart hülflos ge- 
worden, daß er ohne fremde Wartung und Pflege nicht 
beitehen Tann, jo ift für die Dauer biefer Hülflofigkeit 
die Rente bis zu Hundert Prozent des Jahresarbeits- 
verbdienftes zu erhöhen. 

IV War der Berlegte zur Zeit: des Unfalls bereits 
dauernd völlig erwerbäunfähig, fo beſchränkt fich der zu 
Yeiftende Schadenserfab auf die im Abſ. 1 Ziff. 1 be 
zeichneten Leiftungen. Wird ein folder Verlegter in Yolge 
des Unfall derart hülflos, daB er ohne fremde Wartung 
und Pflege nicht beitehen Tann, fo ift eine Rente bis 
zur Hälfte der Vollrente zu gewähren. 

V Solange der Berlegte aus Anlaß des Unfalls 
tbatfählih und unverfchuldet arbeitslos ift, kann ber 
 Genofjenihaftsporftand die Theilrente bis zum Betrage 
der Vollrente vorübergehend erhöhen. 

8 8 ftimmt wörtlich überein mit Gew.®. 8 9. 


$ 9 (6 Abf. IV). 
I Bei Berechnung ber Rente für Betriebsbeamte und 


die übrigen im $ 1 Ab. 6 bezeichneten Perſonen ift ber 
„Jabresarbeitsverbienjt zu Grunde zu legen, welchen ber 
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Verletzte in dem Betrieb, in welchem der Unfall ſich er- 
eignete, während des lebten Jahres bezogen bat. 

1 Als Jahresarbeitsverdienſt gilt, ſoweit ſich der- 
ſelbe nicht aus mindeftens wochenweiſe firirten Beträgen 
zufammenjeßt, daS Dreihundertfacdhe des durchſchnittlichen 
täglichen Arbeitsverdienftes an Gehalt oder Lohn ($ 5). 
Für verficherte Perſonen in Betrieben, in welchen bie 
übliche Betriebömweife eine höhere oder niedrigere Zahl 
von Arbeitstagen ergiebt, wird dieſe Zahl ftatt der Zahl 
breihundert der Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes 
zu Grunde gelegt. 

II War ber Verletzte in dem Betrieb, in welchem 
der Unfall fi) ereignet Hat, nicht ein volles Sahr, von 
dem Unfalle zurüdgerechnet, beichäftigt, jo ift die Rente 
nad) demjenigen SJahresarbeitsverdienfte zu berechnen, 
welchen während dieſes Zeitraums verficherte Perjonen 
berjelben Art in demfelben Betrieb oder in benachbarten 
gleichartigen Betrieben bezogen haben. Iſt dies nicht 
möglich, To ift der dreihundertfache Betrag desjenigen Ar- 
beitslohns zu Grunde zu legen, welchen der Berlegte 
während des leßten Jahres vor dem Unfall an denjenigen 
Tagen, an welchen er beichäftigt war, im Durchſchnitte 
bezogen bat. 

Die 88 9 bis 13 entjprehen dem Gew.G. 8 10 und 
handeln von der Berechnung des der Rentenberechnung zu 
Grunde zu Iegenden Yahresarbeitsverdienftes, SS 9, 12 
Abf. II für Betriebabeamte, 88 10, 13 für Arbeiter, 88 11, 13 
für Unternehmer, $ 12 Abf. I für alle drei Klaffen. Für 
Betriebsbeamte und Unternehmer dient die Ermittelung des 
SYahresarbeitsverdienftes nach $S$ 9, 11 nicht auch zugleich für 
die Feſtſtellung ihrer Verficherungapflicht beziv. ihres Ber- 
ſicherungsrechtes ($ 1 Abi. J, 8 4), Bei Betrieböbeamten 
dient die Ermittelung nach 89 auch für die Beitragsbemeſſ⸗ 
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ung ($ 109). Die gefeblicden Beitimmungen find durch ſtatu⸗ 
tariiche (8 38 Ziff. 12) zu ergänzen. 
Zu Ab. I vgl. Gew.G. 8 10 Abi. I. 
Zu Abf. II vgl. Gew.G. 8 10 Abi. II. 
Zu Abf. III vgl. Gew.G. 8 10 Abi. IT. Die Beftimm: 
ungen lauten wörtlich fajt glei und haben den gleichen 
inn. 


8 10 (6 Abſ. IID. 

Dei Berechnung der Rente für Arbeiter, welche nicht 
unter $ 9 fallen, gilt ala Yahresarbeitsverdienft derjenige 
Sahresarbeitsverdienft, weldden Yand= oder forftwirth- 
Ichaftlide Arbeiter am Orte ber Beichäftigung ($ 28) 
dur) land- oder forftwirthichaftliche ſowie durch ander- 
weite Ermwerbsthätigfeit durchfchnittlih erzielen. Der 
Betrag dieſes durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſtes 
wird durch die höhere Verwaltungsbehörde nach An— 
hörung der unteren Verwaltungsbehörde je beſonders für 
männliche und weibliche, für jugendliche und erwachſene 
Arbeiter feſtgeſetzt. Vor Abgabe ihres Gutachtens hat 
die untere Verwaltungsbehörde eine entiprechende Anzahl 
Sachverſtändiger aus dem Kreiſe der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zu hören. Die Feſtſetzung kann je befonders 
für die landwirthichaftlichen und die forftwirtHfchaftlichen 
Arbeiter erfolgen. 


Sahresarbeit3verdienft ber Arbeiter. 

1.8 10 ift aus 86 Abſ. III des Im. Gef. von 1886 
herübergenommen uud weicht von der entjprechenden Bor: 
Ichrift des Gew.G. 8 10 darin weſentlich ab, daß für Arbeiter 
hier nicht wie dort der durchichnittliche Individuallohn, fon: 
pern der durchſchnittliche Klaſſenlohn in Betracht 
ommt. 

2. Die Feltfegung des burchfchnittlicden Klaſſenlohnes 
dureh die höhere DVBerwaltungsbehörde kann nicht nur für 
Jandtvirthfchaftliche und foritwirthichaftliche Arbeiter und 


Ullgemeine Beftimmungen. 88 10, 11. 343 


innerhalb diejer Gruppen wieder gefondert für männliche und 
weibliche, erwachſene und jugendliche Perſonen, fondern fie 
Tann auch gejondert für verfchiedene Klaſſen Tandivirthichaft: 
licher oder forſtwirthſchaftlicher Arbeiter, nicht aber für ver- 
ſchiedene Klaſſen jugendlicher Perjonen erfolgen. Jugend» 
liche Perſonen find alle ee unter 16 Jahren. RGew.O. 
8 135. Vgl. unten 8 12 Abſ. II 

3. Die Feſtſetzung nad $ Mi fann gleichzeitig mit der: 
jenigen nach 8 34 Abſ. II Ziff. 2 des IVG.s erfolgen. 

4. Eine Nachweifung der Feſtſetzungen für dad ganze 
Deutſche Reich ſ. bei Buſchmann-Götze, Tajchenkalender. 

5. Spätere Aenderung ber Feſtſetzung hat — die ein⸗ 
mal feſtgeſtellten Renten keinen Einfluß. U. N. VII ©. 358 
Nr. 1072 (Ra. XI ©. 170). Bei fpäterer erneuter Feſtſtell⸗ 
ung wegen veränderter Berhältnitie ($ 94) ift jedoch das zur 
Zeit des neuen Teltftellungsverfahreng feftgefegte Jahresarbeits- 
verdienſt maßgebend. 

Für jugenduche Perſonen, welche während des Renten: 
bezug3 da8 16. Lebensjahr Überfchreiten, vgl. $ 12 Abf. II. 

6. Ueber Maximal: und Minimalverdienft vgl. $ 12 
Abf. J und IT. 


811 (6 Abi. V). 

Bei Berechnung der Rente für verficherte Betriebs- 
unternehmer jowie für die nah $ 4 Abf. 3 verficherten 
Perfonen ift der nah $ 10 für den Sitz des Betriebs 
fejtgeftellte Durchjchnittliche Aahresarbeitsverdienft land— 
oder forjtwirthichaftlicher Arbeiter zu Grunde zu legen, 
fofern nicht durch das Statut ($ 28) hiervon abweichende 
Beitimmungen getroffen werben. 


Sahredarbeitöverdienft der Betrieb3unternehmer und 
nad 8 4 Abſ. III verficherten Perfonen. 8 11 ift auß 8 6 
Abi. V Sat 1 des Gef. v. 1886 herübergenommen. 

Das Statut Tann indbefondere anordnen, daß für Bes 
triebaunternehmer der wirkliche Verdienft wie für Betriebs⸗ 
beamte anzuſetzen iſt. Vgl. 8 38 Ziff. 12. 
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8 12 (6). 


I Meberfteigt der nach $$ 9 bis 11 zu Grunde zu 
legende Jahresarbeitsverdienſt den Betrag von fünf- 
zehnhundert Mark, jo ift der überjchießende Betrag nur 
mit einem Drittel anzurechnen. 

U Erreicht bei den unter $ 1 Abf. 6 fallenden PBer- 
fonen der nad) $ 9 berechnete SJahresarbeitsverbienft nicht 
da3 Dreihundertfadhe des nach $ 8 des Krankenverſicher⸗ 
ungsgeſetzes für den Beichäftigungsort feftgejehten ort3- 
üblichen Tagelohns gewöhnlicher ZTagearbeiter, fo ift das 
Dreihundertfache dieſes ortsüblichen Tagelohns der Be- 
rechnung der Rente zu Grunde zu legen. 

II Der Feſtſetzung der Rente für verletzte jugendliche 
Perfonen ift auf die Zeit bis zum vollendeten fechzehnten 
Lebensjahre der für jugendliche Arbeiter feſtgeſetzte Durch- 
fchnittliche SJahresarbeitsverbienft, auf die fpätere Zeit 
der für ermwachfene Arbeiter fejtgefeßte durchſchnittliche 
Sahresarbeitsverdienft zu Grunde zu legen. 


Zu Abf. I vgl. Gew.G. 8 10 Abſ. I; für die Hebergang?: 
geit Aband.Bel 8 27) vgl. A.N. XVI ©. 806 N. 1827 (Rg. 
x . 82). 


Zu Abſ. II: Die Vorfchrift findet auf Unternehmer und 
Arbeiter feine Anwendung fondern nur auf Betrieböbeamte 
und ihnen gemäß 8 1 Abf. VI gleichgeftellte Perjonen (vgl. 
833 Ziff. 12). Vgl. hierher Gew.G. 8 10 Abj. IV und Note 
dortſelbſt. 

Zu Abſ. UI: Die Vorſchrift iſt aus $ 6 Abſ. TI Schluß: 
ſatz des Gef. v. 1886 herübergenommen. Vgl. RGew.O. 
8 135. Für jugendliche Rentner iſt entweder von vornherein 
bei der erften Feſtſtellung der Rente eine Berechnung ber 
Rente auch für die Zeit nach vollendetem 16. Lebensjahre 
vorzunehmen oder e8 hat für fie nad) vollendetem 16. Lebens⸗ 
Jahr eine erneute Tyeftitellung auf Grund des nunmehr maß⸗ 


Allgemeine Veftimmungen. 55 12, 13. 345 
a Jahresarbeitsverdienſtes Erwachſener ftattzufinden 


8 13 (6 Abſ. VI). 

Soweit bie Rente nad dem von ber höheren Ber- 
waltungsbebörde feſtgeſetzten durchſchnittlichen Jahres⸗ 
arbeitsverdienfte land⸗ oder forſtwirthſchaftlicher Arbeiter 
oder nach dem ortsüblichen Tagelohne gewöhnlicher Tage⸗ 
arbeiter zu berechnen ift, ift bei dieſer Berechnung für 
Perjonen, welche vor dem Unfalle bereits theilmeife er- 
werbsunfähig waren, derjenige Theil des durchſchnittlichen 
Ssabhresarbeitsverdienftes zu Grunde zu legen, welcher dem 
Maße der bisherigen Erwerbsfähigkeit ent|pricht. 

8 13 findet auf Arbeiter ($ 10) und regelmäßig ($ 11) 
auch auf verficherte nehmen, nicht dagegen auf Betriebe: 
beamte ($ 9) Anwendun 

Dal. 18 18 deng 8 Ab. II lit. b (Gew.&.8 9 Abi. Il lit. b 
Note 1), wonach die Rente ftet3 nur nach dem Maß der durch den 
Unfall erfolgten Einbuße an Erwerbsfähigkeit bemefien wird. 
Die etwa ſchon vorher vorhandene Einbuße kommt bei Betrieb? 
beamten gemäß 8 9 fchon in der Berechnung de3 individuellen 
Arbeitöverdienftes zum Ausdrud, bei Arbeitern und Betriebs- 
unternehmern (88 10, 11 ift dieß nicht der Yall und muB daher 
an bem gemäß 88 10 bis 12 zu Grunde zu legenden burch» 
ſchnittlichen Klaſſen-Jahresverdienſt eine entiprechende KHürz: 
ung borgenommen werden. Hatte der Verletzte 3. B. ſchon 
vor dem Unfall ?/s feiner normalen Erwerbsfähigkeit einge 
büßt, fo werden feiner Rentenberechnung nur */s des durch: 
Tömitklichen Sahreänerbienfted zu Grunde gelegt. 

Nah 813 ift die Berechnung eine andere geworden ald 
nad dem früheren $ 6 Ab. VI, aus welddem 8 13 hervor: 
gegangen ift. Hbb. zu 86 N. 6 trifft nicht mehr zu. Vgl. 
auh A. N. XV ©. 420 Nr. 1743 (Rg. XIX ©. 29 ff). 

Es ift jegt auch nicht mehr erforderlich daß der ſchon 
vor dem Unfall vorhandenen Einbuße an Erwerbsfähigkeit 
ein geringerer als ber durchſchnittliche Jahresverdienft ent» 
ſpricht. „Theilweife Erwerböunfähigkeit"” wird nur dann 
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anzunehmen fein, wenn eine Minderung ber für den Ber: 
A felbft normalen Erwerbsfähigkeit aus bejonderer 
Urſache (3.3. Krankheit, Unfall, Siehthum) fich feſtſtellen läßt. 


$ 14 (nen). 

I Die Berufsgenoſſenſchaft ift befugt, der Kranken— 
fafje, welcher der Verlegte angehört oder zulegt angehört 
hat, gegen Erſatz der ihr dadurch erwachlenden Kojten 
bie Fürforge für den Verlegten über den Beginn ber 
vierzehnten Woche hinaus bis zur Beendigung des Heil- 
verfahrens in demjenigen Umfange zu übertragen, welchen 
die Berufsgenoſſenſchaft für geboten erachtet. Zu erſetzen 
ift bei Gewährung der im $ 6 Abf. 1 Ziffer 1 des Kranken: 
verficherungsgefeßes bezeichneten Leiftungen die Hälfte, 
bei Unterbringung des Verlegten in ein SKranfenhaus 
oder in eine Anftalt für Genefende das Einundeinhalb- 
fache des in jenen Gejege beftimmten Mindeſtbetrags 
des Kranfengeldes, jofern nicht höhere Aufwendungen 
nachgewiefen werden. 

II Streitigkeiten, welche aus Anlaß dieſer Beſtimm— 
ungen zwiſchen den Berufsgenoſſenſchaften und den Kranken— 
faffen entftehen, werden, fofern es ſich um die Geltend- 
machung der den Berufögenoffenichaften eingeräumten 
Befugniffe Handelt, von ber nach $ 58 Abſ. 1 des Kranken⸗ 
verficherungögefeßes zuftändigen Auffichtsbehörde der be— 
theiligten Krankenkaſſe endgültig, fofern es ſich aber um 
Erſatzanſprüche handelt, nad) $ 58 Abf. 2 des Kranfen- 
verſicherungsgeſetzes entichieden. 

II Haben Kranfenfaffen oder Verbände von Kranken: 
faffen Heilanftalten errichtet, in welchen ausreichende 
Einrichtungen für die Heilung der durch Unfall berbei- 
geführten Berlegungen getroffen find, To kann die Landes— 
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Zentralbehörde anordnen, daß die Mitglieder der be- 
treffenden Kafſen bis zum Beginne der vierzehnten Woche 
nad Eintritt des Unfalls nur mit Genehmigung der 
Vorftände diefer Kaſſen in andere Heilanftalten unter: 
gebracht werden dürfen. 

IV Verletzte Perfonen, welche auf Veranlaffung von 
Kranfenfaffen, Verbänden von Krankenkaſſen oder von 
Organen der Berufsgenoſſenſchaften in eine SHeilanftalt 
untergebracht find, dürfen während des SHeilverfahrens 
in andere Seilanftalten nur mit ihrer Zuftimmung über- 
geführt werden. Diefe Zuftimmung Tann dur Die 
untere Verwaltungsbehörde des Aufenthaltsort? ergänzt 
werden. 

v Als Krankenkaſſen im Sinne der vorltehenden 
Beftimmungen fowie ber 88 76b bis 76d des Kranfen- 
verficherungsgefeßes gelten außer der Gemeinde-Kranken⸗ 
verfiherung auch Diejenigen Hülfsfaffen, welche die im 
8 75a 0.0.0. vorgefehene amtliche Befcheinigung beliken. 

Zu Abſ. I (identifh mit Gew.G. 8 11 Abſ. D) und IV: 
Webertragung der Fürforge an Krankenkaſſen. Ob 
der Berficherte der Krankenkaſſe kraft Iandesgejeblicher Be: 
ftimmung (lv. 6. v. 5. Mai 1886 $ 133) oder kraft ftatuta- 
riſcher Vorjchrift der Gemeinde (Kr. VG. 8 2 Ziff. 6) angehört, 
if, leichgültis. Dal. im Mebrigen die Note bei Gew.®. 


Zu Abf. II: Die Endgültigfeit der Entfcheidung der Auf: 
fichtöbehörde bedeutet den Ausſchluß des in Kr. VG. 8 58 
Abſ. I vorbehaltenen Rechtsweges. Vgl. im Uebrigen Gew.®. 
S 14 und Note. 

Zu Abſ. II: Bol. Gew.G. 8 11 Abf. II Sat 2. Die 
Anordnung ber Landes:-Eentralbehörbe kann fi) auf alle 
gegen Unfall verficherten Perfonen, welche Kaffenmitglieder 
find, erſtrecken ober auch auf diejenigen Kaffenmitglieder be: 
ſchränken, welche nad dieſem Geſetz gegen Unfall ver: 
fichert find. - 
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Zu Abſ. IV: Dal. Gew.G. 8 11 Abſ. III (Note). 
Abi. V = Gew.G. 8 11 Abf. IV. 


8 15 (neu). 

I Wenn der aus der Kranfenverficherung erwachſende 
Anſpruch auf Krankengeld vor dem Ablaufe von dreizehn 
Wochen nad Eintritt des Unfalls weggefallen, aber bei 
dem Verletzten eine noch über die dreizehnte Woche hinaus 
andauernde Beſchränkung der Ermwerbsfähigfeit zurüdge- 
blieben ift, jo hat die Berufsgenofjenichaft dem Verletzten 
die Unfallrente (8 8 Abſ. 2 lit. b) ſchon von dem Tage ab 
zu gewähren, an welchem der Anſpruch auf Krankengeld 
in Wegfall fommt. Erachtet Die Berufsgenoffenjchaft die 
Vorausfegungen bes Anſpruchs ſchon vor dem Ablaufe 
der breizehnten Woche nach dem Unfalle für gegeben, jo 
hat fie die Rente zu Diefem früheren Zeitpunfte feftzu- 
ſtellen. 

U Durch Statut kann beſtimmt werden, Daß die Rente 
nach dem Wegfalle des Anſpruchs auf Krankengeld auch 
dann zu gewähren tft, wenn nad) jenem Zeitpunfte zwar 
noch eine Beichränfung der Erwerbsfähigfeit in Yolge des 
Unfalls verblieben tft, aber vorausſichtlich ſchon vor Ab: 
lauf der dreizehnten Woche nad) dem Unfalle fortfallen 
wird. 

II Hat die Kranfenfaffe die aus der Sranfenver- 
fiherung ihr obliegenden Leiftungen vor dem Ablaufe 
der dreizehnten Woche zu Unrecht eingejtellt, jo geht der 
Anspruch des Verletzten auf Krankengeld auf die Berufs- 
genoffenichaft bis zu demjenigen Betrag über, welcher der 
gemäß Ab. 1, 2 gewährten Entihädigung gleichfommt. 
Streitigkeiten über diefen Anſpruch werden nad) $ 58 
bl. 2 des Kranfenverficherungägeleges entichieden. 
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Abſpſ. Iu I— im Wefentlichen gleichlautend mit Gew.®. 
813 Abf. In. IL 
Zu Abſ. III: Vol. Gew.G. 8 13 Abf. III und $ 14. 


8 16 (7). 
I Im Balle der Tödtung ift als Schadenserſatz 
außerdem zu leiten: 

1. als Sterbegeld der fünfzehnte Theil des nach 88 9 
bis 12 der Berechnung der Rente zu Grunde zu 
legenden Sahresarbeitsverdienites, jedoch mindeſtens 
ein Betrag von fünfzig Marf; 

2. eine ben Hinterbliebenen vom Xodestage des Ver—⸗ 
ftorbenen ab zu gewährende Rente. Diejelbe befteht 
nach näherer Beitimmung der 88 17 bis 21 in 
einem Bruchtheile feines nad) 89 bis 12 ermit- 
telten Sahresarbeitsverdienftes. 

I Iſt bei Betriebsbeamten und Perfonen der im 
8 1 Abf. 6 bezeichneten Art der der Berechnung zu Grunde 
zu legende Sjahresarbeitsverdienit in Folge eines früher 
erlittenen, nach den reichägefeßlichen Beitimmungen über 
Unfallverfiherung entſchädigten Unfalls geringer als der 
vor dieſem Unfalle bezogene Lohn, fo ift die aus Anlaß 
bes früheren Unfalls bei ‚Lebzeiten bezogene Rente dem 
sahresarbeitäverdienfte bis zur Höhe des ber früheren 
Nentenfeitftelung zu Grunde gelegten SJahresarbeitö- 
verdienjtes hinzuzurechnen. 

Bol. Gew. G. 8 15. 


81m. | 
1 Hinterläßt der Verftorbene eine Wittwe oder 
Kinder, fo beträgt Die Rente für die Wittwe bis zu 
deren Tode oder Wiederverheirathung fowie für jedes 
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hinterbliebene Kind bis zu deſſen zurüdgelegtem fünf- 
zehnten Lebensjahre je zwanzig Prozent des Jahres— 
arbeitsverbdienites. 

I Im Tale der Wiederverheirathung erhält Die 
Wittwe ſechzig Prozent bes Yahresarbeitsverdienftes als 
Adfındung. 

II Der Anſpruch der Wittwe ift ausgefchlofien, wenn 
die Ehe erft nach dem Unfalle gejchloffen worden ift; bie . 
Berufsgenoſſenſchaft kann jedoch in bejonderen Fällen 
auch dann eine Wittwenrente gewähren. 

IV Die Beftimmungen über die Renten der Kinder 
finden au Anwendung, wenn der Unfall eine allein- 
jtehende weibliche Perjon betroffen Hat und dieſe mit 
Hinterlaflung von Kindern verftirbt. 

8 17 ftimmt wörtlich überein mit Gew. G. 8 16. 


8 18 (neu). 

I War die Verftorbene beim Gintritte des Unfalls 
verheirathet, aber der Vebensunterhalt ihrer Familie wegen 
Erwerbsunfähigfeit des Ehemanns ganz oder überwiegend 
durch fie bejtritten worden, fo erhalten bis zum Wegfalle 
der Bebürftigfeit an Rente 

a) der Wittwer zwanzig Prozent, 

b) jedes binterbliebene Kind bis zu defjen zurüdgelegtem 
fünfzehnten Lebensjahre zwanzig Prozent bes Arbeits⸗ 
derdienftes. 

U Die Berufsgenoſſenſchaft ift berechtigt, im Falle 
der Zödtung einer Ehefrau, deren Ehemann ſich ohne 
gejeglichen Grund von ber häuslichen Gemeinſchaft fern- 
gehalten und der Pflicht der Unterhaltung der Kinder 
entzogen bat, diefen Kindern die Rente zu gewähren. 

8 18 ftimmt wörtlich überein mit Gew.G. 8 17. 


Allgemeine Beilimmungen. $5 18—21. 81 
819 (7). 

Hinterläbßt der Verflorbene Verwandte der auffteigen- 
den Linie, jo wird ihnen, falls ihr Lebensunterhalt ganz 
oder überwiegend durch den Berftorbenen beftritten worben 
war, bis zum Wegfalle der Bebürftigkeit eine Rente von 
insgefammt zwanzig Prozent des SJabresarbeitsverdienftes 
gewährt. 

8 19 ſtimmt wörtlidy überein mit Gew.&. 8 18. 


8 20 (neu). 

Hinterläßt der Verftorbene elternlofe Enkel, jo wird 
ihnen, falls ihr Lebensunterhalt ganz oder überwiegend 
durch den Berftorbenen beftritten worden war, im Falle 
der Bedürftigfeit bis zum zurüdgelegten fünfzehnten 
Lebensjahr eine Rente von insgefammt zwanzig Prozent 


des Sjahresarbeitsverdienites gewährt. 
8 20 ſtimmt wörtlich überein mit Gew. G. 8 19. 


SA (7). 

I Die Renten der Hinterbliebenen dürfen insgefammt 
jechaig Prozent des Sahresarbeitsperdienftes nicht über- 
jteigen. Ergiebt fi) ein höherer Betrag, To werden bie 
Renten gefürzt. Bei Ehegatten und Kindern erfolgt bie 
Kürzung im Verhältniffe ber Höhe ihrer Renten; 2er: 
wandte der auffteigenden Linie haben einen Anſpruch nur 
infoweit, als der Höchſtbetrag der Nente nicht für Ehe- 
gatten oder Kinder in Anfprucd genommen wird; Entel 
nur infoweit, ala der Höchjftbetrag der Renten nicht für 
Ehegatten, Kinder oder Verwandte der auffteigenden Linie 
in Anfprud genommen wird. 


HI Sind aus der auffteigenden. Linie Verwandte ver» 


352 III Unieiiverfiherungsgefeg für Lanb- unb Forſtwirthichaft 


fhtedenen Grades vorhanden, jo wird die Rente den 
Eltern vor den Großeltern gewährt. 
z 21 ſtimatt wörtlid; überein mit Gem.G. 3 20. 


$ 22 (neu). 

Die Hinterbliebenen eines Ausländers, welche zur 
Zeit des Unfalls miht im Inland ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt Hatten, haben keinen Anſpruch auf die Rente. 
Durch Beſchluß des Bundesraths kann diefe Beitimmung 
für beftimmte Grenzgebiete ſowie für die Angehörigen 
jolher auswärtiger Staaten, durch deren Geſetzgebung 
eine entiprechende Fürforge für die Hinterbliebenen durch 
Betriebsunfall getödteter Deuticher gewährleiftet iſt, außer 
Kraft geſetzt werden. 

$ 2 ſtimmt wörtlich überein mit dem.G. $ 21. 


5 23 (8). 

I An Etelle der im $ 8 vorgeichriebenen Leitungen 
fann von der Berufsgenoſſenſchaft freie Kur und Ber- 
pflegung in einer Heilanftalt gewährt werden, und zwar: 

1. für Verletzte, welche verheirathet find oder eine eigene 

Haushaltung haben oder Mitglieder der Haushaltung 

ihrer Familie find, mit ihrer Zuftimmung Ber 

Zuftimmung bedarf es nicht, wenn die Art der 

Verletzung Anforderungen an die Behandlung oder 

Berpilegung flellt, denen in der Familie nicht genügt 

werden fann, oder wenn der für den Aufenthaltsort 

des Berletten amtlich beftellte Arzt bezeugt, daß 

Zuftand oder Verhalten des Verletzten eine fort- 

gefegte Beobachtung erfordert; 

2. für jonftige Verlegte in allen Fällen. 
HU Für die Zeit der Verpflegung des Verletzten in 
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der SHeilanftalt fteht feinen Angehörigen ein Anſpruch 
auf Rente infomweit zu, als fie Diejelbe im Falle jeines 
Todes würden beanfpruchen können (88 16 ff.). | 

U Die Berufsgenoflenichaften find befugt, auf Grund 
ftatutarifher Beftimmung allgemein, ohne eine folche im 
Tale der Bedbürftigfeit dem in einer SHeilanftalt unter- 
gebrachten Verletten ſowie jeinen Angehörigen eine be- 


fondere Unterftügung zu gewähren. 
$ 28 entipricht dem 8 22, Abſ. T, III, IV des Gew.G. 


8 234 (neu). 

I Sit begründete Annahme vorhanden, daß der Em- 
pfänger einer Unfallrente bei Durchführung eines Heil— 
verfahrens eine Erhöhung feiner Erwerbsfähigkeit erlangen 
werde, jo kann die Berufägenofienichaft zu dieſem Zwecke 
jederzeit ein neues Heilverfahren eintreten laffen. Dabei 
finden die Beitimmungen der 88 14, 23 Anwendung. 

I Hat fi der Verlegte ſolchen Maßnahmen der 
Berufsgenofjenichaft, den gemäß 8 8 Abi. 1 Ziffer 1, 
88 14, 23 oder gemäß den Beftimmungen ber 88 76c, 76d 
des Kranfenverjicherungsgejeßes getroffenen Anordnungen 
ohne gefeglichen oder fonft triftigen Grund entzogen, To 
fann ihm der Schabenserfaß auf Zeit ganz oder theilmweile 
verfagt werden, fofern er auf diefe Folgen hingewieſen 
worden ift, und nachgewiefen wird, daß durch fein Ver⸗ 
halten die Ermwerbafähigfeit ungünftig beeinflußt wird. 

5 24 entipricht dem $ 23 bes Gew. G. 


8 25 (neu). 

Der Vorftand der Berufsgenoſſenſchaft Tann einem 
Rentenempfänger auf feinen Antrag an Stelle der Rente 
Aufnahme in ein Invalidenhaus oder in ihnliie vun 

Piloty, Unfaliverficherungsgefehe. W 
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Dritten unterhaltene Anftalten auf Koften der Berufs- 
- genofjenihhaft gewähren. Der Aufgenommene iſt auf ein 
Vierteljahr und, wenn er die Erflärung nicht einen Monat 
por Ablauf Ddiejes Zeitraums zurüdnimmt, jedesmal auf 
ein weiteres Vierteljahr an den Verzicht auf bie Rente 


gebunden. 
8 25 ftimmt wörtlich überein mit Gew. G. 5 24. 


5 %6 (9). 

I durch ſtatutariſche Beſtimmungen einer Gemeinde 
für ihren Bezirk oder eines weiteren Kommunalverbandes 
für feinen Bezirk oder Theile desſelben Tann, ſofern da- 
felbft nach Herfommen der Vohn der in land⸗ oder forft- 
wirtbichaftlichen Betrieben bejchäftigten Arbeiter ganz 
oder zum Theil in Form von Naturalleiftungen gewährt 
wird, beftimmt werden, daß denjenigen in Diefem Bezirfe 
wohnenden Rentenempfängern, welche innerhalb beajelben 
als Arbeiter in land» und forſtwirthſchaftlichen Betrieben 
ihren Gehalt oder Lohn ganz oder zum Theil in Form 
von Naturalleiftungen bezogen haben, fowie den An- 
gehörigen und Hinterbliebenen folder Perfonen aud) die 
Rente bis zu zwei Dritteln ihres Betrags in diefer Form 
gewährt werde, falla der Bezugsberechtigte diefer Art der 
Gewährung der Rente zuftimmt. Der Werth der Natural: 
leiftungen wird nad) Durchſchnittspreiſen in Anſatz ge- 
bracht. Diejelben werden von der. höheren Verwaltungs 
behörde feſtgeſetzt. Die ftatutariiche Beftimmung bedarf 
der Genehmigung der höheren WVermwaltungsbehörde. 

I Solchen Perfonen, welchen wegen gewohnheits⸗ 
mäßiger Trunffuht nad) Anordnung der zuftändigen Be— 
börbe geijtige Getränke in öffentliden Schankitätten nicht 

verabfolgt tverden dürfen, iſt die Rente in derjenigen 
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Gemeinde, für deren Bezirk eine ſolche Anorbnung ge- 
troffen worden ift, auch ohne daß die Vorausſetzungen 
bes Ab. 1 vorliegen, theilweiſe oder ihrem vollen Betrage 
nad) in Naturalleiftungen zu gewähren. Dieje Beitimm- 
ung findet feine Anwendung auf Perfonen, welche wegen 
Trunkſucht entmündigt find. 

I Der Anſpruch auf die Rente geht zu demjenigen 
Betrag, in welchem Naturalleiftungen gewährt werben, 
auf den Sommunalverband, für deſſen Bezirk eine folche 
Beſtimmung getroffen ift, über, wogegen dieſem Die Leiſt— 
ung der Naturalien obliegt. Der für die Natural: 
leiftungen im Falle des Abſ. 2 nicht in Anspruch ge- 
nommene Betrag der Rente ift der Ehefrau des Bezugs⸗ 
berechtigten, feinen Kindern oder feinen Eltern zu über: 
weifen. 

e IV Dem Bezugäberechtigten, auf welchen vorstehende 
Beitimmungen Anwendung finden jollen, ift dies von dem 
Kommunalverbande mitzutheilen. 

v Der Bezugäberechtigte iſt befugt, binnen zwei 
Wochen nad) der Zuftellung dieſer Meittheilung die Ent- 
fcheidung der Kommunalauffichtsbehörde anzurufen. Auf 
demjelben Wege werden alle übrigen GStreitigfeiten ent- 
ichieden, welche aus der Anwendung diefer Beltimmungen 
zwiſchen dem Bezugöberechtigten und dem Kommunal: 
verband entitehen. 

VI Sobald der Uebergang des Anſpruchs auf Rente 
endgültig feititeft, Hat auf Antrag des Kommunalver- 
bandes der Vorftand ber Berufsgenoſſenſchaft die Poft- 
verwaltung hiervon rechtzeitig in Kenntniß zu fegen. 

1. 826 ift durch die Novelle dem 8 13 des IVG. faſt 
wörtlich angeglichen worden. 

Ir 
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Es beftehen jeßt nur mehr folgende Abweichungen des 
lw. G. vom IVG. 5 13. 
1) Nach 8 26 kann Naturalleiſtung auch für die Renten 
der Angehörigen oder Hinterbliebenen gewährt werden. 
2) In allen anderen Fällen als denjenigen des Abſ. II 
iſt nach $ 26 die Umwandlung der Geldleiſtungen in Natural⸗ 
leiftungen nur mit Zuftimmung bed Berechtigten zuläjfig. 
8) Nah 8 26 Abf. II ift auch eine nur theilweiſe Um- 
wandlung zulälfig. | 
4) 8 26 Abſ. II findet auf die wegen Trunkſucht Ent: 
mündigten (Bürgerl. 63.8 6 Abſ. J Ziff. 3) feine Anwendung. 
5) Nach 8 26 Abi. III Saß 2 findet im alle des Abi. II 
eine Weberweifung des in Geld zu leiftenden Rentenbetrages 
an bie Angehörigen des Berechtigten ftatt. Die Ueberweiſung 
erfolgt durch Beichluß der zuftändigen Kommunalbehörbde. 
2. Die Vorfchrift de 8 26 findet nur auf Arbeiter, nicht 
auch auf Betriebgbeamte oder ihnen nach $ 1 Abi. VI gleich: 
ftehende Perfonen oder auf Betriebsunternehmer Anwendung. 
9. Die geh egung der Entihädigung durch die Ber.Gen. 
erfolgt immer in Form der Rente. Das Gleiche gilt für bie 
Entſcheidung des Schiedögericht3 und des Verſicherungsamtes. 
Die Umwandlung in Naturalleiſtung erfolgt für den Einzel- 
fall gemäß Abſ. IV durch Verfügung des Gemeindeverbandes. 
Nur gegen diefe Verfügung, nicht auch gegen die allgemeine 
Anordnung des Abj. I findet Beſchwerde nach Abi. V ftatt. 
Bor ber Verfügung ift in allen Fällen außer denen bes Abſ. II 
die Zuftimmung de3 Berechtigten (Abf. J Sat 1) einzuholen. 
4. Die bisher auf Grund des Im. G. vd. 1886 8 9 von 
den Berufsgenofjenfchaften erlafjenen ftatutariichen Anord⸗ 
nungen find nad) der Novelle durch gemeinbliche Anordnungen 
zu erjegen. Bis die geſchehen ift, bleiben jene ftatutarifchen 
Anordnungen bejtehen. | | 


827 (10). 

I Während der erften dreizehn Wochen nach dem 
Unfall eines Arbeiter hat Die Gemeinde, in beren Be— 
zirke der Verletzte beichäftigt war, demjelben die Koften 
522 Heilverfahrens in dem im 8 6 Abt. 1 Ziff. 1 des 
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Krankenverſicherungsgeſetzes bezeichneten Umfange zu ge- 
währen. Dieſe Verpflichtung befteht nicht, injomweit die 
Verletzten auf Grund gejeßlicher Beitimmungen Anſpruch 
auf eine gleihe Fürſorge haben oder nad) $ 136 des 
Gefeßed vom 5. Mai 1886 von der Verficherungspflicht 
befreit find oder fich im Ausland aufhalten. Someit aber 
folchen Perjonen die im $ 6 Abſ. 1 Ziffer 1 des Kranfen- 
verſicherungsgeſetzes bezeichneten Leiftungen von den zu- 
naͤchſt Verpflichteten nicht gewährt werden, hat die Ge— 
meinde biejelben mit Vorbehalt des Erſatzanſpruchs zu 
übernehmen. Die zu diefem Zwede gemachten Auf: 
wendungen find von den Berpflichteten zu erjeßen. 

I Für außerhalb des Gemeindebezirtes (Abſ. 1) 
wohnhafte Arbeiter Hat die. Gemeinde ihres Wohnorts Die 
im Abſ. 1 bezeichneten Leiſtungen unter Vorbehalt des 
Anſpruchs auf Erſatz der aufgewendeten Koften zu über: 
nehmen. | 

MI Die Berufögenofjenfchaft ift befugt, die im Abj. 1 
bezeichneten Leiftungen zu übernehmen. 

Gürforge für die erften 13 Wochen. Vgl. Gew.®. 
8 12 Abi. II. | 

Die in Im. und fiv. Betrieben bejchäftigten, verficherten 
Berfonen find zum Theil auf Grund des Kr.VG. 8 2 Ziff. 6 
ortöftatutarisch, zum Theil auf Grund des Kr. VG. 8 4 Abf. II 
oder des $ 26a Ab. II Ziff.5 fremvillig, zum Theil auf Grund 
landesgejeglicher Anordnung (vgl. Kr. VG. $ 15, Im. ©. v. 
5. Mai 1886 8 133) gegen Krankheit und damit auch gegen 
die Folgen von Unfällen während ber erften 13 Wochen ver: 
fihert oder fie haben jonft einen außerfontraftlichen Anfprud 
auf Fürjorge gegen den Arbeitgeber oder gegen andere ‘Per: 
fonen (vgl. $ 146 Abf. II). Andere haben auch wieder feinen 
Verſorgungsanſpruch der Art. Für alle Arbeiter nun, welche 
entiveber nicht auf eine diefer Arten verforgt find oder nicht 
rechtzeitig oder nicht in dem nach Kr. VG. 6 AR. I IR. 
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angeordneten Mindeftmaß unterflüßt werben, tritt, fall fie 
nicht gemäß $ 136 bes Gef. v. 5. Mai 1886 von ber Ber: 
ficherungspflicht befreit find oder fi) im Auslande aufhalten, 
bie gemeinbliche Fürſorgepflicht nad} $ 27 erſetzend oder 
ergänzend ein. Diejelbe ift eine endgültige gegenüber dem 
Unverjorgten, eine vorläufige gegenüber dem Berforgten, 
ber feine Unterflügung nicht oder nicht rechtzeitig oder nicht 
vollftändig vom Unterflüßungspflichtigen erhält. Dieſer if 
ber Gemeinde für ihren Aufwand erſatzpflichtig. Bgl. & 116. 
Diefe gemeindliche Fürſorge befteht nur für Arbeiter, 
nicht auch für Betriebaunternehmer, Betrieböbeamte und diejen 
nad 8 1 Abi. 7I airichgeftellte Perjonen. Bol. Rg. Bd. XI 
©. 302 ff. (bayer. VGH.). Eie befteht nur im Umfang des 
r S. 86 Abj. I Ziff. 1. Krankengeld iſt nicht zu leiſten. 
Bon der Bedürftigkeit des Verletzten ift die Sürjorgepfiuht 
nicht abhängig. Gemeinde bes Beichäftigungdortes |. $ 2 
Zu erjeßen ift der wirkliche Aufwand. 8 10 Abj.V * 
Geſ. v. 1886 iſt in der Novelle weggefallen. 
u Ab. III: Uebernahme der Fürſorge während der 
erſten Wochen durch die Ber.Gen. vgl. Gew.G. 8 12 Abſ. IL 
Satz 2; ſ. auch Kr. VG. SS 76c ff. Die Uebernahme kann 
nach fiatutariſcher Vorſchrift allgemein oder durch Beſchluß 
des Vorſtandes für jeden einzelnen Fall ftattfinden. ©. auch 
Hd. zug ION. 3. 


' $ 28 (10 Abſ. II). 

1 Als Beihäftigungsort im Sinne dieſes Geſetzes 
gilt für Perſonen, welche in der Land- oder Forftwirth⸗ 
Ihaft zur Beichäftigung an wechſelnden, in verjchiedenen 
Gemeindebezirken belegenen Orten angenommen find, der 
Sitz des Betriebs ($ 65). 

U Der 8 65 Abf. 3 findet feine Anwendung auf bie 
Beitimmung derjenigen Gemeinde, welche nach $ 27 die 
Koften des Heilverfahrens zu gewähren hat. 


$ 28 ıft nit nur zur Anwendung bes 8 27, fondern 
überall maßgebend, wo der —— rechtlich von 
Bedeutung iſi. 
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Zu Ab. II: Hienach obliegt die Furforge für forſtwirth⸗ 
ſchaftliche Arbeiter ſtets derjenigen Gemeinde, innerhalb deren 
Bezirk der Verletzte zuletzt thatſächlich in Beſchäftigung war. 


829 (12). 

I Streitigfeiten über Unterftügungsanfprüche, welche 
aus ber Beftimmung bes $ 27 zwiſchen ben Verletzten 
einerfeit? und den Gemeinden andererſeits entjtehen, 
werden von ber Auffichtsbehörde entjchieden. Die Ent: 
ſcheidung ift vorläufig vollſtreckbar. Dieſelbe kann inner: 
halb eines Monats nach der Zuſtellung der Entſcheidung 
im Verwaltungsſtreitverfahren, wo ein ſolches nicht be- 
Steht, im Wege bes Rekurſes nad) Maßgabe der Vor: 
ſchriften der 88 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten 
werden. 

I Gtreitigfeiten über Erfabanfprüche, welche aus den 
Beitimmungen des 8 27 entftehen, werden im Verwalt— 
ungaftreitverfahren, wo ein jolches nicht befteht, vor der 
Auffichtsbehörde der in Anſpruch genommenen Gemeinde, 
Gemeindefranfenverficherung oder Krankenkaſſe entichieden. 
Gegen die Entjcheidung ber. leßteren findet der Rekurs 
nad) Maßgabe der Vorſchriften der 88 20, 21 der Gewerbe: 
ordnung ftatt. 


II Der Landes Zentralbehörde bleibt überlaflen, vor: 
zufchreiben, daß anftatt des Refursverfahrens innerhalb 
der Refuröfrift die Berufung auf den Rechtsweg mittelft 
Erhebung der Klage ſtattfinde. 


Zu Ab}. I und II vgl. Gew.G.$ 14 Note. 


Zu Abſ. IH: Die Beſtimmung findet für die Streitig- 
Zeiten nach Abf. I und IL, aber nur in denjenigen Staaten, 
in welchen fein Bervaltungäftreitverfahren befteht, Anwendung. 
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Verhältniß zu Krankenkaſſen, Armen: 
verbänden x. 
80 (11). 

I Die Verpflichtung der eingefchriebenen Hülfskaſſen 
fowie der fonftigen Kranken, Sterbe⸗, Invaliden⸗ und 
anderen Unterftüßungstaffen, den von Unfällen betroffenen 
Arbeitern und Betriebsbeanten fowie deren Angehörigen 
und Hinterbliebenen Unterflügungen zu gewähren, jowie 
die Verpflichtung von Gemeinden oder Armenverbänden 
zur Unterflüßung bülfsbedürftiger Perſonen wird durch 
diejes Geſetz nicht berührt. 

I Wenn auf Grund foldder Berpflichtung Unter: 
fügungen für einen Zeitraum geleiftet werden, für welchen 
den Unterflügten nach Maßgabe diefes Geſetzes ein Ent- 
ſchãdigungsanſpruch zuftand oder noch zufteht, To ift bier- 
für den die Unterftüßung gewährenden Kaffen, Gemeinden 
oder Armenverbänden durch Ueberweifung von Renten- 
beträgen Erſatz zu leiften. 

II Sn Tällen diefer Art gilt für die unter dag 
Krankenverficherungsgeſetz fallenden Kaffen ala Erjat ber 
im $6 Abi. 1 Ziffer 1 des Kranfenverfiderungsgejetes 
bezeichneten Leiftungen die Hälfte des geießlichen Mindeſt- 
betrage des Krankengeldes diejer Kafſen, ſofern nicht 
höhere Aufwendungen nachgewielen werden. 

v SR die von Kaſſen, Gemeinden oder Armen= 
verbänden geleiftete Unteritüßung eine vorübergehende, 
fo fönnen als Erjag höchſtens drei Monatäbeträge der 
Rente, und zwar mit nicht mehr als der Hälfte in An- 
ſpruch genommen werden. 

v Sf die Unterftüßung eine fortlaufende, fo fann 
al3 Grjaß, wenn die Unterftüßung in der Gewährung 
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des Unterhalts in einer Anftalt befteht, für deilen Dauer 
und in dem zur Erjagleiftung erforderlichen Betrage die 
fortlaufende Ueberweiſung der vollen Rente, im Uebrigen 
die fortlaufende Ueberwetfung von höchftens der halben 
Rente beanſprucht werden. 

8 30 ftimmt wörtlich überein mit Gew. G. 8 25. 


8 31 (neu). | 

I Der Antrag auf Meberweifung von Rentenbeträgen 
(8 30 Abſ. 2 bis 5) ift bei der Berufsgenoſſenſchaft an= 
zumelden; ſoweit e3 fi} um den Erſatz für eine vorüber- 
gehende Unterftüßung Handelt, ift der Anſpruch bei Ber: 
meidung des Ausjchlufjes Tpäteftend binnen drei Monaten 
feit Beendigung der Unterftüßung geltend zu machen. 

U GStreitigfeiten, welche aus den Beitimmungen des 
8 30 Abf. 2 bis 5 zwiſchen ben Betheiligten über den 
Anſpruch auf Ueberweifung von Rentenbeträgen entftehen, 
werben im Verwaltungsftreitverfahren und, wo ein folches 
nicht befteht, durch die dem Erſatzberechtigten vorgeſetzte 
Auffichtsbehörde entjchieden. Die Enticheidung der Vetz⸗ 
teren Tann innerhalb eines Monats nad der Zuftellung 
im Wege bes Rekurſes nach Maßgabe der 88 20, 21 der 
Gewerbeordnung angefochten werden. | 

8 31 entſpricht dem 8 26 bes Gew.®. 


$ 32 (11 Abf. II). 

- Die Beitimmungen der $$ 30, 31 gelten aud für 
Betriebsunternehmer und SKaffen, welche die den Ge: 
meinden oder Armenverbänden obliegende Verpflichtung 
zur Unterftügung Hülfebedürftiger auf Grund gejeßlicher 
Vorſchrift erfüllen. | 

8 32 entipricht dem 8 27 bes Gew.®. 
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 Xräger ber Verſicherung (Berufsgenoffen= 
ihaften). = 
$ 33 (13). 

I Die Verfiherung erfolgt auf Gegenfeitigfeit durch 
die Unternehmer der unter $ 1 fallenden Betriebe, welche 
zu biefem Zmede nach örtlichen Bezirken in Berufs- 
genoſſenſchaften vereinigt find. Die Berufsgenofjenichaften 
umfaffen alle im $ 1 genannten Betriebe, deren Sig ſich 
in demjenigen Bezirke befindet, für welchen die Genoffen: 
ſchaft errichtet ift. Die auf Grund des $ 18 des Geſetzes, 
betreffend die Unfall- und Kranfenverficherung der in 
land⸗ und forftwirthichaftlicden Betrieben beichäftigten 
Perfonen, vom 5. Mai 1886 (Reichs⸗-Geſetzbl. ©. 132) 
errichteten Berufsgenoſſenſchaften bleiben vorbehaltlich der 
nah 8 62 dieſes Geſetzes zuläffigen Abänderungen be- 
ftehen. 

I Als Unternehmer gilt derjenige, für deſſen Red- 
nung der Betrieb erfolgt. 

IT Unfälle in fremden Betrieben hat die Berufs- 
genofienthaft dann zu entjchädigen. wenn ſich dieſe Un— 
fälle bei Betriebshandlungen ereignen, zu welden ein 
der Berufsgenoſſenſchaft angehörender Betriebsunter- 
nehmer den Auftrag gegeben und für welche er die Löhne 
zu zahlen bat. | 

IV Die Berufsgenoſſenſchaften können unter ihrem 
Namen Rechte erwerben und WVerbindlichkeiten eingehen, 
dor Gericht Eagen und verklagt werben. 

V Für die Verbindlichfeiten der Berufsgenoffenfchaft 
haftet den Släubigern derjelben nur das Genoſſenſchafts⸗ 
vermögen. 

Ab. II bis V entipredhen.g 33 Abi. IM bis VI des Gew.G. 
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Zu Abſ. I: Die Bildung der Ber.Gen. ift auf Grund 
de3 Gef. dv. 5. Mai 1886 8 18 und nad) Lanbesgeieblicher Tor 
ſchrift auf Grund 8 110 1. c. erfolgt. Durch $ 33 Abi. I ift 
ihr Beſtand zeichägele glich me rar fanktionirt. Ein Ber: 
zeichniß aller Im. ſ. A. N. XIS. 302 ff. Ueber 
Betriebefiß |. 8 65. etnerblilge —*— welche nach 81 
Abſ. II als Nebenbetriebe Im. Hauptbetriebe unter dieſes Ge- 
ſetz fallen, gehören zur Ber. Gen. des Hauptbetriebes. Be: 
triebe, welche nach 8 1 Abſ. III nicht unter dieſes Geſetz fallen, 
können auch nicht durch Statut hereingezogen werden. Gew. G. 
8 28 Abſ. II Satz 2 findet bier aud) nit analog An: 
wendung. 

au Abſ. II: Betriebsunternehmer vgl. Gew. G. 8 33 Abſ. II. 
Bol. auch Hdb. zu Im. G. 8 13 N. 2 insbeſ. für Aberntungs- 
beiriebe (b), Sefpannhaltungen (c), Beweidung fremder Län: 
dereien (d, e), gpeeiten bon Pferden (A. N. XVI S. 718 
Nr. 1821, Rg.XX ©. 71). 


Aufbringung der Mittel. 
S 34 (15). 

I Die Mittel zur Dedung der von den Berufs: 
genoflenichaften zu leiftenden Entfhädigungen und ber 
Verwaltungskoſten werden dur Beiträge aufgebracht, 
welche auf die Mitglieder jährlich umgelegt werden. 

U Zu anderen Zwecken als zur Dedung der von der 
Genofjenihaft zu leiſtenden Entichädigungen und der 
Verwaltungskoſten, zur Anfammlung des Rejervefonds 
($ 37), zur Gewährung von Prämien für Rettung Ver- 
unglüdter und zu Zwecken ber Unfallverhütung fowie 
mit Genehmigung bes Reichd-Verfiherungsamts zur Er: 
richtung von Heile oder Genefungsanstalten dürfen weder 
Beiträge von ben Mitgliedern der Genoſſenſchaft erhoben 
werben, noch Verwendungen aus dem Vermögen ber 
‚Genofjenichaft erfolgen. 

Abſ. II = Gew.®. 831 Abſ. 1. 
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Zu Abf. I- vgl. Gew.G. 8 29 Abi. I. Des Umlagemaf- 
ftab In theilweije bier ein andrer als na Gew.G. ©. unten 
55 51 


8 35 (neu). 

I Auf die Beiträge fönnen von den Mitgliedern 
nad) Beftimmung des Statuts viertel: oder halbjährliche 
Vorſchüſſe erfordert werden. BDiejelben bemeſſen fich für 
die einzelnen Mitglieder nach der Höhe der für das letzt⸗ 
vergangene Rechnungsjahr auf fie umgelegten Beiträge und 
betragen jedesmal den vierten Theil beziehungsweiſe die 
Hälfte der letzteren, jolange nicht die Genoſſenſchaftsver⸗ 
fammlung einen niedrigeren Betrag feitgejeßt hat. Für neu 
eintretende Mitglieder find die Vorſchüſſe nach demjenigen 
Betrage zu bemeifen, welchen diefe Mitglieder nad) dem 
Umfang ihres Betrieb3 zu den Jahreslaſten des letztver⸗ 
gangenen Rechnungsjahrs hätten beitragen müfjen, wenn 
fie in demjelben ſchon Mitglieder der Berufsgenoflenichaft 
gewejen wären. 

I Die Vorſchüſſe find binnen zwei Wochen nach ben 
dur das Statut oder die Genofjenjhaftsverfammlung 
bejtimmten TFälligfeitsterminen an den Vorſtand einzu- 
zahlen. 

8 35 entjpricht dem 8 32 des Gew.G®. 

S 36 (16). 

1 Durch die Landesgeſetzgebung, da8 Statut oder 
durch Beſchluß der Genoflenfchaftsverfammlung, welcher 
der Genehmigung der Landes-Zentralbehörde bedarf, Tann 
beftimmt werden, daß Unternehmer folcder Betriebe, welche 
mit erheblicher Unfallgefahr nicht verbunden find und in 
welchen ihres geringen Umfanges wegen Vohnarbeiter nur 

ausnahmsmeiſe bejchäftigt werden, von Beiträgen ganz 
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oder theilweiſe befreit fein jollen, und. in welcher Weile 
bei der Ermittelung der zu befreienden Unternehmer ver- 
fahren werden Toll. 

U Streitigfeiten, welche wegen einer jolchen Be— 
freiung zwiſchen der Berufsgenoſſenſchaft oder ihren 
Organen einerfeit3 und den Unternehmern andererjeits 
entjtehen, werden von der höheren Verwaltungsbehdrbe 
endgültig entjchieden. Ä 

Zu Abſ. I vgl. Gew.G. $ 1 Abf. II. Die Befugnik zu 
folder Regelung ift an eine Friſt nicht gebunden. Ueber die 
Ausführung der Vorfchrift vgl. Hdb. zus 1EN.1 ff. 

Durch die Beitragdbefreiung wird ben Aniveiihen der 
im Betrieb beichäftigten verficherten Perſonen insbeſ. auch 
der verficherten Unternehmer kein Eintrag gethan. A. N. IVS. 32, 


Ss 37 (17). 

I Die Berufsgenofjenihaften haben einen Reſerve⸗ 
fonds anzufammeln. Zur Bildung find, ſofern nicht 
Landesgejeß oder Statuten einen höheren Betrag vor= 
fchreiben, bei der Umlegung des Sahresbedarfs jährlich 
zwei Prozent desſelben zuzufchlagen, Tolange der Rejerve- 
fonds nicht das Doppelte des jeweiligen Jahresbedarfs 
erreicht. 

1 In dringenden Bedarfsfällen kann die Genoffen: 
haft mit Genehmigung des Reichs-Verſicherungsamts 
ſchon vorher die Zinjen und erforderlichen Falles au 
den SKapitalbeftand des Nejervefonds angreifen. Die 
MWiederergänzung erfolgt aladann nad) näherer Anord- 
nung des Reichs-Verſicherungsamts. 

I Auf Antrag des Genoſſenſchaftsvorſtandes kann 
die Genofſenſchaftsverſammlung jederzeit weitere Zuſchläge 
zum Reſervefonds beichließen. Solche Beichlüfle bedürfen 


der Genehmigung des Reichs-Verſicherungsamts. 
bj. II und III = Gew.G. $ 34 Abj. U und ML. 
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Zu Abſ. I vgl. Gew. G. 834 Abſ. I. Die landesgeſetzliche 
Anordnung ift an die Friſtbeſtimmung des 8 141 Abf. 1 nicht 
gebunden. 

Die Anjammlung eined Reſervefonds ift erſt durch die 
Novelle allgemein borgefchrieben worden. 


IT, Organiſation und Verändernug der Berufsgenoſſen⸗ | 
| ſchaften. | 
- Statut der Berufsgenoſſenſchaften. 

8 38 (19, 22). 


. 2 Die Berufögenofjenfchaft regelt ihre Angelegen- 
beiten und: ihre Gejhäftsordnung durch ein von der Ge— 
nofjenfchaftsverfommlung zu beichließendes Statut. 
U Das Genoſſenſchaftsſtatut muß Beitimmung treffen: 
.1. über Namen und Si der Genofjenfchaft; 
2. über die Bildung des Genofjenfchaftsporftandes und 
über den Umfang feiner Befugniffe; | | 
3. über die Bildung des Genoſſenſchaftsausſchuſſes zur 
Entſcheidung über Befchwerden ($$ 55, 111); 

4. über die Zujammenfeßung und Berufung der Ge- 
noffenihaftsverfammlung ſowie über die Art ihrer 
Beihlubfafiung; 

5. über das von den Mitgliedern der Genofjenihafts- 
verfammlung zuftehende Stimmrecht und die Prüfung 
ihrer Legitimation; 

6. über den Maßſtab für die Umlegung der Beiträge 
und, fofern nicht die Umlegung nad dem Maßſtabe 
von Steuern erfolgt, über das bei der Veranlagung. 
und Abſchätzung zu beobachtende Verfahren ($ 53 
bis 56); 

7. über da3 Verfahren bei Aenderungen in ber Perſon 
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des Unternehmers jowie bei etrieböveränberungen 
(88 68, 69); 

8. über bie Folgen der Vetriebseinſtellungen oder eines 
Wechſels der Betriebsunternehmer, insbeſondere über 
die Sicherſtellung der Beiträge der Unternehmer, 
welche den Betrieb einſtellen; 

9. über die den Vertretern der verficherten Arbeiter zu 
gewährenden Vergütungsjäge ($ 122 Abi. 1); . 
10. über die Aufftellung, Prüfung und Abnahme ber 

Jahresrechnung; 

11. über die Ausübung der der Genoffenſchaft zuſtehen· 
den Befugniſſe zum Erlaſſe von Vorſchriften behufs 
der Unfallverhütung und zur Ueberwachung der Be⸗ 

triebe (8 120 ff.); 

12. über das bei der Anmeldung und dem Ausſcheiden 
der verſicherten Betriebsunternehmer und anderer 
nach $ 1 nicht verficherter Perſonen ($ 4) zu beob⸗ 
achtende Verfahren, über die Ermittelung des Jahres⸗ 
arbeitöverdienftes der erſteren und darüber, welche 
in land und forjtwirthichaftlichen Betrieben des 
betreffenden Genoſſenſchaftsbezirkes befchäftigten ‘Per: 
onen ala Betriebsbeamte ober ala jolche Perſonen 
anzujehen find, welche zum Unterſchiede von den 
gewöhnlichen land- oder forftwirtHichaftlichen Ar- 
beitern eine, techniſche Fertigkeiten erfordernde be- 

ſondere Stellung einnehmen ($ 1 Abi. 6); 

13. über die Vorausjegungen einer Abänderung des 
Statuts. on 
a Abſ. I vgl. Gew.G. 8 36 Abſ. I. 

u Abſ. II Ziff. 1 vgl. $ Al. 

Ziff. 2: vgl. 88 42 Abi. I, 9— Deber MWählbarteit zum 

Borftand j. Sb. zum Iw. ©. 8 22 \ 
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Ziff. 3. Durch Landesgefeg kann von der Anorbnung 
eines Beichwerdeaugfchuffes Umgang genommen werden. 

Ziff. 4: vgl. 8 39 Abf. 1, $ 57 Abf. II (2/3-Majorität). 

Ziff. 5: dgl. $ 65 Abi. V. | 

Ziff. 6: dgl. 88 51 ff., 57, 58. Bon den geſetzlichen Ans 
ordnungen Tann aud durch Statut nicht abgewichen werben, 
joweit dieß nicht ausdrüdlich vorgefchrieben ift. 

Ziff. 10: vgl. 8 41 Abf. I Ziff. 3 und Ab. III. 

Zu Ziff. 12: Zahresarbeitöverbienft ber Unter: 
nehmer. Das Statut muß Beltimmungen treffen über Die 
Ermittelung berfelben zum Zweck der Teltftellung ihrer Ber: 
fiherung ($ 4). Es kann auch über die Ermittelung des der 
Rentenberehnung zu Grunde zu Legenden Jahresarbeits⸗ 
verbienfte® der Unternehmer von & II dieſes Geſetzes ab- 
weichende Beltimmungen treffen. Inſoweit bier und dort 
der wirkliche perfönliche Arbeitöverbienft in Anrechnung fommt, 
bleiben alle nicht auß dem Betriebe bezogenen Einkünfte außer 
Betracht. Tas Normalftatut A. N. III S. 258 (8 53) fchlägt 
vor, dadjenige aus ber Land: und Forftwirthichaft fließende 
Einfommen, mit welchem der Unternehmer zur ftaatlichen 
Eintommenfteuer veranlagt ift, maßgebend fein zu laffen. 

. Davon find alddann die Betriebsfoften und bie Öffentlichen 
gaften, nicht aber die Schuldzinfen abzuziehen. Vgl. Höb. zu 
$ 22 N.5, |. auch A. N. XVI ©. 714 Nr. 1816, 1817 (Re. 
XXS. 68), XVII ©. 422 Nr. 1870 (Rg. XXI ©. 52). 

Betriebsbeamte: Val. $1 Abſ. VINote. Auch Fa⸗ 
a engehorige fönnen dazu gerechnet werben. Hdb. zu 


Zu Ziff. 13: vgl. 88 40, 42 Abſ. II Ziff. 2. 


| 8 39 (23). 

I Die Genofjenichaftsverfammlung befteht aus Ver—⸗ 
tretern der verficherungspflichtigen Unternehmer. 

U Has Statut fanın vorjchreiben, daß die Berufs: 
genoſſenſchaft in örtlich abgegrenzte Sektionen eingetheilt 
wird und daß Vertrauensmänner als örtliche Genoffen- 

/baftsorgane eingefeht werben. Enthält dasſelbe Vor⸗ 
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ſchriften diefer Art, To ift darin zugleih über Sitz und 
Bezirk der Sektionen, über bie Zuſammenſetzung und Be- 
rufung der Seftionsverfammlungen jowie über die Art 
ihrer Beichlußfaffung, über die Bildung der Seftions- 
vorſtände und über den Umfang ihrer Befugniffe ſowie 
über die Abgrenzung der Bezirke der Vertrauensmänner, 
die Wahl der leßteren und ihrer Stellvertreter und den 
Umfang ihrer Befugniffe Beitimmung zu treffen. 

UT Die Abgrenzung der Bezirke der Bertrauensmänner 
fowie die Wahl der Iebteren und ihrer Stellvertreter 
fann von der Genoffenfchaftsverfammlung dem Genoffen- 
ſchafts⸗ oder Seftionsvorftande, die Wahl der Seftions- 
vorftände den Seftionsverfammlungen übertragen werden. 


Zu 839 vgl. Gew. G. $ 38. Die Borfchrift kann durch 
Sanbesgeien ($ 141) nicht abgeändert werden. 

Zu Abſ. I: Die Zufammenjegung der Genoſſenſchaſts⸗ 
verfammlung au Vertretern der Mitglieder ift nach Iw. ©. 
obligatorifch. 

Näheres über Zujammenjegung, Wahl, Berufung, Be: 
ſchlußfaſſung, Stimmrecht ordnet nach Reicharecht das Statut 
an. 8 38 Ziff. 4, 5. 

Für die Zufammenjegung der Gen.Berf. na Landes⸗ 
recht vgl. die Ausf. Geſetze: preuß. Art. III, bayer. Art. 3, 
ſächſ. $3, württemb. Art. 9—11, badische? $ 5, heſſiſches Art. 7, 
braunſchweigſches Art. II—IV, Medl.:Schwerin Art. Il, Meckl.⸗ 
Strelig Art. II, Reuß 4.2.87. 

Zu Abi. II: Die Sektionsbildung ift nach Landesrecht 
($ 141) obligatorifch in Preußen (AG. Art. II, V), unterjagt 
in Bayern (AG. Art. 2 Ab. TII), Sachſen ($ 9), Württemberg 
(Art. 8 Abf. II), Baden (85 Ziff. 3), Reuß ä. L. ($ 11), Bremen 
(Art.2) ſonſt ift fie gemäß $ 39 Abf. II dem Statut überlaffen. 

Die Einjegung von Vertrauensmännern ift landesgejeß: 
lich nirgends unterfagt, vorgefchrieben in Sachſen (88 10, 
11), Baden (8 5 Ziff. 3, 4), Heffen (Art. 12), Bremen Art. I). 

Ueber die Aufgaben der Sektionen val. 88 80. 68, 1%, 


Piloty, Unfalverficherungsgejeße. 2L 
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75. Ueber die Aufgaben der Bertrauenamänner vgl. 88 72, 
75, 80,81. 4. N. IV ©. 296. Rechtliche Stellung beider: 
88 46 bis 48, 131, 132. 
Abf. III — Gew.G.$ 38 Abf. II. 
$ 40 (24 Abſ. I, ID). 

Das Genoſſenſchaftsſtatut bedarf zu feiner Gültig: 
feit der Genehmigung des Reichs-Verſicherunggamts. Das 
Gleiche gilt von Abänderungen des Statut. Gegen die 
Verſagung der Genehmigung findet innerhalb eines Mo⸗ 
nat3 nad) der Zuftelung die Beſchwerde an den Bundes- 
rath Statt. 

8 40 entfpricht dem $ 39 Abſ. I des Gew.G. 


Beröffentlihung des Namens und Sikes der 
Genoſſenſchaft ıc. | 
S 41 (25). 
Beichlüfle, welche 
1. den Namen und den Sitz der Genoſſenſchaft, 
2. die Bezirke der Sektionen 
betreffen, hat nad) ihrer Genehmigung der Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtand durch den Reichdanzeiger, für die über 
die Grenzen eines Bundesſtaats ſich nicht hinaus er- 
ftredenden Genoffenichaften durch das zu den amtlichen 
Beröffentlichungen der Landes-Zentralbehörbe beitimmte 
Blatt befannt zu machen. 
Vgl. Gew.G. 8 40. Nachweiſung dieſer Angaben: A. N. 
XI ©. 302 ff. 
Genofjenfhaftsvorftände. 
8 42 (26). 
I Dem Genofjenihaftsporitande Tiegt die gefammte 
Berwaltung der Genofjenihaft ob, jomweit nicht einzelne 
Angelegenheiten durch Geſetz oder Statut der Beſchluß⸗ 
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nahme der Genoflentchaftsperfammlung vorbehalten oder 
anderen Organen der Genoflenfchaft übertragen find. 


U Der Beichlußnahme der Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
Xung müſſen vorbehalten werden: 

1. die Wahl der Mitglieder des Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ftanbes, 

2. Abänderungen des Statuts, 

3. die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung, falle 
diefe nicht von der Genofjenichaftsverfammlung einem 
Ausſchuß übertragen wird. 


I Durch Beichluß der Genoſſenſchaftsverſammlung 
Tann für einen beftimmten Zeitraum die Prüfung unb 
Abnahme der Jahresrechnung ſowie die Verwaltung ber 
Genofſſenſchaft, jomweit fie den Vorſtänden zuftehen würde, 
ganz oder zum Theil an Organe der Selbftverwaltung 
mit deren Zuftimmung übertragen werden. Eine ſolche 
Mebertragung bedarf der Genehmigung der Landes-Zentral⸗ 
bebörde. 

IV Soweit eine folche Uebertragung ftattfindet, gehen 
die Befugniffe und Obliegenhbeiten der Organe der Ge» 
nofſenſchaft auf die betreffenden Organe der Selbftver- 
waltung über. 

Zu 8 42: Genofjenichaftsvorftand vgl. $ 44. Meber bie 
Saaattaführung der Im. Ber.Gen. vgl. dad Rundichr. bes 
RVA. dv. 16. September 1888 betr. Vereinfachung der Ber: 
waltungageichäfte. A. N. IV S. 296. 

Das Organifationsrecht der Im. Ber. Gen. unterſcheidet 
Ro) Weſentlich don demjenigen ber gewerbl. Ber. Gen. im Fol⸗ 

enden 
— Auch bei der lw. Ber. Gen. ſind die regelmäßigen Organe 
der Vorſtand und die Genoſſenſchaftsverſammlung und iſt 
jener praͤſumtiv auftändig in allen Angelegenheiten der Ber. 


ar 


372 II. Unfallverficherungsgeieg für Land- und Forſtwirthſchaft. 


Gen., während diefer nur die in Abf. II genannten Angelegen- 
heiten unentziehbar vorbehalten find. 

Auf zweierlei Weije kann indeß hieran geändert werben: 

I. Es ann eine Nebertragung der Berwaltung 
dur die Genoſſenſchaft felbſt auf Organe der 
Selbftverwaltung erfolgen ($ 41 Abſ. II). 

Diefe Mebertragung kann nur für einen bejtimmten Zeit: 
raum und nur hinfichtlich der den Vorſtänden zufteherden 
Angelegenheiten erfolgen. Es find dieß alle durch Geſetz oder 
Statut den VBorftänden übertragenen Angelegenheiten. Aus: 
geihloffen find daher von der Webertragung auf alle Tyälle 
nur die Angelegenheiten des 8 42 Abj. II Ziff. 1 u. 2 (Bor: 
ftandswahl und Statutänderung). Sie bleiben ftet? der Gen.: 
Berfammlung vorbehalten. Die Rechnungsabnahme (Ziff. 3) 
ift nach ausdrüdlicher Borjchrift des $ 42 Abf. III auch über: 
tragbar. Die Funktionen bed Borftandes können entweder alle 
oder auch nur zum Theil übertragen werden. Die Leber: 
tragung erfolgt durch Vertrag, welcher zwiſchen der Genoffen: 
ſchaft (Gen.Berfammlung) und dem Selbſtverwaltungskörper 
abgeſchloſſen wird und der Genehmigung durch die Landes⸗ 
zentralbehörde bedarf. 

Die Verwaltung hat auch im Fall der Uebertragung genau 
na Maßgabe des Geſetzes und des Genoſſenſchaftsſtatuts zu 
erfolgen ($ 42 Abſ. IV). In Bezug auf diefe Thätigkeit unter- 
Stehen die Organe der Selbftverwaltung der Aufficht des Ver: 
fiherungaamtes, nicht ihrer regelmäßigen Aufficht3behörde vgl. 
88 131, 133, während fie in Bezug auf ihre jonftige Thätig- 
feit und in disziplinärer Hinfiht in ihrem regelmäßigen 
Auffichtsverhältniß ftehen (vgl. $ 132 Abſ. II). 

II. Die Organifation kann im Wege der Landesgeſetz⸗ 
gebung ($ 141) abweichend vom Reichsrecht geregelt werden. . 
Hienach kann durch Landesgeſetz die gefammte Genofjenichafts: 
verwaltung auf beliebige andere Organe mit folgenden Bor: 
behalten übertragen werden: 1. Die Genoffenfchaft behält ihre 
Gen. Berfammlung. 2. Ihr bleibt mindeftens vorbehalten die 
Statutänderung ($ 42 Abj. II Ziff. 2). 8 42 Abi. II Ziff. 3 
fann wegfallen. Es bleiben ihr ferner alle Funktionen in 
Bezug auf Angelegenheiten, welche nach $ 141 ber Landes: 
gefeslichen Regelung nicht unterliegen. 3. Die Genofjenjchaft 
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muß auch einen gewählten VBorftand haben, dem einige Funk: 
tionen vorbehalten bleiben müſſen. Dieb folgt, obgleich es 
unprattiich ift, aus 8 42 Abf. II Ziff. 1 und $ 141 (vgl. mein 
Reichaunfallverficherungsrecht ©. 454). 4. Das Inſtitut ber 
techniſchen Auffichtsbeamten und der NRechnungsbeamten 
(8 126) kann durch Landesgeſetz nicht befeitigt werden. 5. So: 
weit das Landesrecht innerhalb jeiner Kompetenz ($ 141) 
nicht anders beftimmt, gelten alle Vorfchriften des Reiche: 
recht3 auch für die landesgeſetzlich organifirten Genoffen- 
ſchaften. 6. Der Landesgeſetzgebung war eine Friſt geſetzt. 
Nach dem 5. Mai 1888 en feine Landesgeſetze mehr er: 
laſſen werden. Dieß befteht auch nach der Novelle. Die vor: 
ber erlaffenen Landesgeſetze dürfen aber abgeändert werben. 

III. Das geltende Recht ift darnach ein buntes. 

a) In Preußen (AG. Art. IV— VI) bat die Genoffen: 
Ichafteverfammlung das Recht, die Verwaltung, ſoweit fie 
den Vorſtänden zuftünde, auf die Organe der Selbitvertwalt: 
ung (Provinzialausfhuß und Kreisausſchuß) zu übertragen, 
ohne dab e8 auf deren Zuftimmung ober die Genehmigung 
der Landeszentralbehörden ankäme. So ift die Hebertragung 
in allen Provinzen erfolgt. 

In Bayern (AG. Art. 4, 7, 8) find die Funktionen 
des Borftandes dur das Geſetz zwiſchen einem gewählten 
Dorftand mit einem don der Kreisregierung ernannten Vor: 
figenden und der Kreidregierung K. d. J. derart getheilt, daß 
die leßtere präſumtiv in allen Genofjenichaftsangelegenheiten 
zuftändig ift und insbefondere Die Dermögendberwwaltung und 
Vertretung nach außen hat, während dem erfteren insbefon- 
dere Die Feſtſtellung der Entſchädigungen obliegt. 

c) In Sadjen (AG. 883 ff.) gilt fait durchweg das 
Reichsrecht. Ebenſo in Reuß 4.2. (AG. 887 ff.). 

d) In Württemberg (AG. Art. 7 ff.) hat bie Genofjen- 
{haft das Mebertragungsreht gemäß 8 42 Ab}. III. Die Ge: 
noflenichaft hat einen gewählten Borftand mit einem dom 
Minifterium ernannten Borfitenden. 

e) In Baden (AG. 88 4ff.) und Hefjen (AS. Art. 6 ff.) 
ift die Nebertragung gemäß $ 42 Abf. III audgejchloffen. Der 
gemahtte Borftand hat einen vom Minifterium ernannten 

orfigenden. 
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Für Bremen f. AG. Art. 2, 4, Braunſchweig AG. 
IV. 


Art. I— 
| $ 43 (27). 

I Die Beichlußfaffung der Vorſtände kann i in eiligen 
Fällen durch Schriftliche Abjtimmung erfolgen. 

I Mitglieder von Selbftverwaltungsbehörden, welche 
auf Grund des $ 42 Abi. 3 die Verwaltung ber Genofien- 
ihaft führen, dürfen in Angelegenheiten, an deren Be- 
arbeitung fie in Wahrnehmung der Intereſſen der Ge— 
noſſenſchaft Theil genommen haben, bei der Entiheidung 
im Berwaltungsftreitverfahren oder bei der Entſcheidung 
der Auffichtsbehörde ($ 29) nicht mitwirken. 

Zu Abſ. II: Soweit die Verwaltung durch Organe der 
Gelbitverwaltung geichteht, finden die Vorfchriften dieſes Ge: 
ſetzes und des Abänd.Geſ. über dag ſchiedsgerichtliche und 
verficherungsamtliche Streitverfahren, ſowie über die Auf: 
fihtsführung durch das Verfiherungsamt volle Anwendung. 
Die Auffiht, der diefe Behörden fonft unterftehen, erſtreckt 
fi) nicht auf die Durchführung der Verficherung. 

en geftreitverfahren: 88 14, 15, 29, 31. Vgl. 
bayer. AG. Art. 

844 (28). 

1 Die Genoſſenſchaft wird durch ihren Vorſtand ge— 
richtlich und außergerichtlich vertreten. Die Vertretung 
erſtreckt ſfich auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechts— 
handlungen, für welche nach den Geſetzen eine Spezial⸗ 
vollmacht erforderlich iſt. Durch das Statut kann die 
Vertretung auch einem Mitglied oder mehreren Mit- 
gliedern des Vorftandes übertragen werden. 

I Durch die Gefchäfte, welche der Vorſtand der 
Genoſſenſchaft und die Vorjtände der Sektionen jowie 
die Vertrauendmänner innerhalb der Grenzen ihrer gefeß- 
ſichen und ftatutarifchen Vollmacht im Namen der Ge- 
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nofſenſchaft abichließen, wird bie Yeßtere berechtigt und 
verpflichtet. 

II Zur Legitimation der Vorftände bei Rechts- 
geichäften genügt die Befcheinigung der höheren Verwal: 
tung3behörde, daß die darin bezeichneten Perſonen ben 
Vorſtand bilden. 


IV Der Boritand der Genoſſenſchaft kann unbefchadet 
feiner eigenen Verantwortung ($ 47) beftimmte Gefchäfte 
bejoldeten Gejchäftsführern übertragen. Die zur Aus- 
führung dieſer Beitimmung erforderlihen Vorſchriften 
erläßt das Reichd-Verficherungsamt. 

8 44 entipricht dem 8 42 des Gew.G. 
8 45 (29). 

1 Wählbar zu Mitgliedern der Vorftände und zu 
Vertrauensmännern find die Mitglieder der Genoffenichaft 
ſowie deren gefeßliche Vertreter und, fofern das Statut 
dies zuläßt, die von den Unternehmern bevollmäcdhtigten 
Leiter ihrer Betriebe. Nicht wählbar ift, wer zum Amte 
eines Schöffen unfähig ift (88 31, 32 des Gerichtöver- 
fafſungsgeſetzes). 

U Die Ablehnung der Wahl iſt nur aus denſelben 
Gründen zuläffig, aus melden gemäß $ 1786 Abt. 1 
Ziffer 2 bi 4 und 8 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das 
Amt eines Vormundes abgelehnt werden fann. Die 
Wahrnehmung eines auf Grund der Gefeße über Kranken 
verficherung, Unfallverficherung oder Invalidenverficherung 
übertragenen Ehrenamts fteht der Führung einer Vor— 
mundfchaft gleih. Durch das Statut fünnen noch andere 
Anlehnungsgründe feitgefeht werden. Die Wiederwahl 
fann für eine Wahlperiode abgelehnt werden. 
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IT Perſonen, welche die Wahl ohne zuläſſigen Grund 
ablehnen oder ji der Ausübung ihres Amtes ohne Hin- 
reichende Entichuldigung. entziehen, fönnen vom Vor— 
Stande mit Geldftrafen bis zu fünfhundert Mark belegt 
werden. 

8 45 entipricht dem 8 48 des Gew.®. 


8 46 (30). 

Die Mitglieder der Vorſtände und die Vertrauens 
männer verwalten ihr Amt als unentgeltliches Ehrenamt, 
fofern nicht durch das Statut eine Entſchädigung für den 
dur Wahrnehmung der Genofjenichaftsgefhäfte ihnen 
erwachſenden Zeitverluft beftimmt wird. Die Höhe der 
Entihädigung unterliegt der Genehmigung des Reichs— 
Verfiherungsamts. Baare Auslagen werden ihnen von 
der Genoſſenſchaft erfeßt, und zwar, ſoweit fie in Reife: 
fojten bejtehen, nach feften, von der Genoſſenſchaftsver⸗ 
fammlung zu bejtimmenden Sätzen. Die Mitglieder des 
Boritandes dürfen neben diefen Vergütungen eine Be— 
joldung für die Geſchäftsführung nicht erhalten. 

8 46 ftimmt wörtlich überein mit Gew. G. 8 44. 


8 47 (31). 

Die Mitglieder der Vorftände ſowie die Vertrauens: 
männer baften der Genoffenfchaft für getreue Gefchäftz- 
verwaltung wie Vormünder ihren Mündeln und unter« 
liegen, wenn fie abfichtlich zum Nachtheile ber Genofjen- 
Ihaft handeln, der Gtrafbeftimmung des $ 266 be3 
Strafgeſetzbuchs. 


847 ſtimmt wörtlich überein mit Gew. G. 8 45. 


84 (32). 
Mommt eine Wahl der geſetzlichen Organe einer Ge— 
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noffenfhaft nicht zu Stande, oder verweigern die Ge— 
wählten die Erfüllung ihrer gejeglichen oder ftatutarifchen 
Obliegendeiten, fo hat, folange und foweit dies der Fall 
ift, das Reicha-Verfiherungsamt bie Obliegenheiten auf 
Koften der Genofjenihaft wahrzunehmen oder durch Be= 
auftragte wahrnehmen zu lafjen. 

8 48 ftimmt wörtlich überein mit Gew. G. 8 46. 


8 49 (neu). 

Werden hinſichtlich eines Gewählten Thatfachen be- 
fannt, welche beffen MWählbarkfeit nad) Maßgabe dieſes 
Geſetzes ausfchließen, oder welche fi als grobe Ver: 
letzungen ber Amtspflicht darjtellen, jo ift der Gewählte, 
nachdem ihm Gelegenheit zur Aeußerung gegeben worden 
it, durch Beſchluß des Vorftandes feines Amtes zu ent- 
heben. Gegen ben Beichluß ift innerhalb eines Monats 
Beſchwerde beim Reichs⸗Verſicherungsamte auläffig; fie ift 


ohne auffchiebende Wirkung. 
8 49 Stimmt wörtlich überein mit Gew.G. 8 47. 


Genoſſenſchaftsbeamte. 
8 50 (neu). 

1 Für diejenigen Beamten der Berufsgenofjenichaft, 
welche nicht Staats» oder Kommunalbeamte find, Hat die 
Genofienihaftsverfammlung eine Dienftordnung zu be= 
fchließen, durch welche die Nechtöverhältniffe und allge: 
meinen Anftellungsbedingungen der Genoffenichaftsbeamten 
geregelt werden. Dieſe PDienftordnung bedarf der Be— 
ftätigung durch das Reichd-Verficherungsamt. 

U Die Gehälter der Beamten werden im Einzelnen 
durch den Haushaltsplan der Genoſſenſchaft feſtgeſtellt. 

8 50 entipridht dem Gew. G. 848 Abſ. II. 
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Mapftab für die Umlegung der Beiträge. 
a) Gefahrenklaffen und Arbeitsbedarf. 
8 51 (33 Abſ. IN). 

Die Umlegung der Beiträge erfolgt, unbeſchadet ab- 
weichender Regelung gemäß 88 57, 58, nach der Höhe 
der mit dem Betriebe verbundenen Unfallgefahr (Gefahren: 
Haffe), nach den Gehältern und Löhnen der Betrieb3- 
beamten und fonftigen im $ 1 Ab. 6 bezeichneten Perſonen 
fowie nad dem Maße der für die einzelnen Betriebe 
durchſchnittlich erforderlichen jonftigen menfchlichen Arbeit 
(Arbeitsbedarf). 


Der im Geſetz als Regel vorgefehene Umlage-Maßftab 
bes 8 51 nach dem Arbeitsbedarf bildet in der Praxis Die 
Ausnahme, indem die Mehrzahl der Ber.Gen. entiveder nad) 
a (8 141) oder nach Statut ($ 57) die Imisgung 

bem tenertuh Srundſteuer) ausführt. Vgl. A. N. J 
S. — ff. VIS 

Nach ber fee F 8 51 bemißt ſich die Umlage analog 
ben Gew.G. (88 29, 30, 49, 99 ff.) nach Gefährlichkeit und 
Größe de Betriebs. Für Abftufung und Bewerthung ber 
Gefährlichkeit wird in der Regel ein Gefahrentarif aufgeftellt 
(8 52), ausnahmsweiſe ($ 52 Abf. VII) ann davon Umgang 
genommen Werden. Die Größe des Betriebs wird dur 
Abſchätzung des Arbeitsbedarfs3 und Anrechnung der von Be: 
trieb3beamten wirklich verdienten Gehälter und Löhne (8 53) 
feftgeftellt. Für beide Belttelungen gelten dann noch die 
gemeinſamm Vorſchriften der 88 54 bis 5 

der Auſſiellung eined Gefahrentarifg ift bei Um⸗ 
legung nad} dem Steuerfuß in der Regel (Ausn. 8 57 Abf. III), 
von einer Betriebsabſchätzung aber ftet? Umgang zu nehmen. 

Dad Umlage: und Erhebungsverfahren (88 105 bi? 113) 
ift dasfelbe bei Umlegung nach dem Arbeitöbedarf und nad) 
dem Steuerfuß. 


8 52 (85). 
I Durch die Genoffenfchaftsverfammlung find für die 
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der Genoſſenſchaft angehörenden Betriebe je nach dem Grabe 
der mit denfelben verbundenen Unfallgefahr entſprechende 
Gefahrenklaſſen zu bilden und über das Verhältniß ber 
in denfelben zu leiftenden Beitragsfäbe Beitimmungen zu 
treffen (Gefahrentarif). 

1 Durch Beichluß der Genoſſenſchaftsverſammlung 
fann die Aufitelung und Nenderung des Gefahrentarifs 
einem Ausihuß oder dem Borftand übertragen werden. 


MI Die Aufftelung und Abänderung des Gefahren- 
tarif8 bedarf der Genehmigung des Reichs⸗-Verſicherungs⸗ 
amts. 

IV Wird ein Gefahrentarif von der Genoſſenſchaft 
innerhalb einer vom Reichs⸗Verſicherungsamte zu beftim- 
menden Trift nicht aufgeftellt, oder dem aufgeitellten die 
Genehmigung verfagt, fo Hat das Reichd-Verfiherungsamt 
nah Anhörung der mit der Aufftellung beauftragten 
Organe der Genoflenfchaft den Tarif felbit feitzufegen. 

v Der Gefahrentarif ift mindeftens von fünf zu 
fünf Jahren unter Berüdfihtigung der in den ein- 
zelnen Betrieben vorgefommenen Unfälle einer Revifion 
zu unterziehen. Die Ergebniffe derjelben find mit dem 
Verzeichnifje der in den einzelnen Betriebszweigen vor⸗ 
gefommenen, auf Grund diejes Geſetzes zu entjchädigenden 
Unfälle der Genofjenichhaftsverfammlung zur Beſchluß—⸗ 
faffung über die Beibehaltung oder Aenderung der bi3- 
berigen Gefahrenklafien oder Gefahrentarife vorzulegen. 
Die über die Aenderung der bisherigen Gefahrenklafjen 
oder Gefahrentarife gefaßten Beichlüffe bedürfen zu ihrer 
Gültigfeit der Genehmigung des Reichs-Verſicherungsamts; 
demfelben ift das Verzeichniß der vorgekommenen Unfälle 
vorzulegen. 
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VI Die Genofſenſchaftsverſammlung kann den Unter- 
nehmern nach Maßgabe der in ihren Betrieben vorge- 
fommenen Unfälle für die nächſte Periode Zufchläge auf: 
legen oder Nachläſſe bewilligen. 

vu In Genoffenichaften, in welchen bie einzelnen 
Betriebe eine erhebliche Verfchiedenheit der Unfallgefahr 
nicht bieten, kann die Genofjenichaftsverfammlung be- 
ziehungsweife ber -Vorftand oder Ausſchuß (Abf. 2) be- 
fchließen, daß von der Aufftellung eines Gefahrentarifs 
Adftand zu nehmen if. Der Beſchluß bedarf der Ge⸗ 
nehmigung des Reichs-Verſicherunggamts. Dieſe Ge- 
nehmigung kann zurückgezogen werden, wenn aus den 
Verzeichniſſen der in den einzelnen Betriebszweigen vor— 
gekommenen Unfälle (Abſ. 5) ſich ergiebt, daß die Unfall⸗ 
gefahr weſentlich verſchieden iſt. 

8 52 entſpricht im Weſentlichen dem $ 49 des Gew. G. 

Die Vorſchrift des $ 52 ift praftifch nicht von erheb» 
licher Bedeutung, da nur wenige Ber.Gen. Gefahrentarife 
aufgeftellt haben. Vgl. Hdb. zu 8 35 N. 1. 

Don der Nothwendigkeit der Aufftelung eines Gefahren: 
tarif3 find nicht nur ohne Weiteres alle Genoſſenſchaften, 
welche nach dem Steuerfuß umlegen, entbunden, fondern 
fönnen auch die übrigen Ber.Gen. durch die Landesgeſetz⸗ 
gebung ($ 141) oder durch fich ſelbſt ($ 52 Abf. VII) entbunden 
werden. Ber.Genoffenfchaften, welche kraft ftatutarifcher Vor: 
Tchrift nach dem Steuerfuß umlegen ($ 57), können bie Be- 
triebsgefährlichkeit nur bei ben Nebenbetrieben berüdfichtigen 
($ 57 Abj. ID). 

Preußen beläßt es im Weſentlichen beim Reichsrecht; 
in Bayern (AG. Art. 11) und Hefjen (Art. 16) ift es der 
Genoſſenſchaftsverſammlung überlafjen, bie Bildung von Ge: 
fahrentlafjen einzuführen, die Gefahrentarife bedürfen ber 
Genehmigung des LVA.'s, vgl. auch Reuß ä. L. (88 28, 29); 
in Sadjen (85 Ziff. 7), Württemberg (Art. 13 Ziff. 5, 
Art. 20) muß das Statut darüber beftimmen, in Baden 
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(59 Si 6) ift e8 dem Statut überlaffen, darüber zu be= 
immen. | 
8 52 entjpricht dem Gew.G. 8 49. Die Veranlagung ber 
einzelnen Betriebe zum Gefahrentarif erfolgt aber nach lw. ©. 
in anderem Verfahren durch Eintragung im Betriebsverzeichniß 
nah $ 55. Der Abi. IV des 849 Gew.Geſ. fällt deshalb 
bier aus. 

8 53 (36). 

I Für jeden Unternehmer wird unter Berüdfichtigung 
ber Zahl der in feinem Betriebe beichäftigten Arbeiter 
und der Dauer ihrer Beichäftigung die Zahl derjenigen 
Arbeitstage abgejchäßt, welche zur Bewirthichaftung feines 
Betriebs im Jahresdurchſchnitt erforderlih find. Durch 
Statut fann beftimmt werden, daß die hauswirtbichaft- 
lichen und anderen Dienfte ($ 2) bei der Abſchätzung des 
Arbeitsbedarf3 bejonders zu berüdjichtigen find. 

DO Der Abſchätzung Tiegt mit den gemäß $ 69 zu 
berüdfichtigenden Veränderungen das nach $ 34 des Ge: 
jeßes vom 5. Mai 1886 (Reichs-Geſetzbl. S. 132) bei Er- 
richtung der Berufsgenoſſenſchaft aufgeftellte Verzeichnik 
zu Grunde, in welddem für jeden Unternehmer angegeben 
ift, wieviel verficherte männliche und weibliche Betriebs⸗ 
beamte und Arbeiter er dauernd und wieviel verjicherte 
Perfonen er vorübergehend im Sahresdurdhichnitte be= 
Ichäftigt. 

UI Bei der Abſchätzung find dauernd beichäftigte 
Arbeiter mit dreihundert Arbeitstagen in Rechnung zu 
ziehen, die Arbeitötage weiblicher Perſonen nad) Ber: 
hältniß des AYahresarbeitsperbienftes (8 10) auf Arbeits- 
tage männlicher Arbeiter zurüdzuführen, die Arbeits- 
leiftung von Betrieböbeamten und anderen im $ 1 Abi. 6 
bezeichneten Perfonen ſowie von Betrtebäunteruehinenn 
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und deren nicht verfiherten ‘yamilienangehörigen ($ 1 
Abi. 5) aber nicht zu berüdfichtigen (F 109). 

IV Für Betriebe, in welchen regelmäßig nicht mehr 
als fünf verficderte Perionen voll beichäftigt werden, 
fann dur Statut beflimmt werden, daß einheitliche Bei⸗ 
träge nach einem im Statut feftzufeßenden Maßſtabe zu 
entrichten find. 

$ 53 Abf. I, III, IV findet feine Auwenbung in Bayern, 
Sachſen, Württemberg, efien, Keubäh. Für Baden 
[.AG.$ 9, Preußen AG. Art. VI Ziff. 1 

Das nad kn D zu führende Berzeichuik der Betriebe, 
war für alle Ber.Gen. anzulegen und ifl u gemäß 8 69 
von ihnen weiterzufäh hren. Dal. jedoch 

Neber da3 Abichäkungsverfahren vgl. Hbb. in * 36 Note. 

Die im Betrieb beſchäftigten Beamten 38 1 Abj. VI) bleiben 
außer Anjat. Vgl. $51 und 8 105 No 

8 54 (37). 

1 Die Veranlagung der Betriebe zu den Gefahren- 
Haflen (8 52) fowie die Abſchätzung des Arbeitsbebarfs 
(3 53) liegt nad) näherer Beitimmung bes Statuts ($ 38) 
den Organen der Genoffenichaft ob. 

I Die Mitglieder der Genoſſenſchaft find verpflichtet, 
ben Organen derfelben auf Erfordern binnen zwei Wochen 
über ihre Betriebs- und Arbeiterverhältniffe diejenige 
weitere Auskunft zu ertheilen, weldhe zur Durdführung 
der Veranlagung und Abſchätzung erforberlich ift. 

54 findet hinfichtli der Abjchägung ber Betriebe in 
ben ın 8 53 Note angeführten Staaten Teine Anwendung. 
Ani ber Veranlagung zu ben Gejahrenklafjen vgl. 
s Zu Abf. II ſ. Strafbeftimmungen in 88 156, 157. 


8 55 (38). 
I Den Gemeindebehörben find feitens der Genofjen- 
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ſchaft Verzeichniſſe mitzutheilen, aus denen fich ergiebt, 
welche Betriebe der Gemeinde ala zur Genofjenfchaft ge: 
hörig erachtet werden, welches das Ergebniß der Veran 
lagung und Abſchätzung ift, und wieviel Arbeiter als 
dauernd beichäftigt angenommen find. Die Gemeinde- 
behörde Hat dieje Verzeichniffe während zweier Wochen 
zur Einficht der Betheiligten auszulegen und den Beginn 
diefer Friſt auf ortsübliche Weiſe befannt zu machen. 

U Binnen einer weiteren Frift von einem Monate 
fünnen die Betriebsunternehmer wegen der Aufnahme 
oder Nichtaufnahme ihrer Betriebe in die Verzeichnifſe 
fowie gegen die Veranlagung und Abſchätzung bei dem 
Genoſſenſchaftsorgane, durch welches die Veranlagung und 
Abſchätzung erfolgt ift, Einſpruch erheben. 

UI Gegen den auf den Einipruc jchriftlich zu er- 
theilenden Beſcheid fteht dem Betriebsunternehmer binnen 
zwei Wochen nach der Zuftelung die Beichwerbe an den 
Genoſſenſchaftsausſchuß ($ 38 Ziffer 3) und gegen bie 
Enticheidung des Ießteren binnen gleicher Friſt die Bes 
rufung an das Reich3-Verficherungsamt zu. 

IV Der auf den Einſpruch erfolgende Beſcheid ift 
vorläufig vollitredbar. 

v Die Mitglieder des Genoſſenſchaftsausſchufſes 
dürfen bei der eriten Veranlagung und Abſchätzung der 
Betriebe nicht mitwirken. 

VI Nach der Veranlagung kann bie Genofjenfchaft 
einen Betrieb während der Tarifperiode neu veranlagen, 
wenn die vorige Veranlagung auf unrichtigen Angaben 
beruht. Auf die erneute Veranlagung finden die für die 
vorige Veranlagung maßgebenden VBorichrilten Anwendung. 
Das Gleiche gilt von der Abſchätzung des Arherttsktaxit. 
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Die Betriebsverzeichnifſe haben einen doppelten 
Zwe 

1) Sie find Beurkundungen der genoſſenſchaftlichen Be⸗ 
triebszugehörigkeit und dienen dadurch zur Feſtſtellung der 
Mitgliedſchaft des Betriebsunternehmers und ber Verficher⸗ 
ungszugehörigkeit ber im Betrieb beſchäftigten Perſonen. 

2) Sie find Beurkundungen über die Veranlagung und 
Abſchätzung der Betriebe und dienen jomit als Grundlage 
für die Beitragserhebung. 

In der eriten Eigentchaft erfegen fie die Genoſſenſchafts⸗ 
fatafter der inbduftriellen Ber. Gen. (Gew.&.$$ 58 ff.), in ber 
zweiten die Lohnnachweilungen (Gew.G. $ 99 Abj. II) und 
Feſtſtellungen der Gefahrentarifzugehörigfeit.. Die Einträge 
diefer Verzeichniffe erwachſen zur Rechtäfraft und gewinnen 
daburch eine ähnliche Bedeutung wie die Einträge in den 
Gen.Rataftern. Die Führung der BVerzeichniffe obliegt ben 
Gen.Organen. Sie find ftet3 auf dem Laufenden zu halten. 
Neu eröffnete Betriebe find einzutragen, eingeftellte find zu 
löfchen. Einzutragen find auch die Betriebsänderungen (88 67 
bis 69) und die durch die Novelle ben lw. Betrieben ange: 
glieberten Nebenbetriebe ($ 1 Ab. ID). | 

Die öffentliche Auslegung erjegt die Zuftellung ber 
Mitgliedjcheine und Ablehnungsbeicheide (Gew.G. $ 58 Abſ. III) 
fowie die Benachrichtigung des einzelnen Mitgliedes von dem 
Ergebniß der rang jeine® Betrieb zum Gefahren: 
tarif (Gew.G. 5 49 Ab}. I 

Dad Verfahren des : 55 findet auch Anwendung bei 
Eröffnung neuer Betriebe ($ 67). 

In den Staaten, in welchen $ 55 fraft landesgeſetzlicher 
Vorſchrift ($ 141) nicht gilt, ift für die Feſtſtellung ber Be- 
triebszugehörigkeit und Mitgliedichaft zum Theil in anderer 
Weiſe geforgt. Sachſen (AG. 88 14, 15), Baden (AG. $ 9). 
Die Beitragzpflicht erhellt zum Theil auß den Grunbfteuer: 
fataftern, zum Theil ift fie beſonders feftzuftellen. 


8 56 (39). 
1 In denjenigen Terminen, in weldden ber Gefahren: 
farif zu revibiren ift ($ 52 Abſ. 5), it auch die Veran: 
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lagung und die Abſchätzung einer Revifion zu unter- 
ziehen. Hierbei ift in derjelben Weife wie bei der erjten 
Veranlagung und Abſchätzung zu verfahren. 

U Die Gemeindebehörde ift befugt, die Unternehmer 
zu einer Auskunft über die für die Abfchähung bes 
Arheitsbedarfs maßgebenden Verbältnifie durch Geld 
ftrafen im Betrage bis zu einhundert Mark anzuhalten. 
Wird die Auskunft nicht vollftändig oder nicht rechtzeitig 
ertheilt, jo bat die Gemeindebehörde nad ihrer Kenntniß 
der Verhältniffe das Verzeichniß zu berichtigen. 

Eine Neuanlegung der Berzeichniffe erfolgt nicht, jondern 
nur eine Correftur. Das gilt auch hinfichtlich der Veranlagung 
und Abſchätzung. Nur für die Vornahme diefer Correkturen 
ift Abſ. I Sag 2 anzuwenden. Vgl. Hdb. zu 839 N. 1. 

Mo der Grundſteuermaßſtab und fein Gefahrentarif ein- 
geführt ift, findet 8 56 feine Anwendung. Vgl. SS 51, 52, 
93 Noten. 

b) Stenerfuß. 
$ 57 (33 Abſ. I). 

I Durch das Statut kann, fofern nicht durch die 
Landesgeſetzgebung die Verfiherung der Tamilienange- 
hörigen bes DBetriebsunternehmers ausgejchloffen ift ($ 1 
Abſ. 5), beftimmt werden, daß die Beiträge der Berufs: 
genofjen durch Zufchläge zu direften Staats- oder Kom- 
munalfteuern aufgebracht werden, wenn die Anwendung 
des geſetzlichen Beitragsmaßftabs nach Gefahrenflafjen 
und Arbeitsbedarf (SS 51 ff.) unzweckmäßig ericheint. 
Sofern da3 Statut eine ſolche Vorjchrift, welche in der 
Genoſſenſchaftsverſammlung nur mit Zweidrittel⸗Mehrheit 
befchloffen werden fann, enthält, muß dasjelbe auch dar: 
über Beitimmung treffen, wie folche Deitglieder, welche 
die der Erhebung zu Grunde gelegte Steuer für ihren 


Biloty, Unfallverſicherungsgeſetze. DS) 


886 II. Unfallverficherungsgefeg für Land» und Forftwirthichaft. 


gefammten Betrieb oder einen Theil desfelben nicht zu 
entrichten Haben, zu den Genoſſenſchaftslaſten beranzu: 
ziehen find. 

I Bei Beichäftigung von Perfonen der im $1 Ab]. 6 
bezeichneten Art find nad näherer Beitimmung des 
Statut3 befondere Zuſchläge zu den Beiträgen zu ent- 
richten. Ueber die Anmeldung joldher Perjonen hat das 
Genoſſenſchaftsſtatut Beitimmung zu treffen und Deren 
Nichtbefolgung mit Strafe zu bedrohen. Dasjelbe gilt 
für Betriebsunternehmer, ſofern für diejelben der Be: 
rechnung der Rente ein höherer wie der burchichnittliche 
Sahresarbeitsverbienft land- ober forftwirthichaftlicher 
Arbeiter zu Grunde gelegt wird ($$ 11, 38). 

I Sind mit einem land» oder forftwirthichaftlichen 
Betriebe Nebenbetriebe ($ 1 Abſ. 2) verbunden, jo find 
von ben Unternehmern dieſer Betriebe zur Dedung der 
Unfallgefahr Zujchläge zu den Beiträgen (Abſ. 1) zu er: 
heben. Die Vorausfegung für die Erhebung ſolcher Zu— 
Tchläge, ihre Höhe und das Verfahren wird durch das 
Statut geregelt. 

Ueber die Verwendung des Steuerfußes als Umlagen⸗ 
maßſtab vgl. die eingehenden und sum Theil recht zutreffenden 
Ausführungen bes Komm.Ber. ©. 4 

Aus 857 Abſ. I im Sufarimenbaft mit 8 141 ergiebt fidh: 

1) daß die Einführung des Steuerfußes als Imlage- 


maßſtab ſowohl durch Landesgejeg als auch durch Statut er: 
folgen Tann, 

2) daß Die Iandeögejegliche Anordnung ber ftatutarifchen 
vorgeht und daß durch Landesgeſetz auch das ftatutarijche 
Anordnungsrecht auögejchlofjen, modifizirt und näher beftimmt 
werden kann, 

3) daß durch Landesgeſetz ber Steuerfuß auch dann ein- 
geführt werden Tann, wenn das Lanbeögeje die Familien: 

angehörigen von ber Berfiherung gemäß 81 Abf.V ausjchließt. 
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Eine Sufammenftelting ber 2 Ber Den die nach dem Steuer: 


fuß umlegen, f. in A.R. IV ©. 29 ff., VI S.107 ff. Ueber 
die Schwierigkeiten der Ginfühmng bes Steuerfußes ſ. Hob. 
zu833 N. 2. 


Die Bildung von Gefahrenklaſſen iſt ausgeſchloſſen, fo: 
weit die Umlegung nad dem Steuerfuh erfolgt. Nur für 
die geiverblichen Tebenbetriebe (8 1 Abj. I) find bejondere 
Zufchläge mit Rüdficht auf ihre bejondere Gefährlichkeit au: 
Lälfig (8 57 Abſ. III). 

Wo der Steuerfuß zu Grunde gelegt ift, bildet überall 
die Grundfteuer den Maßſtab. Bei der Berfchiedenartig: 
keit der landesgeſetzlichen Regelung biejer Steuer, ift auch der 
Maßitab nicht Überall derjelbe und bedeutet daher 200/0 ber 
Grundſteuer in Preußen und Bayern Berfchiebenerlei. 

i ber Grundſteuer ald Maßſtab fehlt es an einer 
Grundlage für die Bemeſſung der Umlage für die außerhalb 
des Grundfteuergebietes gelegenen Betrieböbeftandtheile ſowie 
für die von ber Grunbfteuer befreiten Grundftüde und endlich 
für die Im. Betriebe und die Nebenbetriebe, welche überhaupt 
nicht nothwendig auf Iw. Grundftüden und in Bodenbewirth: 
ichaftung beftehen (3. B. Viehzucht und Viehhaltung). Das 
RBA. empfiehlt hier die Annahme eined nach dem verhältnif- 
mäßigen Arbeitöbedarf zu exmittelnden, fingirten Grund: 
fteuerbetragen. Dal. Hdb. zu 8 II N. 2. 

Die Zufchläge nach ri II find eine Belaftung für die 
muthmaßlich höhere Leiftungsfähigkeit, die Zufchläge nad) 
Abſ. III für die höhere Gefährlichkeit. 


8 58 (neu). 

I Sofern das Statut die Aufbringung der Genofjen- 
Tchaftsmittel nach) dem Maßſtabe der Grundfteuer an- 
ordnet, kann dasſelbe ferner beftimmen, daß die Beiträge 
als Grundftenerzufchläge von denjenigen Perfonen zu 
erheben find, welche nach gejeßlicher VBorjchrift zur Grund: 
fteuer für die den Betrieben der Genoſſenſchaft zuge- 
hörenden Grundftüde nit von der Grundfteuer befreit 


wären. 
or 
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U Wenn biernach der Beitrag von einer Perfon 
erhoben ift, die nicht der Betriebsunternehmer ift, fo hat 
der letztere dem Zahlungspflichtigen den Beitrag zu er- 
ftatten. 

I Streitigkeiten über ſolche Erſtattungsanſprüche 
werden von der unteren Neriwaltungsbehörde entfchieden, 
in deren Bezirke fich der Sitz des verficherungspflichtigen 
Betriebs befindet. Gegen die Enticheidung findet inner- 
halb eines Monats nad) der Zuftellung die Beſchwerde 
an die höhere Verwaltungsbehörde ftatt, welche endgültig 
entjcheidet. . 

Die Vorſchrift des 8 58 findet fih ſchon in einigen auf 
Grund des 8 141 erlafjenen Landesgeſetzen, welche die Grund: 
fteuer als Umlagenmaßftab eingeführt haben. Sie trifft na⸗ 
mentlih Pachtverhältnifie, in denen der Eigenthümer bes 
Grundftüdes grunbdfteuerpflichtig, der Pächter aber ala Be- 
triebunternehmer (8 33 Abf. II) umlagepflichtig tft. 


Theilung des Riſikos. 
8 59 (40). 

I Durch das Statut kann vorgefchrieben werden, daB 
die Entſchädigungsbeträge bis zu fünfundfiebenzig Prozent 
bon den Sektionen zu tragen find, in deren Bezirken Die 
Unfälle eingetreten find. 

I Die Hiernad) den Sektionen zur Laft fallenden 
Deträge find auf die Mitglieder derjelben nach Maßgabe 
ber für die Genofjenichaft zu leiftenden Beiträge um— 
zulegen. 

Bel. Gew.®. 8 50. 

8 60 (neu). 

Werden Sektionen bei der nad) dem Maßſtabe der 

Grunbdfteuer erfolgenden Umlageberehnung mit mehr als 
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dem Doppelten des für die Sektion an Entfchädigungs- 
beträgen und Verwaltungskoſten wirklich aufgewenbeten 
Betrags belaftet, fo kann die Genoffenichaftsverfammlung 
beichließen, daB der das Doppelte überfteigende Betrag 
nad) Maßgabe der Srundfteuer auf die ſämmtlichen Sek— 
tionen zu vertbeilen ift. 

Die Vorſchrift entftammt den Kommiſſionsbeſchlüfſen (Be- 
richt ©. 55) und dient zur gerechteren Vertheilung der Umlage: 
laſt, namentlih wenn eine Ber.Gen. Sektionen umfaßt, die 
bei verhältnigmäßig geringer Unfallgefährlichkeit eine ver: 
Hältnigmäßig hohe Srundfteuerfumme repräfentiren; 3. B. bie 
rheinifche Iw. Ber. Gen. 


Gemeinfame Tragung bes Riſikos. 
8 61 (41). 

I Bereinbarungen von Genoffenihaften, die von ihnen 
zu leiftenden Entjchädigungsbeträge ganz oder zum Xheil 
gemeinfam zu tragen, find zuläffie. Derartige Verein- 
barungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zuftimmung 
der betheiligten Genoſſenſchaftsverſammlungen fowie der 
Genehmigung des Reichs-Verſicherunggamts. Diefelben 
dürfen nur mit dem Beginn eines neuen Rechnungsjahrs 
in Wirffamfeit treten. 

I Die Vereinbarung Hat fih darauf zu erjtreden, 
in welcher Weife der gemeinfam zu tragende Entſchä⸗ 
digungabetrag auf die betheiligten Genofjenjchaften zu 
vertheilen ift. 

II Ueber die Vertheilung des auf eine jede Genoſſen⸗ 
ſchaft entfallenden Antheil® an der gemeinfam zu tragen» 
den Entſchädigung unter die Mitglieder der Genoſſenſchaft 
entfcheidet die Genoffenichaftsverfammlung Mangels 
einer andermweiten Beitimmung wird dieier Buell in 
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gleicher Weile, wie die von der Genoſſenſchaft zu Leiften- 
den Entichädigungsbeträge umgelegt. , 
8 61 entſpricht dem $ 51 des Gew.®. 


Abänderung des Beftandes der Berufs: 
genoſſenſchaften. 
8 62 (42). 

Aenderungen im Beſtande der Berufsgenoſſenſchaften 
find mit dem Beginn eines neuen Rechnungsjahrs unter 
nachſtehenden Vorausſetzungen zuläffig: 

1. Die Vereinigung mehrerer Genoſſenſchaften erfolgt 
auf übereinſtimmenden Beſchluß der Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlungen mit Genehmigung des Bundesraths. 

2. Das Ausſcheiden einzelner örtlich abgegrenzter Theile 
aus einer Genoſſenſchaft und die Zutheilung der: 
felben zu einer anderen Genoſſenſchaft erfolgt auf 
Beſchluß der betbeiligten Genoffenjchaftsverfamm- 
lungen mit Genehmigung des Bundesraths. Die 
Genehmigung kann verfagt werden, wenn durch das 
Ausicheiden die Leiftungsfähigfeit einer der bethei« 
ligten Genofjenichaften in Bezug auf die ihr obliegen=- 
den Pflichten gefährdet wird. 

3. Wird die Vereinigung mehrerer Genofjenichaften 
oder das Ausfcheiden einzelner örtlich abgegrenzter 
Theile aus einer Genofjenfchaft und die Zutheilung 
derjelben zu einer anderen Genofjenfchaft auf Grund 
eine Genofjenjchaftsbeichluffes beantragt, Dagegen 
von der anderen betheiligten Genoſſenſchaft abge- 
lehnt, fo entſcheidet auf Anrufen der Bundesrath. 

4. Anträge auf Ausscheidung einzelner örtlich abge- 
grenzter Theile aus einer Genoſſenſchaft und Bildung 
einer bejonderen Genoſſenſchaft für diejelben find 
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zunächſt ber Beichlubfaffung der Genoſſenſchafts⸗ 

verfammlung zu unterbreiten und fodann dem 

Bundesrathe zur Enticheidung vorzulegen. 

Wird die Genehmigung ertheilt, jo ift zur Beſchluß⸗ 
faſſung über das Statut für die neue Genoſſenſchaft eine 
Genofjenichaftsverfammlung einzuberufen, für welche die 
88 20, 21, 24 Abſ. 3 des Geſetzes vom 5. Mai 1886 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 132) maßgebend find. 


Zu 8 62 vgl. Gew.G. 8 52. Es beiteht nur ber Unter: 
fchied, daß nad Im. G. Aenderungen nur in der Örtlichen 
Abgrenzung, nicht auch in Bezug auf ben Beitand der Ber.: 
Gen. an Betriebezweigen möglich find 

Sind nur Ber.Gen. eined und desfelben Bundesſtaates 
betheiligt, jo findet $ 143 Anwendung. 


8 63 (48). 

I Merden mehrere Genoffenichaften zu einer Ge- 
noffenichaft vereinigt, jo gehen mit dem Zeitpunfte, zu 
welchen die Veränderung in Wirkſamkeit tritt, alle Rechte 
und Pflichten der vereinigten Genoſſenſchaften auf die 
neugebildete Genofjenjchaft über. 

U MWenn einzelne örtlich abgegrenzte Theile aus 
einer Genoſſenſchaft ausfcheiden und einer anderen Ge- 
noſſenſchaft angefchloffen werden, fo find von dem Ein- 
tritte Diefer Veränderung ab die Entihädigungsaniprüche, 
welche gegen bie erftere Genofſenſchaft aus den in Be⸗ 
trieben der ausfcheidenden Genofjenfchaftstheile einge» 
tretenen Unfällen erwachſen find, von der Genoffenichaft 
zu befriedigen, welcher die Genofjenichaftstheile nunmehr 
angefchloffen find. 

II Scheiden einzelne örtlich abgegrenzte Theile aus 
einer Genofſſenſchaft unter Bildung einer neuen Genofjen- 
ſchaft aus, fo find von dem Zeitpunfte der Ausscheidung 
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ab die Entihäbigungsanfprüche, welche gegen die erftere 
Genofſenſchaft aus den in Betrieben der ausjcheidenden 
Genofjenichaftstheile eingetretenen Unfällen erwachſen find, 
von der neugebildeten Genoffenjchaft zu befriedigen. 

IV Inſoweit zufolge des Ausſcheidens von örtlich 
abgegrenzten Theilen Entichädigungsanfprüde auf andere 
Genoſſenſchaften übergehen, Haben die letzteren Anſpruch 
auf einen entjprechenden Theil des Reſervefonds und bes 
fonftigen Vermögens derjenigen Genoſſenſchaft, aus welcher 
die Ausſcheidung ſtattfindet. 

v Die Beſtimmungen der Abſ.2 und 4 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung, wenn einzelne Betriebe oder 
Nebenbetriebe in Folge von Berichtigungen der Kataſter 
von einer Berufsgenoffenfchaft auf eine andere übergeben. 

vI Die vorſtehenden Beitimmungen können dur 
übereinftimmenden Bejchluß der betheiligten Genoffjen- 
Ichaftsverfammlungen abgeändert oder ergänzt werden. 

VO GStreitigfeiten, welche in Betreff der Vermögens— 
auseinanberjegung zwiſchen den betheiligten Genofjen- 
ſchaften entitehen, werden mangels Verſtändigung der- 
felben über eine jchiedsgerichtliche Entjcheidung von dem 


Neichg-Verficherungsamt entjchieden. 
8 68 entipricht dem 8 53 des Gew.®. 


Aufldöfung von Berufsgenoffenidaften. 
Ss 64 (nen). 

I Berufsgenoſſenſchaften, welche zur Erfüllung der 
ihnen durch dieſes Geſetz auferlegten Berpflichtungen 
Yeiftungsfähig werden, können auf Antrag des Reichs— 
Verfiherungsamts, vorbehaltlich der Beitimmungen bes 
$ 144, von dem Bundesrath aufgelöft werden. Diejenigen 
Betriebe, welche die aufgelöfte Genoflenihaft gebildet 
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haben, find anderen Berufsgenofjenichaften nad) deren 
Anhörung zugutheilen. 

U Mit der Auflöfung der Genoſſenſchaft gehen deren 
Rechtsanſprüche und Verpflichtungen, vorbehaltlich der 
Peitimmungen der 88 133, 144, 145, auf das Reich über. 


$ 64 ift durch die Novelle dem Gew.G.$ 54 nachgebildet 
worden. Ueber die Auflöjung der mad landeögejeßlicher Bor- 
ſchrift errichteten Ber. Gen. vgl. $ 144 


III. Mitgliedfhaft. Betriebsveränderungen. 
Mitgliedichaft. 
8 65 (44). 

I Mitglied der Genoſſenſchaft ift jeder Unternehmer 
eines unter $ 1 fallenden Betriebs, deſſen Sit in dem 
Bezirke der Genoſſenſchaft belegen ift. 
| I Eine Gejammtheit von Grundftüden eines Unter: 

nehmers, für deren Iandwirthichaftlicden Gejammtbetrieb 
gemeinjame Wirthſchaftsgebäude bejtimmt find, gilt im 
Sinne dieſes Geſetzes als ein einziger Betrieb. Als Sitz 
eines landwirthichaftlichen Betriebs, welcher fich über die 
Bezirke mehrerer Gemeinden erftredt, gilt diejenige Ge- 
meinde, in deren Bezirke die gemeinfamen Wirthichafts- 
gebäude belegen find. Dabei entjcheiden diejenigen Wirth: 
fchaftsgebäude, welche für die wirtHichaftlihen Haupt— 
zwede des Betriebs beftimmt find. Die betheiligten Ge- 
meinden und Unternehmer fönnen fich über einen anderen 
Betriebsfitz einigen. 

I Mehrere forftwirtbichaftliche Grunditüde eines 
Unternehmers, welche derjelben unmittelbaren Betrieb3- 
leitung (Revierverwaltung) unterftellt find, gelten als ein. 
einziger Betrieb. Torftwirthichaftlihe Grunditüde wen 
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ſchiedener Unternegmer gelten ala Einzelbetriebe auch 
wenn fie zuiammen derjefben Betriebslertung unterftellt 
find. Als Sig eines forfimirthichaftlichen Betriebs, mel- 
cher jich über mehrere Gemeinbebezirfe erftredt, gilt Die= 
jenige Gemeinde, in deren Bezirfe der größte Theil der 
‚oritgrunditüde belegen ift, jofern nicht die hetheiligten 
Gemeinden und der Unternegmer fich über einen anderen 
Betriebsſitz einigen. 

IV Weber die Zugehörigfeit gemitchter, theila Land, 
theils forſtwirthſchaftlicher Betriebe zur Genoffenichaft 
enticheidet der Hauptbetrieb. 

Y Stimmberedtigt find die Mitglieder der Genoffen- 
Ihaft nur dann, wenn fie fih im Beſitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden. 

Zu 365 vgl. Gew. G. % 55. 

Zu AH. 1: Die Mitgliedihert berugt auf der Betriebe 
zugehörigfeit. Unternehmer der unter $ 1 fallenden Betriebe 
find Mitglieder ber Ber.Gen., welcher die Betriebe jeweils 
zugehören, und zwar enticheidet im erfter Linie die Zugehörig⸗ 
feit des (mw. oder jw. Hauptbetriebes, nicht des Nebenbetriebes, 
welcher jenem ftet3 folgt. Auch verficherte Betriebaunter: 
nehmer find Mitglieder. A. N. VIIS. 225 Rr. 992 (Rg. XI 
©. 87) 

Pr Abſ. DI und III: Ueber den Betriebafiz entſcheidet 
in erfter Linie die Lage der Im. oder jw. Grundflüde. Be— 
finden fi} diejelben nur in der Marfung einer Gemeinde, jo 
ıft in ihr ohne Rüdfiht auf Wohnfitz und Ort der Betriebs⸗ 
leitung ber Si des Betriebs zu finden. Ausländiiche Be 
triebe: 3* n IV ©. 243 Nr. 533, V S. 346 Nr. 732, Hbb. 
zu 5 44 

R Mt. V: Verluſt der bürgerl. Ehrenrechte: REkr. GB. 


her bie Bedeutung des Betrieböfiges für die Zugehörig: 
‚keit zur SKrantenverficherung ſ. 8 27 diefes Del. 8134 d 
Gel, b. 5. Mai 1886 und ſer. VBG. 8 5a Abi. III 
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8 66 (45). 

Die Mitgliedichaft beginnt für die Unternehmer der 
unter $ 1 fallenden Betriebe, welche zur Zeit der Er- 
richtung der Genofjenjchaft beftehen, mit dieſem Zeitpunfte, 
für die Unternehmer fpäter eröffneter Betriebe mit dem 


Zeitpunkte der Eröffnung des Betriebs. 
Bol. Gew.G. 8 55 Abſ. I Satz 2. 


8 67 (46). 

Don der Eröffnung eines neuen Betrieb Hat die 
Gemeindebehörde durch Vermittelung der unteren Ber: 
waltungsbehörde dem Genofjenichaftsporftande Kenntniß 
zu geben. Derjelbe hat die Zugehörigkeit zur Genoſſen⸗ 
- Schaft zu prüfen. Wird die Zugehörigkeit anerkannt, ſo 
ift, fomweit nicht $ 57 Anwendung findet, nad) 88 54, 55 
zu verfahren. Wird die Zugehörigkeit abgelehnt, jo Hat 
der Genoſſenſchaftsvorſtand der unteren Verwaltungs- 
behörde hiervon Mittheilung zu machen. Dieje fann den 
Tal dem Reichs-Verfihungsamte zur Entſcheidung vor- 
legen. Auf Antrag der Berufsgenoffenichaft hat fie von 
diefer Befugniß Gebrauch zu madıen. | 

$ 67 kann durch Landesgeſetz abgeändert werben ($ 141). 
Es Tann daher auch durch Landesgefeß eine Anzeigepflicht der 
Unternehmer begründet werden. Dem Statut fommt ſolche 
Befugniß nicht zu. 

Die gemeindliche Mittheilungspflicht erjebt die Anmelde: 
pflicht der Unternehmer (vgl. Geiv.G. 88 56, 57) und ergänzt 
die Vorfchrift der 85 54, 55. Die Eintragung in? Betriebs: 
verzeichniß obliegt nach $ 55 Abf. I der Genoſſenſchaft, nicht 
der Gemeinde, fofern nicht ein bejonderer Auftrag vorliegt. 


8 68 (47). 


Jeder MWechjel in der Perfon desjenigen, für deſſen 
Rechnung der Betrieb erfolgt, ift von dem Unternehmer 
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binnen einer durch das Statut feitzufeßenden Friſt dem 
Genofjenichaftsvorftand anzuzeigen. St die Anzeige von 
dem MWechjel nicht erfolgt, jo werden bie auf die Ge- 
noffenichaftsmitglieder umzulegenden Beiträge von dem 
bisherigen Unternehmer forterhoben. Die Haftung um— 
faßt noch dasjenige Rechnungsjahr, in welchem die An- 
zeige gejchieht, ohne daß dadurch der neue Unternehmer 
von der auch ihm geſetzlich obliegenden Haftung für die 
Beiträge entbunden ift. 
Bu $ 68 vgl. oben 8 88 Biff. 7 und Gew.G. 8 60 Abſ. II. 


8 69 (48) 

I In Betreff der Anmeldung von Nenderungen in 
dem Betriebe, welche für die Zugehörigkeit desjelben zur 
Genofjenfchaft oder für die Umlegung der Beiträge (88 36, 
51 bis 58, 57, 58) von Bedeutung find, fowie in Betreff 
des weiteren Verfahrens hat das Genoſſenſchaftsſtatut 
($ 38) Beitimmung zu treffen. 


I Gegen die auf die Anmeldung der Wenderung 
oder von Amtswegen ergehenden Bejcheide der zuftändigen 
Genoſſenſchaftsorgane ſteht dem Betriebsunternehmer 
binnen einer Friſt von zwei Wochen die Beſchwerde an 
das Reichs-Verſicherungsamt zu. 

Zu $ 69 vgl. Gew.G. 861. Der $ 69 ift in Abf. I durch 
Landesgeſetz abänderlich ($ 141), in Abf. II dagegen nicht. 


Zu Abf. I: Solche Aenderungen find die Verlegung des 
Betrieböfited durch Verlegung der Wirthichaftsgebäude oder 
Ausdehnung der Grundftüde ($ 65 Ab. IL, III), die Zuſammen⸗ 
legung mehrerer Betriebe, die DBeränderung eines Neben⸗ 
betriebes des 81 Abf. II, wodurd er zu den Betrieben des 
8 1 Abf. III zu rechnen ift, die Umwandlung eines Iiw. Pe: 
friebs in einen gewerblichen. 


Beltftelung und Auszahlung der Entihädigungen. 88 69-71. 897 


IV. Feftitelung und Unszahlung der Entichädigungen. 

Anzeige und Unterjfuhung der Unfälle. 

8 70 (55). 

I Don jedem in einem verficherten Betriebe vor⸗ 
fommenden Unfalle, Durch welchen eine in demfelben be= 
Ichäftigte Perſon getödtet wird oder eine Körperverleßung 
erleidet, welche eine völlige oder theilmweije Arbeitzunfähig- 
feit von mehr als drei Tagen oder ben Tod zur Folge 
bat, ift von dem Betriebsunternehmer bei der Ortöpolizei« 
behörde und dem durh Statut zu beftimmenden Ge- 
noſſenſchaftsorgane Jchriftlich oder mündlich Anzeige zu 
eritatten. | 

H Diefelbe muß binnen drei Tagen nad) dem Tage 
erfolgen, an welchem der Betriebsunternehmer von dem 
Unfalle Kenntniß erlangt bat. 

2 Für den Betriebsunternehmer kann derjenige, 
welcher zur Zeit des Unfalls den Betrieb oder den Be— 
triebstheil, in welchem fich der Unfall ereignete, zu leiten 
hatte, die Anzeige erftatten; im Falle der Abweſenheit 
oder Behinderung des Betriebsunternehmers ift er dazu 
verpflichtet. 

IV Das Formular für die Anzeige wird dom Reichs⸗ 
Berficherungsamt feftgeitellt. 

’ Die PVorftände der unter Reichs- oder Staats- 
verwaltung ftehenden Betriebe haben die im Abſ. 1 vor- 
gejchriebene Anzeige der vorgeſetzten Dienftbehörde nad 
näherer Anweifung derfelben zu eritatten. 

8 70 Stimmt wörtlich überein mit Gew.&. 8 63. 


8 71 (57). 
I Jeder zur Anzeige gelangte Unfall, durch welchen 
eine verlicherte Perfon getödtet ift oder eine Körvex- 
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verlegung erlitten bat, die vorausfichtlih einen Ent: 
Ihädigungsaniprud; auf Grund dieſes Gefeßes zur ‘Folge 
baben wird, iſt jobald ala möglidh, in den im $ 76b 
des Kranfenverficherungsgefeßes und im $ 15 dieſes Ge— 
feßes bezeichneten Fällen ſpäteſtens unmittelbar nad) Ein- 
gang eines entiprechenden Erſuchens der Berufsgenofjen- 
ſchaft oder der beteiligten Kranfenfaffe von der Orts- 
polizeibehörde einer Unterfuchung zu unterziehen, durch 
welche feitzuftellen find: 

. die Veranlaffung und Art des Unfalls, 

. die getödteten oder verlegten Perfonen, 

. die Art der vorgefommenen Verleßungen, _ 

. der Verbleib der verlegten Perjonen, 

. bie Hinterbliebenen der durch den Unfall getödteten 
und die Angehörigen der durch den Unfall verlebten 
Perfonen, melde auf Grund diejes Geſetzes einen 
Entſchädigungsanſpruch erheben können, 

6. die Höhe der Renten, welche der Verlette etwa auf 
Grund der Unfallverficherungägefeße oder des In— 
validenverficherungsgejehes bezieht. 

U Auf Antrag des Vorſtandes der Genofjenichaft 
oder der Sektion oder der betbeiligten Kranfenfaffe hat 
die Ortöpoligeibehörde die Unterfuhung auch dann vor⸗ 
zunehmen, wenn fie die VBorausfegung des erſten Abſatzes 
nieht ala gegeben anſieht. 

8 71 entipricht bem 8 64 des Gew.G. 

8 72 (58). 

I An ben Unterfuchhungsverhandblungen können Theil 
nehmen: Vertreter der Genofjenfchaft, ein von dem Bor: 
jtande der Krankenkaſſe, welcher der Getödtete oder Ver: 
ste zur Zeit des Unfall® angehört Hat, beitellter Be— 


ma DD m 


Feftitelung und Auszahlung der Entfchädigungen. 85 72—%5. 899 


vollmächtigter jowie der Betrieböunternehmer oder ein 
Vertreter desjelben. Zu diefem Zmede ift dem Genoſſen— 
ichaftsvorftande, dem Kaffenvorjtand und dem Betrieb2- 
unternehmer von der Einleitung der Unterſuchung redt- 
zeitig Kenntniß zu geben. Iſt die Genoflenihaft in 
Sektionen getheilt, oder find von der Genoffenichaft Ver: 
trauensmänner beftellt, fo iſt die Meittheilung von der 
Einleitung der Unterfuhung an den Sektionsvorſtand 
beziehungsweife an den Vertrauensmann zu richten. 

I Außerdem find, ſoweit thunlich, die ſonſtigen Be» 
theiligten und auf Antrag und Koften der Genofjenjchaft 
Sachverſtändige zuguziehen. 

8 72 entipridht bem 8 65 des Gew.G. 

8 73 (60 Abf. II). 

Bon dem über die Unterfuhung aufgenommenen 
Protokolle ſowie von den jonftigen Unterſuchungsverhand⸗ 
Yungen iſt den Betheiligten auf ihren Antrag Einficht 
und gegen Gritattung der Schreibgebühren Abichrift zu 
erteilen. Die Erftattung der Schreibgebühren kann er- 
laflen werben. | 

8 78 ftimmt wörtlich überein mit Gew. G. 8 66. 

$ 74 (61). 

Bei den im 8 70 Abf. 5 bezeichneten Betrieben be—⸗ 
jtimmt die vorgefeßte Dienftbehörde diejenige Behörde, 
welche die Unterfuchung nad den Beftimmungen der $$ 71 
und 72 vorzunehmen hat. 

8 74 entipriht dem 8 67 des Gew.®. 


Teitjtellung der Entjhädigungen. 
8 75 (62 


I Die Beihlußfaflung über bie Feſtſtellung der Ent⸗ 
ſchädigungen (88 7 bis 25) erfolgt: 
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1. fofern die Genoſſenſchaft in Sektionen eingetheilt 
it, dur den Vorftand der Sektion, wenn e8 fich 
handelt 

a) um die im $ 8 Abf. 1 Ziffer 1 bezeichneten 
Reiftungen, 

bh) um bie für die Dauer einer vorausfichtlich vor ⸗ 
übergehenben Erwerbsunfähigteit zu gewährende 
Rente, 

c) um das Sterbegeld, 

d) um die Aufnahme des Verlegten in eine Heil- 
anftalt, 

e) um bie den Angehörigen eines Verletzten für 
die Zeit feiner Behandlung in einer Heilanftalt 
zu gewährenbe Mente; 

2. in allen übrigen Fällen durch den Vorftand der Ge— 
noſſenſchaft. 

U Das Genoſſenſchaftsſtatut kann beſtimmen, daß 
die Feftftellung der Entſchädigungen in den Fällen des 
Abſ. 1 Ziffer 1 durch einen Ausſchuß des Genofſſenſchafts- 
oder Seftionsvorftanbes oder Durch befondere Kommilfio- 
nen ober durch örtliche Beauftragte (Vertrauensmänner), 
in ben Fällen des Abſ. 1 Ziffer 2 durch den Seltions- 
vorftand oder durch einen Ausſchluß bes Genoflenichafts- 
ober Seftionsvorftandes oder Durch befondere Kommiffio- 
nen zu bewirfen ift. 

u Soll auf Grund eines ärztlien Gutachtens die 
Bewilligung einer Entihädigung abgelehnt oder nur eine 
Theilrente feftgeftellt werben, fo ift vorher ber behandelnde 
Arzt zu hören. Steht dieſer zu ber Genoſſenſchaft in 
einem Vertragsverhältniffe, fo ift auf Antrag ein anderer 
“+ 47 hören. 

75 entipridht dem $ 69 des Gew G. 
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8 76.(neu). : 

I Soll die Bewilligung einer Entihädigung abe 
gelehnt werden, ſo ift diefe Abficht dem Verletzten oder 
im Falle feines Todes feinen Hinterbliebenen, ſoweit fie 
nach 88 17 bis 20, 22 entichädigungsberedjtigt fein würden, 
mitzutheilen. Soll eine Entichädigung bewilligt werden, 
fo iſt den genannten Perſonen die Höhe der in Ausficht 
genommenen Entſchädigung mit ben rechnungsmäßigen 
Grundlagen mitzutheilen. 

I Der Verletzte ſowie feine Hinterbliebenen (817 
dis 20) find befugt, auf dieſe Mittheilung innerhalb 
zweier Wochen ſich zu äußern. Auf ihren innerhalb der 
gleichen Frift geftellten Antrag hat die untere Verwal—⸗ 
tungsbehörde diefe Aeußerung zu Protofoll zu nehmen. 
Wird ein folder Antrag geftellt, fo hat hiervon die untere 
Derwaltungsbehörde unverzüglih dem zuftändigen Ge: 
nofjenichaftsorgane Kenntniß zu geben; dieſes hat bis zum 
Eingange des Protokoll den Beſcheid auszufegen. 

I Bei den im Abi. 1 bezeichneten Deittheilungen 
Hat das zuftändige Genoflenfchaftsorgan auf die aus 
Abi. 2 und aus 8 75 Abſ. 3 fich ergebenden Befugniffe 
fowie auf die im Abi. 2 vorgejehene Frift hinzuweiſen. 

8 76 entſpricht dem 8 70 bes Gew.G. 

8 77 (63 Abf. IL bis IV). 

I Die Feftftellung der Entfehädigung hat in bejchleu= 
nigtem Verfahren von Amtöwegen zu erfolgen. 

U Für diejenigen verlegten Perfonen, für welche 
noh nad) Ablauf von dreizehn Wochen nach dem Unfall 
eine weitere ärztliche Behandlung behufs Heilung der 
erlittenen Verlekungen nothwendig ift, hat ſich die Felt: 
ftellung zunächſt mindeftens auf bie bis zur Berahisuun, 

Piloty, Unfaliverfiherungagefege. W 
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des Heilverfahrens zu leiftenden Entihädigungen zu er- 
ftreden. Die weitere Entſchädigung ift, jofern Deren 
Feſtſtellung früher nicht möglich iſt, nach Beendigung 
des Heilverfahren unverzüglich zu bewirken. 
I Kann die endgültige Feſtſtellung nicht jofort er- 
folgen, fo ift eine Entſchädigung vorläufig zuzubilligen. 
8 77 ftimmt wörtlich überein mit Gew.®. 8 71. 


8 78 (64 Abſ. I, ID). 

I Entſchädigungsberechtigte, für welche die Ent- 
Ihädigung nicht von Amtsmwegen feitgeitellt ift, haben 
ihren Entichädigungsanfpruch bei Vermeidung des Aus- 
ichluffes vor Ablauf von zwei Jahren nah dem Ein- 
tritte des Unfalls bei derjenigen Berufsgenofjenfchaft 
anzumelden, welcher die Entjchädigungspflicht obliegt. 
Die Frift gilt aud) dann als gewahrt, wenn die An- 
meldung bei einem nicht zuftändigen Genofjenjchaftz- 
organ oder bei einer anderen Berufögenoffenichaft oder 
bei der für den Wohnort des Entichädigungsberechtigten 
zuftändigen unteren Verwaltungsbehörbe erfolgt iſt. In 
ſolchem Falle ift die Anmeldung unverzüglih an die zu- 
jtändige Stelle abzugeben und der Betheiligte davon zu 
benachrichtigen. 

U Nach Ablauf der Frift ift der Anmeldung nur 
dann Folge zu geben, wenn zugleich glaubhaft befcheinigt 
wird, Daß eine einen Entichädigungsanipruch begründende 
Folge des Unfalls erjt ſpäter bemerfbar geworden oder 
daß der Entihädigungsberechtigte von der Verfolgung 
feines Anſpruchs durd) außerhalb feines Willens Tiegende 
Verhältniffe abgehalten worden ift, und wenn bie An 
meldung innerhalb dreier Monate, nachdem eine Unfall 
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folge bemerfbar geworden oder das Hinderniß für Die 
Anmeldung weggefallen, erfolgt iſt. 
8 78 ftimmt wörtlich überein mit Gew.G. 8 72. 
8 79 (64 Abſ. III). 

I Wird der angemeldete Entſchädigungsanſpruch an⸗ 
erfannt, fo ift die Entſchädigung fofort feitzuftellen. Iſt 
die Berufsgenoſſenſchaft der Anficht, daß ein entjchädig- 
ungspflichtiger Unfall nicht vorliegt, jo ift der Anſpruch 
durch Schriftlichen Beicheid abzulehnen. Der Beſcheid ijt 
mit Gründen zu verjeben. 

u Iſt die Genoſſenſchaft der Anficht, daß zwar ein 
entfchädigungspflichtiger Unfall vorliegt, die Entſchädigung 
aber von einer anderen Genoſſenſchaft zu gewähren ift, 
fo Hat der Genoſſenſchaftsvorſtand dem Entjchädigungs: 
berechtigten eine vorläufige Fürſorge zuzumenden und 
fih unter Mittheilung der gepflogenen Verhandlungen 
wegen Anerkennung der Entichädigungspfliht mit dem 
Vorſtande der anderen Genojlenichaft ius Benehmen zu 
fegen. Wird von biefem die Entichädigungapflicht ab» 
gelehnt oder innerhalb einer Frift von ſechs Wochen eine 
Erflärung nicht abgegeben, jo iſt die Enticheidung des 
Neichd-Verfiherungsamts darüber herbeizuführen, welche 
Berufsgenoſſenſchaft entf gädigungspflichtig it. Die Ent- 
Tcheidung iſt aucd dem Entichädigungsberechtigten zuzu⸗ 
jtellen. 

8 79 Stimmt wörtlich überein mit Gew. G. 8 78. 

8 80 (65). 

Die Mitglieder der Genofjenfchaften find verpflichtet, 
auf Erfordern der Behörden oder der nad) $ 75 zur 
Feſtſtellung der Entihädigungen berufenen Stellen binnen 
einer Woche diejenigen Gehalts: und Lohnnachweiiungen 

DAN; 
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zu liefern, welche zur eftjtellung der Entihädigung er- 
forderlih find. 

8 80 entfpricht dem 8 74 des Gew. G. 

Beſcheid der Borftände. 
8 81 (66). 

Ueber die Teftftellung der Entichädigung Hat die— 
jenige Stelle (8 75), welche fie vorgenommen Hat, dem 
Entihädigungsberechtigten einen ſchriftlichen Beſcheid zu 
ertheilen, aus welchem die Höhe ber Entihädigung und 
die Art ihrer Berechnung zu erjehen if. Bei Ent- 
fhädigungen für erwerbsunfähig gewordene Verletzte ift 
namentlih anzugeben, in welchem Maße die Erwerb: 
unfähigfeit angenommen worden ift. 

8 81 entfpricht dem $ 75 bes Gew. G. 

Berufung. 
8 82 (67). 

I Gegen den Beſcheid, durch welchen der Entichädig- 
ungsanfprud; abgelehnt wird, ſowie gegen den Beſcheid, 
durch weldden die Entſchädigung feftgeftellt wird, findet 
die Berufung auf ſchiedsgerichtliche Entſcheidung Itatt. 

I Die Berufung ift bei Vermeidung bes Ausſchlufſes 
innerhalb eines Monats nach der Zuftellung des Be⸗ 
ſcheids bei dem Schiedögerichte (Geſetz, betreffend die Ab- 
änderung der Unfallverfidjerungsgefeke, 8 3) zu erheben, 
in befien Bezirke der Betrieb, in welchem ber Unfall fich 
ereignet bat, belegen ift. 

DI Die Friſt gilt auh dann als gewahrt, wenn 
innerhalb derjelben die Berufung bei einer anderen in- 
Yändifchen Behörde oder bei einem Genoſſenſchaftsorgan 
eingegangen ift. Diefe Haben die Berufungsfhrift un 
verzüglich an das zuftändige Schiedsgericht abzugeben. 
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- IV Der Beicheid muß die Bezeichnung des für Die 
Berufung zuftändigen Schiedögerichts ſowie die Belehrung 
über die einzubaltende Frift enthalten. 

’ Die Berufung bat, ausgenommen im alle be3 


8 24 feine aufſchiebende Wirkung. 
$ 82 entipricht dem 8 76 des Gew.G. 


$ 83 (neu). 

I Bildet in dem Falle des S 16 Abſ. 1 Ziffer 2 die 
Anerkennung oder Nichtanerfennung des Rechtsverhältnifjes 
zwifchen dem Getödteten und dem die Entfchädigung Be— 
anfpruchenden die Vorausfegung des Anſpruchs, jo fann 
das Schiedsgericht den DBetheiligten aufgeben, zuvörderſt 
die Feſtſtellung des betreffenden Nechtsverhältniffes im 
ordentlichen Rechtswege herbeizuführen. In diefem Falle 
ift die Klage bei Vermeidung des Ausfchluffes binnen 
einer dom Schiedsgerichte zu beſtimmenden, mindeitens 
auf einen Monat zu bemeflenden Friſt nach der Zu- 
ftellung des hierüber ertheilten Beſcheids des Schieds⸗ 
gerichts zu erheben. 

U Nachdem im orbentlichen Rechtsweg eine recht3- 
fräftige Entſcheidung ergangen ift, hat das Schiedögericht 
auf erneuten Antrag über den Entſchädigungsanſpruch zu 


entſcheiden. 
$ 83 entſpricht dem 8 77 des Gew.G. 


8 84 (neu). 

Das Schiedögericht Hat, wenn es den Entſchädigungs⸗ 
anſpruch für begründet erachtet, zugleich die Höhe der 
Entſchädigung und den Beginn der Rente feſtzuſtellen. 
Hat das Schiedsgericht in beſonderen Ausnahmefällen, 
welche das Reichs-Verſicherungsamt näher beſtimmen darf, 
den Anſpruch nur dem Grunde nach anerkannt und nicht 
gleichzeitig über die Höhe der Entſchöd ohh un en 


406 111. Unfaliverfidierungägefes für Land- und Forſtwirthſchaft. 


Beginn ber Rente entichieben, fo Hat das Schiedsgericht 
unverzüglich eine vorläufige Entichädigung zu bemilligen, 
gegen deren Feſtſtellung ein Rechtsmittel nicht flattfindet. 
Sobald der Entichädigungsanfpruch rechtskräftig feſtfteht. 
Hat der Vorftand die Höhe der Entichädigung und ben 
Beginn der Rente, fofern dies nicht bereits früßer ge- 
ſchehen ift, feftzuftellen. Die vorläufig gezahlten Be- 
träge werben auf die endgültig angemwiejene Rente an- 
gerechnet. 
8 84 entfpridt dem 8 79 des Gew.®. 
8 85 (68). 
Die Enticheidung des Schiedsgerichts ift dem Be- 
zufenden und demjenigen Genoffenihaftsorgane, welches 
den angefochtenen Beſcheid erlafſen hat, in Ausfertigung 


zuzuftellen. 
8 85 ftimmt wörtlich überein mit Gem.@. $ 79. 
Rekurs. 
8 86 (68). 


I Gegen die Enticheidung des Schiedägerichts ſteht 
in den Fällen des $ 75 Abſ. 1 Ziffer 2, vorbehaltlich der 
Beitimmungen des $ 69 Abi. 2 und des $ 101 Ab}. 1 
dem Berletten ober deſſen Hinterbliebenen jowie dem 
Genoſſenſchaftsvorſtande das Rechtsmittel des Refurfes 
zu. Der Rekurs bes Vorſtandes Hat auffchiebende 
Wirkung infomweit, ald es fih um Beträge handelt, Die 
für die Zeit vor dem Erlafje der angefochtenen Ent- 
Scheidung nachträglich gezahlt werden follen. Im Uebrigen 
hat der Rekurs feine aufjchiebende Wirkung. 

11 Werben mit der Anfechtung einer Enticheidung 
des Schiedögerichts in den im 8 75 Abſ. 1 Ziffer 1 be» 
zeichneten Angelegenheiten Retursanträge wegen Der im 
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8 75 Abi. 1 Ziffer 2 bezeichneten Angelegenheiten ver- 
bunden, jo darf die Entjcheidung des Schiedögerichts über 
die zuerft bezeichneten Angelegenheiten in dem Rekurs⸗ 
verfahren nur dann abgeändert werden, wenn im Uebrigen 
den Rekursanträgen Folge gegeben wird. 


IT Meber den Rekurs entfcheidet das Reichs⸗Ver— 
fiherungsamt. Das Rechtsmittel ift bei demfelben zur 
Vermeidung des Ausschluffes innerhalb eines Monats 
nach der Zuftellung der Enticheidung des Schiedsgerichts 
einzulegen; die Beftimmung des $ 82 Abi. 3 findet ent- 
iprechende Anmendung. 

8 86 entipricht bem 8 80 des Gew.G. 


8 87 (neu). 

I St der Rekurs unzuläffig ($ 86 Abſ. 1) oder ver- 
ſpätet (8 86 Abſ. 3), jo hat das Reichs-Verſicherungsamt 
den Refurs ohne mündliche Verhandlung zurüdzumeifen; 
ebenjo kann es verfahren, wenn die bei dem Beſchluſſe 
mitwirfenden Mitglieder einftimmig den Rekurs für 
offenbar ungerechtfertigt erachten. Andernfall3 hat das 
Reicha-Verficherungsamt nad) mündlicher Verhandlung zu 
entſcheiden. 


11 Wird das angefochtene Urtheil aufgehoben, jo 
fann das Neicha-Verfiherungsamt, ftatt in der Sade 
felbft zu enticheiden, dieſelbe an das Schiedögericht oder 
an das zuftändige Genoſſenſchaftsorgan zurückverweiſen. 
Dabei kann das Reichs-Verſicherungsamt beſtimmen, daß 
dem Entſchädigungsberechtigten eine ihrem Betrage nach 
beſtimmte Rente vorläufig zu zahlen iſt. Im Falle der 
Zurüdverweifung ift die rechtliche Beurtheilung, auf 
welche das Reicha-Verficherungsamt die Aufhebung geitügt 
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bat, den weiteren Entjcheibungen oder Beſcheiden zu 
Grunde zu Tegen. 
h n7 entipricht dem 8 81 des Gew.G. 
888 (neu). 

Kommt nach Anficht des Heics-Berfiherungsamte 
nicht die im Verfahren in Anfpruch genommene, fondern 
eine andere Berufögenoffenichaft ala entichädigungspflichtig 
in Trage, fo kann das Reichs-Verſicherungsamt dieſe 
andere Genoſſenſchaft zur Verhandlung beiladen und ge- 
nebenen Falles zur Leiftung der Entſchädigung verur- 
teilen, auch wenn ein Unfpruch gegen biejelbe bereits 
rechtöfräftig abgelehnt worden ift. 

4 88 ſtimmt wörtlich überein mit 8 82 bes Gew.G. 

8 89 (neu). 

I Sobald einem Verlegten oder deffen Hinterbliebenen 
ein Entſchädigungsanſpruch gegenüber einer Genoflenfchaft 
rechtskräftig zuerkannt ift, fann auf Antrag ein gegen 
über einer anderen Genoſſenſchaft wegen desfelben Unfalls 
etwa fchmwebendes Verfahren durch Beſchluß des Neicha- 
Verfiherungsamts eingeftellt werden. 

I Sind, abgefehen von den Fällen des $ 91, wegen 
desjelben Unfalls Entſchädigungsanſprüche gegen mehrere 
Genoſſenſchaften rechtskräftig anerkannt, jo hat das Reichs⸗ 
Derfiherungsamt die zu Unrecht ergangene TFeitftellung 
oder Entſcheidung aufzuheben. 

MI Die auf Grund der aufgehobenen Feitftellung 
oder Entſcheidung geleifteten Zahlungen find zu erjegen; 
der Anspruch des Verletzten geht infomweit auf die erfaße 


berechtigte Genofjenichaft über. 
8 89 entipricht dem 8 88 des Gew.®. 


8 90 (neu). 
Auf bie Anfechtung rechtskräftiger Entſcheidungen 
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über einen Entſchädigungsanſpruch finden, unbeſchadet 
der Beitimmungen der $$ 88, 89, die Vorfchriften der 
&ivilprozeßordnung über die Wiederaufnahme des Ber: 
fahrens entiprechende Anwendung, foweit nicht durch 
Kaiferliche Verordnung mit Zuftimmung des Bundesraths 
etwas Anderes beftimmt wird. 

8 90 entſpricht dem 8 84 des Gew.G. 

8 91 (neu). 

I Sat die Beichäftigung, bei welcher ſich der Unfall 
ereignet bat, für mehrere zu verjchiedenen Berufsgenoſſen⸗ 
ihaften gehörende Betriebe ftattgefunden, jo können bie 
betbeiligten Genofjenihaften die Entichädigungsverpflicht- 
ung unter fich vertheilen. Kommt eine Einigung nicht 
zu Stande, fo ift bad Reichs⸗Verficherungsamt berechtigt, 
auf Antrag einer betheiligten Genofjenfchaft die Ver— 
theilung zu beftimmen. In ſolchem Tale ift nah An« 
hörung der betheiligten Vorjtände nach billigem Ermefjen 
feftzuftellen, mit welchem Antheile jede Genoſſenſchaft an 
der Unfallentihädigung betheiligt ift und welche Beträge 
derjenigen, welche vorläufig Entſchädigung geleiftet hat, 
zu erjtatten find. 

I Die Heranziehung einer der im vorftehenden Ab- 
fage bezeichneten Genoffenfchaften zur Aufbringung eines 
Antheils an der Entihädigung fann auch dann noch er- 
folgen, wenn ein ablehnenber Beicheid der Genofjenichaft 
oder eine den Anſpruch des Entjchädigungsberedhtigten 
ihr gegenüber zurüdmweifende Entſcheidung rechtskräftig 
geworben ift. Ä 

I Die für die Feſtſtellung der Entſchädigung zus 
ftändige Genoſſenſchaft ift mangels einer Vereinbarung 
durch das Reichs-Verficherungsamt zu bejtimmen. 

8 91 ftimmt wörtlich überein mit 8 85 des Gew.®. 
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$ 2 (na. 
Die Berwisgenntenih:tten find beingt. von ber 
ARüdftorderung der gemäß &$ 82, 84, 87 Abi. 2 nor redits- 
frättiger Entibeidung gezablten Enttädigungen abzu- 


ĩehen 
53 (nen. 

Nach erfolgter yeitttellung der Entihädigung (S5 75ff.) 
bat der Genstienihaftsvorttand dem Berechtigten die mit 
der Zahlung beauftragte Roitanttalt (& 103) zu bezeichnen 
und der unteren Terwaltungsbehörde des Wohnorts über 
die dem Berechtigten zuitebenden Pezüge Mittheilung 
zu maden. Das Gleiche gilt beim Eintritte von Ber: 
änderungen. 

65 92, 93 entiprecen den SE 56, &7 des Gen.@. 

Reränderung der Perbältniife. 
84 (70). 

I Tritt ın den Berhältnifien. welde für die Felt: 
ftellung der Entihädigung maßgebend gemweien find, eine 
weientlihe Beränderung ein, io fann eine anderweite 
Feſtftellung erfolgen. 

I Nach Ablauf von zwei Jahren von der Rechts- 
fraft des Beicheids oder der Enticheidung ab, Durch welche 
die Entiheidung zuerft endgültig feitgeftellt worden ift, 
Darf wegen einer im Zuftande des Verlegten eingetretenen 
Beränderung eine andermweite TFeftjtellung, fofern nicht 
zwiſchen der Berufägenofjenihaft und dem Empfangs- 
berechtigten über einen fürzeren Zeitraum ausdrüdliches 
Einverftändniß erzielt ift, nur in Zeiträumen von min— 
deitens einem Jahre beantragt oder vorgenommen werben. 

UI Die anderweite Yeftftellung erfolgt innerhalb ber 
erften fünf Jahre von der Nechtöfraft der erwähnten 


Feſtſtellung und Auszahlung der Entjhädigungen. 88 92—5. 411 
Beicheide oder Enticheidungen ab auf Antrag oder von 
Amtswegen durch Beicheid der Berufsgenofjenichaft, Tpäter, 
fofern nicht über die andermweite Feſtſtellung zwiſchen ber 
Berufigenofienfchaft und dem Empfangsberechtigten aus- 


drückliches Einverftändniß erzielt ift, nur auf Antrag - 


dur) Entſcheidung des Schiedsgerichts. 

V Zu dem Antrag auf Wiederaufnahme eines Heil- 
verfahrens ift neben dem Verletzten auch bie Rrantenfoffe, 
der er angehört, berechtigt. 

8 94 jtimmt wörtlich überein mit 8 88 des Gew.®. 


8 95 (neu). 

1 Wird innerhalb der erſten fünf Jahre ein neuer 
Beſcheid erlaſſen, bevor die frühere Entſcheidung über die 
Höhe der Entſchädigung die Rechtskraft erlangt hat, ſo 
muß die Rechtsmittelbelehrung in dem die Rente abän— 
dernden Beſcheide darauf hinweiſen, daß durch das gegen 
den früheren Beſcheid eingelegte Rechtsmittel der Eintritt 
der Rechtskraft des neuen Beſcheids nicht gehemmt wird. 
Abſchrift des neuen Beſcheids iſt derjenigen Stelle, bei 
welcher das Verfahren über den älteren Beſcheid ſchwebt, 
mitzutheilen. Dieſe iſt berechtigt, bei Entſcheidung der 
älteren Sache darüber zu befinden, welche Entſchädigung 
für die Zeit nach Erlaß des neuen Beſcheids zu gewähren 
iſt. Ein in Folge der Anfechtung des neuen Beſcheids 
etwa eingeleitetes Verfahren iſt alsdann einzuſtellen. 

I Bor einer Herabſetzung oder Aufhebung der Rente 
it dem Rentenempfänger unter Mittheilung derjenigen 
Unterlagen, auf Grund deren die Herabfegung oder Auf: 
bebung erfolgen foll, Gelegenheit zur Aeußerung zu geben. 

II Cine Erhöhung ber Rente kann nur für die Zeit 
nad) Anmeldung des höheren Anspruchs gefordert werben. 


5 
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IV Eine Minderung, Einſtellung (8 100) oder Auf: 
hebung der Rente tritt mit Ablauf des Monats in Wirf- 
famfeit, in welchem der die Veränderung außfprechenbe 
Beſcheid zugeftellt worden: ift. 

8 96 (neu). 

I Die anderweite Teftitelung einer Rente nah Ab- 
lauf ber erſten fünf Jahre Tann nur für die Zeit nad 
Zuftelung des Antrags gefordert werden. Im Uebrigen 
wird der Zeitpunkt, von welchem an die Erhöhung, Wtin- 
derung oder Aufhebung der Rente in Kraft treten foll, 
in der Enticheidung des Schiedsgerichts feftgefeßt. Ebenſo 
beitimmt das Sciedögericht, in welchen Summen und 
Triften die feit dem Inkrafttreten der Rentenminderung 
etwa bezahlten Mehrbeträge dur Kürzung jpäterer 
Rentenbezüge zur Eritattung gelangen follen. Das 
Schiedsgeriht fann auf Antrag auch ſchon vor- diejer 
Entjcheidung im Wege der einftmweiligen Verfügung an 
ordnen, daB die fernere Rentenzahlung bis zur recht3= 
fräftigen Entſcheidung über den Antrag auf Aufhebung 
oder Minderung der Rente ganz ober theilweiſe einge⸗ 
ſtellt werde. 

I Auf die Entſcheidungen des Schiedsgerichts finden 
die Beſtimmungen der 88 86 ff. über das Rechtsmittel 
des Rekurſes entfprechende Anwendung. Gegen die im 
Ab. 1 Sat 2 bis 4 bezeichneten Entfcheidungen und Ber: 
fügungen des Schiedögerichts findet jeboch ein Rechtsmittel 
nicht Statt. 

UI Wird der Antrag auf Abänderung der Rente 
"dem Schiedögericht unterbreitet, bevor die frühere Ent- 
Scheidung über die Höhe der Entichäbigung die Rechts— 

fraft erlangt hat, jo ift die Stelle, bei welcher das 
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frühere Verfahren anhängig ift, berechtigt, in dieſem 
darüber zu befinden, welche Entichädigung für die Zeit 
nad) Zuftellung des Antrags auf Abänderung der Rente 
zu gewähren ift. 

8 97 (neu). 

Die anderweite Rentenfeftfegung nad) Abſchluß eines 
neuen Heilverfahrens, die Einftelung von Nentenzahl- 
ungen (8 100) und die Ablöfung einer Rente durch 
Kapitalzahlung ($ 101) erfolgt auch nach Ablauf des im 
$ 94 Abſ. 3 vorgefehenen teitraums durch Beſcheid der 
Berufsgenofſenſchaft. 

| Ss 98 (70 abſ. II). 

1 it der Verletzte, für welchen eine Entſchädigung 
feſtgeſtellt war, in Folge der Verletzung geſtorben, ſo 
muß der Anſpruch auf Gewährung einer Entſchädigung 
für die Hinterbliebenen, falls dieſe Entſchädigung nicht 
von Amtswegen feſtgeſtellt iſt, bei Vermeidung des Aus- 
ſchlufſes, vor Ablauf von zwei Jahren nach dem Tode 
des DVerlegten bei dem zuftändigen Vorſtand oder bei 
der für den Wohnort des Entjchädigungäberechtigten zu: 
ftändigen unteren Verwaltungsbehörde angemeldet werben. 
Nach Ablauf diefer Frift ift der Anmeldung nur dann 
Folge zu geben, wenn zugleich glaubhaft befcheinigt wird, 
daB der Entichädigungsberedhtigte von der Verfolgung 
feines Anſpruchs durch außerhalb jeines Willens Tiegende 
Derhältniffe abgehalten worden ift und die Anmeldung 
innerhalb dreier Monate, nachdem das Hinderniß meg- 
gefallen, erfolgt ift. Im Uebrigen finden auf das Ver— 
fahren die Vorfchriften der 88 75 big 983 entfprechende 


Anwendung. 
88 9698 entiprechen den 88 89—92 bed Gew.®. 
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Fälligkeitstermine. 
8 99 (71). 

I Koſten des Heilverfahrens und Sterbegelder find 
binnen einer Woche nad ihrer Feltftelung, Renten in 
monatlichen, und wenn fich der Jahresbetrag auf ſechzig 
Mark oder weniger beläuft, in vierteljährlichen Beträgen 
im voraus zu zahlen, Tebteres injomweit, als nicht im 
voraus anzunehmen ift, daß die Nente vor Ablauf des 
Vierteljahrs fortfält. Die Renten werden auf volle 
fünf Pfennig für den Monat beziehungsweiſe da3 Viertel: 
jahr nad) oben abgerundet. 

U Im Cinverftändniffe mit dem Entſchädigungs— 
berechtigten fann die Verufsgenofjenichaft anordnen, daß 
die Zahlung in längeren Zeitabfchnitten erfolgt. 

I Fällt das Recht auf den Rentenbezug im Laufe 
des Monats, für welchen die Rente gezahlt war, fort, 
jo ift von einer NRüdforderung abzujehen. Wenn für 
einen Theil des Monats die Rente für den PVerletten 
mit der Rente für die Hinterbliebenen zujammentrifft, 
jo haben die Hinterbliebenen den höheren Betrag zu 
beanjpruchen. 

NV Ein Verzicht auf die Nüdforderung ift auch dann 
zuläffig, wenn die Rente für längere Zeitabfchnitte ge— 
zahlt war. 

8 99 ftimmt wörtlich überein mit 8 93 des Gem.®. 

Ruben der Rente. 
8 100 (neu). 

Das Recht auf Bezug der Rente ruht; 

1. Tolange der Berechtigte eine die Dauer von einem 

Monat überfteigende Treiheiteftrafe verbüßt oder 

jolange er in einem Arbeitshaus oder einer Befjer- 
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ungdanftalt untergebracht if. Hat ber Berechtigte 
im Inlande wohnende Angehörige, welche im alle 
feines Todes Anspruch auf Rente haben würden, To 
ift diefen die Rente bis zur Höhe jenes Anſpruchs 
zu überweifen; 

2. folange der berechtigte Ausländer nicht im Inlande 
feinen gewöhnlichen Aufenthalt Hat. Dieſe Beftimm- 
ung Tann durch, Beichluß des Bundesratha für be» 
ftimmte Grenzgebiete oder für ſolche auswärtige 
Staaten, durch deren Geſetzgebung deutichen, durch 
einen Betriebsunfall verlegten Arbeitern eine ent- 
ſprechende Fürforge gemwährleiftet ift, außer Kraft 
gelegt werden; 

3. folange der berechtigte Anländer im Auslande ſich 
aufhält und es unterläßt, der Berufögenofjenichaft 
feinen Aufenthalt mitzutheilen. 

Das Neicha-Verfiherungsamt hat fiber die Mit- 
theilung des Aufenthaltsorts nähere Vorjchriften zu 
erlaffen und darin anzuordnen, daß der Renten: 
berechtigte fi) von Zeit zu Zeit bei einem beutjchen 
Konful perjönlich vorzuftellen hat. 

Weiſt der Entſchädigungsberechtigte nach, daß 
er ber Vorftellungapflicht ohne fein Verſchulden nicht 
hat genügen fönnen, jo lebt inſoweit das Recht auf 
den Bezug ber Rente wieder auf. 

8 100 ftimmt wörtlich überein mit 3 94 des Gew.®. 
Kapitalabfindungen. 
$ 101 (72). 
I Iſt bei theilmeifer Erwerbsunfägigfeit eine Rente 
von fünfzehn oder weniger Prozent der Vollrente feit- 
geftellt, fo Tann nach Anhörung der unteren Verwaltungs 
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bebörde bie Berufsgenofienfchaft den Entichädigungs- 
berechtigten. auf feinen Antrag durch eine ent|prechende 
Kapitalzahlung abfinden. Der Verletzte muß vor An: 
nahme feines Antrags darüber belehrt werden, daß er 
nach der Abfindung auch in dem Falle feinerlei Anſpruch 
auf Rente mehr babe, wenn fein Zuftand fich erheblich 
verfchlechtern würde. Gegen den Befcheid, durch welchen 
die Kapitalabfindung feftgejeßt wird, ift Berufung (8 82) 
zuläſſig. Das Nechtsmittel hat in dieſem alle. auf: 
fchiebende Wirkung. Bis zur Verfündung der Ent- 
Iheidung kann der Antrag zurüdgezogen werden. Die 
Entſcheidung bes Schiedsgerichta ift endgültig. Sie kann nur 
auf Beftätigung oder auf Aufhebung des Beſcheids Lauten. 

I ft der Entfchädigungsberecdjtigte ein Ausländer, 
fo fann er, falls er feinen Wohnfit im Deutichen Reiche 
aufgiebt, auf feinen Antrag mit dem dreifachen Betrage 
der Yahresrente abgefunden werben. Dur) Beſchluß des 
Bundesraths Tann diefe Beftimmung für beitimmte Grenz- 
gebiete oder für die Angehörigen folder ausmärtiger 
Staaten, durch deren Gefeßgebung beutfchen, durch Unfall 
verlegten Arbeitern eine entiprechende Fürſorge gewähr- 
leiftet ift, außer Kraft geſetzt werben. 

UI Diefe Beftimmungen finden auch Anwendung auf 
ſolche Renten, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Ge- 
fees feftgeftellt mworben find. Wird eine folche Ab⸗ 
findung im Laufe der erften drei Jahre nach Inkraft— 
treten des Geſetzes ausgeſprochen, jo find die Berufs 
genofjenichaften berechtigt, die erforderlichen Mittel aus 
dem angefammelten Reſervefonds zu entnehmen. Diejer 
ift dann nad) näherer Anordnung des Reichs-Verficherungs- 
amts ($ 37 Abſ. 2) wieder zu ergänzen. 

8 101 entjpricht dem 8 95 des Gew.G. 
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Uebertragung ber Anfjprüde. 
8 102 (73). 

I Die Uebertragung der aus biefem Gejete fi} er- 
gebenden Anfprüce ſowie deren Verpfändung oder Pfänd- 
ung bat nur injoweit rechtliche Wirkung, als fie erfolgt: 

1. zur Dedung eines Vorjchuffes, welcher dem Berech- 
tigten auf feine Anſprüche vor Anweiſung der Rente 
oder des Sterbegeldes von dem Betriebsunternehmer 
oder von einem Genofſſenſchaftsorgan oder dem Mit- 
glied eines jolden Organs gegeben worden iſt; 

2. zur Dedung der im $ 850 Abſ. 4 der Civilprozeß⸗ 
ordnung bezeichneten Forderungen; 

3. zur Dedung von Forderungen der nah 88 30, 32 
erfabereihtigten Gemeinden, Armenverbände und der 
an deren Stelle getretenen Betriebsunternehfmer und 
Kaffen, der Krankenkaſſen ſowie der Verficherungs- 
anftalten für nvalidenverficherung. 

I Die Aniprühe dürfen nur auf gejchuldete Bei- 
träge, auf gezahlte Vorſchüſſe, auf zu Unrecht gezahlte 
Entihädigungen, auf die zu erjtattenden Koften des Ver- 
fahrens, auf die vom Vorſtande verhängten Gelbftrafen 
fowie auf bie im 8 147 Abſ. 1 bezeichneten Regreß—⸗ 
anſprüche der Berufsgenofjenjichaften aufgerechnet werden. 

IT Ausnahmsweiſe darf der Berechtigte den Anspruch 
ganz oder zum Theil auf Andere übertragen, fofern dies 
von der unteren Verwaltungsbehörde genehmigt wird. 

8 102 entſpricht dem 8 96 bes Gew.G. 

Auszahlungen durch die Poft. 
8 103 (74). 

I Die Auszahlung der auf Grund biefes Gejekes 
‚zu leiftenden Entjhädigungen wird auf Amwertung ÄSSS 
Piloty, Anfallverſicherungsgeſetze. | aı 
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Genofſenſchaftsvorftandes vorichußmweife durch de oft: 
verwaltungen, und zwar durch diejenigen Fortanikalten 
bewirkt, in deren Bezirke die Empfangsberechtigten ihren 
Wohnfitz haben. 

1 Derlegt ber Empfangsberechtigte feinen Wohnfik, 
fo hat er bie Ueberweifung der Auszahlung der ihm zu- 
ftehenden Entfchädigung an die PBoftanitalt ſeines neuen 
Wohnort3 bei dem Borftande, von welchem die Zablung!- 
anmeifung erlaffen worben ift, oder bei der Boftanitalt 
des bisherigen Wohnfiges zu beantragen. 

4 108 ftimmt wörtlich überein mit $ 97 des Gew. G. 

Liquidationen der Poft. 
8 104 (75). 

Binnen acht Wochen nad Ablauf jedes Rechnungs⸗ 
jahrs Haben die Zentral: Poftbehörden den einzelnen Ge- 
noflenfchaftsvorftänden Nachweijungen der auf Anweiſung 
der Vorftände geleifteten Zahlungen zuzuftellen und gleidh- 
zeitig die Poftlaflen zu bezeichnen, an welche bie zu er- 
itattenden Beiträge einzuzahlen find. 

8 104 ftimmt wörtlich überein mit 8 98 des Gew. G. 

Umlage: und Erhebungädverfabhren. 
$ 105 (76). 

Die von den Zentral-Poftverwaltungen zur Er: 
ftattung Liquidirten Beträge find von dem Genoflenfchafts- 
vorſtande gleichzeitig mit den Verwaltungskoſten und den 
etwaigen Rüdlagen zum Reſervefonds unter Berüdfich- 
tigung der auf Grund der 88 59 bis 61 etwa vorliegen- 
den Verpflichtungen oder Berechtigungen nad dem feit- 
geftellten Vertheilungsmaßſtab auf die Genofjenichafte- 
mitglieder umzulegen und von denfelben einzuziehen. 

3u $ 105 vgl. Gew. G. 899 Abi.T. Zu den Berwaltungs: 
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£often find auch hier die erforderlichen Rüdlagen zum Reſerve⸗ 
fond zu rechnen. 

Das Umlegungsverfahren zerfällt nach dem Im. ©. in 
biefelben Abſchnitte wie nach dem Gew.G. Vgl. Note bei 
8 99 Gew. G. in einigen dieſer Abjchnitte ift dag Berfahren 
ein verſchiedenartiges je nach der DVerjchiedenartigfeit des in 
der Gensfienihert angenommenen Umlagenmaßftabes: 

I. Einfhätungsverfahren: a) Wo die Grundfteuer 
den Mafftab bildet, da bedarf e3 feiner Einſchätzung der 
Betriebe. 

b) Wo die Grundfteuer nicht als Maßſtab eingeführt ift, 
ba bilden entweder Veranlagung zum Gefahrentarif ($ 52) 
und Abſchätzung des Arbeitöbedarf3 ($ 53) zujammen ober 
nur die leßtere ($ 52 Abſ. VII) für jeden Betrieb die Berech— 
nungsgrundlage. Als Ergänzung ber Abfchätzung fommt noch 
hinzu die Anrechnung der Gehälter und Löhne der Betriebs: 
beamten ($ 51), die bei der Abſchätzung ($ 53) außer Anſatz 
bleiben; vgl. 88 107, 108. 

II. Berechnung: und öefiftellungäverfahren: 88 109, 112. 

HI. Erhebungöverfahren: 8 11 

IV. Anfechtungsverfahren: 8 1. 

V. Beitreibungdverfahren: 8 113. 

VI. Abführung an die — 8114. 


8 106 (77). 
Erfolgt die Umlegung nah dem Maßſtabe von 
Steuern (8 57 Ab. 1), jo ift der Berechnung die be= 
treffende Steuer für denjenigen Zeitabfchnitt zu Grunde 
zu legen, für welchen die Umlegung erfolgt. 


Ausführungsgefeße: Bayern (Art. 11ff.), Sachſen (88 uf) 
FE (Art. 15 ff.), Heffen (Art. 16 ff.), Reuß & 


(88 24 
8 107 (78). 

Werden die Beiträge nach Gefahrenflaflen und Ars 
beitsbebarf umgelegt ($ 51), jo ift die Veranlagung in 
die Gefahrenflafje ($ 52), im Mebrigen für Betriebs- 
beamte und die im $ 1 Ab. 6 bezeichneten Berlonen vr 

I 


⸗ 
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befondere, jährlich aufzuftellende Nachweiſung der von 
denjelben thatjächlich bezogenen Gehälter und Löhne 
(8 108), für verficderte Betriebsunternehmer deren Sahres- 
arbeitsverdienft ($ 11), für alle übrigen verjicherten Per— 
onen die Abſchätzung ($ 53) zu Grunde au legen. 

Ueber die Berechnung vgl. 8 109. 

8108 (79). 

I Zu dieſem Zmede hat jedes Mitglied der Genofjen- 
Ihaft, welches im Laufe des verfloffenen Rechnungsjahrs 
verficherte Betriebsbeamte oder andere Perfonen ber im 
8 1 NT. 6 bezeichneten Art beichäftigt hat, binnen ſechs 
Wochen nach Ablauf des Rechnungsjahrs dem Genofjen- 
ichaftsvorftand eine Nachweifung desjenigen Betrags ein- 
zureichen, welchen jeder von diejen Verficherten im ab- 
gelaufenen Rechnungsjahr an Gehalt oder Lohn ($ 5) 
thatfächlich bezogen Hat oder welcher für ihn anzured;- 
nen ift. | 
u Für Genoffenfhaftsmitglieder, welche mit ber 
rechtzeitigen Einſendung der Nachweiſung im Rückſtande 
find, erfolgt deren Aufftelung durch den Genoffenfchafts- 
beziehungsweiſe Sektionsvorſtand. 

Abſ. II= Gew. G. 8 99 Abſ. IV. 

Zu Abſ. I vgl. Strafbeſtimmungen in 88 156, 157. 


8 109 (80). 

Bei der Berechnung der Beträge wird in ber Art 
verfahren, daß für jeden Betriebsbeamten und jede andere 
Perfon der im $ 1 Abf. 6 bezeichneten Art die in ben 
Betrieben von ihnen thatjächlich bezogenen ober für fie 
anzurechnenden Gehälter oder Löhne (88 9, 12), für jeden 
Arbeitstag eines Arbeiter der dreihundertſte Theil des 
nach $ 10 für den Sitz des Bericht ermittelten durch⸗ 
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ſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſtes für erwachſene männ- 
liche Arbeiter, für jeden verficherten Betriebsunternehmer 
derjelbe Jahresarbeitsverdienſt, jofern nicht durch das 
Statut hiervon abweichende Beitimmungen getroffen find, 
in Anjag gebradht wird. Dabei ift der die Höhe von 
fünfzehnhundert Mark überfteigende Betrag des Jahres: 
arbeitsverdienftes nur mit einem Drittel zur Anrechnung 
zu bringen. 

$ 109 regelt die Zurücführung der verjchiedenen Maß: 
ftab3faktoren auf gleiche Größen durch Umwandlung der ge- 
Ihäßten Arbeitötage in Tageäverdienfte. Auf diefe Weife kann 
berechnet werden, was in jedem Betrieb im abgelaufenen Jahr 
insgeſammt verdient worden ift. 

$ 109 findet bei Anlegung des Steuerfußes Leine An: 


wendung. 

8 110 (81). 
2 Auf diefer Grundlage wird von dem Genoffen- 
ſchaftsvorſtand unter Berüdfichtigung der gemäß $ 53 
Abſ. 4 erlaffenen Beitimmungen der Beitrag berechnet, 
welcher auf jeden Unternehmer zur Dedung des Geſammt⸗ 
bedarfs entfällt, und die Heberolle aufgeitellt. 

U Den Gemeindebehörden find bezüglich der dem 
Gemeindebezirt angehörenden Genofjenjchaftsmitglieder 
Auszüge aus der Heberolle mit der Aufforderung zu— 
zuftellen, die Beiträge unter Verrechnung der nad) 8 35 
erhobenen Vorſchüſſe einzuziehen und in ganzer Summe 
binnen vier Wochen an den Genofienichaftsporftand ein 
zufenden. Die Gemeindebehörden Haben hiefür von der 
Berufsgenoſſenſchaft eine Vergütung zu beanjpruchen, 
deren Höhe von den Landes» Zentralbehörden feitzu- 
ſetzen ift. 

DI Die Gemeinde haftet für diejenigen Beiträge, bei 
denen fie den wirklichen Ausfall oder die ruht wu 
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folgte Zwangsvollſtreckung nicht nachweilen Tann, und 
muß fie vorſchußweiſe mit einjenden. 

a Abf. I: Zuftändigkeit des Vorftandes: vgl. Hbb. zu 

881 1. Die Berechnung Tann durch Statut weder den 
—— noch ben Gemeindebehörden übertragen 
werden 

Zu Abſ. I: Die Erhebung der Beiträge erfolgt, zum 
Unterjchied von der gewerblichen Verficherung, nicht unmittel: 
bar von ben beitragäpflichtigen Genofjenichaften, jondern durch 
Bermittelung ber Bemeindebehörden und unter Haft: 
ung der Gemeinden (Abj. III). Dieß gilt gleichmäßig bei jeder 
Art Beitragamaßftab. Durch Landesgeſetz kann davon ab: 
gewichen werden. So in Bayern (Art. 12, 14: Erhebung 
mit der Srundfteuer durch die Rentämter), Sadien ($ 20), 
Württemberg (Art. 26 bis 29), Neuß &. 8. (88 38 ff.), 1. 
auch badiſches AG. $ 11 Ziff. 4. Ueber ‚Die Vergütungen an 
bie Gemeinden vgl. Hbb. zu $E1N.3 b 

Zu Abſ. II und II bal. auch Bau: 6. r Fr Abi. III bis V. 

$ 111 (82). 

I Der Auszug aus der Heberolle ($ 110) muß die— 
jenigen Angaben enthalten, welche die Zahlungspflichtigen 
in den Stand ſetzen, die Richtigkeit der angeftellten Bei— 
tragsberechnung zu prüfen. Die Gemeindebehörde hat 
den Auszug während zweier Wochen zur Einficht der 
Betheiligten auszulegen und den Beginn diefer Friſt auf 
ortsübliche Weile befannt zu machen. 

I Binnen einer weiteren Yrift von zwei Wochen 
fann der Betriebsunternehmer, unbeſchadet der Verpflich- 
tung zur vorläufigen Zahlung, gegen die Beitragsberedh: 
nung bei dem Genojjenichaftsvoritande Widerſpruch er- 
heben. Durch diefen Widerſpruch kann die nad 88 52 
53 erfolgte Veranlagung und Abſchätzung nit an— 
gefochten werden. Auf das weitere Verfahren finden 
die Vorſchriften des $ 55 Abſ. 3 und 4 entjprechende An- 


wendung. 


Feſtſtellung und Auszahlung der Entfchädigungen. 88 111,112. 498 


Mm Fritt in Folge des erhobenen Widerfpruchd oder 
der erhobenen Beichwerde eine Herabminderung des Bei— 
trags ein, fo ift der Ausfall bei dem Umlageverfahren 
des nächſten Rechnungsjahrs zu deden. 

IV Ergiebt fi) nachträglich, daß ein ohne Wider- 
ſpruch (Abſ. 2) bezahlter Beitrag zu Unrecht oder in zu 
Hohem Betrag erhoben worden ift, fo kann die Rüd- 
erftattung auf dem im Ab}. 2 bezeichneten Wege verlangt 
werden. Der Anſpruch verjährt in ſechs Monaten nad) 
Ablauf der Friſt für die Auslegung der SHeberolle 
(Abf. 1). 

3u 8 111 vgl. Gew.G. 8 101 Abſ. I und 8 102. Ferner 
die Ausf. Geſetze: preuß. Art. VI Ziff. 2, bayer. Art. 16, 24, 
ſächſ. $ 18, württemb. Art. 27,28, badiſches 811 Ziff. 5, 
Neuß 4.2839. Weber den Inhalt des Heberolleauszuges 
vgl. Hdb. zu 8 82 N. 1. 

8 112 (neu). 

I Nach der Zuftellung des Auszugd aus der Hebe- 
rolle ijt die Genofjenichaft zu einer anderweiten Feſt⸗ 
ftelung des Beitrags befugt, wenn die Veranlagung des 
Betriebs oder die Abſchätzung feines Arbeitöbebarfs ge- 
mäß $ 55 Abi. 6 nachträglich abgeändert oder eine im 
Vaufe des Rechnungsjahrs eingetretene Aenderung des 
Betriebs nachträglich befannt wird oder die Unrichtigfeit 
einer Lohnnachweiſung fi) ergiebt. 

I Sind in folden Fällen oder in Folge ‚unter: 
laffener Anmeldung der Eröffnung eines neuen Betriebs 
ſchon in früheren Rechnungsjahren der Genoffenfchaft 
Beiträge, auf die fie Anſpruch Hatte, entgangen, To bat 
der Unternehmer den Fehlbetrag, ſoweit nicht Verjährung 
eingetreten ift ($ 113), nachträglich zu entrichten. 

II Bei der erneuten oder nachträglichen Feſtſtellung 
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des Beitrags ift ebenjo zu verfahren, wie bei der erft- 
maligen TFeftftellung. 

8 112 entfpricht dem $ 101 des Gew.G. 

8 113 (83). 

I Rüdftändige Beiträge, Vorſchüſſe auf die Beiträge 
($ 35) jowie die Kautionsbeträge ($ 35 Ziff. 8) werden 
in derfelben Weiſe beigetrieben wie Gemeindeabgaben. 

I Der Anſpruch auf rüdftändige Beiträge verjährt, 
foweit nicht eine abfichtliche Hinterziehung vorliegt, in 
zwei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, in welchem 
fie hätten gezahlt werben müfjen. 

DI neinziehbare Beiträge fallen der Gefammtheit 
der Berufsgenoſſen zur Laſt. Sie find der Gemeinde, 
welche fie vorgefchoffen Hat ($ 110 Abf. 3), zu erftatten, 
vorſchußweiſe aus dem Betriebsfonds oder erforderlichen 
Talles aus dem Reſervefonds der Berufsgenofjenichaft zu 
decken und bei dem lUmlageverfahren des nächſten Ned): 
nungsjahrs zu berüdfichtigen. 

Zu $ 113 vgl. Gew. G. $ 108. 

Abführung der Beträge an die Poftkafjen. 
8 114 (84). 

I Die Senofjenfchaftsporftände Haben die von ben 
Zentral=Bojtbehörden Tiquidirten Beträge innerhalb dreier 
Monate nad) Empfang der Liquidationen an die ihnen 
bezeichneten Poſtkaſſen abzuführen. 

U Gegen Genofjenichaften, welche mit der Erjtattung 
ber Beträge im Rüdjtande bleiben, ift auf Antrag ber 
Zentral: Pojtbehörden von dem Reich8-Verficherungsamte, 
vorbehaltlich der Beitimmungen der 88 64, 144, 145, das 
Bwangsbeitreibungsverfahren einzuleiten. 

IT Das Neiha-Verfiherunggent it befugt, zur 
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Dedung der Anfprüche der Poftverwaltungen zunächſt über 
bereite Beftände der Genofjenichaftsfaffen zu verfügen. 
Soweit dieſe nicht ausreichen, bat dasſelbe das Bei- 
treibungsverfahren gegen die Mitglieder der Genofjen- 
ſchaft einzuleiten und bis zur Dedung der Rüdftände 


durchzuführen. 
8 114 entipricht dem 8 106 des Gew.®. 


Bermögensvermwaltung. 
8 115 (85). 

I Die Einnahmen und Ausgaben der Berufsgenoffen- 
Ihaften find von allen den Zweden der lebteren fremden 
Vereinnahmungen und PBerausgabungen gefondert feit- 
zuftellen und zu verrechnen; ebenfo die Beftände geſon— 
dert zu verwahren. 

U Das Neichd-Verfiherungsamt trifft, ſoweit die 
Verwaltung der Genoffenfchaft nicht Organen der Selbft- 
verwaltung oder ftaatlichen Behörden übertragen ift (8 42 
Abf. 3, 8 141), nach Bedarf Beitimmung über die Auf- 
bewahrung von MWerthpapieren. 

Bu 8 115 vgl. Gew. G. 8 107. 

8 116 (neu). 

I Die Beftände der Berufögenoffenichaften müffen 
in der durch 88 1806 bis 1808 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs bezeichneten Weile angelegt werben. 

I Außerdem bürfen dieſelben in Werthpapieren, 
welche nad) landesgeſetzlichen Vorſchriften zur Anlegung 
don Mündelgeldern zugelafjen find, jowie in ſolchen auf 
den Inhaber lautenden Pfandbriefen deuticher Hypothefen- 
Aktienbanken angelegt werden, welche die Reichsbank in 
Klaffe I beleiht. 


8 116 ftimmt wörtlid) überein mit Gew.G. 8 108. 
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8 117 (neu). 

I Die Landes-Zentralbehörde desjenigen Bundes: 
ftaat3, in deſſen Gebiete die Berufägenofjenichaft ihren 
Sitz hat, kann genehmigen, daß die Beftände der Berufa- 
genofjenichaft auch in Darlehen an Gemeinden und weitere 
Kommunalverbände angelegt werben; fie fann ferner an— 
ordnen, daß bei der Anlegung des Genoſſenſchaftsver- 
mögens einzelne Gattungen zinstragender Papiere nur 
zu einem näher zu beftimmenden Betrag erworben werden 
dürfen. Erftredt fi) der Bezirk der Genofſenſchaft auf 
Gebiete oder Gebietötheile mehrerer Bunbesjtaaten, fo 
bedarf es der Zuftimmung der Zentralbehörden dieſer 
Bundesftaaten oder, fofern ein Einverftändniß nicht er: 
zielt wird, der Zuftimmung des Bundesraths. 

1 Die Landes=Zentralbehörde desjenigen Bunbdes- 
ftaats, in deſſen Gebiete die Berufögenoffenfchaft ihren 
Sit hat, kann widerruffich geftatten, daß zeitweilig ver- 
fügbare baare Beftände auch in anderer als der im $ 116 
bezeichneten Weije vorübergehend angelegt werden. 

8 117 entjpricht dem 8 109 des Gew.®. 

$ 118 (nen). 

Die Berufögenoffenichaften fünnen mit Genehmigung 
des Reich3-Verficherungsamts einen Theil ihres Vermögens 
in anderer als ber nad) $$ 116, 117 zuläffigen Weile, 
insbefondere in Grundftüden anlegen. Will eine Ge- 
noſſenſchaft mehr als den vierten Theil ihres Vermögens 
in diefer Weiſe anlegen, jo bedarf fie dazu außerdem, 
fofern fie der Auffiht eines Landes Verficherungsamts 
unterftellt ift, der Genehmigung der Landes- Zentral: 
behörde, im Uebrigen der Genehmigung des Bundesrathe. 
ine Sole Anlage ift jedoch nur in Werthpapieren, 
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oder für die Zwecke der Verwaltung, zur Vermeidung 
von Bermögeniverluften für die Genofjenjchaft, oder für 
folche Veranftaltungen zuläſſig, welche ausſchließlich oder 
überwiegend der verficherungapflichtigen Bevölkerung zu 
gute fommen. Mehr ald die Hälfte ihres Vermögens 
darf jedoch eine Berufsgenoffenfchaft in der bezeichneten 
Weiſe nicht anlegen. 
8 118 entipricdht dem 8 110 des Gew.G. 
$ 119. 

‚I Ueber die gejammten Rechnungsergebniffe eines 
Rechnungsjahrs ift nad Abſchluß desſelben alljährlich 
dem Reichsſtag eine vom NReichd-Verficherungsamt aufzu=: 
ftellende Nachweiſung vorzulegen. 

U Das Rechnungsjahr beginnt mit dem 1. Januar 
und endet mit dem 31. Dezember. 

8 119 ftimmt wörtlich überein mit 8 111 Gew. G. 


V, Unfallverhütung. Ueberwachung der Betriebe. 
Unfallverhütungsvorſchriften. 
8 120 (87). 

I Die Genoſſenſchaften find befugt und auf Verlangen 
des Reich3-Verficherungsamts verpflichtet, für den Umfang 
des Genofjenjchaftsbezirfes Vorſchriften zu erlaffen: 

1. über die von den Mitgliedern zur Verhütung bon 
Unfällen in ihren Betrieben zu treffenden Einricht- 
ungen und Anordnungen unter Bedrohung der Zu: 
widerhanbeluden mit Gelditrafe bis zu eintaujend 
Markt oder mit der Einfhägung ihrer Betriebe in 
eine höhere Gefahrenflaffe oder falls fich die letzteren 
bereits in der höchſten Gefahrenflaffe befinden oder 
ein Gefahrentarif nicht aufgeftelft ift, mit Zufchlägen 
bis zum doppelten Betrag ihrer Beiträge. 


— 4288 II. Unfallverfiherungsgejes für Land- und Forſtwirthſchaft. 


Für die Herftelung der vorgejchriebenen Ein- 
richtungen ift ben Mitgliedern eine angemeffene Friſt 
zu bewilligen; 

2. über das in den Betrieben von den Verficherten zur 
Verhütung von Unfällen zu beobadhtende Verhalten 
unter Bedrohung der Zumiderhandelnden mit Gelb: 
ftrafen bis zu ſechs Mark. 

U Die Senoffenfchaften find außerdem befugt, Tolche 
Vorſchriften für beftimmt abzugrenzende Bezirke oder für 
beitimmte Betriebszweige oder Betriebsarten zu erlaflen. 

II Sn den Unfallverhütungsporichriften ift anzu: 
geben, in welcher Art die Vorjchriften zur Kenntniß der 
Verſicherten zu bringen find. 

8 120 entipricht dem 8 112 des Gew.®. 

8 121 (neu). 

I Die zu erlaffenden VBorfchriften find vor der Be- 
ichlußfaffung dem Neicha-Verficherungsamt einzureichen 
und, fofern die Genofjenihaft in Sektionen eingetheilt 
ift, den PVorftänden derjenigen Sektionen, für welche fie 
Gültigkeit haben follen, zur Begutachtung vorzulegen. 

II Zu der Berathung und Beichlubfaffung über dieje 
Vorfehriften haben die Genoſſenſchaftsvorſtände Vertreter 
der Arbeiter mit vollem Stimmrecht und in gleicher Zahl, 
iwie die betheiligten Vorftandsmitglieder, zuzuziehen. | 

II Das Reicha-Verficherungsamt ift zu der vom Ge- 
noſſenſchaftsvorſtand anberaumten Sitzung, in welcher 
über die von der Genoffenichaft zu erlaffenden Vorfchriften 
berathen und Beſchluß gefaßt werden joll, einzuladen. 

IV Sollen die von ber Genoffenfchaft zu erlaffenden 
Vorfchriften nur für den Bezirk einzelner Sektionen 
Gültigkeit haben, To find zur Begutachtung durch Die 
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Sektionsvorſtände auch Vertreter der Arbeiter gemäß 
Abſ. 2 zuzuziehen. 

v Mit der Einladung zu der zur Begutachtung oder 
zur Berathung und Beichlußfaffung anberaumten Sikung 
it den Vertretern der Arbeiter der Entwurf der Vor: 
Ichriften zuzuftellen, welcher der Begutachtung oder der 


Deratdung und Beſchlußfaſſung unterliegen joll. 
$ 121 entjpricht dem $ 118 bes Gew.G. 


8 122 (neu). 

I Die Bertreter der Arbeiter werden aus den dem 
Arbeiterftand angehörenden land- und forftwirthichaft- 
lichen Beifitern der im Bezirke der Genofjenichaft er» 
richteten Schiedögerichte durch das in einer Sitzung des 
Vorſtandes durch den Vorfitenden zu ziehende Loos be- 
rufen und erhalten Erjaß für Reifefojten und entgangenen 
Arbeitsverdienft nad) den durch das Genoſſenſchaftsſtatut 
zu bejtimmenden Süßen. Die Feſtſetzung erfolgt durch 
den Vorſitzenden. 

I Wird die Verwaltung ber Berufsgenoffenjchaft 
durch Organe der Selbftverwaltung oder durch jtaatliche 
Behörden geführt ($ 42 Abſ. 3, 8 141), fo find Vertreter 
der Arbeitgeber und Vertreter der Arbeiter in gleicher 
Zahl zuzuziehen. Die Vertreter der Arbeitgeber werden 
aus den dem Stande der Urbeitgeber angehörenden land: 
und forfiwirthfchaftlichen Beifitern der im Abſ. 1 bezeich- 
neten Schiedsgerichte durch das in einer Sitzung des 
Organs der GSelbftverwaltung oder der Behörde durch 
den Borfigenden zu ziehende Loos berufen; im Uebrigen 
finden die Beftimmungen des Abf. 1 entiprechende An— 
wendung. 

II Die Berufung der PBertreter erfolgt auf fünf 
Sabre; die erſte Periode endet am LI. Somwar 18, sur 
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jeden Vertreter find ein erjter und zweiter Erſatzmann 
zu wählen, bie denjelben in Behinderungsfällen zu er- 
fegen und im Falle des Ausfcheidens für den Reft ber 
Periode in der Reihenfolge ihrer Berufung einzutreten 
‚haben. Die Beitimmung des 8 49 findet entjprechende 
Anwendung. 

3u $ 122 vgl. Gew.G. 8 114; f. auch Abänd.G. 8 5. 
Die Funktionen der Arbeitervertreter beſchränken fich auch bei 
der Im. Unf.Berf. auf die Mitwirkung bei ber Aufftellung 
der Anfallverhütungsporichriften (Novelle). 

$ 123 (neu). 

I Die Unfallverhütungsvorſchriften bedürfen der Ge- 
nehmigung des Reichs-Verſicherungsamts. 

U Das Reicha-Verficherungsamt kann anordnen, daß 
vor der Genehmigung, foweit dies nicht gemäß $ 121 
Abſ. 4 ſchon geichehen ift, zur Begutachtung der Vor⸗ 
fchriften oder einzelner Theile derjelben durch die Sektions⸗ 
vorftände auch die Vertreter der Arbeiter zuguziehen find. 

1 Wenn durch Beichluß der Genoffenichaftsverfamm:- 
Yung ($ 38 Ziffer 11) die gemäß $ 121 Abſ. 2 vom Vor: 
ſtand und den Vertretern der Arbeiter gefaßten Beſchlüſſe 
abgeändert worden find, jo hat das Reicha-Verficherungd- 
amt zu bejtimmen, ob die Vorjchriften vor deren Ge- 
nehmigung einer nochmaligen Berathung und Beſchluß⸗ 
fafjung ($ 121 Abſ. 2) ſeitens des Vorftandes und der 
Vertreter der Arbeiter zu unterwerfen find. Wenn das 
Reich3-Verficderungsamt jeine Genehmigung von der Ab- 
änderung der bejchloffenen Vorſchriften abhängig macht, 
fo Hat e3 gleichfalls zu beitimmen, ob zur Berathung 
und Beſchlußfaſſung ($ 121 Abſ. 2) über die erforderliche 
Abänderung die Vertreter der Arbeiter zuzuziehen find. 

IV Dem Antrag auf Genehmigung Üt dos über Die 
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Berhandlungen bei den Vorftänden aufgenommene Pro- 
tofol, aus welchem die Abftimmung der Vertreter der 
Arbeiter erfihtlih fein muß, ſowie die gutachtliche 
Aeußerung der Vorſtände derjenigen Sektionen, für welche 
die Vorſchriften Gültigkeit haben follen, beizufügen. Vor 
der Genehmigung ift den Landes» Zentralbehörden der- 
jenigen Bundesftaaten, auf deren Gebiete fich die Vor: 
ſchriften erftreden jollen, Gelegenheit zu einer Aeußerung 
zu geben. 

v Die genehmigten Vorſchriften find den höheren 
VBerwaltungsbehörden, auf deren Bezirke dieſelben fich 
erjtreden, durch den Genoſſenſchaftsvorſtand mitzutheilen. 

8 128 entſpricht dem 8 115 des Gew.®. 

8 124 (88). 

Die Feſtſetzung der im $ 120 Abſ. 1 Ziffer 1 vor- 
gejehenen Geldftrafen ſowie die höhere Einfchähung des 
Betriebs und die Feſtſetzung von Zufchlägen erfolgt durch 
den Borftand der Genofjenfchaft, die Feſtſetzung der im 
$ 120 Abf. 1 Ziffer 2 vorgefehenen Geldftrafen durch den 
Borftand der Betriebs-Krankenkaſſe, oder, wenn eine folche 
für den Betrieb nicht errichtet ift, durch die Ortspolizei⸗ 
behörde. Gegen die Verfügung findet innerhalb zweier 
Mochen nad) der Zuftellung die Beichwerde ftatt. Ueber 

diefelbe entſcheidet, ſoweit es fi um eine Verfügung des 
- Genojjenichaftsporftandes Handelt, das Reichs-⸗Verſicher⸗ 
ungsamt, im Uebrigen die der Krankenkaſſe oder Ort3- 
polizeibehörde vorgeſetzte Auffichtsbehörbe. 

8 124 entſpricht dem 8 116 des Gew.®. 

8 125 (89). 

I Die von den Landesbehörden für beftimmte Be— 

triebsarten zur Verhütung von Unfällen au erloffenden 


482 IM. Unfaliverfiderungsgefeg für Land» und Forftwirthichaft. 


Anordnungen follen, fofern nieht Gefahr im Verzug ift, 
den betheiligten Genofſenſchaftsvorſtänden oder Seftions- 
vorftänden zur Begutachtung nad) Maßgabe des 8 123 
Abſ. 4 vorher mitgetheilt werden. Dabei finden $ 121 
Abi. 2, 8 122 entiprechende Anwendung. 

I Die Polizeibehörden find verpflichtet, von ben 
zur Verhütung von Unfällen getroffenen Anordnungen 
derjenigen Genofjenfchaft, welcher der betheiligte Betrieb 
angehört, Kenntniß zu geben. 

Bol. Gew.G. 8 117. 

Ueberwachung der Betriebe. 
8 126 (90). 

I Die Genofjenichaften find verpflichtet, für Die 
Durchführung der gemäß $ 120 erlaffenen Unfallver- 
hütungsvorſchriften Sorge zu tragen. Sie find befugt, 
durch technifche Auffichtsbeamte die Befolgung der zur 
Verhütung von Unfällen erlaffenen Vorſchriften zu über- 
wachen und von den Einrichtungen der Betriebe, ſoweit 
fie für die Zugehörigkeit zur Genofjenjchaft oder für Die 
Einihägung in den Gefahrentarif von Bedeutung find, 
Kenntniß zu nehmen. Sie find ferner befugt, dur 
Rechnungsbeamte behufs Prüfung der von den Betriebs 
unternehmern auf Grund gejeßlicher oder ftatutarifcher 
Beitimmungen eingereichten Arbeiter- und Vohnnad- 
weifungen diejenigen Geichäftsbücher und Liſten einzu- 
fehen, aus welchen die Zahl der beichäftigten Arbeiter 
und Beamten und die Beträge der verdienten Vöhne und 
Gehälter erfichtlich werben. 

U Die Funktionen des technifchen Auffichtsbeamten 
und des Rechnungsbeamten fünnen mit Genehmigung des 
Reich3-Berfiherungsamts in einer Perſon vereinigt werden. 
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HI Die Betriebsunternehmer find verpflichtet, den als 
ſolchen legitimirten technifchen Auffichtsbeamten der be- 
theiligten Genoffenfchaft auf Erfordern den Zutritt zu 
ihren Betriebaftätten während der Betriebszeit zu geitatten 
und den Rechnungsbeamten die bezeichneten Bücher und 
Liſten an Ort und Stelle zur Einficht vorzulegen. Sie 
können hierzu, vorbehaltlich der Beitimmungen bes $ 127 
auf Antrag der technifhen Auffichtsbeamten ober ber 
Rechnungsbeamten von der unteren VBerwaltungsbehörbe 
durch Geldftrafen im Betrage bi3 zu dreihundert Marf 


angehalten werden. 
8 126 entſpricht dem 8 119 Gew.®. 


8 127 (91). 

Befürchtet der Betriebsunternehmer die Verlegung 
eines Betriebögeheimniffes oder die Schädigung feiner 
Geſchäftsinterefſen in Folge ber Beſichtigung des Betriebs 
durch den techniichen Auffichtöbeamten der Genoffenfchaft, 
lo kann derfelbe die Befichtigung durch andere Sachver⸗ 
ftändige beanſpruchen. In diefem Tale Hat er dem 
Genoflenfchaftsvorftande, ſobald er den Namen des tech— 
niſchen Auffichtsbeamten erfährt, eine entiprechende Mtit- 
theilung zu machen und einige geeignete Perjonen zu 
bezeichnen, welche auf feine Koften die erforderliche Ein: 
fiht in den Betrieb zu nehmen und dem Vorſtande die 
für die Zwecke der Genoffenichaft nothiwendige Auskunft 
über die Betriebseinrichtungen zu geben bereit find. In 
Grmangelung einer Verftändigung zwiſchen dem Betriebs- 
unternehmer und dem Vorſtand enticheidet auf Anrufen 


bes lebteren das Reich3-Verficherungsamt. 
8 1237 ftimmt wörtlich überein mit Gew. G. 8 120. 


8 128 (92). Zu 
Die Mitglieder der Vorftände der Genfefhaten 
Piloth, Unfalverficherungsgefehe. DD. N | 
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fowie deren techniſche Auffichtsbeamte, Rechnungsbeamte 
(88 126, 127) und die nad $ 127 ernannten Sachver⸗ 
ftänbigen haben über die Thatfachen, welche durch bie 
Ueberwachung und Kontrole der Betriebe zu ihrer Kenntniß 
fommen, Verfchwiegenheit zu beobachten und fich ber 
Nachahmung der von den Betriebgunternehmern geheim 
gehaltenen, zu ihrer Kenntniß gelangten Betriebseinricht: 
ungen und Betriebsweiſen, folange ala dieje Betriebe: 
gehbeimniffe find, zu enthalten. Die technifchen Auffichte- 
beamten der Genofjenfchaften, die Recdhnungsbeamten und 
Sachverſtändigen find Hierauf von der unteren Ber: 
waltungsbehörbe ihres Wohnort? zu beeibdigen. 

8 128 entipricht dem 8 121 bes Gew.®. 

.8 129 (93). 

I Namen und Wohnſitz der techniſchen Auffichte- 
beamten find von dem Genoffenfchaftsporftande den Höheren 
Derwaltungsbehörden, auf deren Bezirke fich ihre Thätig— 
keit erftredt, anzuzeigen. 

U Die Genoſſenſchaften find verpflichtet, über Die 
Ueberwadhungsthätigfeit der technifchen Auffichtsbeamten 
und deren Ergebniffe dem Neicha-Verficherungsamte Be— 
richt zu erftatten und, ſoweit fi die Ueberwachungs⸗ 
thätigfeit auf Nebenbetriebe ($ 1 Abf. 2, 3) erftreckt, den 
nah Maßgabe des 8 139b der Gewerbeordnung be- 
ftellten ſtaatlichen Auffichtsbeamten auf Erſuchen Mit- 
theilung zu machen. 

Bol. Gew.®. 8 122. 

8 130 (94). | 

I Die durch die Ueberwachung und Kontrolle der 
Betriebe entjtehenden Kojten gehören zu den Verwaltungs- 
foften der Genofjenichaft. 

A Wenn ein Betriebaunternehmer durch Nichterfüllung 
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der ihm obliegenden Verpflichtungen zur Aufwendung 
jolcher Koften Anlaß gegeben bat, jo kann der Vorſtand 
dieſe Koften, ſoweit fie in baaren Auslagen beftehen, dem 
Betriebsunternehmer auferlegen und gegen denfelben 
außerdem eine Gelditrafe bis zu einhundert Marf ver- 
Hängen. | 

II Gegen bie Auferlegung diefer Koften und Gelb- 
ftrafen findet innerhalb zweier Wochen nach Zuftellung 
des Beichluffes die Bejchwerde an das Reichs-Verſicher⸗ 
ungsamt ftatt. Die Beitreibung derjelben erfolgt in der- 
ſelben Weife wie bei Gemeindeabgaben. 

8 130 ftimmt wörtlich überein mit Gew. G. 8 124. 


VI. Beauffihtigung der Berufsgenoflenichaiten. 
8 131 (96). 

I Die Genofjenichaften unterliegen in Bezug auf 
die Befolgung diefes Gejeßes der Beauffihtigung durd) 
das Keichsverficherungsamt. Die Aufficht Hat jih auf 
die Beobachtung der geſetzlichen und ftatutariichen Vor— 
Schriften zu erjtreden. 

I Das NReich3-Verficherungsamt ift befugt, jederzeit 
eine Prüfung der Gejhäftsführung der Genoſſenſchaften 
vorzunehmen. 

IT Die Borftandsmitglieder, Vertrauensmänner und 
Beamten der Genoffenihaften find auf Erfordern des 
Neich3-Berficherungsamts zur Vorlegung ihrer Bücher, 
Beläge und ihrer auf den Inhalt der Bücher: bezüglichen 
Korreipondenzen fowie der auf die Feſtſetzungen der Ent: 
Ihädigungen und Yahresbeiträge bezüglichen Schriftitüde 
an bie Beauftragten des Reichs-Verſicherungsamts oder 
an das lebtere jelbft verpflichtet. Diejelben können Heraus 
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durch Gelbftrafen bis zu eintaujend Mark angehalten 
werben. 
8 181 ſtimmt wörtlich überein mit Gew. G. 8 124. 


Die Zuftändigkeit de NVA. ift au in Sachen ber 
lw. Unf.Derf. eingejchräntt durch die concurrirende Zuftänbig: 
feit ber Vandesverficherungsämter ($ 133). Zudem aber kann 
gemäß 8 141 die Zuftändigkeit der Verficherungsämter noch 
weiter eingejchränft werden (vgl. 88 40, 48, 52, 55, 61, 67, 


111). 
8 132 (97). 

1 Das Reichs-Verficherungsamt entjcheidet, unbeſchadet 
der Rechte Dritter, über Streitigkeiten, welche fich auf 
die Rechte und Pflichten der Inhaber der Genofjenfchafts- 
ämter, auf die Auslegung der Statuten und die Gültig: 
feit der vollzogenen Wahlen beziehen. Dasfelbe Tann 
die Inhaber der Genoſſenſchaftsämter zur Befolgung ber 
gejeglichen und ſtatutariſchen Vorſchriften durch Geld- 
itrafen bis zu eintaufend Mark anhalten. 

U Auf die dienftlichen Verhältniffe der auf Grund 
des 8 42 Abi. 3, $ 141 mit der Verwaltung einer Beruf» 
genofjenfchaft betrauten Organe der Selbjtverwaltung 
oder ftaatlichen Behörden und Beamten findet diefe Vor⸗ 
Thrift feine Anwendung. 

Abi. 1 = Gew.G. 8 126. 

Zu Abſ. II: Bol. 8 42 Abf. III Note sub I Ziff. 7. 
In Bezug auf die Durchführung der Unf.Verſ. unterftehen auch 
die Organe ber Selbftverwaltung der Aufficht des Verſicherungs⸗ 
amtes (88 131, 133). 

8 133 (101). 

1 St für das Gebiet eines Bundesſtaats ein Landes⸗ 
verficherungsamt errichtet, jo unterliegen Berufsgenofjen- 
Tchaften, welche nur folche Betriebe umfafjen, deren Sik 
im Gebiete des betreffenden Bundesſtaats gelegen ift, der 
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Deauffihtigung durch das Landes: Verficherungsamt. In 
den Angelegenheiten biefer Berufsgenofjenfchaften gehen 
die in den 88 23, 26 bes Gejehes, betreffend die Ab- 
änderung der Unfallverficherungsgelete, jowie in den 
88 34, 37, 40, 46, 48 bis 50, 52, 55, 56, 61, 68, 64, 67, 
69, 79, 86 bis 91, 101, 111, 114, 118, 120, 121, 128, 
124, 126, 127,130 bis 132, 134 dem Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amt übertragenen Zuftändigfeiten auf bad Landes» Ver- 
fiherungsamt über. | 

U Someit jedoch in ben “Fällen der 88 55, 61, 63, 
67,69, 79, 88, 89, 91 eine der Aufficht eines anderen 
Sandes-Verficherungsamts oder bed Reichs-Verſicherungs⸗ 
amts unterftellte Berufsgenoſſenſchaft oder eine Aus: 
führungsbehörde eines anderen Bunbesftants mitbetheiligt 
ift, entjcheidet das Reichs-Verſicherunggamt. Das Landes- 
Verfiherungsamt Hat in folchen Fällen die Akten an das 
Reicha-Verficherungsamt zur Entjcheidung abzugeben. 

OT Hat das Reichs-Verſicherunggamt einen Ent—⸗ 
ſchädigungsanſpruch um deswillen abgelehnt, weil nicht 
der in Anfprucd genommene Träger der erficherung, 
Tondern ein anderer Träger zur Entſchädigung verpflichtet 
ift, fo Tann der Anfpruch gegen den letzteren nicht mit 
der Begründung abgelehnt werden, daß der erftere ent- 
ſchädigungspflichtig ſei. | 

IV Treten für eine der im Abſ. 1 genannten, der 
Auffiht eines Landes-Verſicherungsamts unteritellten 
Berufsgenoſſenſchaften die Vorausfegungen des $ 64 ein, 
fo gehen die Rechtsaniprüde und Verpflichtungen auf 
den betreffenden Bundesftaat über. 

8 133 entſpricht dem 8 127 des Gew.®. 


Den LandesVAe. von Baden, den beiden Medlenburg, 
Hefien und Reuß ä. 8. unterftehen nur die Im. Ber Ben, en 
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LDAE von Bayern, Sachſen und Württemberg außerdem 
auch gewerbliche Ber.Gen. Vgl. Abänd.Gej. 88 21 ff. 


VII. Reihe: und Stantäbetriebe. 
$ 134 (102). 

Tür Betriebe, welche für Rechnung des Reichs oder 
eines Bundesſtaats verwaltet werden, tritt bei Anwendung 
dieſes Geſetzes an die Stelle der Berufsgenoffenihaft das 
Reich beziehungsweile der Staat. Die Befugniffe und 
Obliegenheiten der Genofjenichaftsverfammlung und des 
Genofjenihhaftsporftandee werden durch Ausführungs- 
behörden wahrgenommen, welche für Die Heeresvermwaltungen 
von der oberften Meilitärverwaltungsbehörde des Kon 
tingents, im Uebrigen für die NReichsverwaltungen vom 
Reichskanzler, für die Bandesverwaltungen von der Landes— 
Zentralbehörde zu bezeichnen find. Dem Reichs-Ver— 
fiherungsamt ift mitzutheilen, welche Behörden ala Aus— 
führungsbehörden bezeichnet worden find. 


Zu $ 134 vgl. Gew.G. 8 128. Von der genoflenfchaft- 
lichen Berficherung find demnach durch das Gejeß jelbft alle 
Betriebe des 8 1 ausgeſchloſſen, hinfichtlich deren das Reich 
oder ein Staat die Stellung eines Unternehmer im Sinne 
des $ 33 Abf. II einnimmt. Auf das Eigenthum kommt es 
aljo nicht an, fondern auf die eigene Betrieböführung. Ver— 
pachtete Vetriebe gehören zur betr. Ber.Gen. Soweit die ge: 
jegliche Ausſchließung wirkt, beſtand ein Beitrittsrecht. Ge⸗ 
mäß 8 140, welches aber mit der Errichtung der Ber.Gen. 
erlofchen if. Es kann hieran auch durd) Landesgefeh nichts 
geändert werden ($ 141). 

Verzeichniß der Ausf. Behörden |. A. N. VII ©. 336 ff. 


$ 135 (103). 
Soweit das Reich beziehungsmeife der Staat in Ge— 
mäßheit des $ 134 an die Stelle der Berufsgenoſſenſchaft 
fritt, finden die 88 33 bis 62%, 65 01% 69, 80, 105 bis 113, 
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114 Abf. 2, 3, 88 115 bis 118, 120 bis 132, 156 bis 161 
feine Anmendung. 

Zu 8 135 vgl. Gew. G. 8 129. 

Auf die Reichd: und Staatäbetriebe, welche nicht gemäß 
$ 140 einer Ber.Gen. angefchlofjen worden find, finden dem: 
nad) Anwendung nur die VBorjchriften, Welche fich beziehen auf: 

1. Beftimmung des Gegenftandes der Verficherung, den In⸗ 
halt und Beſtand der Berficherungsaniprüche und ihr 

Berhältnik zu anderen Anfprüchen, 88 1 bi 32, zu 

SS 4, 6 vgl. jedoch 8 136, 

2. Geltendmachung dieſer Anfprüche und die Auszahlung, 

88 70 bis 104 (m. A. v. 8 80), 114 Abf. I, zu 88 70 ff. 

vgl. jedoch 8 137, 

3. die Rechnungsnachweiſung $ 119. 

Die Beauffihtigung der Neid: und Staatöfürjorge 
fteht nicht dem Verficherungsamt ſondern der oberften Be: 
triebßleitung zu. 

8 136 (104). 

I Die Erftredung der Verſicherungspflicht auf Be» 
triebsbeamte mit einem dreitaufend Mark überjteigenden 
Jahresarbeitsverdienſte ($ 4 Ab. 1) kann durch die Aus 
führungsvorfchriften erfolgen, foweit diefe Beamten nicht 
nah 8 6 von der Arwendung dieſes Geſetzes auäge- 
Ichlofien find. 

I Den Ausführungsvorſchriften bleibt auch die Be—⸗ 
ftimmung überlafien, ob und inmieweit die Renten nad) 
Maßgabe des 8 26 in Naturalleiftungen gewährt werden 
follen. 

Vgl. Gew.®. 8 180. 


8 137 (106). 

Die Teititelung der Entichädigungen ($ 75) erfolgt 
durch die in den Ausführungsvorfchriften zu bezeichnende 
Behörde. 

Bol. Gew. G. 8 131. 
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$ 138 (107). 

Norichriften der Ausführungsbehörden über das in 
den Betrieben von den Berficherten zur Verhütung von 
Unfällen zu beobachtende Verhalten find, jofern fie Straf 
beftimmungen enthalten follen, vor dem Erlafje mindeftens 
drei Vertretern der Arbeiter zur Berathung und gut- 
achtlichen Aeußerung vorzulegen. Die Berathung findet 
unter Leitung eines Beauftragten der Ausführungsbehörde 
ftatt. Der Beauftragte darf fein unmittelbarer Vor: 
geſetzter der Vertreter der Arbeiter fein. 

8 188 ftimmt mörtlih überein mit Gew.G. 8 132. 

8 139 (108). 

Die zur Durchführung ber Beftimmungen ber $$ 134 
bi8 138 erforderlihen Ausführungsvorfchriften werden 
für die Heeresverwaltungen von der oberſten Militär-⸗ 
verwaltungsbehörbe des Kontingents, im Uebrigen für die 
Neichsverwaltungen vom Reichskanzler, für die Vandes- 
verwaltungen von der Landes: Zentralbehörde erlaflen. 

8 139 entſpricht dem 8 133 bes Gew.G®. 

8 140 (109). 

Die Beitimmungen der $$ 134 bis 139 finden auf 
Betriebe der im $ 134 bezeichneten Art feine Anwendung, 
infomweit der Reichskanzler beziehungsmweife die Vandes- 
Zentralbehörde vor der Errichtung der Berufögenoffen- 
Ichaften für den betreffenden Bezirf erflärt bat, daß 
Tolde Betriebe den Berufögenofjenfchaften angehören 
follen. 

Die nachträgliche Anjchlußerflärung ift zwar durch das 
Geſetz nicht erlaubt, in einzelnen Fällen aber dennoch erfolgt. 
Dal. Hdb. zu 8 109 Note. E83 erweift fich in joldden Fällen 
die Unzweckmäßigkeit der gejeglichen Regelung ſolcher Gegen: 
fände, die im Wege der Verordnung (Meihäverfafiung 
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Art. 7 Ab. I Ziff. 2) ihre Regelung finden könnten und 
ſollten. 


VIII. Landesgeſetzliche Regelung. 
8 141 (110). 

Soweit in einem Bundesftaate vor dem 5. Mai 
1888 bezügliche Beftimmungen erlaffen find, ift bie 
Vandesgeſetzgebung befugt, die Abgrenzung der Berufs⸗ 
genofjenichaften, deren Organifation und Verwaltung, das 
Berfahren bei Betriebsveränderungen, den Maßftab für 
die Umlegung der Beiträge und das Verfahren bei deren 
Umlegung und Erhebung, abweichend von den Beitimm- 
ungen ber $$ 38 bis 41, 42 Abf. 1, 2 Ziff. 3, Abf. 3, 
88 43 bis 61, 67, 68, 69 Ab. 1, 88 105 bis 113 zu 
regeln, ſowie abweichend von den Beitimmungen biefes 
Geſetzes die Organe zu bezeichnen, durch welche die Ver- 
waltung der Berufsgenoffenfchaften geführt wird und bie 
in dieſem Gefeße den Vorſtänden der letzteren über: 
tragenen Befugniffe und Obliegenheiten wahrgenommen 
werden. 

Don dem Recht Tandesgefeglicher Regelung haben recht: 
zeitig Gebrauch gemacht die Staaten: 

1. Preußen: Gef. v. 20. Mai 1887 (GS. ©. 189), 

. Bayern: Gef. v. 5. April 1888 (GVBBl. S 225), 

. Sachſen: Gef. v. 22. März 1888 (GVBL. ©. 67), 

. Württemberg: Gef. dv. 4. März 1888 (RBl. ©. 89), 

. Baben: Gef. v. 24. März 398) (GVBl. S. 189) und 
v. 7. Juli 1892 (GVBL. ©. 3 

. Heffen: Gef. v. 4. April 1888 RL ©. 41), 

. Medlenburg: Schwerin: Ge. v. 12. April 1887, 
BD. v. 27. Mai 1887 u. 21. Dezember 1887 (Off. Anz. 
Nr. 21, 45), 

8. Medlenburg: Strelig: Gef. v. 31. Mai 1887, BO. 
vb. 14. Juni 1887 u. 29. Dezember 1887 (Off. Anz. 
Nr. 21, 45), 
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9. Braunſchweig: Gef. dv. 9. April 1888 (GVBS. Nr. 7) 

10. Oldenburg: Gef. dv. 4. April 1888 u. BO. v. gl. Dat 

11. „ösumburg-üippe: Gef. v. 15. März 1887 (DOES. 
r. 8), 

12. Lippe: Gef. dv. 5. Januar 1888, 

13. Reuß ä. L.: Gef. v. 30. Oktober 1887 (ES. Nr. 18), 

14. Bremen: Gef. v. 4. Mai 1888, 

15. Hamburg: Geſ. v. 2. März 1888. 

Alle dieſe Geſetze können auch in Zukunft durch Landesgeſetz 
abgeändert werben. 

In den übrigen deutjchen (insbeſondere ben thüringischen) 
Staaten gilt unerfeglich Reichsrecht. Die Kompetenzen ber 
Landesgeſetzgebung aus 88 1, 36, 37 find an die Frift bes 
8 141 (5. Mai 1888) nicht gebunden. 

Inſoweit die Kompetenz ber Landeögejeggebung mit ber: 
jenigen ftatutarifcher Anordnung concurrirt (3. 8. 88 42 Abi. III, 
57, dgl. auch $ 38), gebt die landesgefegliche Regelung der 
ftatutarifchen Ordnung dor. 


8142 (111). 
Macht die Landesgeſetzgebung von der Befugniß des 
$ 141 Gebraud), jo Hat diejelbe 

1. über die Vertretung der Berufsgenofjenfchaften bei 
den Unterfuchungsverhandlungen ($ 72), 

2. über das Organ, bei welchem der Entihädigungs- 
anſpruch anzumelden ift ($ 78) und welches die Ent- 
Thädigung feitzuitellen und den Belcheid zu ertheilen 
hat ($$ 75, 81), 

3. über die Vermögensverwaltung der Beruſsgenoſſen— 
ſchaften ($$ 115 bis 118) 

fowie darüber Beitimmung zu treffen, 

4. welche Perjonen außer den in Gemäßheit der 88 126, 
127 ernannten technifhen Auffichtöbeamten und 
Sachverſtändigen den Beſtimmungen der 88 160, 161 
unterliegen. 
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Vgl. preuß. AG. Art. VII bis IX, bayer. AG. Art. 10, 
17 bis 22 und die übrigen AG. 

8 148 (112). 

Bei Abänderung des Beitandes von Berufögenoffen- 
ſchaften ($ 62) tritt, fall nur ſolche Betriebe betheiligt 
find, deren Sit im Gebiete besfelben Bundesſtaats be= 
legen ift, an bie Stelle des Bunbesraths die Zentral⸗ 
behörde dieſes Bundesſtaats, fofern berjelbe von der Be⸗ 
fugniß des $ 141 Gebrauch gemacht hat. 


8 143 gilt ohne Rüdficht darauf, ob die Ber.Gen. kraft 
une aeleplicher Anordnung ($ 141) eingerichtet find oder 
nicht. 


8 144 (113). 

I Die Auflöfung einer Berufsgenofjenihaft wegen 
Leiftungsunfähigfeit ($ 64) und die Zutheilung der zu 
derjelben gehörenden Betriebe zu anderen Berufägenofien: 
Ihaften erfolgt durch die Landes-Zentralbehörde, wenn 
die aufzulöjende Berufsgenoſſenſchaft auf Grund landes- 
gefeßlicher Beſtimmungen (8 141) gebildet ift und die— 
jenigen Berufögenofienichaften, welchen Betriebe der auf- 
gelöften Berufsgenofjenfchaft zugeteilt werden jollen, nur 
ſolche Betriebe umfafen, deren Sit im Gebiete des be- 
treffenden Bundesſtaats belegen ift. 

I In diefem Falle gehen die NRechtsanfprüche und 
Verpflichtungen der aufgelöften Genoffenichaften auf dieſen 
Bunbdesitaat über. 

8 145 (114). 

I Someit vor der auf Grund des $ 18 des Geſetzes 
vom 5. Mai 1886 (Reichs-Geſetzbl. S. 132) erfolgten Er: 
richtung der Berufsgenofienfchaften durch den Bundes» 
rath ein Bunbesftant fein Gebiet oder Theile des— 
jelben der Berufsgenoſſenſchaft eines anderen YBundes- 


444 III. Unfallverfiherungsgejeg für Land» und Yorftwirthichaft. 


ſtaats, welcher von der im $ 141 eingeräumten Befugniß 
Gebrauch gemacht hat, mit deffen Zuftimmung angejchloffen 
hat, gelten für die Berufsgenofjenichaft die Landes» 
geſetzlichen Beitimmungen desjenigen Bunbesftaats, an 
welchen der Anſchluß erfolgt ift, fall® aber auch der an⸗ 
Tchließende Bunbesftaat von der Befugniß bes S 141 Ge- 
brauch gemacht hat, die Beftimmungen besjenigen Bunbes- 
ſtaats, in welchem fich der Sit der Berufsgenofjenfchaft 
befindet. Der Sit der Berufägenoffenfchaft ift im Yeb- 
teren Falle durch Pereinbarung der Vanbesregierungen 
zu beftimmen. Wird eine derartige Berufögenofjenfchaft 
durch den Bundesrath wegen Leiftungsunfähigfeit auf- 
gelöft ($ 64), jo gehen deren Rechtsanſprüche und Ver—⸗ 
pflichtungen nad) dem Maßſtabe der im lebten Rechnungs⸗ 
jahre gezahlten Beiträge auf die betheiligten Bundes 
ftaaten über. | | 

U Kommt eine Einigung nicht zu Stande, jo ent= 
Tcheidet auf Anrufen der Bundesrat. 


Bon diefer Befugniß haben Walded, Lübeck und hin- 
ſichtlich der Fürſtenthümer Lübeck und Birkenfeld au Olden⸗ 
burg in der Weiſe Gebrauch gemacht, daß Waldeck und 
Lübeck an bie preußiſch-hannöveriſche Ber. Gen., die olden—⸗ 
burgiſchen Gebietstheile dagegen an die preußiſch-ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Ber.Gen. angeſchloſſen worden find. 


IX. Schluß: und Strafbeftimmungen. 
Haftpflicht der Betrieböunternehmer und 
Betriebsbeamten. 

8 146 (116). 

I Die nad) Maßgabe diefes Geſetzes verjicherten Per- 
fonen und die in $$ 17 bis 20 bezeichneten Hinterbliebenen 
fünnen, auch wenn fie einen Anſpruch auf Rente nicht 
haben, einen Anfprud auf Erfaß bes in Folge eines 
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Unfalls erlittenen Schaden? gegen den Betriebzunter- 
nehmer, deſſen Bevollmächtigten oder Nepräfentanten, 
Betriebs: oder Arbeiterauffeher nur dann geltend machen, 
wenn durch ſtrafgerichtliches Urtheil feſtgeſtellt worden iſt, 
daß der in Anſpruch Genommene den Unfall vorſätzlich 
herbeigeführt hat. 

U Sn dieſem Falle beſchränkt ſich der Anſpruch auf 
den Betrag, um welchen die den Berechtigten nach den 
anderen geſetzlichen Vorſchriften gebührende Entſchädigung 
diejenige überſteigt, auf welche ſie nach dieſem Geſetz 
Anſpruch haben. 

I Die auf geſetzlichen Beſtimmungen beruhenden 
Ansprüche eines Verletzten auf Erfab des in Folge des 
Unfalls erlittenen Schadens für die Dauer der erjten 
dreizehn Wochen nad) dem Unfalle bleiben vorbehalten, 
wenn nicht dur die Landesgefebgebung oder durch 
ftatutarifche Beitimmung eine den Vorichriften der 88 6 
und 7 des Krankenverſicherungsgeſetzes beziehungsweiſe 
der 88 137 ff. des Gefehes vom 5. Mai 1886 (Reiche: 
Geſetzbl. S. 132) mindeitens gleichfommende Fürforge für 
den Verletzten unb feine Angehörigen getroffen ift oder 
ber Verlegte auf Grund des 8 136 a. a. O. bon der 
Krankenverfiherungspflicht befreit ift. 

IV Für das über einen ſolchen Anſpruch erfennende 
ordentliche Gericht it die Enticheidung bindend, welche 
in dem durch dieſes Geſetz geordneten Verfahren über 
die Trage ergeht, ob ein Unfall vorliegt, für welchen aus 
der Unfallverficherung Entfehädigung zu leiften iſt und 
in welchem Umfang Entihädigung zu gewähren ift. 

8 146 entſpricht dem 8 135 des Gew.®. 


3u 8146 Abf. II vgl. 827 Note und Bau⸗G. $ 45 Abſ. J. 
Auf die in Im. Nebenbetrieben ($ 1 Abj. II) befchäftigten Per: 


446 II. Unfallverfidderungsgeieb für Land» und Foritwirtbichaft. 


fonen findet Abſ. III infoweit feine Anwendung, al3 biejelben 
nah Kr.DG. 8 1 oder 2 gegen Krankheit verfichert find. 
8 147 (117). 

I Diejenigen Betriebsunternehmer, Bevollmächtigten 
ober Repräjentanten, Betriebs: oder Arbeiterauffeber, 
‚gegen welche durch firafgerichtliches Urtheil feftgeftellt 
worden ift, daß fie den Unfall vorſätzlich oder durch Fahr⸗ 
Yäffigfeit mit Außerachtlaſſung derjenigen Aufmerkſamkeit, 
zu der fie vermöge ihres Amtes, Berufs oder Gewerbes 
beſonders verpflichtet find, herbeigeführt Haben, Haften 
für alle Aufwendungen, welche in Folge des Unfalls auf 
Grund diejes Gejeßes oder des Kranfenverficherungsgejeßes 
von den Gemeinden, Armenverbänden oder von Kranfen- 
und anderen Unterftügungsfaffen (88 27, 30 Abi. 1) ge: 
macht worden find. Dieſelben Perſonen haften der Ge⸗ 
noſſenſchaft für deren Aufwendungen auch ohne Feitftellung 
durch firafgerichtliches Urtheil. Iſt der Unfall dur 
Tahrläffigfeit mit Außeraditlaffung derjenigen Aufmerf: 
Tamfeit, zu der fie vermöge ihres Amtes, Berufs oder 
Gewerbes verpflichtet find, herbeigeführt, jo ift Die Ge— 
noffenfchaftsverfammlung befugt, von der Verfolgung des 
Anſpruchs abzuſehen. Dur das Statut fann diefe Be- 
fugniß auf den Vorftand übertragen werden. 

u Sn gleicher Weife haftet als Betriebsunternehmer 
eine Aftiengefelichaft, eine Innung oder eingetragene 
Genofjenihaft für die durh ein Mitglied ihres Vor- 
ſtandes jowie eine Handelsgeſellſchaft, eine Innung ober 
eingetragene Genofſſenſchaft für die durch einen der Liqui— 
Datoren berbeigeführten Unfälle. 

TI Als Erjag für die Rente fann in dieſen Fällen 


deren Kapitalwerth gefordert werden. 
8 147 entſpricht dem 8 136 dei Gew.®. 
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8148 (neu). 

I Will der Vorftand den Erſatzanſpruch aus 8 147 
Ab}. 1 Sat 3 geltend machen, fo Hat er den Beichluß 
dem Erjagpflichtigen fchriftlich mitzutheilen. Der Erſatz⸗ 
pflichtige kann Hiergegen die Beichlußfaffung ber Ge— 
noflenichaftsverfammlung anrufen. 

U Die Klage darf nicht vor Ablauf eines Monats 
nad) der AZuftellung diefer Meittheilung, und nur dann 
angestellt werden, wenn nicht innerhalb dieſer Friſt Die 
Beichlußfaffung jeitens des Erjatpflichtigen angerufen ift. 
Iſt Ießteres der Tall, jo ist die Beichlußfaffung der Ge- 
noffenihaftsverfammlung abzumarten. 

8 148 entipricht dem 8 135 bes Gew.G. 


8 149 (neu). 

I Der Anſpruch (8 147 Abſ. 1 Sak 1) verjährt in 
achtzehn Monaten von dem Tage, an welchem das jtraf- 
gerichtliche Urtheil rechtsfräftig geworden ift, im Uebrigen 
in zwei Jahren nach dem Unfalle. Die Anrufung der 
Beichlubfaffung der Genoffenfchaftsverfammflung (8 148 
Abſ. 1) unterbricht die Verjährung. 

U Die Beitimmung des $ 146 Abf. 4 findet An⸗ 
wendung. 

Bol. Gew.G. 8 199. 

8 150 (118). 

Die in den 88 146, 147 bezeichneten Anfprüche fönnen, 
auch ohne daß die dafelbft vorgejehene Feitftellung durch 
jtrafgerichtliches Urtheil ftattgefunden bat, geltend gemacht 
werden, falls dieſe Feſtſtellung wegen bed Todes oder 
der Abweſenheit des Betreffenden oder aus einem anderen 


in feiner Perſon liegenden Grunde nicht erfolgen Tann. 
8 150 entſpricht dem 8 139 des Gew.G. 
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Haftung Dritter. 
8 151 (119). | 

Die Haftung dritter, in den 88 146, 147 nicht be- 
zeichneter Perjonen, beſtimmt fi) nach ben jonftigen 
gefeglihen Vorſchriften. Inſoweit den nach Maßgabe 
dieſes Geſetzes entſchädigungsberechtigten Perſonen ein 
geſetzlicher Anſpruch auf Erſatz des ihnen durch den Un— 
fall entſtandenen Schadens gegen Dritte erwachſen iſt, 
geht dieſer Anſpruch auf die Berufsgenoſſenſchaft im 
Umfang ihrer durch dieſes Geſetz begründeten Entſchä⸗ 
digungspflicht über. 

8 151 entſpricht dem 8 140 des Gew.®. 

Verbot vertragsmäßiger Beichränfungen. 

8 152 (120). 

I Den Berufsgenoffenichaften ſowie den Betriebg- 
unternehmern und ihren Angeftellten ift unterjagt, Durch 
Uebereinfunft oder mittelft Arbeitsordnungen die An— 
wendung der Beitimmungen dieſes Geſetzes zum Nach: 
tHeile der Verficherten ganz oder theilweiſe auszujchließen 
oder die VBerficherten in der Uebernahme ober Ausübung 
eine® in Gemäßbeit dieſes Geſetzes ihnen übertragenen 
Ehrenamts zu beichränfen. DVertragsbeftimmungen, welche 
biefem Verbote zumiderlaufen, haben feine rechtliche 
Wirkung. | | 

HI Betriebsunternehmer oder Angejtellte, welche gegen 
die vorjtehende Beſtimmung verftoßen, werden, jofern 
nieht nad) anderen gefeßlichen Vorjchriften eine härtere 
Strafe eintritt, mit Gelditrafe bis zu dreihundert Mark 
oder mit Haft beftraft. 

IT Die gleide Strafe trifft Betriebsunternehmer 
oder Angeftellte, welche Beiträge zur Unfallverficherung 
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den DVerficherten ganz oder theilmweife auf ben Lohn in 
Anrechnung bringen oder eine ſolche Anrechnung wiffent- 
Lich bewirfen. 
8 152 ftimmt wörtlid) überein mit Gew. G. 8 141. 
Unbehinderte Ausübung der Funktionen. 
8 153 (neu). 

Die Vertreter der Arbeiter ($$ 121 bis 123) und 
die Schiebögerichtäbeifiger aus der Klaffe der Verficherten 
(Gejeß, betreffend die Abänderung ber Unfallverficherungs: 
geſetze, 88 4, 5, 7) Haben in jebem Falle, in welchem fie 
zur Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten berufen werden, 
die Arbeitgeber hiervon in Kenntniß zu feßen. Die 
Nichtleiftung der Arbeit während der Zeit, in melcher 
die bezeichneten Perfonen durch die Wahrnehmung jener 
Obliegenheiten an der Arbeit verhindert find, berechtigt 
den Arbeitgeber nicht, das Arbeitsverhältniß vor dem 
Ablaufe der vertragsmäßigen Dauer aufzuheben. 

8 133 entſpricht dem $ 142 des Gem.®. 
Rechtshülfe. 
8 154 (121). 

I Die Öffentlichen Behörden find verpflichtet, den im 
Vollzuge dieſes Geſetzes an fie ergebenden Erfuchen bes 
Reichs⸗-Verſicherungsamts, der Bandes Berficherungsämter, 
der Schiedögerichte, anderer öffentlicher Behörden ſowie 
der Genoſſenſchafts- und Seftionsvorftände zu entfprechen 
und den Organen der Berufögenoffenichaften auch un: 
aufgefordert alle MittHeilungen zukommen zu Laffen, welche 
für beren Gejchäftsbetrieb von Wichtigkeit find. Die 
gleiche Verpflichtung Tiegt den Organen der Genofjenichaft 
gegen einander und gegenüber den Behörden jowie den 
Organen der Berfiherungsanftalten für Annalitenuer- 
"  Biloty, Unfallberſicherungsgeſetze. W 
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fiherung und der Kranfenfaffen od. Die Verpflichtung 
der Behörden erftredt ſich indbefondere au auf bie 
Vollſtreckung rechtsfräftiger Befcheide und Erkenntnifſſe. 

I Die durh die Erfüllung dieſer Verpflichtungen 
entitehenden Koften find von den Genoffenichaften ala 
eigene Verwaltungskoſten ($ 34) injoweit zu erftatten, 
als fie in Zagegeldern und Reijefoften ſowie in Gebühren 
für Zeugen und Sachverſtändige oder in fonftigen baaren 
Auslagen beftehen. 

8 154 entipricht dem 8 144 des Gew.G. 

Sebühren- und Stempelfreibeit. 
8 155. 

Alle zur Begründung und Abwidelung der Rechts- 
verhältniffe zwiſchen den Berufsgenofjenichaften einerjeits 
und den Verficherten andererfeit3 erforderlichen ſchieds⸗ 
gerichtlichen und außergerichtliden Verhandlungen und 
Urkunden find gebühren: und ftempelfrei. Dasfelbe gilt 
für die im $ 44 Abſ. 3 bezeichneten Legitimationsbefchei- 
nigungen, für die behufs Vertretung von Berufögenoffen 
aufgeitellten privatichriftlicden Vollmachten und für die 
im $ 29 bezeichneten Streitigkeiten. 

Bol. Gew. G. 8 145. 

Strafbeſtimmungen. 
8 156 (123). 

Betriebsunternehmer können von dem Genofjenichafts- 
vorftande mit Geldftrafen bis zu fünfhundert Darf be— 
legt werden, wenn die von ihnen in Gemäßheit bes 
$ 54 Abf. 2, 8 56 ertheilte Auskunft oder die in Gemäß: 
heit der 88 68, 69 erftattete Anzeige oder Anmeldung, 
imgleichen wenn die von ihnen in Gemäßheit der 88 80, 
108 eingereichten Gehalts: aber Ratnotinsilungen oder 
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die den zuftändigen Genofſenſchaftsorganen behufs Ver: 
anlagung der Betriebe zu den Klaſſen des Gefahrentarifs 
abgegebenen Erklärungen thatfächliche Angaben enthalten, 
deren Unrichtigfeit ihnen befannt war oder bei An: 
wendung angemeffener Sorgfalt nicht entgehen fonnte. 


Val. Gew. G. 8 1486. 

8 157 (124). 

I Betriebsunternehmer, welche der ihnen obliegenden 
Berpflihung zur Ertheilung von Auskunft in den Fällen 
des $ 54 Abf. 2, 8 56, zur Anzeige oder Anmeldung in 
den Fällen der 88 68, 69, zur Einreichung der Gehalts: 
oder Lohnnachmweifungen in den Fällen der 88 80,.108 
oder zur Erfüllung der für Betriebseinftellungen und für 
einen Wechjel des Betriebsunternehmers gegebenen ftatu= 
tarifhen Vorſchriften ($ 38 Ziffer 8) nicht rechtzeitig nach⸗ 
fommen, fönnen von dem Genoflenichaftsporftande mit 
Gelditrafen bis zu dreihundert Mark belegt werden. 

I Die gleiche Strafe fann, wenn die Anzeige eines 
Unfalls nicht rechtzeitig in Gemäßheit des 3 70 erfolgt 
it, gegen denjenigen verhängt werden, welcher zu ber 


Anzeige verpflichtet war. 
Zu 8 157 vgl. Gew. G. 8 147. 


8 158 (125). 

Die Strafvorichriften der 88 156 und 157 finden aud) 
gegen die gejeßlichen Vertreter Handlungsunfähiger Be: 
triebsunternehmer, deögleichen gegen die Mitglieder des 
Borftandes einer Altiengejellichaft, Innung oder ein— 
getragenen Genoſſenſchaft ſowie gegen die Liquibatoren 
einer Handelögefellihaft, Innung oder eingetragenen Ge= 
noffenichaft Anwendung. 

8 159 (126). 
Gegen Straffeſtſetzungen des Senofenhattuustuttun 
Ir 
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fteht den Betheiligten innerhalb zweier Wochen nach der 
Zuftellung die Beichwerde zu. Ueber diejelbe entjcheibet 
vorbehaltlich der Beftimmungen der $$ 124, 130 Abf. 3 
diejenige Behörde, welche von der für den Sik des Be 
trieb8 zuftändigen Bandes-Zentralbehörde beftimmt ift. 

88 158, 159 entiprechen den 88 148, 149 des Gew.®. 

8 160 (127). 

I Die Mitglieder der Vorſtände der Genoffenjchaften 
und die Mitglieder der Genoſſenſchaftsausſchüſſe zur Ent: 
Icheidung über Beſchwerden ($ 38 Ziffer 3), imgleichen die 
in Gemäßheit der 88 126, 127 ernannten technifchen 
Auffihtsbeamten und Sachverftändigen jowie die Bei— 
fiter der Schiedägerichte (S 9 des Geſetzes, betreffend die 
Abänderung der Unfallverficherungsgefege,) werden, wenn 
fie unbefugt Betriebögeheimniffe offenbaren, welche Fraft 
ihres Amtes oder Auftrags zu ihrer Kenntniß gelangt 
find, mit Geldftrafe bis zu eintaufendfünfhundert Mark 
oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten beitraft. 

U Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Be: 


triebaunternehmer3 ein. 
Bu 8 160 vgl. Gew. G. 8 150. 


$ 161 (128). 

I Die im 8 160 bezeichneten Perfonen werden mit 
Gefängniß, neben welchem auf Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte erfannt werden fann, beftraft, wenn fie ab- 
fihtlich zum Nachtheile der Betriebsunternehmer Betriebs: 
geheimnifje, welche Eraft ihres Amtes oder Auftrags zu 
ihrer Kenntniß gelangt find, offenbaren, oder geheim ge- 
Haltene Betriebseinrichtungen oder Betriebsweijen, welche 
fraft ihres Amtes oder Auftrags zu ihrer Kenntniß ge- 
longt find, ſolange als dieſe Betriebögeheimniffe find, 
nachahmen. 
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I Thun fie dies, um fich oder einem Anderen einen 
Vermögensvortheil zu verſchaffen, jo kann neben der Ge- 
fängnißftrafe auf Geldftrafe bi3 zu dreitaufend Mark 
erfannt werden. 

8 161 entjpricht dem 8 151 des Gew.G. 


Zuftändige Bandesbehörden. 

‚ 8 162 (129). 

I Die Zentralbehörden der Bundesftaaten beftimmen, 
von welchen Staatsbehörden, Gemeindevertretungen oder, 
wo jolche nicht beftehen, Gemeinbebehörden die in dieſem 
Gejete den höheren Berwaltungsbehörden, den unteren 
Verwaltungsbehörden, den Ort3polizeibehörden, den Ge- 
meindebehörden und den Vertretungen der Gemeinden und 
weiteren Kommunalverbände zugewiejenen Verrichtungen 
wahrzunehmen find. 

I Die in Gemäßheit diefer Vorfchrift erlaffenen Be- 
ftimmungen find durch den Reichsanzeiger bekannt zu 
machen. 


U Die Höhere Verwaltungsbehörde kann beftimmte 
Gemeindebehörden ala untere Verwaltungsbehörden im 
Sinne des 8 76 bezeichnen und mit der Wahrnehmung 
der dort vorgefehenen Gefchäfte betrauen. 

iu 8 162 vgl. Gew.G. 8 152 und Note bortjelbit. 

1. Höhere Verwaltungsbehörden: 88 10, 26, 36, 44, 
58, 123, 129, 

2. untere Berwaltungsbehörben: 59 10, 14, 58, 67, 
716, 78, 93, 98, 101, 102, 126, 128, 162 

3. Ortspoligeibehörben: 88 70, 7, 124, 162; 

4. Gemeindebehörden: 88 55, 56, 67, 110, 162, ſ. 
auch 88 26, 27, 30, 102, 147. 

5. Weitere Kommunalverbände: $ 26. 
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Etrofpnllitredung. 
& 163 (150). 

Gelditrofen, melde auf Grund dieſes Geſetzes ver⸗ 
hängt werden, mit Ausnahme derjenigen, auf welche von 
ben Gerichten erfannt ft, werben in berjelben Weiſe bei- 
getrieben wie Gemeindbeabgaben. 

$ 163 — Gew.G. $ 158. 

& 164 (neu). 

I Die m $ 120 Ani. 1 Ziffer 2 bezeichneten Gelb- 
trafen fliegen in die Krankenkafſſe, welcher der zu ihrer 
Zahlung Berpflichtete zur Zeit der Zumiderhandlung an- 
gehört, ober, wenn er feiner Kranfenfafje angehört, in bie 
Kafſe der Gemeinbefrantenverficherung bes Beſchäftigungs⸗ 
orts. Das Gleiche gilt von den Gelbftrafen, welche auf 
@rund ber im $138 bezeichneten Vorſchriften verhängt find. 

0 Die übrigen auf Grund dieſes Geſetzes verhängten 
Gelbitrofen fliegen, ſoweit fie nit von den Gerichten 
erfannt find, in die Genoſſenichaftskafſe. 

& 164 entipridt dem & 154 Des Gew. G. 

s 165 (131). 

Die in dieſem Geiege für Gemeinden getroffenen 
Beitimmungen gelten auch für die einem Gemeindever- 
bande nicht einverleibten jelbträndigen Gutsbezirke und 
Gemarfungen. Eomeit aus denielben der Gemeinde ober 
Gemeindebehörde Rechte und Pflichten erwachſen, tritt an 
ihre Stelle der Gutäherr oder der Gemarfungäberechtigte. 

Bol. bayer. Gemeindeordnung für die Landestheile dies: 
‚jeits d. Rh. v. 29. April 1869 Art. 3. 

Zuitellungen. 
8 166 (132). 

I Zuftellungen, welde den Lauf von Friften be- 

Dingen, können durch die Poft mittelft eingefchriebenen 
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Briefes erfolgen. Bofteinlieferungsfcheine begründen nad) 
Ablauf von zwei Jahren feit ihrer Ausftellung die Ver: 
muthung für die in der orbnungsmäßigen Friſt nach ber 
Einlieferung erfolgte Zuftellung. 

II Perſonen, welche nicht im Inlande wohnen, können 
von den zuſtellenden Behörden und Genoſſenſchaftsorganen 
aufgefordert werden, einen Zuſtellungsbevollmächtigten zu 
beſtellen. 

II Iſt der Aufenthalt einer Perſon, welcher guge el 
werden fol, nicht zu ermitteln oder wird der nach Abf. 2 
ergangenen Aufforderung nicht innerhalb der gejegten Frift 
genügt,-jo kann die Zuftellung durch öffentlichen Aushang 
während einer Woche in den Geichäftsräumen der zuftellen- 


den Behörden oder Genoſſenſchaftsorgane erjegt werben. 
8 166 — Gew.G. 8 155. 


Mebergangabeftimmungen. 
$ 167 (nen). 

I innerhalb eines Jahres nach dem Inlkrafttreten 
dieſes Gejeges Hat in denjenigen Berufsgenofjenjchaften, 
in denen auf Grund des Statut die Beiträge durch 
Zufchläge zu direkten Staats- oder Kommunalſteuern auf- 
gebracht werden, die Genofjenihaftsverfammlung zu be— 
Tchließen, ob dieſer Beitragsfuß beizubehalten iſt. Die 
Beibehaltung kann gemäß $ 57 Abf. 1 nur mit Zmei- 
drittel⸗Mehrheit bejchloffen werden. 

I Sind hiernach die Beiträge nach dem Arbeits- 
bedarfe zu erheben, To ift zugleich zu bejchließen, von 
welchem Zeitpunft ab diefer Maßftab an die Stelle des 
biäperigen Maßſtabs treten Toll. 


u 8 167 vgl. Abänd Geſ. 8 25. Der Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieſes Gejehed war ber 1. Oktober 1900. 





IV. Sandufakverfigeruugsgefch. 


Vorbemerkungen. Das BauG. unterfceidet fid) vom 
im. &. in feinem Verhältniß zum Gew. G. weſentlich darin, 
baf es nicht nur wie das Im. &. bie Deiherung einem neuen 
Kreis von Perfonen eröffnet und auf fie bie Veſtimmungen 
bes Gew.G. mit Modifikationen anwendet, jondern daß es 
theilteife auch auf die Verfiherung ber Bau-Berufagenofien: 
ſchaften Anwendung findet, welche nach dem Gew.®. errichtet 
worden find. 

Auch die Bau-Unfallverficherung erfolgt in der Haupt: 
ſache nad} den Regeln und auf ben Grundlagen des Rechts 
ber Gewerbe · Unſ. Verficherung. 

Don wenigen anderen unbeträchtlichen Abweichungen abs 
gefeben, beftehen für die Bau-Unf. Verſ. folgende Bejonder- 
heiten: 

1. Die Verfiherung umfaßt nicht nur alle Baubetriebe 
bes Hod: und Tiefbauweſens jonbern aud bie Bauarbeiten, 
welde außer Betrieb in Regie eines Bauherrn ausgeführt 
werben. Es find alfo auch diejenigen Bauarbeiter des Hoch- 
unb Tiefbauweſens verfichert, welche zu feinem Betrieböunter- 
nehmer in einem Arbeitöverhältniffe ftehen oder außerhalb 
Ei ſolchen bei Bauarbeiten beſchäftigi find ($ 1, 86 Ziff. 4 

D. 


2. Träger der Bau: Unf Verſ. find zwar guch, ber Regel 
bes Gew.®. ber Bangemwerber 
Ziff. 1), und nur aus— 
joweit fie Untere 
2), €8 beftehen 
B., welche haupt» 





nahmaweife d 
nehmer bon Bauarbeiten find (8 6 Bi 
aber einige Bejonderheiten jür die Bau: 
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fachlich auf der bejonderen Natur ber außerbetrieb3: 
mäßigen Bauarbeiten beruhen. 

a) Für Bauarbeiten, deren Unternehmer die Gemeinden 
oder andere Öffentliche Körperfchaften find, ift dieſen, fofern 
fie es beantragen und für sl erachtet werden, Die 
Berfiherung zu übertragen ($ 6 Ziff. 3); 

b) Für andere nicht betriebsmäßige Bauarbeiten, deren 
Unternehmer weder Reich, Staaten, noch Gemeinden ober 
Öffentliche Körperſchaften find, erfolgt die Verficherung zwar 
auch durch die Berufsgenoijenfchaften, aber in bejonderen bei 
diefen errichteten Anftalten (8 6 Ziff. 4); 

c) Reid, Staaten, Gemeinden und andere öffentliche 
Körperichaften können jederzeit der betreffenden Berufsgenofjen- 
ſchaft beitreten (8 8). 

3. Für die Aufbringung der Mittel beftehen entfprechende 
Befonderheiten: 

a) In der ZTiefbauberufsgenofjenichaft, welche die Baus 
betriebe umfaßt, die nicht dem Gew.&. unterliegen, und alle 
zugehörigen Ziefbauarbeiten von längerer als jechstägiger 
Dauer, erfolgt die Aufbringung der Mittel nach dem Syftem 
ber beſchränkten Kapitaldedung durch Beiträge der Mitglieder 
($ 13); | 
b) In den Berficherungsanftalten aller Bau:Ber.Gen., 
welche bie Regiebauten und die Tiefbauarbeiten von höchſtens 
fechstägiger Dauer umfafien, erfolgt die Aufbringung der 
Mittel zum Theil auf Koften der Bauunternehmer, zum Theil 
auf Koften der Gemeinden. Sene haben für alle mehr al? 
ſechſtägigen Arbeiten die Unfalllaft nach dem Prämienfyften 
(88 23 lit. a, 24 bis 31), dieſe haben für die Unfalllaft bei 
allen Arbeiten von längerer Dauer nah dem Umlagejyften 
aufzufommen (88 23 lit. b, 32 bis 36). 

i 4. Einiges Beſondere befteht ferner in folgenden Einzel⸗ 
eiten: | 

a) Während ber erfien 13 Wochen nach dem Unfall ob: 
Liegt die gejeßliche Fürforge für die bei außerbetriebömäßigen 
Arbeiten beichäftigten Perjonen, joweit nicht ein Anſpruch 
aus ber Sranfenverficherung oder aus fonftigem rechtlichen 
Grunde befteht, der politiichen Gemeinde des Beichäftigungs- 
ortes (8 10); 
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b) Der Refervefond ber Tiefbauber.Gen. bedarf feiner 
Bermehrung, Zinfen find zur Dedung der Laften verwendbar 
15 


c) Unfallverhütung und Ueberwachung erftredt fi aud 
auf Unternehmer an Regiebauten, welche feiner Ber.Gen. an: 
gehören ($ 40). 

d) Die eingeſchränkte privatrechtliche Unternehmerhaftung 
erftredt fih nicht auf die außerbetriebgmäßigen Bauarbeiten 
(8 45 Abf. T). 

Sormell unterfcheidet fich das Bau:G. vom Im. ©. darin, 
daß es in ber Regel nicht wie dieſes die Normen, in welchen 
es mit dem Gew.G. übereinſtimmt, wörtlich wiederholt, fon: 
dern vielmehr auf die entiprechenden Normen ($$) de Gew.®. 
Bezug nimmt (vgl. Bau:G. 88 9, 10 Abf. I, 13 Abi. II, 14, 
17, 18 Abf. IV, 37 Abf. I, 38 Abſ. II, 39, 40, 41 Ab. 1, 
43, 45 Abi. II). 

Inſoweit die befonderen Beftimmungen des Bau⸗G.s, 
namentlich diejenigen über die Verjicherungdanftalten (88 18 ff.) 
auch auf die Bau-Ber. Sen. des Gew.G.3 Anwendung finden 
follen, ift diefe in $ 44 Bau-G. angeordnet. 

I. Allgemeine Beſtimmungen. 


Umfang der Verſicherung. 
81 (1). 

I Arbeiter, welche bei der Ausführung von Bau— 
arbeiten beichäftigt und nicht auf Grund des Gemerbe- 
Unfallverficherungsgefeges oder des Unfallverficherungs- 
gejeßes für Land⸗ und Forſtwirtſchaft gegen Unfall ver: 
fichert find, werden gegen die Folgen der bei den Bau 
arbeiten fich ereignenden Unfälle nah Maßgabe der Ber 
ftimmungen dieſes Geſetzes verfichert. 

I Dasfelbe gilt von den Betriebsbeamten und den 
ihnen im Sinne dieſes Geſetzes gleichgeftellten Werk—⸗ 
meiftern und Technifern, Jofern ihr SJahresarbeitsverdienft 
an Lohn oder Gehalt dreitaufend Marf nicht überfteigt. 

II Yuf die im 8 1 des Gefehes, betreffend die Für- 
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forge für Beamte und PBerfonen des Soldatenftandes in 
Tolge von Betriebsunfällen, vom 15. März 1886 (Reichs: 
Geſetzbl. S. 53) bezeichneten Perjonen, auf Beamte, welche 
in Betriebsverwaltungen eines Bundesſtaats oder eines 
Kommunalverbandes mit feitem Gehalt und Penfiong- 
berechtigung angeftellt find, fomwie auf andere Beamte eines 
Bundesſtaats oder eine Kommunalverbandes, für welche 
die im $ 12 a. a. DO. vorgejehene Fürſorge in Kraft ge- 
treten ift, findet dieſes Gejeß feine Anwendung Die 
Ausführung von Bauarbeiten gilt ala Betrieb im Sinne 
des Geſetzes vom 15. März 1886. 

Zn Abſ. I: 

1. Die Begriffe DVerficherung, Betrieb, Betriebsunfall, 
Betrieböbeichäftigung, Arbeiter find hier diefelben wie im 
Bereich de Gew.G. Bol. $ 1 Noten bortjelbft. 

2. Zum Begriff: Betrieb3unfall vgl. auch hier 8 2. 

3. Zum Begriff: Bauarbeiter vgl. insb. A. N. Abth. 
f. Inv. Verſ. ©. 226, woſelbſt verſucht ift, den Begriff des 
Bauarbeiter gegenüber dem Begriff des Kleinen Bauunter: 
nehmer? abzugrenzen. Zu den verfichexten Bauarbeitern ge: 
hören nicht nur die in gewerbamäßigen Baubetrieben aus 
Tchließlich oder vorwiegend als Arbeiter bejchäftigten Per- 
onen, fondern auch diejenigen, welche außerbetriebamäßig bei 
Bauten von ben Bauherrn (Bauunternehmern) auf deren 
Rechnung unmittelbar ala Arbeiter bejchäftigt werden. Vgl. 
auch Hdb. zu 5S1 N. 1, 533N. Vgl. auch A. N. IV ©. 232 
a. 597 (Rg. IX ©. 67), XVII ©. 361 Nr. 1849 (Rg. XXI 

. 31). 
4. In den Bereich des Bau⸗G. gehören alle Baubetriebe 
und Bauarbeiten, welche nicht in den Bereich eines anderen 
NDG.3 gehören. | 

Audgejchlofien vom Bau:G. find daher: 

a) alle gewerbsmäßigen Hochbaubetriebe. Sie fallen 
unter Gew.G. 8 1 Abf. I (Fabriken) oder Ab. II und die 
hienach ergangenen Berordnungen des Bundesraths; das 
Bau⸗G. findet auch Hier nur nach Maßgabe des Bau⸗G. 8 44 
Anwendung; vgl. Hdb. zu Bau:G. 81 NN. 2; 
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b) biejenigen nicht betriebamäßig ausgeführten Bau: 
arbeiten, welche als Beſtandtheil irgend eined Verficherungs- 
betriebes, eined gewerblichen, landwirthſchaftlichen oder See- 
betriebes in Regie des Unternehmers audgeführt werden. Sie 
folgen in der verficherungsrehtlichen Zugehörigkeit dem DBe- 
X I zuelchen fie ftattfinden. Gew.G. 82 Abi. V, Im. ©. 

Dagegen unterliegen dem Bau⸗G. 


‚a) alle Tiefbaubetriebe: Es zählen dazu vor Allem 
die in $ 6 Ziff. 1 aufgeführten Arten und überhaupt alle 
Betriebe, welche Arbeiten auf der Bodenfläche, in ber Tiefe 
oder unter der Erdoberfläche ausschließlich oder Überwiegend 
zum Gegenftand haben. Solche Betriebe zählen hierher, auch 
wenn fie theilweife folche Arbeiten umfaflen, die, wie Maurer: 
und Zimmer:Arbeiten, an Hochbauten ausgeübt, unter Gew.®. 
8 1 Ziff. 2 fallen. Ausgenommen find dagegen folche Be- 
triebe, die nad Gew.G.$ 1 Ziff. 2 oder Bundesrathsverord⸗ 

nung im ganzen Umfang ſtets dem Gew.®. unterliegen: 3.8. 
ee Pitaftexer, Steinſetzer, Asphaltirer. run Do. 
au Ay 4 Ziff. 1 N.3 und die Kaſuiſtik in Höb. zu $ 1N.3 


b Dem Bau:G. unterliegen ferner alle Regie-Bau- 
arbeiten des Hoc: und Tiefbauweſens, welche nicht Beftand- 
theile eines Berficherungsbetriebes find. Vgl. Note 3 oben. 
Die Frage, ob eine bei irgend einem Betrieb (Fabrik, Im. 
Betrieb zc.) vorzunehmende Bauarbeit, 3.3. eine Reparatur 
am Fabrikgebäude ala Beftandtheil dieſes Betriebes oder ala 
jelbftändige Bauarbeit zu gelten habe, hängt vor Allem da⸗ 
bon ab, ob der Betrieböunternehmer bie Arbeit in eigener 
Regie, bi. auf eigene Koften unmittelbar ohne Uebertragung 
an einen anderen Unternehmer ausführen läßt. Dal. Im. 
G. 8 1 Abi. IV. Weiterhin wird es auch darauf ankommen, 
ob die Arbeit, welche etiva einem Bauarbeiter oder Betrieb3: 
beamten in Atkord gegeben worden ift, Die Grenzen einer ben 
Zweden des laufenden Betriebs augjchließlich dienenden Re: 
paratur überfteigt oder nicht. Im erften Fall ift fie jelbft- 
jtändige Bauarbeit, im lebten nicht. Aus der dichhaltigen 
Kafuiftit vgl. Rg. VIILS. 231, XS. 59, X ©. 221, 1. Erg.⸗ 
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Bd. ©. 75 ff., X ©. 48, 139, XII ©. 56 u. A. m. auch Hob. 
zu Bau:G. FIN. 3, 4. 

5. Häufig —* beim ſelben Bauunternehmer und auf 
derſelben Arbeitsſtätte eine Verbindung von ſolchen Bau- 
arbeiten, die einem Baubetriebe zugehören, mit ſolchen vor, 
welche in Regie des Bauherrn ausgeführt werden. Jede 
Arbeit folgt dann ihrer regelmäßigen, verſicherungsrechtlichen 
Zugehörigkeit, und nimmt das RVA. in ſolchen Fällen an, 
daß vorübergehende Hilfsleiſtungen, welche die Betriebs⸗ 
arbeiter den Regiearbeitern und umgekehrt zukommen laſſen, 
den Arbeiter nicht aus dem Bann ſeiner Betriebs- bezw. 
Regiezugehörigkeit ausſcheiden lafjen. . N. VII S. 244 
Nr. 1027 (Rg. XI ©. 138 ff.). 

Zu Ab}. II: Bal. inficpttich der Berechnung des Jahres» 
arbeitsverdienſtes 89 dieſes Gef. 

Hinſichtlich des Degeifts a 2. Gew.®. 


Zu Abf. IU gl Getw.G. 87 u. Not 


des Im. © 
82 (neu). 
Die Verficherung erftredt fi auf häusliche und an= 
dere Dienfte, zu denen verficherie Perjonen neben der 
Beihhäftigung im Betriebe von ihren Arbeitgebern oder 


von deren Beauftragten herangezogen werben. 
8 2 ftimmt wörtlich überein mit Gew.®. 83. 


83 (neı.) 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, unter Zuftimmung 
des Bundesraths mit den Regierungen folder Staaten, 
die für Arbeiter und Betriebsbeamte eine der deutfchen 
Unfallverfierung entſprechende Fürſorge durchgeführt 
haben, im Falle der Gegenfeitigfeit Abkommen zu jchließen, 
durch welche die Anwendung dieſes Geſetzes 

1. auf Betriebe im Inlande, welche Beitandtheile eines 
ausländifchen Betriebs darjtellen, ausgejchloffen, 
2. auf Betriebe im Auslande, vworle Bettaniiueir era 
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verfiherungspflichtigen inländiichen Betriebs dar- 

ftellen, erftredt wird. 

8 3 fiimmt wörtlich überein mit Gew. G. $4 unb Im. @. 84. 

84 (2). 
I Durch Statut kann die Verſicherungspflicht auf 
Gewerbetreibende, deren Jahresarbeitsverdienft breitaufend 
Mark nicht überfteigt oder welche nicht regelmäßig mehr 
als zwei Lohnarbeiter bejchäftigen, ſowie auf Betriebs- 
beamte mit einem dreitaufend Mark überfteigenden Jahres: 
arbeitsverbienft erſtreckt werden. 
U Bei der Verfiherung von Betriebsbeamten ift ber 
volle Sjahresarbeitsverdienit zu Grunde zu legen. 
IT Unternehmer von Bauarbeiten, deren jahres: 
arbeitsperbienft dreitaufend Mark nicht überfteigt oder 
welche nicht regelmäßig mehr ala zwei Vohnarbeiter be- 
Thäftigen, find berechtigt, gegen die Folgen von Betriebs- 
unfällen fich fjelbft zu verſicher. Durh Statut kann 
diefe Berechtigung auf Unternehmer mit einem höheren 
Jahresarbeitsverdienſt erſtreckt werden. 
IV Durch Statut kann ferner beſtimmt werden, daß 
und unter welchen Bedingungen gegen die Folgen ber 
bei dem Betrieb ober Dienfte fich ereignenden Unfälle 
verfichert werden können 
a) im Betriebe beichäftigte, aber nach $ 1 nicht ver: 
fiderte Perfonen durch den Betriebsunternehmer; 
b) nit im Betriebe beichäftigte, aber die Betriebs- 
ftätte bejuchende oder auf derjelben verfehrende Per⸗ 
onen durch den Betriebsunternehmer oder den Bor- 
ſtand der Berufsgenofjenichaft; 

c) Organe und Beamte der Berufsgenoſſenſchaft durch 
deren Vorſtand. 
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Zu 84 dgl. Gew.G. $5 und Im. ©. 4, welch lehterem 
ber 84 faft wörtlich gleichlautet. 

Neber die Begriffe „Unternehmer“ in Abf. III und IV 
und „Gewerbetreibende“ in Abſ. I vgl. 85. Ueber bie Er— 
mittelung des Jahredarbeitsverdienftes |. $ 9. 

Während in Abf. I unter „Gewerbetreibenden“ nur die 
Unternehmer von Bau-Gewerbebetrieben ($ 4 Ziff. 1) begriffen 
find, find in Abſ. I und IV unter den „Unternehmern bon 
Bauarbeiten“ und ben „Betriebsunternehmern“ fowohl Unter: 
nehmer von gewerbamäßigen Baubetrieben ($ 5 Ziff. 1) ala 
auch Bauheren ($ 5 Ziff. 2) zu verſtehen. 

Zu Abf. I: 1. Baugewerbetreibende. Dal. hiezu 
Gew.G. &5 Noten bei Abj. 1. Ueber dem ziemlich überein: 
ftimmenden Gebrauch, melden bie Bau: Ber.Gen. biäher von 
biefer Befugniß gemacht haben, f. Hbb. zu Bau. 8 2 N.9, 10. 
Die Statuten bebürfen bei der durch die Novelle geänderten 
Borjcrift (Crhöhung bes Jahresverbienftes von 2000 auf 
3000 A und ber Sohmarbeiterzahl von 1 auf 2) ebenfalls der 
Aenderung. 

Doppelverſicherung mit doppelter Beitragäleift 
fich ergeben, wenn ein unb biejelbe verfon zugleich 
nehmer und als in einem Baubetrieb beichäftigte Perfon bei 
ber Ber.Gen. und ber Verſ. Anſtalt nachgewiejen iſt. Mah: 
nahmen —* Vermeidung folder Doppelverficherung ſchlägt 
dad RB. vor im Hdb. zu Bau⸗G. 52 N. 13. 

Zu Mbf. IIL dgl. Gero.G. 2 Abf. U Note. 

Zu Abſ. IV. Die Vorfhrift bezieht fich auf betrieba- 
mäßige und außerbetriebamäßige Bauarbeiten. 

Die Verficherung ber in Abf. IV aufgeführten Perfonen: 
klaſſen a in_ber betr. Bau⸗Berufsgenoſſenſchafi oder in 
der zugehörigen Berficherungsanftalt, je nad dem die Be: 
Ihäftigung einem Genoſſenſchaftsbetrieb zugehört oder bei 
einem Regie-Bau ftattfindet. - 

Die Verfiherung dieſer Perfonen erfolgt, foweit die Bei: 
teagäleiftung überhaupt den Unternehmern obfiegt, auf Koften 
besjenigen, durch dem die Verficherung bewirkt worden ift. 
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Unternehmer. 
3508). 
As Unternegfmer im Sinne diefes Gefees gilt 
1. bei Bauarbeiten, welche in einem gewerbsmüßigen 
Baubetriebe ausgeführt werben, der Baugewerbe 
treibende, für deifen Rechnung diefer Betrieb erfolgt; 
2. bei anderen Bauarbeiten derjenige, für deffen Rech— 
nung fie ausgeführt werben. 


3u $ 5 vgl. oben 3 1 Noten zu Abi. I und Geu.@.$ 23 
Abf. III. Der allgemeine Unternehmerbegriff liegt auch dem 
Baus. zu Grunde. Unternehmer ift derjenige, auf deffen 
Rehnung eine Unternehmung (Baubetrieb oder Bau) exfulgt. 
Da indeſſen dem Bau⸗G. nicht nur betriebsmäßige, fondern 
auch aukerbetriebamäßige Bauarbeiten unterliegen, fo I = 
ber linternehmer nicht ſtets ein »Betriebäunternehner. 
triebaunternehmer iſt inabef. nicht nothwendig der Barker 
Einen ſolchen hat jeder Bau, benn jeder Bau wird anf Rech⸗ 
nung don irgend jemand hergeftellt. 

Bauten werden ausgeführt, indem ber Bauherr (Eigen⸗ 
thümer, Nugnießer, Pächter ıc.) entweder sumittelbar oder 
mittelbar auf jeine Rechnung bie Arbeiten herſtellen Läht. 
Im erften Fall gilt er ſtets als der Unternehmer (5 5 Ziff. 2), 
im andern Fall fommt es darauf an, ob die Mittelsperjon 
felbft Baugewerbetreibender ift oder nicht. Iſt die Mittels⸗ 
perfon DBaugewerbetreibender, fo gilt fie al3 Unternehmer 
(35 Ziff. I). Iſt die Mittelsperfon nicht Bangewerbetreiben- 
der, dann gilt regelmäßig der Bauherr als Unternehmer. Als 
Bangewerbetreibender ift aber jede Perſon auzujehen, welche 
auf eigene Rechnung gewerbsmäßig Bauten herftellt oder ein- 
zelne Bauarbeiten ausführen läßt umd fich dabei nicht nur 
in ber Stellung eines akkordirenden Arbeiterö befindet. 

Tie Herftellung von Bauten kaun auch in der Weiſe er- 
folgen, daß ein Theil des Baus unmittelbar auf Rechnung 
des Bauherrn, andere Theile aber auf unmittelbare Rehuung 
von Betriebunternehmern hergeſtellt werben. 

Eine reichhaltige, wenn auch nicht ganz klar gefichtete 


i 


in} 3 J 
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Kafuiftit findet fi im Hdb. zu Bau:G. 83 N. 2 bis 4, für 
MWegbauten insbe]. N. 5. 

Die Unterfcheidung zwiſchen Baubetrieb und Regiebau 
(vgl. 5 1 Abf. 1 Noten) und zwiſchen Baubetriebsunternehmer 
(Baugewerbetreibenden) und Bauherren (8 3) Liegt der Organi- 
fation der Bau:Unf.Berfiherung zu Grunde. Vgl. bazu 8 6. 

Zräger der VBerficherung. 
86 (4). 

Die Verficherung erfolgt: 

1. bei der gewerbsmäßigen Ausführung von Eifenbahn:, 
Kanal:, Wege, Strom-, Deich: und anderen Bau: 
arbeiten, welche nicht unter die Beftimmungen bes 
Gewerbe - Unfallverficherungsgejeßes oder unter Die 
nah $1 Abi. 1 Ziffer 2 a.a.O. vom Bundesrath 
erlaffenen Anordnungen fallen, unbejchadet der Be— 
ftimmungen in den Ziffern 2 und 3, auf Gegen: 
jeitigfeit Durch die Unternehmer. Die Vebteren werden 
zu dieſem Zwecke in eine Berufsgenofjenjchaft ver: 
einigt (88 12 bis 17); 

2. bei Bauarbeiten, welche von dem Reiche oder von 
einem Bundesftaat ala Unternehmer (8 5) ausgeführt 
werden und nicht zu den Bauten der im $ 128 Ab]. 1 
des Gewerbe-Unfallverficherungsgefeßes aufgeführten 
Reichs- und Staatöverwaltungen gehören, vorbehalt- 
lich der Beftimmung des $ 8 Abi. 1, auf Koften des 
Neicha oder des Staates durd) das Reich beziehungs- 
weile den Staat, für deſſen Rechnung die Bauarbeit 
erfolgt, dur Ausführungsbehörden (88 42, 43); 

3. bei Bauarbeiten, welche in anderen ala Eijenbahn- 
betrieben von einem Kommunalverband oder einer 
anderen öffentlichen Korporation als Unternehmer 
($ 5) auögeführt werden, vorbehaltlich der Beftimm- 

Piloty, Unfallverficherungsgefege. 30 
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ung des 8 8 Abf. 2, auf Koften diefes Kommunal: 
verbandes oder dieſer Korporation, fofern die Landes⸗ 
Zentralbehörde auf deren Antrag erflärt, daß der 
Verband oder die Korporation zur Uebernahme ber 
durch die Verficherung entftehenden Laften für leiſt⸗ 
ungsfähig zu erachten ift, dur) Ausführungsbehörden 
(88 42, 43). 

Die Landes-Zentralbehörden find berechtigt, mehrere 
Kommunalverbände oder andere Öffentliche Korpo⸗ 
rationen zum Zwede der gemeinfamen Durchführung 
ber Unfallverfiherung bei den von ihnen als Unter: 
nehmern ausgeführten Bauarbeiten zu einem Per: 
bande zu vereinigen. 

Das Ausfcheiden folder Korporationen aus Be: 

rufsgenoſſenſchaften darf nur am Schluffe des Nech- 
nungsjahrs erfolgen; 
. bei Bauarbeiten, deren Ausführung entweder von 
anderen ala den in Ziffer 2 und 3 bezeichneten Ver- 
bänden und Korporationen oder deren Ausführung 
nicht gewerbsmäßig erfolgt, auf Koften der Unter: 
nehmer ($ 5) beziehungsweife Gemeindeverbände durch 
die Berufägenofjenichaften der Baugemwerbetreibenden 
(881, 6 Ziffer 1, 88 12 ff. dieſes Geſetzes, 88 1, 
28 ff. des Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes) nad 
näherer Beitimmung der 88 18 FF. (Unfallverfiherungs- 
anitalten). 

Bezüglich der Bauten, welche von Eifenbahnver- 
waltungen für eigene Rechnung ausgeführt werden, 
fowie bezüglich ſolcher Bauarbeiten, welche als Neben: 
betriebe oder Theile eines andern Betrieb ander: 
weit verficherungspflichtig find, behält es bei ben 
fonftigen Beitimmungn \ein Bewerien. 
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Zräger der Unfallverficherung für die bei Bauten bes 
ſchäftigten Perfonen find nunmehr: 

a) Die Hochbaugewerks-Berufsgenoſſenſchaften, 
welche auf Grund des Gew.G.s (8 1 Abi. I Ziff. 2) errichtet 
find und auf welde in exfter Linie die Vorſchriften des 
Gew. G.'s, zudem aber auch gemäß 8 44 de3 Bau⸗G. einige 
Vorſchriften dieſes Gejeges Anwendung finden. Ihnen ge: 
hören alle Hochbaubetriebe und alle Hochbau-Regiearbeiten 
an, welche nicht ald Nebenbetriebe oder Betriebötheile einem 
Betrieb zu andrer genoffenichaftlicher Zugehörigkeit folgen. 
Die Berfiherung der bei Negiehochbauten befchäftigten Per: 
fonen erfolgt in den nad 88 18 ff. des Bau⸗G.'s errichteten 
Berfiherungsanftalten. 8 6 Ziff. 4. 

b) Die TiefbausBerufsgenofjenichaft, welche auf 
Grund des Bau⸗G.'s 8 6 Ziff. 1 und 88 12 ff. errichtet ift, 
trägt die Verficherung für alle Tiefbaubetriebe und alle Tief: 
bau-Regiearbeiten, welche nicht ala Nebenbetriebe oder Betriebs: 
theile einem anderen Betrieb zu anderer genoffenjchaftlicher 
Zugehörigkeit folgen. Die Verficherung der bei Regie⸗Tief— 
bauten bejchäftigten Perjonen erfolgt in der nach 88 18 ff. 
des Bau⸗G.'s errichteten Verficherungsanftalt der Tiefbau: 
Ber.en. (8 6 Ziff. 4). i 

c) Das Reich, die Bunbesftaaten, Gemeinden und 
anderen dÖffentlihen Körperfchaften bejorgt die Ver: 
ficherung bezüglich der bei ihren Bauten befchäftigten Perfonen 
nach Maßgabe der Vorfchriften der 88 43, 44. Ausgenommen 
find dabei nur diejenigen Bauarbeiten, hinfichtlich welcher biefe 
Derbände gemäß 88 einer Ber. Gen. beigetreten find und diejenigen 
Bauarbeiten des Reichs und der Bundezftaaten, welche Beſtand⸗ 
theile jolcher Betriebsverwaltungen find, hinfichtlich deren eine 
Fürſorge Schon nach dem Gew.⸗ oder Im. Geſetz befteht. 

a Ziff. 1: Nachdem durch die DO. v. 14. Januar 1888 
auf Grund des Gew.G. 8 1 alle Hochbaubetriebe unter daB 
Gew. G. geftellt find, hat man unter „anderen Bauarbeiten“ 
bier nur Tiefbauten zu verftehen. Vgl. 8 1 Abi. I Note. 

n Siff. 2: Hier find unter Bauarbeiten jowohl bie 
betriebsmähigen als auch bie außerbetriebsmäßigen zu ver: 
ftehen. Auch Nebenbetriebe ſolcher Baubetriebe (3. B. Stein: 
bruchbetriebe) gehören hierher und folgen in Bezuq auf hie 

EN), 
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nerficherung bem Hauptbetrieb. Dal. Hob. zu 84 Ziff. 20.5. 
Ueber bad Recht, der Ber. Gen. beizutreten |. $ 8. 

a gif. 3: 1) Unter Kommunalverbänden find die politi- 
fchen Derögemeinden und die höheren Gemeindeverbände, in 
Aeenben Kreife und Provinzen, in Bayern Diſtrikts- und 

reiögemeinden zu verftehen. Unter Öffentlichen Korporationen 
find ſolche Perjonenvereine zu verftehen, welche im Gebiet des 
Privatrecht juriftiiche Perjönlichkeit befiten und im Gebiet 
beö Öffentlichen Rechtes Öffentliche Bertvaltungsgefchäfte unter 
ftaatlicher oder gemeindlicher Aufficht in der Form der Selbft: 
verwaltung zu bejorgen haben. 


2) Die Leiftungsfähigkeitserklärung hat die Bedeutung 
einer verwaltungsrechtliden Ermächtigung. Die Ertheilung 
oder Verweigerung, Zurüdnahme und Wieberertheilung ift 
Sache des Ermeſſens. Ein Anſpruch darauf befteht nicht. 
Die Ertheilung kann nur auf Antrag erfolgen. Verweigerung 
kann nur wegen nicht hinreichend geficherter Leiftungsfähigkeit 
ftattfinden. Bei Beurtheilung der Leiftungsfähigfeit kommt 
e8 aber nicht nur an auf den rein finanziellen Status der 
Körperichaft, jondern auch auf das Borhandenfein der Be: 
dingungen einer „nerficherungsmäbigen Durchführung ber 
Türforge. Bol. ybb zu 84N. 9. Bei Ertheilung der Er- 
mädtigung können ber Körperfchaft Auflagen über die Art 
ber Durchführung gemacht iwerden, welche die Geſetzmäßigkeit 
ber Zürforgeverwaltung und Die bauernbe Leiſtungsfähigkeit 
fihern. Die Ertheilung bewirkt für die Körperichaft ein 
wiberrufliches Recht. Der Widerruf kann aber außer auf An- 
trag nur wiederum wegen mangelnder oder bedrohter Leiſtungs⸗ 
fähigkeit oder wegen Nichterfüllung der Auflagen erfolgen. 


Die Mebernahme kann ſich auf alle betriebamäßigen und 
außerbetriebamäßigen, Hoch: und Tiefbauarbeiten und damit 
zufammenhängenden Nebenbetriebe der Körperſchaft erſtrecken 
oder auf einzelne Arten dieſer Arbeiten befchränten. Die 
Mebernahme bewirkt, daß die Körperjchaft mit den betr. Bau- 
arbeiten aus ber betr. Ber.Gen. ausſcheidet. Weber die Rechts: 
tolgen biejes „aralbeibens vgL.A.N.V ©. 166 N. 686 (Re. 

©. 17), VIS. 198 Nr. 829 (Rg. 1. Erg.Bb. ©. 73). Für 
Unfälle aus ber Zeit vor dem Beginn der eigenen Verficherung 
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bat bie Rörberjlhaft 2 2c. nicht einzuftehen. A. N. XIV S. 169 
Nr. 1692 (Rg. XVII ©. 5). 

Bon der Ermächtigungsbefugniß aus $ 6 Ziff. 3 ift na⸗ 
mentlich in Aahern vielfach Gebrauch gemacht worben. Dal. 
AR. XI S. 3 

Ueber * Rt des leiſtungsfähig erflärten Verbandes, 
einer Ber. Gen. „"aigubeten, 1.88. 

n Ziff. 4 Abſ. I: Die Verficherung erfolgt bei allen 
Bau⸗Ber. Gen. (den Baugewerks-⸗BG. unb ber Tiefbau: BG.) 
in Berfiherungsanftalten im. Allgemeinen Hinfichtlich 
aller Regiebauarbeiten ohne Rückſicht darauf, wer der Inter: 
nehmer ift (Privatperjon, Gewerbetreibender oder Nichtgewerbe⸗ 
treibender, Gemeinde, Staat, Reich) und darauf, welcher Art 
die Arbeiten find (Hoch⸗ ober Tiefbau). Es gehören insbeſ. 
dazu auch diejenigen Bauarbeiten, welche von Baugewerbes 
treibenden außerhalb ihres Baubetrieb3 in eigener Regie aus⸗ 
geführt werben. 

Nicht zu ben Berj.Anftalten gehören demnach 

1) alle Bauarbeiten, welche in Ausführung eined ges 
- werbsmäßigen re erfolgen ($ 6 Ziff. 1 und Gew.®. 
81 Ab. 1 Ziff. 2). Ausgenommen find ferner: 

2) alle — welche als Beſtandtheile oder Neben⸗ 
betriebe eines anderen Betriebs mit dieſem einer anderen 
Ber.Gen. Fu einer Bau-Ber.Gen. zugehören (86 Ziff. 4 Abſ. IL, 
vgl. lw. &. 81 Fl IV, Unl. des RVA.'s UN. IV ©. 17 
Ziff. 4 lit. d Ab. 3 

3) alle Bauarbeiten bed Reichs und der Staaten, ber 
Gemeinden und anderen öffentl. Körperſchaften, hinfichtlich 
deren bie Fürſorge gemäß 8 6 Ziff. 2 und 3 durch diefe jelbft 
erfolgt. Die Bauarbeiten der Gemeinden oder öffentl. Körper: 
Ichaften, welchen die Leiftungsfähigkeitserflärung gemäß 8 6 
Ziff. 3 nicht ertheilt oder Wieder entzogen ift oder welche 
gemäß $ 8 Abf. II der Ber.Gen. beigetreten find, gehören zur 
betr. Verfiherungsanftalt, fofern die Gemeinde ꝛc. hinfichtlich 
folder Arbeiten nicht ala gewerbamäßiger Unternehmer gemäß 
85 Ziff. 1 anzufehen und die Verficherung demgemäß nad) 
5 6 Ziff. 1 in ber Berufsgenoſſenſchaft zu bethäti en ift. Für 
da3 Rei und die Staaten gilt, fofern fie gemäß 8 8 Abf. I 
ber Ber.Gen. beigetreten find, das Gleiche. 
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Die Berfidyerung bei der Berficherungsanftalt erſtreckt 
fih auf bie bei ber Bauarbeit beichäftigten Arbeiter, Be 
triebsbeamten, felbfiverficherten Unternehmer und gemäß S4 
Abſ. IV verficderten anderen Perjonen. Bgl. audy $ 18 Abi. IH. 

Zu Ubi. II f. Rote bei Ab. I Ziff. 2, vgl auch Gew.G. 
g1Nb5.1 Ziff. 3, Im. G. 8 1 Abf. IV und die jehr reichhaltige 
Kaſuiſtik des RVA.'s im Hdb. zu $ 4 N. 17 bis 30 und insbeſ. 
AR.1VE. 17 Ziff.4 lit. d Abf. IT und Bd. VS. 379 Ar. 764. 
Als Betrieböbeftandtheil gilt eine Bauarbeit in einem Be: 
triebe (Fabrik zc.) dann, wenn fie durch eigene fländig an: 
geftellte Banarbeiter des Betriebs und nicht umter Mebertragung 
an einen fremden Unternehmer ausgeführt wird. Im Uebrigen 
entſcheiden die Merkmale des einzelnen Falls. 

87 (neu). 

Unfälle in fremden Betrieben Hat die Berufögenoffen= 
ſchaft (8 6 Abi. 1 Ziffer 1) dann zu entichädigen, wenn 
fie fi) bei Betrieböhandlungen ereignen, zu welchen ein 
der Genofjenfchaft angehörender Unternehmer den Auf: 
trag gegeben und für welche er die Löhne zu zahlen Hat. 

Zu 87 vgl. Gew.G. 8 28 Abi. IV. Die Borjchrift gilt 
daher nicht nur für die Ziefbau-Ber.Gen., jondern auch für 
die nah Gew.G. errichteten Hochbau⸗Ber. Gen. Sie findet 
auch Anwendung binfichtli der den Berfiherungzanftalten 
zugehörigen Bauarbeiten, wenn der Auftrag vom Bauherrn 
ausgegangen ifl. Somit gehören der Berficherungsanftalt auch 
diejenigen Bauarbeiten an, welche ein Bauherr durch jeine 
Arbeiter etwa aus Gefälligfeit auf ſeine Koften einem Dritten 
bat leiſten lafjen. 

88 (5). 


I Das Reich und die Bundezftaaten find berechtigt, 
bezüglich aller oder einzelner Arten der unter $ 6 Ziffer 2 
fallenden, von ihnen als Unternehmer ausgeführten Bau⸗ 
arbeiten derjenigen Berufsgenofjenfchaft, weldde in dem 
betreffenden Bezirke für die Gewerbetreibenden der be- 
treffenden Art errichtet ift, durch eine don dem Reichs— 
Tanzler beziehungsweije der Lanhea-denttalhriitie alt: 
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augebende entjprechende Erflärung ala Mitglied beizu- 
treten. 

I Diefelbe Berechtigung (Abſ. 1) fteht den Kommunal- 
verbänden und anderen öffentlichen Korporationen zu. Die 
Erklärung ift von ihrem Vorſtand abzugeben. 

Zu 88 vgl. Gew. G. 8 128 Abf. IL, Im. G. 8140 Während 
für Die dem Gew. G. unterliegenden Berficherungdbetriebe des 
Reich? und der Staaten zum Theil ein Beitrittörecht zu den 
Ber. Gen. überhaupt nicht befteht ($ 123 Abf. I), für einen 
anderen Theil dieſer Betriebe ($ 128 Abf. II) und für Die 
Im. Betriebe des Reichs und der Staaten (lw. &. $ 140) nur 
ein zeitlich befchränttes Beitrittsrecht beftanden hat, ift der 
Beitritt für Reich und Staaten nach der Novelle zum Bau⸗G. 
zeitlih unbejhräntt. Der frühere $5 Abſ. IT, welcher 
Beitrittzerklärung vor der Errichtung des ðenoſſenfchafis 
ſtatuts verlangte, iſt durch die Novelle beſeitigt worden und 
können deshalb auch Reichs- und Staatsbetriebe, für welche 
nach dem früheren Bau⸗G. das Beitrittsrecht ſchon erloſchen 
war, fürderhin ben Bau:Genofjenfchaften angefchloffen werden. 
Für die Hochbau⸗Ber. Gen. vgl. 8 44. 

Der Beitritt umfaßt, wenn nicht ausdrücklicher Vor: 
behalt gemacht wird, auch bie Nebenbetriebe der anzu⸗ 
Iäliehenben Hauptbetriebe. Hdb. u FR. 1. 

Genoſſenſchaftskataſter ift ie betriebsleitende Reichs⸗ 
N —— als Unternehmer anzuführen. Hodb. zu 


SEN 

Sem Beitrittärecht entjpricht ein Austrittsrecht, welches 
zwar nicht, wie die Motive (S. 63) annehmen, auß Gew.G. 
$ 52 mit Bau:G. 5 14 unmittelbar. fi) ergiebt, welches viel: 
‚mehr im Beitrittsrechte ſelbſt enthalten iſt. Der Austritt 
hat analoge Rechtsfolgen wie die uſcheidrna einzelner Ge: 
werbözweige aus Ber.Gen. Gew. Geſ. $ 53, Bau⸗G. 8 14. 

Eine Meberficht ber erfolgten Beitritt3erflärungen ſ. A.N. 
V S. 132, der Austrittserklärungen: Hob. zu$5 N. 3. 

Zu Abt. D: Für die nicht gemäß $ 6 Ziff. 3 als leiſtungs⸗ 
fähig erklärten und zur eigenen Duchhführung der Verficherung 
ermächtigten Gemeindeverbänbe ac. folgt bie Zugehörigkeit ihrer 
Bauarbeiten zur betr. Verficherungsanftalt der Ber. Gen. vun 
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felbft aus 8 6 Ziff. 4. Nach 8 8 Abi. II Eönnen aber leiſtungs⸗ 
fähig erklärte Verbände fpäter und ohne zeitliche Beſchränkung 
ber betr. Ber.Gen. ald Mitglieder beitreten. 
Nachträglicher abermaliger Austritt ift an die Voraus 
fegungen und das Verfahren bes 8 6 Ziff. 3 gebumden. Ueber 
die Wirkungen ber Leiftungsfähigfeitserklärung und des et: 
waigen Wiederaustrittö vgl. oben $ 6 Ziff. 3 Note und A. N. 
VS. 166 Nr. 686, VIS. 198 Nr. 829. Hdb. zug5N.7. 


Sahresarbeitsverdienft, Gegenſtand der Ber: 
fiherung, Umfang der Entihädigung, Verhält— 
niß zu Krankenkaſſen zc. 

89 (6). 

Die Ermittelung des Sahresarbeitsverdienftes, der 
Gegenftand der Verficherung, der Umfang der Entfchädig- 
ung und das Verhältniß der Unfallverficherung zu den 
eingejchriebenen Hülfskaſſen, zu den Jonftigen Kranken⸗, 
Sterbe=, Invaliden- und anderen Unterftüßungsfaffen, zu 
ben Leiftungen der zur Unterftüßung hülſsbedürftiger Per: 
fonen verpflichteten Gemeinden oder Armenverbände fo» 
wie der Unternehmer und SKaflen, welche die den Ge—⸗ 
meinden und Armenverbänden obliegende Verpflichtung 
zur Unterjtüßung auf Grund geſetzlicher Vorſchrift erfüllt 
haben, beftimmt fich, vorbehaltlicd der Vorjchriften der 
88 10, 11 diefes Gefjeges, nad) den $$ 6, 8 bis 27 des 
Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes. 

810 (7). 

I Bei Unfällen eines Arbeiters, welche fich bei Bau- 
arbeiten der im $ 6 Ziffer 4 Abſ. 1 bezeichneten Art er- 
eignen, finden die Beftimmungen der $$ 12 bis 14 des 
Gewerbe-Unfallverficherungägejees feine Anwendung. 

I Bei folchen Unfällen hat die Gemeinde, in deren 
Bezirke der verlebte Arbeiter beichäftigt war, demfelben 
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während der erjten dreizehn Wochen nad) dem Unfalle 
die im $ 6 Ab}. 1 Ziffer 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
bezeichneten Leiftungen zu gewähren, fofern nicht der ver: 
legte Arbeiter ih im Ausland aufhält oder auf Grund 
der SKranfenverficherung oder anderer Rechtsverhältnifſe 
Anſpruch auf eine mindeftens gleiche Fürjorge Hat. So— 
weit ſolchen Perfonen dieſe Leiftungen von den zunächſt 
Berpflichteten nicht gewährt werden, hat die Gemeinde 
biejelben zu übernehmen. Die zu diefem Zwecke gemachten 
Aufwendungen find von ben Berpflichteten zu erfeßen. 

DI Für außerhalb des Gemeindebezirfes wohnhafte 
verficherte Perfonen Hat auf Verlangen der verpflichteten 
Gemeinde die Gemeinde ihres Wohnort? die im Abf. 2 
bezeichneten Leiftungen, vorbehaltlich des Koſtenerſatzes, 
zu übernehmen. 

V As Erfaß der Koften gilt die Hälfte des nad 
dem Kranfenverficherungsgefeße zu gewährenden Minbeft- 
betrags des Krankengeldes, jofern nicht höhere Aufwend- 
ungen nachgewiejen werden. 

V Der weitere Kommunalverband ijt befugt, ftatu- 
tariſche Anordnungen zu erlaffen, nach welchen den Ge— 
meinden die ihnen dur) Abſ. 2 auferlegten Koften des 
Heilverfahrens aus Mitteln des weiteren Kommunalver- 
bandes zu erjeßen find. 

VI Die Verfiherungsanftalt (8 18) ift befugt, die im 
Abſ. 2 bezeichneten Leiftungen jelbjt zu übernehmen. 


8 10 findet nicht nur auf die in der Unfallverficherung?- 
anftalt der Tiefbau: Ber.Gen., jondern auch auf die in den 
Derficherungsanftalten der Hochbau:Ber.Gen. verfidherten Ar: 
beiter Anwendung, obgleich $ 44 den 8 10 nicht ausdrüdlich 
erwähnt. 

Die Unterftügungspflicht der Gemeinden während der 
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erftien 13 Wochen nach dem Unfall ift der in Im. G. 8 27 
geregelten analog. Sie befteht nur für Arbeiter. Die Yür- 
forgepflicht aus 810 ift in Sällen bed Abi. II Sag 1 eine 
endgültige, bei der gemäß Kr. VG. 81 und $ 2 Abi. I Ziff. 1 
regelmäßigen Krankenverſicherung biejer Perfonen ift fie jedoch 
eine höchſt fubfidiäre. In Fällen des Abſ. II Satz 2 und des 
au I ift die Fürforgepflicht der Gemeinden eine bloß vor: 
u 

Nnter „anderen Rechtöverhältnifien“ in Abf. u find auch 

privatrechtliche zu verſtehen. Vgl. auch $ 45 Ab]. I 
s 11 (8). 

I Streitigfeiten über Unterſtützungsanſprüche, welche 
aus der Beitimmung des 8 10 zwiſchen den Verletzten 
einerfeit3 und den Gemeinden andererjeit3 entftehen, werden 
von der Aufjichtsbehörde entſchieden. Die Entjcheidung 
ift vorläufig vollftredbar. Diefelbe Tann innerhalb eines 
Monats im DVermwaltungsftreitverfahren, wo ein ſolches 
nicht befteht, ım Wege des Rekurſes nad) Maßgabe der 
Vorſchriften der 88 20, 21 der Gewerbeordnung ange— 
nommen werden. 

I Streitigfeiten über Erſatzanſprüche, welche aus ben 
Bejtimmungen des $ 10 entjtehen, werden im Berwaltungs- 
ftreitverfahren, wo ein jolches nicht befteht, von der Auf- 
fihtsbehörde der in Anjpruch genommenen Gemeinde, Ge- 
meinde-Sranfenverfiherung oder Krankenkaſſe entichieden. 
Gegen die Enticheidung der Letzteren findet der Refurs 
nah Maßgabe der Vorſchriften der 8$ 20, 21 der Ge- 
werbeordnung ftatt. 

II Der Landes: Zentralbehörde bleibt überlaffen, vor- 
zufchreiben, daB anjtatt des Rekursverfahrens die Be— 
rufung auf den Rechtsweg mitteljt Erhebung der Klage 
ftattfindet. 

$ 11 ift gleichlautend dem w. G. I 8. 
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II. Beruſsgenoſſenſchaft. 
Umfang. 
812 (9). 

I Die Berufsgenoffenichaft (8 6 Ziffer 1) umfaßt, un⸗ 
beſchadet der Beftimmungen des $ 8, alle Baubetriebe der 
im 8 6 Ziffer 1 bezeichneten Art. 

U Bei Baubetrieben, welche ſich auf verjchiedene Arten 
von Bauarbeiten erftreden, entjcheidet für die Zugehörig- 
feit zur Berufsgenofjenichaft der Hauptbetried. Auch im 
Uebrigen folgen Nebenbetriebe den Hauptbetrieben. 

Zu Abf. I vgl. S1 Abf. I Note und 86 Ziff. 1 Note. 
Die auf Grund bes Abf. I errichtete Ber.Gen. ift Die Tiefbau: 
Ber.Gen., weldhe fich über das Gebiet bes Reichs erſtreckt 
und durch bie Novelle in ihrem Beitand nicht berührt worden 
ift. Vgl. A. N. VII S. 326 Ziff. 64 (Nachweifung ihrer Or: 
ganifation). 

Zu Abſ. I: Dal. 8 44 und Gew.G. 8 28 Abf. II. Abf. II 
ift von praftiicher Bedeutung namentlich für die Abgrenzung 
der Bau-Ber. Gen. gegeneinander und zivar insbeſ. der Tiefbau⸗ 
Ber. Gen. gegenüber den Hochbau:Ber.Gen. Das RVA. er: 
läutert den Grundſatz des Geſetzes dahin: „In der Regel ift 
bie genofjenjchaftliche Zugehörigkeit nach dem Site des Ge⸗ 
werbebetriebe8® und danach zu beftimmen, welche Art von 
Bauarbeiten in dem gemwerbömäßigen Baubetriebe im Sinne 
ber Zulammenfaffung ber einzelnen Bauarbeiten zu einem 
Gewerbeunternehmen überwiegt. Ausnahmen find dann an- 
zuerfennen, wenn einzelne Bauarbeiten durch Dauer und Um: 
fang, weite Entfernung von dem Site des Gewerbebetriebes, 
Vorhandenfein bejonderer Betriebsanlagen u. ſ. w. im Ber: 
hältniß zu den fonftigen Unternehmungen eine wirtichaftlich 
jelbftändige Bedeutung erhalten... ." Auch die Errichtung 
einer eigenen Zeitungaftelle für den Bau kann ausfchlaggebend 
für die anzunehmende Selbftändigkeit fein. S. insbeſ. U. N. 
IX ©. 449 Nr. 1304 (Rg. XIII ©. 168) und XII ©. 262 
Nr. 1503 (Rg. XVI ©. 41), Hdb. zu SIN.3 und bie reich- 
haltige Kafuiftit doxtfelbft). Vgl. auch über den Begriff „Pe: 
trieb“ Gew.®. $ 1 Abf. I Note 4, I ZN. 7,8. 
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Der frühere Abi. III bes 89 ift in ber Novelle als ex: 

ledigte Uebergangsvorſchrift weggefallen (Mot. ©. 63). 
813 (10). 
Aufdbringung der Mittel. 

I Die Mittel zur Dedung der von der Beruf- 
genoffenichaft zu Leiftenden Entichädigungsbeträge und der 
Verwaltungskoſten werden, vorbehaltlih der Beitimm- 
ungen ber 88 23 ff., von den Mitgliedern durch Beiträge 
aufgebracht. Die Beiträge find fo zu berechnen, daß 
durch diefelben außer den fonftigen Leiftungen der Beruf3- 
genofſenſchaft der Kapitalwerth der ihr im abgelaufenen 
Rechnungsjahre zur Laſt gefallenen Renten gededt wird. 
Die Grundfäße für die Berechnung des Kapitalwerths 
werden durch das Reicha-Verficherungsamt feitgeftellt. Die 
Ausſchreibung der Beiträge erfolgt nach Maßgabe ber 
in den Betrieben ber Mitglieder von den Verficherten 
verdienten Löhne und Gehälter beziehungsweife des nach 
8 10 Abſ. 4 des Gewerbe-Unfallverjicherungsgefebes an- 
zurechnenden ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher ermach- 
jener Zagearbeiter jomwie des ftatutenmäßigen Gefahren- 
tarifs ($ 49 a. a. O.). 

U Der 829 Abf.2, 88 30 bis 33 des Gewerbe-Unfall- 
verficherungsgefeßes finden Anwendung. 

8 13 findet Leine Anwendung auf die Hochbau-Ber.Gen. 
(8 44). Yür fie gelten vielmehr die Vorfchriften des Gew. G. 
(88 2 ff, 99 ff.) über die Aufbringung der Mittel, 

1. Während hienach in den Hocdhbau:Ber.Gen. die Auf: 
bringung ber Mittel nach dem Umlageprinzip geichieht, ift 
für Die Tiefbau: Ber.Gen. ein Kapitaldeckungsprinzip 
eingeführt, Für bie Verficherungsanftalten vgl. 8 26. 

Es find die Genoſſenſchaftslaſten ausfchließlich der- 
senigen der Verficherungsanftalt zu bdeden buch Beiträge 
und nach Genoſſenſchaftsſtatut ober Vorſtandsbeſchluß auch 
öurd bie Zinfen des Reſerveſonds (&YdN. 


Berufsgenofienichaft. 88 18, 14. 477 


3. Zu beden find auf diefe Weije außer ben Verwaltungs⸗ 
£often, etwa erforderlichen Rejervefondeinlagen (8 15) und den 
uneinziehbaren Beiträgen de3 lebten Jahres alle Entfchäbig: 
ungen, welche im letten Jahr angefallen find und nicht in 
Renten beftehen, und der Kapitalwerth der im lebten Jahr 
angefallenen Renten. 

4. Grundfäße über die Berechnung des Kapitaliwerthes ſ. 
in der Beim. des RPA.'s A. N. X (1894) ©. 141 ff. Vgl. aud) 
Hdb. 8 10 N. 1. Zuftändigkeit des Landes-VA.'s ſ. 5341 Abſ. Il. 

5. Die Vertheilung bed Geſammtbedarfs der Ber.Gen. 
auf die einzelnen Mitglieder der Ber.Gen., die Berechnung, 
Seltftellung, Erhebung und Einziehung der Beiträge erfolgt 
entjprechend ben Regeln des Gew.G. über die Beitragsberech- 
nung, aljo nach dem Maßſtabe der Lohnſumme und des Ge: 
fahrentarifd. Vgl. hiezu 88 38, 39. 

6. Für Die Aufbringung der Mittel in ber Verficherungs⸗ 
anftalt vgl. 88 23 ff. 

7. Der für die Ber.Gen. aufgeftellte Gefahrentarif 
ift auch maßgebend für die Beitragsbemeflung in der Ber: 
fiherungsanitalt (8 25 Abi. 2). 

Organifation. 
814 (12). 

Auf die Berufsgenoſſenſchaft finden die Beſtimm— 
ungen des $ 28 Abf. 5, 6 und ber 88 36 bis 54 bes Ge: 
werbe-Unfallverficherungsgefeges Anwendung. 

Die Organijation der Tiefbau:Ber.Gen. ift gemäß $ 14 
durchaus die gleiche wie diejenige der Hochbau: und fonftigen 
gewerblichen Ber. Gen. Bejonderheiten ergeben fich für die 
Bau:Ber.Gen. nur aus der Einrichtung der mit ihnen ber: 
bundenen Berficherungsanftalten (88 18 bis 36, $ 44). Für 
die Tiefbau: Ber.Gen. gilt an Stelle des Gew.G. 8 28 Abi. I 
(Errichtung ber Ber.Gen.) der $ 6 Ziff. I mit $ 10 Abſ. I des 
Bau⸗-G., an Stelle des Gew.G. 8 28 Abſ. II (gemijchte Be: 
triebe) der $ 10 Abf. II des Bau⸗G., an Stelle de Gew.®. 
$ 28 Abi. III (Unternehmerbegriff) der $ 5 des Bau-G., an 
Stelle des Gew.G. 8 28 Ab. IV (Unfälle in fremden Betrieben) 
der $ 7 des Bau:G., an Stelle des Gew.G. 8 29 Abi. J (Ay: 
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bringung der Mittel) der $ 13 Abf. I des Bau⸗-G., an Stelle 
des 8 84 (Reſervefond) der 8 15 des Bau:G., an Stelle bes 
8 55 (Mitgliebichaft) die 88 16, 17 bes Bau. Die 88 14 
bis 17 nden auf die Hochbau⸗Ber. Gen. keine Anwendung 


(8 44). 
8 15 (13.) 

Der vorhandene Refervefond iſt in feinem Beftande 
zu erhalten; feine Zinfen können zur Dedung der Ge- 
nofjenichaftslaften verwendet werden. In dringenden Fällen 
kann die Genofjenfhaft mit Genehmigung des Reichs-Ver⸗ 
fiherungsamts auch den Kapitalbeftand angreifen. Die 
Miederergängung erfolgt alsdann nad) näherer Anord⸗ 
nung bes Reichs⸗-Verficherungsamts. 


Dad Gefeß verlangt nicht nur Leine Erhöhung des Re 
ſervefonds der Tiefbau: Ber.Gen., jondern es unterfagt eine 


ſolche ſogar. 
Mitgliedſchaft. 
816 (14.) 

I Mitglied ber Genofjenichaft ift jeder Unternehmer 
eined Betrieb der im $ 12 bezeichneten Art ſowie das 
Reich, die Bundesftaaten, Kommunalverbände und andere 
öffentliche Korporationen, ſoweit dieſe auf Grund der 
Beftimmungen bes $ 8 der Berufsgenoſſenſchaft beige: 
treten find. | 

U Die Mitgliedfehaft beginnt für das Reich und bie 
Bunbesftaaten, für Kommunalverbände und andere öffent: 
liche Korporationen (8 6 Ziffer 2, 3) mit dem in der Bei- 
trittgerflärung angegebenen Zeitpunkt, im Uebrigen mit 
der Eröffnung des Betriebs. 

Zu Abi. I: Die Mitgliedfchaft der zur Zeit des Geſetzes⸗ 
erlaſſes ſchon vorhanden gewejenen Betriebe datiert vom 3. De: 
ember 1887, dem Zag der Genehmigung des Genoſſenſchafts⸗ 

3u Ab. II vgl. Gew. G. 8 55. 
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8 17 (15). 

Jedes Mitglied der Genofjenfchaft, welches feinen 
Petrieb nicht bereits angemeldet hat, ift verpflichtet, binnen 
einer Woche nach dem Beginne der Mitgliedichaft ($ 16) 
der unteren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke der 
Betrieb belegen ift, über denjelben Anzeige zu eritatten. 
Auf die Anzeige und die Uebermweifung des Betriebs finden 
die Beitimmungen der 88 56, 57 des Gewerbe:Unfal- 
verficherungsgeſetzes entiprechende Anwendung. Dasfelbe 
gilt von den Beitimmungen der’ 88 58 bis 62 a.a. O. 
über die Genofjenichaftskatajter und die Betriebsveränder- 
ungen. 

’ Zu 817. die Steofbeftimmung in Gew.®. $ 146 Ziff. 2 
und 8 147 ſowie Bau⸗G. $ 45 Abi. II. 
III. Unfallverfiherungsanftalten. 
Bildung, Umfang und Organifation. 
818. (16). 

I In jeder Berufsgenoſſenſchaft von Baugewerbe—⸗ 
treibenden bejteht für Die Verficherung: derjenigen Per- 
onen, welche in deren Bezirken von ben unter $ 6 Ziffer 4 
Abſ. 1 fallenden Unternehmern bei Bauarbeiten, wie fie 
in der Berufsgenoſſenſchaft verſichert find, befichäftigt 
werden, einſchließlich der felbitverficherten Unternehmer 
diefer Art, eine Verſicherungsanſtalt. 

I Den Verfiherungsanftalten der auf Grund des 
Gewerbe-Unfallverficherungsgefeßes errichteten Berufsge—⸗ 
nofienichaften von Baugemwerbetreibenden werden außer 
denjenigen Arten von Bauarbeiten, für welche fie errichtet 
find, die Eifenbahn:, Kanal-⸗, Wege:, Strom, Deich und 
andere Bauarbeiten (vergl. $ 6 Ziffer 1), zu deren Aus: 
führung, einzeln genommen, nicht mehr als ſechs Arbeits- 
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tage thatjächlich verwendet worden find (vergl. 8 28 lit. b), 
fofern diefe Bauarbeiten von den im 8 6 Ziffer 4 Abſ. 1 
bezeichneten Unternehmern ausgeführt werden, innerhalb 
ihrer Bezirke zugewieſen. 

DI Durch das Genofjenichaftsftatut kann beftimmt 
werden, daß aud die Verfiherung von Unternehmern 
($ 4), welche als Baugewerbetreibende Mitglieder der 
Genofjenichaften find, jowie anderer von bdiefen Bau— 
gewerbetreibenden bei der Bauausführung beichäftigten, 
nah 8 1 nicht verficherten Perjonen (8 4) bei der Ver: 
fiherungsanftalt zu erfolgen bat. 

IV Träger ber Verfiherungsanftalt ift die Beruf- 
genofſenſchaft. Der Genoſſenſchaftsvorſtand und die Ge: 
noſſenſchaftsverſammlung ſowie die fonftigen Organe der 
Berufögenofjenichaft führen die Verwaltung der Verficher: 
ungdanftalt, unbefchadet der Beftimmungen des $ 21 diejes 
Gefeßes, nach Maßgabe ber 88 41, 42, 45, 46 des Ge- 
werbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes. 

1. Die 88 18 bis 36 gelten für alle Hochbau⸗Ber. Gen. 
Die 88 18 Abf. II, 23 lit. b, 32 bis 36 gelten nur für bie 
Hochbau:Ber.Gen., die übrigen Beftimmungen für diefe und 
für die Tiefbau-Ber.Gen. 

2. Die Unfallverfiherungsanftalten find Ber: 
waltungseinrichtungen der Bau-Ber.Gen., nicht felbftändige 
Träger ber BVerfiherung (8 18 Abſ. IV, $6 Ziff. 4 Abf. 1). 
Sie bilden einen Zweig der genofjenjchaftlichen Zentralver- 
waltung, nämlich denjenigen, worin die Verficherung der bei 
Regiebauten bejchäftigten Perjonen regelmäßig erfolgt. 

3. Der Umfang ber Anftalt3verficherung ift im All: 
gemeinen in 8 6 Ziff. 4 beichrieben. 8 16 Abf. I biß III grenzt 
den Umfang der einzelnen Berficherungsanftalten ab. Der: 
felbe ergiebt fich für die Regel aus dem örtlichen und jach: 
lichen Umfang der Genofjenjchaft, welcher die Anftalt ange- 
hört. Die Berfiherungsanftalt umiaht die Bauarbeiten, wie 
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fie in der Berufdgenofjenichaft verfichert find“ (Ab. I), das 
will fagen: Regiebauarbeiten der in $ 6 Ziff. 4 beichriebenen 
Art gehören der Verficherungsanftalt derjenigen Ber.Gen. zu, 
in deren Bezirk fie ausgeführt werden und der fie nach ihrer 
Art am nächſten ftehen. Es beftehen 3. 3. 12 Baugewerks⸗ 
(⸗Hochbau)Ber. Gen., welche jämmtlich je alle Verficherungs: 
Hochbaubetriebe umfafien und nur dÖrtlich gegen einander ab» 
gegrenzt find, nämlich die hamburgiſche, nordöftliche, ſchlefiſch⸗ 
pojen’iche, hannover'ſche, magdeburgiſche, jächfifche, thüringiſche, 
heſſen⸗naſſauiſche, rheiniſch⸗weſtfäliſche, württembergiſche, baye⸗ 
riſche und die ſüdweſtliche. Die Verficherungsanſtalten dieſer 
12 Hochbau⸗Ber. Gen. umfaſſen daher je alle Hochbau:Regie: 
arbeiten. Dagegen umfaßt die Verficherungsanftalt ber für 
dad ganze Reich errichteten Tiefbau: Ber.Gen. regelmäßig alle 
Tiefbau-Regiearbeiten, welche im Deutfchen Reich ausgeführt 
werden. Ausgenommen aus ber Berj.Anftalt der Tiefbau: 
Ber.Gen. find jedoch gemäß 8 18 Abf. II alle Tiefbauarbeiten 
von nicht mehr ala Gtägiger Dauer. Sie gehören jeweils ber 
Derfiderungsanftalt derjenigen Hochbau⸗Ber. Gen. zu, in beren 
Bezirk fie ausgeführt werden. Ueber die Berechnung ber 
6tägigen Dauer ſ. 8 23 lit. a Note. 

4. Jede Aenderung im Umfang der Ber.Gen. bewirkt 
von ſelbſt die entfprechende Uenderung im Umfang ber ihr 
zugehörigen Verficherungsanftalt. 

5. Die Eröffnung einer Bauarbeit bewirkt unmittelbar 
die Verficherung der bei ihr befchäftigten verficderten Perjonen. 
Ueber die Nachweifungspflicht ber Unternehmer ſ. 8 24. 

6 (gu Abſ. II) Die Verfiherung ber nach ftatutari- 
fcher Vorfchrift gemäß 8 4 verficherten Perjonen (Unternehmer, 
Betriebsbeamten und anderen Perfonen) fällt nach der Regel 
bes Geſetzes, da es ſich um Perſonen handelt, welche Bau: 
betrieben angehören, der Berufsgenofjenfchaft jelbft und 
nicht ihrer Verficherungganftalt zu. Das Statut kann gemäß 
Abf. III von biejer Regel abweichen und entweber alle diefe 
Perfonen oder einen Theil den Berficherungsanftalten zur 
Derficherung auweilen. Dol. darüber, inwieweit die Ber.Gen. 
von dieſem Rechte Gebrauch gemacht haben, die Nachweifungen 
bes RPA.'s in A. N. IV ©. 187 und VII ©. 191, Hdb. zu 
816 N.A und 5. Ueber die An: und Abmeldung der u in 
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Ingfiherunganſtalten verſicherten Perſonen dieſer Art ſ. 8 18 
.II. 


7. (zu Abſ. IV) vgl. oben Note 2. Die Verficherungs: 
anftalten find darnach feine felbftändigen Rechtsſubjekte und 
haben fein eigene? Bermögen. Ihre Einnahmen und Aus: 
gaben und ihr Vermögen (Refervefond) gehören ber Ber. Gen., 
e8 befteht für fie nur eine befondere fyorm ber Verwaltung, 
eine Anftalt3verwaltung innerhalb der Genofſenſchaftsverwali⸗ 
ung, welche nach befonderen Normen (Nebenftatut) durch be 
fondere Organe erfolgen kann und für welche theiltweife be: 
fonbere geiepliche Normen gelten. Die Anſtaltsverwaltung 
foll durch die ihr beſonders zugewiefenen Mittel (Prämien, 
Umlagen) beftritten werden. Dahinter fteht aber die Genoſſen⸗ 
ſchaft, welche Ausfälle au beefen bat (8 19 Abſ. IV) und ber 
etwaige Ueberſchüſſe zufließen. Etwaige Ausfallsdeckungen und 
Meberfchußleiftungen find aber durch die Anftaltöverwaltung 
jelbft, d. i. durch entiprechende Requlizung ihrer eigenen Ein: 
nahmen und Ausgaben auszugleichen. Vgl. insbe}. A. N. V 
©. 356 Nr. 749. Hbb. zu 8 16 N. 6. 


819 (17). 

I Die Einnahmen und Ausgaben der Verficherungs- 
anftalt find befonders zu verrechnen und ihre Beſtände 
gejondert zu verwahren. 

U Für bie Verficherungsanftalt ift ein befonderer 
Refervefonds anzufammeln. Seine Verwendung zu Zwecken 
ber Berufögenoffenfchaft ift unftattbaft. 

IT Has für die Zwecke der Verficherungsanftalt be- 
ftimmte fonftige Vermögen darf für die übrigen Zwecke 
ber Berufsgenoſſenſchaft nur mit Genehmigung des Reichs⸗ 
DVerficherungsamt3 verwendet werden. Die Genehmigung 
darf nur ertheilt werden, wenn der Nachweis erbracht ift, 
daß der für die Zwecke der Verſicherungsanſtalt ver: 
bleibende Theil dieſes Vermögens zur dauernden Be: 
friedbigung ber biäher Teitgeitellten, won ber Teßteren zu 
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zahlenden Renten und der fonjtigen Verbindblichkeiten der 
DVerfiherungsanftalt vorausfichtlich ausreichen wird. 

IV Die für ben Geichäftsbetrieb der Verficherungs- 
anjtalt etwa erforderlichen Mittel hat die Berufögenoffen= 
ſchaft, ſoweit nöthig, aus ihrem Reſervefonds vorzuſchießen. 

v Die Verficherungsanſtalt darf andere als die im 
8 18 bezeichneten Verficherungen nicht übernehmen. 

vI Die von der Verfiherungsanftalt aufzubringenben 
Verwaltungskoſten beftimmen ſich nach den durch die be= 
Tondere Verwaltung derfelben thatfächlich erforderlich ge- 
wejenen Aufwendungen; neben denjelben kann nad) näherer 
Beſtimmung des Reichs⸗-Verficherungsamts als Erfah des 
auf die Verfiherungsanftalt entfallenden Antheils an den 
gemeinfamen VBerwaltungsfoften ein Paufchbetrag erhoben 
werden. 


Zu Abſ. I: vgl. 8 16 N.7. Näheres über die Aus: 
fuhrun — ee hat 008 Statut zu beftimmen ($ 20). 


Zu Ubi. II: ke dem „jonftigen Vermögen“ ift nicht 
ein eigenes Vermögen ber Berficherungsanftalt, fondern nur 
ein neben bem Rejervefond aus Anftaltömitteln (Prämien, 
Umlagen) gebildete Genofienfchaftövermögen zu verftehen. 
Etwaige Vorſchüfſe oder Zuſchüſſe ber Genoſſenſchaft ($ 18 
Ziff. 7) find berfelben aus dieſem „fonftigen Vermögen“ zu 
ergänzen. Zuſtändigkeit des Landes: DU. 1.841 Abſ. I. 

n Abſ. IV: vgl. 5 18 N. 7. AU.N.V S. 356 Nr. 749. 

a Ubi. V: vgl. Gew.G. 8 31. 
a Abſ. VI: Ueber die Beftimmung bed Baufebetrages 
vgl. UN. VE. 195 Nr. 704 und Hdb. zu 817 N. 4. Zus 
ftändigfeit ded Landes: BA.3 j.S 41 Abf. A. Leber die Aus 
fheidung des den Unternehmern und bes ben Gemeinden (8 23) 
zur Laft fallenden Antheild an den Verwaltungstoften vgl. 
$ 32 Abſ. I Note 3. 

820 (18). 


I Für die Verfiherungsanftalt Hat die Senotientänte 
Sur 
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verfammlung ein Nebenftatut zu errichten. Dasfelbe muß 
Beitimmungen treffen: | 


1. über die Erforderniffe der An» und Abmeldung ber 
im 8 6 Ziffer 4 Abſ. 1 bezeichneten Unternehmer, 
welche von der Befugniß des $ 4 Abf. 3 Gebraud 
machen wollen; 

2. über die Abgrenzung der Befugniffe des Vorftandes 
und der Genofjenihaftsverfammlung bei der Ber: 
waltung der Verficherungsanftalt; | 

8. über bie Anfammlung des vorgejchriebenen Reſerve—⸗ 
fonds; 

4. über bie Aufftelung, Prüfung und Abnahme der 

Jahresrechnung; 

.über die Veröffentlichung der Rechnungsabſchlüfſe; 

6. über die Vorausſetzungen einer Abänderung des Neben⸗ 
ſtatuts. 


U Sofern von ber Beſtimmung des $ 18 Abſ. 3 Ge- 
braud) gemacht ift, muB das Nebenftatut über die An- 
und Abmeldung der demnach verlicherten Perſonen ſowie 
über die Einzahlung der für diejelben zu entrichtenden 
Prämien Vorſchriften enthalten. 

Das vom RDA. aufgeftellte Normal:Rebenftatut ſ. in 
A. N. III S. 331 ff. 


Zu Abſ. I Ziff. 3: Die Anſammlung be Reſervefonds 
erfolgt nach den Statuten durch Zuſchläge zu den Beiträgen. 
Es werden alljährlich dem Reſervefond zugeführt 100/0 des 
um den jeweiligen Betrag des Reſervefonds verminderten Soll: 
nedungälapitald bes Rechnungsjahres. AN. IV © 187, X 

.141. 


ot 


e ‚ge Ziff. 4 u. 5: vgl. A. N. X ©. 141 ff. Ziff. 25. und 
. 161. 
Zu Abſ. II: vgl. 8 27. u 
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821 (19). 


I Dur) das Nebenftatut fönnen für bie: Korwaltung }- 2 


der VBerficherungsanftalt befondere Organe beftimmt werben, 
Enthält dasſelbe Vorfchriften diefer Art, To ift zugleich 
über den Sit dieſer Organe. über ihre Zufammenfeßung, 
über die Abgrenzung ihrer Bezirke jowie über ben Um⸗ 
fang ihrer Befugniffe Beitimmung zu treffen. 

:. HB Die Abgrenzung der Bezirke diefer Organe und 
bie Wahl ihrer Mitglieder Tann von der Genoffen- 
Schaftsperfammlung dem Genofjenichaftsvorftand übertragen 
werben. 

II Die Bezirke und die Zufammenjeßung diefer be= 
fonderen Organe bat der Genoſſenſchaftsvorſtand durch 
den Reichsanzeiger befannt zu machen. 

: Die Ber.Gen. haben von dieſer nn stugniß durchweg feinen 
Gebrauch gemacht. Hob. zu F 19 N 
8 22 (20). 

I Das Nebenftatut jowie die Abänderungen desſelben 
bedürfen der Genehmigung des Reichs-Verſicherungsamts. 

U Gegen die Entſcheidung desſelben, durch welche die 
Genehmigung verjagt wird, findet innerhalb eines Wto- 
nat3 vom Tage der Zuftelung der Enticheidung an den 
Genoſſenſchaftsvorſtand ab die Bejchwerde an den Bundes: 
rath ftatt. | | 

II Die Berathungen der Genojjenichaftsverfamm- 
Tungen über das Nebenftatut finden in Gegenwart eines 
Vertreters des Reichs⸗Verſicherungsamts ftatt, welcher auf 
Sein Verlangen jederzeit gehört werden muß. 


a Abſ. I: Zuftändigkeit des LWA.'s ſ. $ 41 Abf. UI. 

n Ubi. I: Wo Zuftändigkeit des LUN.’3 befteht, geht 
ar Zeſchwerde an die Landes⸗Zentralbehörde des betr. Bundes⸗ 
taats 
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823 (21). 

In ber DVerficherungsanftalt erfolgt die Unfallver- 
fiherung: 

a) bei Bauarbeiten, zu deren Ausführung, einzeln ge 
nommen, mehr als ſechs Arbeitstage thatfächlich ver: 
wendet worden find, auf Koften des Unternehmers 
(8 5 Ziffer 2) gegen fejte, im voraus bemefjene Prä- 
mien nad) Maßgabe eines Prämientarifs (88 24 ff.); 

b) bei Bauarbeiten von geringerer Dauer auf Koften 
ber Gemeinden und der fonftigen im $ 32 bezeich- 
neten Verbände, über deren Bezirke die Berufs- 
genofjenichaft fich erftredt, gegen Beiträge, welche 
auf bdiefe Gemeinden oder Verbände nad) Maßgabe 
der in den einzelnen Jahren für Unfälle bei ſolchen 
Bauarbeiten thatfächlich erforderlich gewordenen Zahl: 
ungen jährlich umgelegt werden. 

1. Die Trennung ber Beitragäpflicht und des Beitrage: 
ſyſtems für Bauarbeiten von höchſtens 6 Arbeitätagen einer: 
jeit? (Kleinarbeiten) und für längerdauernde Bauarbeiten 
(Sroßarbeiten) andrerjeits gilt für alle Berficherung?: 
anftalten und bezieht fi auf alle ihnen zugehörigen Arten 
von Bauarbeiten. Da nun der Tiefbau-Verfidherungsanftalt 

emäß $ 18 Abſ. II alle SHleinarbeiten abgenommen find, fo 

ndet bei ihr nur die Beitragspflicht und das Beitragsſyſtem 
des 8 23 lit. a Anwendung. 

2. Die Berechnung der Arbeiten nach Arbeitötagen er: 
folgt nah bem Prinzip, wonach bie Arbeit eines Arbeiterd 
für einen Tag als 1 Arbeitstag gilt. Die Arbeit wird al? 
ein Ganzes, aber nicht Über den Zeitraum eine® Jahres an: 
genommen und ed ift zu ermitteln, wie viele Arbeiter wie 
viele Tage lang bei der Arbeit beichäftigt gewefen find. Eine 
Arbeit, an der 6 Arbeiter je 1 Tag lang beichäftigt waren, 
ift daher ebenfo eine 6tägige Arbeit wie eine Arbeit, an der 
1 Urbeiter 6 Zage lang beſchäftigt war. Nicht erforderlich 
ift zur Annahme einer enhatligen Axbeit, daB biefelbe in 
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continuo ftattgefunden hat, fie fann fi über Wochen, ja 
Monate oder bis zu 1 Jahr erſtrecken. Nicht erforderlich tft 
aud, daß die Arbeit zu Ende geführt wird. Vgl. AN. IV 
©. 17 ff., V ©. 318 Nr. 708, VIII ©. 278 Nr. 1090 (Reg. XII 
©. 46), Hdb. zu 5 21 N. 2 ff. Ueber die Arbeitsnachweifungen 
!. 58 24, 31. . 

3. Die Verfiherung für Großarbeiten erfolgt wie bie 
genofienichaftliche ausfchlieglich auf Koften der Unternehmer 
($ 5 Ziff. 2). Hier find jedoch die Unternehmer nicht Mit: 
glieder der Korporation, fie ftehen vielmehr wie die Ber: 
ficherten ſelbſt außerhalb ber genofjenfchaftlichen Organifation. 
Die Arbeiter können zu Beiträgen auch hier nicht heran 
gezogen werden. Gew.O. 8 141, Bau:G. 8 45 Abf. II. 

4. Die Verficherung für Kleinarbeiten erfolgt nach bem 
Umlageiyitem auf Koften ber Gemeinden ꝛc. gemäß 88 32 
bis 36. Daß Berfahren findet nur bei Hochbau-Ber.Gen. 

Anwendung. S. N. J. 


Verſicherung auf Koſten der Unternehmer 
($ 21 lit. a). 
824 (22). 

IDdie im 86 Ziffer 4 Abſ. 1 aufgeführten Unter- 
nehmer, welche Bauarbeiten der im $ 23 lit.a bezeichneten 
Art ausführen, haben der von der Yandes-Zentralbehörde 
beſtimmten Behörde nach einem von dem Reichs-Ver— 
fiderungsamte vorzufchreibenden Formulare längſtens 
binnen drei Tagen nad) Ablauf eines jeden Monats eine 
Nachweiſung der in diefem Monate bei Ausführung der 
Bauarbeiten verwendeten Arbeitstage und der von den 
Derficherten dabei verdienten Löhne und Gehälter vor- 
zulegen. 

I Soweit die Verpflichteten die Nachweiſung nicht 
rechtzeitig oder nicht vollftändig einreichen, hat die in 
Gemäßheit des erften Abſatzes von der Lanbes- Zentral: 
behörde beftimmte Behörde dieſe Nachweiſungen nad) ihrer 
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Kenntniß der Verhältnifſe ſelbſt aufzuftellen ober zu er: 
gänzen. Sie kann zu diefem Zwede die Verpflichteten zu 
einer Auskunft innerhalb einer zu bejtimmenden Frift 
durch Geldftrafen bis zu einhundert Mark anhalten. 

II Die Nachweifungen find binnen zwei Wochen nad 
Ablauf des Kalendervierteljahrs an den Genofjenjchafts- 
vorftand oder das von diefem bezeichnete Organ der Ge- 
noffenfchaft einzureichen. Dabei hat die in Gemäßbeit 
des eriten Abſatzes von der Landes-Zentralbehörbe be- 
ftimmte Behörde zu befcheinigen, daß ihr über die Aus- 
führung weiterer Bauarbeiten, für welche nach den vor: 
ftehenden Vorfchriften in ihrem Bezirke Nachweiſungen 
vorzulegen wären, nichts befannt geworben Jei. 


1. Die 88 24 bis 32 gelten für alle Bau:Ber.Gen. und 
regeln die Aufbringung der Mittel für die Großarbeiten 
(8 u lit. Ar 

2. Die Nachweiſungspflicht des 8 24 tritt an bie 
Stelle der Pflicht zur Betriebsanmeldung (Gew.&. 88 56, 61) 
und der Lohnnachweifung (Gew.G. 8 99) im Bereich der ge: 
werblichen Unfallverfiherung. Eine Anmeldung der Arbeits: 
eröffnung findet nicht ftatt. Die Nachweiſung dient aber 
nit nur der Prämienerhebung, ſondern bildet auch ein 
Mittel zur amtlichen Feftftellung der Verfiherungszugehörig: 
feit. Die Verficherung befteht indeh auch auf Grund nicht 
nachgewieſener Arbeiten. 

3. Die Nachweiſung erſtreckt ſich auf alle Großarbeiten 
der in 86 Ziff. 4 Abſ. I aufgeführten Art. Vgl. Note dort⸗ 
jelbjt und bei $ 1 und 23 lit. a. Die Anleitung de RVA.s 
v. 12. Dezember 1887 (U. N. IV ©. 17) führt in Ziff. 6 ala 
nachweiſungspflichtig folgende Arbeiten auf: Maurer:, Zimmer-, 
Dachdecker⸗, Steinhauer:, Brunnenarbeiten, Tüncher«, Ber: 
pußer:, Gypfer-, Studateur- ‚ Maler: (Anftreicher-), Glafer:, 
Klempner, Zadiererarbeiten an Bauten, Blibableiterarbeiten 
an Bauten, Schreiner-, Tifchlerz, Einfeßer, Schloſſer⸗, An: 
iChlägerarbeiten an Bauten, Eijenbahn:, Kanal-⸗, Wege-, 
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Strohm:, Dei, Meliorationd:, Entwäfjerungd:, Bewäfler- 
ungs:, Drainirungd:, und andere Erd⸗Arbeiten, Dlenfe en, 
Zapezieren, Stubenbohnen, Rouleaux⸗ (Saloufien-)Arbeiten 
an Bauten u. ſ. w. 

4. Die Nachweifungspflicht obliegt den Unternehmern 
im Sinne bed 86 Ziff. 4 Abſ. I, das find die Bauheren bes 
85 Ziff. 2. Vgl. jedoch Hbb. zu 822 N. 6. 

5. Nachzumeifen find alle Bauarbeiten ber in N. 8 bes 
jhriebenen Art, weldde während des letzten Monats 
vom Unternehmer ausgeführt worden find. Arbeiten, die fich 
über mehrere Monate erftreden, find ebenfalld allmonatlich 
nachzuweiſen. Dgl. jedoch A. N. IV S. 18 Ziff. 12 (Anleits 
ung), Rg. IX ©. 292, A. N. VII S. 278 Nr. 1090 (Rg. XII 
©. 46); vgl. au) 8 23 N. 2. 

6. Dad vom RVA. aufgeftellte Formular (U. N. IV 
— Anleitung) gilt für alle Bau:Ber.Gen. Vgl. 8 41 
Abf. I. 

7. Zuftändige Behörde ift faft durchweg die Gemeinde: 

behörbe, in deren Bezirk die Arbeit ausgeführt wird, bei 
Arbeiten, die fich über mehrere Gemeinbebezirte erftreden, die 
Gemeinde des Hauptarbeitsfiges, des Sitzes der Bauleitung 
ober des Wohnfiges des Bauleiterd. Vgl. für Preußen: 
Beim. v. 16. Dez. 1887 (RA. Nr. 304), v. 25. Febr. 1888 (RA. 
Nr. 100), für Bayern: Beim. v. 28. Dez. 1887 (MBl. S.447), 
für Sachſen: Beim. v. 12. Nov. 1887, Württemberg: 
Bekm. v. 14. Nov. 1887, Baden: Bekm. v. 21. Dez. 1887. 
Dal. au Hob. zu 822 N.4. Die Empfangebehörde hat die 
Nachweifung nach erfolgter Prüfung und Ergänzung (Abſ. II) 
dem Borftand der zuftändigen Ber. Gen. zu übermitteln. 

8. Strafbeftiimmungen zu Abf. I und III f. Gew G. 
88 146, 147, Bau. 845 Abi. II. Anl. Ziff. 18 (U. N. IV 

. 19 


9, Die Dffizialermittelung (Abj. II) hat die Nach: 
Wweifungen zu ergänzen, nöthigenfall®a zu erjegen. Ueber die 
Gefichtspunkte diefer Ermittelung |. Hob. zu 5 22 N. 8. 

PBrämientarif. 
825 (23). 
I Der Prämientarif (8 23 lit. a) muß die der Bes 
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rechnung der Prämien zu Grunde zu legenden Einheits- 
fäge nach Verhältniß der bei der Bauausführung von 
den Berficherten verdienten Löhne oder Gehälter (vergl. 
4 27 Abi. 2) beziehungsweiſe des in Betracht kommenden 
Sahresarbeitsverdienftes (5 4) dergeftalt erfichtlich machen, 
daß ſich ergiebt, wieviel für jede angefangene halbe Mark 
des in Betracht kommenden Lohnes an Prämie zu ent: 
richten ift. 

I Sofern nad dem für die Berufsgenoffenichaft be- 
ftehenben Gefahrentarife die einzelnen Arten von Bau— 
arbeiten zu verichieden bemeffenen Beiträgen herangezogen 
werben, find auch die Einheitsfäge der an die Berficher- 
ungsanftalt zu entrichtenden Prämien nach dem durch den 
Gefabrentarif der Genofjentchaft feitgeftellten Verhältnifie 
verfchieden zu berechnen. | 

Zu Abſ. J1: „Die Prämie felbft ift alſo ein Vielfaches 
dieſes Einheitsſatzes; den Multiplicator bildet für jede Bau- 
arbeit der Betrag der bei Ausführung bderfelben von den 
Verficherten verdienten Löhne und Gehälter und der ortzüb- 
liche Zagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter, fall3 der Lektere 
höher ift alS der erftere" (Motive 1837). Eine Herabjegung 
ne 1500 A pro Jahr überfteigenden Lohnes findet nicht 

att. 
' Deber Aufitelung des Prämientarif3 . 8 26. 

3n Ab. I: In den Gefahrentarifen der Bau⸗Ber. Gen. 
ift durchweg die Abftufung der Gefahrenklaſſen nach Art der 
Bauarbeiten vorgenommen. Hdb. zu 8 23 R. 2. 

8 26 (24). 

I Der PBrämientarif wird alle drei Jahre von dem 
Reichs⸗Verſicherungsamte für jede Berufögenoflenihaft nach 
Anhörung des Vorftandes derjelben im voraus feftgefekt. 
Als Grundlagen dienen der Kapitalwerth derjenigen Leift- 
ungen, welche der Verfiherungsanitalt aus den bei Baus 
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arbeiten der im 8 23 lit. a bezeichneten Art im Sabre 
durchſchnittlich zu erwartenden Unfällen vorausfichtlich 
erwachlen werden, ferner die zur Bilbung des vorge. 
ihriebenen Reſervefonds (8 19) erforderlichen Zufchläge 
fowie ein Paujchbetrag für Verwaltungsfoften, welcher 
nach der Höhe der in ber vorangegangenen Periode im 
Jahresdurchſchnitte für die Merficherungsanftalt ent« 
ſtandenen Verwaltungskoſten (8 19 Abſ. 6) unter Berück⸗ 
ſichtigung bes auf die Gemeinden nach 8 33 entfallenden 
Betrags berjelben zu berechnen ift. In Abzug zu bringen 
find die Zinfen des Reſervefonds, ſoweit dieſelben nicht 
nad) den Beitimmungen bes Nebenftatuts (8 20 Ziffer 3) 
dem Reſervefonds felbft zufließen. 

U Die näheren Beitimmungen über die Berechnung 
bes Zuſchlags für Verwaltungskoſten bat das Reichs⸗ 
Verſicherungsamt zu erlaffen. 

U Der Prämientarif ift durch den Neichdanzeiger 
und diejenigen Blätter zu verdffentlichen, welche zu den 
amtlihen Bekanntmachungen der Bandes» Bentralbehörben 
oder der höheren Vermwaltungsbehörden, in beren Bezirken 
er Geltung haben fol, beftimmt find. Die DVeröffent- 
Kichung erfolgt durch das Neichd-Verfiherungsamt. 

VW Die Beröffentlihung muß mindeftens zwei Wochen 
vor demjenigen Zeitpunft erfolgt fein, mit welchem ber 
Tarif in Kraft treten fol. Bis zu dieſem Zeitpunfte 
find die Prämien nad) dem bisherigen Tarife zu erheben. 


Zu Abi. I: 1. Auch hier ift das Kapitaldeckungs— 
prinzip der Aufbringung der Mittel zu Grunde gelegt, 
doch abweichend von der für die Tiefbau-Ber.Gen. maß⸗ 
gebenden Methode (vgl. $ 13). 

2. Die Prämientarife find für alle Verfiherungganitalten 
mit Ausnahme derjenigen ber bayerifhen Bau⸗Gew.Ber 
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Gen. vom RVA. aufgeftellt worben. Val. $ 41 Abi. II. 
Eine Mittheilung der inzwiſchen mehrfach revidirten Zarife 
ſ. in A. N. XV ©. 754 ff., dazu Rundſchr. v. 27. Jan. 1900 
(A. R. XVI ©. 330). 

8. Geunbfähe über die Aufftellung der Tarife ſ. im Hbb. 
zu 8 24 N. 2, 

Zu Abi. m Die Koften der Veröffentlichung in ben 
amtlichen Belanntmacdhungen der Lanbescentralbehörden zc. 
hat die Staatslafje za tragen. Vgl. Hbb. zu 8 24 N. 6. 


Entridtung der Prämien. 
8 27 (25). 

I Nach Ablauf des Kalendervierteliahrs wird auf ber 
Grundlage des Prämientarifs und ber nah 8 24 Abſ. 3 
eingereichten Nachweifungen vom Genoflenichaftsvorftande 
die Prämie berechnet, welche auf jeden Unternehmer ent- 
fallt, und die Heberolle aufgeftellt. 

U Für diejenigen Perfonen, deren bei der Ausführung 
der Bauarbeit verdiente Löhne und Gehälter für den 
Arbeitstag den Betrag des von der höheren Verwaltungs: 
behörde für den Ort der Beichäftigung feſtgeſetzten orts- 
üblichen Tagelohns gewöhnlicher erwachſener Tagearbeiter 
nicht erreichen, ift dieſer Teßtere Betrag der Berechnung 
der Prämie zu Grunde zu legen. 

II Den Gemeindebehörden find bezüglich der dem 
Gemeindebezirk angehörenden Unternehmer Auszüge aus 
der Heberolle mit der Aufforderung zuzuftellen, die Bei— 
träge einzuziehen und in ganzer Summe innerhalb eines 
Monats an den Genofienihaftsvorjtand oder das nach 
$ 21 zuftändige andere Organ der Genofjenihaft nach 
Abzug der Portovauslagen einzufenden. 

IV Den Gemeindebehörden ijt Hierfür von der Bes 
rufsgenoffenichaft eine Vergütung zu gewähren, deren 
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Höhe von ber Landes-Zentralbehörde im Einvernehmen 
mit dem Reichs-Verficherungsamte feftzufegen if. Für 
Bauarbeiten, welche von der Gemeinde felbft für eigene 
Rechnung ausgeführt werden, wird dieſe Vergütung nicht 
gezahlt. 

v Die Gemeinde haftet für diejenigen Prämien, bei 
denen fie den wirklichen Ausfall oder die fruchtlos er- 
folgte Zwangsvollſtreckung nicht nachweisen Tann, und 
muß fie vorſchußweiſe mit einſenden. 


Zu Abſ. I und IL: Prämienberechnung) Bgl. 
Gew.G. 88 99, 100. 1. Diefelbe erfolgt aertehäbeig durch 
den Genofjenjchaftsvorftand beziv. dad nah 8 21 beftellte 
Organ. Eine Ausnahme von $ 27 enthält 8 31 für ‚Ge: 
meinden u. |. w. 

2. Der Gen Borftand Hat die ihm von ben Gemeinde: 
behörden gemäß 8 24 übermittelten Nachtweifungen einer Prüf: 
ung insbefondere hbinfichtlid der Zugehörigkeit der nachge: 
wiejenen Bauarbeiten zu unterwerfen. Weber das Verfahren 
bei dveranlaßten Richtigftellungen F. A. N. IV ©. 302 N. 588, 
Hodb. zu 825 N. 1 

8. Abf. II Einbet auch Anwendung für bie Lohnfähe bei 
unentgeltlicden Semeindedienften. A. N. V ©..76 Nr. 646 
(Rg. IX ©. 459). 

4. Dad regelmäßige Verfahren bes 3 27 findet auch An- 
wendung für die Prämienberechnung binfichtlich der nad) $ 2 
verficherten und gemäß 8 18 Abf. III der Verfiherungsanftalt 
zugewiejenen Perſonen, fojern nicht das Statut anders be: 
ne a N. V ©. 64 Nr. 644 (Rg. IX ©. 460). Hdb. zu 
8 25 


Bu Abſ. III iS V (Prämienerhebung): 1. Die 
jelbe erfolgt wie die Beitragserhebung nad) Im. &. $ 110 
Abſ. II u. III dur die Gemeinden. Umgehung der oe 
meinden ift unzuläffig.e UN. IV ©. 349 Nr. 642 (Rg. IX 

. 459) 


2. Angehörigkeit zum Gemeindebezirk bedeutet Wohnfih 
in der Gemeinde. 
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3. Ueber Nachholung veriäumter Prämienerhebung j. 
AN. VI S. 500 R. 875. 

4. Die Gemeinden erhalten al? Vergütung 4% ber 
eingezogenen Prämien. Preuß Beim. v. 16. Dez. 1887 (RA. 
Nr. 304), bayer. Belm. v. 29. Dez. 1887 (Min. Bl. ©. 447), 
Hbb. zu 8 25 N. 8. Sie können diefen Betrag von den er: 
bobenen Prämien bei deren Ablieferung in Abzug bringen. 
A. N. IV ©. 40 u. 222. 

5. Zuftändigkeit bes Landes: BA.3 ſ. S41 Abſ. II. Zwangs⸗ 
beitreibung: Gew.G. 8 103 Bau-G. 8 39. 

6. Ueber die Haftung der Gemeinden vgl. Mitth. de 
bayer. LVA.s II ©. 13 Nr. 82. 


8 28 (26). 

I Der Auszug aus ber Heberolle ($ 27) muß die- 
jenigen Angaben enthalten, welche die Zahlungspflichtigen 
in den Stand feßen, die Richtigkeit der angeftellten Prä— 
mienberechnung zu prüfen. Die Gemeindebehörde hat den 
Auszug während zweier Wochen zur Einfiht ber Be: 
theiligten auözulegen und den Beginn dieſer Friſt auf 
ortsübliche Weile befannt zu machen. Binnen einer 
weiteren Frift von zwei Wochen Tann der Zahlungs: 
pflichtige, unbeſchadet der Verpflichtung zur vorläufigen 
Zahlung, gegen die Prämienberechnung bei dem Genofien: 
ichaftsporftand oder dem nach $ 21 zuftändigen anderen 
Organe der Genoſſenſchaft Einfpruch erheben. 

I Der Einipruh ift nur zuläffig, wenn fich ber- 
ſelbe auf unrichtigen Anja der Löhne, auf unrichtige 
Anwendung de Prämientarifs, auf Rechenfehler ober 
auf die Behauptung ftüßt, daß ber in Anſpruch Ge- 
nommene zur Entrichtung von Prämien für die von ihm 
bejchäftigten Perjonen nicht verpflichtet fei. Auf un 
richtigen Anſatz ber Löhne kann der Einfpruh in den 
Fällen nicht geftüßt werden, in welchen die Nachweifung 
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wegen Säumniß des Verpflichteten von der Behörbe ($ 24 
Abi. 2) aufgeftelt worden war. 


| IM Wird dem Einfpruch überhaupt nicht oder nicht 

in dem beantragten Umfang Folge gegeben, fo fteht dem 
Bahlungspflichtigen binnen zwei Wochen nad) der Zu- 
ftelung der Enticheidung des zuftändigen Genoſſenſchafts⸗ 
organs die Beichwerde an bie untere Verwaltungsbehörde 
zu. Gegen die Enticheidung berfelben tft binnen zwei 
Wochen nach der Zuftellung Rekurs an das Reichs⸗Ver⸗ 
ficherungsamt zuläſfig. Derfelbe darf aber nur auf die 
Behauptung geftüßt werden, daß eine Verpflichtung zur 
Entrichtung von Prämien nicht vorliege. 

IV Ergiebt fi) nachträglih, dab ein ohne Wider: 
ſpruch (Abf. 1) bezahlter Betrag ganz oder theilweiſe zu 
Unrecht erhoben worden it, jo kann die NRüderftattung 
auf dem im Abf. 1 bezeichneten Wege verlangt werben. 
Der Anfpruch verjährt in zwei Jahren nach Ablauf bes 
Kalenderjahres, in welchem ber Betrag gezahlt worben ift. 

Bu 8 28 vgl. Gew.®. 8 102 und Im. ©. 8 111. 


Das Auslegungsverfahren erfolgt auf Koften der Ger 
meinde. A. N. VI ©. 602 Nr. 927 (Rg. XI ©. 20). 


Zu Abſ. III: Der Rekurd kann auch vom Gen.Borftand 
erhoben werden. Hdb. zu 8 28 N. 5. Zuftänbigkeit bes 
LandesVA.s 841 Abf. IL. 


8 29 (27). 

I Für die Prämien und die fonftigen den unter $ 6 
Ziffer 4 Abf. 1 fallenden Unternehmern in biefem Geſetz 
auferlegten Leiftungen baftet im Falle der Zahlungs 
unfähigfeit de Bauunternehmer der Bauherr während 
eines Jahres nach der endgültigen Feititellung der be- 
treffenden Verbindlichkeit. 
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N Sind Zwiſchenunternehmer vorhanden, ſo haften 
dieſe vor dem Bauherrn. 

I Streitigkeiten, welche zwiſchen den Verficherungs⸗ 
anſtalten und den Bauherren oder Zwiſchenunternehmern 
über die Haftung entſtehen, entſcheidet mit Ausſchluß des 
Rechtswegs das Reichs-Verficherungsamt. 

8 29 findet nur Anwendung, wenn nicht ohnehin ber 

„Bauherr“ der Bauunternehmer ift. Bgl.8 5 und 86 Ziff. 4. 
üeber ben Begriff „Bauherr“ vgl. Hbb. zu 8 27 N.4 AN. 
XVII ©. 603 Nr. 1888 (Bauftellenhändler). 

Die Geltendmadhung der Haftung erfolgt in bem Ber: 
fahren ber 88 27, 28 dieſes Gejeged. So richtig dad NBX. 
gegen das Reichs: Seh, Hbb. zu 827 N. 2 gegen RGEntſch. 
ın CS. Bd. 35 ©. 20. 

Die Zahlungsunfähigkeit gilt ala eriviefen bei vergeb: 
licher Zwangsvollſtreckung in das beivegliche Vermögen (A. N. 
XVII ©. 606 Rr. 1889). 

8 30 (28). | 

Meitere Zahlungen ala die nad) diefem Geſetze zu 
entrichtenden Prämien und die wegen Verlegung be 
jtehender Verpflichtungen einzuziehenden Strafen und Koften 
fönnen ſeitens der Berufsgenoſſenſchaft von den Unter: 
nehmern nicht gefordert werden. 

Bu $ 80 vgl. Gew. G. $ 81 Abſ. 1. 

$ 31 (29). 

Für Kommunalverbände, öffentlihe Korporationen 
und andere Bauherren, welche regelmäßig ohne Weber: 
tragung an andere Unternehmer Bauarbeiten ausführen, 
kann auf ihren Antrag der Betrag der der Berechnung 
ber Prämien zu Grunde zu legenden Arbeitslöhne und 
Gehälter nad) Maßgabe der Zahl der im Jahresdurch⸗ 
fchnitte verwendeten Arbeitätage in einem Paufchbetrage 
feftgefeßt werden. Solche Teitiegungen müllen Beitimm: 
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ungen über die Zermine, zu welchen die Prämien ein- 
zuzahlen find, enthalten. Someit folche Feſtſetzungen ge- 
troffen find, finden die Beitimmungen ber 8$ 24 und 27 


feine Anwendung. 

1. Zu 8 31 vgl. Gew.G. 8 30 Abſ. V. 

2. Kommunalverbände, öffentliche Korporationen ꝛc. 
fommen gemäß $ 31 nur in Betracht, injoweit fie mit ihren 
Bauarbeiten der Berficherungganftalt zugehören, d. i. alſo 
wenn fie weder von ihrem Recht aus $ 6 Ziff. 3 noch von 
ihrem Recht aus 8 8 Abf. II Gebraud; gemacht haben. 

3. Die Feſtſetzung von Paufchbeträgen hat vertrag? 
mäßige Einigung zur Vorausſetzung. Die Teitjegung Tann 
- nicht nur auf eine beftimmte Zeit erfolgen. Iſt die Fetzſetz⸗ 
ung auf unbeftimmte Zeit erfolgt, jo befteht beiderjeitiges 
Nüdtrittörecht mit Wirkung für dad nächfte Rechnungzjahr. 
Die erftmalige Feſtſetzung kann nach Vereinbarung jpäter ge: 
ändert werden. 

4. Gemeinden eine® höheren Verbandes können fich zur 
gemeinfchaftliden Abführung ihrer Beträge durch eine dor: 
geſetzte Stelle oder durch das Organ eines höheren Gemeinde: 
verbandes vereinigen. Hob. zu 8 29 R. 3. 

5. Die Feſtſetzung von Paufchbeträgen wird durch dag 
RVaA. insb. für Gemeindewegebauten und Bühnenarbeiten 
empfohlen. Hdb. zu $29 N.1, 4. 

Verſicherung auf Koften von Gemeinden ($ 23lit.b). 
$ 32 (30). 

I Die Mittel zur Deckung der Entichädigungdbeträge 
und DBermwaltungsfoften, welche ber Verſicherungsanſtalt 
aus Unfällen bei den im 8 23 lit. b bezeichneten Bau- 
arbeiten erwachſen find, werden durch) Beiträge der Ge: 
meinben, über deren Bezirfe die Berufsgenoſſenſchaft fich 
erftreckt, aufgebracht und auf biefelben nach dem Verhält- 
niffe der Bevölkerungsziffer jährlich umgelegt. Als Be- 
völferungaziffer gilt diejenige Zahl von Einwohnern, welche 
aus Anlaß der näcdjftvorhergegangenen Volkszählung var. 

Piloty, Unfallverfiherungsgefebe. 2 
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der zuftändigen Behörde amtlich feigetellt ift, uud zwar 
von dem auf bie ;Jeititellung folgenden Rechnurgsjahr ab. 

1 Durch die Landes-Zentralbehörde Tau beitimmt 
werden, daß an Stelle der Gemeinden weitere Rommunal: 
verbände treten, oder daß innerhalb beitimmier Bezirte 
einzelne Gemeinden zur gemeinichaftlidden Uebernahme ber 
aus der Unfallverſicherung bei der Verſicherungsanſtalt 
ihnen ermwadjienden Laft vereinigt werden. Beſtimmungen 
ber letzteren Art müflen Feftſetzungen über bie Vertretung 
und Berwaltung diejer Vereinigung Towie darüber ent: 
haften, nach welchen Grundſätzen die diefen Vereinigungen 
zur Laft fallenden Beträge auf bie einzelnen Gemeinden 
zu vertheilen find. 

11 Die Landes:Zentralbebörde Tann ferner beftunmen, 
daß die Umlegung ftatt auf Gemeinden ober weitere 
Stommunalverbände auf Verwaltungsbezirfe erfolge, und 
wie von den letzteren die auf fie umgelegten Beträge auf 
die einzelnen Gemeinden zu vertheilen find. 

IV Someit derartige Beftimmungen der Landes-Zen- 
trafbebörde nicht erlafien find, können Gemeinden burd 
hbereinftimmende Beihlüffe zur gemeinfamen Uebernahme 
der gemäß $ 23 lit. b ihnen zufallenden Laften fich ver: 
einigen. Solche Vereinbarungen müfjen Beftimmungen 
über die Vertretung und Verwaltung diefer Vereinigungen 
enthalten und bedürfen ber Genehmigung der Landes- 
Zentralbehörbe. 

vDiefe Beftimmungen und Vereinbarungen find ben 
betreffenden Berufsgenofſenſchaften ſowie dem Reicha- Ber: 
fiherungsamte mitzutheilen. 

1. Die 88 32 bis 36 finden nur Anwendung auf Hoch⸗ 


bau:Ber.Gen., dba fie nur die Slleinarbeiten ($ 23 lit. b) zum 
Gegenftand haben. 
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2. Die Bertheilung der Verficherungslaft erfolgt hier 
nah dem Umlageprinzip und zwar fo, daB ber ganze 
Aufwand für die Slleinarbeiten-Berfiherung auf alle Be: 
theiligten, d. i. im Bezirk der Ber.Gen. gelegenen Orts⸗ 
gemeinden ohne Rüdficht auf ihren thatfächlichen Antheil an 
der zcnfalllaſt nach dem Maßſtab der Bevölkerung umgelegt 
wir 

3. Für die Ausſcheidung der Verſicherungslaſt der Klein— 
arbeiten vgl. oben 8 23 Note 2 und 8 38 Abſ. III. Ueber 
den den Gemeinden zur Laſt fallenden Antheil an ben Ver: 
waltungstojten ſ. $ 33. 

4. Bon der Befugniß aus Ab. II bis V ift in vielen 
Staaten Gebrauh gemacht worden. DBgl. preuß. ME. v. 
16. Dez. 1887 (RA. Nr. 304), ſächſ. VO. v. 15. Nov. 1890, 
württemb. ME. v. 14. Tod, 1887 (RB. Nr. 41), badiſche 
ME. v. 21. Dez. 1887 (GVBl. Nr. XXXVI), heſſiſche ME. 
v. 25. Juli 1878 (RB. Nr. 22). Bayern hat von der Er: 
80.36: feinen Gebrauch gemadt. Vgl. auch Hdb. zu 


& 30 
5. Zu Abf. V: Zuftändigkeit des Landes-VA.s ſ. $ 41 


Nbf. Il. 
8 33 (31). 

Der Betrag der auf die Verbände umzulegenden 
Bermwaltungskoften wird nach Maßgabe der Vorfchriften 
des 8 26 feitgejekt. 

Für die dem ABA. unterftellten Hochbau⸗Ber. Gen. war 
anfangs ein einmaliger Paufchbetrag von 80 A. für jeden zu 
entſchaͤdigenden Unfall feftgefegt (U. N. V ©. 159 F.). Derfelbe 
ift nach den inzwifchen gemachten Erfahrungen übereinfunfts: 
gemäß auf 200 M erhöht worden. Es iſt bei dieſer Gelegen: 
heit feitgeftellt worden, daß bei den Verficherungdanitalten bie 
Verwaltungskoſten in ben Fahren 1888 bis 1895, auf den 
einzelnen entfchädigten Unfall berechnet, im Durchſchnitt mehr 
als 500 .A (!) betragen. AU. NR. XIV ©. 236 Nr. 1696 (Ro. 

6). 


XVII ©. 1 
8 34 (32). 


I innerhalb der einzelnen Gemeinden oder weiteren 
32* 
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Kommunalverbände werben die aus den Beitimmungen 
des 8 23 lit. b auf diefelben entfallenden Laften wie Ge- 
meindeabgaben aufgebracht. 

nn Durch die Landesgeſetzgebung oder durch jtatu= 
tarifche Beftimmung der einzelnen Gemeinden beziehungs⸗ 
weije weiteren Kommunalverbänbe, welche der Genehmigung 
ber höheren Verwaltungsbehörde bedarf, kann ein anderer 
Bertheilungsmaßitab feftgeftellt, insbeſondere bejtimmt wer- 
den, daß die Laften von den Grund- oder Gebäubdebefitern 
zu tragen find. 

$ 35 (33). 

Auf den befonderen Rejervefond der DVerficherungs- 
anftalt Haben die Gemeinden und fonjtigen im $ 32 be= 
zeichneten Verbände rüdfichtlich der aus der Beitimmung 
des $ 23 lit. b ihnen erwachjenden Laften feinen Anſpruch. 

$ 36 (34). 

Den Gemeinden im Sinne diejes Gejebes ſtehen die 
jelbftändigen Gutöbezirtfe und Gemarfungen glei. So— 
weit den Gemeinden aus diefem Gejebe Rechte oder Ver- 
bindlichfeiten erwachſen, tritt an die Stelle der Gemeinden 


der Gutsherr oder der Gemarkungsberechtigte. 
Bu $ 36 vgl. Im. ©. $ 165. 


IV. Feftftelung und Anszahlung der Entichädigungen. 
Unterfuhung. Entfhädigung. 
8 37 (37). 

I Auf die Anzeige und Unterfuhung der Unfälle, 
auf die TFeititelung, Auszahlung und Pfändung der Ent- 
Ihädigungen ſowie auf die Liquidationen der Pojtver- 
waltungen finden die Beitimmungen der 88 63 bis 98 
des Gemwerbe-Unfallverficherungsgejeßes ent|prechende An- 
wendung. 
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I Die Berpflihtung zur Einreihung von Lohn⸗ und 
Sehaltsnachweifungen ($ 74 a.a. OD.) erſtreckt ſich auch auf 
Unternehmer, welche nicht Mitglieder der Berufägenoffen- 
Schaft find. | 

8 37 erſtreckt ſich auf die Verficherung, ohne Unterjchied, 
ob fie in der Ber.Gen. oder in der Verfiherungsanftalt er: 
folgt. Es finden darnach auch die Beftimmungen des Gew.®. 
über Berufung (88 76 ff.), Rekurs (SS 80 ff.), Veränderung 
der Berhältniffe (8$ 88 ff.), Fälligkeitstermin ($ 93), Ruben 
der Rente (8 94), Kapitalabfindung ($ 95), Nebertragung ber 
Anſprüche (8 96) hier Anwendung. 

Bun Abſ. U: Vgl. 85 Ziff. 2, 8 6 Ziff. 4, 88 18, 28. 
Strafporichriften: Gew.G. 88 146, 147, Bau:G. 8 45 Abi. LI. 
Die Anordnung andrer Strafen durch Statut ift unzuläjlig. 
Anders Hdb. zu 8 37 N. 2. 


Erjtattung ber Vorſchüſſe. 
8 38 (41). 

I Der Genoſſenſchaftsvorſtand ſtellt feft, welcher Theil 
der von den Zentral: PBoftbehörden Tiquidirten Beträge 
der Berufsgenoſſenſchaft, und welcher Theil der Ver—⸗ 
fiherungsanftalt zur Laft fällt. 

I Der erjtere Theil ift aus den verfügbaren Mitteln 
der Berufsgenofjenichaft zu entnehmen. Gleichzeitig iſt 
nach den Beftimmungen des $ 13 der Kapitalmwerth der 
im vergangenen Rechnungsjahre neu entftandenen, der 
Berufsgenoſſenſchaft ermachjenen Laſten zu berechnen und 
unter Berüdfihtigung der auf Grund der 88 50, 51 des 
Gemwerbe-Unfallverficherungsgefeges etwa vorliegenden be- 
fonderen Verpflichtungen oder Berechtigungen nach dem 
feftgeftellten Vertheilungsmaßſtab und unter Verrechnung 
der erhobenen Vorſchüſſe ($ 13) von den Mitgliedern 
einzuziehen. Im Uebrigen finden die Beitimmungen des 
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8 99 Abf. 2 bis 4, ſowie der SS 100 His 102 a. a. O. 
Anwendung. 

II Der der Verficherungsanftalt zur Laſt fallende 
Theil ift, ſoweit er durch Unfälle verurſacht iſt, die fi 
bei Bauarbeiten der im 8 23 lit! a bezeichneten Art er: 
eignet haben, aus den verfügbaren Beftänden an Prämien 
zu entnehmen. Soweit der Betrag aber durch Unfälle 
verurjacht ift, die fich bei Bauarbeiten der im $ 23 lit. b 
bezeichneten Art ereignet haben, ift berjelbe nach dem im 
8 32 feftgejebten Maßftab auf die im Bezirke der Berufs: 
genofjenfchaft belegenen Gemeinden, weiteren Kommunal⸗ 
verbände oder Vereinigungen von Gemeinden, welche an 
die Stelle der Gemeinden gefeßt find, umzulegen und 
von ihnen einzuziehen. Denſelben ift zu diefem Zwecke 
ein Auszug aus der aufzuftellenden Heberolle mit ber 
Aufforderung zuguftellen, den feſtgeſetzten Betrag bei 
Vermeidung der zwangsweiſen Beitreibung binnen zwei 
Wochen einzuzahlen. Der Auszug muß diejenigen An 
gaben enthalten, welche die Gemeinden ıc. in den Stand 
feßen, die Richtigkeit der angeftellten Beitragsberechnung 
zu prüfen. Den Gemeinden ꝛc. ftehen gegen die eilt: 
jtellung ihrer Beiträge, unbejchadet der Verpflichtung zur 
fofortigen Zahlung, die im $ 102 des Gewerbe-Unfall- 
verficherungsgefeßes angegebenen Rechtsmittel zu; bie Be- 
ſchwerde iſt jedoch nur zuläffig, wenn fich dieſelbe ent- 
weder auf NRechenfehler oder auf Irrthümer bei Anfak 
ber Bevölkerungsziffer gründet. 

8 58 Abf. I und III gilt für alle Bau-Ber.Gen., $ 38 
Abf. I nur für die Tiefbau-Ber.Gen. 8 44. 

Bn Abſ. I: Die Bau:Ber.Gen. haben fortlaufende Ber: 
zeichniffe über ihre Zahlungsanweiſungen zu führen, aus 
welchen zu erjehen it, welhe Unmellungen au Laften ber 
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und weiche zu Laſten der Ver. Anft. erfolgt find. A. N. 
I 

an et. II: Bol. Note 2 bei $ 23 und $ 32. Dazu 
A. N. V ©. 318 NR. 708, wo dad RVA. vorjchlägt, die Un- 
fälle in den Heberollenauszügen zur Ermöglichung einer Son: 
trolle für die Gemeinde kurz zu fpecialifiren. Zuftändigfeit 
a Sanbes-33.8 zur Enticheidung der Beſchwerde ſ. $ Al 


8 39 (43). 

Die Beftimmungen der 88 103 bis 106 des Gewerbe: 
Unfallverfiherungsgejeges über die Einziehung, Verjährung 
und Abführung der Beiträge jowie der $S 107 bis 111 
a.a. O. über die Vermögensverwaltung finden, und zwar 
auch auf Prämienbeträge, entſprechende Anwendung. 


V. Unfallverhütung. Beanffichtigung. 
Unfallverhütung. Meberwahung durd die 
Genoſſenſchaft. 

8 40 (44). 

Die Beftimmungen der 88 112 bis 124 des Gewerbe: 
Unfallverficherungsgefeges finden mit folgenden Maßgaben 
Anwendung: 

1. Unfallverhütungsvorſchriften können auch für die 
Bauarbeiten derjenigen Unternehmer erlaſſen werden, 
welche nicht Mitglieder der Genoſſenſchaft ſind, aber 
in deren Bezirke Bauarbeiten ausführen. 

In den Unfallverhütungsvorſchriften, welche 
auf derartige Bauarbeiten Anwendung finden ſollen, 
ſind für die Zuwiderhandelnden Zuſchläge bis zum 
doppelten Betrage der Prämie oder, ſofern es ſich 
um Bauarbeiten der im $ 23 lit. b bezeichneten Art 
handelt, Geldjtrafen bis zu einhundert Mark anzu= 
drohen. Die VBorfehriften find von der höheren - 
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Berwaltungsbehörde in geeigneter Weile zu ver: 
öffentlichen. 

2. Die Berechtigung der Genoffenihaft zur Weber: 
wachung der Betriebe und die Verpflichtungen der 
Unternefmer wegen Geftuttung des Zutritts zu den 
Betriebsitätten und wegen Borlegung ihrer Bücher 
und Nachweiſungen erftreden fi auch auf Unter: 
nehmer, welche, ohne Mitglied der Genofjenfchaft 
zu jein, in deren Bezirfe Bauarbeiten ausführen. 
Zu 8 40 vgl. 85 Zıf.2 und 8 6 Ziff. 4 Abi. I. Die 

Vorſchrift findet auf alle Bau: Ber.Gen. Anwendung. Bol. 
Hdb. zu 8 44 N. 1. Die Unfallverhütungsvorfchriften der 
TiefbauBG. ſ. in A. N. VI S. 143 ff. 


Reichs-Verſicherungsamt. Landes— 
Verſicherungsämter. 
8 41. (45). 

I Megen der Zuftändigfeit des Reichs-Verficherungs⸗ 
amt3 und der Zandes-Verficherungsämter bewendet e3 bei 
den Beitimmungen der 88 125 bi3 127 des Gemerbe- 
Unfallverficherungsgejeßes. 

I Soweit hiernad ein Landes-Verficherungsamt zur 
Beauffihtigung der Genoſſenſchaft und zur Entjcheidung 
ber im Bezirke derjelben vorfommenden Streitigfeiten 
befugt ift, gehen die im $ 26 de3 Geſetzes, betreffend die 
Abänderung der Unfallverficherungsgeiege, Jowie in den 
88 13, 19, 22, 26 bi3 28, 32, 35, 38, 42 dem Reichs⸗ 
Berfiherungsamt übertragenen Zuftändigfeiten auf das 
Landes-Verficherungsamt über. 

1. Bei Streitigkeiten, in welchen e8 fi) um die Zuge: 


börigfeit einer Bauarbeit zu einer Ber.Gen., welche einem 
2andes: VBA. unterfteht, oder zu einer Ber.Gen., welche nicht 
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diefem Landes: PA. unterfieht, handelt, ift das RBA. zur Ents 
ſcheidung hhuſtandig Gew.G. 8127 Abi. I. 

2. Bon den beſtehenden Landes-VAe. erſtreckt fich bie 
Zuftändigfeit des bayerifchen auf die bayerische Bau⸗Gew.⸗ 
BG., diejenige des württembergiichen LBA.S auf bie 
württemb. Bau⸗ Gew. BG. Die übrigen Bau:Ber.Gen. unter: 
ftehen alle den RVA. 


VI. Bauarbeiten für Rechnung des Reichs, der Bundes: 
flaaten, von Rommmnalverbänden und Korporationen. 


Ausführungsbehörden. 
$ 42 (46). 

Für Bauarbeiten des Reiche, eines Bundesftaats, 
eine® nad) den Beitimmungen des $ 6 Ziffer 3 für 
Leiftungsfähig erklärten Verbandes oder einer anderen 
öffentlichen Korporation, bei welchen nach $ 6 Ziffer 2, 3 
bei Anwendung diejes Geſetzes an die Stelle der Berufs: 
genoſſenſchaft das Reich, der betreffende Bundesſtaat, der 
betreffende Verband oder die Korporation tritt, werden 
die Befugniffe und Obliegenheiten der Genofjenichafts- 
verfammlung und des Genoſſenſchaftsvorſtandes durch 
Ausführungsbehörben wahrgenommen, welde für Die 
NReichtverwaltungen von dem Reichöfanzler, im Uebrigen 
von der Landes=-Zentralbehörde zu bezeichnen find. Dem 
Reichs-Verficherungsamt ift mitzutheilen, welche Behörden 
als Ausführungsbehörden bezeichnet find. 

Zu 8 42 vgl. Gew.G.$ 128 Abſ. II. Mittheilung an 
da3 Landes: BA. |. 541 Abj. II. Ein Verzeichniß der zus 
ftändigen Auf. Beh. f. in U. N. XI ©. 322 ff. 325 ff. 

Berfiherung dur das Reich «u. 
8 43 (47). 

Soweit das Reich oder ein Bundesftaat, ein Kom: 

munalverband oder eine andere Öffentliche Korporation 
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an bie Stelle ber Berufsgenoffenfchaft tritt ($ 6 Ziffer 2, 
3), finden die 88 12 bis 36, 38, 40 dieſes Geſetzes ſowie 
bie 88 74, 103 bi3 105, 106 Abi. 2,3, 88 107 bis 110, 
125, 126, 146 bis 151 des Gewerbe-lUinfallverficherung3: 
gejeßes feine Anwendung. Dagegen find die Beftimm- 
ungen ber 88 130 bi8 133 des Gewerbe-Unfallverficherungs- 
geſetzes entſprechend anzuwenden. 


Die Handhabung der Aufficht erfolgt bei dieſer Verficher⸗ 
ung durch die den Ausf.Beh. ($ 42) vorgeſetzten Dienftftellen. 
Die Entjeheidung über die Rekurje kommt den Berficherungs: 
ämtern zu. Die Auszahlungen’ erfolgen durch die Poſt. 


VII. Schluß⸗ und Strafbeftlimmungen. 
Erftredung auf andere Gejeße über Unfall: 
verſicherung. 

8 44 (48). 

Die Beitimmungen der 88 8, 12 Abi. 2, SS 18 bis 
36, 37 Abf. 2, $ 38 Abf. 1,3, 88 39 bis 41, 45 finden 
bei den im Geltungsbereiche des Gemwerbe-Unfallverficher- 
ungsgeießes errichteten Berufögenofjenfchaften für Baus 
gewerbetreibende gleichfalls entjprechende Anwendung. 


Die Nachweiſung der 12 Hochbau:(Bergwerkö-)Ber.Gen. 
ſ. in A. N. VI ©. 319. 


Haftpflicht u. Strafbeſtimmungen. 
Zuſtellungen. 
8 45 (49). 

I Für Arbeiter, welche bei Bauarbeiten der im $ 6 
Ziffer 4 Abf. 1 bezeichneten Art beichäftigt, aber nicht 
nach den Beftimmungen des Krankenverſicherungsgeſetzes 
gegen Krankheit verfichert find, bleiben die auf geſetz— 
lichen Beitimmungen beruhenden Anfprüde auf Erjaß 
des in Folge eines Unfalls erlittenen Schadens für die 
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Dauer ber erften dreizehn Wochen nach dem Unfalle vor- 
behalten. 

II Am Uebrigen finden die Vorjehriften der 88 135, 
139 bis 155 des Gemwerbe-Unfallverjicherungsgefeges ent» 
fprechende Anmwenbung, die Strafbeftimmungen insbeſon⸗ 
dere auch bezüglich der Einreihung und Richtigkeit der 
für die Berechnung der Prämien maßgebenden Nachweiſ⸗ 
ungen ($ 24). 

n Abf. I: Dal. Im. G. 8 146 Abi. II und oben $ 10 
Abſ. II. Die Vorjchrift bildet eine Ausnahme von der nad 
Gew.G. 8 135 angeordneten Einſchränkung der Unternehmer: 
Haftung. Sie ift indeß praftiich deshalb nicht von erheblicher 
Bedeutung, weil die meiften Regiebauarbeiter entweder obli: 
gatoriih nah KrVG. S 1 oder 8 2 Ziff. 1 oder freiwillig 
nah 84 Abſ. II 1. c. gegen Krankheit verfihert find. 


S 46 (neu). 

I Diejenigen Betriebsunternehmer, Benollmächtigten 
oder Nepräfentanten, Betrieb: oder Wrbeiteraufjeher, 
gegen welche durch ftrafgerichtliches Urtheil feſtgeſtellt 
worben ift, daß fie den Unfall vorfäßlich oder durch 
Tahrläffigfeit mit Auberachtlaffung derjenigen Aufmerf- 
Tamfeit, zu der fie vermöge ihres Amtes, Berufs oder 
Gewerbes beſonders verpflichtet find, oder dadurch herbei 
geführt haben, daß fie bei der Leitung oder Ausführung 
eined Baues wider die allgemein anerfannten Regeln der 
Baufunft verftießen, haften für alle Aufwendungen, welche 
in Tolge des Unfalls auf Grund dieſes Geſetzes oder des 
Kranfenverficherungsgefeßes von den Kommunalverbänden 
($ 25 Ab. 1 des Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes, 8 10 
Abi. 2, 5 dieſes Geſetzes) oder Krankenkaſſen gemacht 
worben find. Diejelben Perfonen haften der Genojien- 
ſchaft für deren Aufwendungen aud) ohne Teftftellung 


508 IV. Bau⸗Unfallverſicherungsgeſet. 


durch ftrafgerichtliches Urtheil. St der Unfall dur 
Tahrläffigfeit mit Außerachtlaffung derjenigen Aufmerf- 
famfeit, zu der fie vermöge ihres Amtes, Berufs oder 
Gewerbes befonders verpflichtet find, herbeigeführt, jo ift 
die Genoffenihaftsverfammlung befugt, von der Ber: 
folgung des Anſpruchs abzuſehen. Durch Statut kann 
diefe Befugniß auf den Vorſtand übertragen werben. 


U Sn gleicher Weife haftet ala Betriebsunternehmer 
eine Aftiengejellichaft, eine Innung oder eingetragene 
Genoſſenſchaft für die durh ein Mitglied ihres Vor— 
Standes fowie eine Handelsgefelichaft, eine Innung oder 
_ eingetragene Genoſſenſchaft für die durch einen der Liqui- 

datoren herbeigeführten Unfälle. 

I Ag Erſatz für die Rente kann in diefen Fällen 
deren Kapitalwerth gefordert werden. 

3u 8 46 vgl. Gew. G. $ 136. Die Vorſchrift findet nicht 
nur auf die Mitglieder der Tiefbau: Ber.Gen. fondern auf 
alle unter die Kategorien des Abf. I fallenden Perfonen An: 
wendung, aljo insb. auch auf die Bauherren ($ 5 Ziff. 2). 

Ob eine Maßregel oder ein Berhalten „wider die all: 
gemein anerlannten Regeln der Baufunft verſtoße“ ift quaestio 


facti. 
8 47 (neu). 

I Wil der Vorjtand den Erſatzanſpruch aus $ 46° 
Adf. 1 Sat 3 geltend machen, jo Hat er den Beichluß 
dem Erjatpflichtigen jchriftlich mitzutbeilen. Der Erfaß: 
pflichtige Tann hiergegen die Beichlußfaflung der Ge— 
noffenichaftsverfjammlung anrufen. 

I Die Klage darf nicht vor Ablauf eines Monats 
nad der Zuftelung diefer Mittheilung und nur dann 
angeftellt werden, wenn nicht innerhalb diefer Friſt die 
Beſchlußfaſſung feitens des Erjagpflichtigen angerufen ift. 
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Iſt letzteres der Tall, fo ift die Beichlußfaffung der Ge- 
nofjenfchaftsverfammlung abzumarten. 
Zu 8 47 vgl. Gew. G. 8 137. 


8 48 (neu). 

I Der Anſpruch ($ 46 Abſ. 1 Sa 1) verjährt in 
achtzehn Monaten von dem Tage, an welchem das ftraf- 
gerichtliche Urtheil rechtskräftig geworben ift, im Hebrigen 
in zwei Jahren nad dem Unfalle. Die Anrufung der 
Beſchlußfafſung der Genoſſenſchaftsverſammlung (8 47 
Abſ. 1) unterbricht die Verjährung. 

U Für das über einen ſolchen Anſpruch erfennende 
ordentliche Gericht ift die Enticheibung bindend, welche 
in dem durch biefes Gejeß geordneten Verfahren über die 
Trage ergeht, ob ein Unfall vorliegt, für welchen aus 
der Unfallverfiderung Entſchädigung zu leiften ift, und 
in welchem Betrag Entſchädigung zu gewähren ift. 

Bu Ubf. I vgl. Gew. G. 8 138. 


V. Anhang. 


Auszug 
ans dem SeesIinfallverfiherungägejeh 
sem 30. 3uni 1900. 
(REB.S.TICH) 
I. Allgemeine Beftimmnngen. 
Umfang der Berfiherung. 
1. 


Unlage 1. 


Perſonen, welche 

. auf deutjchen Seefahrzeugen ala Schiffer, Perfonen ber 
Schiffsmannſchaft, Mafchiniften, Aufwärter oder in anderer 
Eigenschaft zur tn niopung gehören (Seeleute), 
er jedoh nur, wenn fie Lohn oder Gehalt be: 
. ziehen, 

. ohne zur Schiffsbejagung zu gehören, auf deutfchen See- 
fahrzeugen in inländifchen Häfen beichäftigt werben, 
joweit fie nicht auf Grund anderer gejeblicher Beftimm- 
ungen gegen Unfall verfichert find, 

. in inländifchen Betrieben ſchwimmender Doda und ähn: 
licher Einrichtungen fowie in inländifchen Betrieben für 
die Ausübung des Lootjendienftes, für die Rettung oder 
Bergung don Perjonen oder Sachen bei Schiffbrüchen, 
für die Bewahung, Beleuchtung oder Inftandhaltung 
der dem Seeverfehre dienenden Gewäſſer bejchäftigt find, 


werden gegen Die Folgen der bei dem Betriebe ſich ereignenden 
Unfälle einfchließlich derjenigen Unfälle, welche während bes 
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Betrieb in Folge von Elementarereigniffen eintreten, nach 
Maßgabe der Beltimmungen diejed Geſetzes verfichert. 

Auf Perfonen in Seeſchiffahrts- und anderen unter Abf. 1 
fallenden Betrieben, welche mwejentliche Beitandtheile eines der 
Unfallverficherung unterliegenden fonftigen Betriebs find, 
findet dieſes Gejeh feine Anwendung. Bon den Beftimm: 
ungen der 88 3 ff. find ferner ausgeſchloſſen die im $ 1 des 
Gejebes, betreffend die Fürſorge für Beamte und Perfonen 
des Soldatenftandes in Folge von Betriebaunfällen, vom 
15. März 1886 (Reichs-Geſetzbl. ©. 53) bezeichneten Perſonen, 
Beamte, welche in Betriebeverwaltungen eines Bundesſtaats 
oder eine? Kommunalverbandes mit feftem Gehalt und Pen: 
ſionsberechtigung angeftellt find, jowie andere Beamte eines 
Bundesſtaats oder Kommunalverbandes, für welche die im 
$ 12 a. a. D. vorgefehene Yürforge in Kraft getreten ift. 

Welche Betriebe im Sinne dieſes Geſetzes verficherungs- 
pflichtig find, beſtimmt im Zweifel nad) Anhörung des Ge— 
noſſenſchaftsvorſtandes (K 41) das Reichs-Verficherungsamt. 


8 2 (neu). 

Die Verficherung erjtredt ſich auf häusliche und andere 
Dienfte, zu denen verficherte Perjonen neben ber Befchäftig: 
ung im Betriebe von ihren Arbeitgebern oder von deren Be: 
auftragten berangezogen werden, jowie auf Dienftleiftungen 
verficherter Perjonen bei Rettung oder Bergung von Perjonen 
oder Sachen. 


8302). 

Als ein deutjches Seefahrzeug im Sinne diejed Geſetzes 
gilt jedes ausfchlieklich oder vorzugsweiſe zur Seefahrt be: 
nußte Fahrzeug, welches unter deutjcher Flagge fährt. 

Als Seefahrt (Abf. 1) gilt nit nur der Verkehr auf 
See außerhalb der Grenzen, die durch 8 1 ber zum $ 25 bes 
Tlaggengejeße? vom 22. Juni 1899 erlaffenen Ausführungs: 
beftimmungen vom 10. November 1899 (Gentralblatt für das 
Deutſche Reich ©. 380) feſtgeſetzt find, ſondern auch die Fahrt 
auf Buchten, Haffen und Watten der See, nicht aber auf 
anderen mit der See in Verbindung ftehenden Gewäſſern, 
auch wenn fie von Seeſchiffen befahren werden. 

Betriebe, welche nach ben vorftehenden Beitimmungen 
als Seejchiffahrtöbetriebe fich darftellen, fcheiden, fofern fie 
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auf Grund anderer Geſetze einer Berufsgenofienjchaft bereits 
zugetheilt find, aus der legteren mit den aus & 53 bes Ge: 
werbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes fi) ergebenden Rechtswirk⸗ 
ungen aus. 

Rheder im Sinne dieſes Geſetzes find die Eigenthümer 
ber unter basjelbe fallenden Fahrzeuge, jofern eine Rhederei 
befteht (8 489 des Handelsgeſetzbuchs), die Rhederei. 


8 4 (3). 

Die Berficherung gilt für die Zeit vom Beginne bis zur 
Beendigung bed Dienftverhältnifieg einfchließlich der Beförder⸗ 
ung vom Lande zum Yahrzeug und dom Tyahrzeuge zum 
Lande. Die Verfiherung erftredt ſich auch auf Unfälle, welche 
bie nach 8 1 verficherten Perſonen auf einem beutfchen See: 
fahrzeug, auf welchem fie befchäftigt find, ohne zur Beſatzung 
desjelben zu gehören, bei dem Betrieb erleiden, ſowie auf 
Unfälle, welche beutiche Seeleute bei der auf Grund bei 
Handelögejeßbuchd oder der Seemanndordnung vom 27. De: 
zember 1872 (Reich3:Gejetbl. S. 409) oder des Gejebes, be- 
treffend die Verpflichtung deutfcher Kauffahrteifchiffe zur Mit- 
nahme hülfsbedürftiger Seeleute, vom 27. Dezember 1872 
(Reichs-Geſetzbl. S. 432) ihnen gewährten freien Zurüd: 
beförderung oder Mitnahme auf deutjchen Seufahrzeugen er: 
leiden. Im Galle des Flaggenwechſels gilt ala Beendigung 
bes Dienftverhältniffes der Zeitpunkt, in welchem ber Ber: 
ficherte feine Entlafjung beanfpruchen durfte. 

Ausgefchloffen von der Verficherung find Unfälle, welche 
der Verficherte während einer Zeit erleidet, in welcher ex fih 
pflichtividrig don Borb entfernt hatte, oder welche er während 
eine? Urlaubs an Land erleidet, wenn er in eigener Angelegen- 
heit das Schiff verlafien hat. 


8 5 (4). | 

Dur bad Statut kann die Verficherungspflicht auf die 
Rheder erſtreckt werden, fjofern fie zur Beſatzung des Fahr: 
zeug? gehören und die letztere außer ihnen regelmäßig nicht 

mehr ald zwei Perjonen umfaßt. 
‚ Rheder, welche nicht jchon nach den borftehenden Be: 
ftimmungen verfichert find, Lootſen, welche ihr Gewerbe für 
eigene Rechnung betreiben, jowie die Unternehmer der übrigen 
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nach $ 1 verficherten Betriebe find berechtigt, fich jelbft gegen 
die folgen der bei dem Betriebe fich ereignenden Unfälle nad) 
Maßgabe der VBorfchriften vieles Geſetzes zu verfichern. 


5 6 (5). 

Die Verfiherung erftredt ſich auf einen Sahredarbeit3- 
verdienft bis einschließlich dreitaufend Marl. Durch das 
Statut (8 37) kann die Berficherung auf einen höheren Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt erſtreckt werden. 

3 T (men). 

Durch Statut kann ferner beftimmt werden, daß und 
unter welchen Bedingungen gegen bie Folgen ber bei dem 
Betrieb oder Dienfte ſich ereignenden Unfälle verfichert werben 
fönnen 

a) im Betriebe bejchäftigte, aber nach 88 1 oder 2 nicht 
verficherte Perſonen durch den Betriebsunternehmer; 

b) nicht im Betriebe bejchäftigte, aber bie Betrieböftätte be: 
fucdende oder auf derjelben verkehrende Perſonen durd) 
den Betriebaunternehmer oder den Vorſtand der Berufs: 
genofjenjchaft ($ 32); 

c) Organe und Beamte ber Berufsgenofienjchaft durch beten 
Vorſtand. 


IX. Anfalverfiherung im Kleinbetriebe_der Seeſchiffahrt 
fowie in der See: und Küſtenfiſcherei. 
8 152 (124). 

Die vorftehenden Beftimmungen finden mit den aus den 
folgenden Paragraphen fich ergebenden Abweichungen ent« 
ſprechende Anwendung: 

1. auf die Befagung folcher Seefahrzeuge, welche nicht mehr 
als fünfzig Kubikmeter Brutto-Raumgehalt haben und 
dabei weder Zubehör eined größeren Fahrzeugs noch 
auf die Fortbewegung durch Dampf oder andere Maſchinen⸗ 
fräfte eingerichtet find; 

2. auf die Bejagung derjenigen Fahrzeuge, welche zur Aus⸗ 
übung der Fiſcherei in den im $ 3 Abi. 2 bezeichneten 
Gewäfjern beftimmt und nicht bereit? durch den Bundes: 
rath auf Grund früherer gefeßlicher Beltimmungen der 
Unfallverfiherung nah Maßgabe der 88 1 ff. unter: 
worfen find; 

Biloty, Unfallverfiherungsgefege. 33 
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3. auf die Beſatzung von TFahrzeugen, welche zur Ausüb- 
ung ber Fiſcherei auf anderen mit der See in Berbind- 
ung ftehenden, von Seeichiffen befahrenen Gewäflern 
innerhalb der vom Bundesrathe zu beftimmenben drt: 
lichen Grenze beftimmt find. 

8 153 (125). 

Der Derfiherungdpflicht unterliegen auch die Unternehmer 
gewerblicher Schiffahrts: und Triichereibetriebe der im $ 152 
bezeichneten Art, jofern fie zur Beſatzung des Fahrzeugs ge- 
hören und bei dem Betriebe regelmäßig Leinen oder nicht 
mehr ala zwei Lohnarbeiter beichäftigen. 


Unfallfürſorgegeſetz 
für Beamte und Perſonen des Soldatenſtandes. 


Yomı 18. Inni 1901. 
(RIBL. ©. 211 ff.) 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben Deutfcher Kaijer, 
König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen des Reiche, nad) erfolgter Zuftimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


Artikel l. 

Das Gejeh, betreffend die Fürforge für Beamte und 
Perjonen des Soldatenftandes in Folge von Betriebgunfällen, 
vom 15. März 1886 (Reichs-Geſetzbl. ©. 53) erhält die nad: 
ftehbende Faſſung: 


1. 

Beamte der Reich: Givilverwaltung, des Reichsheeres 
und der Kaiferlichen Marine fowie Perjonen ded Soldaten: 
ſtandes, welche in reichsgeſetzlich der Unfallverficherung unters 
liegenden Betrieben beichäftigt find, erhalten, wenn fie in 
Folge eines im Dienjte erlittenen Betriebsunfall® dauernd 
dienftunfähig werden, ala Penſion jechsundjechzigzweidrittel 
Prozent ihres jährlichen Dienfteintommens. 

Perſonen der dvorbezeichneten Art erhalten, wenn fie in 
Folge eines im Dienfte erlittenen Betriebsunfalls nicht dauernd 
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bienftunfäbig geivorden, aber in ihrer Erwerbsfähigkeit be- 
einträchtigt worden find, bei ihrer Entlafjung aus dem Dienfte 
ala PBenfion: 

1. im Falle völliger Erwerbaunfähigfeit für die Dauer der- 
jelben den im erften Abjate bezeichneten Betrag; 

2. im Falle theilweifer Erwerbsunfähigkeit für die Dauer 
berjelben denjenigen Theil ber vorftehend bezeichneten Ben: 
fion, welcher dem Maße der durch den Unfall herbei: 
geführten Einbuße an Erwerbafähigkeit entipricht. 

Iſt der Verletzte in Folge des Unfalls nicht nur völlig 
dienft: oder erwerbsunfähig, ſondern auch derart hülflos ge- 
worden, dab er ohne fremde Wartung und Pflege nicht be: 
ftehben Tann, fo ift für die Dauer diefer Hülflofigkeit die 
hol bis zu Hundert Prozent des Dienfteintommens zu 
erhöhen. 

Solange der Berlehte aus Anlaß des Unfalls thatjäch- 
lich unb unverſchuldet arbeitslos ift, Tann in ben Yällen des 
Abi. 2 Ziffer 2 die Penfion bis zum vollen Betrage bes 
Ab. 1 vorübergehend erhöht werben. 

Steht dem Berlekten nach anderweiter reichägejeßlicher 
Vorſchrift ein höherer Betrag zu, jo erhält er diejen. 

Nach dem Wegfall des Dienfteintommens find dem Ber: 
legten außerdem bie noch erwachſenden Koften des Heilver: 
fahren? G 9 Abſ. 1 Nr. 1 des Gewerbe-Unfallverficherungs: 
gejeßes, Reichs-Geſetzbl. 1900 ©. 585) zu erſetzen. 


8 2. 

Die Hinterbliebenen folcher im 8 1 bezeichneten Ber: 
fonen, welche in Folge eines im Dienfte erlittenen Betrieb3- 
unfall3 geftorben find, erhalten: 

1. als Sterbegeld, jofern ihnen nicht nach anderweiter Be: 
ftiimmung Anfprud auf Gnadenquartal oder Gnabden: 
monat zufteht, den Betrag des einmonatigen Dienftein: 
kommens oder der einmonatigen Penfion bes Verftorbenen, 
jedoch mindeſtens fünfzig Mark; 

2. eine Rente. Dieje beträgt 
a) für die Wittwe bis zu deren Tobe oder MWieberber: 

heirathung, ebenfo für jedes Kind big zum Ablaufe 

de3 Monatd, in welchem das achtzehnte Vebensjahr 

vollendet wird, oder bis zur etivaigen früheren Ber: 
33* 
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heirathung zwanzig Prozent des jährlichen Dienſi⸗ 
einkommens bed Verftorbenen, jedoch für die Wittwe 
nicht unter zweihundertundſechzehn Markt und nicht 
mehr als breitaufend Mark, für jedes Kind nicht 
unter einhundertundfechzig Mark und nicht mehr ala 
eintaujendjechahundert Mart; 

b) für Verwandte der auffteigenden Linie, wenn ihr 
Lebensunterhalt ganz oder überwiegend durch den 
Derftorbenen beftritten worben ivar, bis zum Weg: 
falle ber Bebürftigfeit indgefammt zwanzig Prozent 
des Dienfteinfommend des DVerftorbenen, jedoch nicht 
unter einhunbertundjechzig Mark und nicht mehr als 
eintaufenbfechahundert Mark; find mehrere Berechtigte 
biefer Art vorhanden, jo wird die Rente den Eltern 
dor ben Großeltern gewährt; 

c) für elternlofe Enkel, falls ihr Lebengunterhalt ganz 
ober überwiegend durch den Verſtorbenen beftritten 
worben war, im alle der Bedürftigleit bis zum 
Ablaufe ded Monat, in welddem das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet wird, oder bis zur etwaigen 
früheren Berheirathung indgefammt zwanzig Prozent 
des Dienſteinkommens des DVerftorbenen, jedoch nicht 
unter einhundertundfechzig Mark und nicht mehr al3 
eintaufendjechahundert Mark. 

Die Renten dürfen zujfammen ſechzig Prozent des 
Dienfteintommeng nicht überfteigen. Ergiebt fih ein höherer 
Betrag,. jo haben die Verwandten der auffteigenden Linie 
nur infoweit einen Anſpruch, als durch die Renten der Wittwe 
und der Kinder ber Höchftbetrag der Renten nicht erreicht 
wird, die Enfel nur foweit, ala der Höchitbetrag der Renten 
nicht für Ehegatten, Kinder oder Verwandte der auffteigenden 
Linie in Anfpruch genommen wird. Soweit die Renten der 
Wittwe und der Kinder den zuläffigen Höchftbetrag über: 
Ichreiten, werben bie einzelnen Renten in gleichem Berhält: 
nifie gefürzt. 

Steht nach anderweiter reichsgeſetzlicher Vorfchrift einem 
von den Hinterbliebenen ein höherer Betrag zu, jo erhält ex diefen. 

Der Anspruch der Wittwe ift außgefchloffen, wenn die 
Ehe erft nach dem Unfalle gejchlofen worden ift. 
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83. 

Die Fürſorge erftredt fi) auf bie Folgen von Unfällen 
bei häuslichen und anderen Dienften, zu denen Perfonen ber 
im 8. 1 bezeichneten Art neben der Beichäftigung im Betriebe 
von ihren Vorgejeßten herangezogen werben. 


S 4. 

Erreicht das Dienfteintommen nicht ben breihundertfachen 
Betrag des für ben Beichäftigungsort feſtgeſetzten ortsüblichen 
Tagelohns gewöhnlicher erivachjener Zagearbeiter ($ 8 be3 
Krankenverficherungsgeſetzes, Reichs-Geſetzbl. 1892 S. 417), fo 
ift diefer Betrag der Berechnung zu Grunde zu legen. 

Bleibt der nach Abi. 1 zu Grunde zu Iegende Betrag 
hinter dem SFahresarbeitöverdienfte zurüd, welchen während 
des lebten Jahres vor dem Unfalle Perfonen bezogen haben, 
welche mit Arbeiten berfelben Art in demielben Betrieb, ober 
in benachbarten gleichartigen Betrieben bejchäftigt waren, jo 
ift diefer SJahresarbeitsverdienft der Berechnung der Rente 
zu Grunde zu legen. 

Der eintaujendfünfhundert Mark überfteigende Betrag 
fommt nur zu einem Drittel zur Anrechnung. 

Bleibt bei den nicht mit Penfionsberechtigung angeftellten 
Beamten ($ 1) die nach vorftehenden Beftimmungen ber Be: 
rechnung zu Grunde zu legende Summe unter dem niebrigiten 
Dienfteintommen derjenigen Stellen, in welchen ſolche Beamte 
nach den beftehenden Grundjägen zuerft mit Penfiondberechtig: 
ung angeftellt werden können, jo ift der Iebtere Betrag ber 
Berechnung zu Grunde zu legen. 


8 5. 

Iſt das der Berechnung der Hinterbliebenenrente zu 
Grunde zu legende Dienſteinkommen in Folge eines früher 
erlittenen, nach den reichsgeſetzlichen Beſtimmungen über Un— 
fallverficherung oder Unfallfürſorge entſchädigten Unfalls ge- 
ringer, als der vor dieſem Unfalle bezogene Lohn oder das 
vor dieſem Unfalle bezogene Dienſteinkommen, ſo iſt die aus 
Anlaß des früheren Unfalls bei Lebzeiten bezogene Rente 
oder Penfion dem Dienfteintommen bis zur Höhe de3 der 
früheren Entihädigung zu Grunde gelegten Jahresarbeits⸗ 
verdienftes oder Dienſteinkommens hinzuzurechnen. 
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8 6. 

Der Bezug der Penfion beginnt mit dem Wegfall bes 
Dienfteintommene, ber Bezug der Hinterbliebenenrente mit 
bem Ublaufe des Gnadengquartal® oder Gnadenmonats, ober, 
ſoweit folche nicht gewährt werden, mit dem Ablaufe ber: 
jenigen Zeit, für welche nah $ 2 Abf. 1 Ziffer 1 das Dienft- 
eintommen oder die Penfion weiter bezogen ift. 

Gehört der Verletzte auf Grund gejeglicher oder ftatuta- 
riſcher Verpflichtung einer Krankenkaſſe oder der Gemeinde: 
Krankenverfiherung an, To wird bis zum Ablaufe der brei- 
zehnten Woche nach dem Eintritt des Unfalls die Penfion 
und der Erſatz der Koften des Heilverfahrene um ben Be: 
trag der von ber Krankenkaſſe oder der Gemeinde-Kranken⸗ 
verficherung geleifteten Krankenunterſtützung gekürzt. Der 
Anſpruch auf das Sterbegeld und vom Beginne der vier: 
zehnten Woche ab auch ber Anſpruch auf die Benfion ſowie 
auf den Erfa der Koften des Heilverfahrens geht bis zum 
Betrage des von der Krankenkaſſe gezahlten Sterbegeldes be: 
ziehungsweife bis zum Betrage der von diejer gewährten 
weiteren Krankenunterftügung auf die Krankenkaſſe über. AL? 
Werth der freien Arztlichen Behandlung, der Arznei und ber 
Heilmittel (8 6 Abi. 1 Ziffer 1 des Krankenverficherungsgeſetzes) 
air die Hälfte des gejeglichen Mindeftbetrages des Kranken: 
geldes. 

Fällt das Recht auf den Penfions- oder Rentenbezug im 
Laufe des Monats, für welchen die Penſion oder Rente ge: 
zahlt war, fort, fo ift von einer Rüdforderung abzufehen. 
Wenn für einen Theil des Monat3 die Penfion für den Ber: 
legten mit der Rente für die Hinterbliebenen zujammentrifft, 
fo haben bie Hinterbliebenen den höheren Betrag zu bean- 


ſpruchen. 


87. 

Ein Anſpruch auf die in den 881 bis 3 bezeichneten 
Bezüge befteht nicht, wenn der Verletzte den Unfall vorſätz⸗ 
lich oder durch ein Verſchulden herbeigeführt hat, wegen befjen 
auf Dienftentlafjung oder auf Verluft des Titels und Penfions⸗ 
anſpruchs gegen ihn erfannt oder wegen deſſen ihm die Fähig— 
feit zur Bejchäftigung in einem öffentlichen Dienftziweige ab» 
erkannt worden ift. 
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Der Anipru kann, auch ohne da ein Urtheil der be: 
zeichneten Art ergangen ift, ganz oder theilweife abgelehnt 
werden, falls das Berfahren wegen des Todes oder ber Ab: 
weſenheit des Betreffenden ober aus einem anderen in feiner. 
Perſon liegenden Grunde nicht durchgeführt werden kann. 


88. 

Anſprüche auf Grund dieſes Geſetzes find, joweit deren 
Feſtſtellung nicht von Amtswegen erfolgt, bei Vermeidung 
des Ausſchluſſes vor Ablauf von zwei Jahren nach dem Ein: 
tritte des Unfall bei der dem Verletzten unmittelbar vorgejegten 
Dienftbehörde anzumelden. Die Friſt gilt auch dann als ge 
wahrt, wenn die Anmeldung bei der für den Wohnort des 
Entichädigungsberedhtigten zuftändigen unteren Verwaltung? 
behörde erfolgt if. In ſolchem alle ift die Anmeldung 
unverzüglich an die zuftändige Stelle abzugeben und der Be: 
theiligte bavon zu benachrichtigen. | 

Nach Ablauf diefer reift ift der Anmeldung nur dann 
Tolge zu geben, wenn zugleich glaubhaft befcheinigt wird, 
daß eine den Anſpruch begründende Folge bes Unfalls erft 
ipäter bemerkbar geworden, oder daß der Berechtigte von ber 
Verfolgung feines Anſpruchs durch außerhalb ſeines Willens 
Tiegende VBerhältniffe abgehalten worden ift, und wenn bie 
Anmeldung innerhalb dreier Monate, nachdem eine Unfall: 
folge bemerkbar getvorden oder dag Hindernig für die Anmeld- 
ang weggefallen, erfolgt ift. 

Jeder Unfall, welcher von Amtswegen ober durch An⸗ 
meldung der Betheiligten einer vorgeſetzten Dienftbehörde be⸗ 
kannt wird, ift fofort zu unterfuchen. Den Betheiligten ift 
Gelegenheit zu geben, jelbft oder durch Vertreter ihre Inter⸗ 
efſen bei der Unterſuchung zu wahren. 


89. 

Soweit vorftehend nichts Anderes beftimmt ift, finden 
auf bie nah 88 1 bis 3 zu gewwährenden Bezüge die für Die 
Betheiligten geltenden Beſtimmungen über die Penfion und 
iiber die Yürforge für Wittwen und Waiſen Anwendung. 
Auf die Bezüge von Verwandten der auffteigenben Linie und 
von Enkeln finden diefe Beftimmungen entiprechende An: 
wendung. 


EU) V. Wıbaug, 


SW, 

Tie in den SS 1, 2 bezeichneten Perſonen können, and 
wenn fie einen Auſpruch auf Renfion oder Rente nicht haben, 
einen Anſpruch auf Erſatz des durch ben Unfall erlittenen 
Schadens gegen die Detriebsverwaltung, in deren Dienfte 
der Unfau ſich ereignet bat, überbaupt nicht, und g gen deren 
Betriebsleiter, Nevollmächtigte oder Repräſentanten, Betriebs- 
oder Arbeiterauſſeher nur dann geltend machen, wenn durch 
ftrafgerichtliches Urtheil feftgeftellt worden ift, daß der in 
Anſpruch Geuommene den Unſal vorjäglich herbeigeführt hat. 

Der hiernach zuläjlige Anſpruch ermäßigt ni um den⸗ 
jenigen Betrag, welcher den Berechtigten nach dem gegen- 
wärtigen Geſetze zuſteht. 


l. 

Die in dein 8 10 bezeichneten Ansprüche können, auch ohne 
daß die dafelbft vorgejehene Feſtſtellung durch firafgerichtliches 
Urtheil ftattgefunden bat, geltend gemacht werben, falls dieſe 
Teltftellung wegen des Todes oder der Abweſenheit des Be: 
treffenden oder aus einem anderen in jeiner Perſon Liegenden 
Grunde nicht erfolgen kann 


Die dem Verletzten oder deſſen Hinterbliebenen auf 
Grund des 81 des Geſetzes, betreffend die Verbindlichkeit 
zum Schadenerſatßzz für die bei dem Betriebe von Eiſenbahnen, 
Bergwerten ꝛc. berbeigeführten Zödtungen und Körper: 
verlegungen, vom 7. Juni 1871 (Reichd:Gefepbl. ©. 207) 
gegen Eijenbahn:Betriebäunternehmer zuſtehenden Anſprüche 
gehen auf die Betriebsverwaltung, welche dem Berlekten ober 
befjen Hinterbliebenen auf Grund des gegenwärtigen Gefehes 
oder anderweiter veichagejeglicher Vorſchrift Penfionen, Koften 
bes Heilverfahreng, Renten oder Sterbegelder zu zahlen hat, 
in Höhe diejer Bezüge und vorbehaltlich der Beltimmungen 
des Artikel 8 bes Geſetzes dom 20. Dezember 1875 (Reiche: 
Geſetzbl. S. 318) über. 

Meitergehende Anſprüche als auf diefe Bezüge ftehen 
dem Berlegten und deſſen Hinterbliebenen gegen das Reich 
und die Bunbesftaaten nicht zu. 

Die Haftung anderer, in dem 8 10 nicht bezeichneter 
Perſonen beftimmt fih nach den fonftigen geſetzlichen Vor: 
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fchriften. Jedoch geht die Forderung bed Entſchädigungs⸗ 
bereihtigten an ben Dritten auf die VBetriebsverivaltung infos 
weit über, als fie zu den im Ab. 1 gedachten Zahlungen 
auf Grund dieſes Geſetzes verpflichtet if. 

8 18. 

Auf die in ben SS 1, 2 bezeichneten Perfonen finden 
die reichögejeglichen Beftimmungen über Unfallverficherung 
feine Antvenbung. 

$ 14. 

Staatd: und Kommunalbeamten ſowie deren Hinter: 
bliebenen, für welche durch die Landesgeſetzgebung oder durch 
ftatutarifche eftjeBung gegen die Folgen eined im Dienfte 
erlittenen Betriebsunfalld eine den Borfchriften der 881 
bi3 7 des gegenwärtigen Geſetzes mindeſtens gleichtommenbe 
Fürſorge getroffen ift, fteht wegen eines folchen Unfalls ein 
reichögejeglicher Anſpruch auf Erfah des durch denſelben er: 
Tlittenen Schadens nur nach Maßgabe der 88 10 bis 12 des 
gegenwärtigen Gefetes zu. Auf jolche Staats: und Kommunal⸗ 
beamten ſowie deren Hinterbliebene finden die reichsgeſetzlichen 
Beitimmungen über Unfallverficherung feine Anwendung. 

Artikel 2. 

Dies Geſetz tritt mit dem Tage der Berfündung in 
Kraft. Dasfelbe kommt in Bayern nach näherer Beitimmung 
be3 Bündnißvertrags vom 23. November 1870 (Bundes:Ge- 
ſetzbl. 1871 ©. 9) unter III 85 zur Anwendung. 

Soweit Staats: und Kommunalbeamte der im Artikel 1 
8 1 bezeichneten Art beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes zufolge 
einer dem Gejege vom 15. März 1886 genügenden landes— 
gejeßlichen oder ftatutarifchen Fürſorge von der reichsgeſetz⸗ 
lichen Unfallverficherung ausgeſchlofſen find, behält ed hierbei 
bi3 zum 1. Januar 1903 fein Beivenden. 

Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenhänbdigen Unterfchrift 
und beigedrucdtem Kaiferlichen Infiegel. 

Gegeben an Bord Meiner Yacht „Hohenzollern“, Eur: 
haven, den 18. Juni 1901. 

(L. S.) Wilhelm. 
Graf von Poſadowsky. 
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Anlage 3. 
Geſetz, 
betreffend die Unfallfürſorge für Gefangene. 


Yem 80. Inni 1900. 
(RGBl. ©. 536.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaiſer, 
König von Preußen ꝛc. 
verordnien im Namen des Reiche, nach erfolgter Zuftimmung 

des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


Umfang der Fürſorge. 


81. 

Wenn Gefangene einen Unfall bei einer Thätigkeit er: 
leiden, bei beren Ausübung freie Arbeiter nach ben Beltimm: 
ungen der Reichögefege über Unfallverfiherung verfichert fein 
würden, fo ift für die Folgen folcher Unfälle eine Entfchädig- 
ung zu leiften. 

Den Gefangenen werben die in Öffentlichen Beſſerungs⸗ 
anftalten, Arbeitshäufern und ähnlidden Zmangsanftalten 
untergebracdhten Perfonen gleichgeftellt, ebenjo die zur Forſt—⸗ 
ober Gemeindearbeit ober zu fonftigen Arbeiten auf Grund 
gefeglicher oder polizeilicher Beitimmung zwangsweiſe ange: 
haltenen Perjonen. 


8 2. 

Die Entjhäbigung tritt bei Körperverlegung oder Todt—⸗ 
ung ein. 

Die Entjchädigung wird nicht gewährt, wenn ber Ver: 
legte den Unfall vorjäßlich herbeigeführt hat. Hat ber Ver: 
legte fich den Unfall bei Begehung einer ftrafbaren Handlung 
oder durch ein Verhalten zugezogen, welches als eine grobe 
Verlegung der Hausordnung ericheint, jo Tann die Entichä- 
digung ganz oder theilweije verſagt oder, jofern er im Sn: 
lande wohnende Angehörige hat, welche im Falle feines Todes 
eine Rente erhalten würben, dieſen ganz oder theilweife über: 
wieſen werden. 


83. 
Im Falle der Verletzung wird als Entſchädigung außer 
freier ärztlicher Behandlung, Arznei und ſonſtigen Heil⸗ 
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mitteln jowie den zur Sicherung des Erfolges des Heilver: 
fahren? und zur Erleichterung ber Folgen der Verlegung er: 
forderlichen Hülfsmitteln (Krüden, Stübapparaten und der: 
gleichen) für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit bem Verletzten 
nad der Entlaffung aus der Anftalt eine Rente gewährt. 
Gehört der Verletzte auf Grund gejeglicher oder ftatutarifcher 
Berpflichtung einer Krankenkafſe oder der Gemeinde⸗-Kranken⸗ 
verfiherung an, fo fällt die Entſchädigung für die Zeit bis 
zum Ablauf der dreizehnten Woche nach dem Unfalle fort. 
Die Rente beträgt: 


a) im alle völliger Erwerbaunfähigkeit für deren Dauer 
ala Vollrente den zieihundertfachen Betrag besjenigen 
ort3üblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter ($ 8 
be3 SKrantenverficherungsgefeßes), welcher für ben Ort 
der letzten mindeftens drei Monate währenden Beichäftig: 
ung feitgejeßt ift, die der Gefangene innerhalb des letzten 
Jahres vor Antritt der Haft gehabt hat. Kann ein 
folder Beichäftigungsort im Inlande nicht ermittelt 
werden, jo ift der niedrigfte Sat zu Grunde zu legen, 
welcher in dem Bezirke der für den Sit der Anftalt zu: 
ftändigen höheren Berwaltungsbehörde ala ortsüblicher 
Tagelohn gewöhnlicher erwachjener männlicher, bezieh: 
ungsweiſe weiblicher Tagearbeiter feſtgeſetzt ift; 

b) im Falle theilweiſer Erwerbsunfähigkeit für deren Dauer 
denjenigen Theil der Bollrente, welcher dem Maße ber 
burch den Unfall herbeigeführten Einbuße an Erwerbs: 
fähigkeit entjpricht. 

Der Höchftbetrag der Vollrente ift dreihundert Mare. 

Bei der Berechnung der Rente für Perjonen, welche vor 
dem Unfalle bereit3 theilweife erwerbaunfähig waren, ift der- 
jenige Theil des ortsüblichen Tagelohns zu Grunde zu legen, 
welcher dem Maße der bisherigen Erwerbsfähigkeit entipricht. 
War der Verlebte zur Zeit des Unfall bereit? völlig er- 
mwerbäunfähig, jo find nur freie ärztliche Behandlung, 
Arznei und fonftige Heilmittel jowie die zur Sicherung des 
Erfolges des Heilverfahrens und zur Erleichterung der Folgen 
der Verlegung erforderlichen Hülfsmittel (Krüden, Stütz⸗ 
abparate und dergleichen) zu gewähren. 
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8 4. 

Im Falle der Tödtung ift außerdem von dem Zeitpunkt 
ab, mit welchem der Gefangene, wenn er am Leben geblieben 
wäre, in Folge der Strafverbüßung oder bed Straferlaffes 
entlaffen worden wäre, an beffen Hinterbliebene eine Rente 
zu zahlen, welche beträgt: 

1. für die Wittiwe des Getödteten bi zu deren Tode oder 

Mieberverheirathung, 

2. für jedes hinterbliebene Kind bis zu deſſen zurückgelegtem 
fünfzehnten Lebensjahre 
den jechzigfachen Betrag bed nach $ 3 zu Grunde zu Legenden 
Tagelohns, jedoch nicht mehr ala neunzig Mar. | 

Die Renten der Hinterbliebenen dürfen insgefammt ben 
einhunbertundachtzigfachen Betrag des Tagelohns ($ 3) und 
im Höchitbetrage zweihunbertundfiebenzig Mark jährlich nicht 
überfteigen; ergiebt fi) ein höherer Betrag, jo werden die 
einzelnen Renten im gleichen Verhältniſſe gekürzt. 

Im Falle der Wiederverheirathbung erhält die Wittwe 
ben einhundertundachtzigfachen Betrag des Tagelohns (8 3), 
an nicht mehr als zweihundertundfiebenzig Mark als Ab: 

ndung. 

Die Entjehädigung der Hinterbliebenen fällt fort, wenn 
Thatjachen vorliegen, aus welchen zu fchließen ift, daB ber 
Getödtete auf freiem Fuße zum Unterhalte jeiner Angehörigen 
nicht? beigetragen hätte. Die Entichädigung der Wittwe 
fällt fort, wenn die Ehe erft nach dem Unfalle gefchloffen 
worden if. Die Entjchädigung kann ganz oder theilweiſe 
verjagt werden, wenn die Ehefrau, bevor ihrem Ehemanne 
die Freiheit entzogen worden ift, ohne gejeßlichen Grund feit 
mindefteng einem Jahre von der häuslichen Gemeinſchaft fich 
ferngehalten und ohne Beihülfe bes Ehemannd ihren Unter: 
halt gefunden hat. 

Die Beftimmungen über bie Renten der Kinder finden 
auch Anwendung, wenn der Unfall eine alleinftehende weib: 
liche Perfon betroffen hat und dieje mit Hinterlafjung von 
Kindern verftirbt. 


85. 
An Stelle der im $ 3 vorgejchriebenen Leiftungen Tann 
freie Kur und Verpflegung in einer Heilanftalt gewährt werben. 
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Für die Zeit der Verpflegung bes Verunglückten in der 
Heilanftalt fteht feinen im 8 4 bezeichneten Angehörigen bie 
dajelbft angegebene Rente inſoweit au, als ihnen dieſelbe 
im Falle des Todes des Verletzten zu gewähren fein würde. 

Iſt begründete Annahme vorhanden, dat der Empfänger 
einer Unfallvente bei Durchführung eines Heilverfahren? eine 
Erhöhung feiner Erwerbsverhältniffe erlangen werbe, jo kann 
zu diefem Zwecke jederzeit ein neues Heilverfahren eingeleitet 
werben. Dabei finden die Beftimmungen der Abi. 1, 2 An- 
wendung. 

Hat der BVerlegte fich den gemäß Abf. 1, 3 oder $ 3 
Ab. 1 getroffenen Anordnungen ohne gefeglichen oder ſonſt 
triftigen Grund entzogen, jo kann ihm die Entfchädigung 
auf Zeit ganz oder theilweife verfagt werden, fofern er auf 
diefe Folge bingetviefen worden ift und nachgewiejen wird, 
daß durch fein Verhalten die Erwerbafähigkeit ungünftig be: 
einflußt wird. 


8 6. 

Ausländern ſowie deren Hinterbliebenen wird die Rente 

nicht gewährt. 
Entjhädigungsverpflichtete. 
87. 

Die Entihäbigung erfolgt durch den Bunbesftaat, in 
deſſen Gebiete die Anftalt Liegt, in welcher der Unfall einge: 
treten ift, ober in beffen Gebiete die zwangsweiſe Beichäftig: 
ung ftattgefunden Hat. 

Die Verpflichtung des Bundesſtaats kann durch Landes⸗ 
gejeb auf andere Stellen übertragen werden. Die Bundes⸗ 
ftaaten find auch befugt, Gemeinde oder andere Öffentlichsvecht- 
liche Verbände, bie Gefangenenanftalten unterhalten, zu Bei: 
trägen heranzuziehen. 

Mehrere Bundesftaaten können fich für ihre Gebiete oder 
Theile derjelben behufs gemeinjamer Tragung ber Laften mit 
einander verbinden. Die Vereinbarung muß fi auf bie 
Verwaltung, die Beauffihtigung und das Verfahren ſowie 
auf die Vertheilung ber Laften und Koften erftreden. 

Unternehmer, welche auf Grund eined Vertrags mit der 

. Anftaltsleitung Gefangene ($ 1) beichäftigen, können zu Bei: 
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trägen an diejenige Kafſe, welche bie Entichäbigung zu ge- 
währen hat, oder wenn fih der Unfall aus Anlaß einer für 
ihre Rechnung in ober außerhalb der Anftalt ftattfindenden 
Beihäftigung zugetragen hat, zum m der der Kaffe ge: 
mäß 88 2 bis 5 erivacdhjenden Ausgaben herangezogen werden. 
Die Höhe der Beiträge ſowie der Umfang und die Voraus⸗ 
fegungen der Erjagpflicht find durch den mit dem Unter: 
nehmer abzufchließenden Vertrag zu regeln. Die betreffenden 
Beftimmungen find der Ausführungsbehörde auf Verlangen 
mitzutheilen. 


88. 

Behufs Ausführung dieſes Geſetzes hat ber Entichädig- 
ungsverpflichtete (8 7) Ausführungsbehörden einzufegen. Die 
Ausführungsbehörden find, joweit nicht durch Landesgeſetz 
oder durch Vereinbarung ($ 7) andere Beitimmungen ge: 
teoffen werden, von der Landes: Zentralbehörde zu be: 
zeichnen. 

Die auf Grund der 88 7, 8 getroffenen Einrichtungen 
find dem Bundesrathe mitzutheilen und durch ben Reiche: 
anzeiger zu veröffentlichen. 


Unterfuhung. 
9 


Seder Unfall, durch welchen eine unter dieſes Gefek 
fallende Perſon getödtet ift oder eine Körperverlegung erlitten 
hat, die vorauzfichtlic; den Tod oder eine Über den Seite 
punkt der Entlaffung hinauswirkende Erwerbsunfähigkeit zur 
Folge haben wird, ift durch den Borftand der Anitalt, in 
welcher der Verunglüdte zur Zeit des Unfall untergebradt 
ift, alsbald einer Unterfuchung zu unterziehen, durch welche 
feftzuftellen find: 

1. die Deranlaffung und Art des Unfalls; 
. die getödteten oder verlegten Perjonen; 
. die Art der vorgefommenen Berlegungen ; 
. bie nach $ 4 entjchädigungäberechtigten Hinterbliebenen; 
. bie Höhe der Renten, welche ber Berlette etwa auf Grund 
der Unfallverficherungsgejeße oder des Invalidenverficher: 
ungsgeſetzes bezieht. 
Nach Abſchluß der Unterfuchung find die Verhandlungen 
er Ausführungsbehörde einzufenden. 


rom 


” 
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Berfahren. 
10 


Die Entihädigung ift von Amtswegen, im alle ber 
Zödtung fofort, im Falle ber Verlegung unmittelbar vor der 
Entlafjung de3 Verletzten aus der Anftalt feftzuftellen. Eine 
Rente ift im alle ber Aertehung nur dann zu gewähren, 
wenn bei der Entlafjung die Beichränfung der Erwerbafähig- 
keit forbefteht. 

Entjchädigungen auf Grund dieſes Gejehes find, ſoweit 
deren Tyeitftellung nicht von Amtswegen erfolgt, bei Vermeid—⸗ 
ung des Ausſchluſſes, wenn es fich um die Folgen einer 
förperverlegung handelt, vor der Entlafjung, und wenn der 
Unfall den Tod herbeigeführt hat, vor Ablauf von zwei Jahren 
nad) dem Eintritte des Unfalls bei dem Borftande der Anftalt, 
in welcher der Berunglüdte zur Zeit bes Unfalls untergebracht 
war, zu beantragen. 

Nah Ablauf der Frift ift der Anmeldung nur dann 
Folge zu geben, wenn zugleich glaubhaft bejcheinigt wird, 
da eine die Entjchädigung begründende Folge bed Unfalls 
exft Tpäter bemerkbar geworden oder daß der. Berechtigte von 
der Stellung. des Antrags durch außerhalb jeines Willens 
Liegende Berhältnifie abgehalten worden iſt, und wenn die 
Anmeldung innerhalb dreier Monate, nachdem eine Unfall: 
folge bemerkbar geworden oder das Hinderniß für die An 
meldung weggefallen, erfolgt it 

| 1 


Die Feſtſetzung der Entichädigungen erfolgt durch bie 
Ausführungsbehörde. 

Ueber die Feſtſetzung der Rente ift dem Verletzten oder 

deſſen Hinterbliebenen und ſoweit in den Fällen des $ 7 
Ab. 3 zu den Laften des einzelnen Unfall? der Unternehmer 
beizutragen hai, auch diefem ein fchriftlicher Befcheid, aus 
—2 die Art der Berechnung erſichtlich ſein muß, zuzu: 
tellen. 
Die Zuſtellung kann durch die Poft mittelft einge: 
fchriebenen Briefe erfolgen. Mofteinlieferungsfcheine be: 
gründen nach Ablauf von zivei Jahren feit ihrer Ausftellung 
die Dermuthung für die in der ordnunggmäßigen Friſt nach 
der Einlieferung erfolgte Zuftellung. 
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Annerhalb eines Monat? nach der Zuftellung bed Be: 
ſcheids fteht dem Derlepten ober feinen Hinterbliebenen jowie 
dem Unternehmer die Beichwerde zu. Die Beſchwerde hat, 
ausgenommen im Falle des 8 5 Abf. 3, 4 keine auffchiebende 
Wirkung. 

Die Landes Zentralbehörbe bezeichnet die für die Ent: 
ſcheidung Über Beſchwerden zuftändige Stelle. Diefe muß in 
dem Berdeib angegeben werden. Die Enticheidung kann mit 
Genehmigung bes Reichskanzlers dem Reichd-Berficderungsamt 
übertragen werben. 

Die zur Entſcheidung berufene Stelle entjcheidet end⸗ 


gültig. 
12. 


5 
Zu dem Zeitpuntte, mit welchem ber Bezug der Rente 
beginnt (88 3, 4), ift dem Berechtigten von der Ausführungd: 
behörde die mit der Zahlung beauftragte Poftanftalt (8 18) 
zu bezeichnen und der unteren Verwaltungsbehörde des Wohn: 
orts über die dem Berechtigten zuftehenden Bezüge Nachricht 
zu geben. Das Gleiche gilt beim Eintritte von Beränber: 


ungen. 
Veränderung ber Derhältniffe. 
3 


Tritt in den Verhältniffen, ‘welche für die Feſtſtellung 
der Entſchädigung maßgebend geweſen find, eine wefentliche 
Veränderung ein, fo kann eine anderweitige Feſtſtellung auf 
Antrag oder von Amtöwegen erfolgen. 

Bor einer Herabjeßung ober Aufhebung ber Rente ift 
dem Rentenempfänger unter Mittheilung der Unterlagen, auf 
Grund deren die Herabfegung oder Aufhebung erfolgen fol, 
Gelegenheit zur Aeußerung zu geben. 

Eine Erhöhung der Rente tritt nur für die Zeit nad 
Einreichung de3 Antrags ein. Eine Minderung, Einftellung 
(8 15) oder Aufhebung der Rente tritt mit Ablauf des Mo: 
nat? in Wirkſamkeit, in welchem der die Veränderung aus— 
fprechende Beſcheid zugeftellt worden tft. 

Iſt der Verlegte, für welchen eine Entſchädigung auf 
Grund des 8 3 feftgeftellt war, in Folge der Verletzung ge: 
ftorben, fo muß ber Antrag auf Gewährung einer Entichä- 
digung für die Hinterbliebenen, falls deren Feſtſtellung nicht 
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von Amtswegen erfolgt ift, bei Vermeidung des Ausfchlufjes 
vor Ablauf von zwei Jahren nad) dem Tode des Berlegten 
bei dem zuftändigen Anftaltsvorftand angemeldet werden. 
Nach Ablauf diefer Yrift ift der Anmeldung nur dann Folge 
zu geben, wenn zugleich glaubhaft bejcheinigt wird, dab der 
Entichädigungsberechtigte von der Stellung des Antrags durd) 
außerhalb ſeines Willens Tiegende VBerhältniffe abgehalten 
worden ift, und die Anmeldung innerhalb dreier ‘Monate, 
nachdem das Hinderniß weggefallen, erfolgt ift. 
14 


Die nad dieſem Gelege feftgeftellten Renten find in 
monatlichen und, wenn fi) der Jahresbeitrag auf jechzig 
Mark oder weniger beläuft, in vierteljährlichen Beträgen im 
voraus zu zahlen, letzteres injoweit, ald nicht im voraus an- 
zunehmen ift, daß die Rente vor Ablauf de3 Pierteljahrs 
fortfällt. Die Renten werden auf volle fünf Pfennig für 
den Monat beziehungsweiſe da3 Vierteljahr nach oben abge: 


rundet. 
Ruhen der Rente. 
15 


Der Bezug der Rente ruht: 

1. jolange der Berechtigte eine die Dauer von einem Mo- 
nat überfteigendbe Freiheitsſtrafe verbüßt, oder jolange er 
in einem Arbeit3haus oder einer Beſſerungsanſtalt unter: 
gebracht ift. Hat der Berechtigte im Inlande wohnende 
Angehörige, welche im Falle feines Todes Anfpruch auf 
Rente haben würden, fo ift diejen die Rente bis zur 
Höhe jenes Anfpruch® zu überweijen; 

2. jolange der berechtigte Ausländer nicht im Inlande feinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. BDiefe Beltimmung Tann 
durch Beichluß des Bundesrat für beftimmte Grenz: 
gebiete oder für ſolche auswärtige Staaten, durch deren 
Geſetzgebung beutjchen, durch einen Betriebdunfall ver: 
legen Arbeitern eine entjprechende Fürſorge gewährleiftet 
ift, außer Kraft gejeßt werden; 

3. folange der berechtigte Inländer im Auslande fich auf: 
hält und es unterläßt, der Ausführungsbehörde jeinen 
Aufenthalt mitzutheilen. 

Die Ausführungsbehörde hat über die Mittheilung 
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bes Aufenthaltsort? nähere Vorfchriften zu erlafien und 
darin anzuorbnen, dab ber Rentenberechtigte fi) von 
Zeit zu Zeit bei einem deutfchen Konſul perjönlich vor: 
zuftellen hat. 

Weiſt der Entſchädigungsberechtigte nach, daß er ber 
Vorſtellungspflicht ohne fein Verjchulden nicht Hat ge 
nügen können, jo lebt inſoweit das Recht auf den Bezug 
der Rente wieder auf; 

4. folange ber Berechtigte ala Landftreiher umberzieht. 


Rapitalabfinbung. 
6 


Iſt bei theilweiſer Eriwerbsunfähigfeit eine Rente von 
zwanzig ober weniger Prozenten ber Vollrente feftgeftellt, jo 
fann die Ausführungsbehörde den Entjchädigungäberechtigten 
auf feinen Antrag durch eine entfprechende Kapitalzahlung 
abfinden. Gegen ben Bejcheid, durch welchen die Kapital: 
abfindung feſtgeſetzt wird, ift die Beſchwerde ($ 11) zuläffig. 

Dad Rechtsmittel hat in diefem Falle aufjchiebende Wirk: 
ung. Bid zur endgültigen Entjcheidung kann der Antrag 
zurüdgezogen werden. 


Nebertragung der Renten 
17 


8 17. 

Die Mebertragung ber Renten auf Dritte ſowie deren 
Berpfändbung oder Pfändung hat nur infoweit rechtliche Wirk: 
ung, als fie erfolgt: 

1. zur Dedung eines Vorſchuſſes, welcher dem Berechtigten 
auf jeine Bezüge vor Antveifung der Rente von dem 
Betriebaunternehmer oder von dem Borfiande der An 
ftalt, in welcher der Verunglückte zur Zeit des Unfalls 
untergebracht ift, oder von einem Organe der Ausführ: 
ungabehörde gegeben worden ift; 

2. zur Dedung der im 8 850 Abſ. 4 der Civilprozeßord⸗ 
nung bezeichneten Forderungen; 

3. sur Dehung don Forderungen ber erfaßberechtigten Armen- 
verbände. 


Auszahlung Zurch die Poſt. 
| 18. 
Die Auszahlung ber auf Grund dieſes Geſetzes zu 
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leiftenden Entſchädigungen wird auf Antveifung ber Aus: 
führungsbehörde vorjchußtweife durch die Poftverwaltung, und 
zwar in der Regel durch diejenige Poitanftalt bewirkt, in 
deren Bezirk der Empfangsberechtigte zur Zeit be Unfalls 
beziehung3ieife der Entlaffung aus dem Gewahrjam feinen 
Wohnfit hatte, oder in deren Bezirk er bei ber Entlafjung 
übertviejen wird. 

Derlegt der Empfangsberechtigte feinen Wohnfitz, jo hat 
er die Heberweifung der Auszahlung der Entichädigung an 
die Poftanftalt feines neuen Wohnort bei der Behörde, von 
welcher die Zahlungsanweiſung erlaffen worden ift ober bei 
der Poftanftalt des bisherigen Wohnfites zu beantragen. 


Liquidation der Poft und Abführung der Beträge 
an die Poſtkaſſe. 
8 19. 


Binnen acht Wochen nach Ablauf jedes Rechnungsjahrs 
haben die Zentral-PBoftbehörden den einzelnen Ausführungs- 
behörden Nachweifungen der auf Anweifung derjelben ge- 
leifteten Zahlungen zuzuftellen und gleichzeitig die Poſtkafſen 
zu bezeichnen, an tvelche die zu erftattenden Beträge einzu: 
zahlen find. 

Die Ausführungsbehörden haben die von den Zentral: 
PVoftbehörden Liquidirten Beträge innerhalb dreier Monate 
nad Empfang der Liquidationen an' die ihnen bezeichneten 
Poftlaffen abzuführen. 


Die Verpflichtung von Kranken⸗, Sterbe-, Invaliden⸗ 
und anderen Unterſtützungskaſſen, ihren von Unfällen betroffenen 
Mitgliedern jowie deren Angehörigen und Hinterbliebenen 
Unterftügungen zu gewähren, ſowie die Verpflichtung von 
Gemeinden und Armenverbänden zur Unterftügung hülfg: 
bedürftiger Perſonen wird durch dieſes Gejeg nicht berührt. 

Wenn auf Grund folcher Verpflichtung Unterftüßungen 
für einen Zeitraum geleiftet werden, für welchen den Unter: 
ftüßten nad; Maßgabe dieſes Geſetzes eine Entjichädigung ge: 
währt ift oder noch zu gewähren tft, jo ift hierfür den ver: 
pflichteten Kaſſen, Gemeinden oder Armenverbänden durch 
Meberweifung von Rentenbeträgen Erjat zu leiften. 

34* 
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In Füllen diefer Art gilt für die unter das Kranken⸗ 
verficherungsgefeg jallenden Kaflen ala Erjak der im $ 6 
Abi. ı Ziffer 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes bezeichneten 
Leiftungen die Hälfte des geſetzlichen Mindeſtbetrags bes 
Krankengeldes diejer Kafien, jofern nicht höhere Aufwend⸗ 
ungen nachgewiejen werden. 

I die von Hafen, Gemeinden oder Armenverbänden 
geleiftete Unterflügung eine vorübergehende, jo können ala 
Erſatz höchſtens drei Monat3beträge der Rente, und zivar mit 
nicht mehr al3 der Hälfte in Anſpruch genommen werben. 
Iſt die Unterftüßung eine fortlaufende, jo kann ala Erfat, 
wenn die Unterftüßung in der Gewährung des Unterhalts in 
einer Anftalt befteht, für defien Dauer und in dem zur Er- 
ſatzleiftung erforderlichen Betrage die fortlaufende Ueberweiſ⸗ 
ung der vollen Rente, im Uebrigen die fortlaufende Weber: 
weilung von höchitens der halben Rente beanjprucht werben. 


g 2l. 


Der Antrag auf Deberweifung von Rentenbeträgen ($ 20 
Abi. 2 bis 4) iſt bei der Ausführungsbehörde anzumelden; 
foweit e3 fi um den Erſatz für eine vorübergehende Unter: 
ftüßung handelt, ift der Anſpruch bei Vermeidung des Aus: 
ichluffes jpäteften® binnen drei Monaten jeit Beendigung der 
Unterftügung geltend zu machen. 

Streitigkeiten, welche aus den Beſtimmungen des 8 20 
Abi. 2 bis 4 zwiſchen den Betheiligten über den Anſpruch 
auf Ueberweiſung von Rentenbeträgen entftehen, werden im 
Berwwaltungeftreitverfahren und, wo ein ſolches nicht befteht, 
durch die dem Erſatzberechtigten vorgejekte Aufficht3behörde 
entſchieden. Die Enticheidung der Lebteren kann innerhalb 
eine? Monat? nach der Zuftellung ım Wege des Rekurſes 
nah Maßgabe der SS 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten 
werben. 

g 22. 


Die Beſtimmungen der 88 20, 21 gelten auch für Be: 
triebaunternehmer und Kaffen, welche die den Gemeinden 
oder Armenverbänden obliegenbe Verpflichtung zur Unterftüß- 
Ri Hülfsbedürftiger auf Grund gejeglicher Vorſchrift er: 

en. 
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Haftpflicht. 
23 


Die na) Maßgabe diejes Geſetzes entichädigungsberech: 
tigten Perfonen und deren Hinterbliebene können, auch wenn 
fie eine Entihädigung nicht erhalten, einen Anſpruch auf 
Erjab des in Folge eines Unfalls erlittenen Schaden? gegen 
bie Anftalt nicht geltend machen, gegen die Beamten der An- 
ftalt, den Unternehmer ($ 7 Abi. 4), defien Vertreter und Be- 
auftragte nur dann, wenn gegen diefe Perſonen durch ftraf: 
gerichtliche Urtheil feitgeftellt worden ift, daß fie den Unfall 
vorſätzlich herbeigeführt haben. | 

In biefem Falle befchräntt fi) der Anspruch auf ben 
Betrag, um welchen die den Berechtigten nach anderen gejeb: 
lien Borfchriften gebührende Entjchädigung diejenige über: 
fteigt, welche ihnen nach diefem Geſetze zu gewähren ift. 

Tür das über einen folchen Anſpruch erkennende ordent- 
liche Gericht ift die Enticheidung bindend, welche in dem 
durch dieſes Geſetz geordneten Verfahren über die Trage er: 
geht, ob ein Unfall vorliegt, für welchen nach diefem Geſetz 
Entihädigung zu leiften ift, und in welchem Umfange fie zu 
gewähren ift. ö 

4. 


Diejenigen Unternehmer jowie beren Vertreter und Be- 
auftragte, gegen welche durch ftrafgerichtliches Urtheil feit- 
gejtellt worden ift, daß fie den Unfall vorjäglich oder durch 
Tahrläffigkeit mit Außerachtlaffung derjenigen Aufmerkjam: 
feit, zu der fie vermöge ihres Amtes, Berufs oder Gewerbes 
beſonders verpflichtet find, herbeigeführt haben, haften für 
alle Aufwendungen, welche in Folge des Unfall? auf Grund 
dieſes Gejeßes oder des Kranfenverficherungsgejebes von Ge: 
meinden, Armenverbänden oder von Kranken: und fonftigen 
Unterſtützungskaſſen ($ 20 Abi. 1) gemacht worden find. Die: 
felben Perſonen haften den auf Grund diejes Geſetzes Ent: 
Tchädigungsverpflichteten für deren Aufiwendungen auch ohne 
Feſtſtellung durch ftrafgerichtlicheg Urtheil. Iſt der Unfall 
durh Tahrläjfigkeit mit Außeracdhtlaffung derjenigen Auf: 
merkſamkeit, zu der fie vermöge ihres Amtes, Berufs oder Ge- 
werbe3 verpflichtet find, herbeigeführt, fo ift die Ausführungs— 
behörde befugt, von der Verfolgung des Anſpruchs abzujehen. 
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In gleicher Weiſe haftet als Unternehmer eine Altien- 
geſellſchaft, eine Innung oder eingetragene Genoſſenſchaft für 
die durch ein Mitglied ihres Vorſtandes ſowie eine Handels— 
geſellſchaft, eine Innung oder eingetragene Genoſſenſchaft für 
die durch einen der Liquidatoren herbeigeführten Unfälle. 

Als Erſatz für die Rente kann in biefen Yällen deren 
Kapitalwert gefordert werden. 

Der Anſpruch (Abſ. 1 Sab 1) verjährt in achtzehn 
Dionaten von dem Tage, an welchem ba8 ftrafgerichtliche 
Urtheil zechtäträftig geworden ift, im Uebrigen in zwei Jahren 
nad) dem Unfalle. 

Die Beitimmung des 8 23 Abf. 3 findet Anwendung. 


8 25. 

Die in den SS 23, 24 bezeichneten Anſprüche können, 
auch ohne daß die dajelbft vorgejehene Feſtſtellung durch 
ftrafgerichttichen ei ftattgefunden bat, geltend gemacht 
werden, falls dieſe Feſtſtellung wegen des Todes oder der 
Abwefenheit des Betreffenden oder aus einem anderen in der 
Perſon desſelben liegenden Grunde nicht erfolgen kann. 


8 26. 

Die Haftung dritter, in den 88 23, 24 nicht bezeichneter 
Perjonen beftimmt ſich nach den Tonftigen gejeßlichen Bor: 
fchriften.. Inſoweit den nad Maßgabe dieſes Geſetzes ent: 
ſchädigungsberechtigten Perſonen ein geſetzlicher Anſpruch auf 
Erſatz des ihnen durch den Unfall entſtandenen Schadens 
gegen Dritte erwachſen iſt, geht dieſer Anſpruch auf den nad 
dieſem Geſetz Entjchädigungsverpflichteten im Umfange jeiner 
durch dieſes Geſetz begründeten Entichädigungepflicht über. 


$ 27. 

Der Zeitpuntt, mit welchem die Beitimmungen diejes 
Geſetzes in Kraft treten, wird mit Zuftimmung des Bundes: 
raths durch Katjerliche Verordnung beftimmt. 

Urkundlich unter Unferer Höchlteigenhändigen Unterjchrift 
und beigedrudtem Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Travemünde, den 30. Juni 1900. 

(L. S.) Wilhelm. 
Grof von Pofadowsty. 
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. Anlage 4. 
Reichsgeſetz, 
betreffend die Unfall: nnd e— —— der in land⸗ 
und forſtwirthſchaftlichen Betrieben beſchäftigten Perſonen 
Yu 5. Mai 1886. 
(RGBl. ©. 131 ff.) 
Abſchnitt B (Krantenverjiherung). 


$ 133. 

Merden durch die Landesgeſetzgebung in ber Land» ober 
Yorftiwirthichaft gegen Gehalt oder Lohn beichäftigte Per- 
fonen der Krankenverſicherungspflicht nach Maßgabe des 
Krantenverficherungsgejeßed? vom 15. Juni 1883 (Reiche: 
Geſetzbl. S. 73) unterworfen, jo findet letzteres Gejeg mit den 
aus den 88 134 bis 142 dieſes Geſetzes fih ergebenden Aender⸗ 
ungen Anwendung. BDasjelbe gilt, wenn durch jtatutarifche 
Beftimmungen auf Grund de3 8 2 des Krankenverſicherungs⸗ 
gejeges die Anwendung der Vorſchriften des $ 1 des Leßteren 
auf ſolche Perjonen re 

134. 

Der Beichäftigungsort land: und forftwirthichaftlicher 
Ürbeiter und der Sit des Betriebes bejtimmt fich nach den 
Dorichriften der 88 10 und 44 dieſes Gejetes.*) 

Gemeinden oder Weitere Kommunalverbände können 
bei dem Erlaß ftatutarifcher Beftimmungen über die Kranken— 
verliherung land: und forftwirthichaftlicher Arbeiter be- 
Tchließen, daB dieſe Beitimmungen auch auf außerhalb des 
Kommunalbezirks liegende Theile folcher Betriebe fich erftreden 
follen, deren Si innerhalb des Bezirks der Gemeinde oder 
de3 weiteren Kommunalverbandes belegen ift. 

g 135. | 

Die Beftimmung bes 820 Abjag 1 Ziffer 2 des Kranken: 
verficherungsgejeßes findet nur auf verheirathete Wöchnerinnen 
oder jolche Wittiven Anwendung, deren Entbindung nad) dem 
Tode bed Ehemannes innerhalb des nach den Landesgeſetzen 
für die Vermuthung der ehelichen Geburt maßgebenden Zeit: 
raumes erfolgt. 


* Jetzt $$ 28 und 65 bes Im. G. v. 30. Juni 1900. 
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& 136. 

Perjonen, welche erweislich mindeſtens für breizehn 
Wochen nach der Erfranfung dem Arbeitgeber gegenüber 
einen Rechtsanfpruch auf eine den Beſtimmungen des 8 6 des 
Strankenverficherungsgejeges entiprechende ober gleichiwerthige 
Unterftügung haben, find auf deu Antrag des Arbeitgebers 
von der Berficherungspflicht zur befreien, jofern die Yerftungs- 
fähigkeit desjelben genügend gefichert tft. 

Ueber den Antrag entjcheidet die Verwaltung ber Ge 
meindefrantendverficherung oder der Vorſtand der Krankenkaſſe, 
welcher die zu befreiende Perſon angehören würde. Wird 
die Leiftungsfähigfeit des Arbeitgeber? beanftandet, jo iſt ber 
Antrag an die Auffichtsbehörde zur Enticheidung abzugeben. 

Die Entjcheidung über den Befreiungsantrag ift ben 
Betheiligten zu eröffnen und vorläufig vollitrebar. Gegen 
dieſelbe fteht jedem Betheiligten binnen zwei Wochen die Be 
ſchwerde an die vorgeſetzte Auffichtäbehörde zur. 

Die Befreiung gilt für die Dauer des Arbeitäver- 
vertraged. Sie hört vor Beendigung desjelben auf: 

1. wenn dies von der im Abſatz 2 bezeichneten Auffichts⸗ 
behörde wegen nicht genügender Leiſtungsfähigkeit des 
Arbeitgebers — ſei e3 von Amtswegen, jei e3 auf Bor: 
Ichlag der Verwaltung der Gemeindefrantenverficherung 
ober des Borftandes der Krankenkafſfe — angeordnet 
wird, 

2. wenn der Arbeitgeber die befreite Perfon zur Kranken: 
verficherung anmeldet. Die Anmeldung ıft im {Falle 
einer zur Zeit derjelben bereit eingetretenen Erfranfung 
ohne rechtliche Wirkung. 

Inſoweit einer nah Abjah 1 befreiten Perſon im 
Falle der Erkrankung von dem Arbeitgeber eine den Beftimm- 
ungen bes 8 6 des Srankenverficherungsgefeged entſprechende 
oder gleichwerthige Unterftügung nicht gewährt wird, ift bie- 
felbe auf Antrag von der betreffenden Gemeindekranken⸗ 
verficherung oder Krankenkaſſe zu gewähren. Die hiernach ge⸗ 
machten Aufwendungen find von dem Arbeitgeber zu erjeßen. 

Streitigkeiten über Unterftüßungsaniprüdde, welche 
gegen bie Gemeindefrantenverficherung oder Krankenkafſe auf 
Grund des vorftehenden Abſatzes entftehen, werden nad) Map: 
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gabe deö 8 12 Abi. 1,*) Streitigkeiten über Erſatzanſprüche 
zwiſchen der Gemeindetranfenverficherung oder Krankenkafſe 
einerjeit3 und dem Arbeitgeber andererjeit3 nach Maßgabe des 
$ 12 Abſatz 2*) dieſes Geſetzes sntjejieben. 

s 137 


Tür verficherungspflichtige Perjonen, welche erweislich 
auf Grund eines mindeften® für die Dauer eine? Jahres ab: 
geichloffenen Arbeitsvertrages 

1. jährliche Naturalleiftungen mindeſtens im dreihundert: 
fachen Werthe des von der Gemeindefranfenverficherung, 
beziehungsweiſe Krankenkaſſe für einen Krankentag zu 
zahlenden Krankengeldes beziehen, ober für ben Kranken⸗ 
tag einen Arbeitslohn an Geld oder Naturalleiftungen 
erhalten, welcher dem von ber Gemeindekrankenverficherung 
beziehungsweiſe Krankenkaſſe zu zahlenden täglichen 

Krankengeld mindeftens gleichtommt, und 

2. auf Fortgewährung diejer Leiftungen, innerhalb der 

Geltungsdauer des Arbeitävertrages, für mindeften® drei⸗ 

zehn Wochen nach der Erkrankung einen Rechtsan]pruch 


- haben, 

tritt auf Antrag des Arbeitgeber3 während der Geltung? 
dauer des Arbeitövertrages eine Ermäßigung der Verficherungs⸗ 
beiträge ein, wogegen da3 Krankengeld in Wegfall Tommt. 

Die Ermäßigung der Beiträge erfolgt in demfelben 
Derhältniffe, in welchem die Höhe des Krankengeldes zu dem 
Merthe der jonftigen Kafjenleiftungen fteht. Dies Verhältniß 
ift durch ftatutarische Beſtimmung feftzuftellen, welche für die 
Gemeindetrantenverficherung von der Gemeinde, für die ges 
meinjame Gemeindefranfenverficherung ($ 12 des Kranten: 
verficherungägefeßes) durch den tveiteren Kommunalverband, 
für Orts: und Betriebskrankenkaſſen durch das Kafjenftatut 
zu treffen ift. Die ftatutarifchen Beftimmungen der Gemeinden 
und Weiteren Sommunalverbände bedürfen der Genehmigung 
ber höheren Verwaltungsbehörbe; auf die Feſtſetzung durch 
das Kaſſenſtatut findet 8 24 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
Anwendung. Wo weitere Kommunalverbände nicht beſtehen, 
erfolgt die Feſtſetzung für die gemeinſame Gemeindekranken⸗ 
verficherung durch die höhere Verwaltungsbehörde. Solange 


*) Jetzt 8 29 des Im. G. dv. 80. Juni 1900. 
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eine endgültige Feſtſezung dieſes Beitragsverhältniffes nicht 
erfolgt ift, wird für die nach Abſatz 1 verficherten Perjonen 
der dritte Theil ber für andere Kaffenmitglieder geltenden 
Beiträge entrichtet. 

Soweit die in Abſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten Leiftungen 
im falle der Erkrankung von dem Arbeitgeber nicht in Ge: 
ae bes Wrbeitsvertraged, auf Grund deſſen die Er- 
mäßigung ber Beiträge erfolgt ift, gewährt werden, ift dem 
Erkrankten auf Antrag dad Krankengeld von der Gemeinde. 
krankenverſicherung ober Krankenkaſſe zu zahlen und derſelben 
von dem Arbeitgeber zu erſetzen. Streitigfeiten über ſolche 
Erfapanfprüche werben nach Maßgabe des 8 12 Abjak 2 diefes 
Geſetzes“) entſchieden. 


8138. 

Durch ſtatutariſche Beſtimmung (8 137 Abf. 2) kann eine 
entfprechenbe Kürzung des Krankengeldes und der Beiträge 
auch für ſolche — angeordnet werden, welche in 
Krankheitsfällen auf Grund ihres Arbeitsvertrages weniger 
als bie im 8137 Abſatz 1 feſtgeſetzten Geld: oder Natural: 
leiftungen beziehen. Die Kürzung muß dem Berhältniß ent: 
fprechen, in welchem der Werth diefer Leiftungen zu der Höhe 
bes Krankengeldes fteht. Im Uebrigen finden die Beftimm: 
ungen des 8 137 auch auf Galle diejer Art Anwendung. 

1 


Soweit es ſich nicht um die unter $ 2 Abſatz 1 Ziffer 1 
des Krankenverſicherungsgeſetzes fallenden Arbeiter handelt, 
finden die Beitimmungen de8 8 54 des gedachten Geſetzes 
feine Anwendung, 

Die Zahlung der Beiträge erfolgt auch für die nad) 
88 137 und 138 verficherten Perfonen nach den Beltimmungen 
der 88 51 bis 53 des Strantenbericherungägejepeß. 

40 


8 140. 
Der Werth der Naturalbezüge wird nad Durchſchnitts⸗ 
preifen von der unteren Derwaltungsbehörde feftgeftellt. 
141 


Die auf Grund ber 88 2, 49 bis 52 Abſatz 1, 58, 54 
des Krankenverſicherungs ejehes erlaffenen ftatutarifchen Be⸗ 
ftimmungen find, foweit Hr en borftehenden Vorfchriften zu- 


*) Yet 829 des Im. ©. v. 30. Juni 1900. 
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wiberlaufen, bis zum 1. Januar 1887 mit benjelben in 
Mebereinftimmung zu bringen. Soweit dies nicht gefchieht, 
kann die Landes» Zentralbehörde nad) Ablauf diejer Frift 
Tolche ftatutarifchen Beftimmungen ganz ober theilweife außer 
Kraft ſetzen. 
Der 53 Abſatz 2 des Krankenverficherungsgeſetzes findet 
auf die unter 8 1 de3 gegenwärtigen Geſetzes fallenden Per: 
jonen feine Anwendung. 8.149 

142. 


Dur ftatutarifche Beftimmung einer Gemeinde für 
ihren Bezirk ober eined weiteren Kommunalverbandes für 
feinen Bezirk oder Theile desſelben können Perſonen, welche 
innerhalb des betreffenden Bezirks wohnen und, ohne zu 
einem beitimmten Arbeitgeber in einem dauernden Arbeits: 
verhältniffe zu ftehen, vorwiegend in land: oder forftwirth: 
Thaftlichen Betrieben dieſes Bezirks gegen Lohn beichäftigt 
find, auch für diejenige Zeit, in welcher eine Bejchäftigung 
gegen Lohn nicht ftattfindet, der Krankenverſicherungspflicht 
unterworfen und, folange fie nicht zu einer bie Berficherungs: 
pflicht begründenden Beihäftigung in einem anderen Erwerbs: 
zweige übergehen oder Mitglieder einer Betriebskrankenkaſſe 
werden, in diefem Bezirke zur Verficherung herangezogen 
werden. 

Die nah ſolcher ftatutarifchen Beftimmung verficher- 
ungspflichtigen Perjonen find der Gemeindefrantenverficherung 
oder Oriskrankenkaſſe, welcher die fonftigen verficherungs: 
pflichtigen land» und forftwirthfchaftlichen Arbeiter angehören, 
durch Die Semeindebehörbe zu überweifen. Ihre Verficherung 
beginnt mit dem Tage ihrer Weberweijung. 

Die Meberweifung ift zurüdzunehmen, wenn Die 
Vorausſetzungen ihrer Zuläffigkeit aufhören. 

Die UMeberweifung, jowie der die Zurüdnahme ber: 
jelben ablehnende Beicheid kann nad) Maßgabe des 8 12 
Abſatz 2 dieſes Geſetzes angefochten werden. 

Ob und inwieweit die Vorjchriften der SS 49 bis 53 
des Krankenverſicherungsgeſetzes auf die Arbeitgeber dieſer 
Berjonen Anwendung finden, iſt durch ftatutarifche Beftimmung 
zu regeln. 7 
Solange ſolche Perſonen nach Maßgabe des Abſatzes 1 
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in dem Bezirke ihres Wohnortes gegen Krankheit verfichert 
find, füllt ıhre Verpflichtung zum Beitritt zu eimer anderen 
Kaffeneinrichtung für land» oder forfiwirtbichaftlidhe Ar: 
beiter fort. 

Sie nah Abjak 1 und 5 zuläffigen ſtatutariſchen 
Borichriften bedürfen der Genehmigung der höheren Ber: 
waltung3behörde. 


e 5. 
Keichsgeſetz. 
*3 die Berbindlichleit zum Schadenerſatz für die bei 
dem Betriede von Giienbahuen, Bergwerken ıc. herbei: 
geführten Tödtungen und Körperberiekungen. 
(RSEBL 1871 ©. 207, 1896 ©. 616 f.) 
Sn der Faffung gem. Art. 42 des Einf. Geſ. zum BEP. 


81. 

Wenn bei dem Betriebe einer Eiſenbahn ein Menſch ge: 
tödtet oder körperlich verlegt wird, fo haftet ber Betrieb3: 
unternehmer für den dadurch entftandenen Schaden, Tofern 
er nicht beweift, daß der Unfall durch höhere Gewalt oder 
durch eigenes Verjchulden des Getödteten oder Berlekten ver: 
urjadt ift. 


82. 

Wer eim Bergwerk, einen Steinbruch, eine Gräberei 
(Grube) oder eine Fabrik betreibt, haftet, wenn ein Bevoll: 
müchtigter oder ein Keprüfentant oder eine zur Leitung oder 
Beauffichtigung des Betriebes oder der Arbeiter angenommene 
Perſon durch ein Berihulden in Ausführung der Dienft: 
verrichtungen den Tod oder die Körperverlekung eines Wen: 
then herbeigeführt hat, für den dadurch entflandenen 
Schaden. 


83. 

Im alle der Tödtung iſt der Schadenserſatz (SS 1 und 2) 
durch Erſatz der Koſten einer verjuchten Heilung ſowie bes 
Vermögensnachtheils zu leiften, den der Getödtete dadurch er: 
litten hat, daß während ber Krankheit jeine Erwerbsfähigkeit 
aufgehoben oder gemindert oder eine Vermehrung feiner Bes 
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dürfnifje eingetreten war. Der Erjabpflichtige hat außerdem 
die often der Beerdigung bemjenigen zu erjegen, dem die 
Derpflichtung obliegt, diefe Koften zu tragen. 

Stand der Getödtete zur Zeit der Verlegung zu einem 
Dritten in einem Berhältniffe, vermöge deffen ex diefem gegen- 
über Traft Geſetzes unterhaltspflichtig war oder unterhalts- 
pflichtig werden Tonnte, und iſt dem Dritten in folge ber 
Tödtung das Recht auf den Unterhalt entzogen, jo hat der 
Erjatpflichtige dem Dritten inſoweit Schadenderjat zu leiften, 
als der Getödtete während der muthmaßlichen Dauer feines 
Leben? zur Gewährung des Unterhalt? verpflichtet geivejen 
fein würde. Die Erſatzpflicht tritt auch bann ein, wenn der 
Dritte zur Zeit der Verlegung erzeugt aber noch nicht ge: 
boren var. 


S 3a. 

Im Talle einer Körperlegung ift der Schadenserſatz ($$ 1 
und 2) durch Erſatz der Koften der galung jowie des Der: 
mögensnachtheil® zu leiften, den der Verletzte dadurch erleidet, 
daß in Folge ber Derlepung zeitweife oder dauernd feine Er⸗ 
werbafähigfeit aufgehoben oder gemindert oder eine Ber: 
mehrung jeiner Bedürfniffe eingetreten ift. 


84. 

War der Getöbdtete oder Verlegte unter Mitleiftung don 
Prämien oder anderen Beiträgen durch den Betriebs-Unter⸗ 
nehmer bei einer Verficherungsanftalt, Knappſchafts⸗, Unter: 
ſtützungs⸗, Kranken: oder ähnlichen Kaſſe gegen ben Unfall 
verfichert, jo ift die Leiftung ber Lehteren an ben Erſatz⸗ 
berechtigten auf die Entſchädigung einzurechnen, wenn die 
Mitleiltung de Betriebgunternehmerd nicht unter einem 
Drittel der Gejammtleiftung beträgt. 


85. 

Die in den $S$ 1 und 2 bezeichneten Unternehmer find 
nicht befugt, die Anwendung ber in den $$ 1 bis 3a enthal- 
tenen Beitimmungen zu ihrem Vortheil durch Verträge (mittelft 
Reglementd oder durch bejondere Uebereinkunft) im Voraus 
auszuschließen oder zu befchränfen. _ 

Bertragdbeftimmungen, welche diefer Vorſchrift entgegen: 
ftehen, haben feine vechtliche Wirkung. 
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— 1877 Beide 
geſ.⸗Bl. ©. 246). n 

Der Schadenerfag wegen Aufhebung oder Minderung der 
Erwerbsfähigkeit und wegen Vermehrung der Bebürfniffe des 
Derlepten ſowie ber nach 8 3 Abſ. 2 einem Dritten zu ge: 
währende Schadenerfa ift für die Zukunft durch Entrichtung 
einer Geldrente zu leiſten. 

Die Vorfchriften des $ 843 Abſ. 2 bis 4 bes Bürgerlichen 
Geſetzbuchs und bed 8 648 Nr. 61) der Civilprozeßordnung 
finden entjprechende Anwendung. Das Gleiche gilt für bie 
ben Berlegten zu entrichtende Geldrente don ber Borfchrift 
bes 8 749 Abſ. 3%) und für die dem Dritten zu entrichtende 
Geldrente von der Vorſchrift bed 8 749 Abf. 1 Nr. 22) der 
Ewitpeoaeborbnung, 

St bei der Verurtheilung des Verpflichteten zur Ent» 
richtung einer Geldrente nicht auf Sicherheitzleiftung erkannt 
worden, jo kann der Berechtigte gleichwohl Sicherheitäleiftung 
verlangen, wenn bie Vermögensverhältniſſe des DVerpflichteten 
fich erheblich verjchlechtert haben; unter der gleichen Voraus: 
ſetzung kann er eine Erhöhung ber in dem Urteile beftimmten 
Sicherheit verlangen. 


88. 

Die Trorderungen auf Schadenerfah (85 1 bis 3a) ber: 
jähren in zwei Jahren vom Tage bes Unfalls an. Gegen 
denjenigen, welchem ber Getddtete Unterhalt zu gewähren 
hatte ($ 3 Abf. 1), beginnt die Verjährung mit dem Xode. 
Im Uebrigen finden die Vorfchriften des Bürgerlichen Gejeb: 
buch® über die Verjährung Anwendung. 


89. 

Die gejeklichen Vorſchriften, nach welchen außer ben in 
diefem Geſetz vorgejehenen Fällen ber Unternehmer einer in 
ben 88 1, 2 bezeichneten Anlage oder eine andere Perjon, 
ingbefondere wegen eined eigenen Verſchuldens für den bei 


Me. 2 2) Jetzt 8 708 Mr. 6; ?) jebt 8 850 Abſ. 8; 9 jet 8 850 Abſ 1 
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dem Betriebe der Anlage durch Zödtung oder Körperverlegung 
ei Menichen entftandenen Schaden haftet, bleiben un⸗ 
erührt. 


810. 
Die Beftimmungen bes Fr betreffend die Errichtung 
eines oberften Gerichtshofes für Hanbelsfachen vom 12. Juni 
1869, fowie die Ergänzungen besjelben werden anf diejenigen 
bürgerlichen Rechtöftreitigteiten ausgedehnt, in welchen durch 
bie Klage oder Widerklage ein Anſpruch auf Grund bes 
gegentwärtigen Geſetzes oder der in 8 9 erwähnten gejehlichen 

eitimmungen geltend gemacht wird. | 


Anlage 6. 
Verordnung, 
betreffend den Geſchäftsgang nnd das Verfahren des 
Reihö:Berficherungsamts. 
Jen 19 Okteber 1900. 
(REBEL. ©. 983.) 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben Deutſcher Kaifer, 
König von Preußen x. 
berordnen auf Grund bes $ 19 Abſ. 4 des Gejehes, betreffend 
die Abänderung ber Unfallverficherungsgejete, vom 30. Juni 
1900 (Reichs⸗-Geſetzbl. S. 573) und bed $ 110 Abſ. 4 des In⸗ 
en en rn gearlehe —— — 1899 ©. 463) im 
Namen bed Reiche, nach erfolgter Zuftimmung des Bunbes- 
raths, was folgt: 


I. Eintheilung nnd Bearbeitung der Dienftgeihäfte. 


Dienftftellung des Präfibenten. 


8 1. Dem Präfidenten des Reichs-Verficherungsamts 
fteht die Leitung und Beauffichtigung des gejammten Dienftes 
zu. Er vertheilt die Gefchäfte unter die Mitglieder, die Be: 
amten und bie vichterlichen Beifiger des Reichs-Verſicherungs⸗ 


544 V. Anhang. 


amts und beſtellt, ſoweit erforderlich, die Beauftragten und 
Vertreter der Behörde. 
Präſidialſachen. 

82. Der Präfident ordnet die Einrichtung der Büreaus, 
ber Alten und der Gejchäftäregifter; er hat die Berfügung in 
allen die Bertwaltung betreffenden Angelegenheiten, insbeſon⸗ 
dere in Perfonalfadhen, ſowie in denjenigen Angelegenheiten, 
welche das Haushalt3: und Kaffentwwejen, dad Dienftgebäude 
und defien Einrichtung, die amtlichen Beröffentlichungen, die 
anne und ähnliche Gegenftände betreffen (Präfibial: 
ſachen). 

Der Präfident bezeichnet diejenigen ſonſtigen Sachen, 
deren Bearbeitung oder NRevifion er fich vorbehält. Er ifl 
befugt, in jeder Eikung den Borfig zu übernehmen; ex voll- 
zieht die Ausfertigungen und Reinſchriften in den ihm vor: 
behaltenen Sachen. 


Bertretung des PBräfidenten. 

8 3. Die fländige Bertretung des Präfidenten für defien 
ſämmtliche Dienftobliegenheiten wird vom Reichskanzler 
(Reichdamt des Innern) einem der Direktoren übertragen. In 
deifen Behinderung wird der PBräfident durch den auberen 
Direftor vertreten. Iſt auch diefer behindert, jo erfolgt die 
Vertretung durch die übrigen fländigen Mitglieder des Reichs: 
Verficherungsamts in der Reihenfolge des Dienftalters, fofern 
nicht der Reichalanzler (Reichdamt des Innern) etwas An- 


bereö beftimmt. 
Abtheilungen. 

8 4. Im Reich: Verfidderungsamte beftehen zwei Ab: 
theilungen. 

Die eine Abtheilung hat Die Angelegenheiten der Unfall: 
verfiderung und die fenftigen Aufgaben der Träger dieſer 
Verfiherung, bie andere Abtheilung die Angelegenheiten ber 
Snvalidenverficherung zu bearbeiten. Die auf Grunb be 
8 11 des Invalidenverficherungsgeſetzes von ber See-Beruf?- 
genoſſenſchaft getroffenen Einrichtungen gehören zum Ge 
Ihäftsbereiche der Abtheilung für Invalidenverficherung. 


Direktoren. 
85. An der Spike jeder Abtheilung fteht ein Direktor. 
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Der Präfident beftimmt, welcher Direktor die eine und welcher 
Direktor bie andere Abtheilung zu leiten hat; die Beſtimmung 
bedarf der Genehmigung bed Reichskanzlers (Reichgamt des 
Innern). 

Der Direktor leitet die Geſchäfte ſeiner Abtheilung unter 
der Oberleitung des Präfidenten. Er zeichnet diejenigen 
Sachen, welche die Abtheilung als ſolche oder mehrere Unter⸗ 
abtheilungen gemeinſam betreffen, ſowie diejenigen ſonſtigen 
Entwürfe, deren Revifion er fich vorbehält, und vollzieht bei 
diejen die Ausfertigungen und Reinfchriften. 

Der Direktor wird im alle feiner Behinderung durch 
die der Abtheilung zugewieſenen ftändigen Mitglieder nad) 
der Reihenfolge des Dienftalterd vertreten. 


Unterabtheilungen. 

86. Sn jeder Abtheilung fönnen für einzelne Theile 
ihres Geſchäftsbereichs Unterabtheilungen errichtet werben. 
Die Errichtung ber Unterabtheilungen und die Abgrenzung 
ihres Geſchäftskreiſes beſtimmt ber Reichskanzler (Reichgamt 
de3 Innern). 

Die Leitung ber Unterabtheilung fteht, jofern der Prä- 
fident fie nicht bem Direftor der Abtheilung oder einem 
anberen ftändigen Mitglieb überträgt, unter des Präfidenten 
und be3 Direktor Oberleitung bemjenigen ftändigen Mit: 
gliede zu, welches unter den ber Unterabtheilung zugewieſenen 
ftänbigen Mitgliedern nach dem Dienftalter das ältefte ift. 
Diefes Mitglied erledigt die Gejchäfte durch Mitzeichnung der 
Entwürfe desjenigen Mitglieds, bem die Bearbeitung der ein: 
zelnen Angelegenheiten übertragen ift, und vollzieht, foweit 
dies nicht dem Direftor oder dem Präfibenten vorbehalten 
bleibt, in deren Vertretung die abzufendenden Ausfertigungen 
und Reinfchriften. 

Die Vertretung des Leiters der Unterabtheilung liegt im 
Falle ber Behinderung den übrigen der Unterabtheilung zu: 
gewiejenen ftändigen Mitgliebern nach ber Reihenfolge des 
Dienftalters ob. 

Nichtftändige Mitglieder. 

87. Die Zahl ber Stellvertreter, welche für die als 

Bertreter der Arbeitgeber und ber BVerficherten gewählten 
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8 136. 

Perſonen, welche erweislich mindelten® für dreizehn 
Wochen nad der Erkrankung dem Arbeitgeber gegenüber 
einen Rechtsanfpruch auf eine den Beitimmungen des 8 6 bes 
Krankenverficherungsgeſetzes entiprechende oder gleichiwerthige 
Unterftügung haben, find auf den Antrag des Arbeitgebers 
von der Berficherungspflicht zu befreien, jofern die Leiſtungs⸗ 
fähigfeit desjelben genügend gefichert ift. 

Ueber den Antrag entjcheibet die Verwaltung der Ge- 
meindefrantenverficherung oder der Vorſtand der Krankenkaſſe, 
welcher die zu befreiende Perjon angehören würde. Wird 
bie Leiftungsfähigfeit des Arbeitgeber3 beanftandet, jo ift der 
Antrag an die Aufficht3behörde zur Enticheidung abzugeben. 

Die Entſcheidung über den Befreiungsantrag ift den 
Betheiligten zu eröffnen und vorläufig vollitrelbar. Gegen 
diefelbe fteht jedem Betheiligten binnen zwei Wochen die Be 
ſchwerde an die vorgejebte Auffichtöbehörde zu. 

Die Befreiung gilt für die Dauer des Arbeitsver⸗ 
vertraged. Sie hört vor Beendigung desjelben auf: 

1. wenn died von ber im Abjat 2 bezeichneten Aufſichts⸗ 
behörde wegen nicht genügender Leiſtungsfähigkeit des 
Arbeitgeber — fei e8 von Amtöwegen, jei es auf Bor: 
ſchlag der Verwaltung ber Gemeindefranfenverficherung 
ober bed Vorſtandes der Krankenkaſſe — angeordnet 
wird, 

2. wern ber Arbeitgeber die befreite Perfon zur Kranken: 
berficherung anmeldet. Die Anmeldung ıft im falle 
einer zur Zeit derjelben bereit3 eingetretenen Erkrankung 
ohne rechtliche Wirkung. 

Inſoweit einer nad Abjag 1 befreiten Perfon im 
Talle der Erfranfung von dem Arbeitgeber eine den Beftimm: 
ungen des $ 6 des Krankenverſicherungsgeſetzes entfprechende 
oder gleichtwerthige Unterftüßung nicht gewährt wird, ift bie: 
felbe auf Antrag von der betreffenden Gemeinbefranfen: 
berficherung oder Krankenkaſſe zu gewähren. Die hiernach ges 
machten Aufivenbungen find von dem Arbeitgeber zu erſetzen. 

Streitigkeiten über Unterſtützungsanſprüche, welche 
gegen die Gemeindefrantenverficherung oder Krankenkafſe auf 
Grund des vorftehenden Abjages entftehen, werden nad) Maß: 
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gabe bes 8 12 Abf. 1,*) Streitigkeiten über Erſatzanſprüche 
zwifchen ber Gemeinbefranfenverficherung oder Krankenkaſſe 
einerjeit3 und bem Arbeitgeber anbererjeit? nach Maßgabe des 
8 12 Abſatz 2*) diefes Geſetzes sutjejieben. 

; 187 


Für verficherungspflichtige Perjonen, welche erweislich 
auf Grund eines minbeften? für die Dauer eines Jahres ab: 
geichlojjenen Arbeitsvertrages 

1. jährlide Naturalleiftungen minbefteng im breihundert- 
fachen Werthe des von der Gemeinbefrankenverficherung, 
beziehungaweife Krankenkaſſe für einen Krankentag zu 
zahlenden Krankengeldes beziehen, oder für den Kranken⸗ 
tag einen Arbeitälohn an Geld oder Naturalleiftungen 
erhalten, welcher bem von der Gemeindefranfenverficherung 
beziehungsweife Krankenkaſſe zu zahlenden täglichen 

Krankengeld mindeſtens gleichfommt, und 

2. auf Fortgewährung diefer Leiftungen, innerhalb der 

Geltung3dauer des Arbeitövertrages, für mindefteng Drei: 

zehn Wochen nach der Erkrankung einen Rechtsanſpruch 


- haben, 
tritt auf Antrag des Arbeitgeber? während ber Geltung3- 
dauer des Arbeitövertrages eine Ermäßigung der Verficherungs⸗ 
beiträge ein, wogegen das Krankengeld in Wegfall fommt. 

Die Ermäßigung der Beiträge erfolgt in demſelben 
PVerhältniffe, in welchem die Höhe des Krankengeldes zu dem 
Werthe der jonftigen Kafjenleiftungen fteht. Dies Verhältniß 
iſt durch ftatutarifche Beftimmung feftzuftellen, welche für die 
Gemeindefrantenverfierung von der Gemeinde, für die ge- 
meinjame Gemeindefrankfenverficherung (8 12 des Kranken: 
verficherungsgejeßes) durch den Weiteren Kommunalverband, 
für Orts- und Betrieböfrantenfaffen durch da3 Kaffenftatut 
zu treffen ift. Die ftatutarifchen Beftimmungen der Gemeinden 
und weiteren Kommunalverbände bedürfen der Genehmigung 
der höheren Veriwaltungsbehörde; auf die Feſtſetzung durch 
das Kaſſenſtatut findet 8 24 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
Anwendung. Wo weitere Kommunalverbände nicht beſtehen, 
erfolgt die Feſtſetzung für die gemeinſame Gemeindekranken⸗ 
verficherung durch die höhere Verwaltungsbehörde. Solange 


*) Jetzt 8 29 des Im. G. v. 80. Juni 1900. 
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2. bei ber Abtheilung für Unfallverficherung minbeften? ber 
dritte Theil und höchſtens die Hälfte der derjelben zu: 
gewieſenen ftändigen Mitglieder nach einer von dem 
PVräfidenten aufzuftellenden Reihenfolge diefer Mitglieder 
fowie die in der Abtheilung beichäftigten Hülfsarbeiter. 
War die Angelegenheit in Unterabtheilungen bearbeitet 

worben, jo find die denſelben zugeiviefenen ftändigen Mit: 
giehen, fomweit fie nicht ſchon auf Grund der vorftehenden 

eftimmungen zur Theilnahme berufen find, gleichfallä ein- 
zuladen. 

Zu jeder Abtheilungsfitzung find außerdem einzuladen: 

a) bie yom Bundesrathe gewählten nichtfländigen Mit: 

ieder; 

b) he ein in Berlin antvefendes nichtfländiges Mitglied aus 
dem Stande der Arbeitgeber und ber Verficherten, joweit 
deren Zuziehung im Gejeße vorgejchrieben oder von dem 
Vräfidenten oder dem Direltor angeordnet wird; der 
Vräfident ſowie der Direktor können beftimmen, daß noch 
je ein oder je zwei weitere in Berlin anweſende nicht: 
ftändige Mitglieder aus dem Stande der Arbeitgeber und 
ber Verficherten zuzuziehen find; 

c) zwei richterliche Beifiger, foweit dies zur Erörterung vdn 
Rechtöfragen für erforderlich erachtet wird, nach näherer 
Beltimmung de3 Präßfidenten. 

In der Abtheilung für Invalidenverſicherung ift aud) 
ber Vorſteher der Rechnungzftelle nach Bedarf zuzuziehen. 

$ 15. In den Angelegenheiten der Unfallverficherung find 
bie Vertreter der Arbeitgeber und ber Verficherten ſowie deren 
Stellvertreter au3 den im einzelnen alle betheiligten Gruppen 
von Berufsgenofjenfchaften zu entnehmen ($ 16 Abſ. 3 des 
— betreffend die Abänderung der Unfallverficherungs⸗ 
geſetze). 

Der 8 12 Abſ. 2, 3 findet entſprechende Anwendung. 

Situngen der Unterabtheilungen. 

8 16. Soweit der Leiter einer Unterabtheilung oder das 
mit der Bearbeitung ber Angelegenheit betraute Mitglied eine 
Beiprechung in der Unterabtheilung für erforderlich Hält, ift 
die Sade in einer Sigung der Unterabtheilung zu erledigen. 
Zu berjelben find bie ber Unterabtheilung zugewiefenen ftän- 
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widerlaufen, bi3 zum 1. Januar 1887 mit benjelben in 
Mebereinftimmung zu bringen. Soweit die nicht gejchieht, 
kann bie Landes» Zentralbehörbe nach Ablauf biejer Friſt 
Kan en Beitimmungen ganz oder theilweife außer 
aft feßen. 

Der 53 Abfah 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes findet 
auf die unter 8 1 des gegenwärtigen Geſetzes fallenden Per: 
jonen feine Anwendung. 


142. 

Durch ftatutarifche Beftimmung einer Gemeinde für 
ihren Bezirk oder eines weiteren Sommunalverbandes für 
feinen Bezirk oder Theile deöfelben können Perſonen, welche 
innerhalb des betreffenden Bezirk? wohnen und, ohne zu 
einem beftimmten Arbeitgeber in einem dauernden Arbeita- 
verhältnifie zu ftehen, vorwiegend in land» ober forftivirth: 
Tchaftlichen Betrieben dieſes Bezirks gegen Lohn beichäftigt 
find, auch für diejenige Zeit, in welcher eine Beichäftigung 
gegen Lohn nicht ftattfindet, der Krantenverficherungspflicht 
unterivorfen und, folange fie nicht zu einer die Verficherungs:» 
pflicht begründenden Beichäftigung in einem anderen Erwerbs: 
zweige übergehen oder Mitglieder einer Betriebskrankenkaſſe 
werden, in diejem Bezirke zur Verſicherung herangezogen 
werden. 

Die nach folder ftatutarifchen Beltimmung verficher: 
ungspflichtigen Perfonen find der Gemeindefranfenverficherung 
ober Oriskrankenkaſſe, welcher die jonftigen verficherungs: 
pflichtigen land» und forftwirthichaftlichen Arbeiter angehören, 
durch die Gemeindebehörde zu überweiſen. Ihre Verficherung 
beginnt mit dem Tage ihrer Ueberweiſung. 

Die Meberweifung ift zurüdzunehmen, wenn Die 
Dorausfegungen ihrer Zuläſſigkeit aufhören. 

Die Meberweifung, ſowie der die Zurüdnahme der: 
jelben ablehnende Beſcheid kann nad Mahgabe des $ 12 
Abſatz 2 dieſes Geſetzes angefochten werden. 

b und inwieweit die Vorfchriften der 88 49 bis 53 
bes Sranfenverficherungsgefehes auf die Arbeitgeber Diejer 
Perſonen Anwendung finden, ifl durch ftatutarifche Beitimmung 
zu regeln. BEE 

Solange folche Perfonen nah) Maßgabe des Abſatzes 1 
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des Aufenthaltsort? nähere Borfchriften zu erlaffen und 
barin anzuordnen, daß der Rentenberechtigte ſich von 
Zeit zu Zeit bei einem deutſchen Konſul perjönlich vor- 
zuftellen hat. 

Weiſt der Entjchäbigungsberechtigte nach, daß er der 
Vorſtellungspflicht ohne fein Berfchulden nicht hat ge- 
nügen können, fo lebt injoweit das Recht auf den Bezug 
der Rente wieder auf; 

4. folange ber Berechtigte ala Landftreicher umberziebt. 


Rapitalabfindung. 
6 


Iſt bei theilweifer Eriwerbaunfähigfeit eine Rente von 
zwanzig oder weniger Prozenten ber Vollrente feitgeftellt, fo 
fann die Ausführungsbehörde den Entſchädigungsberechtigten 
auf feinen Antrag durch eine entjprechende Kapitalzahlung 
abfinden. Gegen den Beicheid, durch welchen die Kapital: 
abfindung feftgejeßt wird, ift die Beſchwerde ($ 11) zuläffig- 

Das Rechtsmittel hat in diefem alle aufichiebende Wirk: 
ung. Bi? zur endgültigen Enticheidung Tann der Antrag 
zurüdgezogen werben. 


Debertragung der Renten. 
17 


Die Mebertragung der Renten auf Dritte ſowie deren 
Derpfändung oder Pfändung Hat nur injoweit rechtliche Wirk: 
ung, als fie erfolgt: 

1. zue Dedung eines Vorſchuſſes, welcher dem Berechtigten 
auf feine Bezüge vor Anweilung der Rente von dem 
Betriebdunternehmer oder von dem Borfiande der An 
ftalt, in welcher der Verunglückte zur Zeit bes Unfalls 
untergebracht ift, oder von einem Organe der Ausführ⸗ 
ung&behörde gegeben worden ilt; 

2. zur Dedung ber im 8 850 Abi. 4 der Civilprozeßord⸗ 
nung bezeichneten (Forderungen; 

3. aur Dedung bon forderungen ber erfagberechtigten Armen: 
verbände. 


Auszahlung dur die Poſt. 
| 18. 
Die Auszahlung der auf Grund dieſes Geſetzes zu 
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leiftenden Entſchädigungen wirb auf Anweifung ber Aus: 
führungsbehörde vorſchußweiſe durch die Boftverwaltung, und 
zwar in der Regel durch diejenige Poftanftalt bewirkt, in 
deren Bezirk der Empfangäberechtigte zur Zeit des Unfalls 
beziehungsweiſe ber Entlaffung aus bem Gewahrjam feinen 
Fra hatte, oder in deren Bezirk er bei der Entlafjung 
überwieſen wird. 

Verlegt der Empfangsberechtigte feinen Wohnfiß, jo hat 
er die Ueberweiſung der Auszahlung der Entfchädigung an 
die Poftanftalt feines neuen Wohnorts bei der Behörbe, von 
welcher die Zahlungsanweifung erlaffen worden ift ober bei 
der Poftanftalt des bisherigen Wohnfites zu beantragen. 


Liquidation der Poft und Abführung der Beträge 
an bie Poftfaffe. 
8 19. 


Binnen acht Wochen nach Ablauf jedes Rechnungsjahrs 
haben bie Zentral: Boftbehörben den einzelnen Ausführungs- 
behörden Nachweiſungen der auf Anweiſung derjelben ge: 
leifteten Zahlungen zuzuftellen und gleichzeitig die Poftfafen 
zu bezeichnen, an welche die zu erftattenden Beträge einzu: 
zahlen find. 

Die Ausführungsbehörden haben die von den Zentral: 
PVoftbehörden Liquidirten Beträge innerhalb dreier Monate 
nad Empfang der Liquidationen an die ihnen bezeichneten 
Poſtkaſſen abzuführen. 


Die Berpflichtung von Kranken⸗, Sterbe:, Invaliden⸗ 
und anderen Unterftüungstafien, ihren von Unfällen betroffenen 
Mitgliedern ſowie deren Angehörigen und Hinterbliebenen 
Unterftüßungen zu gewähren, jowie die Verpflichtung von 
Gemeinden und Armenverbänden zur Unterftügung hülfs: 
bebürftiger Perjonen wirb durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

Wenn auf Grund folcher Verpflichtung Unterftüßungen 
für einen Zeitraum geleiftet werden, für welchen den Unter: 
ftügten nach Maßgabe diejes Geſetzes eine Entſchädigung ge: 
währt ift oder noch zu gewähren ift, jo ift hierfür den ver: 
pflichteten Kaſſen, Gemeinden oder Armenverbänden durch 
Ueberweiſung von Rentenbeträgen Erjah zu leiften. 

34* 
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In Fällen dieſer Art gilt für die unter das Kranken⸗ 
verficherungsgeſetz fallenden Kafſſen als Erſatz der im 8 6 
Abſ. 1 Ziffer 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes bezeichneten 
Reiftungen die Hälfte bes geſetzlichen Mindeſtbetrags des 
Krankengeldes biefer Kaflen, fofern nicht höhere Aufwend—⸗ 
ungen nachgewiejen werben. 

St die von Kaſſen, Gemeinden oder Armenverbänden 
geleiftete Unterftügung eine vorübergehende, jo können ala 
Erſatz höchſtens drei Monatsbeträge der Rente, und zwar mit 
nicht mehr ala der Hälfte in Anfpruch genommen werden. 
Iſt die Unterftüßung eine fortlaufende, jo kann ala Erſatz, 
wenn die Unterftüßung in ber Gewährung bed Unterhalts in 
einer Anftalt befteht, für deffen Dauer und in bem zur Er- 
fagleiftung erforderlichen Betrage die fortlaufende Ueberweif— 
ung der vollen Rente, im Uebrigen die fortlaufende Weber: 
weiſung don höchſtens der halben Rente beanfprucht werben. 


8 21. 


Der Antrag auf Meberweifung von Rentenbeträgen ($ 20 
Abi. 2 bis 4) ıft bei ber Ausführungsbehörbe anzumelden; 
foweit e3 fih um den Erjaß für eine vorübergehende Unter: 
ftüßung handelt, ift der Anjpruch bei Vermeidung de Aus: 
fchlufjes Tpäteftena® binnen drei Monaten jeit Beendigung ber 
Unterftügung geltend zu machen. 

Streitigkeiten, welche aus ben Beltimmungen des 8 20 
Abf. 2 bis 4 zwiſchen den Betheiligten über den Anſpruch 
auf Meberweifung von Rentenbeträgen entftehen, werben im 
Verwaltungẽſtreitverfahren und, two ein jolches nicht befteht, 
durch die dem Erjatberechtigten vorgejeßte Aufficht3behörde 
entjchieden. Die Enticheidung ber Legteren kann innerhalb 
eine® Monat? nach der Zuftelung ım Wege ded Rekurſes 
nad) Maßgabe der 88 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten 
werden. 

$ 22. 


Die Beftimmungen der 88 20, 21 gelten auch für Be 
triebaunternehmer und Kaflen, welche die den Gemeinden 
oder Armenverbänden obliegende Verpflichtung zur Unterftüb: 
ur Hülfsbedürftiger auf Grund gejeßlicher Vorſchrift er: 

en. 


Unlage 3. Gefeß, betr. die Unfallfürjorge für Gefangene. 588 


Haftpflicht. 
23 


8 23. 

Die nach Mafgabe diejes Geſetzes entjchädigungsberech: 
tigten Perſonen und deren Hinterbliebene können, auch wenn 
fie eine Entſchädigung nicht erhalten, einen Anſpruch auf 
Erfat des in Folge eined Unfalls erlittenen Schaden? gegen 
die Anftalt nicht geltend machen, gegen die Beamten der An—⸗ 
ftalt, den Unternehmer ($ 7 Abf. 4), deſſen Vertreter und Be: 
auftragte nur dann, wenn gegen dieſe Perfonen durch Straf: 
gerichtliches Urtheil feftgeftellt worden ift, daß fie ben Unfall 
vorfätzlich herbeigeführt haben. 

In biefem alle befchräntt fi der Anſpruch auf den 
Betrag, um welchen Die den Berechtigten nach anderen gejeb: 
lichen Vorſchriften gebührende Entſchädigung diejenige Über: 
fteigt, welche ihnen nach diefem Geſetze zu gewähren ift. 

Für da3 über einen folchen Anſpruch erfennende ordent: 
lihe Gericht ift die Enticheidung bindend, welche in dem 
Durch dieſes Gefeß geordneten Verfahren über die Frage er: 
geht, ob ein Unfall vorliegt, für welchen nach diefem Geſetz 
Entihädigung zu leiften ift, und in welchem Umfange fie zu 
gewähren ift. o 

4. 


Diejenigen Unternehmer ſowie deren Vertreter und Be: 
auftragte, gegen welche durch ftrafgerichtliches Urtheil feft- 
geftellt worden ift, daß fie den Unfall vorjäglich oder durch 
Tahrläffigfeit mit Außerachtlaſſung derjenigen Aufmerkjam: 

feit, zu der fie vermöge ihres Amtes, Beruf? oder Gewerbes 
beſonders verpflichtet find, herbeigeführt haben, haften für 
alle Aufwendungen, welche in Folge des Unfall? auf Grund 
dieſes Gejeßes oder des Krankenverſicherungsgeſetzes von Ge: 
meinden, Armenverbänden oder von Kranken: und jonjtigen 
Unterſtützungskaſſen ($ 20 Abf. 1) gemacht worden find. Die- 
jelben Perfonen haften ben auf Grund diejed Geſetzes Ent: 
Ihädigungsverpflichteten für deren Aufwendungen auch ohne 
Teftftellung durch ftrafgerichtlicheg Urtheil. Sit der Unfall 
durch Fahrläffigfeit mit Außerachtlaſſung derjenigen Auf: 
merkſamkeit, zu der fie vermöge ihres Amtes, Berufs oder Ge: 
werbes verpflichtet find, herbeigeführt, jo ift die Ausführung: 
behörde befugt, von der Verfolgung des Anſpruchs abzujehen. 
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8 30. Das Reicha:Verficherunggamt hat die Abfchrift des 
Antrags dem Gegner zur Einreichung einer Gegenjchrift binnen 
einer beftimmten, von einer Woche bis zu einem Monate zu 
bemefienden Friſt mitzutheilen. In den Fällen bes 8 25 
fann hiervon abgejehen werben. In der Aufforderung ift 
ugleih auszuſprechen, daß, wenn die Gegenfchrift innerhalb 

er Friſt nicht eingeht, Die Entſcheidung nach Lage ber Alten 
erfolgen werde. Die Yrift kann auf Antrag aus wichtigen 
Gründen verlängert werden. 

Der Gegenjchrift und den etwaigen weiteren Schriftjäßen 
find Abjchriften beizufügen, bie dem Gegner von dem Reiche: 
Verficherungsamte — find. Iſt ein Verſicherungs⸗ 
träger beigeladen, jo find die Schriftſätze auch dieſem mit: 
sutheiten und beifen Erklärungen den Parteien zu über: 
mitteln. 

8 81. Die Schriftfäße müſſen entweder von den Betheiligten 
felbft oder von ihren geſetzlichen Vertretern oder don ihren 
Bevollmächtigten unterzeichnet fein. Die Bollmadt muß 
Ichriftlich ertheilt werden. Ehegatten, Verwandte der auf: 
fteigenden Linie und großjährige Verwandte der abfteigenden 
Linie können aud ohne fchriftliche Vollmacht zur Vertretung 
zugelafjen werben. 

Das Reich3-Verfiherungsamt kann Bevollmächtigte und 
Beiftände, welche dag mündliche Verhandeln vor Gericht ge: 
ihäftemäßig betreiben, zurückweiſen. Diefe Vorſchrift findet 
feine Anwendung auf Rechtsanwälte und auf Perionen, denen 
das mündliche VBerhandeln vor Gericht durch Anordnung der 
Juſtizverwaltung geftattet ift. 

8 32. Die 8$ 17, 18 finden Anwendung. 

Sin einfacheren Fällen des $ 116, $ 124 Ab. 3 des Ge- 
werbe:Unfallverficherungsgefebes, 8 124, $ 130 Abi. 3 des 
Unfallverſicherungsgeſetzes für Land: und Yorfiwirthichaft, 
$ 122 Abf. 1, 8 126 Abi. 3 des See-Unfallverficherungsgefeßes 
fann von ben VBorfchriften des $ 30 fowie von der Beifügung 
einer Abjchrift (8 29 Abſ. 2) abgejehen werden. 


Beſondere Vorſchriften für Rekurſe und Revifionen. 


8 33. Die Enticheidung auf Rekurſe und Revifionen 
erfolgt, von ben in den 88 25, 45, 46 bezeichneten Ausnahmen 


Anl. 6. Geſchäftsgang und Verfahren bes Neich3-Verficherungsamtes. 555 


abgejehen, auf Grund münbliher Verhandlung vor bem 
Reichd:Verficherungdamte. Die Betheiligten werden mittelft 
eingefchriebenen Briefed von dem Termine mit dem Bemerfen 
in Kenntniß gejeßt, daß im Falle ihres Ausbleiben? nach 
Lage der Akten werde entichieden werden. Hält dad Reiche: 
Derfiherungdamt das perjönliche Erjcheinen eines Betheiligten 
für angemefjen, fo tft ihm zu eröffnen, bag aus feinem Nicht: 
erjcheinen ungünftige Schlüffe für feinen Anfpruch gezogen 
werden fönnen. 

Dad Schiedsgericht hat auf Erforbern bes Reichs⸗Ver⸗ 
fiherungsamtd bei Ueberſendung der Akten eine Abfchrift bes 
angefochtenen Urtheild beizufügen. 

Vor dem Termine hat der Berichterftatter einen fchrift: 
lichen Bericht nebft Gutachten, ber Mitberichterftatter ein 
fchriftliches Sutachten vorzulegen. 

34. Die Beftimmungen ber 88 41 ff. der Eivilprogep- 
ordnung über die Yusichliehung und Ablehnung der Richter 
finden auf die Mitglieder des Senats entjprechende Anwendung. 

Ueber da3 Ablehnungsgefuch enticheidet ber Senat durd) 
Beichluß. 

$ 35. Die mündliche Verhandlung erfolgt in Öffentlicher 
Situng. Die Oeffentlichkeit kann durch einen Öffentlich zu 
verfündenden Beſchluß audgejchloffen werden, wenn dies aus 
Gründen des Öffentlichen Wohles oder der Sittlichfeit für 
angemefjen erachtet wird. 

Die zur Verhandlung gelangenden Sachen werden der 
. Regel nad) in der durch Aushang vor bem Sigungszimmer 
befannt zu machenden Reihenfolge erledigt. 

$ 36. Die mündliche Verhandlung beginnt mit der Dar: 
ftelung des Sachverhältniffes durch ben Berichterftatter; dem⸗ 
nächſt find die erjchienenen Betheiligten zu hören. 

Der Borfitende hat jedem Mitgliede des Senats auf Ber: 
langen zu geitatten, Tragen zu ftellen. 

8 37. Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zu: 
ziehung eine3 vereidigten Protofollführere. Bon demſelben 
ift ein Protokoll aufzunehmen, ba8 den Gang ber Verhand— 
lung im Allgemeinen angiebt. Anerfenntnifie, Verzichtleiſt⸗ 
ungen, Vergleiche und folche Anträge und Erklärungen ber 
Betheiligten, welche von den Schriftfägen abweichen ſowie 


. 
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die formel ber Enticheidung find in das Protokoll anfzu⸗ 
nehmen. 

Lie Trotofolle ind von dem Vorfigenden und dem Proto: 
follrührer, ın ;yüllen der Urtbeiliprechung außerdem von den 
Berichterftattern zu vollziehen. 

8 38. Die Borichriiten ber 83 176 bis 182, 184 bes 
Gerichtzverfafiungsgeieges über die Aufrechterhaltung der Orb: 
nung finden entiprechende Anwendung. 

Die vom Reichs-Verficherungsamte feftgefegten Strafen 
werden in derjelben Weile beigetrieben wie Gemeindeabgaben 
und fließen in die Reichstafie. 

8 39. Hinfichtlich der Verpflichtung, fi) als Zeuge oder 
Sadjverftändiger vernehmen zu lafjen und die Ausſagen eid- 
lich zu erhärten, finden die Beitimmungen der Eivilprozeh- 
ordnung entiprechende Anwendung. Insbeſondere ift der 
Senat befugt, gegen Zeugen und Sadiverftändige, welche fi 
nicht oder nicht rechtzeitig zu den Sitzungen einfinden ober 
ihre Ausjage oder die KEidesleiftung ohne Angabe eines 
Grundes oder noch dann verweigern, nachdem der angeführte 
Grund für unerheblich erklärt ift, eine Geldftrafe bis zu drei- 
hundert Mark feftzujegen. Kommt bie Berhängung oder Boll: 
ftredung von Zwangsmaßregeln in Trage, jo ift um diefe 
da3 Amtägericht zu eriuchen, in deſſen Bezirke die Zeugen 
oder Sachverſtändigen ihren Wohnfig oder in Ermangelung 
eines jolchen ihren Aufenthalt Haben. Auf Militärperfonen, 
die dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehören, 
finden die Vorſchriften des $ 380 Abf. 4, 8 390 Abi. 4, 8 409 
Abi. 3 der Eivilprozebordnung Antvendung. 

Erfolgt nachträglich” eine genügende Entichuldigung für 
das Berhalten des Zeugen oder Sadjverftändigen, jo find die 
getroffenen Anordnungen wieder aufzuheben. 

Die Zeugen und Sacdjverftändigen erhalten Gebühren 
nad) Maßgabe der Gebührenordnung für Zeugen und Sad): 
veritändige (Reichs-Geſetzbl. 1898 ©. 689). 

8 40. Die Berathung über die Entſcheidung erfolgt in 
nicht Öffentlicher Sitzung. 

41. Dad Reiche: Verficherungsamt enticheidet inner: 
halb der erhobenen Anſprüche nach freiem Ermeſſen. 

Bei der Berhandlung ift, auch ohne daß e3 eines An⸗ 
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trags bedarf, zu prüfen, ob und in welchem Betrag eine 
unterliegende Partei dem Gegner die ihm in dem Berfahren 
erwachfenen Koften zu erftatten hat. Wird die Erftattung 
folcher außergerichtlicher Koften angeordnet, jo ift deren Höhe 
im Urtheile feftzujegen; Ddiejfe Beträge werden auf Antrag 
durch Bermittelung des Reiche-Verficherungsamts in derjelben 
Weiſe beigetrieben wie Gemeindeabgaben. 

Bei den Entjcheidungen, die auf Grund der mündlichen 
Berhandlung ergehen, dürfen nur Mitglieder mitwirken, vor 
denen dieſe Verhandlung ftattgefunden hat. 


8 42. Der Vorfitzende verfündet das Ergebniß der Be: 
rathung in öffentlicher Sitzung. Die Verkündung kann auf 
eine fpätere Siyung vertagt werden; dieſe joll in der Regel 
binnen einer Woche ftattfinden. 

Wird die Verkündung der Gründe für angemefjen ge: 
halten, jo erfolgt fie durch mündliche Mittheilung ihres 
wesentlichen Inhalts. 

Dem Schiedögerichte, gegen beijen Entjcheidung Rekurs 
ober Revifion eingelegt war, ift Abjchrift des Urtheild zu 
ertheilen. 

8 43. Die Urtheile werden nebſt Gründen von den Be- 
richterjtattern entiworfen und in der Urſchrift von dem Vor: 
figenden, den Berichterftattern und einem anderen ‘Mitgliede, 
das an: ber Ürtheilsfprehung Theil genommen hat, unter: 
zeichnet. Im alle der Behinderung des Vorſitzenden erfolgt 
die Unterzeichnung durch das älteſte mitwirkende ftändige 
Mitglied. 

8 44. Im Eingange des Urtheils find die Mitglieder, 
welche an der Entjcheidung Theil genommen haben, nament: 
lich aufzuführen, auch ift der Sitzungstag zu bezeichnen, an 
dem die Enticheidung erfolgt ift. 

Die Ausfertigungen ber Ürtheile werden mit der Ueber: 
Schrift verſehen: | 

„Im Namen de Reiche.“ 

Sie enthalten neben dem Siegel des Reichd-Verficherungd: 
amts die Schlußformel: 

„Arkundli unter Siegel und Unterjchrift.“ 
„Das Reichd:Verficherungsamt.“ 
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Die Bollziehung ee durch den Borfigenden, im Falle 
ſeiner Behinderung durch das dem Dienftalter nach ältefte 
fländige Mitglied bed Reichs-Verſicherungsamts, welches bei 
der Entſcheidung mitgewirkt hat. 

8 45. Schreibfehler, Rechnungsfehler und ähnliche offen- 
bare Unridhtigkeiten, die in dem Urtheile vorkommen, find 
jederzeit audy von Amtswegen zu berichtigen. 

Ueber die Berichtigung Tann ohne vorgängige mündliche 
Berbandlung entichieben werden. Der Berichtigungsbeſchluß 
wird von dem Borfikenden und den Mitgliedern des Senats, 
die dad Urtheil unterzeichnet haben, erlafien; er wird auf 
der Urfchrift des Urtheils und den Ausfertigungen vermerkt. 


8 46. Wenn ein von einer Partei geltend gemachter 
Haupt: oder Nebenanfpruch oder der Koſtenpunkt bei der 
Entſcheidung ganz oder theilweije übergangen ift, fo ift auf 
Antrag das Urtheil durch nachträgliche Enticdheidung zu er: 
gänzen. 

Ueber diefen Antrag kann ohne vorgängige münbliche 
Berbandlung entjchieden werden, ſoweit e3 fi) um einen 
Nebenanfpruch oder um den Koftenpunft handelt. Der Er: 
gänzungsbeichlug wird auf der Urſchrift des Urtheils und 
den Audfertigungen vermerkt. 


II. Beichwerden über Berfügungen der Rechunngsitelle. 

& 47. Beichiverden gegen bie durch die Rechnungöftelle 
des Reichs-Berficherungsamt3 vorgenommenen Bertheilungen 
und Abrechnungen ($ 126 Abj. 2 des Invalidenverfiherungd: 
gejeßes) werden im Wege ber Verfügung erledigt. Dies gilt 
auch für Einſprüche und Widerfprüche gegen derartige Maß: 
regeln, joweit fie auf Grund des Geſetzes dom 22. Juni 1889 
noch zu erledigen find. Handelt es ſich dabei um eine noch 
nicht entſchiedene Frage von erheblicher grundjäßlicder Bes 
deutung oder foll von einer früheren Entjcheidung abgewichen 
werden, jo ift die Sade an die Abtheilung für Invaliden: 
verficherung zur Beichlußfaffung zu verweiſen. 


IV. Schlußbeſtimmungen. 
$ 48. Das Berjahren vor dem Reich3-Verficherungdamt 
+ Loftenfrei; ein Erſatz der durch dieſes Verfahren dem Reichs: 
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Derfiherungsamte verurjachten baaren Auslagen durch bie 
Parteien findet nicht ftatt. Doc ift das Reichg-Verficherung?: 
amt befugt, den Betheiligten ſolche Koften des Verfahren? 
zur Laſt zu legen, weldde durch Muthiwillen oder durch ein 
auf Berichleppung oder Srreführung berechnete Verhalten 
berjelben veranlaßt find (8 19 Abſ. 2 des Gejekes, betreffend 
die Abänderung der Unfallverficherungsgeſetze). 

Dieſe Beträge werden in derjelben Weile beigetrieben wie 
Gemeindeabgaben und fließen, joweit e8 ſich um die bem 
Neicha-Derficherungsamt erwachſenen Koſten handelt, in bie 
Reichätafie. 

8 49. In Betreff der Geſchäftsſprache vor dem Reiche: 
Berfiherungdamte firrden die Beftimmungen der $8 186 ff. 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entfprechende Anwendung. Ein: 
gaben, welche nicht in deutjcher Sprache abgefakt find, werden 
nicht berüdfichtigt. 

8 50. Borladungen und fonftige nur dem Gejchäfts- 
betriebe dienende formularmäßige Schreiben werden durch bie 
Unterſchrift eines dazu beftimmten Beamten und unter Bei: 
fügung des Siegels des Reichs-Verficherungsamts beglaubigt. 

Das Reicha:VBerficherungsamt führt zwei Siegel: 

1. ein großes Siegel, welches dem Siegel bed Reichsgerichts 
entfpricht und nur bei fürmlichen Ausfertigungen, ine: 
befondere der Urtheile, gebraucht wird, 

2. ein kleineres Siegel, welches ben bei den Gejanbtichaften 
des Deutichen Reichs eingeführten Siegeln entjpricht, 

mit der Umfchrift: „Reich: Verficherungdamt.”. 

$ 5l. Die Auzfertigungen und Reinjchriften ergehen 
unter der Unterfchrift: „Das Reicha-Verfiherungsamt”. Dabei 
ift, joweit e3 fih nicht um gemeinfame Angelegenheiten oder 
um Urtheile der Senate ($ 44) handelt, die in Betracht 
fommende Abtheilung zu bezeichnen (Abtheilung für Unfall: 
verficherung, Abtheilung für Snvalidenverfidherung). 

8 52. Am Schluffe eines jeden Jahres hat dag Reiche: 
Derfiherungsamt dem Reichalanzler (Reichgamt des Innern) 
einen Gejchäftsbericht einzureichen. 

$ 53. Diefe Verordnung tritt am 1. November 1900 
in Kraft. 

Mit demjelben Zeitpuntt verlieren die Berorbnnungen, 
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betreffend die formen des Verfahrens und den Geſchäftsgang 
bes Neich8-Verficderungdamts, vom 5. Auguft 1885 (Reiche: 
Geſetzbl. S. 255) und 13. November 1887 (Reichs-Geſetzbl. 
©. 523) ſowie die Verordnung, betreffend die Formen bes 
Verfahrens und den Geſchäftsgang des Reichs-Verſicherungs⸗ 
amts in ben Angelegenheiten der Invalidenverficherung, vom 
6. Dezember 1899 (Reichd-Gejegbl. S. 687) ihre Geltung. 

Die erfimalige Beitimmung der Mitglieder des erweiterten 
Senats (8 24 Abt. 2) gilt für die Zeit bis zum 31. Dezember 
1901. 


Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigebrudtem Kaiferlichen Infiegel. 
Gegeben Homburg vd. d. Höhe, den 19. Oktober 1900. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Graf von Poſadowsky. 


Unlage 7. 
Verordnung, 
betreffend daS Berfahren vor den Schiedsgerichten für 
" kerhrrfiherung, 8 


Yom 22. Houember 1900 (RGBl. S. 1031). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaifer, 
König von Preußen ıc. 

verorbnen auf Grund des 8 106 Ab. 6 des Invalidenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes (Reichs-Geſetzbl. 1899 ©. 463) und im Hin: 
bli€ auf $ 3 des Geſetzes, betreffend die Abänderung der 
Unfallverfiherungsgejege, vom 30. Juni 1900 (Reichs⸗Geſetzbl. 
©. 335) im Namen des Reiche, nach erfolgter Zuftimmung 
des Bundesrathe, was folgt: 


L Ullgemeine Beitimmungen. 


81. 
Beeidigung der Mitglieder des Schiedsgerichts. 
Der Vorſitzende des Schiedsgericht? und deſſen Stellver- 
treter werden von einem Beauftragten der Yandes: Zentral: 
behörde des Bundesſtaats, in welchem der Sit des Schieds⸗ 
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gerichts belegen ift, die Beiftter dagegen von dem VBorfigenben 
des Schiedsgerichts auf die Erfüllung der Obliegenheiten ihres 
Amtes beeidigt. 

Die Beeidiqung ber Beifiger erfolgt bei ihrer erſten Dienſt⸗ 
leiftung in öffentlicher Sitzung; fie gilt für die Dauer der 
Wahlperiode. Im Falle der Wiederwahl genügt die Der: 
weiſung auf die frühere Beeidigung. 

Im Debrigen finden auf die Beeidigung die VBorfchriften 
des 8 51 des Gerichtsverfafſungsgeſetzes entiprechende Ans 
wendung. 82 


Befugniſſe des Vorſitzenden. 

Die Leitung und Beauffichtigung des Geſchäftsganges 
bei dem Schiedögerichte Liegt dem DVorfikenden und im Falle 
ber Behinderung jeinem Stellvertreter ob. Der Vorfitzende 
Öffnet die eingehenden Sendungen, vertheilt die Gejchäfte, bes 
ftimmt die Sigungen, zeichnet die Verfügungen, vollzieht die 
Reinfchriften und trifft in Degiehung auf die Führung ber 
Geſchaͤftskontrolen bie erforderlichen Anordnungen. Ex der: 
pflichtet eidlich die Beamten des Schiedögerichts, ſoweit fie 
nicht bereit als Beamte der Verficherungsanftalt einen Dienft- 
eid geleiftet haben, und übt über fie die unmittelbare Dienft- 
aufficht aus. Disziplinarftrafen gegen diejelben verhängt, ſo⸗ 
fern fie bei dem Schiedögericht im Hauptamt angeftellt find, 
der Borftand der Berficherungsanftalt, im Uebrigen die ihnen 
im Hauptamte vorgeſetzte Dienftbehörde (ß 104 Abi. 5 in Ver: 
HN, mit 8 83 Abj.1, 3 Sat 2 des Invalidenverficherungs⸗ 
gejeße?). 

Der Vorſitzende jet die den Beiſitzern ftatutenmäßig zu 
gewährenden Bezüge feit und ift befugt, Beifiber, welche die 
Wahl ohne zuläffigen Grund ablehnen, ohne genügende Ent» 
ſchuldigung zu den Sigungen nicht rechtzeitig fich einfinden 
ober ihren Obliegenheiten in anderer Weife fich entziehen, 
mit Geldftrafen zu belegen (8 104 Abi. 5 in Verbindung mit 
8 83 Abf. 3 Sat 1, 8 90 Ab]. 2,8 94 a. a. D.). 


Die Beifiber haben dem Vorfitenden Anzeige zu machen, 
wenn durch Aenderung in ihren perjönlichen Berhältniffen 
die Borausfegungen ihrer Wählbarkeit nachträglich wegfallen. 


Biloty, Unfallverfiherungdgefeße. 36 
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Werden dem Vorfitzenden Thatfachen befannt, welche die 
MWählbarkeit eines Beifitzers ausschließen oder fich ala grobe 
Berlegungen feiner Amtspflicht darftellen, jo hat er diejen 
Beifiter zu ben Situngen einftwweilen nicht einzuberufen und 
ihn, nachdem ihm Gelegenheit zur Aeußerung gegeben worden 
ift, feines Amtes zu entheben ($ 104 Abſ. 5 in Verbindung 
mit 8 91 a. a. D.). Gegen die dieje Enthebung ausſprechende 
Derfügung, welche die derjelben zu Grunde liegenden That: 
fadhen angeben muß, kann von dem Beifiter innerhalb eines 
Monats nad) der Zuftellung bei dem Schiedsgerichtsvorfitzenden 
ober bei dem Schiebsgerichte Beſchwerde eingelegt erben. 
Der Borfigende hat die Beſchwerde unter Beifügung der Ber: 
handlungen und einer Aeußerung unverzüglich ber höheren 
Verwaltungsbehörde einzureichen; dieſe entjcheidet endgültig. 
Die Beftimmung bed 8 114 Abſ. 3 a. a. O. findet entjprechende 
Anwendung. Die Fähigkeit eines Beifikerd, ala ſolcher an 
einer Siung Theil zu nehmen, erliſcht, jobald der Enthebung?: 
beſcheid rechtäfräftig geworden ifl. 


83. 
Zuziehung der Beiſitzer. 

Die Reihenfolge, in welcher die Beifitzer bei Streitſachen 
aus der AInvalidenverficherung in der Regel zu den Verhand⸗ 
lungen zuzuziehen find, wird durch daß Statut der Ber: 
fiderungsanftalt beftimmt ($ 106 Abj. 5 in Verbindung mit 
8 83 Abi. 2 des Invalidenverſicherungsgeſetzes). 

In Streitſachen aus der Unfallverficherung ($ 7 Abf. 1 
des —I — betreffend die Abänderung der Unfallverficherungs⸗ 
gejeße) beitimmt der Vorfigende unter Beachtung des Statuts 
der Verficherungsanſtalt, und zwar regelmäßig für jedes Halb: 
jahr im voraus, getrennt für die einzelnen Berufszweige die 
Reihenfolge, in der die Beifiter zuzuziehen find, ſoweit es fich 
um Unfälle 

1. in der Land» und Trorftwirthichaft, 
2. im Bergbaubetriebe, 
3. in pen fonftigen ber Verficherung unterliegenden Be: 
rieben 
handelt. Abweichungen von ber feftgefeßten Reihenfolge find 
unter Angabe der Gründe aktenkundig zu machen. Für bie 
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Entſcheidung bei Unfällen im Bergbaubetriebe kann von ber 
Vorausbeſtimmung der Reihenfolge der Beiliger, unbejchadet 
der Beitimmung im 8 7 Abf. 1 a. a. O. bei denjenigen Schieds⸗ 
gerichten abgeſehen werden, bei welchen ein Bedürfniß für 
die Voraudbeftimmung nicht befteht. 

Der Antrag eines Entſchädigungsberechtigten, zur Der: 
handlung und Entjcheidung in einem einzelnen alle ab: 
weichend von der feftgejegten Reihenfolge Beifiter aus den 
Betrieben derjenigen Berufsgenofjenichaft oder Ausführungs- 
behörde zuzuziehen, welcher der Betrieb, in dem fich der Un⸗ 
fall ereignet hat, angehört ($ 7 Abf. 2 a. a. O.), ift in der 
Regel bei Einreihung der Berufungzschrift zu ftellen. Der 
gleise Antrag einer Berufsgenofjenichaft oder Ausführungs: 

ehörde ift in der Regel bei Einreichung der Gegenschrift zu 
ftellen. Der Schiedögerichtövorfigende hat jedoch auch jpäter 
eingehende Anträge folder Art bis zur Anberaumung des 
Zermind zur mündlichen Verhandlung zuzulafien. 

Wird der Antrag abgelehnt, jo ift dem Antragfteller 
ein mit Gründen zu verjehender Beicheid in Ausfertigung 
zuguftellen. In dem Beſcheid ift darauf hinzuweiſen, daß der 
Antragiteller vor Beginn der Verhandlung eine Entjcheidung 
des Schiedsgericht? über den Antrag beanipruchen fann. 

Wird der Antrag erft nad) Anberaumung des Termin? 
zur mündlichen Verhandlung geftellt, jo entfcheidet, fofern 
dem Antrage nicht ſchon von dem Vorfitenden ftattgegeben 
worden ift, das Schiedögericht jelbit. 

4 


Ablehnung der Mitglieder bes Schiedsgerichts. 
Die Beftimmungen in den 88 41 ff. der Eivilprozehorb: 
nung über die Ausfchliegung und Ablehnung ber Richter 
finden auf die Mitglieder der Schiedögerichte entiprechende 
Anwendung. Jedoch beichließt über ein Ablehnungsgeſuch 
in Betreff des Vorfigenden das Schiedögericht, in Betreff der 
Beifiter der Borfißende. 
ei dem Beſchluß über ein Ablehnungzgefuch in Betreff 
des Vorfigenden hat diefer nicht mitzuwirken. An feiner Stelle 
führt dabei der dem Lebensalter nach ältefte Beifiter den 
Vorfitz. Grgiebt fi) bei der Abftimmung über das Geſuch 
Stimmengleichheit, jo gilt dasſelbe für abgelehnt. 
| 36* 
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Der Beihluß Tann, wenn das Ablehnungsgefuch für un- 
begründet erklärt wird, nicht für fich allein, jondern nur mit 
ber Entjcheidung in der Hauptjache angefochten werden. 


U. Borfchriften über das Berfahren. 
85 


Erhebung der Berufung. 

Die Derufung auf ſchiedsgerichtliche Entfcheidung muß 
innerhalb eines nat? nach der Zuftelung des Beſcheids 
bei dem zuftändigen Schiedögericht eingegangen fein (8 114 
Abi. 2 bes Invalidenverſicherungsgeſetzes, 8 76 Abi. 2 bei 
Gewerbe-Unfallverficherungsgefebes, 8 82 Abi. 2 des Unfall- 
Derficherungsgejeßed für Land» und Yorftwirthichaft, 8 37 
Abf. 1 des Bau-Unfallverficherungsgejeßes, 5 80 Abj. 4 des 
See-Unfallverficherungsgefebes in Verbindung mit 8 36 diejer 
Verordnung). Die Frift gilt auch) dann ala gewahrt, wenn 
innerhalb derfelben die Berufung bei einer anderen inländi: 
ſchen Behörde oder in Streitfachen auß der Unfallverficherung 
bei einem Genofjenfhaftsorgen, in Angelegenheiten der See: 
Unfollverfiderung aud bei einem beutfchen Seemanndamt. 
im Ausland eingegangen ift. Dieſe Stellen haben die Be: 
rufungsschrift ungefäumt an das zuftändige Schied3gericht 
abzugeben. 

Zuftändig ift in Streitfachen aus der Invalidenver— 
fiherung dasjenige Schiedägericht, zu deſſen Bezirke die untere 
Derwaltungsbehörde oder Rentenftelle gehört, die gemäß $ 112 
Abf. 1 des Snvalibenverficherungsgejfeged mit dem Renten- 
anſpruche befaßt geweſen ift. In Streitfachen aus der Unfall- 
verfiherung ift, abgejehen von den gegen die See-Berufs- 
genofjenfchaft gerichteten Anſprüchen, dasjenige Schiedögericht 
zuftändig, in deſſen Bezirke der Betrieb, in welchem der Un: 
fall fich ereignet hat, belegen ift (8 76 Abf. 2 des Gewerbes 
Unfallverficherungsgefeßes, 8 82 Abf. 2 des Unfallverficherungs⸗ 
gejeßes für Land: und Yorftwirthichaft, 8 37 Abf. 1 des Bau⸗ 
Unfallverfiherungagejeßes). Für die Enticheidung auf die gegen 
die See-Berufsgenoſſenſchaft gerichteten Berufungen ift das 
Schiedsgericht zuftändig, in deſſen Bezirke der Heimathshafen 
desjenigen Fahrzeugs belegen ift oder derjenige Betrieb feinen 
Sitz hat, auf ober in welchem der Unfall fich ereignet hat. 
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Iſt der Dein atbehelen nicht im Bezirk eined Schiedsgerichts 
belegen, To ift da8 für den Sit der Berufsgenoſſenſchaft zu« 
ftändige Schtebögericht zur Entſcheidung zuftändig ($ 80 Abf.2 
des See⸗Unfallverficherungsgeſetzes). 

In der Berufung ſollen der Gegenſtand des Anſpruchs 
bezeichnet und die für die Entſcheidung maßgebenden Thate 
ſachen unter Angabe der Beweismittel angeführt werden; 
auch ift die Verficherungsanftalt, Berufsgenoſſenſchaft oder 
Ausführungsbehörde, welche den angefochtenen Beſcheid er⸗ 
theilt hat, zu benennen. 

Die Berufung kann ſchriftlich oder zu Protokoll des 
Schiedsgerichts, einer anderen inländiſchen Behörde, in Streit⸗ 
ſachen aus der Unjallverfierung auch zu ‘Protokoll eines 
Genoſſenſchaftsorgans bezw. eines deutſchen Seemannsamts im 
Ausland erhoben werben. Bet fchriftlicher Erhebung ift dem 
Schriftfa eine Abjchrift beizufügen. 


8 6. 
Streit über die Zuftändigfeit. 


Entfteht unter mehreren Schiedögerichten Streit über 
ihre Zuftändigfeit, jo enticheidet das Reichs-Verfichevungsamt. 
In Streitſachen aus ber Unfallverficherung tritt an deſſen 
Stelle das Landes: Verficherungsamt, fofern die Entſcheidung 
auf einen Rekurs dieſem zufteht. 

87. 
Berfahren bei Eingang der Berufung. 

Der Zeitpunkt des Einganged der Berufung ift jofort 
jowohl auf der Berufungsjchrift wie auf ber beigefügten 
Abſchrift zu vermerken. Iſt der Berufung eine Abjchrift nicht 
beigefügt (8 5 Abf. 4), jo ift feitend des Schiedsgerichts eine 
folche zu fertigen und auf diefe der Vermerk des Einganges 
zu übertragen; die Koften dieſer Abjchrift Tönnen von dem 
Berufenden eingezogen werden. 

Richtet fi die Berufung gegen einen auf Grund der 
Unfallverfiherungsgefete ergangenen Bejcheid oder gegen einen 
Beicheid des Vorftandes der Verficherungsanftalt oder gegen 
einen ben Anfpruch auf Rente nur zum Theil anerfennenden 
Beſcheid einer Nentenftelle, ſo hat der Vorfitende bes Schieds⸗ 
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gericht? dem Vorſtande der Berufögenofienjchaft oder berufs- 
genofjenfchaftlicden Sektion, der Ausführungsbehörde oder dem 
Vorftande ber Verfiherungsanftalt die Abfchrift der Berufung 
mit dem Erjuchen mitzutheilen, die Vorverhandlungen einzus 
fenden. 

Legt der Rentenbewerber Berufung gegen den Beicheid 
einer Rentenftelle ein, durch welchen eine beantragte Rente 
verfagt, die Entziehung einer Invalidenrente oder die Ein: 
ftelung von Rentenzahlungen ausgeſprochen worden ift, fo 
hat der Vorfibende bes Schiedsgerichts die VBorverhandlungen 
der Rentenftelle einzuforden. 

Legt der Vorftand ber Verficherungsanftalt in den Fällen 
bes 8 129 Ab. 4 des Invalidenverficherungsgefeßes gegen den 
Beſcheid einer Rentenftele Berufung ein, jo hat er jeiner 
Berufungsſchrift die ihm überſandten Berhandlungen der 
Rentenftelle, verjehen mit bem Vermerke des Einganges bei 
der Berficherungsanftalt, beizufügen. 

Die einzufendenden Borverhandblungen müſſen fämmtliche, 
bei der Berufsgenofjenichaft und deren Organen, bei der Aus⸗ 
führungsbehörde, der Verfiherungsanftalt und der Renten: 
ftelle vorhandenen Schriftftüce, die fi) auf den geltend ge 
machten Anſpruch beziehen, enthalten, einjchließlich derjenigen, 
welche fih in Vorakten befinden. 

88. 
Abweifung durch Beicheid. 

Iſt die Berufung nicht rechtzeitig eingelegt, oder ift das 
Schiedsgericht gejeglich zur Enticheidung über die der Ber 
rufung zu Grunde liegenden Beichwerdepunfte nicht zuftändig, 
jo kann der Borfigende die Berufung durch einen mit Gründen 
zu verſehenden Bejcheid zurückweiſen. Die Anfertigung einer 
Abſchrift der Berufung ſeitens des Schiedsgericht? ($ 7 Abi. 1) 
fann in diefen Fällen einftweilen unterbleiben. 

Der Berufende ift befugt, innerhalb zwei Wochen vom 
Zage der Zuftellung des Beſcheids ab bei dem Schiedögerichte 
die Anberaumung eines Termin? zur mündlichen Verband: 
lung zu beantragen. 

Die vorftehende Befugniß ift dem Berufenden in dem 
Beicheide zu eröffnen. 
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Die Ablehnung von Anträgen auf mündliche Berhand: 
ne fonn nur dur Enticheidung des Schiebögericht? er- 
olgen. 


89. 
Beantwortung der Berufung. 

Dem Borftande der Berufögenofienfchaft oder berufs⸗ 
genofjenichaftlichen Sektion, der Ausführungsbehörde oder dem 
Borftande der Verficherungsanftalt ift im alle des $ 7 Abi. 2 
bei Ueberjendung der Abjchrift der Berufung anheimzuftellen, 
eine Gegenfchrift einzureichen. In den Fällen des $ 7 Abj.3, 4 
hat der Vorfitende, jofern die —— des 88Abſ. 1 
nicht vorliegen, die Abſchrift der Berufung dem Gegner mit 
der Anheimgabe mitzutheilen, eine Gegenſchrift einzureichen. 

Die Friſt zur Einreichung der Gegenſchrift iſt in der 
Regel auf nicht länger als zwei Wochen zu bemefien. Zus 
gleich ift darauf hinzumeijen, daß, wenn die Gegenichrift 
innerhalb der Friſt nicht eingeht, die Entſcheidung nad) Yage 
ber Alten erfolgen werde. Die Frift kann auf Antrag aus 
wichtigen Gründen verlängert werden. 

Der Gegenſchrift und etwaigen weiteren Schriftjäßen find 
zur. Zuftelung an den Gegner Abjchriften beizufügen. Die 
Beitimmungen des $ 7 Abi. 1 Sab 2 finden Anwendung. 

In einfachen Fällen, ſowie dann, wenn das thatjächliche 
Verhältniß aus vorliegenden Akten und Urkunden fi) fofort 
feftftellen läßt, Tann ohne vorgängigen Schriftwechjel Termin 
zur mündligen Berhandlung anberaumt werden. Den Be: 
theiligten ift in den Fällen des $ 7 Abſ. 3, 4 gleichzeitig mit 
ber Benachrichtigung vom Termine die Abfchrift der Berufung 
mitzutheilen. 


8 10. 
Unterzeichnung der Schriftfäße und Vertretung der 
Parteien. 

Berufungen und Gegenfchriften müſſen entiweder von den 
Betheiligten felbft oder von ihren gefeglichen Vertretern oder 
von ihren Bevollmächtigten unterzeichnet fein. Die Vollmacht 
muß jchriftlich extheilt werden. Ehegatten, Verwandte der 
auffteigenden Linie und großjährige Verwandte der abiteigenden 
Linie können auch ohne jchriftliche Vollmacht zur Vertretung 
zugelafjern werden. 
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Das Schiedegericht kann Bevollmächtigte und Beiflände, 
welche das mündliche Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig 
betreiben, zurückweiſtn. Dieſe Vorſchrift findet keine An- 
wendung auf Rechtsanwälte und auf Perjonen, denen das 
mündliche Berbandeln vor Gericht durch eine ſeitens der Juſtiz⸗ 
verwaltung getroffene Anordnung geftattet ifl. 

Tie Prozeßiähigkeit einer Partei ſowie die Legitimation 
eines Vertreters find von Amtäwegen zu prüfen. 

Nichtprozeßfähigen Parteien, welche ohne geſetzlichen Ber: 
treter find, kann bis zum Eintritte des gejeglichen Vertreter 
bon dem Vorfitenden ein bejonderer Vertreter beftellt werden. 
Derſelbe tft beruct, alle Parteirechte zum Zwecke der Durd; 
führung des Feſtſtellungsverfahrens wahrzunehmen. Eine Be 
fugniß zur Empfangnahme von Zahlungen fieht demfelben 
nicht zu. Das Gleiche gilt, wenn der Aufenthaltsort des 
geieplichen Nertreterd unbefannt oder vom Site des Schieb:- 
gerichtö weit entjernt iſt. Die nichtprogeßfähige Partei iſt 
auf ihr Verlangen jelbft zu hören. Die Koſten des bejonberen 
Verfahrens gelten al3 aubergerichtliche Koften. 


$ 11. 
Mündliche Berhbandlung. 


Die Entiheidung erfolgt auf Grund münblicher 5 Ber: 
handlung vor dem Echiedägerichte. Der Termin hierzu wird 
von dem Vorfigenden anberaumt. 

Tie Betheiligten werden von bem Termin, in ber Regel 
mittelft eingeichriebenen Briefes, mit dem Bemerken in Kennt: 
niß gejeßt, dab im Falle ihres Ausbleibens nad) Lage ber 
Akten werde entjchieden werden. Ein Ausweis hierüber muß 
zu den Alten gebracht werden. 

Hält das Schiedsgericht das perjönliche Gricheinen eines 
Betheiligten für angemefjen, fo hat es demſelben zu eröffnen, 
daß aus feinem Nichtericheinen ungünftige Schlüfjfe für feinen 
Anspruch gezogen werden fönnen. 


8 12. 
Ort der Berhandlung. 


Die mündliche Verhandlung findet in ber Regel am 
Sitze des Echiebagericht3 flatt. Der Vorfitzende ift ieboch bes 
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fugt, das Schiedsgericht zu einer Sitzung an einen anderen 
Ort feines Bezirkes zu berufen, wenn bie zur Eriparung an 
Koften oder Reifen, zur Aufllärung des Sachverhalts oder 
zur Erleichterung der Beweißaufnahme zweckmäßig ericheint. 


8 13. 
Deffentlichleit de3 Verfahren. 


Die mündliche Verhandlung erfolgt in öffentlicher Sitzung. 
Die Deffentlichkeit kann burch einen Öffentlich zu verfündenden 
Beichluß ausgejchloffen werben, wenn das Schiedsgericht dies 
aud Gründen des Öffentlichen Wohles oder ber Gittlichkeit 
für angemefjen erachtet. | 

Die Vorfehriften der 88 176 bis 182, 184 des Gerichts: 
hen über die Aufrechterhaltung der Orbnung 
finden entjprechende Anwendung. Ueber die Beſchwerde gegen 
Ordnungsſtrafen entjcheidet endgültig die höhere Verwaltungs» 
behörde, in deren Bezirke ſich der Sit des Schied3gericht? 
befindet. Die Beſchwerde ift binnen zwei Wochen nach der 
Zuftellung der Strafverfügung bei ber zur Entſcheidung zu: 
ftändigen Stelle einzulegen. 

Die vom Schiedsgerichte Feftgefehten Strafen werden in 
derjelben Weife beigetrieben wie Gemeindeabgaben und fließen 
bei Streitfadhen aus der Invalidenverficherung in die Kafſe 
der Berfiherungsanftalt, bei Streitfaden aus der Unfall: 
verfiherung in die Kaſſe der Berufögenofienfchaft oder ber 
Ausführungsbehörde. 


8 14. 

Die mündliche Verhandlung beginnt mit der Darftellung 
des Sachverhalts durch den Vorſitzenden oder durch einen von 
diefem ernannten Berichterftatter. Demnächſt find die er- 
ſchienenen Betheiligten zu hören. Der Vorfitende hat jedem 
Beifiger auf Verlangen zu geftatten, Fragen zu ftellen. 


8 15. 
Erledigung der Berufung durch Bergleid. 


Eine Berufung kann durch Vergleich erledigt werben, 
wenn diejer fich auf den ftreitigen Anſpruch jelbft und auf 
die etwaigen außergerichtlichen Koften erftredt. 
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8 16. 
Siyungsprototoll. 

Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung 
eines vereidigten Protokollführers. Bon demjelben ift em 
Protokoll aufzunehmen, welches die Namen des Borfikenden 
und der mitwirtenben Beifiker, deren Eigenfchaft als Bor: 
figenbex, Arbeitgeber ober Ürbeitnehmer ſowie die Bezeich⸗ 
nung des Berufs der Beiſitzer enthält und ben Gang ber 
Werhanblung im Allgemeinen angiebt. 

Außerdem find duch Aufnahme in das Protokoll feft- 
zuftellen: 

1. Erklärungen ber Parteien, welche bie Zurüdnahme einer 
Berufung beaiveden, ferner Anerlenntniffe, VBerzichtleift: 
ungen, Vergleiche; 
2. ſolche Anträge und Erflärungen der Parteien, welche 
von den Schriftjähen abweichen; 
3. die Ausfagen der Zeugen und Sachverftändigen, ſoweit 
diefelben Feliber nicht abgehört waren oder von ihrer 
früheren Ausſage abweichen; 
. die Ergebniffe eines Augenſcheins; 
. Beichlüffe des Schiedögericht? und die Urtheilsformel. 
Das Protokoll ift, jomweit in demfelben Vergleiche, Ans 
erfenntniffe oder Werzichtleiftungen feftgeftellt worden find, 
ben Betheiligten vorzulefen. In dem Protokoll ift zu be 
merken, daß die Vorlefung ftattgefunden hat und daß bie 
Denehmigung erfolgt ift, oder welche Einwendungen erhoben 
worden find. 

Das Protokoll ift von dem Borfitenden und dem Proto: 

follführer zu unterzeichnen. 7 


5 17. 
Beweißaufnahme, 

Das Gericht hat den zur Klarftellung des Sachverhalts 
erforderlichen Beweis in vollem Umfange zu erheben, ohne 
Rücfiht darauf, ob dieſer Beweis von den Parteien ans 
getreten worden ift oder nicht. 

Der Vorſitzende ift befugt, zur mündlichen Verhandlung 
auch ohne vorausgehenden Bejchluß des Schiedögericht? Zeugen 
und Sachverſtändige vorzuladen jowie das perfönlicdhe Er: 
ſcheinen eines Betheiligten anzuordnen ($ 11 Abf. 3 dieſer 


Cum 
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Verordnung, 8 9 Abf.5 des Geſetzes, betreffend die Abänderung 
ber Unfallverficherungsgeſetze). Ä 

Die Beweiserhebung erfolgt in der Regel in der münd⸗ 
lichen Verhandlung. Das Schiedögericht ift jedoch befugt, den 
Beweis durch ein Mitglied oder gemäß 8 172 des Invaliden⸗ 
verficherungsgeſetzes, $ 144 des Gewerbe⸗Unfallverficherungs⸗ 
li $ 154 des Unfallverfiherungsgefetes für Land: und 
Forſtwirthſchaft, $ 45 Abi. 2 des Bau-Unfallverficherung?: 
geſetzes, 8 141 des See-Unfallverficherungsgejches durch eine 
Öffentliche Behörde erheben zu laſſen. Geeignetenfalls fteht 
die Befugniß der Beweiserhebung auch bem Vorfigenden fchon 
or Anberaumung des Termins zur mündlichen Verhand⸗ 
ung zu. 

Die Bewweißverhandlungen find unter Zuziehung eines 
vereidigten oder durch Handichlag zu verpflichtenden Protofoll- 
führers aufzunehmen; die Betheiligten find zu benachrichtigen. 


8 18. 

Hinfichtlich der Verpflichtung, fih ala Zeuge oder Sach⸗ 
verftändiger vernehmen zu lafien und die Ausfagen eidlich 
zu erhärten, finden die Beftimmungen der Civilprozeßordnung 
entjprechende Anwendung. Insbeſondere ift das Schiedagericht 
befugt, gegen Zeugen und Sachverftändige, welche fich nicht 
oder nicht rechtzeitig zu den Sigungen einfinden, ober ihre 
Ausfage oder die Eidezleiftung ohne Angabe eine Grundes 
oder, nachdem der vorgeſchützte Grund rechtöfräftig für un« 
erheblich erklärt ift, verweigern, eine Gelbftrafe bis zu drei: 
hundert Mark feftzufegen. Kommt die VBerhängung oder Bolls 
ftredung don Zwangsmaßregeln in Frage, jo ift um diefe 
da8 Amtsgericht zu erjuchen, in befien Bezirke die Zeugen 
oder Sachverſtändigen ihren Wohnfig oder in Ermangelung 
eine jolcden ihren Aufenthalt haben. Auf Militärperfonen, 
welche dem aktiven Heere ober der aktiven Marine angehören, 
finden die Borjchriften des $ 380 Abf. 4, 8 390 Ab. 4, 8 409 
Abi. 3 der Eivilprozeßordnung Anwendung. 

Gegen die Beichlüffe des Schiedsgerichts findet binnen 
einer Friſt von zwei Wochen nach deren Zuftellung die Be: 
ichwerde an dad Reich8:Verficherungsamt ftatt, in Streitſachen 
aus der Unfallverficherung tritt an deſſen Stelle das Landes» 
Berficherungsamt, fofern die Entfcheidung auf einen Rekurs 
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diefem zufteht; bie Beſchwerde ift fchriftlich beim Schieds⸗ 
gericht einzulegen. 

Erfolgt nachträglich eine genügende Entjchuldigung für 
da3 Verhalten des Zeugen oder Sachverftändigen, jo find bie 
getroffenen Anordnungen twieder aufzuheben. 

Die Beitimmung bed $ 13 Abf. 3 findet Anwendung. 
Die Zeugen und Sachverftändigen erhalten Gebühren nad 
Maßgabe der Gebührenordnung für Zeugen und Sachver: 
ftändige (Reichs-Geſetzbl. 1898 ©. 689). 


8 19. 
Entſcheidung. 

Das Schiedsgericht entſcheidet innerhalb der erhobenen 
Anſprüche nach freiem Ermeſſen. Bilden ſich in Beziehung 
auf Summen, über welche zu entſcheiden iſt, mehr als zwei 
Meinungen, deren keine die Mehrheit für fich hat, ſo werden 
die für die größte Summe abgegebenen Stimmen den für bie 
zunächſt geringere abgegebenen jolange hinzugerechnet, bis fich 
eine Mehrheit ergiebt. 

Die Berathung und Beichlußfaffung erfolgt in nicht: 
öffentlicher Sitzung; hierbei dürfen nur Mitglieder mitwirken, 
vor welchen die mündliche Verhandlung ftattgefunden hat. 


g 20. 
Gerichtliche Koften. 

Die Feſtſetzung der gerichtlichen Koften de3 Verfahren, 
die nach $ 107 Abſ. 1 des Invalidenverſicherungsgeſetzes vor- 
behaltlich der Beftimmung des $ 10 Abf. 2 des Geſetzes, be- 
treffend die Abänderung der Unfallverſicherungsgeſetze, die 
Berfiherungsanftalt zu tragen hat, erfolgt durch den Bor: 
fitenden des Schiedögerichtt. Wird feine Feſtſetzung ange: 
fochten, jo ift die Enticheidung des Schiedsgericht? herbei: 
zuführen. 

Gegen biefe Enticheidung findet Beſchwerde an ba? 
Reichs-Verſicherunggamt ftatt. Die Beichwerde ift binnen 
einem Monate nad) der Zuftelung des Feſtſetzungsbeſcheids 
fchriftlich beim Schied3gericht einzureichen, das, wenn e3 die 
Beſchwerde für begründet erachtet, ihr ftattgeben Tann. An: 
derenfall3 ift die Beſchwerde mit einer gutachtlichen Aenßerung 
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unter Beifügung ber Berhandlungen dem Reichs⸗-Verſicherungs⸗ 
amt einzureichen. 

Der Borfigende des Schiedögericht3, in Streitfachen aus 
der Unfallverficherung aber dag Schied3gericht, Tann den Be- 
theiligten ſolche Koften des Verfahren? zur Laſt legen, welche 
durch Muthwillen oder durch ein auf Verſchleppung oder 
Irreführung berechnetes Berhalten veranlaft worden find 
(8 104 Abi. 5 in Verbindung mit $ 64 Abi. 5 des Invaliden⸗ 
verficherungsgejeßes; 8 10 Abſ. 4 des Geſetzes, betreffend bie 
Abänderung der Unfallverficherungsgejeße). 


8 21. 
Außergerihtlide Koften. 

Dad Schiedsgericht hat, ohne daß es eined Antrags be- 
darf, zuglei mit der Enticheidung über die Hauptſache zu 
prüfen, ob und in welchem Betrage die unterliegende Partei 
bem Gegner die ihm in dem DVerfahren vor dem Scied2: 
gericht erwachjenen Koften zu erjtatten hat. Die Feſtſetzung 
des Betragd erfolgt nad freiem Ermefjen. Dasſelbe gilt, 
folange nicht duch die im 8 20 bes Geſetzes, betreffend die 
Abänderung der Unfallverfiherungsgefeße, vorgejehere Ver: 
ordnung etwas Anderes beftimmt wird, unter Berüdfichtigung 
der zwedentjprechend aufgeiwendeten Zeit und Mühewaltung 
auch für Rechtsanwälte ſowie fonftige Vertreter und Beiftände 
der Parteien. 

Die don einer Partei zu erftattenden außergerichtlichen 
Koften werden auf Antrag durch DVermittelung des Schieds: 
gericht3 in derſelben Weife beigetrieben wie Gemeindeabgaben. 


8 22. 
Abftimmung. 

Bei der Abftimmung ftimmt ber etwa beftellte Bericht- 
erjtatter ($ 14) zuerft. Im Webrigen richtet fich bei der Ab- 
ftimmung ber Beifiber die Reihenfolge nach dem Lebengalter 
bergeftalt, daß der Jüngſte zuerft ſtimmt. Der Vorfitende 
ftimmt in allen Yällen zuleßt. 


g 23. 
Berfündung. 
Der Vorſitzende verkündet den Beichluß oder bie Ent: 
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fheidung in Öffentlicher Situng. Die Verkündung kann auf 
eine fofort anzuberaumende |pätere Sitzung vertagt werden, 
welche in der Regel binnen einer Woche ftattfinden fol. 

Wird die Verfündung der Gründe für angemefjen ges 
halten, fo erfolgt fie durch mündliche Mittheilung des weſent⸗ 
lien Inhalts. s 24 


Form und Ausfertigung der Entſcheidung. 


Die Entfcheidungen enthalten eine gedrängte Darftellung 
de3 Sad): und Streitftandes auf Grund der gefammten Ver: 
handlungen unter Hervorhebung der in der Sache geftellten 
Anträge (Zhatbeftand), ferner die Entjcheidungsgründe und 
die von der Darftelung bes Thatbeſtandes und ber Ent: 
ſcheidungsgründe äußerlich zu ſondernde Urtheilsformel. Die 
Enticheidungen find in der Arſchrift von dem BVorfigenden 
zu unterfchreiben; im Falle feiner Behinderung unterjchreibt 
der dem Lebensalter nach ältefte mitwirkende Beifiter. 


8 25. 


Bei den Audfertigungen der Enticheidungen find im 
Eingange die Mitglieder des Schiedögerichtd, welche an ber 
Enticheidung Theil genommen haben, nad) Maßgabe des $ 16 
namentlich aufzuführen und der Situngstag, an welchem bie 
Enticheidung erfolgt ift, zu bezeichnen. 

Die Ausfertigungen enthalten neben dem Siegel des 
Schiedsgerichts (8 26) die Schlußformel: 

„Arkundlich unter Siegel und Unterfchrift.“ 

„Das Schiedögericht für Arbeiterverficherung 


Die Vollziehung erfolgt durch ben Vorſitzenden ober im 
Halle feiner Behinderung in Vertretung durch deſſen Stell- 
vertreter. 

Die Entſcheidungen ſollen ſpäteſtens innerhalb drei 
Wochen nach ihrer Verkündung den Parteien zugeſtellt werden. 


g 26. 

Das Schiedsgericht führt ein Siegel, welches durch die 
für den Sitz des Schiedsgerichts zuſtändige Landes⸗Zentral⸗ 
behörbe beftimmt wirbd. 
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III. Belondere Borfchriften über das Verfahren bei An: 
trägen auf anderweite Feſtſtellung der Unfall: 
entichädigungen. 


8 27. 
Der im 8 88 Abi. 3 des Gewerbe:-Unfallverficherung®: 
gejeßes, 8 94 Abf. 3 des Unfallverficherungsgefetes für Land: 
und Forſtwirthſchaft, 8 92 Abi. 3 des See-Unfallverficherungs: 


ah vorgejehene Antrag auf anderweite Tyeitftellung einer 


Entihädigung ift ſeitens ber Berufggenofjenichaft oder der 
Ausführungsbehörbe beim Schiedagerichte jchriftlich zu ftellen. 

Der DVerlegte kann den Antrag ſchriftlich oder zu Pro: 
totoll des SchiedögerichtE oder einer anderen inländijchen 
Behörbe oder eines Genoflenichaftzorgand beziehungsweiſe 
eines deutſchen Seemannsamts im Auslande ftellen. Diele 
Stellen haben den Antrag ungeſäumt an das zuſtändige 
Schiedsgericht abzugeben. 

Zuſtändig iſt dasjenige Schiedsgericht, das gemäß 8 5 
dieſer Verordnung zuſtändig ſein würde, falls es ſich um die 
Einlegung der Berufung handelte. 

Dem Antrage ber Berufsgenoſſenſchaft oder Ausführungs⸗ 
behörde find die Vorverhandlungen beizufügen. Die Unter⸗ 
lagen, auf Grund deren die Herabſetzung oder Aufhebung 
erfolgen ſoll, ſind beſonders hervorzuheben. 

Der Verletzte hat in ſeinem Antrage die Unterlagen, auf 
Grund deren die Erhöhung oder Wiedergewährung ber Rente 
begehrt wird, glaubhaft zu machen. 

Bei ſchriftlicher Stellung find dem Antrag und feinen 
Unterlagen Abfchriften beizufügen. 


8 28. 
Entfteht unter mehreren Schiebsgerichten Streit über 


ihre Zuftändigkeit, jo entjcheibet das Reichs- oder Landes: 
Verfiherungdamt ($ 6). 


8 29. 

Der Zeitpunkt des Einganges ift fofort auf dem Antrag 
und auf deſſen Abjchrift zu bemerken. ft dem Antrag eine 
Abſchrift nicht beigefügt, jo ift eine folche zu fertigen und 
auf diefe der Vermerk des Einganges zu Übertragen. Die 
Beitimmungen des $ 7 Abi. 1 Sag 2 finden Anwendung. 


| 
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8 30. 

Nah Eingang bed Antrags hat der Borfitende die Bor- 
verhandlungen, auch diejenigen des Reiche: oder Landes-Ver⸗ 
fiherungsamts, falls bei demjelben früher ein Verfahren ans 
hängig geweſen ift, einzufordern. 


8 31. 

ft das Schiebögericht geſetzlich zur Entfcheidung über 
den Antrag nicht zuftändig, jo kann der Vorfigende den An: 
trag burch einen mit Gründen zu verfehenden Beſcheid zurüd- 
weiſen. Die Anfertigung einer Abfjchrift des Antrags jeiteng 
bes Schiedsgerichts ($ 29) kann in diefem Tyalle einftweilen 
unterbleiben. 

Die Beitimmungen des $ 8 Abi. 2, 3, 4 finden ent- 
fprechende Anwendung. 


8 32. 
Sofern die Soranalehungen des 8 31 nicht vorliegen, 
hat ber Borfitende die Abjchrift des Antrags und feiner Unter: 
lagen dem Gegner mit der Anheimgabe mitzutheilen, eine 
Gegenſchrift einzureichen. 

Im weiteren Verfahren finden die Beftimmungen des 
8 9 Abſ. 2, 3 jowie der 88 10 bis 26 entjprechende Anwendung. 

8 33. 
Geſchäftsbetrieb. 

Die Schiedsgerichte unterliegen der Beauffichtigung durch 
die für ihre Sitze zuſtändigen Landes-Zentralbehörden oder 
die von denjelben zu beftimmenden anderen Behörden. 

Ueber Beichwerden der Parteien, die bie Prozekführung 
betreffen, entjcheidet in Streitfadhen aus der Invalidenver⸗ 
fiherung das Reicha:Berficherungsamt, in Streitfaden aus 
ber Unfallverficherung das Reichs-Verficherunggamt oder da3 
Bandes-Verficherunggamt, letzteres, fofern ihm die Entfcheidung 
auf einen Rekurs zufteht. 

Auf die Befeitigung von Verzögerungen oder jonftigen 
Unregelmäßigkeiten ın der Prozekführung hat das Reiche: 
oder Landes: Verficherungsamt, auch ohne daß Beichwerden 
der Partei vorliegen, hinzuwirken. Bleiben die aus dieſem 
Anlaß ergangenen Weifungen ohne Erfolg, jo find bie Auf: 
fihtsbehörben um Abhülfe zu erjuchen. 
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8 34. 
Geſchäftsſprache. 

In Betreff der Geſchäftsſprache vor dem Schiedsgerichte 
finden die Beſtimmungen in den 88 186 ff. des Gerichtsver⸗ 
fafjungsgejeßes entjprechende Anwendung. Eingaben, welche 
nicht in deutſcher Sprache abgefaht find, werben nicht be 
rüdfichtigt. 

8 35. 
Geſchäftsbericht. 

Am Schluſſe eines jeden Jahres hat der Vorfitzende des 
Schiedsgerichts dem Reichs-Verſicherunggamte zu dem von 
diefem zu beftimmenden Zeitpuntt und nad) dem von bem- 
ſelben vorzufchreibenden Mufter einen Gejchäftäbericht ein- 


zureichen. 
| 36. 


8 
Beſondere Beſtimmungen über Friſten. 

Bei Streitſachen aus der Invalidenverſicherung gelten 
für Seeleute, welche ſich außerhalb Europas aufhalten, hin—⸗ 
fichtlih der in biefer Verordnung beftimmten Friften bie 
Vorſchriften de S 167 Abi. 3 bes Snvalidenverficherungg: 
geſetzes. Bei Streitſachen aus ber See:Unfallverficherung 
gelten für Perjonen, welche fi außerhalb Europa? auf: 
halten, die gemäß 8 80 Abf. 4 des See⸗Unfallverficherungs⸗ 


gejeßes feſtgeſetzten Friſten. 


837. 
Schlußbeſtimmungen. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft, von 
welchem ab die im $ 3 des Geſetzes, betreffend die Abän— 
derung der Unfallverficherungögefege, vom 30. Juni 1900 bes 
zeichneten Schiedögerichte für Arbeiterverficherung in Thätig: 
feit treten ($ 25 a.a.D.) Mit demſelben Tage treten Die 
Beitimmungen der Verordnung über das Verfahren vor ben 
auf Grund des Unfallverſicherungsgeſetzes errichteten Schieds⸗ 
gerichten vom 2. November 1885 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 279), die 
Beitimmung im Artilel III ber Verordnung, betreffend die 
Formen bed Verfahren? und den Gejchäftsgang ded Reiche: 
Verficherungsamts ſowie das Verfahren vor den auf Grund 
der Gejebe vom 5. Mai 1886 und vom 13. Juli 1887 errich: 
teten Schiebögerichten, vom 13. November 1887 (Reichs⸗Geſetzbl. 
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S. 523) ſowie die Beitimmungen der Verordnung, betreffend 
das Verfahren vor den auf Grund des Invalidenverſicherungs⸗ 
geſetzes errichteten Schiedögerichten, vom 6. Dezember 1899 
(Reich: Gefegbl. S. 677) außer Wirkjamteit. 

Auf die zur Zeit des Inkrafttretens diefer Verordnung 
bei den Schiedögerichten ſchwebenden Berufungen finden die 
Vorſchriften diefer Verordnung Anwendung. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterjchrift 
unb beigebrucdtem Kaijerlichen Infiegel. 

Gegeben Homburg v. d. Höhe, den 22. November 1900. 

(L. S.) Wilhelm. 
Graf von Poſadowsky. 


, Unlage 8. 
Beflimmungen, 

— Fi en a —* abe u. bl Bau: 
na erungsgeſetze orzunehmenden ahlen von 
—— der Arbeiter. 

(Wahlerduung.) 

Dom 15. Auguft 1901. (A. N. XVII. 549 ff.). 

Nah den SS 113 ff. des Gewerbe-Anfallverficherungs: 
gejeßes vom 30. Juni 1900 in Verbindung mit 8 40 des Bau: 
unfalberficherungägeieges bon demſelben Tage find von ben 
Genofſſenſchafts- und Sektiondvorftänden zu der Berathung 
und Beichlußfaffung von Unfallverhütungsporfchriften ſowie 
zur Begutachtung der nad) 8 120e Abja 2 der Gewerbe: 
ordnung zu erlaffenden Vorſchriften Vertreter der Arbeiter 
zuzuziehen. Für die Wahl diefer Vertreter werden auf Grund 
des $ 114 Abſatz 3 in Verbindung mit $ 127 Abſatz 1 des 
Gewerbe-Unfallverficherungsgefeßes, ſoweit e8 ſich um Berufs: 
genofſenſchaften handelt, welche der Aufficht des Reichs-Ver—⸗ 
ficherungsamts unterftellt find, folgende Beitimmungen erlafjen. 


8 1. 
Tür jede Berufsgenofjenichaft oder, wenn bie Beruf: 
genoflenichaft in Sektionen eingetheilt ift, für jede berufs— 
genoffenfchaftliche Sektion find ſoviel Vertreter der Arbeiter 
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zu wählen, ala die Zahl der Mitglieder des Genoſſenſchafts⸗ 
beziehungsweiſe Sektionsvorſtandes beträgt. 

Für jeden Vertreter iſt ein erſter und ein zweiter Erjab- 
mann zu wählen, welche ihn in Behinderungsfällen zu er- 
fegen und im alle des Ausſcheidens für den Reft der Wahl: 
periobe in der Reihenfolge ihrer Wahl einzutreten haben. 


8 2. 
Die Wahl der Vertreter der Arbeiter und ihrer Erſatz⸗ 
männer erfolgt unter Zeitung eines Beauftragten des Reichs: 
Berficherungsamts mittelft fchriftlicher Abftimmung. 


8 3. 

MWahlberechtigt find die Ausichüffe derjenigen Verſicher⸗ 
ungsanftalten, auf deren Bezirke fich die Berufsgenofjenjchaft 
oder Sektion erftredt. An der Wahl dürfen jedoch nur Die- 
jenigen Mitglieder der Ausſchüſſe theilnehmen, die als Ber: 
treter der Verficherten berufen find. 

Sind bei der Wahl der für eine Berufögenofienihaft 
ober eine Sektion zu wählenden Bertreter die Ausſchüſſe 
mehrerer Berfiherungsanftalten betheiligt, jo werden für Die 
Wahl befondere Bezirke gebildet. Die Abgrenzung derjelben 
und die Feſtſetzung der Zahl der in jedem Wahlbezirk zu 
wählenden Vertreter der Arbeiter wird durch das Reichs— 
Derfiherungsamt bewirkt. Dabei ift in der Regel die Zahl 
der bei ben einzelnen Berfiherungsanftalten nad) Maßgabe 
der Zabelle I der Statiftil der Invalidenverficherung (Amt: 
liche Nachrichten de RVA.'s 1901 1. Beiheft Seite 50 ff.) 
vorhandenen verficherungspflichtigen Perjonen zu Grunde zu 
Iegen; doc kann das Reichs-Verſicherunggamt, wenn der 
Bezirk einer einzelnen Verficherungsanftalt für eine Berufs— 
genoſſenſchaft oder eine Sektion gar nicht oder nur in fehr 
geringem Maße oder ganz überwiegend in Betracht kommt, 
dies bei ber Feſtſetzung der Zahl der zu wählenden Vertreter 
berüdfichtigen. 


8 4. 

Die den einzelnen Ausjchüffen zuftehende Stimmenzahl 
wird in der Weile beftimmt, baß auf je volle 100000 im 
Bezirk der Berficherungsanftalt vorhandene verſicherungs⸗ 
pflichtige Perfonen eine Stimme entfällt mit der Maßgabe, 
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daß Berficherungsanftalten, in deren Bezirk weniger als 
100000 verficherungapflichtige Perfonen vorhanden find, eben- 
fall eine Stimme erhalten. 


85. 

Mählbar find deutiche, männliche, volljährige, auf Grund 
des Gewerbe: oder des BausUnfallverficherungsgeleßes ver: 
fiherte Perfonen, welche in Betrieben der Mitglieder ber: 
jenigen Berufsgenoſſenſchaft, für welche die Unfallverhütung?- 
vorichriften erlaffen werden follen, beichäftigt find. Nicht 
wählbar ift, wer zum Amte eines Schöffen unfähig ift ($ 32 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes). 

8 6. 

Die Borftände der Verficherungganftalten erhalten vom 
NeichdsVerficherungsamte behuf? Vornahme der Wahl für 
jede für fie in Betracht kommende Berufögenoffenichaft oder 
Geltion je einen mit bem Stempel des Reichd-Verficherungs: 
amt3 verjehenen Stimmzettel, auf welddem der Name der 
wahlberedhtigten Körperichaft, die ihr zuftehende Stimmen: 
zahl, der Name der Berufsgenoſſenſchaft oder Sektion, die 
Zahl der hierfür zu wählenden Vertreter ber Arbeiter, bie 
Zufammenjegung der Wahlbezirke, endlich der Name und 
Wohnort des Beauftragten des Reicha-Verficherungsamts an: 
gegeben find. 


8 7. 

Die Borftände der Verficherungganftalten haben nach 
Empfang des Stimmzettel zu veranlaffen, daß die Wahl 
auf die Tagesordnung der nächſten ordentlichen oder einer 
bejonders zu berufenden außerorbentliden DVerfammlung bes 
Ausschuffes gejeßt wird. 

Die von dem Ausſchuſſe gewählten Vertreter und ihre 
Erſatzmänner find unter Benutung bes auf dem Stimmzettel 
enthaltenen Bordrud3 unter Angabe der Namen und Wohn: 
orte (Wohnungen), ſowie des Metriebes, in welchem bie ges 
wählten Perſonen befchäftigt find, in die Stimmzettel einzu- 
tragen. Auf benfelben ift zu bejcheinigen, dab an der Wahl 
nur biejenigen Mitglieder des Ausſchuſſes, welche ala Der: 
tretex der DVerficherten berufen find, theilgenommen haben. 
Die ausgefüllten Stimmzettel find don dem Borfibenden des 
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Ausſchufſes zu unterſchreiben und durch Vermittelung des 
Vorſtandes der Verſicherungsanſtalt innerhalb der von dem 
Reichs-Verſicherungßgamte beſtimmten, auf dem Stimmzettel 
vermerkten Friſt an den Beauftragten des Reichs-Verficher⸗ 
ungẽamis einzuſenden. 


88. 

Stimmzettel, welche nicht den richtigen Vordruck und 
den Stempel des Reichs-Verficherungsamts tragen, find un— 
gültig. Etivaige Berichtigungen dürfen nur durch Ausſtreichen 
und Zujegen bewirkt werden. Stimmzettel, welche zivar nad) 
Ablauf der feitgefeßten Friſt, jedoch vor Feſtſtellung bes 
Wahlergebniſſes, bei dem Beauftragten eingegangen find, find 
noch zu berüdfichtigen. Stimmen, welche auf nicht wählbare 
Perſonen entfallen oder die Gemwählten nicht deutlich be: 
zeichnen, werden nicht mitgezählt. 

Sind auf einem Stimmzettel mehr Perjonen eingetragen, 
al? zu wählen find, fo find nur die Stimmen gültig, welche 
auf die zuerft und bis zur Erfüllung der Zahl der zu Wäh— 
Ienden eingetragenen Namen entfallen. 

Ueber die Gültigkeit von Stimmzetteln und Stimmen 
entjcheidet vorbehaltlich der Beſchwerde an dad Reich3: Ber: 
ficherungdamt der Beauftragte. 


Auf die in die Stimmzettel eingetragenen Perjonen ent: 
fallen jo viele Stimmen, wie von dem Reichs-Verſicherungs⸗ 
amte ald Stimmenzahl des betreffenden Wahlförper in Ge: 
mäßheit des 8 4 feſtgeſetzt und in die Stimmzettel eingetragen 
worden find. 

Ueber die Wahl entjcheidet die einfache (xelative) Mehr: 
heit der abgegebenen Stimmen, bei Stimmengleichheit da3 
von dem Beauftragten des Reichs-Verſicherungsamts zu zie: 
bende %003. 

Die Ermittelung des Wahlergebnifjes erfolgt getrennt 
für die Vertreter der Arbeiter und für die Erfagmänner. 

Sind in einem Wahlbezirk mehrere Vertreter der Arbeiter 
mit ihren Erfaßmännern zu wählen, fo gilt derjenige, tvelcher 
die meiften Stimmen al Vertreter ber Arbeiter erhalten hat, 
ala exfter, derjenige, welcher die nächitmeiften Stimmen er: 
halten hat, al3 zweiter, derjenige, welcher danach die meiften 
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Stimmen erhalten bat, als britter Bertreter der Arbeiter 
und fo fort. 

Terjenige, weldyer die meiften Stimmen ald Erſatzmann 
erhalten bat, gilt al3 erfter Erfagmann des erften, derjenige, 
welcher die nächftmeiften Stimmen erhalten bat, als erfter 
Erfagmann des zweiten, derjenige, welcher danach die meiften 
Stimmen erhalten bat, al3 erfter Erſatzmann de3 dritten Ber: 
treters der Arbeiter und fo fort. Nah Erfüllung der Zahl 
ber erſten Erfagmänner ift diejenige Perfon, welche weiter 
die meiften Stimmen al3 Erfagmann erhalten bat, ala ziveiter 
Erjagmann des erfien, derjenige, welcher die nächftmeiften 
Stimmen erhalten bat, als zweiter Erſatzmann des zweiten, 
berjenige, welcher banadı die meiften Stimmen erhalten hat, 
ala zweiter Erfagmann des britten Vertreter der Arbeiter 
gewählt und jo fort. 

St eine Perfon zum Bertreter der Arbeiter gewählt, jo 
fommen die auf fie bei ber Erfagmännerwahl etwa gefallenen 
Stimmen nit mehr in Betracht. 

8 10. 

Die gewählten Vertreter ber Arbeiter und ihre Erſatz⸗ 
männer werden durch den Beauftragten des Reiche: Berficher- 
ungsamt3 von der auf fie gefallenen Wahl unter Angabe 
ber Berufögenofjenichaft und Sektion, für welche fie gewählt 
find, jchriftlih in Kenntniß arte 


5 1 
Sobald da3 Hahlergebaih, feſtſteht, hat der Beauftragte 
die Namen der gewählten Vertreter der Arbeiter und ihrer 
Erſatzmänner unter Einreichung der Vorgänge dem Reiche: 
Derfiherunggamte mitzutheilen. Letzteres ſetzt alsdann die 
Borftände der Berufsgenofjenichaften und Sektionen don dem 
Ausfall der Wahlen in Kenntniß. 


8 12. 
Bei Nahwahlen finden die vorftehenden Beftimmungen 
ent|prechende Antvendung. 
Das Reichs: Berücherungdamt, 


Gaebel. 


Unlage 9. Inländer, welche im Ausland fi) aufhalten. 5883 


Anlage 9. 
Vorſchriften 


über die Berpflichtungen von unfallrentenberechtigten In: 
ländern, welche im Auslande fich aufhalten. 
Dom 5. Zuli 1901 (A.N. XVII ©. 455). 

In Ausführung der Beitimmungen des 8 94 Ziffer 3 
des Gewerbe:Unfallverficherungsgejeges (Reichs-Geſetzbl. 1900 
Eeite 585), 8 100 Ziffer 3 des Unfallverſicherungsgeſetzes für 
Land: und Forftwirthichaft (Reichs-Geſetzbl. 1900 Seite 641), 
8 37 Abi. 1 des Bau:Unfallverfiherungsgeießes (Reich3:Gejeßbl. 
1900 Seite 698) werden bie nachftehenden Borfchriften er: 
lafſen: 


51. 

Nimmt ein rentenberechtigter Inländer feinen gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt im Auslande, ſo hat er der die Rente 
zahlenden Berufsgenoſſenſchaft unverzüglich dieſen Aufenthalt 
ſo mitzutheilen, daß Poſtſendungen unter der angegebenen 
Adrefſe beſtellbar find. Die Mittheilung kann ſchriftlich, 
telegraphiſch oder zu Protokoll erfolgen. 
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Die Mittheilung gilt als unterlaſſen im Sinne der 
Ziffer 3 Abſ. 1 der 88 94 des Gewerbe⸗Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes und 100 des Unfallverſicherungsgeſetzes für Land: und 
Forſtwirthſchaft, wenn die Abreiſe des Rentenberechtigten ins 
Ausland glaubhaft gemacht, innerhalb der Mittheilungsfriſt 
aber feine den Vorſchriften des $ 1 entſprechende Mittheilung 
der Berufögenofjenfchaft zugegangen ift. 

Diefe Friſt beginnt mit dem Tage, an welchem die Reije 
in? Ausland angetreten worden ift, oder, fofern diefer Zeit: 
punkt nicht feititeht, mit dem Tage, an welchem die Be: 
ftelung einer Poſtſendung der Berufögenoffenichaft an den 
Rentenberechtigten unter feiner legten befannten Adreſſe im 
Inlande wegen Verlaſſens diejes Aufenthaltsorts nicht hat 
bewirkt werden können. | 

Die Frift beträgt: 

1. wenn der angegebene oder nach den Umftänden anzu: 
nehmende ausländiſche Aufenthaltsort 

innerhalb Europas belegen it . . . Drei Monate, 
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2. wenn diefer Ort ın ben Küftenländern 
von Afien und Afrika längs des Mittel: 
ländifchen und Schwarzen Deere oder 
u den dazu gehörigen Snjeln belegen 
ſechs Monate, 
3. Kenn biefer Stti in einem Tonftigen außer: 
europäilchen Lande belegen ft . . . neun Monate. 
Am Zweifel ift die längere Frift maßgebend. 


8 3. 

Bei jedem Wechſel des gewöhnlichen Aufenthalts inner: 
halb bes Auslanbes finden die Borichriften der 88 1 und 2 
entiprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß für die Be: 
rehnung der Mittheilungsfriſt der leßte befanute Aufent- 
balt3ort im Ausland an bie Stelle des letzten inlänbifchen 
Wohnorts tritt, und daß die Yrift in allen Fällen ech? 
Monate beträgt. 


8 4. 

Eine ausdrückliche Vereinbarung zwiſchen der Berufs- 
genofjenihaft und dem Rentenberechtigten über bie ander- 
weite öeftiehung bes Beginn3 und ber Dauer der in ben 
88 2 und 3 beftimmten Friſten iſt zuläffig. 


8 5. 

Auf Erfordern ber die Rente zahlenden Berufsgenofien- 
ſchaft haben die rentenberechtigten Verlegten ſich von Zeit zu 
Zeit bei dem örtlich zuftändigen deutſchen Konſul oder einer 
ihnen zu bezeichnenden anderen deutſchen Behörde perfönlich 
vorzuftellen. 

Dieje Vorftellung darf, fofern nicht zwiſchen der Berufs: 
genofjenschaft und dem Rentenberechtigten über einen kürzeren 
Zeitraum ausdrüdliches Einverftändniß erzielt ift, 

1. innerhalb ber eriten zwei Jahre von ber Rechtäfraft des 

Beſcheids oder der Enticheidung ab, durch welche Die 

Entſchädigung ner epdaulti feſtgeſtellt worden iſt, 


a) von den am Sitze der Behörde wohnenden oder dort 
regelmäßig serhätigten Verlettten nur in Zeiträumen 
von mindeſtens . . . . ſechs Monaten, 


b) von anderen DBerlekten nur in Zeit: 
räumen von mindeftend . . . . neun Monaten, 
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2. in allen übrigen Fällen nur in Zeit: 
räumen don mindeftiend . . . . . einem Jahre 
verlangt werden. 


8 6. 

Die Berufögenofienichaft, welche die Vorftellung ange- 
ordnet bat, ift verpflichtet, den Verlebten die zur zweckent⸗ 
prechenden Ausführung der Reife aufgewwendeten Koſten an 
Reije:, Uebernachtungs- und Zehrungageld ſowie den dadurch 
entgangenen Arbeit3verbienft au erftatten. 


87. 

Die Beftimmung unter Ziffer 3 Abf. 3 der 88 94 des 
Gewerbe:Unfallverficherungsgejeßed und 100 des Unfallvers 
ficherungsgefeßed für Land: und Forftwirthichaft gilt auch 
für die Pflicht zur Mittheilung des Aufenthalts. 


Dieſe Vorſchriften treten am 1. Oktober 1901 in Kraft. 

Sie finden entſprechende Anwendung auf die renten: 
berechtigten Inländer. welche an dieſem Tage bereits ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Auslande genommen oder die 
Reife ins Ausland angetreten haben. 

Tür ſolche Perfonen beginnen bie in den 8$ 2 und 3 
vorgefehenen Mittheilungsfriften mit dem Tage des Intraft: 
tretens dieſer Vorſchriften. 

Der Mittheilung des Aufenthalts, an dem ſich ein Be: 
rechtigter zu diefem Zeitpunkte befindet, bedarf es nicht, wenn 
feine ausländiſche Adreffe der bie Rente zahlenden Berufs: 
genofjenjchaft bereit3 früher genau ($ 1) mitgetheilt worden ift. 


Soweit die Rente von einer Ausführungsbehörde (88 128 ff. 
des Gewerbe:Unfallverficherungsgejehes, 88 134 ff. des Unfall: 
verficherungsgefeßed für Land: und Forſtwirthſchaft, $ 6 
Ziffer 2 und 3 und 88 42, 43 des Bau:Unfallverficherungsd- 
geſetzes) gezahlt wird, tritt diefe hinfichtlich dex vorſtehenden 
Beftimmungen an die Stelle der Berufsgenoffenjchaft. 

Berlin, den 5. Juli 1901. 

Das Reichd:Berfiherungsamt. 
Abtheilung für Uniettverfigerung. 
aebel. 


Regiſter. 


Abkürzungen im Regiſter. 


Gewerbeunfallverſicherun 
Unfallverſicherungsgeſetz 
Bau⸗ Unfallverſicherungsgeſetz 
—= See⸗Unfallverſicherungs 


l ı 


M. 
G. 
2. 
B. 
S. 


Gef. — Gefangenen⸗Fürſorgegeſetz. 
Unh. = Anhang. 
Eint. — Einleitung. 


Die Zahlen verweifen bei obigen Geſetzen auf bie 


Das Geſetz, betr. die eg der Unfallverfiherungsgefebe- 
nd» und Forftwirthfchaft. 


aefeh. 
F. — Fürforgegeſetz für Beine und Soldaten. 


aragraphen, beim 


Anhang und der Einleitung auf die Seiten. 


%. 

abenberuns ber biöherigen Ge: 
ſetze U. 1; bed Beltandes 
bon Perufs gengſen ſchaften 

„L. 62; des Statuts 
26. 3 AR 
89, 41, 43. 

Abfindung der Entſchädigungs⸗ 
berechtigten ſ. Kapitalab: 
findung; ber Witwe bei 
Miederverheirathung G. 16, 
L. 17, Gef. 4. 

Abführung der Beträge an bie 
Poſtkaſſen ©. 206. 2.114, 
B. 38, Gef. 1 

Ablehnung des Entfehäbigungs: 
anſpruchs ©. 8, 8.7, 82. 
9; ber Wahlen zu Ge: 
noffenfchaftaämtern G. 43, 


8. 45; ber Aufnahme in 
das Satafter G. 59; ber 
Zugehörigkeit eined neuen 
Betriebs zur Genofjenfchaft 
8. 67; der Bewilligung 
einer Entſchädigung ©. 70, 
L. 76; der Schiedögericht3: 
beifiger Anl. 7 ©. 562. 

Ablehnungssründe ſ. Wahlab- 
lehnungsgründe. 

Ablöfung einer Rente durch 
Kapitalzahlung f. Kapital: 
abfindung. 

Abmeldung von Unternehmern 
und Berficherten bei den Un: 
Inlueeficperungsanftatten 


Jbrunbung ber Beiträge ©. 


| Anfhäkung der Betriebe nad) 


Negiiter. 


dem Arbeitsbedarf 8. 38, 
53 ff., 107. 

Abfhreibung (Löſchung) eines 
Betriebes im Kataſter 8.61. 

Abfihilide Dinterziebung don 
Beiträgen ©. 108, 8. 118. 

Abkimmung, Nöriftliße, ber 
Borftände ©. 41, 8. 43. 

Abtheilungen im — * a. 11, 
Anl.6 S.5 

Abpeſenheit be Berichten G. 


Jeltere Verſicherungsverträge 
der Unternehmer ©. 143. 
Aenderungen in der Perſon des 
Unternehmer? ©. 37, 60, 
L. 38, 68; des Betriebs ſ. 
Betrieb3veränderungen; der 
für Die Feſtſtellung der Ent: 
ſchädigung geßgehenden 
erhaugiſe © . 88 ff., 
‚Gef. 1 

denke Wabi berfelben ala 
Sadverftändige A. 8. 

Aerzieuertreiung U. 8. 

dentiihe ehandlung, freie ©. 


aerzllige Sniahten ©. 69, 8. 


Berti Jengniffe, über die 
Mittheilung an bie Bes 
theiligten entjcheidet der 
Borfigende des Schieds⸗ 
gerichts A. 9. 
Akteueinfit, Gewährung der 
A an Sadverftändige A. 8. 
Ahtiengefellfiaft, Haftung für 
die durch ein Mitglied des 
Vorstandes herbeigeführten 
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Unfälle ©. 1386, 2. 147, 
3.46, Gef. 24; Strafbar: 
teit der Borftandamitglieber 
G. 148, 2. 158. 
ämt ſ. Senofienichaftgämter. 
Imilin „oeftellter Arzt ©. 22, 


—* der Landeszentral⸗ 
behörden L. 41, B. 26; 
ber höheren Verwaltungs 
behörden B. 26. 

Amtsenthebung von Genoſſen⸗ 
ſchaften ©. 47, 2.49; von 
Vertretern der Arbeiter ©. 
114, 47, 8. 122, 49; ber 
nichtftändigen Mitglieder 
des Reichsverſicherungsamts 
A. 14; des Landesverſicher⸗ 
ungsamts U. 22. 

Anderweite Feſtſtellung ber 
Entſchädigung G. 88, 8. 
94 ff. Gef. 13; bevor die 
frühere Entjcheidung rechts⸗ 
kräftig geworden G. 89, 
90, 8. 95, 96; a. Renten: 
feſtſetzung nad) Abſchluß 
eines neuen Heilverfahrens 

91, 8. 97; Verfahren 
Anl. 6. 574 f. 

Auerheunung eines Entjchädig: 
ungsanſpruchs ©. 73, 8.79; 
eines Anſpruchs dem Grunde 
nad) ©. 78, 8. 84; des 
Rechtöverhältnifies zwiſchen 
dem Getödteten und dem 
die Entihädigung Bean: 
fpruchenden ©. 77, 8. 83; 
bon Entfehädigungsan- 
jprüchen gegen mehrere Ge⸗ 
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nofienichaften wegen des⸗ 
jelben Unfalls 8.83, 2.89 

Anfechtung von Beicheiben des 
RDA.3 findet regelmäßig 
nicht ſtatt U. 15; rechts⸗ 
fräftiger Entjcheidungen ſ. 
Miederaufnahme des Ber: 
fahrens. 

Aufentungeuerfahten. bei Sa: 
tafterführung, ©. 59, 2. 
17, bei bei Beitragafeftftellung 

102. 


Angehörige, Ueberweiſung ber 
Rente an diejelben ©. 8 
2.7, Gef. 2; Anſpruch auf 
Rente für die Zeit der Ber: 
pflegung des Berlebten in 
einer Heilanftalt ©. 22, 8. 
23, Gef. 5; Gewährung 
einer bejonderen Unterftüß: 
ung an fie ©. 22, %. 23; 
A. von Betriebabeam: 
ten;Genoffenfchaftabeamten, 
Genoffenichaftsmitgliedern,, 
Rentenzufhuß: und Pen: 
ſionskaſſen für dieſelben 

23; im Inland woh— 
nende, Ueberweijung der 
Rente an dieſelben bei 
ruhendem Rentenbezug G. 
94, 8. 100, Gef. 

Aujciuin Etrofharksit ©. 
141, %. 152 

Anerkennung ber Verſicherungs⸗ 
anſprüche durch die Feſt— 
ſtellung, G. 69. 

Anlage des Genoſſenſchafts⸗ 
vermögen? G. 108 ff., 
116 ff. 


Regifter. 


Anlegen, geiverbliche, als we: 
jentliche Beftanbtheile ver: 
fiherungspflichtigerr Be: 
triebe ©. 2. 

Anlegung ber Genoſſenſchafts⸗ 
beftände ©. 107 ff., 8.116 ff. 

Anmeldung bes Betriebs j. Be: 
triebganmelbung; von Be: 
trieb3änderungen G. 62, 
8. 69; nidt von Amts: 
weten feitgeftellter Ent: 
ſchädigungsanſprüche des 
Verletzten, Friſt G. 72, 8. 
78, Gef. 10; der Hinter: 
bliebenen ©. 92, %. 98, 
S. 96, Gef. 13; von Unter: 
nehmern und Berficherten 
bei den Unfallverficherung?- 
anftalten B. 20; des An- 
ſpruchs auf Ueberweiſung 
von Rentenbeträgen G. 26, 
L. 31, Gef. 21. 

Ansröuunugen der Aerzte, Be: 
rufögenoffenichaften, Kran: 
kenkaſſen und Anftaltgleit: 
ungen in Bezug auf Be: 
handlung G.9, 22, 23; der 
Landesbehörden zur Ber: 
hütung von Unfällen ©. 
117, 8. 125; der Fabrik— 
injpeftoren ©. 123. 

Auredinung vorläufig bezahlter 
Beträge auf die endgültig 
angewiejene Rente ©. 78, 
8. 84; der Beiträge auf 
ben Sohn ©. 141, 8. 152. 

Auſatz, irrthümlicher, einer 
anderen Gefahrenklaſſe als 
Beſchwerdegrund G. 102. 


Negiiter. 


Anfprühe aus dem Gefeke, 
Uebertragung, Berpfänd: 
ung, Pfänd arteit ©. 96, 
8.102, Gef. 17. 


Aufalt für Genefende, Unter: 
bringung in einer ©. 11; 
8. 14; Aufnahme in eine 
ſolche tat Rentengewähr: 
ung ©. 24, 8. 25. 

Zutaten Bornahme der 
Unfallunterfuchung Gef. 9; 
Anmeldung des Entſchaͤdig⸗ 
ungeaniprudhs bei ihm Set. 

10. 


Anfellungsbedingungen der Ge» 
noffenihaftäßeamten G. 48, 


—8 auf Auflöfung einer 
Berufsgenoſſenſchaft G. 54, 
8.64; auf Vornahme der 
Unfallunterſuchung ©. 64, 
8. 71; auf anderieite Feſi 
ftellung ber Entſchädigung 
&.88, 8. 94, Gef. 13, auf 
Einftellung fernerer Renten: 
zahlung ©. 90, 2. 96; auf 
Ablöfung der Rente durch 
Kapitalgahlung G. 95, 8. 
101, Gef. 16; auf Beizieh: 
ung von Sachverſtandigen 
zur Unfallunterſuchung G. 
65, 8. 72; auf Wiederauf: 
nahme eines Heilverfahren? 
G. 88, 2. 94; auf Ueber: 
weifung von#tentenbeträgen 
G. 26, 8. 31, Gef. 21. 


Anweifung des Genoſſenſchafts⸗ 
vorftandes zur Zahlung der 
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Entfhädigungen |. Zahl 
ungsanweiſung. 

Anzeige des Betriebs |. Ber 
triebdanmeldung; der Uns 
fälle |. Unfallanzeige; dom 
Wechſel in der Perfon bes 
Unternehmers &. 60, 8.68; 
don Aenberungen deö Be: 
trieb? ©. 61, 8. 69. 

Arbeiter, berfiherungepfüihtig 
G. 1, 8. 1, B. 1, S. 1 


Zahl berelßen maßgebent 
für Errichtung neuer Ger 
nofienfchaften ©. 52. 
Arheiteranffeher, Haftung des» 
felben &. 135, 136, 8. 146, 
147, B. 45, 46. 
Irbeiterkolsnien @.1. 
Arbeiterungmeifungen, Ein⸗ 
reichung durch die Genoſſen⸗ 
Khattämitglieber 6 99; 
Prüfung ©. 119; Strafe 
barfeit falfcher Angaben 
G. 146; weitere Strafbe: 
ftimmung G. 147. 
Arbeiternertreter |. Vertreter. 
Arbeitgeber, Verftändigung ber 
‚ wenn Arbeitervertreter 
ober Schiebögerichtäbeifiger 
zur Wahrnehmung ihrer 
Dötiegenheiten berufen wer: 
ben G. 142, 8. 153; Ber: 
pflichtung, Im Derkretenn 
ber Arbeiter und ben 
Schiedsgerichtsbeiſitzern bie 
ungehinderte Ausübung 
ihrer Funktionen zu ges 
ftatten ©. 142, 2. 158. 
Arbeitsbedarf als Maßſtab für 


5% 


die Umlegung der Beiträge 


2. 51; Abſchätzung des: 
felben 2. 53 ff. 
Arheiishens, während ber 


Unterbringung bes Berech⸗ 
tigten in einem A. ruht der 
Rentenbezug ©. 94, 8. 100, 
&.98, Gef. 15; in A. unter: 
gebrachte Perfonen ben Ge⸗ 
fangenen gleichgeftellt Gef. J. 
Irbeits leſigkeit, unverſchuldete 
des Verletzten, beſtimmend 
für Erhöhung der Theil: 
vente ©. 9. 8. 8. 
Iräeitsorkunngen G. 141, 8. 


Arbeitstage, Abſchätzung 8. 53. 

Arbeitsnnfahigkeit von mehr 
als drei Tagen ©. 63, 8. 
70. 

Arbeiteuerdieul, für die Be⸗ 
rechnung der Rente maß: 
gebend ſ. Jahresarbeits⸗ 
verdienſt; Erſatz des ent: 
gangenen A. an Arbeiterver⸗ 
treter G. 114, 8. 122. 

Armenpflege j. Armenverbände. 

Armenverbände, Berhältniß der 
Unfallverfiderung zu den 

Leiſtungen der A., Fortbe⸗ 

ſtand ihrer Antechihumge- 
BE Erſatzanſprüche G 


30, Gef. 20; Dei: 


ung ihrer Forderungen 
durch Hebertragung von Ent⸗ 
Ihädigungsanfprüdhen ©. 
96, 8. 102, Gef. 17; An: 
ſpruch auf Erja ihrer 
Aufwendungen gegen Be: 


Regifter. 


trieböunternehmer u. ſ. w. 
aus der Haftpflicht G. 136, 
2. 147, Gef. 24. 
Jrmei &.9, 2.8, Gef. 3. 
Art, behandelnder, ute hten 
desſelben ©. 69, 8. 75. 
Aſtendenten ſ. Verwandte der 
aufſteigenden Linie. 
Iufbereitungsaufelten, ®. 1; 


Aufbringung der Mittel für die 
Unfallverficherung ©. 29 ff. 
2. 34 ff., B. 13; der aus 
der Unfallverficherung bei 
den Berficherungsanftalten 
den Gemeinden erivachien: 
den Laſten B. 34. 

Aufenthalt, gewöhnlicher im 
Inland, Borausjegung für 
den Rentenbezug der Aus: 
länder ©. 94, 8. 100, Ger. 
15; im Ausland, Einfluß 
auf Gewährung der Koften 
bes SHeilverfahren® durch 
die Beichäftigungggemeinde 
8.27 ; unbefannter im Aus- 
land, Ruben der Rente 
G. 94, 8. 100, Gef. 15; 
Zuftelung durch öffent: 
ligen Aushang G. 155, 8. 


Aufhebung des Geſetzes über die 
Ausdehnung der Unfall: 
und Sranfenverficherung 
U. 1; der zu Unrecht er: 
gangenen Tyeftftellung oder 
Entiheidung Bei rechts— 
träftiger Anerkennung meh: 
rerer Entſchädigungsan⸗ 


Regifter. 


ſprüche in derjelben Sache Juffithisbehörde, 


durch das Reuhäberfücher: 
ungdamt ©. 83, 8. 8 
Auflsfung von Beruföcenofien- 
fchaften durch den Bundes: 
rath ©. 54, 2. 64; durch 
Sea Sanbeszentralbehörde 


—2 ins Kataſter G. 58. 


Aufregunug der Anſprüche, in: 
wieweit zuläffig ©. 96, 8. 
1 


Iufläiebende Wirkung von 
Rechtömitteln &. 76, 80 
‚8. 82, 86, 101, Ge. 


16. 
Jufſicht über die Berufs: 
genofſfenſchaften ©. 125, 8. 
131; über die Heilanftalten 
der Berufsgenofienfeaften 
&. 125, 2. 131 
Auffichisheamte, technifche, zur 
Ueberwachung der Betriebe 
G. 119, 8. 126; Pflicht 
zur Derjchtwiegenheit®.121, 
L. 128; Beeidigung ©. 121, 
8.128; Anzeige ihres Na: 
mens und Mohnfite an 
die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde &. 122, 2. 129; an 
die Anordnungen der Fa 
brikinſpektoren zur Unfall: 
verhütung gebunden G. 128; 
Meinungsverjchiedenheiten 
zwilhen dem Fabrikin⸗ 
fpeftor und denjelben ©. 
123; Strafbarfeit ©. 150, 
151, 2. 160, 161; ftaat: 
liche, |. Fabrikinſpektoren. 
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Enticheidung 
der Streitigkeiten über 


Unterftügungsanfprüde 
zwiichen Berlekten und Ge- 
meinden 2.29, 3.11; über 
Erſatzanſprüche der Gemein: 
den 8. 29, B. 11; der 
Krankenkaſſen, Entſcheidung 
von Streitigkeiten über Ge⸗ 
währung von Kranken⸗ 
unterftügung &. 14; von 
Streitigkeitenzwiſchen land» 
und forftwirthichaftlichen 
Berufsgenofjenichaften und 
Krankenkaſſen 8. 14; dem 
Erſatzberechtigten vorge: 
ſetzte, zuftändig bei Strei« 
tigfeiten über den Anſpruch 
auf Ueberweiſung von Ren- 
tenbeträgen ©. 26, ©. 31, 
Gef. 21; der Krankenkaſſe 
oderOrt3polizeibehörde vor: 
gejeßte, Enticheidung ber 
Beichwerde gegen Straffeſt⸗ 
ſetzungen dieſer Stellen G. 
116, &. 124 

Auftraggeber eines Bauunter: 
nehmers, Folgen der Schä: 
digung desſelben ©. 104. 

Augenfheineinuahme durch dag 
Schiedsgericht A. 9. 

Ausdehuungsgefeh vom 23. Mai 
1885 aufgehoben 4. 1. 

Ausfertigung der Beicheide ©. 
75; ber Schied3gerichtäur- 
theile ©. 79, 2. 85. 

Ausführuugsbehörden fürReichs⸗ 
und Staat3betriebe, Befug- 
niſſe und Obliegenheiten ©. 
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128, %. 134; Erlaß von 
Unfallverhütungsvorfchrif: 
ten &. 132, 8. 138; Ber: 
fiherung der vom Reich 
oder einem Bundesſtaat, 
bon Öffentlichen Korpora⸗ 
tionen oder Kommunal: 
verbänden amögeführten 
Bauarbeiten durch fie B. 6; 
Wahrnehmung der Befug: 
niffe und Obliegenheiten 
der Genofienichaftsver: 
jammlung und des Ge: 
noſſenſchaftsvorſtandes 8. 
42; Vorſchlagsrecht bei der 
Wahl der Schiedägericht3- 
beifiter A. 5; Beamte 
wählbar zu nichtftändigen 
Mitgliedern des Reichsver⸗ 
ficherungsamts A. 12; an: 
theilige Erſtattung der 
Koſten des Schiedsgerichts 
an die Verficherungsanſtalt 
A. 10; zur Ausführung des 
Gefangenen:Unfallfürforge: 
Öeieges Gef. 8; Feſtſetzung 
der Entſchädigung Gef. 10; 
Bezeichnung der mit der 
Zahlung beauftragten Boft: 
anftalt Gef. 12; Mittheil: 
ung de3 Aufenthaltsort? 
an fie, Vorſchriften Gef. 
15; Kapitalabfindung Gef. 
16; Zahlungsanweiſung 
Gef. 18; Abführung ber 
Beträge an die Poſtkaſſe 
G. 19; Anmeldung des 
Antrag? auf Ueberweifung 
bon Rentenbeträgen bei der 
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A. Gef. 21; Berziht auf 
Geltendmachung des An: 
ſpruchs aus der Haftpflicht 
ber Unternehmer x. auf 

u‘ bon Aufivendungen 


Zusfühenmgsusrfäriften für 


Reiche: und Staatsbetriebe, 
Erftredung ber Berficher: 
ungspflicht auf Betriebs⸗ 
beamte G. 130, 8. 136; 
— Erlaß zuftändige Be- 
hörden ©. 133, 2. 139; 
zu ben Strafbeftimmungen 
G. 149; in Betreff der zu: 
ftändigen Landesbehörden 
G. 152, 8. 162; beftimmen, 
inwieweit Renten in Na- - 
turalleiftungen gewährt 
werden jollen 8. 136. 


Aushang ſ. Belfanntmachung; 


Erfah für „Zuſtellung G. 
155, 8. 167 


Ausländer, Wegfall des Renten: 


anfpruchg ihrer Hinter: 
bliebenen ©. 21, %. 22; 
Ruben de3 Rentenbezugs- 
rechts, ſolange fie nicht im 
Inlande ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben ©. 94, 
8. 100, Gef. 15; Kapital: 
abfindung ©. 95, 2. 101; 
fein Anſpruch auf Rente 


yurlanifär Betriebe, Erſtreck⸗ 


ung ber Anwendbarfeit des 
Geſetzes auf dieſelben ©. 4, 
8.3, 3.3; Betrieböunter: 
nehmer konnen zu doppelten 
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Beiträgen und Sicherheit: 
ung} herangezogen wer⸗ 
33. 


Ausland, über Dlittheilung bes 
Aufenthaltes rentenberech: 
tigter SInländer im Aus: 
land Anl. 9 ©. 582 ff.; 
für SInländer, die im 2. 
Aufenthalt haben und den: 
jelben der Berufögenofjen- 
ſchaft nicht mittheilen, ruht 
die Rente ©. 94, 8. 100, 
Gef. 15; Zuſtellungsbevoll⸗ 
mächtigte ji Perjonen, 
weite im 4. wohnen ©. 
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Ausleguug des Geberolleand- 
zuges 8. 111, 3. 28. 
Ausiheiden von Rorrorationen 
aus Berufsgenoffenichaften 
V. 6; örtlich abgegrenzter 
Theile aus einer Berufs- 
genefen haft G. 52, 53, 

62 


Ansfhliehung der Mitglieder 
von Gelbitverwaltungsbe: 
börden 8. 43; der Mit: 
glieder des Genofſſenſchafts⸗ 
ausſchufſes zur Entſcheidung 
über Beſchwerden L. 55. 

Ausſchluß der Verſficherungs⸗ 
pflicht durch den Bundes⸗ 
rath G. 1; der Anwendung 
der aVweſeße G. 4, 8. 3 
B. 3; des Rechtswegs G. 
105, B. 29. 

Ausfhnk für Aufſtellung und 
Aenderung des Gefahren: 
tarifs ©. 49, 8. 52; bes 


Sektionsvorſtandes oder des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes 
zur Feſtſtellung der Ent: 
Ihädigungen ©. 69, 8. 75; 
der Invaliden-Verſicher⸗ 
ungsanftalten wählt Die 
Vertreter der Arbeiter ©. 
114; der Berufögenoffen: 
beit zur ont\heidung don 
Beichwerden %. 38, 55. 
Außerehelihe Kinder, Yn{prud 
J— Rente ®. 16, 8. 17, 


äu Fig Yerpandlungen, 
ebü ren und Stempel: 
Feiheit © . 145, %. 155, 


Auswärtige Staaten G. 4, 21, 
2 20 * 3, 22, 100, 101, 
15. 
Janhlangbrnt|SAbigungen 
— — die Poſt G. 97, 8. 103, 


Ju ae dem SKatafter, 
Mittheilung an bie Se: 
tionsvorftände ©. 60, ©. 
61; aus der Heberolle, Zu: 
ftelung an die Genojjen- 
ichaftsmitglieder &. 101; 
an die Gemeindebehörden 
2.110, B. 27, 38; Inhalt 
& 101, 2%. 111, 3. 28; 
öffentlihe Auslegung 8. 
111, 3. 


B. 


Saare Auslagen ©. 44, 124, 
144, %. 46, 130, 154. 
Baare Belünde der Berufs: 


Piloty, uUnfallverſicherungsgeſetze. 38 


| 
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genofienihaft ©. 109, 8. 
117. 

Baden, Euer‘ * 21, Ausf.⸗ 
Gef. 8 

Baggerei ibtrieb G. ‚128. 

Sanarbeilen, Werficherung der 
bei 3. bejchäftigten Arbeiter 
3.1; verfiherungapflichtig 
fraft Bundesrathabeichluf: 
ſes ©. 1; Träger ber Ber: 
fiherung B. 6; Neben: 
betriebe oder Theile eines 
anderen Betriebe B. 6; 
für Rechnung des Reiche, 
ber Bundesſtaaten, von 
Kommunalverbänden und 
Storporationen B. 42; in: 
wieweit Theile des land⸗ 
und forftwirthichaftlichen 
Betriebs 8. 1. 

Bangewerks : Bernfogensffeufhaf: 
ten, Beitritt des Reich, der 
Bundesftaaten und öffent: 
lichen Berbände zu denfelben 
B. 8; Berfiherungsanftal: 
ten B. 18; Vorſchuß der 
Betriebamittel aus dem 
Refervefonde B. 19; Er- 
richtung eines Nebenftatutz 
für die Verficherungsanitalt 
B. 20; Prämientarif 2. 
26; Gewährung einer Ber: 
gütung an die die Ein: 
hebung der Prämien be- 
Iorgenden Gemeindebehör- 
den B. 27; Begrenztheit 
der Verpflichtungen der 
Mitglieder B. 30; Mit: 
theilung von Beftimmungen 
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und PBereinbarungen be: 
züglich der den Gemeinden 
aus der Anfallverficherung 
bei den Berfiherungsan 
ftalten erwachienden Laften 
an die B. B. 32; Dedung 
er liquidirten Beträge B. 


Bauherr (Bauunternehmer), 
bejondere Haftung für Bei: 
träge ©. 104; für Prö- 

mien DB. 29. 

Sauhife ©. 1, 2. 

 ernfäule ats Tandiwirthfehaft 
licher Betrieb 2. 1. 

Bauten der Boft-, Telegraphen:, 
Eifenbahn:, Marine und 
Heered : Berwaltung auf 
eigene Rechnung, Berficher: 
ungspflicht der dort be 
ichäftigten Arbeiter ©. 1; 
Träger der Berficherung 
G. 128; der Eifenbahn- 
derwaltungen auf eigene 
Rechnung B. 6. 

Sannuiernehmer, mit Beiträgen 
im Rüdftand und zahlungs⸗ 
unfähig, Berpflichtungen 
berjelben &. 104, 105. 

Bayern, Landesverficherungs: 
amt U. 21. Ausf.Gef. 8. 
141. Auszahlungen durch 
die Poſt G. 97, 8. 108. 

Beamte der Betriebe, für welche 
Ausführungsbehörden be: 
ftelt find, Wählbarkeit zu 
Schiedögerichtöbeifitern A. 
5; zu nictfländigen Mit: 
gliedern des Reichöverfiche: 
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rungsamts U. 12; B. des 
Reichs, der Bundesſtaaten, 
der Kommunalverbände ꝛc. 
unterliegen der Verſicherung 
nicht G.7, 8. 6, B. 1, S. 1; 
der Berufsgenoſſenſchaft ſ. 
Genoſſenſchaftsbeamte; der 
Befangenenanfalt, Haft: 
Ge 

Benwien. Gürforgegejeh G. 7, 
8.6, B.1, ©. 1, Anhang 
©. 514 


ff 
Beaufſichtigung ber Berufsge⸗ 
poſenſchaften G. 125 ff., 


Beauftragte der Aufficht3behör: 
den für Reich3- und Staats⸗ 
betriebe &. 132, 8. 188; 
desReichöverficherungsamt3 
zur Wahrnehmung der Ob: 
liegenheiten ber Genoffen: 
Ihafteorgane G. 46, 8. 4 
zur Prüfung ber Babier: 
der Genoſſenſchaft &. 125, 
8. 131; des Anternehmerd, 
Haftpflicht Gef. 2 

gedürftigkeit, Boransfekung 
für den Rentenbezug ®. 
17, 18, 19, 8. 18, 19, 20, 
3.9; für die Unterftügung 
in einer Heilanftalt unter: 
gebrachter Verletzter ober 
deren Angehdriger G. 22, 
8. 23, 2. 


Beeidigung der chniſchen Auf⸗ 
fichtsbeamten, Rechnungs⸗ 
beamten und Sachverſtaͤn— 
digen G. 121, 8. 128. 


Befahrene 


Sthifffahriskundige, 
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Wählbarkeit zu Schieds⸗ 
gerichtsbeiſitzern U. 4; zu 
nichtftändigen Mitgliedern 
desReichaverſicherungsamts 


Beförderung von Perſonen oder 
Gütern, Verſicherungspflicht 
u B. dienender Betriebe 


Befreiung von Beiträgen ©. 36. 

Befngniſſe bes Vorſtandes der 
B.G. ſ. Genoſſenſchaftsvor— 
ſtand, des Vorfitzenden des 
Schiedsgerichts |. Schieds⸗ 
gerichtsvorfitzender. 

Behörden, öffentliche, — 
rung der Rechtshülfe G 
144, 8.154. 


Beiladung einer anderen Be: 
rufsgenofſenſchaft zur Ver: 
handlung vor dem Reicht: 
berficherungdamt G. 82; 


Beifiker im RVA. Anl. 6 
©. 545; der Schiedögerichte 
ſJ. Schiedägerichtabeifiger 

Beiträge G. 29 ff., 8. 

3.18; "Tiindefeitrag Gil. 
richtung für Hausgemwerbe- 
treibende und von dieſen 
beichäftigte Perfonen ©. 30; 
Verwendung ©. 31, 8. 34; 
Doraugerhebung zur Be: 
ftreitung der Verwaltungs— 
often &. 31; Vorſchüſſe 
auf die B. ©. 32, 8. 35; 
Erhebung don Zujchlägen 
8. 57; Pflicht des im Ka: 
tafter Eingetragenen zur 
38* 
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Entrichtung ©. 60; Berech⸗ 
nung 6.100, 8. 109, 110, 
3. 38; Aufforderung zur 
Zahlung G. 101; Einheb— 
ung durch die Gemeinbe: 
behörden und Einjendung 
an den Borftand %. 110; 
andermweite, erneute, nach: 
trägliche Feſtſtellung 8.101, 
&. 112; Widerſpruch und 
Beſchwerde gegen bie ?yeft: 
ftelung G. 102, 2. 111, 
B. 38; Folgen einer Herab: 
minderung in Folge Wider: 
ſpruchs oder Beſchwerde 
G. 102, L. 111; Rüde 
erftattung zu Unrecht oder 
in zu hohem Betrage er: 
bobener B. 6.102, 2.111; 
Beitreibung, Verjährung 
des Anſpruchs auf rüd: 
ftändige B., abfichtliche 
Hinterziehung, uneinzieh: 
bare 3. ©. 103, 2. 113; 
Borlage der auf die Felt: 
fegung der B. bezüglichen 
Schriftſtücke an das Reichs⸗ 
verficherunggamt G. 125, 
L. 131; Berbot der Ans 
rechnung von B. auf den 
Lohn ©. 141, 8. 152; Be: 
freiung don der Pflicht zur 
Reiftung von B. 2. 36; 2. 
der Tiefbauberufsgenoſſen— 
Ichaft, Berechnung und Aus⸗ 
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Beitritt des Reiches, 


verbände oder Bereinig- 
ungen von Gemeinden 2. 
38; zur Gelangenen-Unfall 
fürforge_ ð ef. 7. 


Geitragserhälung gegenüber 
ausländiihen Unterneh: 
mern ©. 33. 


Beitreibung rüdftändiger Bei⸗ 


träge x. ©. 103, 
von Koften und Gelditrafen 
33 124, 153, 8. 180, 
163. 


8. 118: 


eines 
Bundesſtaates, Sommunal: 
verbandes oder einer an— 
deren öffentlichen Korpo⸗ 
ration zu Bau⸗Berufsge⸗ 
nofienfchaften B. 8. 


digen Sektion und ber 
Adreſſe des Genofjenfchafts: 
und Sektionsvorſtandes im 
Betriebe G. 60; des Aus: 
zugs aus der Heberolle 8. 
111, B. 28. 


Selig, Borlage ©. 125, 8. 
Berdin ber Rente G. 10, 


B. 9; der Beiträge 
G. 100, 8. 110, 8. 38, 


Bereite Beitände ber Berufe: | 


genoſſenſchaften, Heranzieh: 
ung zur Dedung der An: 
ſprüche der Poſtverwalt— 
ungen G. 104, 8. 114. 


ſchreibung B. 13; zu den 
Unfallverficherungsanftal- 

ten, Umlegung auf Gemein: 
den, weitere Kommunal: 


Sergbaubetrieb ©. 7. 
Bergwerke ©. 1, ©. 1 
Berichtigung bon Sefiftellunge- 


Sehauntmadung der zuflän: 
bejcheiden G 
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ui ſ. Verficherungsbe⸗ 
Gerafnaeusfeufiaften, eriät 


Jlegung in einer Heilanſtalt 
G. 22, 8. 28; Befugniß 
zur ünterſtühung in einer 


ung neuer A. 2, 
62; Antrag auf Zuziehung 
der 2. angehörender Beis 
fiter zur Verhandlung des 
Schiedsgericht? A. 7; Mit: 
theilung von Urkunden 
und ärztlichen Zeugniſſen 
an dieſelben A. 9; Erſtatt⸗ 
ung ber Koſten des Schieds⸗ 
gericht an bie Verficher: 
ungsanftalt A. 10; Haft: 
pflichtverficherung der Be: 
trieböunternehmer A. 23; 
Errichtung von Renten. 
zuſchuß⸗ und Penfionskaſſen 
A. 23; Statutenänderung 
nad) dem Abänderungsgefeh 
U. 26; Mebertragung der 
Fürforge für den Verletzten 
Y Krankenkaſſen ©. 11,8. 
4, B. 9; Uebernahme ber 
Rrantontkrlorae für den 
Derlegten an Stelle des 
Unternehmer? &.11,©.14; 
— ber Koften bes Heil: 
verfahrene während der 
Wartezeit 8. 27; Ueber: 
gang des Anspruchs des 
Verletzten auf Krankengeld 
G. 13, 8. 15; vorzeitige 
Feſtſtellung und Gewähr⸗ 
ung von Renten ©. 13, 
8.15; gnadenmweife@ewähr: 
ung 'von Renten ©. 16, 
17, 28. 17, 18; Gewähr: 
ung freier Kur und Ber: 


Heilanftalt untergebrachter 
Verletzter ſowie deren An- 
gehöriger ©. 22, 8. 23; 
Einleitung eines neuen 
Heilverfahrene G. 23, 8. 
24; Irdger der verficher. 
ung G.2 . 38, B. 6; 
—A Örtliche Be: 
grenzung 6.28, 8.33; Wu 
bringung der Mittel 6 
29 ff, 8. 84 ff., 
Fortbeſtand der eeichtein 
gewerbliden BG. ©. 28; 
der land» und forftwirth: 
Ichaftlichen 8. a ; hueiftifche 
Perſönlichkeit G. 28, 
33, B. 14; Pflicht zur am 
fammlung eines Reſerve— 
fonds G. 34, 8: 37; Name 
und Sitz ©. 37,8. 38; Ber: 
tretung derfelben G. 42, 
8. 44; Haushaltsplan ©. 
48. 8. 50; Vereinbarung 
über gemeinfame Tragung 
des Riſikos ©. 51, 8. 61; 
Aenderungen in deren Be: 
ftand ©. 52, 8.62; Auf: 
löfung ©. 54, 127, 8. 64, 
133, 144, 145; Zugebörig: 
feit zu einer BG. ım Be: 
triebe befannt zu machen 
6.56; Recht auf Entjcheib: 
ung über die Zugehörigkeit 
eine Betriebes zur Ge: 
noſſenſchaft anzutragen ©. 
59, 8. 67; tragen die Koften 
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der Zuziehung von Ead)- 
verftändigen zur Unfall: 
unterfuhhung ©. 65, 8. 72; 
Zheilung der Entſchädig— 
ungsverpflihtung G. 85, 
8. 91; Bermögensverwalt: 
ung ©. 107 ff., L. 115 ff. 
Siwangsbeitreibungsverfah, 
ren gegen BG. G. 106, 8. 
114; Streitigkeiten mit 
Bauherren oder Zwiſchen⸗ 
unternehmern über die Haft: 
ung ©. 106; Anlage der 
Bellände 6. 108 ff., 

116 ff.; Erlaß von Unfall: 
verhütungsvorfchriften ©. 
112 ff., &. 120 ff.; Sorge 
für die Durchführung der 
Unfallverhütungsvorfchrife 
ten ©. 119, %. 126; Ueber: 
wadhung der Betriebe ©. 
119, 8. 126; Befugniß zur 
EinfihtnahmederGeichäftz- 
bücher und Lohnliften der 
Mitglieder G. 119, 2.126; 
Beriht über die Ueber: 
wachungsthätigkeit der Auf: 
fichtsbeamten G. 122, 8. 
129; Beauffidtigung ©. 
125 ff., 2. 131 ff; Erſatz⸗ 
anjpruch gegen Betriebs- 
unternehmer u. ſ. w. aus der 
Haftpflicht ©. 136, 2. 147, 
B. 46; Verbot vertragd- 
mäßiger Beſchränkungen 
ber Berficherten, Shraffoige 
G. 141, 2. 152; 936. für 
Gijenbahnen, für er ge: 
verbsmäßigen Fuhrwerks-, 


— —— — — — — — — — — — — — — — — — 
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Binnenſchiffahrts⸗ Ibbße⸗ 
reis, Prahm⸗ und Fähr 
betrieb, für Treidelei unb 
Baggerer G. 28. 

Berufung auf fchiedsgericht: 
lihe Entſcheidung gegen 
die Beicheide der Berufs⸗ 
genofjenjchaft über die Ent: 
jhädigung ©. 76, %. 82; 
gegen den Bejcheid auf 
Feſtſetzung einer Kapital— 
abfindung ©. 95, 8. 101; 
gegen die Eniſcheidung de3 
Senofſepſchafts Ausſchufſes 
über die Grundlagen der 
Beitragserhebung L. 55; 
auf den Rechtsweg an Stelle 
des Rekursverfahrens 8. 
29, 3. 11; Berfahren ſ. 
Anl.7 S. 563 ff. 

Sernfungsfrit ©. 76, 2. 82. 

Selhäfligungsgeweinde, Für: 
forge für den Berlekten 
während der Wartezeit 2. 
27, 3.10. 

Beihaftigung für Verſicherung 
und Betrieböunfall ent: 
fcheidend ©. 1. 

Belänftiguugenrt G. 14, 2.28, 


Gef. 3 
Belheid über Ablehnung ber 
Aufnahme ind Genofjen- 
ſchaftskataſter G. 58; auf 
die Anmeldung einer Be 
triebgänderung ©. 62; 
‚über Ablehnung der Ent: 
Ihädigung ©. 73, 8. 79; 
über Feſtſtellung der Ent- 
ſchädigung ©. 75, 81; 
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Gef. 11; über anbderiveite 
Feſtſtellung der Entichädig« 
ung ©. 88, 2.94, Gef. 13; 
neuer über Feſtſtellung der 
Entihädigung vor Rechts: 
fraft einer früheren Ent⸗ 
fheidung &. 89, 2. 95; 
auf Feſtſetzung einer Kapi⸗ 
talabfindung ©. 95, %. 101, 
Gef. 16; über den Einſpruch 
gegen Aufnahme oder Richt: 
aufnahme eines Betriebs 
ind Betriebsverzeichniß, 
meranlagung und Abichäp- 
ung 2.5 

— des Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtandes über Er 
fülung der fälligen Ber: 
pflichtungen der Bauunter: 
nehmer gan die Senojjen- 
ſchaft © 

— *8 jr Feſtſtell⸗ 
ungsverfahrens ©. 69, 71. 

Selhraukung der Berficherten 
bei Uebernahme oder Aus: 
übung eines Ehrenamt? 
verboten ©. 141, %. 152. 

Beſchwerde gegen die Berfagung 
der Genehmigung des Sta: 
tut3 ©. 39, 8. 40; gegen 
den Beihluß des Mor: 
Standes auf Amtsenthebung 
der Inhaber von Genoffen: 
Tchaftsämtern ©. 47, 2.49; 
gegen Veranlagung zu einer 


Gefahrentlaffe ©. 49; gegen | 
Aufnahme oder Ablehnung | 
der Aufnahme ing Genoſſen⸗ 


ſchaftskataſter G. 59; gegen 


| 


AS) 


Anerkennung dev Mitalied- 
ſchaft durch einen Senailen- 
ichaftsporftand Ed; gegen 
ben Beſcheid über den Kur: 
fluß von Betriebsänder; 
ungen auf den Sejahre 
tarif ©. 62, 8, 69; genen 
die Entjcheidung dei Ge 
nofjenjchaftsnorftandes über 
ben Widerſpruch genen die 
Seiftellung der Neitwüge 
G. 102, B. 38; gegen die 
Anordnung der unteren 
Verivaltungsbehörde, Mo: 
nach ber Bauberr für die 
rückſtaͤndigen Aeitege ber 
am Hau betheiligten Inter 
nehmer don Bauarbeiten 
haftet, deren Wufbebung 
und den auf den Antrag 
wegen ufebung erlaſſenen 
Beſcheid 105; gegen 
—— bei Ber: 
fehlung gegen Unfallver: 
hütungsvorſchriften G. 116, 
8. 124; gegen Auferlegung 
bon Koften und Gelbitrafen 
G.124,8.130; gegen Straf: 
feftjegungen des Genofjen: 
ſchaftsvorſtandes G. 149, 
8. 159; gegen den Beſcheid 
auf den Einſpruch gegen 
Aufnahme in Betriebsver—⸗ 
zeichniß, Veranlagung und 
Abjchägung %. 55; gegen 
bie Enticheidung der unteren 
Berwaltungsbehörde über 
Erſtattungsanſprüche bei 
Umlegung der Beiträge 
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nah dem Grundftenerfuß 


2. 58; gegen Beicheide aus | 
Anlaß von Aetriebzänder: : 


ungen 2. 69; gegen bie 
Berfagung der Genehmig- 


ung des Nebenttatut3 der 


Berfiherungsanitalten 2. 


22; gegen die den Einſpruch 


gegen die Prämienbered- 
nung für Regiebauarbeiten 
veriwerfende Enticheidung 
3.28; gegen den Feſtfiell⸗ 
ungsbeſcheid Gef. 11; gegen 
Berfügungen ber Rech: 
nungäftellen im RVa. 
Anl. 6 ©. 557. 

Sehhligung der Betriebe ©. 
119, 8. 126; durch Ead}- 
verftändige &. 120, 2. 127. 

Sefeldung ber Vorſtandsmit⸗ 
glieder für die Geſchäfts— 
führung ausgeichlofien & 
44, 2. 46. 


Seferungsanfali, während der 
Unterbringung in einer 
ſolchen ruht der Renten: 
bezug ©. 94, 2. 100, Gef. 
15; in B. untergebradite 
Perſonen, Gleichftellung mit 
Gefangenen Gef. 1. 

Behand der BG., Abänderung 
derjelben ©. 52, &. 62. 


Sehnde der Berufsgenoſſen⸗ 
ihaft &. 107 ff, 8. 115 ff.; 
Anlage G. 108 Ff., 2.116 ff. 

Beſandtheile, weientliche, eines 
ee angepfiihligen Bes 
trieb ©. 


Negiſter 


BG. an einem 
Rechtäftreit ©. 127. 


— 1; den Gebriten ste 


werbämäßig 
werden ©. 2, 2. 1; an®: 
ländiſche G. 4, 2.3; fremde 
G. 28, 2. 33; wejentliche 
Beitandtheile verfchieben: 
artiger Gewerbszweige um: 
fafjende &. 23; benachbarte 
gleiddartige ©. 10, 2. 9; 
unter Reichs- oder Staats: 
verwaltung ftebende ſ. 
Reichäbetriebe, Staatsbe⸗ 
triebe; Genofſenſchaftszuge⸗ 
hörigkeit des einzelnen Be: 
trieb ©. 55; Zahl maß⸗ 
gebend für Errichtung neuer 
Genofienihaften ©. 52; 
Uebergang einzelner an 
andere Berufögenofjenjchaf: 
ten ©. 53, 2. 63; Neber⸗ 
wachung ©. 119 ff, 2%. 
126 ff.; Einheit land: und 
forſtwirthſchaftlicher B. 8. 
65; Zugehörigkeit gemiſch⸗ 
ter ®. ©. 65, 3. 12. 

Beirichsanmelbung G. 35, 56, 
3. 17; ſtatutariſche Bor: 
Ihriften G. 37, 82. 38; 
Folgen der Unterlaffung 
G. 101. 

Selriebsarten, beitimmte, Er: 
lafjung von Unfallverbüt: 


Regifter. wi 

barer Beiträge aus bem 
jelben G. 108, 8. 118. 

Betrichsanflhe, Hettrfict ©. G. a 19 A. * — 


B. 45, 46. 124; — — Ye 


Setriebsbenmie, Verſicherungs⸗ legung ©. 150, 1öl, 8. 
pfliht G. 1, 2.1, 8.1]; en 161 


ungövorfchriften G. 112, 
117, 2. 120, 125. 


ritredu d er s Betriebeleiter, Recht und Pflicht 
Orfteedung ger, 2 fen besjelben Unfallanzeige zu 
erftatten ©. 68, 8. 70; 
bevollmächtigter, kann ben 
Unternehmer in ber Ge 
noſſenſchaftsverſammlung 
vertreten G. 36; Wählbar⸗ 
keit zum Mitglied des Ge: 
noſſenſchaftsvorſtandes und 
Vertrauensmann ©. 48, 8. 
45; zum Schiedögericht3: 
beifiger A. 5; zum nicht: 
ftändigen Mitglied des 
Reichöverficherunggamts A. 
12; des Landesverficherungs: 
amts A. 22. 


ungapflidt ©. 5, 130, 8. 
4, 136, B. 4; Haftung G. 
135ff., 8.146 ff., B. 45ff.; 
Feſtſtellung der Eigenſchaft 
im Sinne des Im. G.'s 
L. 1, 38; Berechnung des 
Sahresarbeit3verbienftes 2. 
9; Gehalts: und Lohnnach⸗ 
weifungen 8. 108; Renten: 
zuſchuß⸗ und Penſionskaſſen 
A. 23. 


Betriebsbeſchüftigung ©. 1. 


Betriebseinrihtungen,geheim ge: 


haltene, Nachahmung ftraf: 
bar ©. 151, 2. 161. 


etriebsſiiz, beſtimmt Die Zu: 
Setriebseinftellungen, über die — —* f zu einer zu 


dolgen beitimmt das Statut nofen a ft 6, 5, 8. 65; 
 ohaerüff ie uftän igte eit des 
Beiriebseröfunng, maßgebenb Schiebägerichts © 16, 8 


für den Beginn der Mit- 
gliedihaft ©. 55, 8. 65, Betrichofiätte, Berficherung der 
fie befuchenden oder auf ihr 


3.16; Anmeldung ©. 56, 
8. 67; unterlaffene An: verfehrenden Perfonen ©. 
1,5,82. 4984 


meldung verpflichtet zur 
— G. I, v. 


nachträglichen Entrichtung 

von Beiträgen G. 101, 8. 

112. E Betzichsibermeifung G. 57; 
Betriebofrewde Ereigniſſe ©. 1. durch den Genoſſenſchafts. 
Betriebsfends ©. 31; vorſchuß⸗ vorſtand bei Betriebsver⸗ 

weile Deckung uneinzieh— änderungen G. 61; bei der 
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ieſrguberufagenofſenſchaft 


Betriebsnunfülle G. 1, 8. 1, ſ. 


auch Unfälle. 
Setriebsunternehmer, Begriff ©. 
28, 8. 33; Verſicherungs⸗ 
pfliht &. 5, 2.4 B. 4; 
—— G. 5, 8. 
4, B. 4; freiwillige Der: 
ficherung anderer Perſguen 
5, 8. 4, B. 4; Ber 
fiherung gegen Haftpflicht 
durch die Berufsgenofjen: 
ſchaften A. 23; Gewährung 
der Srantenfürforg an 
Derlefte während ber 
Wartezeit G. 12, ©. 14; 
Erſatz der von der Berufs: 
genofjenichaft bei Ueber: 
nahme der Krankenfürſorge 
gemachten Leiſtungen ©. 
12; Erſatz des Mehrbetrags 
eines höheren Krankengeldes 
an die betheiligte Kranken⸗ 
kaſſe (Gemeindekrankenver⸗ 
ſicherung) G. 11; Verpflicht⸗ 
ung zum Erſatz für von 
der Berufsgenoſſenſchaft ge⸗ 
währte freie Kur und Ber: 
pflegung ©. 22; Rechte 
und Pflichten bei Erfüllung 
der ben Gemeinden oder 
Armenverbänden obliegen: 
den Unterftügungspflicht ©. 
27, 8. 32, Gef. 21; Zu: 
ftiimmung zur ausnahms⸗ 
weijen Regelung der Bei: 
tragaberehnung ©. 30; 
Heranziehung zu doppelten 


Regifter. 


Beiträgen 8.33; Befreiung 
bon der Beitragsleiftung 
8.36; Pflicht zur Anmeld⸗ 
ung des Betriebed und zur 
Ausfunftertheilung über 
denfelben &. 35, 26; Mechiel 
in der Perſon ©. 37, 60, 
8. 38, 68; Mitgliebichaft 
8.65; Beſchwerderechi gegen 
die Veranlagung zu einer 
Gefahrenklaſſe G. 49; Pflicht 
zur Bekanntmachung der 
Zugehörigkeit zu einer Ge⸗ 
noſſenſchaft im Betrieb 
u. ſ. w. G. 56; Zuſtellung 
des Mitgliedſcheins und des 
bie Aufnahme ins Genoſſen⸗ 
ſchaftskataſter ablehnenden 
Beſcheides an denſelben G. 
58; Haftung für Entricht⸗ 
ung der Beiträge G. 60, 
L. 68, 112; Pflicht zur 
Anzeige von Betriebsver⸗ 
änderungen ©. 61; Wider: 
ſpruchsrecht gegen eine Be: 
triebsüberweifung ©. 61; 
Beſchwerderecht gegen Be: 
ſcheide anläßlich Betriebs⸗ 
änderungen G. 62, L. 69; 
Verpflichtung zur Unfall: 
anzeige ©. 63, 2%. 70; 
Theilnahme an der Unfall: 
unterfuchung ©. 65, 8. 72; 
Uebertragung von Entichä: 
digungdansprüchen an die— 
jelben ©. 96, 8. 102; Ge⸗ 
ftattung des Zutritt? zu 
den Betriebaftätten an Ge: 
nofſenſchaftsbeamte, Bor: 


Negifter. 


lage der Geichäftsbücher 
und Lohnliften ©. 119, 8. 
126; Anipruh auf Be 
trieb8befichtigung durch be: 
fondere Sadjverftändige ©. 
120, 8. 127; Auferlegung 
von Koften und Gelditrafen 
G. 124, 8.130; Haftpflicht 
G. 135 ff., 8. 146 ff, 2. 
45, 46, Gef. 23; Verbot 
vertragamäßiger Bejchränf: 
ungen der Berficherten ©. 
141, 2. 152; ®erbot ber 
Anrechnung von Beiträgen 
zur Unfallverficherung auf 
den Lohn ©. 141, 2. 152; 
Strafbarleit wegen unrich⸗ 
tiger Erklärungen ©. 146, 
8. 156; wegen nicht recht: 
zeitiger Erfüllung obliegen: 
der Verpflichtungen ©. 147, 
8. 157; Bejchwerde gegen 
Straffeftiegungen des Vor: 
ftande @. 149, 8. 159; 
Strafantragsredht ©. 150, 
8. 160; land: und forft: 
wirthichaftlihe B., Aus: 
behnung ber Verficherungs: 
pflicht auf diefelben durch 
die Landesgeſetzgebung 2.1; 
inwieweit von folchen unters 
nommenen Arbeiten dem 
land: und forjtwirthichaft: 
lichen Betriebe zuzurechnen 
find 2. 1; hausiwirthichaft: 
liche Berrichtungen %. 2; 
Berechnung ber Rente für 
verficherte B. 8. 11; Er: 
ftattung von Beiträgen bei 
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Aufbringung ber Mittel 
nah dem Maßſtabe der 
Grundſteuer 8. 58; |. a. 
Unternehmer. 


Setriebsueränderungen, ftatuta: 


riſche Beſtimmungen ©. 37, 
8. 38; Pflicht zur Anzeige 
berfelben ©. 61; für die 
Einihägung in ben. Ge: 
fahrentarif bedeutende ©. 
62; nachträgliches Bekannt: 
werden berechtigt zur an⸗ 
derweiten Tyeftitellung der 
Beiträge ©. 101, %. 112; 
bei land: und forjtwirth: 
chaftlichen Betrieben das 
Verfahren ber landesgeſetz⸗ 
lichen Regelung vorbehalten 
8. 141; bei Betrieben der 
iefbauberuſagenofſenſchaft 
.17 


Sefrichsnerzeihniffe, G. 35, 8. 
55, 06 


Setrichsweifen, Nahahmung 


geheimgehaltener ftrafbar 
G. 151. 


Selriehsgeit ©. 1. 
Seiriebsjweige, Erlaß von Un⸗ 


fallverhütungsvorfchriften 
für beftimmte 2%. 120. 


Senölkerungsjiffer, Maßſtab für 


die Umlegung der Beiträge 
der Gemeinden B. 32; Irr⸗ 
thum bei Anfaß der B. be: 
gründet die Bejchwerde B. 
38 


Senslmäntigter bes Betriebs⸗ 


unternehmers, Haftung des⸗ 


Bol Regiſter. 


eben G. 135, 86, 8 146, 
kV, B. 45, 6 

vrweiserhebung bei den Schieb3- 
gerichten A. 9. 

Sı:iche der Berufsgenoffen« 
ſchaften G. 28, 8. 38; der 
Sektionen ©. 38, 40, 2.39, 
tl; der Bertrauendmänner 
G. 38, 8.39; der Organe 
—F Berficherungsanftalten 

Berge, ewohnbeitsmäßig ges 
währte, al vohn oder Ge⸗ 
halt G. 6, L. 

Beyugsberenhtigter, RZittheilung 
über die Gewährung der 
Rente in Naturalien an 
ihn 8. 26; Recht, die Ent: 
jcheidung der Kommunal: 
auffichtöbehörde anzurufen 
8.26; Mittheilung über bie 
zuftehenden Bezüge und der 
mit der Zahlung beauf: 
kragten Poftanftalt &. 87, 


Billiges Ermeflen ©. 85, 2. 91. 
Binnenfäifnhrisbetriehe G. 1, 


Sodenkulinrarheiten 2. 1. 
Sradıer ©. 1. 

Sranereien, gewerbliche ©. 1. 
Srenmer 8. 1. 
Srunnenarbeiten ©. 1. 
Suhtenfahrten ©. 3. 

Bäder, Vorlage G. 125, 8. 


Bürgerlige Ehrenrethte, Voraus⸗ 
ſetzung für die Stimmbe— 
rechtigung ©. 55, 8. 65; 


Bet ala Strafe &. 151, 


Sundesrath, Errichtung neuer 
Berufsgenofjenichaften und 
Aenderungen an bem bis: 
herigen Beftande der Be: 
eufegenofien fünften A. 2, 

G. 52, 2. 6 : Beftimmun: 
gen über has Verfahren bei 
der Wahl der nichtftändigen 
Mitglieder des Reichsver⸗ 
fiderungsamts A. 14; Zu- 
ftimmung bei der Regelung 
be3 Verfahrens und Ge: 
ſchäftsgangs des Reichsver⸗ 
ficherungsgamts A. 19; bei 
der Regelung des Gebühren: 
weſens A. 20; Genehmigung 
weiterer Einrichtungen der 
Berufögenofienichaften A. 
23; Zuftimmung zu der In⸗ 
fraftjeßung gejeßlicher Be: 
ftimmungen A. 25, Gef. 27; 
Zuftimmung zu@egenjeitig- 
feit3abfommen ©. 4, 8.3, 
2. 4; Tann die Beftimms 
ung. wonach die Hinter: 
bliebenen eine Auslaͤnders 
unter Umſtänden feinen 
Rentenanipruchhaben,außer 
Kraft ſetzen ©. 21, %. 22, 
B. 9; zuftändig zur Be: 
fheibung der Beſchwerde 
gegen Verſagung der Ge: 
nehmigung de3 Statut? ©. 
39, 8. 40; zur Entſcheidung 
bei widerftreitenden Ge: 
noſſenſchaftsbeſchlüſſen über 
die Abänderung ihres Be- 


Regiſter. 


ſtandes G. 52, 2%. 62; zur 
Genehmigung der Erricht⸗ 
ung einer befonderen Ges 
nofſenſchaft &. 52; zur Aufs 
löſung der Berufögenoffen: 
ſchaften &. 54, 2.64; Zus 
ftimmung zu kaiſerl. Ver: 
ordnungen über Wieder: 
aufnahme des Verfahrens 
G. 84, 2. 90; Anorbnung 
fortdauerndenRentenbezugs 
der im Ausland fi aufs 
haltenden Ausländer für 
Grenzgebiete und an Rezis 
: prozitätgewährendeStaaten 
®. 94, 8. 100, Gef. 15; 
darf die Kapitalabfindung 
für Ausländer befeitigen ©. 
95, %. 101; Zuftimmung 
zu bejonderer Anlage der 
Genoſſenſchaftsbeſtände ©. 
109, 110, 8. 117, 118; 
Bildung von Knappſchafts⸗ 
berufsgenoſſenſchaften ©. 
134; Entſcheidung über den 
Sitz einer an einen anderen 
- Bundeöftaat angejchloffenen 
land: und forftwirthichaft- 
lichen Berufsgenoffenfchaft 
8. 145; Entſcheidung ber 
Beichwerde gegen bie Ver: 
fagung der Genehmigung 
bes Nebenftatuts ber Ver— 
fiherungsanftalten B. 22; 
beftimmt die örtliche Grenze 
der Küftenfifcherei ©. 152; 
Mittheilung der zur Aus- 
führung des Gefangenen: 
Unfallfürforgegefeßeg ge: 


ws 


teoffenen Einrichtungen an 
ihn Gef. 8; Zuſtaändigkelten 
überhaupt G. 120. 

Sundesfanten, Errichtung don 
Bandeöverfiherungadintern 
in benfelben WI. 21; Neift 
ung der Gefangenen⸗Unfall˖ 
fürlorge Gef. 7; 1. a. Staat. 

Bureanbeamte als Werficherie 
8.1; B. der Schiedegerichte 
A. B (Vorben.). 


2. 


Dahdeherarbeiten 8. 1. 

Damme, Herftellung und Inter: 
haltung ale Theil ded laud⸗ 
und Forfttiettfchaftlichen 
Betriebe V. 1. 

Ddampf, Dampfkeſſel ©. 2. 

Barlehen ar Gemeinden oder 
weitere Kommunalverbände 
G. 109, 8. 117. 

Dauer ber Seeunfallverficher: 


ung ©. 4. 
Bauernde völlige Erwerbdun 
fähigkeit vor dem Unfall, 
Beichränkung der Entſchä— 
digung auf die Koften des 
Heilverfahrene G. 9, 8. 8. 
Deihbanarbeiten B. 6, 18. 
Belegirte zur konſtituirenden 
Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 


ung Q. 2. 
Beutfche Flagge ©. 3. 
Deutſches Seefahrzeng, Ber: 

ficherungspflicht dort be— 

ſchäftigter Perſonen ©. 1; 

Begriff ©. 3. 
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Hienkbehörde, vorgeſetzte, Er⸗ 
ſtattung der Unfallanzeige 
in ſtaatlichen Betrieben an 
diefelbe G. 63, 2. 70; Bes 
fliimmung der bie Unfalls 
unterfuchung rübeenben Bes 
hörde ©. 67, 8. 

Bienkordunng für Senoffen 
ſchaftsbeamte &. 48, L. 50. 

Bieciplinire Befugniffe des 
RVA. G. 125. 


Behs, ſchwimmende, ©. 1. 

Jurijſchnittsarbeitsrerdienſt ala 
Grundlage des Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes G. 10. 

Durqhſchnitisxreiſe für Natura— 
lien L. 26. 


E. 

Ehefran beöBezugäberechtigten, 
Ueberweifung von Renten. 
beträgen an diejelbe L. 26. 

Eheſchließung nach dem Unfall, 
kein Anſpruch der Wittwe 
auf Rente G. 16, L. 17, 
B. 9, Gef. 4. 

Ehrenamt, Amt der Vorſtands 
mitglieder und Vertrauen: 
männer ala jolches ©. 44, 
8.46; Wahrnehmung eines 
jolden als MWahlablehn: 
ungagrund ©. 43, 8. 45; 
Derbot von Vertragäbe 
ftimmungen, die Verficherte 
in der Mebernahme von E. 
geiüränten folen &. 141, 


eigcaininefe des Betriebs⸗ 


Regiſter. 


unternehmerd und des Ber: 
fiherten G. 1. 

Eingeſchriebene Fülfskaſſen, 
Fortbeſtand ihrer Unter: 
dubungspflicht ©. 25,8.30, 


—** rief &. 155, 
8. 166, Gef. 1 


Eingettagrue Srusfeafhefl, 

Paltung für Die durch ein 
itglied des Vorſtandes 

oder einen der Liquidatoren 
berbeigeführten Unfälle ©. 
136, 2.147, 3.46, Gef. 24; 
Strafbarteit der Vorftande: 
mitglieder und Liquidatoren 
G. 148, 2%. 158. 

Einigungsuerfug im Bertheil: 
ungsverfahren ©. 85. 

Einſchäühnng ber Betriebe in bie 
Gefahrenklaſſen ©. 49; 
höhere Gefabrentlaffen . 
112, 116, 2. 120, 124; 
behufs Beitengderhebung 
G. 99. 


Einſpruth gegen Aufnahme oder 


Nichtaufnahme des Betriebs 
ing Betrieböverzeichniß, Ver: 
anlagung oder Abjchägung 
8. 55; gegen bie Prämien: 
berehnung für Regiebau:- 
arbeiten B. 28. 

@inkellung eines jchwebenden 
Verfahrens durch das Reichs⸗ 
verſicherungsamt G. 83, 8. 
89; eines Verfahrens bei 
anderweiter Rentenfeſtſtell⸗ 
ung G. 89, 8. 95; fernerer 
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Rentenzahlung ©. 90, 91, 

94, ‚ 97, 100. 
Einkweilige Verfügung bes 

Sihiebögerihte 6 . 90, 8. 


—2* im Gen.Kataſter 
—* der Beiträge G. 


Gifenbahubanacheiten B.6, 18. 
Gifenbabnbeiriebe G. 2, 128; 
Unfallverhitungsvorfeif 
ten zur Sicherung ©. 118. 
Gifenbahnuerwaltungsbetrich 6. 
1; Bauten B. 6. 
Elektrigität G. 2. 
Elementare Kraft ©. 2. 
@lementarereigniffe Unfälle in 
Folge von E. ©. 1. 
Eltern, Rentenanſpruch vor 
Großeltern G. 20, 8. 21, 
B. 9; Ueberweiſung von 
Rentenbetraägen an dieſelben 
26 


Empfangebefheinigung über die 
eafolgte Betrieb3anmeldung 


Enkel, elternLofe, Anſpruch auf 
Rente ©. 19, 20, 8. 20, 
21. 

Eutlefung aus der Anftalt, 
Beginn der Unfallfürjorge 
für Gefangene Gef. 3; maß: 
gebender Zeitpunkt für die 
Feſtſtellung der Entſchädig— 
ung Gef. 10. 

Euniſchädigung, Feſtſtellung ©. 

69, 8..75, Gef. 1: Umfang 
G. 8, L. 7, S. 8, Gef. 


Auszahlung &. 97, 8. 103; 
Rüdforderung vorläufiger 
zahlter ©. 86, 

fheidung über den Ynfans 
für ordentliche Gerichte bin: 
dend ©. 135, 138, 8. 146, 
149, Gef. 28, 24; j. a. 
Teitftellung ; der Dorftände 
Mir Zeitverluft ©. 44, 


Eutfäidigungsanfprüde, Ueber: 
gang derſelben bei Ab: 
änberung des Beftandes der 
Berufsgenofjenichaften ©. 
53, 8. 63; Anmeldung der 
nicht von Amtswegen feit- 
gejtellten E. des Berlegten 
G. 72, 8. 78; der Hinter- 
bliebenen ©. 92, 8. 98; 
Anerkennung der "angemel: 
beten, Ablehnung ©. 73, 
8. 79; vechtöfräftige An: 
erfennung mehrerer ©. 83, 
8.89; Mebertragung ©. 96, 
8. 109: Aufrechnung mit E. 
G. 96, go⸗e 

Eutfhädigungsberehtigte, Ans 
meldung von Entichädig- 
ungsanſprüchen ©. 72, 8%. 
78; Zuftellung der Entſcheid⸗ 
ung über die Enſchädigungs— 
pfliht an fie &. 73, 8. 79; 
des Feſtſtellungsbeſcheides 
G. 75, 8. 80; Vorſtellungs⸗ 
pflicht beim Konſul im Aus: 
land &.94, %. 100, Gef. 15; 
Abfindung durch Kapital- 
zahlung ©. 95; 2. 101. 

Gaifgäbiguugsbeträge, Dedung 
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durch Yeiträge G. 29, 2.34, 
3. 13; erhöhte Belaftung 
der Sektionen bei Aufbring: 
ung der &. ©. 50, 2. 59; 
gemeinjame Tragung durd) 
mehrere Genofjenichaften 
G. 51, 2. 61; Aujbring- 
ung durch den Bundesſtaat 
Sei. 7. 
Enifhaiguugsylidt, Streitig- 
feiten zwiſchen Bernföge- 
nofienichaiten 8. 73, 2. 9; 
Theilung unter mebrere 
Berufsgenofjenichaften ©. 
85, 2. 91; 
die E. verneinenden Ent- 


— — — -— - 


Wirkung der 


iheidung des Reichsver- 
ficherungsamts G. 127, 2. 
133. 


Eutidridungen des Reichsver⸗ 


ficherunggamts | endgültig 


A. 15; Beietimg A. 16. 
Ersinmıg der Krankenfũrſorge 
12. 


Grehemsrehn 6. 99 ff., 
105 ff 


Erhiheng here Rente ©. 9, 
X. 8. 


Ermähtigung des Reichilanz- 
ler3 zur Bekanntmachung 
der Unfallverficherungsge- ' 


Vene A. 22. 


Ermittlung des Zujammen= : 


bangs zwiſchen Betrieb und 
Untel 8.1; zwiſchen Un: 
fall und jeinen Folgen ©. 
&: der veriiherungsprlidh: 
tigen Betriebe ©. 35; des 


Vegifter. 


SJahresarbeitäverdienftes }. 
Jahresarbeitsverdienſt. 
bei der 

Feftftellung von Anſprũchen 
G. 73, 8. 79. 

Grridginng neuer Berufägeno): 
ſenſchaften A. 2, &. 52. 

Griahanfprüäde der Kranten- 
kafſen ( Gemeindekrankenver⸗ 
ficherungen) wegen Gewähr: 
ung eines höheren Kranten: 
geide3 ©. 12; der Berufs: 
genojjenjchaften gegen den 
Unternehmer bei Ueber⸗ 
nahme ber Krantenfürjorge 
6. 12, 22; de3 Unterneb- 
mers —* der Krankenkaffe 
gegen die Genoſſenſchaften 
G. 11, 2.14; von Kajien, 
Gemeinden und Armenver: 
banden bei Unterflügung 
hülfsbedürftiger Zehen 
ter ©. 25, 2. 30, Gef. W; 
von Kafien und Betriebi- 
unternehmern ©. 27, 2. 32; 
von Berufsgenoflenichaften 
für geleiftete Zahlungen 
G. 23, 2. 29; der Gemein: 
den 2.27, 29, 8.10; der 
Berfiherten und Hinter- 
bliebenen gegen Betrieb:- 
unternehmer x. ©. 135, 
2. 146; der Berufägenofien: 
jchaften, Gemeinden, Armen: 
verbände und Krankenkafſen 
gegen Retriebzunternehmer 
x. aus der Haftprlidht ©. 
156, 2. 147, 3.46; gegen 
Dritte G. 140, 8%. 151; 


Negifter. 


Vorbehalt der gefeglichen 
E. Berficherter während der 
Wartezeit B. 45 
Erfahmänner für die Vertreter 
der Arbeiter ©. 114, 8 
122. 

Erfahzufelung ©. 155, 8. 166. 
Erfiaiiung zu viel begabiter 
Rentenbeträge G. 90, 

FE Poſtvorſchüfſe 6. 08 


Erwiiierker Senat des Reichs⸗ 


verficherunggamts, Ent: 
ſcheidung, Beſetzung U. 17. 
Erwerbann übigkeit, beftim- 
mend für die Höhe der 
Rente ©. 9, 8.8, 8.9, 
Ge. 3; Maß der €. im 
Feſtſtellungsbeſcheid ©. 75, 
L. 81; theilweije €. Vor⸗ 
ausfegung für die Zuläffig: 
Te on gapinalavfndungen 
95, %. 101, Gef. 16. 
Expisfiufefe, geerbämähig 
Erzeugung 8.1. 


F. 

Zabriken ©. 1; Begriff ©. 2; 

Betriebe, die ihnen zuzu⸗ 
rechnen ſind L. 1. 
Fabrikgeheiuniß |. Betriebs⸗ 
geheimniß. 
Zabrikinfgekteren, Mittheilung 
der Ergebniſſe der Weber: 
wadhungsthätigfeit der tech: 
nifhen Auffichtsbeamten 
an fie ©. 122, 8. 129; 
Anordnungen derfelben ©. 
123. 


Piloty, Unfallverficherungsgeiege. 
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— 6.1, 128. 

igkeitsiermine der Koſten 
des Heilverfahrene, ber 
Sterbegeldber und Renten 
&. 93, 8.99, Gef. 14. 

Fahrläffige Herbeiführung bon 

Unfällen ©. 1, 186, 8. 147, 
B. 46, Gef. 24; bon Un⸗ 
fallafolgen ®. 8. 

Samilienangehörige, bexen Ber: 
fiderung ©. 1; Ausfchluß 
don der Verficherung durch 
die Landesgeſetzgebung HM 1; 
Derficherung ber F. Bor: 
ausſetzung ber Umlegung 
der Beiträge nach dem 
Steuerfuß 8. 57. 

Zenfteryguker ©. 1. 

Zehlekung, unrichtige, der Ge: 
hälter und Löhne ald Be- 
ſchwerdegrund ©. 102. 

Zeßftellung der Genofſenſchafts⸗ 
zugehörigfeit der Betriebe 
G. 58; ber ſnthadigungen 
ð. 69 ff., 8. 75 ff., 

; — 

„L.77; F. auf An: 

trag 6. 72, 73, 8. 78, 79, 

Gef. 10; Beicheid ber Bor: 
ftände ©. 75, 8.81; Be- 
ftimmung der zuftändigen 
Berufsgenofjenichaft durch) 
das Reichöverficherungsamt 
.85, 8. 91; Veränderung 
der maßgebenden a 
niffe &. 88 ff., 2. 94 
Gef. 13; ber Beiträge 
101, 2. 110 ff, B. 38; in 
Reiche: und Staatöbetrieben 
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G. 131, 2. 137; der Rente 
vor Beginn der 14. oe 
na dem Unfall ©. 13, 


Flagge, beutfihe © 

Haggengefeh S 

Flaggenwethſel * 4. 

Heifder ©. 1. 

Sichereihetrieh, verficherung3- 
pflihtig &. 1; des Reich 
ober eines Bundesftaats G. 
128. 


Zörker 8. 1. 

Zermulare ©. 63,8. 70,8. 24. 

Ferſt- oder Gemeindearbeit, 
zwangsweiſe dazu ange: 
baltene Perſonen ben Ge⸗ 
fangenen gleichgeftellt Gef.1. 

Ferſtwirthſchaftlitze Grundküke 
als einziger Betrieb 2. 65; 
ala Nebenbetriebe 8. 1. 

Freie ati ae 
®. 9,2%. 88.9, Gef. 3 
Kur und DBerpflegung in 
einer SHeilanftalt 8 22, 
L. 23, B. 9, Gef. 5. 

Freiheiisſtrafe, während einer 
mehr als einmonatigen F. 
ruht die Rente G. 94, 8. 
100, Gef. 1 

Sreimilige Bee G. 5, 


fm Siekbe. Unfälle in 
denfelben ©. 28, L. 33, B. 7. 
Friſtbelehrnug ©. 76, 8. 82. 
Frißen für die Einlegung von 
Rechtsmitteln ©. 26, 39, 
47, 49, 59, 61, 76, 80, 
102, 105, 116, 124, 149, 


Regifter. 


8. 29, 31, 40, 49, 55, 58, 
69, 82, 86, 111, 124, 130, 
B. 11, 28, PR} 11. 

76, 8. 82. 





Fate We nad) dem Unfall 


Fürfarge für ben Serlepten, 
vorläufige &. 75, 2%. 79; 
nad) ber Wartezeit bi3 zur 
Beendigung bed SHeilver: 
fahren®, Webertragung an 
bie Krankenkaſſe ©. 11, 8. 


fürtergegefek für Beamte und 
Soldaten Seite 514 ff., für 
Gefangene ©. 522 ff. 

Iuhrmerksbetrieb ©. 1. 

Suuklisnen des RPA.'s G. 125, 
%. 131. 


6. 


Gärtner 8. 1. 

Gärturrei 2. 1. 

Gärtnereigehälfen 2. 1. 

Gas⸗Bgetriebe ©. 2. 

Gebändebeiker B. 34. 

Gebühren der Rechtsanwälte 
A. 20; für Zeugen und 
Sachverſtändige G. 144, 8. 
154 


Gebührenfreiheit G. 145,8. 155. 
Gebührenwelen A. 20. 
Gefängnißfirafen ©. 104, 150, 
151, %. 160, 161. 
Gefährligkeit der Betriebe, be: 
fondere ſ. ©. 1. 
Gefälligkeitsuerrigtungen als 
Betriebsbeichäftigung G. 1. 
Gefahrenklaffen bei Umlegung 
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der Beiträge ©. 99, 8.51; 
bei Beranlagung der Bes 
triebe ©. 49, 2. 52; nad): 
trägliche Abänderun G. 
101, 8. 112; unrichtiger 
Anſatz, Beſchwerdegrund ©. 
102; Einſchätzung in eine 
höhere ala Strafe G. 112, 
8. 120; erfolgt durch den 
Genoſſenſchaftsvorſtand ©. 
116, 8. 124; Strafbarteit 
falfcher Angaben bei DVer- 
anlagung der Betriebe ©. 
146, 8. 156. 
Gefahrentarif, Begriff, Auf: 
ftelung und Wenderung, 
Reviſion G. 49, 8. 52; Ge: 
nehmigung durch dasReiche: 
verfiherunggamt ©. 49, 8. 
52; Anmeldung für den» 
) elben bedeutender Betriebs: 
änderungen ©. 62; Bor: 
ausfegungen ber Abſtand⸗ 
nahme don der Aufftellung 


Gefahrentarifperinde 8.49, 8. 
Belag, Unfallfürforge Gef. 


— G. 21, 94, 95, 
8. 101, Gef. 15. 
Soleil 8.4, 
Gegenſtand der Derfiherung 
G. 1, 8,8. 1,7; ber Uns 
Tatfünforge für Gefangene 


Gehäller, verdiente als Maßſtab 
für die Umlegung der Bei⸗ 


träge ©. 29, 80, 2. 51; 
anrechnungsfähige ©. 10, 
29, 99, 8. 12; ber Genofien: 
Yaftöbenmten &. 48, 8.50, 


—8 * 1, 8. 1; Tantie— 
men ac. ala ©. 6. 6, 8.5. 

Gehaltsunhweifungen zur Seit: 
ftellung der&ntichädigungen 
G. 74, 8.80; Einreichung 
G. 99, 2. 108, 103; Ber: 

pflichtung zur Einreichung 

Hr Unternehmer, die ia 
Mitglieder der BG. 
3.37; Strafbarkeit At 
Angaben in bdenfelben G 
146, 8. 156. 

Geldſtrafen, als Zwangsmittel 
zur Erzielung don Auskunft 
über ben Betrieb durch den 
Unternehmer ©. 35, 8. 56; 
bei grundlofer Wahlablehn: 
ung oder Amtdentziehung 
G. 43, 2%. 45; al® folge 
der Nichtbeachtung von Un: 
fallverhütungsvorichriften 
&. 112, 2. 120, 3. 40, 6 
116, 8. 124; der Verwei— 
gexung des gZulritls zur 

etriebsſtätte und der Nicht: 
borlage der Geſchäftsbücher 
G. 119, 2. 126; der Nicht: 
erfüllung bezüglich der Be: 
triebsüberwachung oblie: 
gender Berpflichtungen ©. 
124, 8. 130; der Nichtvor: 
lage von Büchern 2c. ſeitens 
der Borftandsmitglieder, 
Dertrauendmänner und Ge: 
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noſſenſchaftsbeamten an das 
Reichaverficherungsamt © 
125, 8. 131; der Nichtbes 
folgung gefeßlicher ober 
ftatutarifcher Vorſchriften 
duch Inhaber der Genofjen: 
ichaftsämter G. 126,%.132; 
der Uebertretung bes Der- 
bot3 vertragamäßiger Be: 
ihränfungen ©. 141, 8. 
152; bei unrichtigen An: 
gaben in den Arbeiter: und 
Lohnnachweiſungen oder den 
Erklärungen behufs Auf: 
ftellung der Gefahrenklaffen 
&. 146, %. 156; bei un: 
richtiger Angabe eines zu 
ſpäten Zeitpunftö der Bes 
trieb3eröffnung oder des 
Beginn? der Verficherun e 
pflicht ©. 146, 8. 156; 

nicht rechtzeitiger Grfühung 
auf gejeßlicher oder ftatuta= 
riicher Beftimmung ruhen: 
der Verpflichtungen ©. 147, 
L. 157; Beitreibung ©. 
153, 8. 163; fließen in die 
Krankenkaſſe oder Kaffe der 
Gemeinbefranfenverficher: 
ung oder in die Genofjen- 
ſchaftskaſſe G. 154, 3. 165. 
Gemarknugen 8. 165, B. 86. 
Gemarkungsberechtigter B. 36. 
Gemeinde des Beſchaftigungs— 
ortes ſ. Beſchäftigungsge⸗ 
meinde; des Wohnorts, 
Uebernahme der Koſten des 
Heilverfahrens für außer: 
halb des Gemeindebezirks 


Regiſter. 


ha 


Zohn pafte Arbeiter L. 27, 


Gemeinbeahguhen, wie dieſe 


werden Rüdftände 2c. bei⸗ 
getrieben &. 103, 124, 2. 
113, 130; Gelditrafen ©. 
153, 8. 163; die aus ber 
Unfallverficherung bei den 
Berfiherungsanftalten er: 
wachjenben Laften B. 34. 
deren Der: 
herum 


—* Ki Mittheilung 


der Betrieböverzeichnifie an 
fie 8. 55; Perichtigung der: 
felben 2. 56; Strafbefug: 
niß gegenüber dem Unter: 
nehmer 2. 56: Anzeige von 
der Eröffnung eine Be: 
trieb 8. 67; Einziehung 
der Beiträge bon den Ge: 
nofſenſchaftsmitgliedern 2. 
110, der Prämien von den 
Unternehmern 8. 27; Haft: 
ung Ai diejelben 8. 110, 

27; Bezeichnung durch 
Die Sandeszentralbehörbe 8. 
162; können mit Funktio⸗ 
nen der unteren Verwalt—⸗ 
ungsbehörde betraut werden 
G. 152, 8. 162. 


Gemeinden, Fortbeſtand ihrer 


Unterſtützungspflicht, Er: 
ſatzanſprüche G. 25, 8. 50, 
B. 9, Gef. 20; Deckung 
ihrer Forderungen durch 
Uebertragung von Entfchä- 
digungsaniprüchen G. 96, 
8.102; Anſpruch auf Erjaß 


Regiſter. 


ihrer Aufwendungen gegen 
Betriebsbeamte und-Unter⸗ 
nehmer u. ſ. w. G. 136, 8. 
147, B. 46, Gef. 24; Er 
laß von ftalutariſchen Be⸗ 
ſtimmungen über theilweiſe 

Gewährung der Rente in 

Naturalien L. 26; Verſicher⸗ 
ung von Bauarbeitern auf 
Koſten ber G. bei ber Der: 
ficherungsanſtalt B. 23; 
Haftung für einzuhebende 
Veitrage bezw. Prämien L. 

110, B. 27; Vereinbarun⸗ 
gen der G. über gemein: 
fame Uebernahme der aus 
der Unfallverficherung bei 
den Berficherungsanftalten 
erwachjenden Laften B. 32; 
Heranziehung zu Beiträgen 
für die Sefangenen-Unfall 

Hirfonge Def Gef. 

Gemeind rien, 
Anſpruch auf Erſatz des 
Mehrbetrags eines höheren 
Srantengeldes gegen ben 
Betriebsunternehmer G.12; 
den Keanfentafien gleichge: 
ftellt 8. 

Gemeindeverhände ‚Berficherung 
vonBauarbeitern aufFoften 
bon ©. bei der Verficher: 
ungsanftalt B. 23. 

Gemeindeverireiung, Bezeich— 
nung durch die Landeszen⸗ 
tralbehörde 2. 162 

Gemeindeinehe, inwieweit für 

geleiftete Arbeiten dem 
an und forftiwirthichaft: 
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Lichen. Betriebe zuzurechnen 


Geeinfane Kragung ber Laften 
ber Gefangenen Unfalffür. 
forge Gef. 

—* —— L. 65. 

Geueſungsanſtalien von Berufs⸗ 
genoſſenſchaften, Auſbring 
ung der Mittel dafür G 
31, 8. 34. 

Gensſſenſchaft ſ. 
noſſenſchaft. 

Sensfenfhnftsämter G. 43-47, 

49, 43—47; 
Shreitigteiten bezüglich ber 
Rechte und Pflichten ber 
Sinhaber der ©, entjcheibet 
das Reichöverficherungsamt 
&. 126, 2%. 132; Straf: 
befugniß des Reichsver⸗ 
ſicherungsamts vn Die 
Snbaber der ©. ©. 126, 


Genöftenfüuftsheamte, Der: 
fiherung ©.5, 8.4, B.4; 
Rechtaverhältniffe und An- 
ftelungsbedingungen der: 
jelben regelt eine Dienft: 
ordnung ©. 48, 8. 50; 
Pflicht zur Vorlage von 
Büchern, Korreſpondenzen 
2c. an das Reichöverficher: 
ungsamt ©. 125, 2. 131. 

Genofeufhuftobetriehe G.1,28, 
85. 


Seusfeufäuftshetaher © . 58, 
Beichwerbe 

nen gen  lufnahmne in dasſelbe 
oder gegen Ablehnung ber 


Berufsge⸗ 
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Aufnahme ©. 59; Auszüge 
erhalten die Sektionsvor⸗ 
ftände &. 60; Berichtigung 
G. 60; Ab: oder Zufchreibs 
ung eines Betriebes im ©. 
G. 61 


Genshenfhafishafe, Geldſtra⸗ 
fen, die in dieſelbe fließen 
G. 154, 2. 165. 


Geunsſenſchafisladen, Dedung 
burch die Zinjen des Reſerve⸗ 
fonds bei der Ziefbauberufß: 
genoffenichaft B. 15. 


Geuneſſenſchaftamitglieder, Bei⸗ 
tragsleiſtung G. 29, 2.3 
Vertretung ©. 36; Stimm. 
recht und Bollmachtprüf: 
ung ©. 37, 55, 8. 38, 65; 
wählbar zu Borftandsmits 
gliedern und Vertrauens: 
männern ©. 43, 8.45; zu 
Schiebsgericht3beifigern N. 
5; zu nichtſtändigen Mit: 
gliedern bes Reichöverficher- 
ungsamts U. 12; XLiefer- 
ung bon Gehalt3: und 
Sohnnachteifungen zur 
Teftftellung ber Entſchädig⸗ 
ungen ©. 74, 8. 80; Ein: 
reihung jährlicher „Lohn. 
nachweiſungen ©. 8. 
107; Zuftellung einen un, 
zug® aus der Heberolle an 
fie G. 101; MWiberjpruch 
gegen die Beitragsfeftftell: 
G. 102; Zwangsbei⸗ 
treibungsverfahren zur 
Dedung der Anfprüche der 


Regifter. 


Pofiverwaltungen gegen 
biefelben &. 106, 2. 114. 


Gensffienihafissrgane, Berficher: 


ung berjelben 6.5, 8.4, 
3.4, ©. 7; Gewährung 
er Rechtshülfe G. 144, 8. 


Geusfinfüefisuermägen , aus 
ſchließliche Haftung für die 
Berbindlichleiten der Be: 
rufsgenofſenſchaft G. 28, 
L. 33, B. 14; Verbot der 
Verwendung desſelben zu 
fremden Zwecken G. 31, 8. 
34; Theilung und Aus: 
einanderſetzung darüber G. 
53, 8. 63; Anlegung ©. 
108 ff., 2. 116 ff.; Verwalt⸗ 
ung desjelben G. 107 ff., 
8. 115 ff., 8. 39. 


Gensflenfhaftsuerfamminng, Be: 


rufung und Art der Be: 
ſchlußfaſſung ©. 37, 8. 38; 
gulommenjebung G. 38, 
2.39; der Beſchlußnahme 
berjelben vorbehaltene Ge—⸗ 
enftände ©. 41, 8. 42; 
Feftftelfung des Statut 
G. 36, 8. 38; beſchließt 
über Haftpflichtverficher: 
ung und Errichtung von 
Penſions- und Renten: 
zuſchußkaſſen A. 23; Treft- 
jegung der Höhe der Bor: 
ſchüſſe auf die Beiträge ©. 
32, 2. 35; Bejchluß über 
Erhöhung des Reſervefonds 
G. 34, 8. 37, 3.15; Be: 
ftimmung der Sätze für 


Regiſter. 


Feiſetoſ mentſhadiauns G. 
44, 8. 46; Beſchluß der 
Dienſtordnung für die Ge 
noflenfchaft3beamten &. 48, 
8. 50; Bildung der Ges 
fahrentlaffen und Beſtimm⸗ 
ung des Gefahrentarifs ©. 
49,8. 52; Bewilligung von 
Beitragszufchlägen und 
⸗Nachlaͤfſen an die Unter: 
nehmer &. 49, 2.52; Zus 
fiimmung zu Bereinbar: 
ungen über gemeinjfame 
Tragung des Rifikos, Be: 
ſchluß über Vertheilung des 
treffenden Antheils unter 
bie Mitglieder ©. 51, 8. 

; beichließt über Abän- 
— des Beſtandes der 
Berufsgenoſſenſchaft G. 52, 
L. 62; Ergänzung ober 
Aenderung der Beltimm:» 
ungen über Vermögens— 
außeinanberjegung G. 53, 
8. 63; Abänderung ber 
vom Borftand und ben 
Ürbeitervertretern beſchloſ⸗ 
jenen Unfarlverhätungäuor- 
Ihriften ©. 115, 8. 123; 
Verzicht auf Jnanjpruch: 
nahme der Haftung der Be⸗ 
triebsunternehmer und Be: 
triebsbeamten ©. 136, 8. 
147, 3. 46; Veſchlußfaff 
ung über die Geltendmad): 
ung des Erſatzanſpruchs 
gegen Betriebsbeamte G 
137, 8. 148; Befreiung 
kleiner Betriebe von der 
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Beitragspflicht L. 36; Be: 
ſchlußfaſſung über die Um— 
lagenberechnung nach dem 
Steuerfuß %. 57; Ueber» 
gangäbeftimmun 8. 167; 
über die Xhetlung de 
Riſikos in dieſem Falle 8. 
60; hat das Nebenſtatut 
für die Verſicherungsanſtalt 
zu errichten B. 20; kann 
die Abgrenzung ber Bezirke 
und die Wahl der Mit- 
glieder der VBermwaltungd: 
organe der Verſicherungs⸗ 
anftalt dem Genoſſenſchafts⸗ 
vorftand übertragen B. 21. 


Gensſſenſchaflsurſtand, or: 


ichlagärecht für die Wahl 
der Schiedsgerichtsbeiſitzer 
A. 5; Freiwillige Verficher: 
ung von Genojjenjchafts: 
organen und «Beamten und 
die Betriebaftätte befuchens 
den oder auf ihr verfehren: 
den Perſonen &. 5, 8. 4, 
B.4; Erhöhung der Theil: 
rente während der Dauer 
nerjepufbeter Huufeteig 
keit G.9, 2.8, B. 9; Auf: 
nahme eines Rentenempfän⸗ 
gers in ein Invalidenhaus 
oder in ähnliche Anftalten 
G. 24, 8. 25, B. 9; Ein: 
zahlung der Vorſchüſſe auf 
die Beiträge an denſelben 
G. 32, 8 35; Heranzieh: 
ung ausländijcher Unter: 
nehmer mit doppelten Bei: 
trägen ©. 33; Antrag auf 
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Erhöhung bes Reſervefonds 
6.34, 2.37; Bildung und 
Umfang feiner Befugnifie 
G. 37, 2. 38; Abgrenzung 
ber Bezirke der Vertrauens⸗ 
männer und Wahl der- 
felben &. 38, 2. 39; Be: 
kanntmachungen ©. 40, 8. 
41; Umfang feiner Thätig: 
feit &.41, 2.42; Beſchluß⸗ 
faffung ©. 41, 8. 43; 
Wahl feiner Mitglieder 
der Genofſenſchaftsver⸗ 
fammlung vorbehalten G. 
41, L. 42; Vertretung der 
Genoſſenſchaft durch den— 
ſelben, Legitimation, Ueber⸗ 
tragung von Geſchäften an 
befoldete Gejchäftsführer ©. 
42, 2. 44; Gtrafbefugniß 
bei grundlofer Wahlablehn- 
ung oder Amtsentziehung 
G. 43, 8. 45; Pflicht zur 
Enthebung von Genofien- 
ſchaftsorganen, die ihre 
Pflichten verlegen, oder 
deren Wählbarteit ausge: 
ſchloſſen iſt &. 47, 2. 49; 
Aufftelung und Aenderung 
des Gefahrentarif3 G. 49, 
8.52; Adreſſe im Betriebe 
auszuhängen G. 55; Heber: 
weiſung angemeldeter Be: 
triebe G. 57; Anzeige neu 
eröffneter Betriebe 8. 67; 
Prüfung der Zugehörigkeit 
zur Genoſſenſchaft %. 67; 


Tührung des Genoffen: 


ſchaftskataſters, Zuftellung 
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der Mitgliedſcheine G. 58; 
Anerkennung der Mitglied⸗ 
ſchaft G. 59; Berichtigung 
des Genofſenſchaftskataſters 
G. 60; Betriebsüberweiſ⸗ 
ung, Widerſpruch ©. 61; 
Beſcheid über Betriebaän: 
derungen &. 62; Antrag 
auf Bornahme einer Unfall« 
unterfuchung ©. 64, 8. 71; 
ift von Einleitung ber Un⸗ 
fallunterſuchung in Kennt⸗ 
niß zu ſetzen G. 65, 8. 72; 
Beſchlußfafſung über die 
Teitftellung der Entjchädig- 
ungen ©. 69, 2. 75; An: 
meldung von Entjehädig- 
ung3anjprüchen bei dem ©. 
G. 72, 92, 2. 78, 98; dor: 
läufige Fürſorge für den 
Entſchädigungsberechtigten, 
Ablehnung der Eniſchaͤdig⸗ 
ungspflicht ©. 73, 8. 79; 
Feſtſtellungsbeſcheid ©. 75, 
8. 81; Recht des Rekurſes 
gegen fchied3gerichtliche Ent: 
Icheidungen ©. 80, %. 86; 
ift bei Fheilung der Entfchä: 
Digungsberpflichtung unter 
mehrere Genoflenjchaften 
zu hören ©. 85, 8. 91; 
hat dem Berechtigten bie 
mit der Zahlung ber Ent: 
fchädigung beauftragte 
Voftanftalt zu bezeichnen 
und über die Bezüge ber 
unteren Verwaltungsbe— 
hörde des Wohnorts des 
Berechtigten Mittheilung 


Negiiter. 


zu machen ©. 87, 8. 93; 
Zahlungsanweiſung ©. 97, 
L. 103; Zuftellung der Li» 
quidationen der Poſt an ihn 
‚82.104; Durchführ⸗ 

ung bes Umlage: und Er: 
gebumaßberinhrend G. 99, 
8 105; Berechnung ber 
einzelnen Beiträge ©. 100, 
8. 110; entjcheibet über ben 
MWiderjpruch gegen bie Feſt⸗ 
ftelung ber Beiträge G 
102, &. 111; Antrag auf 
Anordnung der Haftung 
be Bauherrn, wenn die 
Bauunternehmer mit Bei: 
trägen im Rückſtande find 
&.104; Abführung der Be: 
träge an die Poſtkafſen ©. 
106, 2. 114; Funktionen 
bei Erlaß von Unfallver: 
hütungsvorjchriften G. 113, 
8. 121; bat die Unfallver⸗ 
bütungsvorfchriften ben 
höheren Verwaltungsbehör⸗ 
den mitzutheilen G. 115, 
8. 123; Feſtſetzung der auf 
Nichtbeachtung der Unfall: 
verhütungsvorſchriften an- 
gedrohten Strafen ©. 116, 
8.124; Begutachtung von 
Anordnungen der Yande2- 
behörden zur Unfallverhüt- 
ung ©. 117, L. 125; Be 
fugniß auf die Inanſpruch— 
nahme der Haftung ber 
Betriebaunternehmer und 
Betriebsbeamten zu ver: 
sichten ©. 136, 8. 147, 2. 
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46; Strafbefugnifie ©. 
146 ff., 2. 156 ff; Ob: 
liegenheiten ber Beftimm: 

ung von Berwaltungsorga: 
nen für die DVerficherung?: 
anftalten B. 21; Anhörung 
bei Feſtſetzung des Prämien: 
tarifs B. 26; Berechnung 
ber Prämien "und Aufftell: 
ung ber SHeberollen bei 
Regiebetrieben B. 27; Bes 
fugniffe und Obtiegenheiten 
fönnen von landesgeſetzlich 
bezeichneten Organen wahr: 
genommen werden 8. 141. 

Benofenfgufteingehärigheit ber 
Betriebe ©. 55, 


- Gefammitbedarf der Genofen. 


ſchaften & 99, 2. 105. 
Gefammiheit ber Beruf?: 
enofien &. 103, 2. 113. 
Sefammtnahmeifung der von 
den Genoſſenſchaftsmitglie⸗ 
dern bejchäftigten Verficher: 
ten und der verdienten 
Löhne G. 100. 
seiHäftehüder, ‚Sinfihtnahme 


—— Wioldete G. 


— — —— ber Berufs⸗ 
genoſtenſchaften Prüfung 
G. 125, 8. 131. 


Sefhäftsgen des RPA.'s Anl. 


Gräfin, lud 
eu Wahrung ©. 120 
7. 


Geſchäftsorduung ber Berufs⸗ 
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genofienichaften, Regelung 
duch das Statut ©. 36, 


8. 38 

Geiäsfisriune 6. 155, 2. 166. 
Geſeheskraft A. 25, Gel. 27. 
Geſetliche von Ge 
notienihaftsmitgliedern, 
Wählbarkeit zu Echiebö- 
geridhtsbeitigern A. 5; zu 


nichtſtändigen Mitgliedern | 


des Reichsverfſicherungsamts 
A. 12; zu Borftandsmit- 
gliedern und Bertrauens« 
männern ©. 43, 2. 45; 
firafbar G. 148, 8. 158; 
EStimmredt ©. 55. 8. 65. 
Sehnde, landwirthichaftliches 
ift verfihert L. 1. 
Grwerbenufihisbenmie ſ. Fa⸗ 
brikinſpektoren. 
Gewerbehammern A. 2. 
Gewerblie Anlagen ©. 2. 
Grwerbsmäßige Bearbeitung oder 
Verarbeitung von Gegen: 
ftänden G. 2. 
Gewerbszweige, Ausicheibung 
aus beitehenden und Zu- 
theilung zu anderen Be- 
rufsgenofienichaften A. 2, 
&. 52; Zutheilung der ©. 
einer aufgelöften Berufs: 
genoſſenſchaft an andere 
Berufsgenoſſenſchaften ©. 
54; Erlaß von Unfallver: 
hütungsvorſchriften für be- 
ftimmte &. &. 112, 117. 
Gewehnheitstrinker, Gewähr: 
ung ber Rente in Natu: 
alien 2. 26. 


— 


Kegiſter 


Graberrirn G. 1. 


‚ Gremaeide G. 21, 94, 9. 


£ 22, 100, 1601, 3. 9, 


Anfpruch der Rente 
erfi nach den Eltern 8.20, 
8. 21, 2.9. 
Gruben j. Sräbereien. 


| Grundbehiker 3. 34. 


Gruudisgen der Ilmlageberedh: 
nung, Feſtſtellung durch 
den Genofſenſchaftsvorſtand. 

Gruudfiener, Aufbringung ber 
Mittel nad) dem Maßſtabe 
der ©. 2. 58. 

Grundlüke, Anlage des Ber: 
mögens der Berufsgenofien: 
Ibait in folden G. 110, 


Bnierheförkerungsheirirke @.1. 

Gäterlader ©. 

Gülerpaker ©. i 

Gnishien, ärztlihes ©. 69; 
der Eeftionsvorftände über 
Unfallverhütungsvorjchrif: 
ten ©. 115. 

Gulsberiche, zeelbſlandige 8. 
165, 


—** * 36. 


9. 
IM Fahrten auf H. S 
Haftpflicht der —A 
Betriebs⸗ 
135, 136, 


und 
G. 


nehmer 
beamten zc. 
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8. 146, 147, B. 45, 46; 
der Anftaltabeamten, Ins 
ternehmer u. f. w. wi 28, 
sr tgefeh |. Anl.5 ©. 


PR iwerſicheruug der Be⸗ 
triebsunternehmer und 


greichgeftellter Perſonen 2. 


Baftkrafe ©. 141, 8. 152. 
Haftung der Vorftandamitglier 
der und Vertrauensmänner 
für getreue Gejcjäftäver: 
waltung ©. 45, X. 47; ber 
in? Katafter eingetragenen 
Betriebsunternehmer für 
Entrihtung der Beiträge 
8.60; der bisherigen Un: 
ternehmer für Zahlung der 
Beiträge L. 68; britter 
Perſonen &. 140, 8. 151, 
Sei. 26; der Gemeinden 
für Einhebung ber Bei— 
träge L. 110; der Prämien 
B. 27; des Zwiſchenunter⸗ 
nehmers oder Bauherrn 
für Beiträge, mit benen 
Bauunternehmer im Rück—⸗ 
ftand find ©. 104, 105; 
für Prämien B. 29; be3 
Genoffenichaftävermögeng 
für die Verbindlichkeiten 
a Zern agenoſſenſchaft G. 


— L. 1. 

andelsgeſellſchaft, Haftung für 

die durch einen der Biquis 
batoren herbeigeführten 
Unfälle ©. 136, 8. 147, 
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DB. 46, Gef. 24; der Br 
ſonlich haftenden Geſell⸗ 
ſchafter ©. 148, 8. 108, 
Sandelokanmern, Delegirte ber» 
felben zur konſtituirenden 
Genofenfeaftverlamm 
lun 
—R* G. 1. 
äusliche Biene G. 3, B. 2. 
anptbetrieb, entſcheidet für die 
Zugehörigkeit aut Berufe: 
genoflenf alt ©. 28, 8. 
B. 12. 
* v. 
lene, Erſtreck⸗ 
ung der Verſichexungspflicht 
auf ſie G.1,5; Entrichtung 
ort Beiträge fur dieſelben 


Haushaltsplan ber Genoffen, 
ſchaft ©. 48, 8. 
Beusinnßtie |. oauägemerber 


treiben 
—8 — Jerritht⸗ 
ungen 2; Berückſichtigung 


bei Abſchagung des Urs 
beitsbedarfs L. 58. 

Heberolle, Feſtſtellung, Zuſtell⸗ 
ung eines Auszugs an die 
Genoſſenſchaftsmitglieder 
G. 101; an die Gemeinde— 
behörden L. 110, B. 27, 38; 
Auslegung des Auszugs 
auch die Gemeindebehörden 
8. 110, 38. 27. 

Seereouerwaltungsbetriebe ©. 1, 
128, 8. 134. 

Srilanfalten dev Beruföger 
noſſenſchaften, Aufbringung 
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der Mittel G. 31, 8. 34; 
Beſchlußfaſſung über bie 
‚Aufnahme des Verlegten in 
eine H. ©. 69, 8. 75; Ge: 
währung freier Kur und 
Verpflegung in einer 9. 
G. 22, 8. 23; Beauffidh: 
tigung durch dad Neiche- 
berfigerungdamt &. 125, 
8. 131; 9. ber Stnapp- 
ſchaftskaſſen, ſonſtigenſtran⸗ 
kenkaſſen oder Kranken: 
faffenverbände, G. 11, 8. 14. 

Aa G. 9, 8.8, Gef. 3. 
eilverfahren, Einleitung eine? 
neuen ©. 23, 8. 24; Ge: 
währung der doſten durch 
die Gemeinde L. 

Heimarbeit. —2* 1. 

Heiße Luft © 

Beiger 2. 1. 

Herkommen 8. 26. 

Se Ina. A. 21, Ausf.G. 


Sinferhlichene, Anſpruch auf 
Rente &. 15 ff, 8. 16 ff., 
Gef.4; Wegfalldes Anſpruchs 
G. ‚8. 7; Rentenaniprud 
der 9. von Ausländern 
G. 21, L. 22, Gef.ö; Rechte 
im Verfahren bei Telt: 
ftellung der Entſchädigungen 
G. 70, 8.76, Gef. 11; 
Recht des Rekurſes gegen 
ſchiedsgerichtliche Entſcheid— 
ungen G. 80, L. 86; An⸗ 
meldung des Anſpruchs auf 
Entſchädigung G. 92, 8. 
98, Gef. 13; Anſprüche 
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aus der Haftpflicht ber 
Betriebsunternehmer ac. ©. 
155, 8. 146, 8. 45, Gef. 


Per der Bolltente Gef. 
3; ber Renten ber Hinter: 
bliebenen zufammen Gef. 4. 

Höhere Yerwaltungsbehörde, Be⸗ 
ftimmung der zur "Ent: 
ſcheidung berufenen Be: 
hörde, wenn Die zuftändige 
Auffihtsbehörde zu den Be: 
theiligten gehört ©. 14; 
Berichtigung des Betriebe: 
derzeichniffee und Weber: 
mittelung desſelben an da3 
Reichsverficherunggamt ©. 
35; Legitimirung der Vor: 
ftänbe G. 42, 8.44; Ent: 
ſcheidung der Beſchwerd⸗ 
gegen Anordnung der Haft: 
ung be Bauherrn ©. 105; 
Mittheilung der Unfallver: 
hütungsvorſchriften an fie 
G. 115, 8.123; Veröffent⸗ 
lichung der Unfallverhüt: 
ungsvorſchriften B. 40; 
Anzeige des Namens und 
Wohnſitzes der techniſchen 
Aufſichtsbeamten und Rech— 
nungsbeamten an ſie G. 
122, 8. 129; Bezeichnung 
durch die Zentralbehörden 
G. 152, 2. 162; Beftimm: 
ung von Gemeindebehörden, 
die Funktionen der unteren 
Berwaltungsbehörde wahr: 
nehmen .G. 152, 2%. 162; 
Feſtſetzung des durchſchnitt⸗ 
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lichen Jahresarbeitsver ⸗ 
dienſtes für Land: und forfts 
wirthſchaftliche Arbeiter 8, 
10; Genehmigung ftatutas 
riſcher Beftimmungen über 
Rentengewährmg in Form 
von Naturalleiftungen 8. 
26; Entſcheidung von Strei⸗ 
tigteiten über Befreiung 
von ber Beitragspflicht 
36; über Erftattungsans 
fprüche bei Umlegung ber 
Beiträge nach dem Grund» 
ſteuerfuß 8. 58; Genehm ⸗ 
igung flatutarifcher Ber 
flimmungen über einen 
anberweiten Vertheilungs⸗ 
maßftab ber aus ber Un 
fallverfiherung bei ben 
Verfiherungsanftalten ben 
Gemeinden „rahlenden 
aften 8. 3. 
—S ©. 1. 
jülfskaffen,amtlichbefcheinigte, 
V— als —— 
Hül Ikeitbehlerte ten, Ein⸗ 
Muß auf die ‚Höhe der Rente 


sum Mir Sicherung bed 
Erfolges des Heilverfahrens 
©. 9, 8. 8, Gef. 3. 


güttenwerke ©. 1, 8. 1. 





Iahresarhe erdienf, beftims 
mend für bie Berfigerungd- 
pflicht don Arbeitern und 
Betriebsbeamten ©. 1, 8. 





1,8. 1; fiir die @rfirefing 
der Berficperungspftit an! 
nternehmer Wh, 
; auf bie Mheber 

für bie Verechtlauug 
— Eetöftverfiherug ber 
eiriebennierneimer Wh, 

4, ©. bi, ber 

— und Loolſen ©. d; 
fe die Gewährung der 
Krankenflirforge . 18; 
Mafftab für bie Meinten: 
Seeänung 0. D I, N 
file bie Aeediung 

mi Sterbegeids in, X 
16; Gemittefitiig ©, 10, 
29 185 flatutacdfche 
Vorfchriften iiber bie Er⸗ 
mittelung ©. 87, \. BB; 
für Lanbtoiet hjchaftliche Wer 
trieböbeamte und Fachar ⸗ 
beiter v. 9; für and: ober 
fosfiefiaftihe Arı 
beiter 8. 10; fir verficherte 
Betriebsunternehmer und 
gleichgeftellte Perfonen X. 
11; durchfchnittlicher J. am 
Orte ber ehaftigung & 
10; Grunblage für die Um» 
legung ber Beiträge ver 
fihenter Unternehmer vV. 


Iahresbedarf der Berufägenof: 
fenſchaften —X durch 
Beiträge G. 2 

Iahresrehuung,, uffitung, 
Prüfung und Abnahme ©. 
37, 8.38; Beihluhfaffung 
über Prüfung und Abnahme 
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der fogenoffenfepaft 
vorbehalten ©. 41, 2. 4 

Iuhrafitreten bes Geſetzes, — 
Geſetzeskraft. 

Inlandifye ßSetriebe, Ausſchluß 
der Anwendung be Ge- 
ſetzes, wenn fie Beftand- 
theile eines ie 
Zetriebes find G. 4, 8.8 

3. 


Juan, gewöhnlicher Aufent- 
alt im J. ©. 21, 94, 8. 
22, 100; Wohnen im 3%. 
G. 94, 8. 100, Mangel 
eines Wohnfipe im J. 
G. 155, 2. 16 

Innere Verwaltung der Berufs: 
genofjenfchaften &. 36. 

Junung, Haftung für die durch 
ein Mitglied des Vorſtandes 
oder einen der Liquidatoren 
berbeigeführten Unfälle ©. 
136, 8.147, 8.46, Gef. 24; 
Strafbarfeit der Borftands: 
mitglieber und Siquidatoren 
8.148, 2. 158. 

Zuvnlideuhens, Aufnahme in 
ein ſolches ©. 24, 8. 25. 

Invalidenkaſſen, Fortbeſtand 
ihrer Unterſtützungspflicht, 
etgſprüche ®, 25, 8. 30, 
e 

Invalidenverſicherung, beſondere 
Abt heilung dafür im RBA. 


Iugendlihe Jerfonen, Feſtſehung 
der Renten L 


Zurifiſche —— der Be⸗ 
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rufsgenofſenſchaften G. 28, 
8.33, B. 14. 


8. 


Kaiſerliche Jererdunug, Regel⸗ 
ung des Verfahrens und Ge: 
ſchaͤftsganges bei dem Reichs⸗ 
verficherungsamt A. 19, An: 
lage 6; betr. das verfahren 
vor ben Schied3gerichten 
Anlage 7; das Gebühren- 
weſen A. 20; beftimmt über 
Inkrafttreten gejeßlicher 
Vorſchriften X. 25, Gef. 27; 
über Wiederaufnahme bes 
Verfahrens G. 84, 8. 90. 

Kanãle, Herſtellung und Unter: 
haltung 8. 1. 

Zaualbanarbeiten B. 6, 18. 

Sayitelabfindnug ©. 91, 95, 8. 
97, 101, Gef. 16; rückwir⸗ 
tende Kraft ber Beſtimm⸗ 
ungen ©. 95, 8. 101. 

Sapitaldeungsverfahren 3.38. 

Sayitelmerth der Renten, Be: 
rechnung der Beiträge bei 
der Tiefbauberufsgenofjen- 
ſchaft nah dem K. 2. 13, 
38; Grundlage für bie Felt: 
fegung de3 Prämientarifs 
B. 24; als Erſatz für bie 
Rente in Fällen der Haftung 
G. 136, 8. 147, B. 46, 
Se. 24. 

Bareuneit ſ. Wartezeit. 

Kaſſe ber Gemeindekranken⸗ 
verficherung, Geldſtrafen, 
bieind in ieſelbe fließen G. 154, 
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Kaſſen, Rechte und Pflichten 
bei Erfüllung ber den Ge: 
meinden ober Armenver- 
bänden obliegenden Ber- 
ficherungspflicht &. 27, 8. 
32, Gef. 22; üebertragung 
von ẽntſchadigungsanſprie 
Eu an biejelben ©. 96, 


Saflenführung ber BG. G. 107. 

Satafler ſ. Genofjenichafts- 
Tatafter. 

Kantionsbeträge ©. 33, 37, 
5 A Beitreibung ©. 103, 


Belizeihekrie 6.1. 

Kinder, Weberweifung von 
Rentenbeträgen an fie 8. 
26; Anſpruch auf Rente 
G. 16, 17, 2. 17, 18, Gef. 
4; Kürzung ber Rente ©. 
20, 8. 21, Gef. 4 

Klage auf Geltenbmadung ber 
Haftung des Betriebsunter: 
nehmer? und der Betrieb3- 
beamten &. 137, 8. 148, 
3. 47; auf Anerkennung 
eines Rechtsverhältniſſes 
G. 77, 8.88. 

aleinarbeiten, Bau⸗UV. B. 28. 

Kleinbetrieb ber Seeſchifffahrt, 
Verficherung S. 152 ff. 

Kleinbetriebe, Entrichtung ein⸗ 
heitlicher Beiträge L. 53. 

Kuappſchafisälteſſe, Wählbar⸗ 
keit zu Schiebögerichtabei- 
fitern U. 5; Mebertragung 
der Funktion der Arbeiter: 
vertreter an fie ©. 134. 


Buappihnfiakernfsgeusfienfäaft, 
Wahl von Schiebagericht?: 
beifitern aus derjelben 4. 
5; Bildung durch ben 
Bundesrat ©. 134. 

Suappihaftskaffen, Unterbring: 
ung von Kaſſenangehörigen 
in anderen Heilanſtalten 
G. 11; Auszahlung der 
ẽntſchaͤdigumgen durch die⸗ 
ſelben G. 134. 

Zuappſchaftsverbünde ©. 134. 

Börperverlehnung als Voraus⸗ 
ſetzung des ae 
anlbend® 8.8, L.7, B. 9 


r2 

Kommifhonen, bejondere, zur 
SFeftftellung der Entjchädig- 
ungen ©. 69, 2. 75. 

Sommunnlanffihtsbehörde, ent- 
fcheidet Streitigkeiten zwi— 
ſchen dem Bezugsberechtig- 
ten und Kommunalverbän—⸗ 
ben über Rentengewährung 
in Naturalien %. 26. 

Sommnnalbeamie mit feſtem 
Schalt 8.7, 82.6, 2.1, 


Sommnnalverbande, Derficher- 
ung bei Bauarbeiten durch 
Ausführungeébehörden B. 6, 
42, 43; Vereinigung zu 
einem Verbande zur Durd): 
führung der Verficherung 
3.6; Beitritt zu einer Bau—⸗ 
Berufögenofienichaft B.8; 
Mebernahme der aus der 
Unfallverfiherung bei der 
Derficherung? : Anftalt er- 


626 


als Theile derfelben anzu: 
jehen find 2. 1; Gärtnerei 
als landiw. Betrieb 8. 1; 
Beitimmung der als land» 
oder forftwirthichaftliche 
Betriebe anzufehenden Be: 
triebaziweige durch das 
Reichöverficherunggamt 2.1; 
eftiegung des durchſchnitt 
lichen Jahresarbeitsver⸗ 
dienſtes für die in denſelben 
beſchäftigten Arbeiter2.10. 
Ind: und forſtwirthſchaftliche 
Sernfsgensfieufihaften ©. 33; 
landesgeſetzliche Regelung 
der Abgrenzung, Organi- 
fation und Berwaltung 2. 
141; |. a. Berufsgenofſen⸗ 
ſchaften 

— ———— — — beſtimmt 
Umfang und Vorausſetzung 
der Verſicherungspflicht 
land⸗ und forſtwirthſchaft⸗ 
licher Unternehmer und den 
Ausſchluß von Familien: 
angehörigen von der Ver: 
fiherungäpflicht 8. 1; Be: 
freiung von der Beitrags: 
pflit 2. 36; Vorſchriften 
über die Höhe des Referbe- 
fonds 28. 37; Feſtſtellung 
eines anderweiten Der: 
theilungamaßftabes für die 
aus der Unfallverficherung 
bei den Verficherungsan⸗ 
ftalten den Gemeinden er: 
wachſenden Laſten B. 34; 
Debertragung ber Ber: 
pflichtung des Staates zur 


Regiſter. 


Leiſtung der Gefangenen⸗ 
Unfallfürſorge für andere 
Stellen Gef. 7; Beſtimm— 


ung ber Ausführungsbe- 


hörden Gef. 8. 


Jandesgeſehliche Regelung auf 


dem Gebiete der land: und 
forftwietoihaftligen Un⸗ 
fallverficherung L. 141 ff. 


Jandesregiernugen, Feſtſetzung 


der Gebühren im Verfahren 
vor dem Landesverficher⸗ 
ungsamt A. 2 


O. 
Jandesverſicheruugsami, Erricht⸗ 


ung A. 21; territoriale Be: 
[dränfung der Wirkſamkeit 
A. Zufammenjegung, 
Glicheunn. Bejegung N. 
22; entipeibung enbaüllig 
A. 22, 16; Belegung bei 
Tällung von Entjcheidungen 
und Faſſung von Beichlüffen 
A. 22, 16; Zuziehung von 
Bertretern der Arbeitgeber 
und ber Berficherten zu 
den Cntjcheidungen und 
Derhandlungen A. 22, 16, 
18; Koften trägt der Bun: 
desſtaat 4.22; Auferlegung 
jelbftverfchuldeter Koſten A. 
22, 19; Formen deö Ber: 
fahren? Geſchäftsgang, Ver: 
gütung für die nichtitän: 
digen Mitglieder regelt die 
Landesregierung U. 22; Ge: 
bühren im Verfahren vor 
demfelben A. 20; Zuftän: 
bigfeit ©. 127, 8. 133, 2. 
4]; Aktenabgabe an das 


Regiſter. 


Neichäberfiherungdamt G. 
127, 8. 

Gandenfenkralbehörten, Bezeich⸗ 
nung der zur Entſendung 
von Delegirten zur konſti⸗ 
tuirenden Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlung befugten Koör⸗ 
perſchaften und der Zahl 
der Delegirten U. 2; Er: 
höhung der Zahl ber 
Schiedsgerichtsbeifitzer, Bes 
ftimmung über deren Wohn 
fig 4. 4; Entjcheibung über 
die Zahl der aus den im 
Bezirke des Schiedsgerichts 
vertretenen Berufsgenofjen« 
ichaften oder Ausführung?» 
behördben zu wählenden 
Sciedögerichtsbeifiger A. 


5; Regelung ber Wahl von 


dierzien als Sachverſtän⸗ 
digen A.8; Beſtimmungen 
über das Verfahren bei der 
Wahl der nichtſtändigen 
Mitglieder des Landesver⸗ 
ficherungsamts A. 22, 14; 
zuftändig zu Anordnungen 
über die Unterbringung 
von FKaffenmitgliedern in 
anderen SHeilanftalten ©. 
11, 2. 14; Anordnungen 
über Anlage der Beftände 
der Berufsgenoſſenſchaften 
G. 109, 110, 8. 117, 118; 
Neuerung über Unfallver: 
hütungsvorſchriften G. 115, 
L. 123; Unterſtellung von 
Staatsbetrieben unter für 
ſolche Betriebe errichtete 
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neeufägenoffen{chaften G. 
128, ; Bezeichnung 
ber Ausfütungebehörben 
für Staatäbetriebe G. 128, 
8. 184, 3. 42; Erlaß von 
Ausführungsvorfchriften®. 
133, 8. 189; beftimmen bie 
Beichwerbeinftang gegen: 
über Straffeftfegungen des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes 
G. 149, 8. 159; bezeichnen 
die zuftänbigen vanbebe 
hörden G. 152, 

konnen bie Berufung ak 
ben Rechtsweg an Stelle 
des Rekursverfahrens treten 
lafien L. 29, B. 11; Ge⸗ 
nehmi gung der Befchlüffe 
über Befreiung kleiner Be 
triebe von Beiträgen 8. 36; 
tönnen Sommunalverbände 
ober öffentliche Korpora» 
tionen zur Mebernahme der 
durch die Verficherung ent» 
ftehenden Laſten für leiſt⸗ 
ungsfähig erllären B. 6; 
Vereinigung mehrerer Kom» 
munalverbände oder ander 
rer Öffentlicher Korpora⸗ 
tionen zu einem Verbande 
zur Durchführung der Ver: 
fiherung B. 6; Beltimm- 
ung der Behörbe, bei wel: 
cher die für die Verſicher⸗ 
ung auf Koften ber Unter: 
nehmer bei den Verficher: 
ung3anftalten nöthigen 
Nachweiſungen einzureichen 
find B. 24; Feſtſetzung ber 

40* 


a 


Vergütung für bie die Ein⸗ 
bebung der Trümien be 
jorgenden Kemendebebör: 
den B. 25: beitimmen uber 
auderweite Tragung der 
aus der Untaliveriicherung 
bei der Beriherumasanttalt 
yür Gemeinden ermat’en- 
ben Sat B. 32; Beriirent: 
Ikhungen ım Amtsblatt 
241: GSenehmisung der 
Frosunyz und Abraboe 
der Jabresrechnung durch 
Eelbitverwaltungsorgane 
2. 42; Zufändigfer on 
Stelle des Bundesrathes 
bei der Abänderung des 
Beñandes von Berniige- 
noñenichciten 2. 143: Er⸗ 
klaͤreng des Perrritts des 
Etoates zu einer Fan-Fe 
wwisgencernident B. 8; 
Bezeichnung der Rusiühr⸗ 
ungzbetörden zur Anzrühbr- 
ung des Getanzenen-Untell- 
jũ riorge: Geetzes GerS: der 
zur Enticheidung der Be— 
jchwerde gegen den Feñ⸗ 
Htelungsberherdzuftindigen 
Stelle Ger. 11. 


Saudärrigerei, Ruben der Rente 
Ser. 15. 
Ieutwirikiheftlide Beiriche, 


Pegrt 2.1; Eis X 
geeitimatisn. der —— 
der Genoñenchoteder⸗ 
iammlung 2. 33: der Bor: 
Hände bei Kecrsgeihärten 
8.42, 2.44. 


KRester_ 


Segitimalisusbrüheisägungen ; 
Roritünde, — und 


für 


fiempelfte G 
B. 45. 


.145. & 155. 


frigeasfintung ©. 1. 
friäungsfehigkeil der Beruis- 


- 


genonenichait, mahgebend 
für die Rbünderung ihres 
Pettanns ©. 52. 2 62: 
für Errichtung einer neuen 
Rerufsgenonenichait G. 52, 
2. 62; Wange berielben 
Grund zur Auflöfung ber 
Peruiigenotteniceit ©. 54, 
2.64: S_ von ommmunal: 
verbürten wud anderen 
örrentlihen Korporationen 
Voraus jetzung für die Ueber⸗ 
nahme der Beriherung bei 
PBonarbeiten B. 0. 


Daftung einer 
Handeligeiellihait, Jmm: 
ung oder eingetragenen @e- 
neren’hart für die von 
ibnen berbeigerührten Un: 
falle G. 135, 8. 147, B. 
46; Etrarbarfeit G. 143, 
e. 158. 


Isyue, verdiente. al3 Mabitab 


für die Umlegung der Bei: 
träge G. 29, 3, 2. 51, 
®. 13: amehnungtiähige 
G. 10, 39. 39, 2.12; un 
richtige ;yeititellung Des 
anretnungstüähigen Petra: 
ges Beihwerdegrund G. 
12. 


Regifter. 


Föſchung eines Betriebs im 
Senoffenfihaftätatafter G. 


—8 1,2.1; Tantiemen ꝛc. 
als 2. ©. 6, 8.5. 

Sohnarbeiter ©. 1. 

Jehnbücher ſ. Lohnliſten. 

Johnliſten, Führung und Auf: 
bewahrung ©. 99; Einficht- 
nahme ©. 119, 8. 126; 
Strafbeftimmung ©. 147. 

Iohnushweifungen, zur Feſt—⸗ 
ſtellung der Entſchädigung 
G. 74, 2. 80, B. 37; all: 
jährliche Einfendung durch 
die Genoſſenſchaftsmitglie— 
der, Inhalt ©. 99, 8. 108; 
durh Unternehmer von 
Bauarbeiten ®. 24; Auf: 
ftelung dur Genoſſen⸗ 
ſchaftsorgane G.99, 8.108; 
Prüfung dur Rechnungs: 
beamte ©. 119, 2. 126; 
Strafbarkeit falfcher An: 
gaben in denſelben &. 146, 
L. 156; weitere Strafbe: 
ftimmung ©. 147, %. 157. 

foos, Berufung ber Vertreter 
der Arbeiter unb Abeit 
geber durch dasſelbe % 

122. 


loehen, 


Gootienieaf, Betriebe für die 
Ausübung ©. 1. 


M. 
Mänulihes Gefhleht, Erfor: 


Selbftverfiherung 
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derniß der Wählbarkeit U. 
12, ©. 114. 

Marinenerwaltungsbeiriebe ©. 
1, 128 


Malhinenführer 2. 1. 
Meafhinilen ©. 1. 
Anaurerarbeiten ®.1. 

LVA. A 21 


. 
Mehrheirag des Krantengeldes 


Welhcheli für Verſicherungs— 
anſprüche ©. 72,2.78, 8. 
37. 


efer ©. 1. 

Militäroerwalinngsbehörde, 
oberfte des Kontingents, 
Bezeichnung der Ausführ: 
ungsbehörde für die Heeres: 
verwaltungsbetriebe G. 
128,8. 134; Erlaß von Aus⸗ 
fuhrungsvorſchriften G. 
133, 8. 139. 

Mindefbeitrag, Entrichtung 
eines einheitlichen in klei— 
nen Betrieben ©. 30; Ent: 
richtung entbindet von ber 
Einjendung von Lohnnach⸗ 
weilungen ©. 99; bei der 
Aufftelung der Geſammt— 
nachweifung zu berüdlich- 
tigen ©. 100.. 

Mitglieder der Berufdgenoffen- 
ſchaft ſ. Genoſſenſchaftsmit— 
glieder; der Genoſſenſchafts⸗ 
ausſchüſſe zur Entfcheidung 
über Beichwerden, ftrafbar 
wegen Verlegung des Ber 
triebsgeheimnifjes L. 160, 
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161; des Genofjenichafts:- 
borftandes ſ. Vorſtandsmit⸗ 
glieder; des Reichsverſicher⸗ 
ungsamts A. 11; des Lan: 
Dedverficherungdamt3 U.22. 
Ninliedgafi G. 55, 8. 65, 
B. 16; Vorausfetzungen 
und Beginn berjelben ©. 
55, 8. 66, B. 16; Aner- 
tennung derjelben G. 59, 
2.67; Feſtſtellung &. 59. 
Mmitglichfhein G. 58; Ausftell- 
ung eine? anderweiten G. 


AMittheilung des Aufenthalts: 
orts, Vorſchriften darüber 
G. 94, %. 100; der dem 
Schied3gericht eingereichten 
Urkunden und ärztlichen 
Zeugnifle A. 9. 

Müller 8.1. 

Miündelfigere Aulage der Ge: 
vollen haftäbeftänbe@. 108, 


—88 Herhaudinug vor dem 
Reichsverſicherungsamt G. 


Mutwike ‚Roften des Derfah: 
rens A. 1 


N. 
VUachahmung, abſichtliche, ge: 
heimgehaltener Betriebs— 
einrichtungen oder Be— 
wFietaweiſen ſtrafbar G.151, 


Nadlafe, Bewilligung für eine 
fommende Gefahrentarif: 
periodbe ©. 49, 8. 52. 


Regifter. 


VJachträgliche Entrichtung von 
Beiträgen G. 101, 8. 112. 

Mahweilung der Löhne und 
Gehälter ſ. Gehaltsnach— 
weiſungen, Lohnnachweiſ—⸗ 
ungen; der beſchäftigten 
Arbeiter ſ. Arbeiternach⸗ 
weiſungen; monatliche B. 
24; der von den Poſt—⸗ 
anftalten geleifteten Zahl: 
ungen ©. 98, %. 104; Gef. 
19; der gejammten Ned): 
nunggergebniffe eines Rech: 
nungsjahres ©.117, 2.119. 

YHame ber Genoſſenſchaft G. 37, 
40, 8. 38, 41; ber techni⸗ 
ſchen Aufſichtsbeamten und 
der Rechnungsbeamten G. 
122, 8. 129. 

Matnralbegüge ala Lohn oder 
Gehalt ©. 6, 8.5. 

YHaturalleitungen, Gewährung 
eined Theils der Rente in 
Form von N. %. 26, 136. 

Naturalverpfegungoßationen G. 


,Uelabetriete, Anſchluß von 
dem Betriebe ber Land- 
oder Yoritwirthichaft die— 
nenden N. geiverblicher Be: 
triebe an den gewerblichen 
Betrieb ©. 28; Hinweis 
darauf in der im Betriebe 
auszuhängenden Belannt- 
machung ©. 56; Uebergang 
einzelner N. an eine andere 
Berufögenofjenihaft bei 
Katafterberichtigungen ©. 
53, 8. 63; folgen dem 


Regifter. 681 


Hauptbetrieb B. 12; Land: 
oder forfttoiethichaftliche N. 
unterftehen nicht dem Ge⸗ 
werbe : Infallverficherungs- 
gejeg ©. 1; Begriff, Ber- 
fiherung3pflicht der barin 
beihäftigten Arbeiter und 
Betriebsbeamten 2.1. 
Nebenftatnt ber Unfallverficher: 
ung3anftalten 3.20, 21,64; 
Genehmigung durch das 
richeverficherungsamt B. 


— ——— alsBetriebs⸗ 
beſchäftigung ©. J. 

NenbildungbonBerufsgenoffen: 
ichaften ©. 52, 58, L. 62, 
63 


Menue Beranlagung oder Ab: 

ſchätzung der Betriebe ©. 
‚x. 55. 

Neues Heilverfahren, wann die 
Berufögenoffenjchaft es ein: 
treten laffen fann ©. 23, 
8. 24, Gef. 5. 

Hihtigkeit von Vertragsab⸗ 
madungen ©. 141, 8. 152. 

Niederleguug von Senofien- 
ſchaftsämtern ©. 43. 


D. 

Geffentliche Korporatisnen, Ver: 
fiherung von Bauarbeiten 
burh Ausführungsbehör- 
den B. 6, 42, 43; Ver⸗ 
einigung mehrerer zu einem 
Verbande zur Durchführung 
ber Verſicherung B.6; Aus: 
ſcheiden aus Berufögenoffen: 


ſchaften B. 6; Beitritt zu 
einer Bau-Berufsgenofien- 


ſchaft 8.8. 

Oeffentlichrechtlithe Yerbände, die 
Gefangenenanftalten unter: 
halten, Heranziehung zu 
Beiträgen zur Gefangenen: 
Unfallfürforge Gef. 7. 

Ordentliches Gericht, gebunden 
an bie Entſcheidung, ob 
ein Unfall vorliegt und in 
welchem Umfang Entichä- 
digung zu gemähren ift 
G. 135, 188, 8. 146, 149, 
B.48, Gef. 23, 24; Feſt⸗ 
ftellung civilrechtlicher Prä⸗ 
judizialfragen G. 77, 2.83. 

Organe ber Berufsgenofjen- 
ſchaft ſ. Genofjenichaftzor- 
gane; der Selbſtverwaltung, 
Abnahme und Prüfung der 
Jahresrechnung und Ber- 
waltung derBerufägenoffen: 
ſchaft 2.42; dienftliche Ver: 
hältniffe 2. 132; der In— 
dalidenverficherungsanftal- 
ten und der Krankenkaſſen 
®.144, 8. 154; der Unfall- 
verficherungsanftalten 3. 
20 


Organifatisn der Schiedsge— 
richte für Arbeiterverficher: 
ung U. 3 (Borbem.); ber 
Berufagenaffenfihaften ©. 

2.38 ff.; der zit 
bauberufögenuffenfhuft 
14 


Ortshurifänittspreif G. 6, 


161; de3 Genofienichait3- 


vorftandes ſ. Borftandsmit: 
; Yahmeilung ber Löhne und 


glieder; de3 Reichäverficher: 
ungsamt3 A. 11; des Lan⸗ 
deöverfiherungdamt3 A. 22. 
lichen! ®. 55, 2%. 65, 
3. 16; Borausfegungen 
und Beginn derfelben ©. 
55, 8. 66, B. 16; Aner: 
tennung derſelben &. 59, 
2.67; Feſtſtellung &. 59. 
Mitgliehigein 6. 58; Auäftell- 


nug eines anderweiten ©. 


61. 

Mittkeilung des Aufenthalts: 
orts, Vorſchriften darüber 
G. 94, 2. 100; der bem 
Schiedsgericht eingereichten 
Urkunden und ärztlichen 
Zeugnifle A. 9. 

Müller 8. 1. 

Mündeligere Aulage der Ge: 
nollenihartöbeftände. 108, 


—8 Berhandiung vor dem 
Reichsverficherungsamt G. 


Mutmike, Roften bes Verfah⸗ 
ren? 4.1 


N. 

VUathhahmung, abfichtliche, ge: 
heimgehaltener Betriebs: 
einrichtungen oder Be: 
triebsweiſen ftrafbar G. 151, 
8. 161. 


NUathläſſe, Bewilligung für eine 
kommende Gefahrentarif— 
periode ©. 49, 8. 52. 


een — — — —— —— — — — — — — ——— — en —— —— 


Regiſter. 


von 
Beiträgen &. 101, £. 112. 


Gehälter ſ. Gehaltsnach⸗ 
weiſungen, Lohnnachweiſ⸗ 
ungen; der beſchäftigten 
Arbeiter ſ. Arbeiternach⸗ 
weijungen; monatliche B. 
24; der von den Boft: 
anftalten geleifteten Zahl- 
ungen ©. 98, %. 104; Gef. 
19; der gefammten Rech 
nungsergebnifle eines Red): 
nungsjahres &.117, 2.119. 
Yame der Benofienfchaft ©. 37, 
40, 8. 38, 41; ber techni- 
ſchen Auffichtsbeamten und 
der Rechnungsbeamten ©. 
122, 2. 129. 
Yatnralbezüge ale Lohn oder 
Gehalt ©. 6, 2. 5. 
YHatnralleiiungen, Gewährung 
eines Theils der Rente in 
Form von N. %. 26, 198. 
Batnrelverpkegungshstinuen © 


Mehrabeiriche, Anſchluß von 
dein Betriebe der Lanb- 
oder Forſtwirthſchaft die- 
nenden R. gewerblicher Be: 
triebe an den gewerblichen 
Betrieb G. 28; Hinweis 
darauf in der im Betriebe 
auszuhängenden Belannt- 
madung ©. 56; Uebergang 
einzelner N. an eine andere 
Berufsgenoſſenſchaft bei 
Katafterberichtigungen ©. 
53, 8. 63; folgen dem 
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Hauptbetrieb B. 12; land⸗ 
oder forſiwirthſchaftliche N. 
unterſtehen nicht dem &e- 
werbe-AUnfallverficherungs⸗ 
geſetz G. 1; Begriff, Ver⸗ 
fiherungapflicht der darin 
beichäftigten Arbeiter und 
Betrieböbeamten 2. 1. 
Nebenfatut der Infallverficher: 
ungsanftalten B.20, 21,64; 
Genehmigung durch Daß 
Keicpöberficherungsamt B. 


Nebrauerricstungen alsBetriebs— 
beſchäftigung G. 1. 

Henbildungbonerufögenoffen: 
Ihaften G. 52, 53, L. 62, 


Men Veranlagung ober Ab: 

ſchätzung der Betriebe ©. 
‚8. 55. 

Menes Heilverfahren, wann Die 
Berufsgenoſſenſchaft e3 ein: 
treten lafſen fann ©. 23, 
8.24, Gef. 5. 

Ninhtigkeit von Bertragdab- 
madungen ©. 141, 8. 152. 

Miederleguug von Genofien- 
Ichaftsämtern ©. 43. 


O. 

Geffeutliche Korporationen, Der: 
ſicherung von Bauarbeiten 
durch Ausführungsbehör⸗ 
den B. 6, 42, 43; Der- 
einigung mehrerer zu einem 
Verbande zur Durchführung 
ber Berficherung B.6; Aus: 
fcheiden aus Berufögenoffen: 


ihaften B. 6; Beitritt zu 
einer zau-Berufögenoffen- 
ſchaft B 

— — Yerbande, die 
Gefangenenanftalten unter: 
halten, Seranziehung zu 
Beiträgen zur Gefangenen: 
Unfallfürjorge Gef. 7. 

Ordentliches Gericht, gebunden 
an die Entjcheidung, ob 
ein Unfall vorliegt und in 
welhem Umfang Entſchä⸗ 
digung zu gewähren ift 
G. 135, 138, 8. 146, 149, 
B. 48, Gef. 23, 24; Feſi⸗ 
ſtellung civilrechtlicher Prä- 
judizialfragen ©. 77, L. 83. 

Organe der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft ſ. Genofjenichaftzor- 
gane; der Selbſtverwaltung, 
Abnahme und Prüfung der 
Jahresrechnung und Ber- 
waltung derBerufägenofjen: 
ſchaft 8.42; dienftliche Ver: 
hältniffe L. 132; der In— 
dalidenverficherungsanftal: 
ten und der Krankenkaſſen 
G. 144, 2.154; der Unfall: 
verficherungsanftalten B. 
20 


Organilatien der Schiedöge- 
richte für Arbeiterverficher: 
ung U. 3 (Borbem.); der 
Berufögenofjenfchaften ©. 
35 ff., 8.38 ff.; der Tief- 
bauberufögenoffenichaft B 
14 


Ortshurifgnittspreif G. 6, 
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Ortsysligeibehörde hat den Pe: 
trieb3unternehmer oder dei» 
fen Stellvertreter zur Ge: 
ftattung der Augenjcheind- 
einnahme durch dag Schied3> 
gericht anzuhalten U. 99; 
Eritattung derülnfallanzeige 
an fie ©. 63, 2. 70; Bor: 
nahme der Unfallunterjuch» 
ung ©.64, 8.71; Zuftän: 
digkeit bei Reifeunfällen 
G. 67; Mittheilung der 
Anordnung der Haftbarfeit 
des Bauherrn für rüdftän: 
dige Beiträge am Bau be: 
tbeiligter Unternehmer an 
diejelbe ©. 104; Feſtſetzung 
von Geldftrafen bei Ber- 
fehlung gegen Unfallverhüt: 
ungsvorichriften ©. 116, 
8. 124; Bezeichnung durd) 
die Landes: Zentralbehörden 
G. 152, 8. 162. 

Ortsũblicher Tagelohn ala 
Grundlage der Berechnung 
des Jahresarbeitsverdien⸗ 
ſtes G. 10, L. 12; bei 
Umlegung bezw. Aus- 
fhreibung ber Beiträge 
neben dem Gefahrentarif 
maßgebend ©. 29, 3.13; 
Berehnung der Prämien 
nah bemjelben 3. 27; 
Grundlage für die Berech: 
nung der Renten für Ge: 
fangene Gef. 3. 


Janſchbetrag für Beiträge ©. 


Regifter. 


30; für Prämien 3. 31; 

Hr Zerwaltungskoſten 8 

1 

Yenfoushaften, Errichtung durch 
bie Berufsgenoffenfchaften 


— * im Betriebe beſchaͤf⸗ 
tigte aber nicht verficherte, 
die Betriebaftätte beiuchen- 
de, Berficherung ©. 5, 2. 4, 
B.4; des Soldatenftandes, 
Zerficherung G. 7,86, 

1; Borforgegefeh Anl. 2 


— —— ver⸗ 
ficherungspflichtig G 

Yfandung der —— 
anſprüche, inwieweit zuläffig 
G. 96, L. 102, B. 37, Gef. 


7. 

Ifandbriefe, auf den Inhaber 
lautende, deutſcher Hypo⸗ 
theken⸗ Aktienbanken G. 108, 
8. 116. 

Volizeibehörden, Verpflichtung 
zur Mittheilung von An 
ordnungen zur Unfallver- 
hütung an die Berufäge- 
nohenigaften G. 117, 8. 
125 


Jericauslagen G. 102, 144, 
B. 27. 


A G.102, 144, 145. 

of, Auszahlungen duch bie: 

jelbe ©. 97,2. 103, Gef. 18; 
Siquidationen ©. 98,8. 104, 
B. 37; Zuftellung durch 
diefelbe ©. 155, 8. 166, 
Gef. 11. 


Regiſter. 


Jeſtauſtalt, mit der Zahlung 
beauftragte, Mittheilung 
der Feſtſtellung der, en 
fhädigung an fie G 
8.93; bes MWohnfikes, Ber 
wirft. bie Auszahlung der 
Entſchädigungen, nimmt 
Antrag auf Ueberiweifung 
der Auszahlung an Die 
Poſtanſtalt eines neuen 
Wohnſitzes entgegen G. 97, 
L. 103, Gef. 18. 

Yoßeinlieferungsfihein, Ver⸗ 
muthung rechtzeitig erfolg: 
ter Zuftelung ©. 155, 8. 
166, Gef. 11. 

Yofkaflen, Zahlung ber von 
ben Genofjenichaften zu er: 
ftattenden Beträge an die: 
felben ©. 98, 106, 2.104, 
114. 

Yehvermeliung 6.1, 97, 128, 


—2* — 
liche ©. 77, 8.8 

Yramien fir Rettung Verun⸗ 
glüdter und zu Zwecken der 
Unfallverhütung ©. 31, 8. 
34; für Regiebauarbeiten, 
Berechnung durch den Ge: 
nofjenichaftsporftand, Ein: 
hebung durch die Gemeinde: 
behörden, Haftung der Ge 
meinden B. 27; des Bau- 
herrn und der Zwiſchen⸗ 
unternehmer B. 29; Ein- 
ziehung, Verjahrung und 
Abführung B. 39. 

Srämienberehnung B.27; Ein: 


civilrecht- 
3. 
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ſpruch des Zahlungspflich⸗ 
tigen, Beſchwerde und Re⸗ 
kurs B. 28; Feſtſetzung von 
Paufchbeträgen B. 31. 

— B. 38. 
rämientarifB®. 25; Feſtſetzung 
durch das Reichäverficher: 
ungsamt, Veröffentlichung 
B. 26; unrichtige Anwend⸗ 
ung begründet den Ein- 
ſpruch B. 28. 

Jrämienzahlnung für die bei den 
Derfiherungsanftalten Ber: 
ficherten B. 20, 28. 

nn bes G. 1, 128. 
räfident des RPAS A. 11 
Anl. 6 ©. 542. 

Irotokoll über die Unfallunter⸗ 
ſuchung ©. 66, L. 73; über 
die Neußerung auf die 
Arttheilung über die be: 
abfichtigte Entſchädigungs⸗ 
feftftellung ©. 70, 2. 76; 
über die Berhandlungen ber 
Vorftände bei Berathung 
bon Unfallverhütungspor: 
ſchriften ©. 115, 8. 123. 

Sroviforifher Borland einer 
Jeruſzgenoffenſchaft U. 2, 


Srüfung der Zugehörigkeit zur 
Genojienihaft ©. 58; der 
Arbeiter: und Lohnnad): 
weifungen ©. 119, 2.126; 
der Geichäftsführung ber 
Senofieniäaften 6.125, 8. 


galt ber Novellen A. 
Borbem. 


Jayilerifge Siherheit ſ. Mün: ¶ KFechto auſ 


delſichere nr 


@nittung in Zahlungen G. 
97, 8. 


Satenmeile Rentenzahlung @. . 
93, 99. 


— * G. 102. B. 28, 


— — Anzeige ihres 
Namens und Wohnfitzes 
an die höhere Verwaltungs: 
behörde &. 122, 129; 
Einfihtnahbm der Ge 
ſchäftsbücher und Lohnliften 
der Mitglieder &. 119, 2. 
126, Pflicht zur Verſchwie⸗ 
genbeit, Beeidigung G. 121, 
L. 128; Pflicht zur Wahr- 
ung des Betriebsgeheim— 
nifſes G. 121; Strafbar⸗ 
keit bei Verlegung des Be- 
teiebageheimmiffe? G. 150, 
151. 


Berhnungsergebuiffe eines Red) 
nungsjahrs, Vorlage einer 
Nachweiſung an ben Reicha- 
tag ©. 111, 8. 119. 

Schnungsführeng der Rer.Gen. 


—* — Beginn und 
. 111, L. 119. 
Re he Beurtheilung bed 
eichöberficherungdamt3, 
Inmieieit bindend ©. 81, 
87 ’ 


Negifter. 


einer aufge 
löften Genofienichaft gehen 
auf das Reid über ©. 54, 
2. 64; auf den Bımbei- 
ftaat G. 127, 2. 133. 

. Sehtsanmällr, Gebühren 4. 


Atsfühigkei ſ. Inriſtiſche 
Perſonlichkeit. 

Keiisfrage, grundſatzliche Ver⸗ 
weiſung der Sache an einen 
erweiterten Senat bei ab: 
weichender Beurtheilung A. 
17. 


Beishängigkeit G. 76, 2. 82. 

Kehishülfe G. 144, 8. 154; 
Koften find Berwaltungs: 
toften &. 144, 2. 154. 

Behishraft der Feſtſtellungs⸗ 
beſcheide G. 75, 2. 81; 
eines die Rente abänbern: 
bern, vor Eintritt der Rechts⸗ 
fraft einer früheren Ent: 
fcheidung ergebenden Be: 
ſcheides &. 89, 8. 95. 

Rehishraflwirkung der Ent: 
fheidung, ob ein Unfall 
vorliegt, und über den 
Umfang der Entihädigung 
für die ordentlichen Ge: 
richte ©. 135, 138, 2. 146, 
149, B. 48: 

Rethtsmittel |. Berufung, Be: 
ichwerde, Einſpruch, Re: 
kurs, Widerſpruch. 

Behtsmittelbelehrung in dem 
Ablehnungd: und Feſt—⸗ 
ſtellungsbeſcheid G. 76, 8. 
82; in dem bie Rente ab— 


Regifter. 


ändernden, vor Eintritt 
der Rechtöfraft einer frü- 
heren Entfcheibung ergehen« 
ben Beſcheid ©. 89, %. 95. 
Kehtemittelfrik |. Friſten. 
Schtemitteluerfeheen 8.76 ff., 
. 82 ff. 


Kehtsuahfolge des Reichs in 
Rechte und Verbindlich 
keiten aufgelöfter Berufs: 
genoffenfchaften 6. 54, 8. 
64; de3 Staates ©. 127, 
8. 133, 144; betheiligter | 
Staaten 8. 145. 

Beiptonerhältniffe der enaffene | 
ſchaftsbeamien G. 48, 2.50. 

ba on ordentlicher, Ft) 

ellung eines NRechtsvers 








Ausſchluß des⸗ 
jelben 6. 105, 8 29; Be 
zufung auf demjelben au 
Stelle bes Rekursverfahrens 
2.29, 8. 11 

Redaktion der UVG.e A. 28. 

Bebahtionsverfehen U. 18. 





Begiebanarbeiten B.6; Beitritt | 





r betreffenden Bau: 
noſſenſchaft bezüg: 
lich folder 8. 8; Mer- 
pflihtung der Bejchäftig: 
ungsgemeinde zur Gewähr: 
ung der Koften des Heil: 
verfahrens an Verlepte 2. 








10; Berficherung der bes 
{cäftigten verſonen bei der ı 


Verficherungsanftalt 8. 18. 


Begrehaufprüe der Berufs 


685 
gerofleniäuften ©. 96, 186, 
. 102, 147. 


Beih, Uebergang der Rechte: 
anſpruche und Verpflichte 
ungen einer aufoelbften Ge 
noffenſchaft auf basjelbe G. 
45, 8. 64; als Träger ber 
Berficherung Sir. 8.134; 
Bauarbeiten 8. 6, 42, 43; 
Beitritt zueiner Bauberufs⸗ 

| genofienihaft ®. 8. 
Beihsanzeiger ©. 40, 152, 8. 

41,162, ®. 21,26, Gef. 8. 

Beihsbeamte |. Beamte. 

Beihshramtengeieh, Anwend⸗ 

"ung besfelben U. 19. 

| Beigsbetriche ©. 128 ff., ©. 

134 ff.; Unfollanzeige ©. 

63, 2. 70; Unfallunters 

ſuchung . 87, 8. 74; Anı _ 

jeige unb Unterſuchung bei 
eifeunfällen®. 68; Träger 

der Berfiherung G. 128, 

8. 134; Ausführungsbe 

hörben &. 128, 8. 134; 

Unanwendbare Beftimm: 

ungen ©. 129, 8. 195; 

Erftredung ber Verſicher · 

ungepflicht auf Betriebs- 

beamte ©. 130, 8. 186; 

Feftftellung der CEntichä: 

digungen ©. 131, 2. 137; 

Unfallverhütungsvo: efchrife 

ten ©. 132, 8. 138; unter: 

ftehen den allgemeinen Ber 
ftimmungen, wenn der 

Reichskanzler fie rechtzeitig 

ben betr. Berufsgenoſſen⸗ 
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 [gaften angegliedert hat 


— S Sefkimmung ber 
zur Entjendung von Dele- 
girten zur Lonftituirenden 
Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung befugten Stellen und 
der Zahl der Delegirten 
A. 2; Erhöhung der Zahl 
der Schiedsgerichtsbeifitzer 
A.4; Entſcheidung über die 
Zahl der aus den im Be: 
zirke des Schiedsgerichts 
vertretenen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften oder Ausführungs⸗ 
behörden zu wählenden 
Schiedsgerichtsbeiſitzer A.5; 
Ermächtigung zur Belannt« 
machung der Unfallverficher: 
ungsgeſetze A.28; ermächtigt 
zum Abſchluſſe von Gegen: 
feitigfeit3abfommen ©. 4, 
2.3, 8. 3; Tann Reiche: 
betriebe den für folche Be- 
triebe errichteten Berufs: 
genoſſenſchaften angliedern 
G. 128, 2%. 140; Bezeid)- 
nung ber Ausführungsbe- 
hörden f. Reichsbetriebe ©. 
128, 8. 134, 8. 42; Erlaß 
von Ausführungsvorschrif: 
ten ©. 133, &. 139; Tann 
den Beitritt des Reiche zu 
einer Bau-Berufägenofjen: 
Ihaft erflären B. 8. 


Reichstag, Vorlage der Jahres: 


nachweifung an bdenfelben 
6.111, 2.119. 
Zeihsverfiherungsamt, Allge⸗ 


Regiſter. 


meine Zuſtändigkeit G. 126, 
8. 132, B. 41; Berufung 
der Eonftituirenden Gen]: 
ſenſchaftsverſammlung und 
Zeitung der Verhandlungen 
4.2; Erlaß von Beitimm: 
ungen über die Tragung 
der SKoften des jchiedöge: 
richtliden Verfahren? U. 
10; Errichtung, Sitz, Zu: 


ſammenſetzung, Ernennung 


der ftändigen, Wahl der 
nichtftändigen Mitglieder, 
Zuftändigfeit A. 11; Leit: 
ung der Wahl der Ber: 
treter der Arbeitgeber und 
Derficherten U. 14; Be: 
ſchlußfaſſung über die Amts⸗ 
enthebung eines nichtitän- 
digen Mitglieds A. 14; 
Entfheidungenendgültig X. 
15; Befegung bei Fällung 
don Enticheidungen und 
Beihlüffen U. 16; Ber: 
weijung einer Sache an 
einen erweiterten Senat A. 
17; Zuziehung von Ber: 
tretern der Arbeitgeber und 
der Verficherten zu den 
Entſcheidungen und Ver—⸗ 
handlungen A. 16, 18; 
Koſten trägt das Reich a 
19; Ueberbürdung jelbft- 
verichuldeter Koften auf 
Betheiligte A. 19; Formen 
des Verfahren? und Ges 
ſchäftsgang durch Kaiſer⸗ 
liche Verordnung geregelt 
A. 19; Gebühren der 


Regifter. 


Rechtsanwälte A. 20; Auf- | 
ficht über weitere Einrich 
ungen ber Berufägenoffen: | 
ſchaften U. 23; Abändere | 
ung be3 Statuts einer Ber | 
zufögenoffenfdhaft von Auf: 
fichtstwegen A. 26; beftimmt, 
welche Betricbeals Fabriken 
anzujehen find ©. 2, 8. 1; 
erläßt Morfhriften über 
Bemeffung des höheren 
Kranfengeldes umb Erfah 
des Mehrbetrages G. 11; 
Genehmigung zur Ext 
ung von Beiträgen zur ©: 
richtung von Heil: ober 
Genejungsnnftalten 
2.34: su doygeitigen &ı 
Angriff mahme des Refer 
fonds ©. 34, 8. 37, 
Anordnung der 
ergänzung besfelben & 
8. 37, 8. 15; Genehm 
ung bes Beichluffes der © 
noffenfchafts-Verfammlung 
über Erhöhung des Refen 
fonds ©. 34, 8. 37; Ber 
fümmung und Betanntgabe 
der Grift zur Betriebe 
anmeldung ©. 35; über: | 
weiſt bie Betrieböberzeidh: 
niffe an bie Genoſſenſchafts. 
vorftände 6.35; Genehmi 
ung bed Statuts und U | 
änderungen des Gtatuts 
. 39, 8. 40; Ginlabung 
einer neuen "Tonftituizens 
den Genoſſenſchaftsver⸗ 
ſammlung bei Verſagung 






































der  Statutgenehmigung, 
Erlaſſung eines Statuis 
©. 39; Erlaß von Bi 
ſchriften über bie Zuläfl 
feit der Mebertragung don 
Gejchäften an befoldete Ge: 
icäftsführer .42, 8. 
Genehmigung einer 6 
ſchädigung an Borftan! 
mitglieder und Vertrauens: 
männer für Zeitverlufte ©. 
44, 8. 46; Wahrnehmung 
der Obliegenheiten ber Ge: 
nofienfhaftsorgane beim 
Nichtzuftandefommen einer 
Wahl ©. 46, 8. 48; Ent: 
fheidung über Beſchwerde 
wegen Amtsenthebung ©. 
47,8. 49; Betätigung der 
Dienftordnung für Ge: 
nofienfcaftsbeamte G. 48, 
8. 50; Genehmigung ber. 
Aufftellung, Abänderung 
und Revifion des Gefahren: 
tarifs, jubfibiäre ffeitfehe 
ung desſelben G. 49, 8. 
52; Gntieidung über Be: 
ſchwerde gegen DVeranlag: 
ung zu einer Gejahrenflaife 
©. 45; Borlage des Unjall« 
verzeicämiffes an Dasfelbe 
G. 49, 8. 52; Genehmig- 
ung von DVereinbarungen 
über gemeinfame Tragung 
des Rifitos ©. 51, 8. 61; 
Entfheidung über Streitig 
teiten bei Dermögensaus- 
einanberfegungen ©. 53, 
8. 63; Antrag auf Auf- 
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löfung einer 
nofſenſchaft &. 54, 2. 64; 
Enticheidung über die Be: 
jhwerde wegen Aufnahme 
oder Ablehnung ber Auf: 
nahme ins Genoſſenſchafts⸗ 
kataſter G. 59; Entſcheid⸗ 
ung über die Zugehörigkeit 
eines Betriebs zu einer Be⸗ 
rufsgenofſenſchaft G. 59, 
67; Recht der Zuweiſ—⸗ 
ung eines Betriebes an 
eine Genoſſenſchaft G. 59; 
entſcheidet über die Be— 
ſchwerde gegen Anerkenn⸗ 
ung der Mitgliedſchaft durch 
einen Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ſtand G. 59; über den Ein- 
fluß einer Betriebsänder- 
ung auf die Zugehörigfeit 
zur Genofjenihaft ©. 61; 
über die Bejchwerde gegen 
den Bejcheid über den Ein: 
fluß von Betriebsänder: 
ungen auf den Gefahren: 
tarif G. 62; Feſtſtellung 
des Unfallanzeigeformulars 
‚ 8. 70; Entſcheid— 

ung über die Entjchädig- 
ungapflicht einer Genofjen: 
ihaft ©. 73, 8. 79; Be: 
ftimmung der Yälle, in 
denen das Schiedägericht 
nur über den Grund des 
Anſpruchs enticheidet ©. 
78, 8%. 84; Entſcheidung 
über den Rekurs G. 80, 81, 
2.86, 87; rechtliche Beur: 
theilung im Falle der Zu: 


Negifter. 


Berufäges | 





rüdverweifung bindend ©. 
81, 2. 87; fann die vor: 
läufige Auszahlung einer 
Rente beitimmen ©. 81, 
8.87; Beiladung und Ber: 
urtheilung einer anderen 
Berufsgenoſſenſchaft &. 82, 
8. 88; kann Einſtellung 
eines jchwebenden Berfah- 
rend beichließen nad) rechts⸗ 
fräftiger Zuerkennung eines 
EntſchädigungsanſpruchsG. 
83, 8.89; Aufhebung un: 
richtiger Feſtſtellung oder 
Enticheidung bei vechta: 
fräftiger Anerkennung 
mehrfacher Entichädigung?- 
aniprüche wegen desjelben 
Unfalls 8.83, 2.89; Theil- 
ung der Entichädigungs- 
verpflichtung unter mehrere 
Genoſſenſchaften &. 85, 8. 
91; beftimmt bie für bie 
Feſtſtellung der Entſchädig— 
ung zuſtändige Genoſſen— 
ſchaft G. 85, 8. 91; erläßt 
Vorſchriften über Aufent— 
haltsmittheilung und Bor: 
ftellungspflicht im Ausland 
weilender, inländifcher Ren: 
tenempfänger ©. 94, 8. 
100; Anordnung über bie 
Grgänzung des Reſerve—⸗ 
fonds bei Entnahme von 
Mitteln für Kapitalabfind- 
ungen ©. 95, %. 101; ent: 
fcheidet über die Beſchwerde 
gegen Tyeltftellung der Bei- 
träge 6. 102, 2.111; über 


Regiiter. 


Streitigkeiten zwiſchen Be: 
rufsgenofienihaften und 
Bauherren oder Zwiſchen⸗ 
unternehmernüber Die Haft: 
ung ©. 105; Einleitung 
und Durchführung des 
—— 
rens gegen Genoſſenſchaften 
und Genoſſenſchaftsmitglie⸗ 
der G. 106, 2. 114; Be: 
fugniß, über bereite Be: 
ſtaͤnde der Genoſſenſchafts⸗ 
kafſen zur Deckung der An⸗ 
ſprüche der Poſtverwaltung 
zu verfügen G. 106, 8. 
114; beſtimmt über die 
Aufbewahrung von Werth: 
Papieren ©. 107, %. 115; 
Genehmigung zur Anlage 
des Genoſſenſchaftsvermö⸗ 
gens in Grundſtücken G. 
110, 8. 118; Vorlage der 
Jahresnachweiſungen an 
den Reichstag G. 111, 8. 
119; Mitwirkung bei dem 
ẽrlaß von Unfallverhüt: 
ungsvorſchriften G. 113, 
L. 121; Entſcheidung von 
Streitigfeiten über die Wahl 
der Vertreter der Arbeiter 
G. 114; der Bejchwerde 
über Enthebung eines Ar- 
beitervertreterd? dom Amt 
&. 114, 47, 8. 122, 49; 
Genehmigung der Unfall: 
verhütungsvorſchriften, An⸗ 
ordnung der Zuziehung von 
Vertretern der Arbeiter zur 
Begutachtung von Unfall: 
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verhütungsvorſchriften ©. 
115, 8. 123; Entjcheidung 
der Beſchwerde gegen Straf: 
verfügungen des Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtandes G. 116, 
L. 124; Genehmigung der 
Beforgung der Aufgaben 
des technifchen Aufichts. 
und des Rechnungsbeamten 
durch eine Perjon ©. 119, 
8. 126; entjcheidet über bie 
zwifchen Betriebaunterneh: 
mer und Borftand ftreitige 
Trage der Betriebsbefichtig⸗ 
ung durch bejondere Sad): 
verftändige G. 120, 8. 127; 
Bericht über die Ueberwach— 
ungsthätigfeit der tech— 
niſchen Auffichtsbeamten an 
dasſelbe ©. 122, 2. 129; 
von Verhandlungen über 


. Meinungsverfchiedenheiten 


wilchen technifchen Auf: 
chtsbeamten und Fabrik: 
infpettorer in Kenntnis zu 
jegen ©. 123; entjcheidet 
über die Beſchwerde des 
Betriebdunternehmerd ge: 
gen Auferlegung von Koſten 
und Geldftrafen ©. 124, 


8. 130; Beauffichtigung 
der Berufägenaffenfchaften 
G. 125 8.131 ff.; der 


weiteren —S — der⸗ 
ſelben A. 23; Beauſtragte 
desſelben G. 125, 8. 131; 
Uebergang der ihm über: 
tragenen Zuftändigfeiten 
auf das KLandesverficher: 
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ungsamt &. 127, %. 133, 
3. 41; Mittheilung der 
aufgeftellten Ausführungs⸗ 
behörden an bazjelbe ©. 
128, 8. 134; Beſtimmung 
der als land» oder forft: 
wirthichaftlide Betriebe 
anzufehenden Betrieb3- 
zweige L. 1; Iettinftanzielle 
Entfcheidung über bie 
Grundlagen der Beitrags⸗ 
leiftung 2. 55; entſcheidet 
über Beichwerde gegen Be- 
fcheide, die aus Anlaß von 
Betriebsänderungen er: 
gehen L. 69; Feſtſetzung 
Der Srundfäße für die Be: 
rechnung des Kapitalwer⸗ 
thes der Renten bei der 
Tiefbauberufsgenoſſen ſchaft 
B. 13; Genehmigung der 
Verwendung des Vermögens 
der Verficherungsanſtalt zu 
Zwecken der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft B. 19; Beftimm: 
ung über die Aufbringung 
der Verwaltungskoſten der 
Verſicherungsanſtalt B. 19; 
Genehmigung des Neben— 
ftatut3 der Verſicherungs— 
anftalt B. 21; Aufftelung 
eines Formulars für Die 
monatlichen Nachtweifungen 
bei Regiebauarbeiten 2. 
24; Feſtſetzung und Ber: 
öffentlichung des Prämien: 
tarifs B. 26; entſcheidet 
über den Rekurs gegen die 
Entſcheidung der unteren 


Regifter. 


Beifeeuifäärigung, 


Rekurs ð. 80 ff., 


Verwaltungsbehörde bei 
Anfechtung der Prämien: 
berechnung B. 28; über 
Streitigkeiten zwiſchen den 
Berficherungsanftalten und 
ben Bauherren ober Zwi—⸗ 
fchenunternehmern über bie 
Haftung für Prämien 3. 
29; Mittheilung von Be: 
fliimmungen und Berein: 
barungen über anderweite 
Tragung der den Gemein: 
den aus der Unfallverficher: 
ung bei den Verſicherungs⸗ 
anftalten erwachjenden La⸗ 
ften an dasſelbe 3. 32; 
Mittheilung der ala Aus- 
führungsbehörden bezeich- 
neten Behörden B. 42; 
der Beichwerde gegen ben 
Feſtſtelungsbeſcheid Geſ. 


Zubillig⸗ 
ung an den WVerletzten 
durg das Schiedsgericht 


Beifehefen, Erſatz berjelben an 


die nichtftändigen Mitglie: 

der des Reichsverficherungs⸗ 
amt3 U. 19; an die Bor- 
ftände G. 44, 8.46; an die 
Vertreter der Arbeiter G. 
114, 8.122; Berwaltungs: 
foften G. 144, 2. 154. : 


Reiſennfal, Unfallanzeige und 


Unfallunterjuchung bei jol: 
®. 67. 


chen 
8. 86 ff.; 
gegen die Enlſcheidung der 


Regifter. 


luffichtsbehoͤrde über den 
Anſpruch auf Ueberweiſung 
son Rentenbeträgen ©. 26, 
8.31, Gef. 21; gegen fchiebör 
erichtliche Entjcheidungen, 
San, Entſcheidung duch 
das Reichöverfiherungsamt 
&.80,2.86; Auräctweifung 
wegen Unzuläffigfeit, ver» 
fpäteter Ginlegung ober 
offenbarer Ungerechtfertigt: 
heit ©. 81, Fa 87; gegen 
Entfcheibun, en bes Schieds · 
jerichtd über anderweite 
eftftelung einer Rente G. 
90, 8.96; gegen Entſcheid ⸗ 
ungen ber Auffichtöbehörbe 
über Unterftügunganfprüche 
zwiſchen Verletzten und Ger 
meinden und Erſatzanſprüche 
bei Gewährung der Koſten 
bes Heilverfahrens durch 
Gemeinden 2.29, B. 11; 
gegen die Entſcheidung der 
unteren Qerwaltungäbe- 
hoͤrde bei Anfechtung der 
Prämienberechnung für Res 
giebauarbeiten ®. 28. 
Behurserfahren Anl. 6 S. 558f.3 
Berufung auf ben Rechts⸗ 
zn f ftatt desſelben 8. 29, 





Beute, erauel· dunden des 
R.Anfpruchs, Betrag ©.8, 
15, 8. 7, 16, Gef. 3, 4; 
Meberweifung an Angehö. 
tige ©. &, X. 7, Ger. 2; 
Gehöbung bei völliger Hulf 
lofigkeit, Wegfall, wenn ber 
Biloty, Unfalverfifjerungagejege. 
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Derleßte zur Zeit das Un- 
falls dauernd völligerwerba- 
unfähig war, borübergeh- 
ende&rhöhungfürbie Dauer 
unverſchuideter Arbeits- 
Iofigteit ©. 9, 8. 8; Be- 
rechnung ©. 10, 8.9 fi.; 
für Perjonen, die in bem 
Betriebe noch nit ein 
volle? Jahr beichäftigt 
waren ©. 10, 8.9; für vor 
dem Unfall bereit? theil- 
weiſe eriwerbunfähige Per- 
fonen ©. 9, 8. 13; für 
jugenbliche Perfonen 8. 12; 
Gewährung vor Ablauf don 
13 Wochen ©. 13, 8.15; 
R. der en. © 
15 ff., , &f. 4; 
ber Wittive Kr Kinder 
®. 16, 2. 17, Gef. 4; bes 





ber Aicenbe 18, &. 
19; der elterufofen Entel 
©. 19, 2.20; Höchfibetrag 
ber R. der Hinterbliebenen 
inögefammt G. 20 2 
Ger. 4; Kürzung 
ſchreitung —538 
es 6.20, 8.21, Gef. 4; 
. ber Ungehörigen bei 
Berpflegung Verletzten 
in einer Heilanftalt ©. 22 
8.23, 8.9; Verzicht, bei 
Aufnahme in ein Indaliden⸗ 
haus G. 24, Ü Anrede 
nung vorläufig begahlter 
Deträge 6. 73, 2.84; Er: 
böhung, Herabjegung oder 
4 


















“2 


Autbebung @. #9, X. 95, 
Ger. 15; Eeaınn ber Wirk⸗ 
iomteıt einer Beränberung 
ım KAentenbezug G. &9, & 
35; Zarpuntı für ander- 
weite Fenfiellung G. 5,0, 
Y. 44, 6; anderweite Feit⸗ 
fegung nad Abichluß eines 
neuen Heilverfahren G. 91, 
L. 97; Ginitellung von R.- 
Zahlungen &. 41, £. 97; 
Ablöiung durch Kapital- 
zahlung G. 91,45; &. 97, 
191; ;yäalligfeitstermin ©. 
43, &. 99, Ger. 14: Zu⸗ 
tfammentreften ber R. des 
Berlegten und der Hinter: 
bliebenen &. 93, &. 99; 
Kudforderung zu lange ge: 
jahlter &. 3, L. 99; Ruben 
%. 94, &. 160, Gef. 15; 
Ueberweifung derjelben au 
ım Inland wohnende Ans 
ehörige während des 
Pubene der R. G. 94, 8. 


Aegrne: 


100; Gewährung in Natu⸗ 
ralien X. 26, 136; Ueber⸗ 


tragung, 
Pfändung ©. 96, %. 102, 


Gef. 17. 
Bentenaufprud, Mebergang auf 


Berpfändung, 


ben Sommunalverband bei 
Gewährung der Rente in 


Naturalien 2. 26. 
Beutenbeiräge, 


meinden oder Armenver- 
bände &. 25, 2. 30. 


Deberweifung, _ 
als Erſatz für Kaflen, Ge: ; 


Kentenempfänger, Mittheilung . 


Reparaturen, 
Beprafentani 


der mit ber Zahlung be- 
aurtragten TRottanttalt au 
dırielben 8.87, 2.93, Ger. 
12; Mittheilung einer 
Herabietzung ober Aufheb⸗ 
ung der Rente an benielben 
@.89, &. 45, Get. 13; Ber- 
zicht auf die Rente ©. 24, 
£. 25; Aumahme des R. 
inein Indal idenhaus &, 24, 
2. 25; Zuftimmung zum 
Beyug eines Theiles der 
Rente in Raturalien 2. 26. 
i @.9. 
Erridytung 


Sentenruihußkallen, 
durch die Berufsgenoijen- 


ſchaften U. 23. 

laufende, an 
Wirthichaftsgebäuden 2.1. 
des Betriebs- 
unternehmers, Haftung ©. 
135, 136, 82. 146, 147, 
B. 45, 46 


Reſervefend, Aufbringung der 


Mittel durch Beiträge G. 
31, L. 34; vorzeitige In⸗ 
angriffnahme G. 34, 2.37, 
B. 15; Wieberergängung 
G. 24, 93 8. 37, „B. 
15; Theilung G. ss, e 63; 
Entnahme der Mittel für 
Kapitalabfindungen aus 
bemjelben ©. 95, £. 101; 
Dedung uneinziehbarer Bei- 
träge aus demjelben ©. 103, 
2.113; Borjchuß der Be— 
trieb3mittel für die Ver⸗ 
ficherungsanſtalt aus dem⸗ 
ſelben B. 19; R. der Un⸗ 


Megifter. 


fall -Verfiherungsanftalten 
.19; Gemeinden und Vers 
Bändehaben Heinen Anſpruch 
darauf 
Bahi [3 He Fre 2, Auf. 


—— L. 65. 
eviſion des Geſahrentarifs G. 
49, 2. 52; zum Zwecke ber 
Aufficht 6. 125, 8. 181. 
iprogität |. Gegenfeitigkeit. 
il, zheilung besfelben G. 
0, 8.59 ff; grmeinfame 
—* G. bu. 8 
Bühforberung vorläufig Loh · 
ter Ketſcut unaen 6. 86, 
; au lange gezablter 
Herten G. 98, 8.90; zu 
Unrecht oder im zu hohem 
Betrage erhobener Beiträge 
©. 102, 8. 111; zu Unrecht 
bezahlter Prämien 8. 28. 
Büdl iafünlige geil äge, De Beitrelb · 


Kühe ft von Ber 
ftimmungen des Abänder- 
ungägejeged U. 27; ber Be: 
ftimmungen über Kapital- 
— 6.95, 8.101. 

Buben ber Rente G. 94, 8. 





* 

Sahverfändige, Zuziehung zur 
Unfallunterfuhung ©. 65, 
8.72; zus Betätigung ae 

Betriebe ©. 120, 8. 
Pflicht har Derfänegenpei 
und Wahrung bes Betriebs» 
geheimnifjes ©. 121, 8.128; 





a 


Strafbarteit 8. 150, 151, 
x. 100, 161; Weeibigung 
6. 121, 8. 198; bei Re 
jet ung des durchfehnittlichen 
Kl orsnrbeitaperhien tes 
fiir iand; und forſtwirth 
ſchaftliche Arbeiter v. 10; 
Gebuhren G. 144, 8. 164. 
kur van Wal, Ausßf.⸗ 


Yallan 6. Y N" 1, 

Iamengärtnerel ul. 

—B Im et ber Tot · 
ung G. Bf; 
im Dale. an Yeetepid 

G.off. RR ff; Derfagung 

bei geunbtofer te 

ung der genoffenfchaftli a 
Maßnahmen 8.28, 9.2 
Anſpruch gegen — 
unternehmer und Betriebs: 
beamte G. 135, 8. 146, 
DB. 45. 

Shafer ©, 1 

Shauer ©. 1 

Shiedogerihl fur Arbellerver⸗ 
fiherung W. 8 

Schiedogericte, allgemeine Zu · 
ftändigteit W. 3; fix zuge: 
lafjene befondere Koſſenein · 
richtungen U. 3; Bezeich⸗ 
nung, Aufhebung ber bie 
hexigen, Aufländigteit der 
auf Grund bes Invalibene 
verfiherungägefeheß errich· 
teten, Webergang ſchweben · 
der Streitigkeiten auf die 
neugebildeten A. 8; Intraft⸗ 
treten ber neuen Drgani ⸗ 

41* 
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fation X. 25; Zahl ber Bei- 
Iper A. 4; Enticheidung 
er den Antrag, zur Ber: 
handlung Beiliger aus den 
betheiligten Berufögenoffen- 
fchaften beizuziehen A. 7; 
Mahl von Werzten als 
Sadverftändigen 4. 8; 
Augenicheineinnahme A. 9; 
Mittheilung von Urkunden 
und ärztlichen Zeugnifien 
an die Dernfagenoftenthaft 
und ben Berlegten 4. 
Zubilligung einer Reifsent 
ſchädigung an den Verletzten 
U. 9; Erftattung der Koften 
A. 10; Auferlegung felbft: 
verfchuldeter Koften auf bie 
Betheiligten X. 10; Gebüh: 
ren der Rechtzanwälte U. 
20; Enticheidung über bie 
Berufung gegen die Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheide der Be: 
eufegenoflenihaftenO. T6ff., 
8. 82 ff.; Örtliche Zuftän 
digkeit ©. 76, 8. 82; Be: 
ſcheid auf Herbeiführung 
einer civilrechtlichen Bor: 
entſcheidung ©. 77, 8. 83; 
Feſtſtellung der Höhe der 
Entſchädigung und des Ren- 
tenbeginns, Bewilligung 
einer vorläufigen Entjchä- 
digung, Anerkennung des 
Inſpzuch dem Grunde nach 
G. 78, 84; Zuſtellung 
der —A— F G. 79,8. 
85; Entſcheidung über an- 
deriveitesgeftftellung der Ent⸗ 


Regiſter. 


| 


Shiedsgerisgtsbeifiker, 
Wohnſi 


ſchädigung ©. 88, L. 94; 
beftimmen den Zeitpunft 
des Inkrafttretens einer 
Aenderung im Rentenbezug 
und regeln die Erſtattung 
etwa zuviel begogener Ren: 
ten ©. 90, 8. 96; Erlaß 
einer Sinftibeiligen Verfug 
ung zur Einſtellung fernerer 
Rentenzahlung G. 90, 8. 
96; Entſcheidung über den 
Beſcheid auf Feſtſetzung 
einerKabitalabfindung end: 
gültig ©. 95, 2. 101. 


— — Entfheidung 


über ermügendnukeinen. 
berjegung ©. 53, 8. 63; 
über Die Berufung gegen 
Feſtſtellungsbeſcheide der 
Vrr ſagenoffenſchaften G. 


Stiedsgerißtlihefechendinnge, 


gebühren- und ftempelfrei 
G. 145, 8. 155. 
Zahl, 


A.4; Wahl A.5; 
MWählbarfeit befahrener 
Schiffahrtskundiger A. 5; 
Kreis der wählbaren Ber: 
Tonen W.5; Berufung durch 
die untere "Vervaltungsbe: 
hörde A. 6; Beltimmung 
der Theilnahme an den Ver: 
bandlungen 1.7; Schweiger 

pflicht und Pflicht zur Wahr⸗ 
ung des Betriebögeheim: 
niſſes A. 9; Wahl bezw. 
Berufung der Vertreter ber 
Arbeiter und Arbeitgeber 


Regiſter. 


aus denſelben G. 114, 8. 
122; Strafbarkeit bei Ber: 
Tepung bes Betrieb3geheim: 
nifſes ©. 150, 151, 2. 160, 
161, ihre Zuziehung !. 
Anl. MA ©. 561, Ablehnung 
Shirhsgeriätonerfhen, deffen 
Befugniffe ſ. Anl.7 S. 560. 
3140 sbetriebe G. 2. 
Schiffahrtsknudige, befahrene, 
als Vertreter der Verficher⸗ 
ten zu Schiedsgerichtsbei— 
fitzern wählbar A. 4 
Shifsbefahung ©. 1. 
Schiffsmaunſchuft ©. 1 
Shiffsjiehen ©. 1. 
Shlofferarbeiten ©. 1. 
Schmiede 8. 1. 
Schmiedenrbeiten ©. 1. 
Smornfeinfeger ©. 1. 
Ihreibgebühren ©. 66, 8. 73. 
Shmebende Streitigkeiten X. 3, 
7. 


Zpinnene don⸗ S. 1. 
Seefahrt S 
deri hern Kaficherung S. 


—* S. 1. 
Seemanusordnung S. 4. 
Seeſchifahrtsbetrielſe ©. 1; 
Kleinbetrieb ©. 152 ff. 
Sektionen, Bezirk, Sitz, Baht 
der Vertreter ©. 38, 8.3 
Belanntmadhung deo Be 
zirks ©. 40, 8. 41; theil: 
weile Tragung des Riſikos 
G. 50, 8. 59, 60; Zuge: 


hörigfeit zu einer ©. im | 
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| Betriebe befannt zu geben 
G. 56; Bezeichnung im 
Mitgliedichein G. 58. 
Sehtionsuerfammiungen Art der 
Beſchlußfaſſung, 
und Zuſammenſetzung, Wa 
der tionzvorſtande © 


38, 

Sehtionsnorkände, Bildung und 
Umfang der Befugniſſe ©. 
38, 8. 39; verpflichtende 
Kraft ihrer Beichlüffe 8.42, 
8. 44; Adreſſe im Betriebe 
audzuhängen ©. 56; erhal» 
ten Katafterauszüge G. 59; 
Antrag auf Vornahme einer 
Unfallunterſuchung G. 64, 
8. 71; Mittheilung an bier 
ſelben von der Einleitung 
der Unfallunterſuchung G. 
65, L. 72; Beſchlußfaſſung 
über Feftftelung der Ent« 
[hädigungen ©. 69, 8. 75; 
Aufftellung ber vohnnach 
weiſungen für ſäumige Ges 
noſſenſchaftsmitglieder G. 
99, 8. 108; Begutachtung 
der lUnfallverhütungsbors 
ſchriften G 118, 115, 117, 
8. 121, 123, 195; Mit: 
glieder als Schiedögericht?: 
beifiger nicht wählbar N. 5. 

Selbfiveriiherung ber Unter: 
nehmer ©. 5, 8.4, 8. 4, 
* 5; der Rheder und Vooi⸗ 


. 5. 
Selbkverwaltungsbehörden, Aus: 
| Iötiehung von Mitgliedern 
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Sennte bes Reichöverficherungs: 
amt? N. 11; erweiterter 
Senat 4. 17; Berfahren 
ne Befekung Anl. 6 ©. 


Sirherheitsleikung, Heranzieh: 
ung zur 33. 
Sicherkelung der Beiträge bei 
Petriebseinſtellungen 8.37, 

3 


Sik der Senofjenichaft &. 37, 
40, 2. 38, 41; der Sektio⸗ 
nen ©. 38, 8. 39; eines 
landwirthichaftlichen Be: 
trieb? 2. 65; eines forft- 
wirthichaftlichen Betriebs 
. 65; der Berwaltung®: 
organe der Berficherungg: 
anftalten 3. 21. 

Sihungen bes RVA.'s Anl. 6 


Soldatenſtand ſ. Perjonen des 
Soldatenftandes. 

Jonfige Bezüge ©. 6. 

Speditionsbeirieb ©. 1. 

‚Speiherbetrieb ©. 1. 

Sperinluollmaht G. 42. 

a ale, deren Berficherung 


—2*RX beim RVA. N. 


Stunt als Träger ber Ber: 
fiherung ©. 128, %. 134; 


Rechtönachfolger einer auf: 


gelöften Berufsgenoſſen— 
Ichaft G. 127, 2. 133, 144; 
Bauarbeiten B. 6, 49, 43: 
Beitritt zu einer Bau- Ber 
rufsgenoſſenſchaft B. 8. 


Regiſter. 


Staatliche Anffihtsbenmte |. Fa⸗ 


brikinſpektoren. 

Staatsaugehörigkeil, Erforder⸗ 
niß der Wählbarkeit A. 12, 
G. 114 


Staatsbeamte |. Beamte. 

Staatabetriebe &. 128 ff., 2. 
154 ff.; Unfallanzeige &. 63, 
4 0 Unfallunterfuchung 

‚8. 74; Anzeige und 
Nnterfucßung bei Reifeun: 
fällen ©. 68; Träger ber 
Verſicherung G. 128, 2.134; 
Ausführungsbehörden G. 
128, 8. 134; unanwendbare 
Beltimmungen ©. 129, 8. 
135; Erftredung der Ber: 
fiherungepfliht auf Be: 
trieböbeamte in St. ©. 130, 
8. 136; Teftftellung der Ent: 
fhädigungen ©. 131, 8. 
137; Unfallverhütungsvor: 
fchriften ©. 132, 8. 138; 
unterftehen den allgemeinen 
PBeftimmungen, wenn die 
Landeszentralbehörde fie 

rechtzeitig den betr. Berufs- 
genoffenichaftenangegliedert 
hat 2. 140. 

Stantoverträge ſ. Gegenjeitig: 
keitsabkommen. 

Statut Für neu errichtete Be: 
rufsgenoſſenſchaften A. 2; 
für weitere Einrichtungen 
der Berufsgenofienichaften 
Mr 23; allgemeiner Inhalt 

. 36; Feſtſtellung ©. 36, 
* a " obligatorifcher In⸗ 
halt G. 37, 8. 38; fakul— 


Regiſter. 


tativer Inhalt G. 38, 8. 
39; Doraudjegungen einer 
Abänderung beftimmt das 
St. ſelbſt ©. 37, 8. 38; 
Genehmigung durch das 
Reichsverſicherungsamt G. 
39, 8. 40; Abänderungen 
beichließt ausſchließlich bie 
Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 

lung G. 41, 8. 42; Ab» 
änderung von Aufſichts⸗ 
wegen A. 26; Erftredung 
des Umfang? ber Verficher- 
ung ©. 6; der Verficherung?: 
pfliht ©. 5, 8.4, B. 4, 
©.5; der Selbftverficherung 
G. 5, 4, 4; Be: 
ftimmung der freiwilligen 
Verſicherung anderer Per: 
fonen ©. 5, 8.4 8.4, 
©. 7; Beltimmung des Um: 
fangs ber Berficherung bei 
den Berficherungsanftalten 
B. 18; beftimmt über bie 
Gewährung einer Rente 
ſchon vor Ablauf der Warter 
zeit ©. 13, 8. 15; über 
die Zuläſſigkeit beſonderer 
Unterſtützung in einer Heil: 
anſtalt untergebrachter Ver⸗ 
letzter oder deren Ange: 
börigen ©. 22, 8. 23; über 
den Anſchluß landmirth: 
ichaftlicher Betriebe an ge: 
werbliche Betriebe &. 28; 
über Ausnahmen von dem 
Maßitab der Umlegung ber 
Beiträge G. 30, 31; über 


Entrichtung der Beiträge ' 
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für Hausgewerbetreibende 
G. 30; über Erhebung von 
Vorſchüſſen auf die Bei— 
träge und beren Fällig« 
feitätermine G. 32, 8. 85; 
über Hebertragung der Der: 
tretung ber Genoflenichaft 
an ein Vorftandamitglied 
8. 42, 8. 44; trifft Be 
ftimmung über Wählbarteit 
um Dorltandämit lied und 
ertrauendmann ©. 48, % 
45; Feſtſetzung von Wahl: 
Ob ehnungage"inden durch 
dasſelbe ©. 43, 8. 45; von 
Entſchädigungen für Zeit 
aufwand ber Borftandes 
mitglieder oder Vertrauens⸗ 
männer G. 44, 8.46; be 
ftimmt über die Veranlag⸗ 
ung ber Betriehe zu ben 
Gefahrentlaffen G. 49; über 
Theilung des Riſikos G. 
50, 8. 59; Beſchlußfaſſung 
über dasſelbe bei Errichtung 
einer neuen Genoſſenſchaft 
G. 52, 8. 52; beſtimmt 
über Feſtſetzung der Friſt 
für Betriebsveränderungs— 
anzeigen G. 61; über die 
Anmeldung von für ben 
Gefahrentarif bedeutenden 
Betriebsänderungen und 
dad Berfahren dabei G. 
62, 8. 69; bezeichnet das 
zur Empfangnahme ber 
Unfallanzeige bexechtigte 
Genoſſenſchaftsorgan ©.68, 
2. 70; befondere Beltimm: 
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ungen über die yeftftellung 
der Entihädigungen G. 69, 
2. 75; über Führung und 
Aufbewahrung bon Lohn⸗ 
liften &. 99; beftimmt über 
die Ausübung der Befugniß 
zum Erlaß von Unfallver: 
hütungsvorichriften &. 37, 
2. 38; Auslegung ©. 126, 
8. 132; fann die Befugniß, 
auf bie Haftung ber Be: 
triebaunternehmer und Be: 
triebsbeamten zu verzichten, 
auf den Borftand über: 
tragen ©. 136, 2. 147, 8. 
46; beitimmt, wer ald Be: 
triebsbeamter oder Fach— 
arbeiter anzufehen ift 2.1; 
über die Erſtreckung ber 
Verſicherungauf hauswirth⸗ 
ſchaftliche Verrichtungen der 
Betriebsunternehmer L.2; 
über Battiung der Unter⸗ 
nehmer kleiner Betriebe von 
der Beitragspflicht L. 36; 
erläßt Vorſchriften über bie 
Höhe des Reſervefonds L. 
37; über die Abſchätzung 
des Arbeitsbedarfs L. 53; 
über Entrichtung einheit— 
licher Beiträge bei Klein— 
betrieben 8. 53; über Um: 
legung der Beiträge nad) 
dem Steuerfuß 2. 57. 
Statntariſche Beflimmmngen einer 
Gemeinde oder eines wei— 
teren Kommunalverbandes 
über Gewährung eines 
Theils der Rente in Natu— 


— — — — —ñ — — — — — — — — — — — — —— — — —— — — — — — — — — — — — 


Regifter. 


ralien L. 26; über Erſatz 
der Koften bes Heilverfah- 
rend? an Gemeinden aus 
Mitteln des weiteren Kom⸗ 
munalverbandes B.10; über 
anderweite Feſtſtellung bes 
Bertheilungsmaßftabes für 
die aus der Unfallverficher: 
ung bei den Berficherungs: 
anftalten den Gemeinden 
erwachſenden Laften B. 34. 

Stauer ©. 1. 

Steinbrüähe ©. 1. 

Steinhanerarbeiten ©. 1. 

Stelmager 8. 1. 

Steluerireler ber Vertreter der 
Arbeitgeber und Berficher: 
ten U. 13; Amtödauer N. 
14 ; Webergang2beftimmung 
A.24; St. ber Bertrauen?- 
männer &. 38, 8. 39. 

Stempelfreiheit ©. 145, 2. 155. 

Sterbegeld 8.15, 8.16; Fäl⸗ 
ligfeitätermin ©. 93, 2.99. 

Sierbekaſſen, Fortbeftand ihrer 
Unterftüßungapflidt, Er: 
Inanfprüche G. 25, 8. 30, 


—c als Maßſtab der 
Umlegung der Beiträge 8. 
87 ff.; Berechnung der be- 
treffenden Steuer %. 106; 
nebeegangebeftimmung 8. 


Stimmieht ber Genfienfafte- 
mitglieder ©. 37, 8. 
65; ber Mitglieder er Ge: 
noffenfaftsverfammlung 

. 38. 


Regiſter. 


Stzefhekimmnngen G. 146 ff., 


Strafen 1 Befängnißftrafen, 
Gelbftrafen, Saftftraf en. 
Straferlaß Gef. 4. 
Sirefehfiknugn bes Genofjen- 
ichaftövorftandes, Beſchwer⸗ 
de dagegen ©. 149, 2.159. 
Strafurtheil, Vorausſetzung für 
Wegfall oder Ablehnung 
eines Entſchädigungsan⸗ 
ſpruchs ©. 8, 8. 7; Bor: 
ausſetzung der Haftpflicht 
der Betrieb3unternehmer 
und Betriebsbeamten ıc. ©. 
135, 136, %. 146, 147,8. 
45, 46, Gef. 23; Rechts: 
fraft maßgebend. für den 
Beginn der Berjährung bes 
Anſpruchs auf Erfa von 
Aufwendungen ©. 138, 8. 
149, B. 48, Gef. 24. 
Strafnerbäfung Gef. 4. 
Steufontkreiung G. 153 ff., 8. 


Streitigkeiten über Entſchädig— 
ungen auf Grund der Un: 
fallverſicherungsgeſetze X. 3; 
zwischen Krankenkaſſen und 
Unternehmern, Beruföge: 
nofjenichaften oder Ber: 
legten ©. 14; über ben 
Anſpruch auf Ueberweiſung 
von Rentenbeträgen an 
Kafſen, Gemeinden ober 
Armenverbände G 26, 8. 
31, Gef. 21; zwiſchen Be⸗ 
rufsgenofjenichaft und Un- 
ternehmer über den Erſatz 
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für Gewährung freier Kur 
und Verpflegung in einer 
Heilanftalt ©. 22, über 
die Bermögensaußeinander- 
feßung zwiſchen Beruf?- 

genoflenjchaften G. 58, 8. 

63; über die Entichäbig: 
ungspflicht G. 73, 8. 79; 
zwiſchen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften und Bauherren 
oder Zwiſchenunternehmern 
über die Haftung für Bei— 
träge G. 105; über die 
Wahl der Arbeitervertreter 
G. 114; über Rechte und 
Pflichten der Inhaber der 
Genoſſenſchaftsämter, Aus: 
legung der Statuten und 
Gültigkeit der vollzogenen 
Wahlen G. 126, %. 132; 
zwiichen land- und forft- 
wirthichaftlichen Berufs: 
genoffenjchaften und Kran: 
tenfaffen bei Uebertragung 
der Fürſorge für den Ber: 
legten über die 13. Woche 
hinaus 8. 14; über ben 
Anſpruch des Verletzten 
bezw. der Berufsgenoſſen⸗ 

ſchaft auf Krankengeld 8. 

15; zwiſchen Bezugsberech: 
tigten und Kommunalver: 
band bei Gewährung ber 
Rente in Naturalien L. 26; 


- über Unterftüßungsan« 


fprüche zwiſchen  asaten 
und Gemeinden 2. 29, 2. 
11; über Srfaganfprüche 
bei Gewährung der Koften 
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des Heilverfahrens durch 
Gemeinden L. 29, B. 11; 
über Befreiung von der 
Beitragspflicht %. 36; über 
Erſtattungsanſprüche bei 
Aufbringung der Mittel 
nach dem Maßſtabe der 
Grundſteuer 2.58; über die 
Haftung für Prämien. 29. 
Strombauarbeiten B. 6, 18. 
Stügepyarate ©.9, 8.8, Gef. 3. 


2. 


Tagegelder ©. 144, %. 154. 

Tagelohn ſ. ortsüblicher Tage: 
lohn. 

Jautiemen als Bohn oder Ge: 
halt ©. 6, 8.5. 

Schuiker ©. 2, 2.1. 

Tehuifhe Anfihtsbenmie j. Auf⸗ 
fichtsbeamte. 

Grlegraphenuermaltungebetrich 


Ihatfahen, welche die Wähl: 
barkeit ausfchließen ©. 47, 


8. 49. 

heile, örtlich abgegrenzte ber 
Berufsgenofienichaft, Aus: 
fcheiden und Zutheilung 
derfelben ©. 52, 2. 62. 

Gpeilrente G. 9, 8. 8, Gef. 3; 
Feftftellung ©. 69, 8. 75; 
Porausfegung für die Zu: 
läſſigkeit von Kapitalab- 
findungen ©. 95, 8. 101. 

Cheilung des Riſikos ©. 50, 
L. 2 60; der Feſtſtellung 


6. 71. 
Cheilweife Grwerbsunfähigkeit, | 


Regiiter. 


Theiltente 
Gef. 3. | 
Tiefbaubernfsgeueſſenſhaft B. 
6, 12; Beitritt des Reichs 
oder eines Staates ꝛc. zu 
derſelben B. 8; Umfang 
B. 12; Aufbringung der 
Mittel B. 13; Organiſa⸗ 
tion B. 14, 15; Reſerve—⸗ 
fonde B. 15; Mitglied: 
ſchaft B. 16, 17; Verficher⸗ 
ungsanftalt B.18 ff; Feſt⸗ 
ftellung und Auszahlung 
ber Entichädigungen 2. 
37 ff.; Unfallverhütung, 
Beauffihtigung 3. 40, 41. 


Jödiung, Schadenserſatz im 
Falle der T. G. 15, 8. 19, 
Gef. 2. 


Tod des Verletzten G. 8, 8. 7; 
des Berechtigten während 
des Verfahrens G. 76. 


Träger ber Verſicherung, ge: 
werbliche Berufsgenoſſen— 
ſchaften G. 28; Reich bezw. 
Staat ©. 128, 8. 134, B. 
6; land⸗ und ſorſtwirth⸗ 
ſchaftliche Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften 8. 33; Tiefbau⸗ 
berufsgenoſſenſchaft B. 6; 
Kommunalverbände, Kor⸗ 
porationen oder Verbände 
von ſolchen B. 6. 


@reidelei ſ. Schiffäziehen. 
@riebwerke ©. 2. 


Trunkſuhht, Gewährung der 
Rente in Naturalien 2. 26. 


6. 8, 8.7, 


‚Regifter. 


u. 
Jeberführnng des Verletzten in 
eine andere Heilanſtalt G. 
11, 8.14. 
Behergengvon Grjapanfprüchen 
83, 140, &. 89, 151, 
Dis Gef. 26; einzelner Be: 
triebe ober Nebenbetriebe 
auf eine andere Berufs: 
genoffenihaft &. 53, 8. 
63; don Rechtsanſprüchen 
und Berbindlichkeiten ©. 
54, 8 64; fchtwebender 
Streitigkeiten auf Die 
Schiedsgerichte für Arbei- 
terverfiherung A. 3. 
Hebergangsbefimmungen U. 2, 
24, ©. 143, %. 167. 
Hebernahme der SKrankenfür: 
forge durch die BG. 9, 11. 
Hebertragung der Fürſorge an 
Krankenkafſen ©. 9, 11; 
ber Entichädigungsan: 
jprüche, inwieweit zuläffig 
G. 96, 2. 102, G. 17. 
Feberunduug ber Betriebe 
durch bie Derufägenoffen: 
ſchaften G.119 ff.,2. 126 ff, 
B.40; Koften 6. 124, 8. 
130; ftatutarifche Beflimm⸗ 
| ungen G. 37, 8. 38. 
Heberweifung der Betriebe an 
ben Genoſſenſchaftsvorſtand 
. Betriebsüberweiſung 
eines Betriebs an eine an— 
dere Berufsgenoſſenſchaft 
G. 61; von Renten an 
Angehörige ©. 8, 8.7, Gef. 


2; während des Ruͤhens | 


651 


der Rente ©. 94, 8. 100, 
Gef. 15; von Rentenbe- 
trägn an Kaſſen, Ge: 
meinden oder Armenver- 
bände G. 25, 2. 80, Gef. 
20 ; an Betrieböunternehmer 
und Kaſſen ©. 27, 8. 32; 
ded für die Naturalleift: 
ungen nicht in Anſpruch 
genommenen Rentenbetrag® 
2. 26; ber Auszahlung der 
Entihädigung G. 97, 8. 
103; des aus einer Ge— 
fangenenanſtalt Entlaſſenen 
n den Bezirk einer Poſt⸗ 
verwaltung Gef. 1 
Aufang der Entferäbigung G. 
9 ff. L. 8 fl, B. 9; der 
Berficherung G. 1 ff, 8. 
„B. 1ff; der Unfall 
eig für Gefangene 


Konbetahri ung G. 58. 

Amlage⸗Pflicht und ⸗Prinzip, 
Maßſtab G. 28; bei der 
Bau⸗UV. B. 32; U.⸗ und 
Erhebungsverfahren ®. 99, 
8. 105 ff. 

Hmlegung der Yeiträge ©. 29, 
8. 34; Maßftab ©. 29, 8. 
51, 57, 141, 3. 32, 34, 
©. 49, 50, 104. 

Anbehinderte Ausübung der 
Funktionen, Anſpruch dar: 
auf ©. 142, 8. 153, B. 


47. 

ı Mueinziehbare Beiträge, Der: 
ung derfelben G. 103, 8 
113. 
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Aufhebung ©. 89, 8. 95, 
Gef. 13; Beginn der Wirk: 
famteit einer Veränderung 
im Rentenbezug ©. 89, 8. 
95; Zeitpunkt für ander- 
weite Feſtſtellung ©. 88,90, 
8.94, 96; anberweite Feſt⸗ 
fegung nad Abſchluß eines 
neuen Heilverfahrend &. 91, 
8. 97; @inftelung von R.: 
Zahlungen G. 91, 8. 97; 
Ablöſung durch Kapital- 
zahlung ©. 91, 95; 2. 97, 
101; Fälligkeitstermin ©. 
93, 8. 99, Gef. 14; Zu- 
fammentreffen der R. des 
Verletzten und ber Hinter: 
bliebenen ©. 93, %. 99; 
Rüdforderung zu lange ge: 
zahlter G. 93, 2.99; Ruben 
G. 94, 2. 100, Gef. 15; 
Ueberweiſung derjelben an 
im Inland wohnende An» 
gehörige mährend bed 
Ruben? der R. ©. 94, 8. 
100; Gewährung in Natu: 
ralien %. 26, 136; Ueber⸗ 
tragung, Verpfändung, 
Pfändung ©. 96, %. 102, 
Gef. 17. | 


Regifter. 


der mit der Zahlung be— 
auftragten Poftanftalt an 
diefelben ©. 87, 8.93, Gef. 
12; Mittheilung einer 
Herabſetzung oder Aufheb: 
ung der Rente an denfelben 
G. 89, 2.95, Gef. 13; Ver: 
zicht auf die Rente ©. 24, 
8. 25; Aufnahme dei R. 
in ein Invalidenhaus ©.24, 
8. 25; Zuflimmung zum 
Bezug eined Theiles der 
Rente in Naturalien 8. 26. 

Rentenleifiuug ©. 9. 

Rentenzuſchußkaſſen, Errichtung 
dur die Berufägenofjen- 
fchaften U. 23. 

Reparaturen, laufende, an 
Wirthſchaftsgebäuden 2.1. 

Repräſenlant des Betriebs⸗ 
unternehmers, Haftung G. 

35, 136, 8. 146, 147, 
B. 45, 46. 

Referuefond, Aufbringung der 
Mittel durch Beiträge ©. 
31, 8. 34; vorzeitige Jn- 
angriffnahme ©. 34, 8.37, 
B. 15; Wiederergänzung 
G. 34, 95, 8. 37, 101, 2. 
15; Theilung ©. 53, 2.63; 


Rentenanſpruch, Mebergang auf Entnahme ber Mittel für 
ben Kommunalverband bei Kapitalabfindungen aus 
Gewährung der Rente in demjelben G. 95, 2. 101; 
Naturalien 2. 26. Dedung uneinziehbarer Bei: 

Kentenbeträge, Weberweijung, träge aus demjelben ©. 103, 
als Erſatz für Kaflen, Ge- 8.113; Vorſchuß der Be- 
meinden oder Armenver- trieb3mittel für die Ver⸗ 
bände ©. 25, 2. 30. fiherungsanftalt aus dem⸗ 

Aeuntenempfäuger, Mittheilung ſelben B. 19; R. der Un⸗ 





Regifter. 


fall ⸗Verficherungsanſtalten 
8.19; Gemeinden und Ver⸗ 
Bänbehpabenteinen nfprud 
darauf 
Beuf ü. — ar 1.2, Auf. 
Gef. 8. 
—e— — 8.65. 
ion des Gefahrentarifa ©. 
49, 8. 52; zum Zwecke ber 
Auffiht ©. 125, 2. 181. 
Bil’ f. Gegenfeitigkeit. 
Ike, Theilung besjelben ©. 


50 gemeinfame 
Zain 51, 8.61. 


Rühforderung vorläufig gezahl- 
ter Entſchadigungen ©. 86, 
8.92; zu Tange gegahlter 
Renten ©. 93, 99; zu 
Unrecht oder in zu hohem 
Betrage erhobener Beurage 
©. 102, 8. 111; zu Unrecht 
bezahlter Prämien ®. 28. 

Küdfändige Beiträge, Beitreib⸗ 
ung ©. 103, £. 118. 









wirkende Araft don Be⸗ 
fimmungen bes Abänber- 
ungsgeſehes U. 27; der Be: 
ftimmungen über "Rapital- 
de ee 6.95, 8.101. 
Ruben der Rente ©. 94, 8. 
100, ar 


Suhverkänige Buziehun, ur 
Unfallunterfuhung ex 55, 
8.72; zur goertäkigumg b der 
Betriebe ©. 120, 8. 127; 
Pflicht zur Derfätnienenbnt 
und Wahrung bes Betriebas 
geheimniſſes 6. 121, 8.128; 
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Strafbarkeit G. 150, 151, 
8. 160, 161; Beeibigung 
6. 121, 8. 128; bei Feſt⸗ 
—— 
ahresarbeitsverdienſtes 

für land: und forftwirth- 
ſchaftliche Arbeiter 8. 10; 
Gebühren ©. 144, 2.154. 
Sahfen, Kern A. 21, Ausf.- 


Salinen 3 Eu ” 1 

Iamengärturei £ 

Schadenserfak im Sale ber Tot ⸗ 
ung ©. 15 fi. 8.16 ff; 
im falle ber Verlegung 
6.9f.,8.8ff.; DVerfagung 
bei grundlofer Rigibe olg⸗ 
ung der —— —— 
Maßnahmen ©. 288.24; 
Anſpruch gegen Betriebs⸗ 
unternehmer und Betriebs⸗ 
beamte G. 135, 8. 146, 
8. 45. 

Shafer 6. 1. 

Shauer ©. 1 

Schiedsgericht für Axbeiterver: 
fiderung U. 3 

Shiedsgerihte, allgemeine 
fändigteit A, 3; für zuge: 
laffene bejondere Raffenein: 





richtungen U. 3; Vegeidh: 
mung, Aufhebung der bie⸗ 





berigen, Buftänbigfeit ber 
auf Grund des Invaliden⸗ 
verficherungägefeges errich 
teten, Uebergang ſchweben · 
der Streitigfeiten auf bie 
neugebildeten A. 3; Intraft- 
treten der neuen Organi- 
41* 
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Selbftverfiherung G. 5, L.4, 
B.4; Erſtreckung der Ber: 
fiderungspflicht auf fie ©. 
5, 8.4, B.4; U. verficher: 
ungspflichtiger Baubetriebe, 
Berpflichtungen 8.104; 
die nicht Mitglieder der Be: 
rufsgenoſſenſchaft find 
37, 40; die Gefangene be« 
fchäftigen, Heranziehung zur 
Gefangenen -Unfallfürforge 
beziv. zum Erfaß der Aus: 
gaben Gef.7; ſ. a. Betriebe⸗ 
unternehmer. 
Muternehmervergeihuih 2. 53. 
Auterfükung, bejondere, in 
einer Heilanftalt unterge- 
brachter Verletzter oder 
even Angehöriger ©. 22 
2 


Unterükuugsanfprüde der Ver: 
legten gegen Gemeinden %. 
27, 3. 10; Streitigkeiten 
8. 29, 8.11. 

Auterkühnugshafen, Fortbe⸗ 
ſtand ihrer Unterftügungs: 
Bricht, —— — G. 

L. 30, Gef. 20; An- 
N: auf Erſatz von Auf: 
wendungen gegen Betriebe: 
unternehmer, Betrieböbe- 
amte ꝛc. aus der Haftpflicht 
G. 136, 8. 147, Gef. 24. 

Unterfuhung der Unfälle ſ. 
Unfallunterſuchung. 

Untrene, Strafbarkeit der Bor: 
ftandemitglieder und Ver⸗ 
gauensmanner wegen A. 
G. 45, 


Regiſter. 


Se rhgheit des Refurjes ©. 


Arkunden, Sebühren: undStem: 
pelfreiheit &. 145, 8. 155. 

Arfägliger Zufammenhang 
amijchen Beichäftigung und 
Unfall ©. 1, 3. 


Artheil des Schiedsgerichts 
G. 80. 


Jerändernug ber für bie Ent: 
\häbigungsfeftiteltung maß: 
gebenben Derhältnifie ©. 

‚8.94 ff., Gef. 13 ff. 

Veranda ber Betriebe zu ben 

einzelnen Sefahrentlaffen 


Yerunaliungen der Beruföge: 
nofienichaft, die der ver- 
fiherungapflichtigen Bevöl⸗ 
ferung zu Gute kommen 
G. 110, 8. 118. 

Yerbande Öffentlich rechtlicher 
Korporationen für die Ver: 
fiherung ihrer Bauarbeiten 

6 


Yerbindlikeiten der Berufs⸗ 
genoflentihaft, Deflung für 
diejelben ©. 28, %. 33. 

Serbot der Nebernahme anbe: 
rer als der gejelichen Der: 
fiherungen durch die Ver⸗ 
fiherungsanftalten B. 19; 
vertragsmäßiger Beichränt: 
ungen G. 141, 8.152, 2. 
4 


| Berhstene Berrichtungen, Ber: 
ficherungspflicht ©. 1 


Negifter. 


Yerbrehen ala Unfallurfache 
fann den SerficherungSan. 
rund ausſchließen ©. 8, 


Vereinbarung mehrerer Bun⸗ 
beaftaaten über gemeinjame 
Tragung ber Xaften der 
Gefangenen : Unfallfürjorge 
Gef. 7; B. über Gebühren 
der Rechtsanwälte U. 20. 

Bereinigung mehrerer Gemein- 
den zur gemeinfchaftlichen 
Uebernahme der aus ber 
Unfallverficherung bei der 
Verſicherungs-Anſtalt er- 
wacjenden Laſt 3. 32; 
mehrerer Berufögenofjen- 
ichaften, deren Borausjeh- 
ungen, Entſcheidung von 
Streitigkeiten ©. 52, 2. 62; 
Genehmigung durch den 
Bundesrath ©. 52, 2. 62; 
dur die Landeszentral⸗ 
behörde 2. 143. 

erfahren bes RVA.'s Anl. 6 

542 ff.; ber Schieds⸗ 
—* Anl. 7 ©. 560 ff. 

Bergehen, vorjätliches, ala Un⸗ 
falurfahe Tann den Ent- 
hab igungsanfprug aus⸗ 
chließen ©. 8, 8.7 

degieige beſchränkt zuläffig 


Vergütung, Anfpruch der nicht: 
ftändigen Mitglieder des 
Reiche - Verficherungsamts 
auf DB. A. 19; der nicht» 
ftändigen Mitglieder des 
Zanbes » Berfiherungsamts 
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4.22; für Gemeindebehör: 
ben für die Einhebung ber 
Beiträge 8. 110; ber Prä- 
mien B. 27. 

Yergülungsfäke, an bie Der- 
treter der Perficherten zu 
gewährende ©. 37, 8. 38; 
für die Gemeinden bei der 
Bau:UB. 3.27. ©. aud 
Erſatzanſprüche. 

Jerhäliniß der Unfallverſicher⸗ 
ung zu den eingeſchriebenen 
Huülfskaſſen, zu Kranken⸗, 
Sterbe⸗, Invaliden⸗ und 
anderen Unterſtützungskaſ⸗ 
fen, Gemeinden und Armen: 
berbänben 8.25 f.,2.30ff., 


Berhandinngen, Tchiedögericht- 
liche und aufßergerichtliche, 
gebühren- und ſtempelfrei 
G. 145, 8. 155 

deta cuu⸗ des Anſpruchs auf 

Erſtattung zu Unrecht oder 
in zu hohem Betrage er- 
hobener Beiträge ©. 102, 
8. 111; zu Unrecht bezahl- 
ter Prämien B. 28; des 
Anſpruchs auf rückftandige 
Beiträge G. 103, 8. 113; 
der bon Bauherren ober 
Zwifchenunternehmern zu 

leiſtenden Beiträge ©. 105; 
des Anſpruchs auf Erſaß 
von Aufwendungen gegen 
Betriebsunternehmer und 
Betriebsbeamte ©. 138, 8. 
149, B. 48, Gef. 24. 

Jerlehte, Anipruh auf Ente 
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Kbäbigung 8.8, 28.7,8. 
9, Ser. 1 ff.; Zuftimmung 
zur Meberführung in andere 
Heilanſte iten erforderlich 
11, 8. 14; inwieweit 
deren Zuflimmung zur 
Unterbringung in einer 
Heilanftalt der Berufäge- 
nofienichaft erforderlich ©. 
22, 2.23; Gewährung einer 
befonberen Unterftügung 
8.23; Folgen ber 
Nichtbeachtung der Map- 
nahmen und Anordnungen 
ber Berufsgenoſſenſchaft ©. 
23, 8. 24; Rechte im Ber: 
fahren bei deſſtelung der 
Entſchädigung G. 70, L. 76, 
Gef. 11; Rechtsmittel des 
Rekurſes G. 80, L. 86; An⸗ 
trag auf Wiederaufnahme 
eines Heilverfahrens G. 88, 
8.94; Belehrung dor einer 
Kapilalabfindung ©. 95,8. 
101; Anſpruch auf Scha- 
denserſatz gegen Betrieb3- 
unternehmer und Betrieb3- 
beamte &. 135, 2.146, B. 
45; Vorbehalt der auf ge: 
jeglichen Beftimmungen bes 
ruhenden Anſprüche auf 
Schadenderfag während ber 
Wartezeit %. 146; Mit- 
theilung ärztlicher Zeugniffe 
und von Urkunden duch 
dag Schiedsgericht an fie 
U. 9; Anſpruch auf Reife: 
entſchaͤdigung U. 9. 
Ferlehung, Schabenzerfag im 


Regiſter. 


Dale ber = G. 9ff. L. 8ff.; 
der Amispflicht al 

rund zur Amtsenthebung 
G. 47, 2%. 49. 

Yermögen . Genoſſenſchafts⸗ 
vermögen. 

Vermögensauseinanderſehnng bei 
Aenderung des Beſtandes 
von Berufsgenofſenſchaften 
G. 53, 8. 63. 


Vernẽgeueverueliuug 6.107 ff. 
2.115 3.39. 


Yermögensvortheil, Abficht ber 
Verſchaffung als Irafevhö- 
ender Umftand ©. 151, 
161. 

Berriciungeuerfahren G. 83, 8. 


Beröffentlihung von Unfallver⸗ 
hütungsvorfchriften durch 
die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde B. 40; des Namen? 
und des Sites der Senoſſen— 
ſchaft G. 4 

Berpfändung bum enigang 
ungsanſprüchen ©. 9 
102, Gef. 17. 

Serpflihtungen einer aufge- 

. löften Genofjenichaft gehen 
auf das Reich über G. 54; 
auf den Bundesftaat ©. 127. 

Berfagung des Sojabenderjapeß 
©. 23, 8.24; ber Geneh- 
migung des Statuts ©. 39, 
v. eo ber Entfeädigung 


Berühren, Umfang &. 1 ff., 
1f., B. Uff. S. Uff. 
Gegen Han ®. z8 R. 1; 


Regiſter. 


gegen Heinpflicht A. 23; 
Dauer S 
Yerküerungsanfalten für In⸗ 
validenverficherung, Aus⸗ 
fchüfje derjelben wählen Die 
Arbeitervertreter ©. 114; 
Debertragung von Entjchä: 
digungdanfprüchen an die- 
felben ©. 96, 2.102; V. 
der Tiefbauberufägenofien- 
ſchaft und der Baugeiwerf: 
berulagenoffeniiaften B.6, 
. 18 ff; Uebernahme ber 
Fürſorge für den Verletzten 
während der Wartezeit B. 
10; Bildung und Umfang 
2.18; ‚geionderte Vermö— 
gensveriwaltung, Anjamm- 
lung eines bejonderen Re- 
ſervefonds, Vorſchuß der 
Betriebsmittel durch bie 
Berufsgenoſſenſchaft, Ber- 
bot der Uebernahme anderer 
ala ber gej enlichen Ver⸗ 
ficherungen, erwaltungs⸗ 
koſten B 19; Nebenftatut 
B. 20; Verwaltung durch 
beſondere Organe B. 21; 
Art der Verſicherung B. 22. 
Yerigernugsbernfe ©. 1. 
Berfigerungsbeihaftigung ©. 1. 
Verhherungahetriche G.1,8. 8.1, 
1 


Serhherungspkint ® 1,81, 
: Ausfchluß bei 

Fehlen ine befonderen Un: 
fallgefahr G. 1; Erſtreckung 
durch Statut 'G. 5, L. 4, 
3.4, ©.5; durch Ausführ: 


Piloty, Unfallverſicherungsgeſetze. 
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ungsvorſchriften ©. 130, 8. 
136; Wirkung der Ent: 
ſcheidung des Reichsver⸗ 
ficherungsamts über die V. 
G. 127, 8. 133. 
Yerfiherungsreht G. >. 
Berigerungszwang ©. 1, ſtatu⸗ 
tariicher ©. 5. 
Yerfgülete Einlegung des Ne: 
kurſes ©. 81, 8. 87. 
Yertheilung der. Entſchädig⸗ 
ungsverpflichtung unter 
mehrere Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften G. 85, 8. 91. 
Vertrag, ausgeſchloſſen als 
grundlage der Verſicherung 
141 


.1, 

Vertrauensürzte der Schieds⸗ 
gerichte A. 8. 

Berirauensmänner, Wahl der⸗ 
jelben, Stellvertreter, Um⸗ 
fang der Befugnifle, Ab: 
grenzung ihrer Bezirke ©. 
38, 8. 39; verpflichtende 

Kraft ihrer Geichäfte ©. 42, 
8.44; Wählbarfeit, Wahl: 
ablehnungsgründe G. 43, 
8. 45; ehrenamtliche Funt: 
tion, . Aufpruch auf Erſatz 
von Barauslagen und Reiſe⸗ 
koſten, Entſchädigung für 
Zeitaufwand G. 44, 8. 46; 
Haftung wie Vormünder, 
Strafbarkeit wegen Untreue 
G. 45, 8. 47; Mittheilung 
von der Einleitung der Un: 
fallunterfjuchung an Diejels 
ben ©. 65, 8. 72; Welt: 
ftellung der Entſchädigungen 


42 
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G. 69, 2. 75; Pflicht zur 
Vorlage der Bücher, Kor: 
reipondenzen x. an da3 
Reichaverficherungsamt ©. 
125. 8. 181; ald Schieds- 
gerichtäbeifißer nicht wähl: 
bar 2. 5. 

Yertreter Zuſammenſetzung ber 
Senofienichaftäverjamm: 
lung aus B. ©. 38, 2. 29; 
V. der Berufögenofjenichaft 
zur Revifion von Heilan— 
ftalten ©. 125, 8. 131; 
Theilnahme an der Unfall: 
unterfuhung ©. 65, 8. 72; 
des Unternehmers, Haft: 
pflicht Gef. 23; 3. der ver: 
fiherten Arbeiter zur Be: 
rathung und Beſchlußfaff⸗ 
ung der Unfallverhütung? 
borichriften ©. 113 ff., 8. 
121 ff.; Wahl derfelben 
Anl. 8 ©. 577 ff.; Zuzieh— 
ung zu Revifionen von Heil: 
anftalten &. 125, 2. 131; 
gutachtliche Aeußerung bei 
Erlaß von Unfallverhüt⸗ 
ungsvorſchriften in Reichs⸗ 
und Staatsbetrieben G. 
132, 8. 138; Recht auf un- 
gehinderte Ausübung ihrer 
Funktionen &. 142, 8.158; 
Schiedsgerichtsbeifitzer A.5; 
bei den neu errichteten Be⸗— 
rufsgenofjenfchaften U. 2; 
Debergangöbeftimmung A. 
24; V. der Arbeitgeber, 


Zuziehung zur Berathung | 


von Unfallverhütungsvor- 





Negiiter. 


ſchriften 8. 122; Schieds⸗ 
gerichtebeifiter A. 5; V. der 
Arbeiter und der Arbeit- 
geber als nichtftändige Mit- 
glieder des Reichsverficher⸗ 
ungsamts A. 11; des Lan⸗ 
beöberficherungsamts U. 22; 
MWählbarteit A. 12; Wahl 
von Stellvertretern” 4.13; 
Wahlverfahren U. 14; 
Amtzdauer A. 14; Zuzieh- 
ung zu den Entjcheidungen 
und Berhandlungen U. 16, 
18; Anspruch auf Vergüt: 
ung und Erſatz der Reife: 
often A. 19. 
Sertreiung der Genofienjnft 
nad) außen ©. 42, 
Yerwullann er Berufscenoffen. 
ſchaft &. 37; wird durd 
den Vorftand geführt &.41, 
8. 42; durch Organe der 
Gelbftverwaltung %. 42; 
durch ftaatlicde Behörden 
L. 141; landesgeſetzlicher 
anderweiter Regelung vor⸗ 
behalten L. 141. 
Verwaliungsbehörde ſ. höhere, 
untere Verwaltungsbehörde. 
Yerwaliungsbejicke, Umlegung 
ber Beiträge auf V. ſtatt 
auf Gemeinden oder wei—⸗ 
tere Kommunalverbände 8. 


32. 

Yerwaltungskoften der Berufs: 
genofjenichaften, Dedung 
durch Beiträge ©. 29, 31, 
8. 34; Koften der Ueber: 
wachung und Kontrole der 


Regifter. 


Betriebe ©. 124, 8. 130; 
Roften, der Rechtshülfe ©. 

54; B. ber Ber 
Ferne Sanftalten 2. 19, 


Ey Dedung durch Prämien | 


26; durch Beiträge B. 
= 





Yerwaltungsfreitverfahren bei 
Streitigfeiten über Seiap- 
anfprähe ©. 14, 8. 14; 
über ben Anſpruch auf 
Neberweifung von Renten: 
beträgen ©. 26, 8. 31, Gef. 
21; bei Streitigkeiten über 
den Anfpruch des Verlegten 
bezw. der Berufögenoffens 
ſchaft auf Krankengeld 8. 


15; bei Streitigteiten über | 


Seiopanfprie ei Gewähr: 

ber Koften des Heil« 
ver ahrens burch Gemeinden 
8. 29, B. 11; Ausfhlieh- 
ung von Mitgliedern von 
Selbftoermaltungebehörben 


Yernanle 
Linie, —D auf Rente 
6. 18, 20, 8. 19, 21. 

Vermenbnugbesenoftenffte 
yemögene 6. 31, 8. 


Yerziht auf die Rente ©. 24, 
141, 8. 25; auf die Rüd: 


Age Grund ger | 


aublir 'entenbeträge ©. 


a —* igkeit, Doll: 
Wi vente © 8.8. — 


der aufſteigenden 


34, | 
N Vorläufige —* von Bei⸗ 


| 
| 
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| Yollährigkeit, Gejorbernig, ber 
Mählbarkeit X. 12, @. 114. 
Yollmakt der Serofenaft: 
organe G. 42, L. 44. 
Yolmanten, peivatfchriftlice, 
zur Bertretung von Berufs» 
jenofien, gebühren: und 
‚ „Bari 8 1,8 15. 
Im: ing ber Genofjens 
Käeftämitglieber 8. 37, 8. 


— 6.9,2.8,8.9, 


Yolkreiung rechtstraftiger Bes 
feibe und und Erkenntniffe ©. 


ge Balfaiigun, Be: 
‚gung durch dasSchieds · 
gericht, Anrechnung auf die 
—————— 
84; Exftattung 
bei Theilung "der Entſcha⸗ 
igungepfliht unter mehr 
rere Berufägenofienichaften 
6. 85, 8. 91. 
Yorläufige Sürforge für ben 
Guttchäbigungöberetigten 








». 11 


trägen ©. 102, 8. 111; 
von Renten ©. 81, 8.87. 
Forſah bei Herbeiführungeines 
Unfalls, Vorausfegung für 
die Haftung ber Betriebs: 
beamten &. 135, 136, 8. 
146, 147, 8. 45, 46, Gef. 
42* 


Regifter. 


23, 24; ala Urſache für 
den Wegfall des Entihä: 


digungsanſpruchs ©. 8, 8. 
‚Ger. 2. 
Yorfhüfe auf die Beiträge, 
Beitreibung &.103,%.1 

Bemeffung, Einzahlung 
beejelben an den Borftand 
&. 32, 8. 85; auf Ent: 
(äbigungsanfprüche, Zu: 
läffigfeit der Mebertragung 
der Anfprüdye zu deren 
Dedung ©. 96, %. 102. 


Yorfikender des Schiedsgerichts, 
Entſcheidung über die Zu: 
ziehung von Beifigern zur 
Verhandlung, die der be: 
theiligten Berufögenoffen: 
ſchaft angehören A. 7; An: 
trag auf Geftattung ber 
Augenfcheingeinnahme A. 
9; Mittheilung ärztlicher 
Zeugniffe an die Berufs: 
genofjenjchaft und den Ber: 
legten A. 9; Bertheilung 
der Koften des Schiedsge⸗ 
richts A. 10; V. des Vor⸗ 
ſtandes der Verufsgenoffen⸗ 
ſchaft, Feſtſetzung der den 
Arbeitervertretern zu ge: 
währenden Vezgutungsſatze 
G. 114, 8. 122. 


Jorſtäude von Krankenkaſſen, 
Zuſtimmung zur Unter: 
bringung ihrer Kaſſenmit⸗ 
glieder in anderen Heilan— 
ftalten ©. 11, 2. 14; der 
unter Reichs- oder Staat3- 


verivaltung ftehenden Be: 
triebe, Erftattung der Un: 
fallanzeige durch diejelben 
G. 63, 8. 70. 


Yerkaud der Ausführungabe- 


hörde, Recht des Vorſchlags 
zu Schiedögerichtäbeifigern 
geeigneter Perfonen A. 5; 
der Berufsgenofjenichaft ‘ 
Genoſſenſchaftsvorſtand; ber 
Betriebe: (Fabrik⸗) oder 
Baukrankenkaſſe, Feſtſetzung 
don Geldſtrafen bei Ber: 
fehlung gegen Unfallver- 
hatunasvorſ chriften G. 116, 
12 


Vorſtandemitgliedereiner Aktien⸗ 


geſellſchaft, Innungoder ein: 


getragenen Genoſſenſchaft, 


Haftung für ſchuldhaft her⸗ 
beigeführte Unfälle G. 136, 
L. 147, B. 46; Strafbar 
keit G. 148, 8. 158; V. der 
Berufsgenoffenichaft als 
Sthirdoger chtabeiſiger nicht 
wählbar U. 5; aber als 
nichtftändige Mitglieder des 
Reichsverſicherungsamts U. 
12; Vertretung der Berufs: 
genofienfchaft G. 42, 8.44; 
Wählbarkeit G. 43, L. 45; 
ehrenamtliche Funktion 6. 

4, 8.46; Haftung, Straf: 
bareit wegen Untreue ©. 
45, 8.47; Pflicht zur Ver: 
ſchwiegenheit &.121, 8.128; 
Strafbarfeit ©. 150, 151, 
&. 160, 161; Bücher und 
Aktenvorlage an dad Reich?» 


Regiiter. 


verfiherungdamt G. 125, 8. 


———— im Ausland 
weilender deutſcher Renten⸗ 
empfänger ©. 94, 2. 100. 

Yorübergeheude Ansäbung eines 
verficherungspflichtigen Bes 
triebe3 im Inlande ©. 33. 


Wiger ©. 1. 

Mählbarkeit zum nichtſtän— 
digen Mitglied des Reiche: 
verſicherunggamts A. 12; 
des Landesverficherungs 
amts A. 22, 12; zu Mits 
gliedern des Vorftandes, zu 
Dertrauendmännern ©. 43, 
8. 45; zu Vertretern der 
Arbeiter &. 114. 

Wahl eines provijorifchen Vor: 

ftandes A. 2; fachverftän: 

diger Aerzte auch das 

Schiedsgericht U. 8; der 

nichtftändigen Mitglieder 

des Reichsverſicherungsamts 

11, 14; des Landesver⸗ 
ſicherungsamts A.22,11,14; 
der Schiedsgerichtsbeifitzer 

A. 5; der Vertreter, aus 

denen ſich die Genoſſen⸗ 

ſchaftsverſammlung zuſam⸗ 
menſetzt ©. 38; der Ber: 
trauensmänner und ihrer 

Stellvertreter, der Sektion: 

vorftände G. 38, 9.39; der 

Borftandamitglieder G. 41, 






8. 42; der Vertreter der | 
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arbeitet &. 114, Anl. 8 
877 ff.; Streitigteiten 

5. 126, 8. 182. 
Wehlablchnnugsgrände G. 48, 


Wellbrrchtignug bei der Wahl 
der nichtftändigen Mitglies 
ber des Reichsverficherungs⸗ 
amts A. 11; des Landes» 
verficherungsamis 4. 22,11. 

Wahlperiode, erſte, für die Pers 
treter der Arbeiter bei den 
neu errichteten Berufsge⸗ 
noſſenſchaften A. 2; für die 
Vertreter der Berficherten 
und nichtftändigen Mit. 
glieder des Reichsverſicher⸗ 
ungsamts A. 14, 24; für 
die Bertreter derVerficherten 
zur Begutachtung don Un: 
fallverhütungavorfchriften 
6. 114, &. 122. 

Mohlreht der Ber. Gen. in 
Bezug auf die Art der 
Reiftung ©. 22, 8. 23. 

Wartejeit &. 9, 8.8, Gef. 3; 
Eu berjelben ©. 13, 














Hafer 
23 Herſtellung und 
Unterhaltung L. 1. 
wen, Fahrten auf folchen 


wei in ber Perſon der 
Betriebdunternehmer, ol: 
gen ©. 37, 2. 35; Anzeige 
an den Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ftand ©. 60, 8. 68; Straf: 
beitimmung ©. 147, 8. 157. 


Wege, Herftellung und Unter: 
haltung L. 1. 
Wegebauarbeilen 3. 6, 18. 
Wenfall bes Emtjpäbigunge 

anſpruchs & 7, B. 
9, Gef. 2; der eurihhbig. 
ung der Hinterbliebenen 
Gef. 4; der Bebürftigkeit 
* 17, 18, 19, £. 18, 19, 
2 





Weitere Einrichtungen der Be: 
zufögenoflenf&aften A. 23. 
Werften G. 1, 8. 
Werkmeilker 6. 2, ®. 
Sertipapiere, Au kbeiwahrung 
107, 8. 115; münbel: 
here W. zur Anlage der 
Beftände der Verufsge⸗ 
nofieni@aften 6. 108, 8. 


—* Veränderung ſ. 

Veränderung. 

Miderfehligkeit in Bezug auf 
tie Zebandlung 2. 
&. 23, 8. 24. 

—** gegen eine Be— 
triebsüberweiſung G. 61; 
gegen Feſtſtellung der Bei: 
träge ©. 102, 2. 111, 3. 
38 


Miederanfleben des Renten: 
bezugsrechts &. 94, %. 100, 
Gef. 15. 

Miederanfuahme des Verfahrens 

. 84, 8. 90; eines Seil: 
verfahren? G. 88, 8. 94. 

Micderergansung des Reſerve⸗ 
fonds G. 34, 95, L. 37, 
101, B. 15. 














Regiſter. 


Wiederrerheirathung, Abfind- 
ung der Wittwe des Verletz⸗ 
ten ©. 16, 8. 17, Gef. 4. 

—— Ablehnung ber: 
klin © . 43, 2. 48. 

Yin ©. 

Wittwe, Hente G. 16, 2. 17, 
Gef. 4; Anſpruch auf Ab- 
findung bei Wiederverhei: 
rathung 8.16, 8. 17, Gef. 4. 

Wilne, Rente &. 17, 2. 18, 


3.9 

Yehafk im Deutfchen Reich, 
Aufgabe besjelben durch 
einen Ausländer ©. 95, 
2. 101; ®Boftanftalt des 
W. zahlt bie Entſchaͤdig⸗ 
ung aus G. 97, 8. 103, 
Gel. 18; Zahlungsüber⸗ 
weiſung bei Verlegung G. 
97, 2. 103, Gef. 18; der 
technischen Auffichtsbeam⸗ 
ten und Rechnungsbeamten 
G. 122, 8. 129. 

Mürttemberg, LPA. A. 21, 
Ausf. G. 2. 141. 








3. 
Jehlangsenweifung ©. 97, 8. 

03, Gef. 18. 
Iahlungsanffsrderung an die Ge: 
ngſenſchaftamitglieder G. 


— G. 97, 8. 
Jehlungsunfähigkei des Ban 


unternehmer3 ©. 104 
29. 


Regiſter. 


Jeituertuf Entjchadigung G. 


Zettalpnfbehänen, Liquida⸗ 
tion der für die Beruf: 
genofjenichaften gezahlten 
Beträge G. 98, L. 104; 
beantragen dad Zwangs— 
beitreibungsverfahren ge: 
gen Genoſſenſchaften G. 106, 
8. 114, Gef. 19. 

Jengen, Gebühren ©. 144, 8. 
54. 


de 8.1. 
iergärten 8. 1. 
Jimmerarbeiten ©. 1. 
Iubilligung einer vorläufigen 
Entihädigung ©. 71. 
Ingehörigheit, zu einer Berufs⸗ 
genofjenichaft, Entjcheidung 
darüber ©. 59, 2. 67. 
Inläffigkeit des Rekurfes gegen 
Enticheidungen des Schieds⸗ 
gericht? G. 80, 8. 86; der 
Beſchwerde gegen die Ent: 
fcheidung des Genoflen- 
Ihaftsvorftandes über den 
den Widerfpruch gegen die 
Beitragsfeftitellung G. 102. 
Inrühserweifung einer Sache 
Im Metueverfahren G. 81, 


Inrühmeifung Bi Rekurſes 
.81, 8. 


Iufläge m Reſervefonds 
©. 34, 8. 37; zu ben Bei: 
trägen für eine folgende 
Gefahrentarifperiode ©. 49, 
8. 52; zu ben Beiträgen 
ala Folge der Nichtbeacht: 
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ung der Unfallverhütungs- 
vorſchriften G. 112, 2. 120; 
zu den Prämien B. 40: 
zu direkten Staat3- ober 
oder Kommunaljteuern zur 
a uforingung der Beiträge 
8. 57, 

Zufhreihung eines Betriebes 
FR Genofſſenſchaftskataſter 


Juli u Sundeshehärden © 
— — —— G. 


Zuſtũndigkeitsprozeſj ©. 82. 
Zuſellung durch öffentlichen 
Aushang ſ. Erfaßzuftellung. 
Zuſtelungen ©. 155, %. 166, 
11 


B. 45, Gef. 11. 
Außellungsbessiimädtigter, Auf- 
forderung zur Beftellung 
®. 155, 8. 166. 
Iukimmung des Verlegten zur 
Meberführung in andere 
Seilanftalten ©. 11, 8.14; 
zur Unterbringung in einer 
Seilanftalt ©. 22, 23. 
Iutheilung örtlich obgrgrengter 
Theile einerBerufggenofjen- 
ſchaft an eine andere ©. 52, 
8. 62; der Betriebe aufge- 
löfter. Berufögenofjenichaf- 
ten an andere ©. 54, 8. 64. 
Intritt zu den Betriebaftätten 
G. 119, 2. 126, 3. 40. 
Inweifung eines Betriebes an 
eine Genoſſenſchaft ©. 59. 


| Fwangsarbeiter, Ausſchluß von 


| 


der Verficherung ©. 1 


664 Regiſter. 


Jmsngsenhalten, Gleichſtellung Gemeindearbeit angehaltene 
der dort untergebrachten Perfonen, den Gefangenen 
Perſonen mit Gefangenen : gleichgeftellt Gef. 1. 

Zmensbeitei ibungeverfehren : Imwifgenunternehmer, Haftung 


gegen Genoflenfchaften und Ä Beinen 8. 29: ME 


genoheniSaftemit lieder | 
&. 106, £. 114 3 | für — Beiträge 


Imangsmeile zur Forſt oder 


C. H. Beck'ſche Buchdruckerei in Nördlingen. 


C. 8. Beck'ſche Derlagsbuchhandlung (Oskar Bed) in Münden. 


Soeben ift erſchienen: 


Kommentar zum Unfallversicherungsgesetz Tür Land- und 


Forstwirtschaft vom 30. Juni 1900 nebft jeinen Neben- 
gefegen. Unter Zugrundelegung de3 Kommentar? zum Geſetz vom 
5. Mai 1886 von Karl von Rasp, T. Begierungöbireftor, Direktor der 
b. Hypotheken⸗ und Wechjelbant, in 2. Auflage mit bejonderer Be⸗ 
rüdfichtigung der Berhältniffe in Bayern vollftändig neubear- 
beitet von Karl Meinel, Reg.⸗Aſſ. im k. b. Landesverſicherungsamt. 
.1902. X, 520 ©. 8°. ob. M 7 — 


Die Unfallversicherungsgesetze vom 30. Zuni/5. Juli 1900. 
$nhalt: I. Geſetz, betr. die Abänderung der —— EEE 
gejeße. II. pervehnecſgegengzeege III. Unfallverſicherungs⸗ 
gie für Land- und Forftwirtihaft. IV. Bau-Unfallverfiherungsgefege 
V. ee ntalberficgerungägeieb. VI. Geſetz, betr. die Unfalfüriorge 
für Gefangene. extausgabe mit sehr ausführlihem Sad)» 
es X, 367 S. Tafhenformat. In rotem Leinwandbande 

M. 50 





Kommentar zum Invalidenversicherungsgesetz vom 13. Juli 


1899 unter Zugrundelegung des Kommentard zum Gelege vom 
22. Juni 1889 bon Dr. Robert von Landmann, K. b. Staatsminifter 
des Innern für Kichhen- und Schulangelegenheiten und Karl von 
Rasp, K. b. Regierungsdireftor, Direltor der B. Hypothelen- und 
Wechſelbank, in zweiter Auflage vollständig neubearbeitet don 
Dr. Joseph Grassmann, Legationsfetretär I. FI. im t. Staatsmini⸗ 
flerium de3 T. Haufe und des Aeußern und fländigem Mitglied 
des bayerifden Landesverficherunggamtes 68 Bogen. gr. 8°. Geh. 
„13.4 50 J.; geb. 15.4 





Gewerbeordnung Tür das Deutsche Reich in ver Faffung ber 
Belanntmahung bed Reichskanzlers dom 26. Juli 1900. Tert- 
auögabe mit alphabetifhem Sachregiſter. Bierte Unflage. VI, 
191 ©. Taſchenformat. In rotem Leinwandbande 1,4% 20 d. 


Gewerbeordnung für das Deutsche Reich nebſt den Voll⸗ 
zugsvorſchriften für daB Deutjüe Reid und das König- 


Die Handwerkernovelle (Gesetz vom 26. Juli 1897, betr. die Ab- 
änderung der Gewerbeordnung) bearbeitet von Dr. Gustav 
Kobmer, T. b. Bezirtdamtsaflefior. 21 Bog. 8°. Geheftet 3.4 50 A 
Gebunden 4.4, 70 8. 


C. h. Beck'ſche Derlagsbuhhandlung (Oskar Bed) in München. 
U. Neger’s | 
Sntfdeidungen | 

der Gerichte nnd Dermaltungsbehötden 


aus dem Gebiete des 
- aufreichdgefeglichen und gemeinzechtlichen Beftimmungen 
beruhenden \ | 


Verwaltungs: und Polizeiſtrafrechts 
(einfhliehlig des gefamien Arbeiter-Berfiherungsrtents). 
Jahrgang 1902 (Band XXII) 10 4 
Erſcheint in 5 Heften von zufammen 40 Bogen. 

„NReger’3 Entjcheidungen“ find wohl allfeit? als vollſtändigſte 
Gntideidungeufammiung anf Dem Gebiete Des veihäncien! 8% 
regelten Berwaltungs:, Urbeiterberfiherungd: uud Boliz als 
rechts anerlaunt. u 

Der Hanptband enthält zegelmäßig bie entigeibung en 
zur Reih8-Gewerbeordnung (einſchließlich der Arbeiterſchutz⸗ 
geſetggebung), ſowie die für die Polizeiverwaltungen intereſſanten 
Entſcheidungen zum Reih8-Strafgejegbud, ferner vollſtändig 
eek Jeibungen zu den fonftigen Reih3-Adminiftratid- 
gefetzen. 

Als integrierende Beilage erſcheint die Rechtſprechung 
des Reichſsverſicherungsamts, welche ſämtliche, bis zum Schluſſe 
des betreffenden Kalenderjahres in den, Amtlichen Nachrichten des Reichs⸗ 
Verſicherungsamts“ (einſchließlich der Abteilung Für Indalidi⸗ 
tãts⸗ und Altersvrerſicheruugſ zur Veröffentlichung gelangende Re⸗ 
kurſsentſcheidungen, Beſcheide und 3 dieſer Central⸗ 
ſtelle enthält. Die neben der Rechtſprechung des Reichsverſicherungsamts 
noch belangreiden Entſcheidungen der Landesperfiherungsäuter 
werden, ebenjo wie die programmgemäß in Betracht kommenden 
Entſcheidungen aller Übrigen Stellen, inäbejondere des Reihsgerichts 
(Givil- und Straffenate), der Oberderwaltungsgerihte, Der Ceutral⸗ 
ftellen (inöbejonbere der Minifterien bes Innern) Der eins 

| — u cokanten, Der Oberlandeögerite, in Ganptbande 
erdffentlicht. 

Beftellungen auf Reger's Entſcheidungen Jahrgang 1902 ff. nimmt 
jede Sortimentsbuchhandlung entgegen. Meneintretenden Abonnenten 
werden Die früheren Bände, nämlich 1881-1900 nebit Dem su Den 
10 erſten Bänden erihienenen Ergänsungd: und Generalregiiters 
band, su Dem ermäßisten Breile bon 135 Warl geliefert. Ber 
UI. Ergänzungeband (zu Band 11—20), zugleich enthaltend dad Bejamt- 
regifter zu den erften 20 Bänden fowie zum I. und 11. Ergänzung 
bande, it im Erjcheinen begriffen und wird in Kürze fertiggejtelt fein. 

Preis biefes Ergänzungsbandes 10 .% . 
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C. B. Beck'ſche Derlagsbuhhandiung (Oskar Bed) in München. 
Bürgerliches Geſetzbuch 
nebſt dem Einführungsgeſetze. 


Handausgabe mit Erläuterungen 
in Derbindung mit 


Eugen Ebert, und Heinrich Eigneider, 
Oberlanbeögerichtörat zu Breslau, Min.⸗Rat im k. b. Juftizkmifterium 


herausgegeben vo 


Dr. Otto Zifcher, um Milhelm Seite, 


ord. Brof. der Nechte zu Breslau, Din.-Rat im?.b. Juftizminiftertum. 

Sünfte, unter Berüdfihtigung der landesrechtlichen Aus— 

führungsbeftimmungen und der gerichtlichen Entfcheidungen 
bearbeitete Auflage. (35.—41. Taufend.) 


1902. 86'/. Bog. 8%. Gebunden 7 M 


An „Fiscoher-Henle* schliessen sich folgende Handausgaben an: 

Freudentbal (Landgerichtsrat): Civilprozessordnung. 51 Bog 8°. 
1900. Leinwandband 5 AM 

Harburger (Justizrat Dr.): Konkursordnung und Anfechtungs- 
genetz. VIII, 222 S. 1900. Leinwdbd. 2 .A 40 2 

Gareis (Prof. Dr.): Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897. Zweite 
Auflage 1900. XLIII, 467 8. 8%. Leinwandband 4 A 

Reimer, Dr. u. P. Böhlau (Rechtsanw. in Berlin): Das Preussische 
Ausführungsgesetz zum B.GB., XII, 284 S. 8%. Lwb. 2.4804 

Henle, W. u. H. Schneider (Minist.-Räte in München): Die Baye- 
rischen Ausführungsgesetze zumB.6B. XII, 7418. 8°. Lwb, 8,4 


Nebengesetze zum Bürgerlichen Gesetzbuch: 
Grundbudordnung | Sefef 


über die 
b 24. Mä 1897, . 
on Iwangsverfleigeruug und 
Dr. Soßaunes Arch, die Iwangsverwaltung 


Kaiſerl. Geheimen Regie | ; 
cite ehe unse abe in der Yafjung vom 20. Mai 1898. 
gefege ſämtlicher Bundes» Don Wilhelm Senle, 
ftaaten beein atigende Minifterialratimt.b. Juſtizminiſt. 

Anfage Geb. 1.M 40 9. weite, vermehrte u. verbefierte 
r 


Ausgabe für Preußen mit preuß. uflagemitden Ausführungspor- 
Ausführungsbeftiimmun- ähriften ber größeren Bunbesftaaten. 
gen. Geb. 3,4 1901. 2.4 80 8. 


Sefeß 
über die Angelegenheiten der 


freiwilligen Gerichtsbarkeit 


in der Fafjung dom 20. Mai 1898. 
Don Heinrich 5chneider, 


‚ Minifterialrat im k. bayer. Juſtizminiſterium. 
Zweite neubearbeitete Auflage. 1901. Geb. 2. 50 4 
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C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung (Oskar Bed) in Münden. 


Kommentar zum Bürgerlihen Gefehbud 
vom 18. Auguft 1896 
nebft bem Einfügrungsgefetze tom 18. Auguſt 1896 


bearbeitet von 


Dr. Eduard Hölder Dr. Friedrich Schollmeyer, 


ord. Prof. der Rechte in Leipzig, Geh. Zuftizr. u. ord. Prof. i. Berlin, 


(Einleitung und Allgemeiner Teil) (Bed der Schuldverhältniffe) - 
Dr. Otto Kiaer, und Ernft Sehmann, 
ord. Prof. der Rechte in Breslau· a o. FA der Rechte in Berlin, 
. (Sachenrecht) 

Dr. Arthur 8. Schmidt, und Dr. Hermann Habicht, 
ord. Prof. ber Rechte in Gießen, Oberlandeöger..i. Frankfürt a. M. 
(Familienrecht) 

Dr, Alfred Schultze, 
ord. Prof. der Rechte J — in Jena, 


Zweiter Band: Reit der ie Don Dr. —* 
ER, Es orb. Prof. b . Rechte in Derkin. 1. Hälfte (309 


WE Aus den Besprechungen über die früher erschienenen: —8 
möchten wir hier nur auf das Urteil des Herrn Rechtsanwalt Dr. Hachen- 
burg (im „Recht“) hinweisen, der, nachdem er die Bedeutung von Scholl- 
meyers Hommentar zum Obligationenrecht für die Prazis entwickelt hat, 
schreibt: „Aufgebaut ist aber das ganze Werk auf tief wissen- 
schaftlicher Grundlage. Ohne dieseist.eeinebrauchbare Hom- 
mentierung auch für die Prazis. unmöglich. Ohne sie fehlt 
der geistige Zusammenhalt zwischen den einzelnen Stel- 
len... Wer das Schollmeyer'sche Obligationenrecht zum Stu- 
dium liest, empfindet dieses geistige Band. Durch das voll- 
ständige Beherrschen des Gesamtstoffes konnte es geschaf- 
fen werden. Man hat nirgends das Gefühl des Unsicheren, 


— "Tastenden. Das ist bei einem Werk, dasam Beginn der Arbeit 


über das BGB.erscheint, eine grosse Errungenschaft. Dabei 
ist die Darstellung übersichtlich und klar, der Stil an- 
genehm und schlicht, ohne jedes Beiwerk. Man ist sofort 
über die Bedeutung und den Inhalt der Paragraphen unter- 
richtet. ° 

Die Hönigl. Bayerische Juslizverwaltung hat den Hom- 
mentar für sämtliche Bayerische Gerichte ange- 
schafft. 


% 
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| €, 6. Beck'ſche verlagsbuchhandlung (Oskar Bed)i in München. 
Soeben ift ferner erſchienen: 


Kommentar mr 


| Eivilprogeßordnung. 
.: Bon Dr. Lothar Seuftert, 
o. d. Profefjor in Münden. 
8. völlig neubeaeheiiete Auflage. 


wei Bände. 
Erfter Band ($$ 1510). zu Bog. Gr. 80. Geh. 14 .A 50 34; in 
Halbfranzband 16,4 50 J. 
BE Der zweite (Schluß-Band) erfheint im Jahre 1902. 
„Ohne den audgezeichneten Leiftungen anderer Bearbeitungen zu 
nabe zu treten, darf man wohl Seuffert’8 Kommentar alß ben 
wiſſenſchaftlich am höchſten ftehenden bezeichnen, wobeijedod 
bie für die Praktiker wichtige Kafuiftit keineswegs ber» 
naytälfigt iſt.“ (OLGR. Dr. habicht in der „Frankt. Zta.“) 
um eine der aufgetauchten, ſelbſt der en Fragen auf 
diejem "Rechtögebiete bürfte unbeantimortet gebfieben fein 
„Zeitschr. 1. D. bürg. Recht‘, 3b. 32, 9. 3/4.) 
Durch feltene Gründlidteit ausgezeichnete Leiſtung, 
die für Theorie und Praxis gleich wertvoll ift.“ 
(„Eitt, mitt. d. Annalen d. D. Reichs‘.) 
„Unerreiht in der Verbindung wilfenigaftliner 
Bertiefung mit der Rückſichtnahme auf die praktiſche A 
wendung des Prozeßrechts — („Augsb. Abenditg.") 


Beate von feiten: 

Die Begriffe von Iren und Glauben nach dem Rechte 
des Bürgerlichen Geſetzbuches. Bon K. Schneider, 
OLG.Rat in Stettin. 15". Bog 8°. 1902. Geh. 5 AM 50 0. 

Der Mißſtand der überreichlichen Terminsvereitlungen bei 
den deutfchen Kollegialgerichten und feine Bejeitigung. Bon 
K. a hnaider, OLG.NRat in Stettin. 1901. 31/2 Bog. 8°. 


Sie, —* nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch. Preieſchrift 
n Serm. Weib. 1899. VIii, 277 ©. 8%. Geh. 6 
Grund und Umfang der Haftung wegen Benachteiligung * 
Gläubiger. Bon Dr. jur. 3. £insmager. 1900. VI, 1146. 
8%. Geh. 2 A. 80 
Die Vorlauf Bormundfhaft nach Reichsrecht und ben 
Sandeögejegen. Bon Dr. Heinrich Schanz. 1901. VII, 
80 Seiten. 8°. Geh. 1.M 80 
en de— des Bichhandels nad) deutjchem Gejege. Zum 
ebraucdhe bei Gericht und im Handelsverkehr. 
Bon K. Shucier, OLG. Rat in Stettin. 1900. XTI, 200. 
8°, Geb. 2.M. 50 9: 


‘ 
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€. h. Beck'ſche Verlags buchhandlung (Oskar Bed) in Münden. 
Reichsgesetzausgaben mit Anmerkungen. 


Abzahlungsgeichäfte. RS. v. 16.v.9. Erl. v. G. Schmitt. 1.M 04 
Aktiengeſetz. Erl.v. Juſt. R.S. Merzbacher. (1001.) 24Bg. Liwbb. B504 
Arbeiterverſicherungsgeſetze von Prof. Dr. Biloty. 2. Aufl. Bd. 1. 
Sinvalibenverfidy.geieß v. 13. Yuli 1899. (1900.) 38. Ad yd, D: 
Unfallverfiherungsgejege vom 30. Juni 1900. 1902. 4 A 50 3 
Börſengeſetz. Bon Dr. Zul. Kahn. (1897.) In Leinwd. geb. 8.4 
Bürgerlicded Geſetzbuch. Zertausgabe. 8. Abbrud. Lmbb. 2.4 50 J. 
Bürgerliches Geſetzbuch. giiger-Henle! * | Hendausgabe. B. 
Auflage. (1902.) 861: Bog. 8°. 
Givilprogehordnung. Tertausgabe m. Ren. PR abe. 2 M— Hand: 
ausgabe mit Erläuterungen v. L. G. R. Sreubentbal. (1900.) 
51 Bog. 8%. Lwmb. 5 A — Kommentar von Prof. Dr. Lothar 
ride 8. Aufl. Bd. I. (851-501). br. 14 A 50 3; Hfzbd. 


Sreitil. Gericgtsbarkeitsgefeg erl. v. Min.Rat Schneider. 2.Aufl. 
(1901.) 2iwbd. 2 .M 50 d. 
Genoſſenſchaftsgeſetz, eri.v. Zuftigrat S. Merzbader. (1900.)@e6.3.A 
Gerichtstoftengefek und Gebührenorbnung für Geriätännit- 
zieher zc., in der Ya Nung 6 20. Moi 1898, erl. v. Min.Rat U. 
v. Reiſenegger und Se fl. 8. Schmibt. (1000, Da. 2M 
Geſellſchaften m. beichr. Haftung, Geſ. betr. d., aſſung v. 
20. Mai 1898, erl.v. Zuft.R. ©. Merzbacher. —B wbb. 2. 
Gewerbegerichtaneiek ind. gaffuns v. 29. IX. 1901. Erl. v. Dr. L. 
Menzinger und Dr. 3. B. Brenner. Rot. Lwbd. 2 4 
Gewerbe-Ordnung vom 26. Juli 1900. Tertausg. Roter Lwobd. 1.M 209. 
— Handaudg. v. Ob. Reg.R. Schreiber. 2. Aufl. mit Novelle vom 
26. Juli 1900. Ambd. 4.A — Komment. dv. R. dv. Landmann. 
3. Aufl. (1897.) Geh. 18.4 ; geb. 20 AM 
Gruudbuchordnung v. 24. Mära 1897. v. Geh. Reg.Rat Dr. I. Kredı. 
* Aufl. (1900.) 1 40 4 uauote mit t ben preußiſchen Aus 
nlichtanleh nn en (1900.) 
Haftpflichtgeleß i.neueft. Faſſung. Erl. v. Dr. * indi. (1901.) Geb. 3.4 
Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 (mit Seerecht). Tertausgabe mit 
Megifter. 1.—3. Ubdrud. 22Bog. MT. 8%. In rot. Leinwandband 1.A 804 
Handelsgeſethuch v. 10. Mai 1897 (ohne Seerechth. — Gareis’ 
Hanbausgabe. 2%. Uuflage. (1900.) 81 Bog. 8%. Lmbb. 4 M 
Handwerfernovelle vom 26. Juli 1897. Tertausg. (1898.) Kart. 80 A 
(Kommentarv.Dr.&.Rohmer. (1898.) @eh.3.M 50.4. ; geb. 208) 
Sppotbetenbanfgeieh v. 13. Juli 1899, et. von Juſtizrat S. Mery 
bader. (1900.) Roter Lwobd. 2 .M 504 
Invalidenverſicherungsgeſetz vom 13. Juli 1899, erl. von Prof. Biloty. 
(1900.) Geb. 3. A504 — Hanbausgabe (mit den bayer. Boll- 
au svorſchriften) von Nedenbader. 3 A — Kommentar von 
andmann und v. Rafp, in 2. Aufl. von Dr. 3. Graßmann. 
65 Bog. gr. 8%. Geh. 13.4504; Leinwandbd. 15.4 


& 





Ku 


one. . een 


C. B. Beck'ſche Derlagsbuhhandlung (Oskar Bed) in München. 


Konturdorduung nebft Unfehtungsgefeg. Tertausgabe mit Re- 
gifter, sb. 14 — Handaudgabe mit Erläuterungen v. 
. Harburger. (1900.) Livbbd. 2. 40 & 

Mititer afgerichtöordnung und „Mititärftrafgefegbud. Text⸗ 
ausgabe mit Reg. 2. Aufl. (1900.) Lbb. 1. 30 4 — anbausgabe 
mit Erläuterungen von Kriegsgerichtsrat Dr. G. Weigel. (1899.) 
Lwobd. 3 A 50 d — Lommentar von Genatäpräf. am Reichs⸗Mil.⸗ 
Geriht Cl.v. Koppmann. 60 Bog. gr. 8°. Geh. 20.4; Hfab. 22.450 J. 

Nahrung: u.Genußmittelgeieh nebſt den Geſetzen v. 25. VI.1887,5. VIL. 
1887 u. d. Margarinegeſet. Erl. v. Th.v. . Pfordten. 1901. Lwb. i4 804 

Nebengeſetze zum Bürgerlichen Geſetzbuche. ı. Grundbuchord⸗ 
nung. — II. Zwangsverſteigerungsgeſetz. — III. Freiwillige⸗-Gerichts⸗ 
barkeitsgefeg. Tertaudgabe mit Negifter. Lbd. 1.4 


Perſonenſtandsgeſetz. Kommentar von Prof. Dr. C. Sartoriuß, 


1902. 36 Bog. 8%. Geh. 9.4; geb. 16.4 
Preßgeſetz, erläutert von Ob.S. G.R. Koller. (1888.) 3.4 
Privat Verſicherungsgeſetz vom 12. Mai 1901. Ex. gon Brof. Dr. 9. 
Rehm. 15 Bog. 1901. Woter Leinwanbband 3 _ 
Rechtsanwaltsgebührenordnung, erl.v.Merzba Her er. (1900.) 266.34 
Reichstagswahlgeſetz u. Wahlreglement, v. Raſp. 1. 204 
Reichsverfafſung, von Dr. M. Pröbſt. 2. Aufl. (1895.) 1. 804 
Sammlung Tleinerer Reichägejege und Verordnungen privat: 
rechtlichen Inhalts. (24 Rum, ) Tertausgabe mit ausführ!. Sad)- 
regifter. (1900.) Lmbd. 1. 
Sammlung Tleiner Peichönefehe handelsrechtlichen Inhalts. 
(z6 Num.) Textausgabe mit ausführl. Sachreg. (1900.) EwbD. 2.450 4. 
Schuldverſchreibungsgeſetz, erl. von Merzbacher Lwbd. 2.4 
Schutz der Warenbezeichnungen. Ext. von Allfeld. (1898.)1.M 804 
Staatsverträge über Gegenſtände ber Rechtspflege, von Dr. 
J. 0. Staudinger. 2. Aufl. (189%.) 2 Bände kart. 8 AM 50 A 
Straigeiehtun, von Dr. v. Staudinger. 7. Aufl. (1900.)1M — 
Henle-Schierlinger’3 Handaugsgabe. Seinwanbbb. 4 M 50 5 
Strafprozeßordnung (nebft Gerichtsverf. Geſ.). Tertausg. m. 
Neg. Rot. Imb. 1.4 50 d. — Erläuterte Ausgabe von Dr. v. Stau- 
dinger. 3. Aufl. (1893.) 2.4 — Kommentar von ReichsGR. 
Stenglein. 3. Aufl. (1898.) Geh. 13.4 50 A; Hfab. 15.4 50 d. 
Unfallverficherungsgelehe vom 30. Zuni/5. Juli 1900. Tertausgabe mit 
ausführl. Sachregiſter. Lwdbd. 2 .M 50 3 — Erläut. Ausgabe von Prof. 
Dr. Riloty. 1908. Geb. 4 .M 50 8. 
Urheberredt u. Berlagäredt, von Prof. Dr. BH. Allfeld. 2. Aufl. 
(1901.) Rot. Lob. 1. 20 d. 
Wechſelordnung, v. Prof. Dr. Gareis. 3. Aufl. (1901.) Srobbd. 1.4 509. 
Weingeſetz v. 24. Mai 1901. Erl. v. Th. v. d. Pfordten. &eb.1.M204 
Wettbewerb, unlauterer. RG. v. 27. V. 1896, erl. v. Grünewald. 
2. Aufl. 60 4 
Wuchergeſetze, erläutert von Min.⸗R. Wilh. Henle. (1893.) 1.4804 
Smwangdverfteigerung und Zwangsverwaltung. Reichsgeſetz vom 
24. März 1897, v. Min.-R. with. Dente 2. Aufl. (1901.) 2.4 804 





€. B. Bed’fdre Derlagsbuhhandlung (Oskar Bed) in Münden. 

Folgende zivei für Studium und Praxis gleich werth: 
volle Sammelbändden zur Ergänzung des Bürger: 
lien Geſetzbuchs und des Handelsgeſetzbuchs find in 
rot gebundenen Taſchenaus aben erfchienen: Ä 


Sammiung kleinerer Reichsgesetze und 
Verordnungen privatrechtlichen Inhalts. 


Eine Ergänzung zum Bürgerlihen Geſetzbuche und 
feinen Nebengejfegen. 
Mit alphabetifchem Sachregifter. | 
VI, 197 ©. kl. 8°. Roter Leinwandband 1 «A. 25 9. 


Inhalt: | | 

(Die Reihenfolge ift chronologiſch; die Beifägung eines * bei dem. an- 

gegebenen Datum bedeutet, daB das Geſetz unter einem fpäteren Datum 
änderungen erfahren Hat, die im et „junter entipreddender Nach⸗ 

weifung in Fußnoten] genau berüdfidtigt find.) 

. Geſetz. betreffend die Beſchlagnahme des Arbeits- oder Dienftlohnes. 
Vom 21. Juni 1869*. 

. Gefek, betreffend die Gleichberechtigung der Konfeffionen in bürger⸗ 
licher und ſtaatsbürgerlicher Beziehung. Vom 3. Yuli 1869. 

. Gejeß. betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung bed Ber: 
fonenftanbes bon Bundesangehdrigen im Audlande. Bom 4. Mai 1870*. 

. Geſetz über die Eriverbung und ben Berluft der Bundes» und Staats⸗ 

. angebörigfeit. Vom 1. Juni 1870*. 

. Geſetz, betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenerſatze für bie bei 
dem Betriebe von Eijenbahnen, Vergwerken u. f. w. herbeigeführten 
Zödtungen u. Körperberlegungen (Haftpflichtgejeß). Voin 7. Juni 1871*. 

6. Geſetz, betreffend die Inhaberpapiere mit Prämien. Vom 8. Juni 1871. 

7. Gefeg, betreffend die Beſchränkungen des Grundeigenthums in der 
Umgebung don Feftungen. Vom 21. Dezember 1871*. 

8. Geſetz Über die Rechtsverhältnifſe der zum bienftlihen Gebrauche 

9 
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einer Reichſsverwaltüng beitimmten Gegenftände. Voni 25. Mai 1873. 
. Reichs⸗Militärgeſetz SS. 38, 40-45. Vom 2. Mai 1874. 
. Gefeß über die Beurkundung bed Perjonenftandes und die Che 
ſchließung. Vom 6. Februar 1875*. . 
11. Geſetz, betreffend bie Anfechtung don Rechtshandlungen eines Schuld⸗ 
ner3 außerhalb bed Konkursverfahrens. Dom 21. Auli 1879*. 
12. Geſetz, een den Wucher. Vom 24. Mai 1880 u. 19. Juni 1898*. 
13. Gejeß, betreffend die Unzuläffigteit der Pfändung von Eifenbahn« 
betrieb3mitteln. Vom 3. Mat 1886. . 
14. Geſetz, betreffend das Reichsſchuldbuch. Vom 31. Mai, 1891*. 
15. Geſetz, betreffend die Abzahlungsgeihäfte. Vom 16. Mai 1894. 
16. Befanntmadung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen zu den $$. 
980, 981, 983 des Bürgerlichen — Vom 16. Juni 1808. 
17. Geſetz, betreffend bie Ermächtigung des Reichsſskanzlers zur Bekannt⸗ 
machung der Texte verſchiedener Reichsgeſetze. Vom 17. Mai 1898. 
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18. immungen über das Vereind- und das Cnteruetäregifter. Be: 
lub bed Bundesraths dom 3. November 1898, Erlaß des Reichs⸗ 

— vom 12. November 1898. 

19. Zetangmachng. betreffend Vorſchriften zur Ausführung bes Ge- 
ſetzes über die Beurkundung odes Perſonenſtandes und die Ehe⸗ 

ſchließung. Vom 25. März 1 

20. Verordnung, betreffend bie Sauptmängel und Gewährfriften beim 
Viehhandel. Vom 27. März 189 

21. bpothefenbant ejeß. Vom 13. Juli 1899 


28. Geſeßt, betreffend die gemeinſamen Rechte ber Befiter don Schuld» 


ber reibungen. Dom 4. Dezember 1899. 
23 Gele, betre a das Vereinsweſen. Vom 11. Dezember 1899. 


24. Bekauntmachung,. hetreffend bie Zuſtändigkeit für obeßerflärungen. 


Dom 8. März 1 


Sachregifter. — 


Sammlung kleinerer Reichsgesetze und 
Verordnungen handelsrechtlichen Inhalts. 


Eine Ergänzung zum Handelsgeſetzbuch. 
Mit alphabetifchem Sachregifter. 
VID, 534 ©. El. 8%. Roter Leinwandband 2A 50 d. 


Inhalt. 

(Die Reihenfolge iſt chronologiſch; bie Beifügung eines * bei dem an- 
egebenen Datum bedeutet, daß das Geſetz unter einem fpäteren um 
b Datum bedeutet, daß d ſetz unt ſpä Dat 
eine Novelle Abänderungen erfahren hat, die im Der [unter ent- 
Besipenber Rachweifung in Fußnoten] — berückfichtigt find.) 

eſetz. betreffend die Eintährun der Allgemeinen Deutſchen Wechſel⸗ 
—Aã 5 ne elsRonelien ED eh neo, 
e en Handelsgeſetzbuches a undesgeſetze. Bom 5 uni 1869 
2. ar emeine Deut ae felordnu ng: 
. Geſetz, betreffend die MWechjelftempeliteuer. Vom 10. Juni 1869". 
. Gele ‚betreffend da8 Urheberrecht an Schriftwerken, Abbildungen, 
mufil aliſchen Kompofitionen und dramatiſchen Werken. Vom 11. 
uni 1 
5. Geſetz, betreffend Von baberpapiere mit Prämien. Vom 8. Juni 1871. 
6. Geſeß Über das Po wefen des Deutſchen Reiches. Vom 28. Of: 
tober 1871*. — Auszug 
7. a — 27. Zerember 1872*, 
8 Münz agelet Dom 9. Juli 18 
9. ul ız eireffenb die Yusgabe von Reichskaffenſcheinen. Vom 80. 
il 
10. Shrandungsorbmung. Dom 17. Mai 1874. 
11. Bankgeſetz. Vom 14. März 1875*. 
12. Gefeß, betreffend das Urheberrecht an Werken ber bildenden Kunft. 
18 Gum 9. Jana, 1876 Sud E hi b 
.Geſe etreffen en u 2 botographien gegen unbefugte 
Aesbilbung. Vom 10. —õS 8 geg fug 
14. ea beizerfenb das Urheberrecht Pr Muftern und Mobellen. Vom 
anuar 
15. Gefeß, betreffend bieUnterfuhjung von Seeunfällen. Bom 27. Zuli1877. 
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